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Vorwort. 


Jadem ich dieſe Urkundenſammlung der europaͤiſchen Verfaſſun—⸗ 
gen mit dem vorliegenden dritten Bande vorlaͤufig ſchließe, in 
deſſen Anhang, außer einigen Nachtraͤgen, noch die neuen Ver— 
faſſungsurkunden des Fuͤrſtenthums Hohenzollern⸗Sigmaringen 
und des Königreiches. Hannover. aufgenommen werben konnten, 
erlaube ich. mir folgende Bemerkungen: 

1) Die amerikaniſchen Berfaffungen feit dem Jahre 1767 
werden einen befondern Band bilden, der aber zugleich 
old Fortfegung an diefe Sammlung fi anfchließen, 
und fobald erfcheinen wird, als mehrere der mittel- und 
füdamerifanifchen Staaten zu. einer feſtern Bee * 
ſtaltung, als gegenwaͤrtig, gelangen. 

2) Ein Ergaͤnzungsband zu dieſen drei erſten Bänden 
wird erfcheinen, fobald hinreichende Materialien, entweder 
duch neu eintretende Verfaſſungen, oder. durch Ausmitte- 
fung einiger noch fehlenden (wie 3. B. einiger frühern, 
wieder erlofchenen, Verfaſſungen italienifcher Staaten), 
die ich, aller Bemühungen ungeachtet, bis jest noch nicht 
erhalten Fonnte, zu einem neuen Bande vorliegen. — 
Wahrfcheinlic werden in dem helvetifhen Bundesſtaate 
die erfien neuen Verfaſſungen ins Staatöleben eintreten, 
fo wie, nach öffentlichen Nachrichten, die Stadt Bafel 
am 28. Sept. 1833, und Schwyz inneres Land 
am 29. Sept, neue Verfaffungen angenommen haben, 
die aber noch nicht im. Drude erfchienen find. — Allein 
abfihtlih nahm ich die beiden Entwürfe zur Revifion 
der ſchweizeriſchen Bundesacte (den einen-zu Lucern im 
Dec, 1832, ben. apeifep zu Züri im Mai 1833 be- 
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viren Willen: Borwore 
kannt gewordenen) nicht in dieſe Sammlung auf, weil 
“Beide, ſcheiterten, und thatſachlich noch jest der Bun- 
deöverfrag vom 7. Aug. 1815 gilt. 

Dagegen fügte ich dieſem dritten Bande eine hronolo- 

gifhe Weberfiht aller in den drei Bänden diefer 
Sammlung enthaltenen Urkunden bei, weil diefe, bei 
der Beurtheilung der erſten Baͤnde dieſer Sammlung, in öffent- 
lichen Blättern verlangt, und von mir als zweckmaͤßig und den 
Gebraud) des Werkes wefentlich erleihternd anerkannt ward. 
Aehnliche . Ueberfichten finden fich bekauntlich auch im recueil 
von, v. Martens. So muͤhſam dieſe Arbeit war; ſo hoffe 
ich doch, ſoll ſie nicht unwillkommen ſeyn. — 
So moͤge denn dieſe Sammlung, namentlich nad) ihren ge⸗ 
ſchichtlichen und: publiciſtiſchen Einleitungen, nicht: blos den au- 
genblicklichen Beduͤrfniſſen des Nachſchlagens genuͤgen, ſondern 
auch die Fortbildung der neuen Wiſſenſchaft des conſtitutio⸗ 
nellen Staatsrechts zu. einer vollendetern ſyſtematiſchen 
Form befoͤrdern. Denn je weiter das conſtitutionelle Leben uͤber 
Europa, und beſonders uͤber Teutſchland ſich ‘verbreitet; deſto 
dringender kuͤndigt ſich das Beduͤrfniß an, mit dem allgemeinen 
teutſchen Bundesrechteauch die wiſſenſchaftliche Behandlung des 
beſondern conſtitutionellen Staatsrechts der einzelnen europaͤiſchen 
und teutſchen Staaten auf unſern Hochſchulen zu verbinden. 
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? 1. 
Pole m. 


Unter Negenten aus der piaftifchen. und jagellonifchen Dynaſtie bildete, 
wihrend des Mittelalters, das Königreich Polen die Vormauer : des 
chriſtlichen Europa gegen die. afiatifchen Völker und Horden, . So uns 
vollommen auch in jenen Jahrhunderten ‘die. Verfafjung diefes Sla⸗ 
venſtaates wars; ſo war: eö. doch. für bie ‚bürgerliche und. politifche 
Entwidelung des uͤbrigen europaͤiſchen Staatenſyſtems vortheilhaft, daß 
der Andrang ber Mongolen, der Zataren, ber Ddmanen und: ber: Ruf 
fen gegen Europa, in der Macht der Polen einen bedeutenden Wider: 
fand fand, und daß felbft der teutfche Ritterſtaat an der Oſtſee biefer 
volniſchen Macht ſo wenig gewachſen war, daß das halbe Ordensland, 
Beflpreußen, im Thorner Vertrage vom Jahre 1466 den Polen abger 
fteten werben mußte. 

As aber im Jahre 1572 der jagellonifhe Mannsftamm mit dem 
Knige Sigismund Auguft in Polen erlofch, und Polen ein Wahls 
teih warb; da ſank die Kraft des Reiches unter. biefen Wahlkoͤnigen 
um fo tiefer, je größer bie ariftofratiihe Anarchie war, die fich; über 
Sormatien ausbreitete, und je bebeutenber, während dieſer Zeit, bie 
dortfhritte waren, welche die uͤbrigen europäifchen Völker und Reiche in 
der Cibiliſation und in der feſtern Begründung ihrer Staatöformen machs 
ten. Denn wenn gleich die, von den polniſchen Wahlfönigen befchwor- 
nen, fogenannten paota’ conventa einen Staatövertrag zwifchen dem 
Könige und der Republik. Polen bildeten; fo fehlte.es doch. dieſem Staate, 
in Hinficht feiner Verfaſſung, an einer feften Unterlage. Denn ein Sta: 
benftaat, der nicht einmal die germanifche Staatsform des Fehnsiy: 
ſtems kannte, und dem der ‚dritte Stand-abging, durch welchen im 
germanishen Staatenfofteme die landſtaͤn diſche Verfaſſung einen. bes 
fimmten politifchen Charakter gewann, mußte unaufhaltbar veralten, und 
feiner endlichen Auflöfung. entgegen gehen, wenn er nicht. durch ein aus 
feiner Mitte bervorgehendes Peincip zu einem neuen politiſchen 
Daſeyn verjuͤngt ward. 

So ſtand Polen‘ zu der Zeit, ‚als Stanislaus Auguſtus Po⸗ 
niatowsky im Jahre 1764 unter ruſſiſchem Einfluſſe den erledigten 
Rahhren beſtieg, nach feiner innern Berfaffung im Ihärften Gegenfage 


gegen das übrige, in- raſchm — ſeiner politiſchen Entwickelung 
entgegen reifende, Europa. Die erſte— Theilung Polens im Jahre 1772 
verkuͤndigte es übrigens, daß das ſeit beinahe 300 Jahren im europaͤi— 
ſchen Staatenbunde herrfchende Syſtem des politifchen Gleitygewichts in 
feiner Grüundbedingung des rechtlichen Voͤlkerbeſitzes bereit maͤch— 
tig erfchüttert worden fey, und die diplomatifche Rolle, welche der ruf: 
fifche Gefandte feit diefer erften Theilung in Warfchau übernahm, war 
nicht dazu geeignet, die innere Desorganifation diefes Slavenftaates zu 
mindern, und ihn zu einem zeitgemäßen neuen politifchen Leben zu erheben. 

Alein als an der Seine im Jahre 1789, mit dem Zufammentres 
ten der. erften franzöfifchen Nationalverfammlung ,' die neue. politifche 
Form des älteften chriftlichen Königreiches im jüngern Europa eingeleitet 
ward; da erwachte auch an der Weichfel, früher als in den übrigen 
europäifchen Reichen, ein neuer politiiher Geift. Die Kaiferin Katharina 
von Rußland war. damals mit der Pforte, und: mit Schweden in Krieg 
verwidelt, und. biefen Zeitpunct fanden die Polen beſonders günflig, Dem 
drlidenden Einfluſſe Rußlands fich zu. entziehen, und durch ein Buͤndniß 
mit Preußen ihre Fünftige politifhe Eriftenz zu fichern, weil Preußen - in 
jener: Zeit bie fiegreichen Zortfchritte Rußlands und. Deftreich$ gegen Die 
Pforte nicht ohne Befürchtung für feine eigene politifche Sicherheit beob⸗ 
achtete, und deshalb der Pforte, in einem befondern Vertrage, die Ins 
tegrität ihrer Beſitzungen garantirte. 

Schon am 6. Det. 1788 ward ber polnifche Reichstag eröffnet, auf 
welchem fogleich, im Sitzungsſaale der Senatoren, nach geheimer Stim⸗ 
menfammlung, durch Mehrheit der Stimmen das bis dahin. beftandene 
freie Veto aufgehoben ward, welches alle frühere Reichötage; zerriffen 
und die beabfichtigten Verbeſſerungen im polnifchen Reiche von dem 
Willen eines einzigen flimmenden Individuums abhängig. genadht haste. 
Die von Rußland vorgefchlagene Allianz ward, von dem Reichötage ab— 
gelehnt; theild weil Preußen dagegen proteftirt hatte, theil$ weil Polen 
ohne eine gut organifirte Armee und bei feinen zerrütteten Finanzen an 
dem Tuͤrkenkriege feinen Antheil nehmen konnte. Der Reichötag befchloß 
am 24. Oct. die Ergänzung des ftehenden Heers von 18,000 Mann 
bis auf 100,000 Mann, um durch die Kraft und Haltung deffelben dem 
polnifchen Weiche feine neue Stellung im europäifchen Staatenſyſteme 
zu fichern.. Zwar ließ am 5. Nov. Katharina durch ihren Gefandten 
bei dem Reichstage gegen jede Veränberung der polnischen Verfaſſung 
proteftiren; allein die Landboten beharrten bei. ihrem Zwede, die bishe— 
sige Verfaffung. zu verbeffern, und. forderten von dem ‚Könige die Erklaͤ⸗ 
rung, ob er das Intereffe Rußlands unterftügen wolle, — in welchem 
Falle fie ale ihn verlaffen würden, — oder ob er die Grundlage der 
neuen Verfaſſung zur Rettung des Staates gegen ih Einfluß anzu⸗ 
nehmen geneigt ſey. 
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- Der König willigte ein, und der Neichötag erflärte am 17, Nov, 
in einer Note an Rußland, daß er fich als unabhängig und als geſetz⸗ 
gebende Macht betrachte. „Man hoffe, die Kaiferin werde, wenn etwaß 
in der polnifchen Verfaſſung geändert würde, eine Freude über den voll: 
fommmern Zuftand der. Republik empfinden, und man erfuche fie wies 
derholt, die ruffifchen - Truppen fchleunigft aus dem Gebiete der Repus 
vlik zu entfernen, um jede Gollifion mit der Pforte zu vermeiden. 

Gleichzeitig erhielt am 17. Nov. der Reichstag eine preußifche 
Note, in welcher die neue militärifche Organifation gepriefen, und bie 
Republik ermuntert ward, in ihren Einrichtungen im Innern fortzufahs 
ren; wobei der König von Preußen erklärte, die Unabhängigkeit der Re: 
publik zu garantiren, und in ihre innere Einrichtung, fo wie in die 
Freiheit Der Berathſchlagungen und Beſchluͤſſe des Reichstages ſich nicht 
zu miſchen. In einer officiellen Note vom 10. Dec. 1789 wiederholte 
Preußen das Anerbieten ſeiner Allianz, doch unter der Bedingung, daß, 
vor dem Abſchluſſe derſelben, die Regierungsform und die kuͤnftige Thron— 
folge in Polen naͤher beſtimmt wuͤrde Darauf legte der Biſchof von 
Kaminiec, Kranſinski, als Praͤſes der Commiſſion, welche mit der Ab⸗ 
faſſung der neuen Verfaſſung beauftragt war, dem Reichstage acht 
Hauptpuncte der neuen Verfaffung vor, welche am 13. Dee. von dem 
Reihstage angenommen wurden. 

Nach diefen Vorfchritten zur neuen Verfaffung, ward am 29. Mir 
1790 daS Bündniß zwifhen Preußen und Polen unterzeichnef, 
nach welchem. Preußen, im Falle eines Angriffs, 12,000 Mann Infans 
terie und 4000 Mann avallerie, Polen aber 4000 Mann Infanterie 
md 8000 Mann Cavallerie zu fellen, und, wenn dies nicht: ausreichen 
follte, Preußen fein Huͤlfscorps auf 30,000 Mann, Polen das feinige 
auf 20,000 Mann zu erhöhen verfprah. Niemand follte fich in Polens 
innere Angelegenheiten mifchen. Gefihähe ed dennoch; fo verſprach Preis 
fen zuerft feine freundfchaftlihe Verwendung, und, wenn biefe fruchtlos 
wäre, den vertragsmäßigen Beiftand. Beide Mächte garantirtem’f ich 
ihre Beſitzungen. 

Bei der Verlängerung des Reichstages ward fortdauernd uͤber bie 
iinzelnen Puncte der Verfafjung verhandelt, am 8. Dct. 1790 der Chur⸗ 
fürft von Sachſen zum Thronfolger vorgefchlagen, und am 6. Dec. felbft 
ein Allianzvertrag mit der Pforte entworfen, der aber nicht zur Vollzies 
hung fam. Noch faßte ber Reichstag am 3. San. 1791 den Beichluß, 
daß jedes Mitglied deffelben mit der Todesſtrafe belegt werben follte, 
welches uͤberwieſen würde; von einer. fremben Macht eine Penfion zu 
sieben. 

Bon großer Wichtigkeit war es, daß am 14. April 1791 den pols 
niſchen Städten ein Sreibeitäbsief ertheilt ward, in welchem. fie den 
größten Theil ihrer alten Privilegien,: und. noch einige ER 


4 Polen. | 
Vorrechte zugeftanden erhielten, wodurch der Drud, unter welchem f 
bisher gefchmachtet hatten, aufgehoben und der ganze Bürgerftand i 
Polen für die neue Ordnung der Dinge gewonnen und begeiftert war 
: Da diefer Freiheitöbrief der Städte im dritten Abfchnitte d. 
Berfaffung vom 3. Mai 1791 feine Beftätigung erhielt, und dadurch e 
nen integrirenden Theil der polnifchen Derfaffung felbft bildete; fo_mu 
derfelbe der Verfaffung vorausgefchidt werden. 


a) Freiheitsbrief der Eönigl. Städte in Polen von 
Ä 14. April 1791. | 
Erfter Artikel, 


Bon den Städten. 


1. Alle Eönigliche Städte in den Landen der Republik find frei. 

2. Die Bewohner biefer Städte erkennen wir für freie Leute, Ihre Grünbi 
Häufer, Bezirke, Dörfer, die jest zu dieſen Städten gehören, erklären Wir ihnen 
als erblich, jedoch den anhängigen, und noch nicht vollendeten, Proceſſen unbefchadei 
Städten, bie. ihre Errichtungsurfunden verloren haben, werben Wir Ki 
nig, wenn fie beweijen, daß fie felbe hatten, mit Auszeichnung der Gründe, bie fi 
jest unftreitig befigen, die Freiheitsdiplomen erneuern. - 

4. Jenen koͤnigl. Städten, wo bie Kleinen Landtage gehalten werben, gebe 
Wir folhe Errihtungsbriefe, wenn fie fie auch vorher nicht hatten. 

5. Wenn fid) auf einem Eöniglichen Grunde wegen guter Lage eine Anzah 
freier Leute niederläßt, und ihrem Wohnfige die Geftalt einer Stadt giebt; fo wol 
len Wir diefen Anfiedlern eine Errichtungsurfunde mit Beigebung der. nöthigeı 
Grundſtuͤcke ertheilen. | 

. Seder, Erbherr Tann, auf feinen Erbgütern, Städte aus freien Leuten 
oder freigelaffenen Bauern errichten, oder feine erblichen Städte zu freien Städte 
machen; diefe Städte gehören aber nur dann unter bie Zahl ber freien Stäbte 
wenn ihnen ber Erbherr erbliche Gründe giebt, wo fodann Wir König, auf: Anfu 
chen bes Erbheren, diefen Städten ein Beftätigungsdiplom geben, und bie Errid) 
tungsurfunde des Grundheren demfelben einfchalten laffen werden. 

7. So wie für alle Städte nur ein Geſetz ift; ſo werben. bie Bürger wat 

immer für einer Stadt gleiche Rechte aus gegenwärtigem Geſetze genießen. 
8. Alle Stäbtebewohner, Adeliche und Unabeliche, welche einen Handel nad 
Ellen und Gewicht treiben wollen; alle die in Städten Befisungen haben, obei 
felbe erft erlangen, von weldem Range, Würde, Handwerk und Kunft fie feyr 
mögen, müffen das Bürgerreht annchmen, und unter felbem ftehen; auch anberr 
Edelleuten ift es erlaubt, Bürger zu werben. 

9, Die Aufnahme zu Bürgern gefchieht auf folgende Art: Jeder, der Bür 
ger werben will, ftellt fi) vor dem Magiftrate, perfönli, oder durch einen Be: 
vollmädhtigten, und legt folgenden Eid ab: „Ih N. N. werde dem Allerdurch 
lauchtigſten König und der Regierung getreu bleiben; und verbinde mich, die Ge: 
ker und Verfügungen ber Reichſtage auf das genauefte zu beobachten. Der Obrig: 

eit der Stadt N., zu welcher ich ald Bürger gehöre, will ich unterworfen feyn, 
und alle Bürgerpflichten erfüllen. Diejes gelobe ich für. mich und meine Erben.” 
Nach diefer Betheuerung wird der Aufgenommene in das Buͤrgerbuch eingefchrieben. 
“ - 10, Die Städte find verbumden, alle rechtfchaffene Fremde, Handwerker, unt 
alle freie, Niemandem unterthänige Leute, hriftlicher Religion, unentgeldlich als 
Bürger aufzunehmen und einzufchreib"n. | Ä 

11. Allen gebornen Adelihen, oder jenen Bürgerlichen, die fich in den Abel: 
ftand erheben Laffen wollen, foll die Aufnahme und Beibehaltung des Buͤrgerrechts, 
Verwaltung bürgerliher Amter, Führung alles Handels, Treibung was immer fi 
eines Handwerkes, weder ihnen felbft, noch ihren Nachkommen in ihrem Abel, und 


deffen Vorrechten im Geringften ſchaden *). 


4 Hierdurch wurden bie bem Abel hoͤchſt ſchaͤblichen Gefege von ben Sahren 1505, burä 
welche ben Adelichen bei Werluft des Adels; bei Gonfifcirung ber adelichen zGuͤter, di 


#. 


— 
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12. Da bie Wahl eines eigenen’ Magiftrats, insbefonder der Buͤrgermeiſter, 

Suadtſchulzen und anderer Beamten, durch die Buͤrgerſchaft ein vorzuͤgliches Kenns 
zeichen der Freiheit iſt; fo follen die Städte diefes Recht behalten. Es foll ihnen 
auh ganz frei ftehen, für ihre innere Ordnung zu forgen, und auf derfelben Be: 
obachtung zu halten, wovon fie der Polizeicommiffion nur durch Berichte Nachricht 
za geben verbunden find. 
‚ 313. Ale Bewohner der Städte, die ins Bürgerbuch eingefchrieben find, und 
eine erbliche Befigung haben, können zu allen ftädtifchen Aemtern durch Mehrheit 
der Stimmen gewählt werben und mählen. Jedoch kann Niemand eine abeliche Dis 
frietswürde, oder ein Amt der vollgiehenden Macht zugleich mit dem Amte eines 
ſtaͤdtiſchen Bevollmächtigten, unter der Nichtigkeit beider Aemter begleiten. Auch 
— ‚ der in Militaͤrdienſten wirklich ſteht, kann zugleich ein ſtaͤdtiſcher Beam: 
er feyn. 


Zweiter Artikel, 
Don den Rechten ber Bürger — F 


1. Das Grundgeſetz neminem captivabimus nisi jure vietum*) 
befnen Wir auch auf die in den Städten anfäffigen Bürger aus, mit Ausnahme 
der betrügerifchen Bankeroutiere, die Eeine hinlängliche Bürgfchaft für ſich ftellen 
innen, und jener, die auf frifcher That ertappet worden find. 

2. Diejenigen Städte, in welchen Appellationsgerichte befindlich find, werben 
vor jedem ordentlihen Reichötage einen Bevollmächtigten durdy die Mehrheit der 
Stimmen erwählen, ber in der Stadt erblich angefeffen, dienſttauglich, in Eeiner 
Unterfuhung begriffen, nod durch ein Verbrechen befudelt fey, fondern ſchon durch 
ein ſtaͤdtiſches Amt ſich ausgezeichnet habe. Die Städte haben die Freiheit, diefe 
Bevollmächtigten auch aus andern Städten zu wählen. Diefe Bevollmächtigten 
müffen an dem Zage, wenn der Reichstag anfängt, in der Stadt, wo der Reiche: 
tag gehalten wird, zufammen fommen, und den Act ihrer Wahl dem Reichstags: 
marfhall überreihen. Auf den Provinziallandtagen wird man die Bevollmächtigs 
tin der Städte zur Polizei: Schagcommiffion, und dem Affefforio **) auswählen, 
und beftiimmen, wer aus ihnen zu jeder Commiſſion oder dem Affefforio gehöre. 
Und obgleich diefe alle nah ihrer Beftimmung den Commiffionen und dem Aſſeſſo— 
rio beifigen dürfen; fo follen doch in der Schatz- und Polizeicommiffion nie mehr 
als zwei, bei dem Affefforio nie mehr als drei aus jeder Provinz beifigen dürfen. 
Dieſe Commiſſion und Affefforialbeifiser werden in ftädtifchen und Handelägefchäf: 
tin eine wirkende entfcheidende Stimme, in anderen Gefhhäften aber nur eine 

satbende Stimme haben. Wird einer diefer, oder alle Bevollmädhtigten, von 


einer an fi bringen würde, verboten wurde, bad Bürgerrecht anzunehmen, unb in 
Städten einen Handel, Handwerk, oder irgend ein andred bürgerliched Gewerbe zu 
treiben, gänzlih aufgehaben, nachdem ſchon durch ein Gefeg vom Jahre 1775 ben 
Abdelichen die Befugniß zum Kandel ohne Nachtheil des Adeld ertheilt worden war. 


”) Diefed Grundgefeg, welches im Sahre 1442 zuerft gegeben, durch dad Gefeg vom 
Sabre 1433 und jened vom Jahre 1550 erweitert wurde, und welches man bie Ha- 
beas Corpus-Acte ber Polen nennen Eann, befreiete die Edelleute von allem Ar—⸗ 
tefte wegen eined Verbrechens, von aller Eonfiscation ihrer Güter, in fo lange, bis 
fie rechtlich überwiefen feyn würben; außer ber Verbrecher würde auf ber frifchen 
That im Diebfiahl, oder dem Verbrehen des Mordes, Mädchen oher Weiberraus 
beö, des Raubes, der Brandlegung, und Öffentlicher Gewalt ertappet, ober er koͤnnte 
für ſich keine hinlänglide Sicherheit ftellen. 


”) Affefforialgerihte wurden von ben zwei Großfanzlern, ober in ihrer Abwes 
fenheit von den Unterkanzlern, von einem jeden für fein Land befonders, unter Bei: 
fitung der referirenden Kanzleivorfteher, der Secretäre bed Königs und ber Notas 
tien der Decrete gehalten; fie befhäftigten fih Anfangs mit den Appellationen for 
wohl von ben Gerichten ber Adelichen, ald der Städte. Nah Sigismund Augufts 
Tode wurden die Appellationen der Adelichen dieſem Gerichte entzogen; fo daß es 
fi nur mit den Appellationen von ben Urtheilen der Städte, ber Woywoden in 
Judenſtreitigkeiten, dann mit den Rechtsſachen der Städte felbft, der Inhaber Fönig- 
licher Lehengäter und allen auf Privilegien ſich gründenden Angelegenheiten Leſchaͤf⸗ 
tigt. Zengnid Jus publ, R, Pol, Tom, II. p. 189 und 533, 
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ben das Wahlrecht habenden Stäbten beitätiget; fo bleiben fie noch. auf zwei ander 
Sabre. Die Befoldungen für diefe Beifiger und Commiffaire werden Wir, jebod 
nur für obige für die Commiſſionen und das Aſſeſſorium beitimmte Anzahl, be 
dem Entwurfe der Ausgabetabellen beftimmen. * 

3. Damit die Vorſorge der Regierung auch den Forderungen ber Städt 
Gerechtigkeit wiederfahren laſſe; fo erlauben wir unfern Städten burd 
die Beifiger, oder ftädtifchen Commiſſaire bei den Affefforialgerihten der Schas 
und der Polizeicommiffion, bie Wünfche der Städte dem Reichötage vorzutragen 
dieſe werden, wenn es noͤthig feyn wird, und fie wollen, bei dem Reidhstagsmar 
fhall um die Stimme bitten, die ihnen nicht abgefchlagen werben darf, und fie wer 
ben, fo wie es bei der Stimmenfammlung ber andern Abgeorbneten von den Com 
miffionen gewöhnlich ift, ihre Meinungen vortragen. 

4. Nach zweijähriger Dienftleiftung: bei den Commiſſionen follen diefe Bevoll 
mädhtigten der Städte am naͤchſten Reichstage, ohne Entridtung einer Tare, ir 
den Adelſtand erhoben werben, wenn fie noch nicht adelig find. 

5. In Zukunft fol es jedem Bürger frei feyn, abelige und andere Güte 
erblih mit allem Eigenthumsrechte an ſich zu bringen, und auch dem rechtlicher 
Erben zu hinterlaffen; die Güter durch Erbfolge oder Pfandrecht zu erwerben, in 
Begriff welcher fie, wenn fie auch Bürger find, body der gewöhnlichen adeliger 
Gerichtöbarkeit unterworfen feyn follen. 

6. Jener Bürger, der ein ganzes Dorf oder Städtchen erblich Faufet, wonor 
er an ber Abgabe des zehnten Grofchen zum weniaften 200 polniſche Gulden ent: 
richtet, der fol am naͤchſten Reichstage, wenn er dem Reichstagsmarſchall deshalb 
fein Gefuh an die Stande überreichet, Eraft gegenwärtigen Gefeges in den Adels 
fland erhoben werben. 

7. Nebſt diefem follen auf jedem Reichstage 30 bürgerlihe, in ben GStäbten 
erblich Begüterte in den Abel: erhoben werden, wo bie erſte Ruͤckſicht auf bie in 
Kriegsdienften ſich Auszeichnende, auf jene, die in den Civil: Kriegscommilffionen 
beifisen, die Fabriken anlegen, oder Handel mit inländifchen Producten treiben, 
und dabei auf die Empfehlungen der Landboten und Städte genommen werben muß. 

8. Bei der ganzen Armee, (mit Ausnahme der Nationalcavallerie,) bei jebem 
Corps, Regiment und Pulk werden Bürgerliche in Zukunft Offiicersftellen beklei— 
den koͤnnen, jener, ber den Rang eines Stabscapitäns, oder Kapitäns einer Com⸗ 
pagnie bei der Infanterie und eines KRittmeifters bei einem Pulke erlangt, der foll 
burch gegenwärtiges Geſetz mit allen feinen Nachkommen in ben Abdelftand erhoben 
werben, und Wir König werben ihm das Abelsbiplom gegen Vorzeigung feines Pas 
tents ohne Entricdhtung der Stempeltare ertheilen. 

9. In Bufunft wird e8 den Bürgerlichen erlaubt feyn, in ben Kanzleien und 
Gerichtöftuben, allen politifchen Gommiffionen und Zribunalsbifafterien, und bei 
geringern Gerichtöftellen zu arbeiten, zu abvociren, und andere Dienfte zu thun, 
auch nad ihren Verdienſten und Fähigkeiten vorzurüden. Wer die Würde eines 
Kanzletvorftchers bei ben Regierungsdilafterien erlangt; ber foll auf dem erften 
Reichstage in den Abdelftand erhoben werden, und Wir König werben ibm das Adels⸗ 
diplom unentgeldlidh ausfolgen laffen. 

10. Im geiftlihen Stande werben die Bürgerlichen, bei ben Collegiatkirchen 
die Prälaten: und Domherrnſtellen, bei Kathedratficchen aber die Domberrnftellen, 

gu welchen Doctores erfordert werden, befleiden, auch alle Säculars und Regulars 
eneficien erlangen Eönnen, mit Ausnahme jener, die ausdruͤcklich bloß für Adelige 
geftiftet find. 

11. Zu fen Eivil» Kriegscommiffionen der Woywodſchaften, Diftricte und Ges 
biete koͤnnen aus den Städten, bie in dem Gebiete ber Kriegscommiffionen liegen, 
zu jeder Commiſſion drei Beifiser gewählt werben, fie mögen abelig oder bürgerlich 
feyn, wenn fie nur in der Stadt eine erbliche Befigung haben. 

12. Wenn unfere Städte Thorn und Danzig ein Gefuh an die Stände has 
ben; fo werden fie durch ihren Secretär es dem Marſchall übergeben, oder es felbft 
durch Deputicte, nah vom Marſchalle angefuchter Erlaubniß, die ihnen nicht abe 
zufchlagen ijt, vortragen. 

13. Die Strafe derjenigen, bie fälfchlich vorgeben, daß fie begütert find, ift 
folgende: Wer immer gegen einen Revers Semanbem ein abeliges Erbgut übergiebt, 
wird ed auf immer verlieren, und. das Gericht fpricht dem das Eigenthum des vers 
reverfirten Erbguts zu, ber den Revers beweifet. Und follte auch der, ber gegen 
Revers das Erbgut befiget,. die Renerfirung beweiſen; fo wird es ihm auf immer 
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14. Alle aͤltere Geſetze und Verfuͤgungen, die gegenwaͤrtigen Geſetzen zuwider 
find, werden hiemit aufgehoben, und Wir wollen dieſe Verfuͤgung für ein Grund⸗ 


geieg angenommen haben. ‘ 


Dritter Artikel 


Bon ber Rechtspflege der Bürger. 


1. Indem wir die Städte bei ihrer eigenen Gerichtsbarkeit ihres Bezirkes lafs 
m; fo nehmen wir die Städte nebft ihren Vorftädten von aller anderen Gerichts: 
barkeit, ald der Zribunale, abeligen Diftrictögerichte, der Woypwodſchaften, Staro: 
kim und Kaftellaneien aus; außer dem nicht geendeten, von den Commiffionen zu 
vn Zribunalen abgefendeten Proceffen. Das Gericht des Hofmarfchalls, welches 
zur unfere koͤnigliche Reſidenzſtadt betrifft, weifen wir in die Grenzen feiner eiges 
un Mat zuruͤck. | | 

2. Alle geiftliche und weltliche Vogteien, ja auch jene Heinen Städtchen, bie‘ 
in dem ben koͤniglichen Städten anfangs angewiefenen Stabtgebiete liegen, werben 
von und fo, made fie befeffen werben, in Zukunft in Ruͤckſicht der Gerichtsbarkeit 
und Polizei aufgehoben 5; vielmehr unterwerfen wir diefe Vogteien ber Gerichtsbars 
kit der Magiftrate, jedoch behalten die Eigenthümer dieſer Gründe, alle Zinfen, 
ud wie immer geartete Einkünfte. Ä 

3. Hingegen wo die Städte adelige Dörfer erblich haben, müffen fie, in ben 
Rrhtsfachen wegen diefer Dörfer, dem adeligen Diftrictsrichter Antwort geben. 

4, Alle in den Städten begüterte Einwohner, was immer für einen Handel 
er Handwerk fie auch treiben, unterliegen der ftädtifchen Gerichtsbarkeit, und muͤſ⸗ 
im die Abgaben, wie andere Bürger, ohne Rüdfiht auf was immer für Exem⸗ 
konn entrichten. 

5. In jeder Stadt hat der gewählte Magiftrat die Gerichtsbarkeit in Streit: 
ſachen. Bei diefen Magiftraten werben alle Arten von Proceffen in erfter Inſtanz 
catſhieden, und zwar Rechtsfachen, deren "Betrag die Summe von 800 fl. poln. 
niht überfteiget, oder Injurienhändel, worüber nur ein breitägiger Arreft verhängt 
wird, follen bei dieſen Magiftraten ohne Appellation gänzlich entfchieden werden. 
Ja größern Sachen aber geht die Appellation an bie beftellten Appellutionsgerichte: 

6. Zu Appellationen ernennen Wir folgende Städte, und insbefondere in 
8ltinpolen: Krakau, Lublin, Luck, Zytomierz, Winnica, Kaminiec in Pobos 
vn, Drohiczyn. In Großpolen: Pofen, Kaliih, Gnefen, Lenczyc, Warfchau, 
Emd;, Plod. Im Litthauen die Städte Wilna, Grobno, Kowno, Rowo— 

‚ Minst, "das litthauifche Brzesc, Pinsk. Zu dem Appellationsgerichte in 
Cru gehören die in der Cracauer Woymodfchaft, und die in den Gebieten von 
Eadomie, Wislic und Chencin liegenden Städte. Zu dem Appellationsgerichte in 
&ublin gehören die Städte der Wohwodſchaft Lublin, der Gebiete von Rabom und 
dyecthhn und der Diftricte von Lenczyc und Chelm. Zu dem Appellationsgerichte 
in &ud gehören die Städte der Woywodſchaften Bolhynien und Beiz. Zu dem Ap- 
rlationsgerichte in Zytomierz gehören die ‚Städte der MWoymodfchaft Kiow. Zu 
im Ippellationsgerichte in Kaminiec in Pobolien, die Städte der Woywobfchaften 
Pobolien. Zu dem Appellationsgerichte in Drohyczyn, die Städte ber. Woymwodfchaft 
Prlahien. Zu «dem Appellationsgerichte in Pofen gehören die Städte der Woy— 
sodfhaften Pofen und der Diftricte Wfchow. Zu dem Appellationsgerichte in Ka: 
ih die Staͤdte, bie in der Woywodſchaft Kalifh, dem Bezirke Konin und dem _ 
Besicke Pyedr dieffeitö der Warte liegen. Zu dem Appellationsgerichte in Gnefen 
ehören die in der Woywodfchaft Gnefen, dem Bezirke Konin, und den. Bezirken 
Pöbr, jenfeits der Warte liegenden Etädte. Zu dem Appellationsgerichte in Sie: 
u gehören die Städte der Woywodſchaft Sieradz des Bezirkes Wielun. Zu dem 
Ippellationggerichte in Warfchau gehören die Städte, die in bem Herzogthume Mafo: 
dien und der Woywodſchaft Rawa liegen. Zu dem Appellationegerichte in Lenczyc 
hören die Staͤdte der Woywodſchaft Lenczye, Brzesc in Kujavien und Inow— 
team. Zu dem Appellationsgerichte in Plock gehören die Städte der Woywod⸗ 
(daft Pod, des Bezirks Zawskrzyn, und des Bezirkes Bobrzyn. Zu den Appella- 
Konsgerihten, die in Litthauen aufgeftellt find, als: Zu dem Appellationsgerichte 
" Ding gehören bie Städte der Woymodfchaft Wilna, der Bezirk Oszmian, Lidzf, 

Braslav, der Woywodſchaft und des Bezirkes Trock. Zu Grodno, bie 
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Städte bed Grodner, Wolkowysker und Merecer Bezirkes. Zu Kowno bie Städt: 
des Herzogthums Samogitien, der Bezirke Kowno, Prenst und Upig. Zu dem Ap 
pellationsgerichte in Nowogrodek bie Städte der Woywodſchaft — und beı 
Bezirke von Slonim und Sluczoresk. Zu Brzesc in Litthauen die. Städte ber Woy 
wobfchaft Braesc und des Bezirkes Kobryn. Zu dem Appellationsgerichte in Pins! 
gehören die Städte der Bezirke Pinks, Zarenczyn, Mozyr und Rzeczyca. Zu ben 
Appellationsgerichte in Minsk gehören die Städte der Woymwobfchaften Minsk, Po: 
lod, Witepsk und des Bezirkes Orfzan. 

In dieſen Städten werden alle zwei Jahre fünf Perfonen, abelige obeı 
unabdelige, ober begüterte Bürger, ober auch Magiftratsperfonen diefer Etädte obeı 
von anderen jedem Appellationsgerichte untertworfenen Städten gewählt. Diefe Per 
fonen werden das Appellationsgericht ausmachen; jedoch mit dem Vorbehalte, dal 
jene Magiftratöperfonen und Schöppen, melde zum Appellationsgerihhte gemähle: 
werden, fo lange fie dem Appellationsgeridhte beifigen, den Gerichten der erfter 
Snftanz jener Magiftrate, aus welchen fie gemählet worden, nicht beifigen dürfen. 

8. Diefe Gerichte entfcheiden die Appellationen von den Magiftraten in Sa: 
chen, deren Belrag 300 fl. poln. oder die Strafe von einem dreitägigen Arreft, unt 
nidt die Summe von 3000 fl, poln. oder eine breimöchentliche Arreftftrafe über: 
fteigt, ohne fernere Appellation. In allen Proceffen, die den Werth von 3000 fl. 
poln. oder eine bdreimöchentliche Arreftftrafe überfteigen, geht die Appellation vor 
den Magiftraten erfter Inftang nicht an die Appellationsgerichte, fondern an um: 
fere Hofgerichte, fowohl in Kronpolen, ald auch in Eitthauen. 

. Die Magiftrate werden peinliche Proceſſe nicht entfcheiben dürfen, ſonderr 
müffen felbe gerade an die Appellationsgerichte abſchicken, welche die Griminalpro: 
ceffe zu entfcheiden das Recht haben, jedoch mit diefem Vorbehalte, daß fie nur 
Strafen auf zeitliche Gefängniß auf der Stelle vollziehen Fönnen. Wird der Ver: 
brecher aber zum lebenslänglichen Gefängniffe, ober zum Zode verurtheilet; fo muf 
das Appellationsgericht die Unterfuhung und das Urtheil dem Affefforialgerichte vor 
ber Bekanntmachung überfenden. Bindet das Affefforialgericht ein ſolches Urtheil 
auf lebenslängliches Gefängnig ober die Zobesftrafe gerecht; fo Fann es dann erfi 
vollgogen werden. Zugleich aber behalten wir dem Hofgerichte alle Proceffe wegen 
übler Verwaltung ftädtifcher Aemter, wie auch wegen der Einkünfte der ftädtifcher 
Paͤchter, und alle andere durch die Reichögefege dahin gehörigen hiemit bevor. 

10. Enblid werden die Städte in Sachen innerliher Orbnung, und ihre 

Einkünfte überhaupt der Polizeicommiffion unterworfen feyn. - 


— — 


Die neue Verfaſſung Polens ſelbſt, abgefaßt vom Grafen Sana; 
Potodi und Hugo Collowtay, ward am 3. Mai 1791 mit große 
Stimmenmehrheit angenommen; nur die Landboten von Kalifh, Su: 
chorzewski, und von Pobolien, Plotnidi, und die Gaftellane Czet— 
wertynski und O zarowski, proteflirten dagegen. Der König wart 
von denjenigen Puncten feines Wahlvertrages freigefprochen, welche mi 
der neuen DVerfaffung nicht vereinigt werden Fonnten, und darauf bi, 
neue Verfaffung von dem Könige unter dem Xhrone, und von aller 
‚Gliedern des Neichötages, von den Großen des Reiches und von dei 
Bürgern der Hauptftabt in der Kirche befchworen, wohin fie der Könii 
geführt hatte, | 


b) Berfaffung vom 3. Mai 1791. 


Stanislaus Auguftus von Gottes Gnaben und dur den Willen der Natior 
König von Polen, Großherzog von Litthauen u. f. f. zugleich mit den in verbop: 
pelter Zahl die polnifche Nation repräfentirenden conföderirten Ständen. 

Da Wir überzeugt find, daß unfer aller gemeinſchaftliches Schidfal einzig unt 
allein von der Gründung und Vervolllommnung ber Nationalverfaffung abhängt, umt 
durch eine lange Erfahrung die verjährten Fehler unferer Regierungsverfaffung Een. 
nen gelernet haben; da wir bie Lage, worin fi) Europa befindet, und den zu Endı 
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eilenden Augenblid, ber und wieber gu und felbft gebracht hat, zu benusen wuͤn⸗ 
ſchen; da wir frei von den ſchaͤndenden Befehlen auswärtiger Uebermacht, die Äußere 
umabhängigkeit und innere Freiheit der Nation, deren Schickſal unfern Händen an« 
vertraut ift, höher ſchaͤtzen, als unfer Leben und unfere perfönliche Glückfeligkeitz 
dba wir uns zu gleicher Zeit auch die Segnungen, und die Dankbarkeit unferer Beits 
genoffen und ber Fünftigen Geſchlechter zu verdienen wuͤnſchen; fo befchließen wir, 
ungeachtet der Hinderniſſe, welche bei- uns felbft Leidenfchaft entgegen ftellen koͤnnte, 
der allgemeinen Wohlfahrt wegen, zur Gründung der Freiheit, zur Erhaltung uns 
ferd Baterlandes und feiner Grenzen, mit der fefteften Entfchloffenheit unfers Geis 
ſtes gegenwärtige Verfaffung, und erklären fie durchaus für heilig und unverlegs 
bar, bis die Nation in der gefeglich vorgefchriebenen Zeit, durch ihre — 
Willenserklaͤrung, die Abaͤnderung dieſes oder jenes Artikels fuͤr nothwendig erach⸗ 
ten wird. Eben dieſer Verfaſſung ſollen auch alle fernere Beſchluͤſſe des jetzigen 
Reichstages in jeder Ruͤckſicht angemeſſen feyn. 


1. Herrſchende Religion. 


Die herrſchende Nationalreligion iſt und bleibt der heilige roͤmiſch-katholiſche 
Glaube mit allen feinen Rechten. Der Uebergang von dem herrfchenden Glauben zu 
irgend einer andern Gonfeffion wird bei den Strafen ber Apoftafie unterfagt. Da 
uns aber eben biefer heilige Glaube befiehlt, unfern Nächften zu lieben; fo find wir 
deshalb ſchuldig, allen Leuten, von welchem Bekenntniffe fie immer auch feyn md» 
gen, Ruhe in ihrem Glauben und den Schus ber Regierung angebeihen zu laffen. 
Deshalb fihern wir hiemit, unfern Kandesbefglüffen gemäß, bie Freiheit aller relis 
giöfen Gebräude und Bekenntniffe in den polniſchen Landen. 


2. Edelleute, Landadel. 


Mit Hochachtung des Andenkens unfrer Vorfahren, ber Stifter unfers freien 
Staats, fihern wir dem Abelftande aufs feierlichfte alle feine Gerechtſame, Freis 
beiten und Prärogativen, und den Vorrang im Privatleben und Öffentlichen Leben, 
Snfonderheit aber beftätigen und befräftigen wir, und erklären für unverlesbar, bie 
diefem Stande von Caſimir dem Großen, Ludwig von Ungarn, Uladislaus Jagiello, 
und deſſen Bruder Wittold, Großherzog von Litthauen, wie auch von ben Iagiellos 
nen Ulabislaus und Gafimir, von den Gebrübern Johann Albrecht, Alerander und 
Sigismund I., von Sigismund Auguft, dem ‚legten von der jagiellonifchen Linie, 
rechtmäßig und gefeglich ertheilten Rechte, Statuten und Privilegien. Die Würde 
bes Adelftandes in Polen erklären wir für völlig gleich mit allen den verfchiedenen 
Graben des Adels, die nur irgendwo gebräudhlidy find. Wir erkennen bie Ebdelleute 
unter fih für gleich, und zwar nicht bloß in Rücfiht der Bewerbung um: Aemter 
und Bermwaltung folder Dienfte im Baterlande, die Ehre, Ruhm und Bortheil 
bringen, fondern auch in Rüdficht des gleichen Genuffes der Privilegien und Präs 
rogativen des Adelſtandes. Mehr als alles aber wollen wir die Rechte der perföns 
lichen Sicherheit und Freiheit, des beweglichen und unbeweglichen Eigenthums, eben 
fo heilig und unverleglih, als fie feit Jahrhunderten einem zu flatten gekommen, 
bewahrt und beibehalten haben, und verbürgen uns auf das feierlichfte, daß wir 
feine Veränderung noch Ausnahme im Gefere gegen das Eigenthbum irgend Jeman⸗ 
bes geftatten wollen: ja bie hoͤchſte Landesgewalt fol ſich unter Vorfhügung ber 
jurium regalium, ober irgend einem andern Vorwande, auch nicht die allerges 
ringften Anfprühe auf das Eigentum der Bürger, weder im Ganzen noch theile 
weife, erlauben. Daher verehren, verbürgen und beftätigen wir die perſoͤnliche Si⸗ 
cherheit und alles irgend Jemandem rechtmäßig zulommende Eigenthum, als das 
wahrhafte Band der Gefellfhaft, als den Augapfel der bürgerlihen Freiheit, und 
wollen fie aud als folche- für die künftigen Beiten verehrt, verwahrt und unvers 
legt erhalten haben. | 

Den Abel erkennen wir für die erfte Stüsge der Freiheit und der gegenwärti« 
gen Verfaffung. Die Heiligkeit diefer Verfaffung empfehlen wir der Verehrung jes 
des rechtichaffenen, patriotifchen, ehrliebenden Edelmannes, und ihre Dauer feiner 
WBahfamkeit. Sie iſt ja ber einzige Schu unfers Vaterlandes und unfrer reis 


heiten ! 
3. Städte und Städter. 


Das auf diefem Reichstage unter dem Titel: Unfere freien königlihen 
Städte in den Staaten der Republik gegebene Gefeg, wollen wir nad 
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feinem ganzen :Inbegtiffe beſtaͤtigt wiſſen, und erklaͤren es, da es ein Geſeg iſt, 
welches dem freien polniſchen Adel zur Sicherheit ſeiner Freiheiten, und Erhaltung 
des, gemeinſchaftlichen Vaterlandes eine neue, zuverlaͤſſige und wirkſame Macht und 
Huͤlfe giebt, fuͤr einen Theil der gegenwaͤrtigen Verfaſſung. * 


4. Bauern, Landleute. 


Das Landvolk, unter deſſen Haͤnden bie fruchtbarſte Quelle der Reichthuͤmer 
des Landes hervorfließt, das ben zahlreichſten Theil der Nation ausmacht, und folg⸗ 
lich der maͤchtigſte Schutz für das Land iſt, nehmen wir ſowohl aus Gerechtigkeit 
und Chriftenpflicht; als auch um unfers eigenen wohlverftandenen SIntereffe willen, 
unter ben Schug des Gefeges und ber Landesregierung, und befchliefen: daß von 
jest an alle die Freiheiten, Conceffionen oder Berabredungen, die die Gutsbefiger 
mit den Bauern auf ihren Gütern authentifc werden eingegangen feyn, diefe Frei— 
ten, Conceffionen und Verabredungen mögen nun ben Gemeinden, oder jedem Eins 
wohner des Dorfes befonders zugeftanden feyn, gemeinfhaftlihe und wechfelfeitige 
Verbindlichkeit auflegen follen, nad) der wahren Bedeutung der Bedingnißartikel, 
und des in ſolchen Conceffionen und Werabredungen enthaltenen, unter den Schuß 
ber Landesregierung fallenden Inhalte. Solche von einem Grundeigenthümer frei: 
willig übernommene Vergleiche mit den daraus fließenden Verbindlichkeiten, werben 
nicht bloß ihn felbft, Tondern’aud feine Nachfolger oder Rechtserben fo verbinden, 
daß fie niemals im Stande feyn werden, fie willführlich zu verändern. Dagegen 

aber follen ſich audy die Bauern, fie mögen Güter haben wie fie wollen, den freis 
willigen. Berabredungen, übernommenen Eonceffionen und damit verbundenen Schul: 
bigfetten nicht anders entziehen Tönnen, als auf die Art und den Bedingungsarti- 
keln gemäß,, die bei jenen Verabredungen ausdruͤcklich feftgefest waren, und von 
ihnen, fie mögen fie nun auf immer, oder nur auf gewiffe Zeit angenommen haben, auf 
das genauefte, ald Schuldigfeit erfüllt werden müffen. So hätten wir denn ben 
Grundbefigern alle ihnen von den Bauern zulommende Vortheile gefichert, und ba 
wir nun die Bevölferung biefes Landes auf das wirkfamfte zu befördern ftreben; fo 
perfündigen wir allen und jeden, fomwohl den neu anfommenden, als auch benen, 
die ihr Vaterland ehemals verlaffen haben, und nun dahin zurüdkehren möchten, 
die völligfte Freiheit, fo daß ein Jeder, der von irgend einer Himmelögegend her 
in die Staaten der Republit neu ankommt, ober zu uns zurüdkehrt, fo wie er nur 
ben polnifchen Boden betritt, die völlige Freiheit hat, feine Betriebfumkeit anzus 
wenden, wo unb wie er will; baß er die Freiheit hat, über die Unfiedelung, Srohns 
bienfte oder Zinfen Verabredungen zu treffen, wie und auf wie lange er fidh verabs 
reden will; daß er die Freiheit hat, fich in ber Stadt ober auf dem Lande nieder 
zu laffen, in Polen wohnen zu bleiben, ober fi, wenn er den Verbindlichkeiten, 
die er gutwillig auf fih genommen hatte, Genüge gethan hat, in ein Land zu wen⸗ 
den, wohin es ihm belieben wird. | 


5. Regierung, ober Beftimmung ber öffentlihen Gemalten. 


Jede Gewalt in der menfchlichen Gefellfchaft entfpringt aus dem Willen der 
Nation. Um nun die bürgerliche Freiheit, die Orbnung in der Gefellfhaft, und 
die Unverleglichkeit der Staaten ber Republit auf immer ficher zu ftellen, fol die 
Regierungsform der polnifchen Nation aus drei Gemwalten, und zwar nach dem 
Willen des gegenwärtigen Gefeses auf immer beftehen, nämlich: aus ber gefeßges 
benden Gewalt, bei ben verfammelten Ständen; aus ber höchften vollziehenden Ges 
walt, beim Könige und dem Staatsrathe, und aus ber richterlichen Gewalt, bei 
ben zu biefem Ende niebergefegten, oder noch nieberzufegenden Gerichteftellen. 


6. Der Reichstag, oder bie gefeggebende Gewalt. 


Der Reichstag ober die verfammelten Stände follen fi in zwei Stuben theis 
len, in bie Landbotenſtube und die Genatorenftube, unter dem Vorſitze des Königs. 

Die Landbotenftube foll, ald Repräfentant und Inbegriff der Souveraines 
tät der Nation, das Beiligthum der Gefeggebung ſeyn; daher foll auch zuerft in 
der Landbotenftube über alle Projecte decidirt werden, und zwar 1) in Rüdficht der 
allgemeinen, das heißt der politifchen, Givils und Griminalgefege, und der Anwen⸗ 
dung fefter Abgaben. Unter dieſen Materien follen die ben Woywodſchaften, Bes 
girken und Kreifen vom Throne zur Prüfung übergebenen, und durch die Inſtruc⸗ 
tionen; in bie Stube gelangten Propofitionen zuerft zur Entfcheidung kommen. 2) In 


Verfaffung vom 3. Mai 1791. 1 


Ridiht der Neichstagsbeichläffe, das heißt der Befchläffe über einſtweilige Steuern, 
übe den Münzfuß, über Staatsanleihen, über das Adeln und andere Gattungen: 
zuflliger Belohnungen, über. bie Eintheilung ber Öffentlichen orbentlichen und aus 
jerordentlichen Ausgaben, über Krieg und Frieben, über die enbliche Ratificatior 
ver Allianz» und Handelstractate, über alle aufs Völkerrecht fich beziehende diplo⸗ 
matifhe Acten und DVerabrebungen, über das Quittiren der vollziehenden Magis 
fraturen, und über ähnliche Hauptbebürfniffe der Nation betreffende Vorfälle... Urs 
ter diefen Materien follen die vom Throne geradezu an bie Lanbbotenftube abzuges 
benden Propofitionen Zuerft vorgenommen werben. 

De Senatorenftube, die unter dem Vorſitze des Königs — ber das Recht 
fat, einmal feine Stimme zu geben, und bann audy die Stimmengleichheit perföns 
ih oder durch Ueberfendung feiner Meinung an diefe Stube zu heben — aus den 
Blhöfen, Woywoden, Kaftellanen und Miniftern befteht, hat folgende Verpflichs 
tungen auf fi: 1) jedes Gefes, das nach feinem formellen Durchgange durch bie 
Iamdbotenftube auf der Stelle an den Senat abgefchicdt werben muß, entweder ams 
zanthmen, oder durch die gefeglich vorgefchriebene Stimmenmehrheit ber fernern 
Dliseration der Nation vorzubehalten. Durch die Annahme wird das Geſetz Kraft 
und Heiligkeit bekommen; durch den Vorbehalt hingegen bloß bis zum künftigen ors 
Yinären Reichstage ausgefest bleiben, wo diefes vom Senate aufgefchobene Gefes, 
zen man zum zweitenmale darüber einig wird, angenommen werden muß. 2) Sol 
fe über jeden Reichstagsbefchluß über die oben angeführten Materien, der ihr von 
vr dandbotenſtube auf der Stelle überfchictt werden muß, zugleid mit der Lands 
Wtenfiube nach der Stimmenmehrheit becidiren. Die vereinigte, dem Gefese ges 
mit, Stimmenmehrheit beider Stuben wird den Ausfprud und Willen der Stände 

n 


Hierbei behalten wir uns vor, daß die Senatoren und Minifter, bei ben Mas 
teriem über die Rechtfertigung ihrer Amtöführung im Staatsrathe oder in ben 
Commiffionen Eeine entfcheidende Stimme im Reichstage haben, und alsdann bloß 
vehab im Senat figen follen, um auf dad Begehren des Reichstages Auskunft zu 
am, Der Reichstag ſoll ftets fertig feyn, der gefehgebende und ordinäre foll alex 
wei Jahre feinen Anfang nehmen, und die im Gefege von den Reichstagen bes 
finmte Zeit hindurch dauern. Der fertige, bei dringenden Bebürfniffen berufene, 
Keichetag ſoll bloß über die Materien entfcheiden, berentwegen er berufen wurde, 
Wr and über ein zur Beit feiner Bufammenberufung fich ereignendes Beduͤrfniß. 
Kin Gefeg Tann auf dem nämlichen ordinären Reichstage, auf welchem es gegrüns 
x murde, aufgehoben werden. Der vollftändige Reichstag fol aus der in einem 
Plgmden Gefege beftimmten Anzahl Perfonen in der Landboten: und Senatoren« 
fuie beftehen. Das auf dem jegigen Reichstage gegründete Gefes von ben Landtas 
m mollen wir als die wefentlihe Grundlage der bürgerlichen Freiheit feierlich fir 
der gſtellt wiffen. 

da nun aber die Geſetzgebung nicht von allen verwaltet werden kann, und ſich 
vr Kation durch freiwillig gewählte Repräfentanten ober Landboten berfelben entle⸗ 
digt; lo fegen wir deshalb feft, daß die auf dem Landtage ermählten Landboten, 
der itgigen Verfaffung zu Folge, bei der! Gefeßgebung und bei allgemeinen Natio« 
ubürfaiffen, als Repräfentanten der ganzen Nation, als Inhaber des 
elgemeinen Zutrauens angefehen werben follen. 

Alles und allenthalben fol nach der Stimmenmehrheit entfchieden werben 5 dar 
' ber heben wir auch das liberum veto, alle Arten von Conföberationen und bie 

Sonföberationg- Reichstage, ald dem Geifte gegenwärtiger Verfafjung zuwider, bie 
Kgierung gertrümmernd, die Gefellfchaft vernichtend ‚ auf immer auf. 

Indem wir auf der einen Seite gewältthätigen und oͤftern Abänderungen ber 

tnalverfaffung vorzubeugen fuchen, erkennen Wir nichts deftoweniger auf der 
dern die Rothwendigkeit ihrer Vervolikommnung, wenn man ihre Wirkungen auf 
tus allgemeine Wohl wird erfahren haben. Wir beftimmen demnach alle fünf und 
Menyig Jahre zur Revifion und Verbefferung der Verfaſſung. Der dann zu hals 
—* Verfaſſungsreichstag ſoll ein außerordentlicher ſeyn, nach der in einem befon⸗ 
m Geſete gegebenen Vorfchrift. 1 


7. Der König, bie vollziehende Gemalt. 


R Por; die vollkommenſte Regierung Tann ohne eine wirkfame vollziehende Ges 
* nicht beftehen. Das Glüd der Nationen hängt von gerechten Gefegen, bie 
Birkung der Gefege von ihrer Vollziehung ab. Die Erfahrung hat zur Genüge 
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gelehrt, daß die Hintanfegung biefes Theiles der Megierung, Polen mit Ungläd als 
ler Art erfüllt hat. Nachdem wir daher der freien polnifchen Nation die Gewalt, 
ſich felbft Gefege zu geben, und die Macht, über jede vollziehende Gewalt zu was 
chen, ingleihen au, die Wahl ber Beamten zu den Magiftraturen vorbehalten ha⸗ 
ben; fo übergeben wir die Gewalt ber hödften Volziehung der Gefege dem Könige 
in feinem Gtaatsrathe, der den Namen Wache der Gefege (straz) führen foll. 

Die vollziehende Gewalt ift aufs genauefte verbunden, über die Gefege und 
ihre Erhaltung Obacht zu haben. Cie wird durch fich felbft thätig feyn, wo es 
die Gefege erlauben, wo fie Auffiht, Vollziehung und wirkſame Hülfe erheifchen. 
Spr find alle Magiftraturen ſtets Gehorfam ſchuldig; in ihre Haͤnde übergeben wir 
die Macht, ungehorfame und ihre Pflichten hintanfegende Magiftraturen zu ihrer 
Schuldigkeit anzutreiben. 

Die vollziehende Gewalt fol Feine Gefege weder geben noch erklären, Feine Abs» 
gaben und Steuern, unter welchem Namen es auch fey, auflegen, Teine Gtaatsans 
leihen. machen, die vom Reichstage gemachte Eintheilung der Schageinkünfte nicht 
abändern, Feine Kriege erklären, Eeinen Frieden, einen Tractat und feine diplomas 
tifche Acten definitiv abjchließen koͤnnen. Es fol ihr bloß freiftehen, einftwei- 
lige Unterhandlungen mit den auswärtigen Höfen zu pflegen, ingleichen einftweili- 
gen und gemeinen Bebürfniffen zur Gicjerheit und Ruhe des Landes abzuhelfen z 
hievon ift fie verpflichtet, der naͤchſten Reichstagsverfammlung Bericht zu er: 

atten. 

Wir wollen und verorbnen, daß der polnifche Thron auf immer ein Familien 

wahlthron feyn fol. Die zur Genüge erfahrnen Uebel der die Regierung periodifch 
zertrümmernden Zwiſchenreiche; unfere Pfliiht, das Schicfal jedes Einwohners in 
Holen fiher zu ftellen, und dem Einfluß auswärtiger Mächte auf-immer zu ſteuern; 
das Andenken ‚der Herrlichkeit und Glüdfeligkeit unferes Vaterlandes zu den Zeiten 
ber ununterbrodhenen regierenden Familien; die Nothwendigkeit, Fremde von ‚bem 
Streben nad) dem Throne zurüdzuhalten, und dagegen mächtige Polen zur einmüs 
thigen Befhügung der Nationalfreiheit zurüdzuführen, haben uns nach reifer Ueber 
legung bewogen, ben polnifchen Thron nad) dem Gefege der Erbfolge zu vergeben. 
Wir verorbnen daher, daß, nad) unferm der Gnade Gottes heimgeftellten Ableben, 
ber jesige Churfürft von Sachſen in Polen König feyn fol. Die Dymaftie der 
Fünftigen Könige von Polen wird alfo mit der Perfon Friedrich Augufts, jegigen 
Ghurfürften von Sachſen, ihren Anfang nehmen, defjen Nachkommen de lumbis 
männlichen Gefchledhts wir den polnifhen Thron beftimmen. Der ältefte Sohn bes 
regierenden Königs fol dem Vater auf dem Throne nachfolgen. Sollte aber- der 
jesige Churfürft von Sachſen Feine Nachkommen männlichen Gefchlehts erhalten ; 
jo fol, auf den Fall, ber vom Churfürften mit Genehmigung der verfammelten 
Etände für feine Prinzeffin Tochter gewählte Gemahl die Linie der maͤnnlichen Erbs 
folge auf dem polnifhen Throne anfangen. Daher erklären wir nun aud) die Ma— 
ria Auguſta Nepomucena, Prinzeffin Zochter des Ehurfürften, für die Infantin 
von Polen, behalten aber dabei ber Nation das feiner Verjährung unterworfene 
—* vor, nach Erloͤſchung des erſten Hauſes auf dem Throne, ein anderes zu 
wählen. 
Jeder König wird bei feiner Thronbefteigung Gott und der Nation ben Eid 
leiften, auf die Erhaltung gegenwärtiger Berfaffung, und auf die pacta con- 
venta, bie mit dem jegigen Churfürjten von Sadjfen, als ernanntem Thronfol= 
ger, werben abgefhloffen worten feyn, und die ihn eben fo, als bie alten, verpflich- 
ten werben. 

Die Perfon des Königs ift heilig und unverleglih. Da er nichts für fich felbft 
thut; fo ann er auch der Nation für nichts verantwortlid feyn. Nicht Seibfts 
herrfcher, fondern Vater und Haupt der Nation fol er ſeyn; und dafür erkennt 
und erklärt ihn das Geſetz und die gegenwärtige Berfaffung. 

Die Einkünfte, wie fie in den pactis conventis werben beftimmt werben, 
und bie dem Throne eigenthümlichen, dem künftig zu wählenden, durd) diefe Verfaſ⸗ 
fung fiher vorbehaltenen Prärogativen follen nie angetaftet werden können. 

Alle öffentliche Acten, alle Zribunale, Gerichte und Magiftraturen, alle Geld: 
ftempel müffen den Namen des Königs führen. Der König, der Macht haben fol 
Gutes zu thun, wird das Recht haben, die zum Tode Verdammten zu begnabdigen, 
Staatöverbrecher allein ausgenommen. Dem Könige foll die höchfte Herrfchaft über 
die bewaffnete Landesmacht und die Ernennung der Anführer des Kriegäheeres zus 
Ffommen, doch dabei die Abänderung derfelben nach dem Willen der Nation vorbe= 
halten bleiben. Seine Pflicht wird. es auch feyn, die Officiere zu beftellen, Beamte 
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nad ber Vorſchrift eines fpäter folgenden Gefeges zu erwählen, Biſchoͤfe und Ge 
natoren nad) ber Vorfchrift eben dieſes Geſetzes, ingleichen Minifter als die erften 
Beamten der vollgiehenden Gewalt. zu ernennen. J 

Der dem Könige zur Aufſicht, Erhaltung und Vollziehung der Geſetze zugeges 
bene Fönigliche Staatsrath (straz) foll beftehen: 1) Aus. dem Primas, ald dem 
Daupte der polnifhen Geiftlichkeit und Vorſitzer der Erziehungscommiffion.. Seine 
Stelle im Staatsrathe Fann durch den erften Bifchoff der Ordnung nad) vertreten 
werben; aber weder jener noch dieſer Eönnen Refolutionen -unterfchreiben. 2) Aus 
fünf Miniftern, nämlidy dem Polizeiminifter, dem Juftizminifter, dem Kriegsminis 
fer, em Schagminifter und dem Minifter für. auswärtige Angelegenheiten. 3) Aus 
zwei Gecretairen, von denen der eine das Protocol des Staatsraths, der andere 
= Protocoll der auswärtigen Angelegenheiten führen wird, beide ohne entfcheidende 

timme. | 

Der Shronfolger darf, wenn er muͤndig geworben ift, und ben Eid auf bie 
Berfaffung geleiftet hat, bei allen Sitzungen bes Staatsraths, doch ohne Stimme, 
gegenwärtig ſeyn. 

Der Reihstagsmarfchall, der auf zwei Jahre erwählt wird, foll mit zu ber 
Zahl der im Staatörathe figenden Perfonen gehören, doch ohne an deſſen Refolus 
tionen Theil zu nehmen, fondern. blos deswegen, um unter folgenden Umftänden 
den fertigen Reichstag zufammen zu rufen: wenn er nämlich bei VBorfällen, die dag 
Berufen des fertigen Reichötages nothwendig erheifhen, das wirkliche Bebürfnig 
deſſelben erkennen, der König hingegen fich weigern follte, ihn zu berufen; alsdann 
Toll diefer Marſchall Kreisfchreiben an die Landboten und Senatoren ergehen Iaffen, 
fie zum fertigen Reichstage berufen, und die Beweggründe dazu anzeigen. 

Die Fälle, wo die Berufung des Neichstages nothwendig wird, find blos fols 
gende: 1) bei einem dringenden, auf das Völkerrecht ſich beziehenden Bedürfniffe, 
infonderheit bei einem benachbarten Kriege. 2) Bei innerlichen Unruhen, die dem 
Sande mit einer. Revolution, oder mit Collifionen zwiſchen ben Magiftraturen dros 
ben. 3) Bei der augenfcheinlihen Gefahr einer allgemeinen Hungersnoth. 4) Bei 
Berwailung des Baterlandes durch den Tod bes Königs, oder bei einer gefährlis- 
hen Krankheit deffelben. - | 

Ale Refolutionen follen im Staatsrathe von ber oben auseinandergefegten Pers 
fonenzahl geprüft werben. Nach Anhörung aller Meinungen foll die Decifion des 
Königs das Uebergewicht haben, damit es bei Vollgiehung des Gefeges nur eine Wils 
Iensmeinung gebe. Daher fol auch Feine Refolution anders aus bem Staatsrathe 
kommen, alö unter dem Namen bed Königs, und mit feiner eigenhändigen Unters 
ſchrift. Außerdem muß fie aber auch von einem der im Staatsrathe fihenden Mis 
witter unterfchrieben feyn. So unterfchrieben foll fie erjt zum Gehorfam verbinden, 
und von den Gommiffionen oder irgend einer vollziehenden Magiftratur befolgt wers 
den ; boch blos in den Materien, die durch gegenwärtiges Gefeg nicht ausdruͤcklich 
ausgefhloffen find. Auf den Fall, daß Feiner von den Sitz und Stimme habenden 
Miniftern bie Decifion unterfchreiben wollte, foll der König von der Decifion abs 
fieben. Sollte er aber darauf beſtehen; fo wird bei diefem Ereigniß der Reichstags: 
marfhall um bie Berufung des fertigen Reichstages bitten, und wenn der König 
diefe Berufung verzögern follte, ihn felbft berufen. 

So wie der König das Recht hat, alle Minifter zu ernennen; fo hat er audy 
das Recht, einen von ihnen aus jeder Abtheilung der Regierungsverwaltung zum 
Staatörathe zu rufen. Diefe Berufung des Miniſters zum Sitze im Staatsrathe 
fol auf zwei Jahre gelten, doc) die weitere Beftätigung derfelben dem Könige frei: 
— Die zum Staatsrathe berufenen Miniſter ſollen in keinen Commiſſio⸗ 
nen ſitzen. 

In dem Falle hingegen, daß beide auf dem Reichstage vereinigte Stuben mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln geheimer Stimmen die Entfernung eines Mini— 
ſters aus dem Staatörathe oder aus feiner Stelle verlangten, ſoll der König. ges 
halten feyn, fogleich einen andern an deſſen Statt zu ernennen. 

Da wir wollen, daß ber Staatsrath, die Wache der Nationalgefege, für jede 
Uebertretung berfelben der genaueften Berantwortlichkeit bei der Nation unterworfen 
feyn follz fo verorbnen wir, daß, wenn die Minifter von der zur Prüfung ihrer 
Handlungen niebergefegten Deputation, wegen Uebertretung der Gefege, angeklagt 
werden, fie mit ihrer Perfon und ihrem Vermögen verantwortlich feyn follen. Bei 
allen folhen Klagen follen. die verfammelten Stände, die -angefchuldigten Minifter 
durch die fimple Stimmenmehrheit der vereinigten Stuben an die Reichsgerichte abs 
ſchicken, wo ihnen entweber- die gerechte, - ihrem Verbrechen angemeffene Strafe, 
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— Enten unſchuld, die Freifpredjung von ber Klage und Strafe zu Theil 
werben foll. J ar 

Der ordentlihen Ausübung der vollziehenden Macht wegen, verorbnen wir bes 
.fondere, mit dem Gtaatsrathe in Verbindung ftehende, ihm zu gehorfamen ver: 
pflichtete Commiffionen. Die Gommiffarien dazu werden vom Reichätage erwählt 
werden, und ihre Aemter die im Gefege vorgefchriebene‘ Zeit" hindurch verwalten. 
Diefe Commiſſionen find: I) Die Erziehungs:, 2) die Polizei, 3) die Kriegs, 
4) die Schascommiffion. 

Die auf diefem Reichstage niedergefegten woywodſchaftlichen Orbnungscommif: 
fionen ſtehen gleichfalls unter der Auffiht des Staatsraths, und werden die Be 
fehle defjelben mittelbar durch .bie oben erwähnten Gommiffionen erhalten, rt: 
— —— auf die der Macht und ben Pflichten - eines jeden zukommenden Ge: 
genftänbe. 


8. Richterliche Gewalt, 


Die richterlihe Gewalt Tann weder von der gefeßgebenden, rioch vom Könige 
audgeübf werben, fondern von den zu biefem Ende gegründeten und erwählten Ma: 
giftraturen. Sie muß au. mit ben Orten in folder Verbindung ftehen, daß je: 
der: bie Gerechtigkeit in der Nähe hat, und der Verbrecher allenthalben die dro⸗ 
hende Hand der Landesregierung über fich erblidt. Wir verorbnen daher: 1) Ges 
richte erfter Inftanz für jede Woywodſchaft, jeden Bezirk und Kreis, und. hiezu 
follen die Richter auf den Landtagen gewählt werden. Die Gerichte erfter Inftanz 
werben ſtets bereit und wachſam feyn, denen, die es bedürfen, zur Gerechtigkeit zu 
verhelfen... Bon biefen Gerichten fol an die für jede Provinz nieberzufegenden 
Haupttribunnale appellirt werden, und biefe follen ebenfalls aus Perfonen beftehen, 
die man auf den Landtagen ermwählt hat. Diefe Gerichte, fowohl die erfter, als 
auch die zweiter Inftanz, werden für den Adel und alle Landeigenthümer in cau- 
sis juris et facti, es betreffe wen es wolle, Landgerichte fenn. - 2) Beftätigen 
wir allen Städten die Gericdhtsjurisdictionen, zufolge des auf dein gegenwärtigen 
Reichsrage gegebenen Gefeges von ben freien Eöniglihen Städten. 3) Die 
Referendargerichte follen für jede Provinz befonders gehalten werden; zum Behuf 
ber Proceſſe der freien, nad alten Rechten diefen Gerichten unterworfenen Bauern. 
4) Die Hofaffefforial:, Relations » und Kurländifchen Gerichte follen beibehalten 
bleiben. 5) Die vollziehenden Gommifjionen werben in den Angelegenheiten, bie zu 
ihrer Abminiftration gehören, Gericht halten.-. 6) Außer den Gerichten für bie Gis 
vils und Griminalproceffe, ſoll es auch für alle Stände ein hoͤchſtes Gericht, Reiches 
tagsgericht genannt, geben, wozu die Perfonen bei Eröffnung jedes Reichdtages er: 
wählt werben follen. Bor diefes Gericht follen die Verbrechen gegen die Nation 
und den König, oder. die crimina status gehören. 

Wir -befehlen, daß ein neuer Codex der Eivil- und Griminalgefese von den 
durch den Reichstag dazu erwählten Perfonen geſchrieben werben foll, - | 


9. Reichsverweſung. — 


Der Staatsrath wird zugleich Reichsverweſer ſeyn, und dabei die Königin, oder 

in deren Abmwefenheit den Primas an der Spitze haben. Die Reichsverwefung Fann 
blos in folgenden drei Fällen Statt finden. 1) Bei der Minderjährigkeit des Koͤ— 
nigs, 2) bei einer Schwahheit, die bei ihm cine anhaltende Gemüthsverwirrung 
bervorbringt, 3) im Fall der König im Kriege gefangen werben ſollte. Die Mins 
derjährigkeit wird nicht länger als volle achtzehn Jahre dauern; die Schwäche eis 
ner anhaltenden Gemüthsverwirrung aber fann nicht anders, als durch ben fertis 
gen Reichstag mit der Stimmenmehrheit von drei Viertel beider vereinigten Stu: 
ben. declarirt werden. Der fertige Reichötag wird die Ordnung ber in der Reichs— 
verwefung fisenden Minifter beftimmen, und die Königin zur Vertretung der Pflich⸗ 
ten des Königs bevollmächtigen. Wenn nun aber der König im erften alle müns 
big wird, im zweiten zur völligen Gefundheit gelangt, im dritten aus der Gefan— 
genfhaft zuruͤckkommt; fo follen ihm die Reichsverweſer von ihrem Verhalten Res 
henfchaft ablegen, und der Nation für die Zeit ihrer Amtsführung, fo wie dieſes 
auch dem Staatörathe vorgefhrieben ift, auf jedem ordinären Reichötage, mit ihs 
ren .Perfonen und ihrem Vermögen verantwortlich ſeyn. —— 


10. Erziehung der Kinder des Königs. 
Die Soͤhne des Koͤnigs, die die Verfaſſung zu Nachfolgern auf dem Throne 
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bftimmpt, ſind bie erſten Kinder des Vaterlandes; daher kommt auch die Sorge 
fir ihre gute Erziehung ber Nation zu, ohne jedoch damit den Rechten ber Aeltern 
zunahe zu treten. Führt der König die⸗Regierung; fo fol er felbft mit dem 
Stoatsrathe und dem von den Ständen ernannten Auficher der Erziehung der Prins 
in, ſich mit der Bildung derſelben befchäftigen. Führt fie aber die Reichsverwe—⸗ 
ung; fo wird dieſer, zugleich mit dem erwähnten Auffeher, die Erziehung derfel: 
bin anvertraut werden. Aber in beiden Fällen foll ber-von den Ständen ernannte 
Kuffcher auf jedem orbinären Reichstage von der Erzichung und den Fortſchritten 
ir Prinzen Bericht erftatten, Die Erziehungscommilfion hingegen wird die Pflicht 
uf fi haben, dem Reichstage den Plan bes, Unterrichts und ber Erziehung ber 
Einulihen Prinzen zur Betätigung vorzulegen, damit durch, übereinftimmende Ers 
Hfungegrundfäge, früh und ununterbrochen, den Gemüthern der künftigen Throns 
feiger, Religion, Licbe zur Tugend, zum Baterlande, zur Freiheit und Lanbesvers 
fung eingeflößt werbe. 5 | — 


11. Bewaffnete Macht der Nation. 


Die Nation iſt es ſich ſelbſt ſchuldig, ſich gegen Ueberfaͤlle zu vertheidigen, und 
ie Unverlegtheit zu bewahren; folglich find alle Bürger Vertheidiger der Unners 
kstheit und Freiheit der Nation. Die Armee, ift nichts anders, als cine aus der 
Aſanmtmacht der Nation gezogene, bewaffnete und geordnete Macht. Die Nation 
iR ihter Armee dafür, daß. fie ſich einzig und allein ihrer. Vertheidigung weihet, 
hung und Achtung ſchuldig. Die. Armee ift der Nation ſchuldig, über die 
Grm und die “allgemeine Ruhe zu wachen, kurz, für fie die maͤchtigſte Schußs 
mehr jun ſeyn. Damit fie nun diefe ihre Beftimmung wirklich erfülle; fo hat fie 
de Micht auf ſich, den Vorfchriften des Gefeges gemäß, ununterbrochen unter dem 
Stherfom der vollziehenden Gewalt zu bleisen, und, auf treue Ergebenheit gegen 
de Ratioh und den König, und auf bie Vertheibigung der Nationalverfaffung zu 
oben. Die Nationalarmee kann folglich gebraucht werben: zur allgemeinen Lans 
keidertheidigung, zur Bewahrung ber. Feſtungen und Grenzen, oder auch zur Uns 
—* des Geſetzes, wenn Jemand ber Vollziehung beffelben nicht gehoörſamen 
N . . . r « . \ 


ro 





Diefe Verfaffung trug das Gepräge der polnifchen Nationalität, wenn 
Kih die Ruͤckſichten auf die conftitutionellen Arbeiten der erften franzoͤ⸗ 
hen Nationalverfammlung in derfelben nicht zu verkennen find. 8 
khachumlichkeit verdient es bemerkt. zu werden, daß — der Zeit - 
nad — dieſe erſte polnifche Verfaffung vier Monate früher vol 
endet und Öffentlich ‚befchworen warb, als felbft die erfte franzöfifche Ver 
hing von Ludwig 16. ER = | 

Allein der Churfuͤrſt von Sachſen, ‘welchem die polnifche Krone in 
Yefer Verfaffung beftimmt und durch eine polnifche Deputation,; an de» 
m Spike fi) der Fürft Czartoryski befand, angeboten worden war, 
tg Bedenken, diefe Krone anzunehmen; denn Rußland war mit: der 
Schritten des polnifchen Reichötages völlig unzufrieden, und ohne daß 
Katharina 2 die neue Verfaffung beftätigte,; war ein friedliches Verhaͤlt⸗ 
iß zwiſchen Rußland und Polen für die Zukunft nicht zu erwarten. - 
Bald zeigte ſich auch die Politif der Kaiferin in Beziehung auf 
dieſe Verfoffung. Unter ihrem Schuge bildete fi) aus der Oppofition 
kr neuen Berfaffung der Targowitzer Bund; Stanislaus Auguftus 
ward durch dem ruſſiſchen Einfluß vermocht, diefem Bunde fich anzu 
ließen, und der Reichstag zu Grodno (29. Sept. 1792) verwarf — 
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gleichzeitig mit dem zwiſchen Rußland und ber: Pforte abgeſchloſſener 
Frieden — bie neue Verfaffung vom 3. Mai, und. befhoß die Herftel: 
lung der alten, Unter dieſen Verhältniffen hätte Preußen, ald Polent 
Bundesgenoffe, den Krieg an Rußland erklären müffen. Allein. Preußer 
war damals in den Krieg gegen Frankreich verwidelt, der in den leßter 
Monaten des Jahres 1792 eine ungünftige Wendung für die Teutſcher 
nahm. Es führten daher die geheimen Unterhandlungen zwifchen Ruf: 
land und Preußen zu der zweiten Zheilung Polens im Mär; 
1793, von welcher Oeſtreich ausgefchloffen, und der Reſt von Polen, der 
biefen Namen behielt, auf eine Macht des dritten Ranges herabgefes! 
ward. Der König Stanislaus Yuguftus mußte auf dem Reichötage zu 
Grodno die Abtretungdurkfunden (Sept, 1793) an Rußland und Preu: 
Ben felbft unterzeichnen. 

„ Pb nun gleich Rußland mit dieſem gebliebenen Reſte Polens am 
16. Oct. 1793 einen Unionsvertrag unterzeichnete; ſo wogte doch der 
Grimm der Polen über dieſe Theilung in einem Aufſtande auf, der, von 
Warfchau aus (Apr. 1794), bald den übrigen Provinzen fich mittheilte. 
Allein vergebens war der Kampf von Kosciusfo und Madalinski 
gegen die Ruſſen und Preußen, Kosciusko gerieth in ruffifche Gefans 
genfchaftz Praga, die Vorſtadt von Warſchau, ward von Souwarow 
mit Sturm genommen, und Polen, in der dritten Theilung vom 
24. Oct. 1795, aus der Reihe der europaͤiſchen Maͤchte geſtrichen. 

Als aber, eilf Jahre ſpaͤter, Napoleon die preußiſche Macht auf den 
thuͤringiſchen Schlachtfeldern gebrochen hatte, und der Schauplatz des 
Krieges in das Land jenſeits der Oder verlegt ward; da erging, von 
Napoleons Hauptquartiere aus Berlin (Nov. 1806), der Aufruf Dom— 
browski's und Wybicki's an die Polen zur Inſurrection. Ein pol— 
nifches Heer verband fih mit den .Sranzofen, und ber Zilfiter Friede, 
am 7, und 9. Zul, 1807 mit Preußen und Rußland unterzeichnet, rief 
aus dem größten Theile der polnifchen Provinzen, welche in-den, drei 
Zheilungen Polens an Preußen gefommen waren, unter dem Namen 
bes. Herzogthums Warfchau- einen neuen europdifchen Staat zum 
Dafenn, der. im Wiener Trieden vom 14. Oct. 1809 dadurch bes 
beutend vergrößert warb, daß Deftreich demfelben Weftgalizien, und einen 
Theil von Oftgalizien, mit der. Stadt Gracau, überlaffen mußte. Der 
Zilfiter Friebe, der zugleich ‘die politiſche Selbftftändigfeit der freien 
Stadt Danzig ausfprach, und diefe unter ben Schuß der Könige von 
Preußen und Sachſen ftellte, beftimmte den König von Sadfen 
zum erblichen Herzoge von Warſchau, worauf Napoleon zu 
Dresden am 22. Juli 1807 die neue ern des eu 
thums Werſchan — 


ff 
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c) Berfaffung des Herzogthbums Warſchau vom 22. 
Juli 1807, ee 


Erfter Titel. 


Art. 1. Die apoftolifch=römifch = katholifche Religion ift die Staatsreligion. 

Art. 2. Alle Arten von Gottesdienft find frei und Öffentlich. 

Art. 3. Das Herzogthum Warfhau wird in fechs Didcefen vertheilt werden; 
8 nid ein Erzbisthum und ſechs Bisthümer haben. — 

Ir. 4. Die Leibeigenſchaft iſt abgeſchafft; alle Bürger find gleich vor dem 
Geige; der Stand der Perfonen ift unter dem Schutze der Gerichtshöfe. 


, Zweiter Titel, 
Bon der Regierung. 


Art. 5. Die herzogliche Krone von Warfchau ift erblid in der Perfon bes 
Fnigs von Sachſen, feiner Abktömmlinge, Erben und Nachfolger, nad) der im 
Köffhen Haufe eingeführten Succeffionsordnung. \ 

Irt. 6. Die Regierung beruht auf der Perfon des Könige. Er übt die Vers 
fütungen der vollziehenden Gewalt in ihrem ganzen Umfange aus, und hat die 
Initiative der Geſetze. 

It. 7. Der König kann denjenigen Theil feiner Autorität, welchen er un« 
mittelber auszuüben nicht für gut findet, einem Vicekoͤnige übertragen. 

It. 8. Findet der König nicht für gut, einen, Vicefönig zu ernennen; fo 
trmennt er einen SPräfiventen des Miniſterialſtaatsraths. Im diefem Falle werden 
bie Angelegenheiten ber verfchiedenen Minifterien im Staatörathe discutirt, um dem 

nige zuc Genehmigung vorgelegt zu werden. 
I:t.9. Der König beruft, prorogirt und vertagt die Verfammlung bes alls 
gemeinen Reihstages (diete generale). Eben fo beruft er die Landtage (dietines) 
er Difteictsverfammlungen,, ingleichen die Gemeindeverfammlungen. Ef führt im 
Emate den Vorfig, wenn er es für zuträglich halt. 

Irt. 10. Die Güter der herzoglichen Krone beftehen a) in einem jährlichen 
Cnfommen von fieben Millionen polnifcher Gulden, halb in Landgütern oder 
Eniglühen Domänen, halb auf dem öffentlichen Schag angewiefen; b) in dem Ede 
uiglihen Palafte zu Warfhau, und dem fähfifhen Palaſte. 


Dritter Titel, 


Bon den Miniftern und dem Staatsrathe. 


Itil. Das Minifterium ift folgendergeftalt zufammengefegt: ein Zuftizmi- 
fer; tin Minifter des Innern und der kirchlichen Angelegenheiten; ein Kriegsmi— 
ar; ein Finanz» und Schasminifter; ein Polizeiminifter. Außerdem wird ein 
Diier Staatöfecretär feyn. Die Minifter find verantwortlich. | 
„It. 12. Wenn der König es für gerathen gefunden hat, denjenigen Theil 
“ar Autorität, welchen er fich nicht unmittelbar vorbehalten hat, einem Vicekb⸗ 
"N zu übertragen; fo-arbeiten‘ die Minifter, jeder befonders, mit dem Vicekoͤnige. 
‚ At. 13, Wenn der König Eeinen Vicefönig ernannt hatz fo vereinigen fich 
% Minifter, nad) dem, mas oben im dten Artikel gefagt worden, in einen Minis 
Arial: Staatsrath. 

Art. 14. Der GStaatsrath beftebt aus den Miniftern. Er verfammelt fi 
a dem Vorfige des Königs, oder des Vicekoͤnigs, oder des vom Könige ernanne 
m Präfidenten. 

Art. 15, Der Staatsrath discutirt, redigirt und befchließt die Entwürfe zu 
Sfegen, oder die VBerwaltungsreglements, welche jeder Minifter in Bezug auf bie, 
Mm Departement angehenden , Gegenftände vorfclägt. 

„Art, 16, Dem Staatörathe find vier Requetenmeifter beigegeben, theils zur 
Aſttuction der Verwaltungsangelegenheiten, und derjenigen, worin der Staatsrath 
“ Caſſationsgericht ſprichtz theils Behufs der Communicationen des Staatsraths 
a den Commiſſionen der Landbotenkammer. | 

tt. 17, Der Staatörath erkennt über bie Surisdictionsconflicte ‚zwifchen den 
Germaltungs +" und Zuftigcollegien, über alle Gtreitfälle in der Verwaltung ‚- und 
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Art. 18. Die im Gtaatsrathe biscutirten Entſcheidungen, Geſetzesentwuͤrfe, 
Decrete und Reglements werden dem Könige zur Genehmigung vorgelegt. 


Dierter Titel. 


Bon dem allgemeinen Reidhstage. 


Art. 19. Der allgemeine Reichstag befteht aus zwei Kammern, nämlich: ber 
erften Kammer, oder Kammer des Senats, und ber zweiten Kammer, oder Kam: 
mer der Landboten. 

Art. 20. Der allgemeine Reichstag verfammelt fi aller zwei Jahre zu War: 
fhau in dem durdy die Fönigliche Zufammenberufungsacte beftimmten Zeitpuncte 
Die Sigung dauert nicht über funfschn Tage. 

> Art. 2l. Seine Geſchaͤfte beftehen in Berathſchlagung über das Abgaben: 
ober Finanzgefes, und über die Gelege in Bezug auf die in der Civil» oder Eri 
minalgefeggebung , oder im Münzfofteme vorzunehmenden Änderungen. 

Ar Die im Staatsrathe verfaßten Geſetzesentwuͤrfe werden auf Befehl 
des Koͤnigs der allgemeinen Reichsverſammlung uͤberſandt, in der Landbotenkam— 
mee durch geheimes Scrutinium, und nach der Mehrheit der Stimmen berathen, 
und dem Senate zur Eanction überreicht. 


Fünfter Titel, 


Bom Senate. 


Art. 23. Der Genat beftceht aus achtzehn Mitgliedern, nämlich: ſechs Bi: 
rhönen, ſechs Woywoden (Palatins) und ſechs Kaftellanen. 

Art. 24. Die Woywoden und Kaftellane werben vom Könige ernannt. Dit 
Bifchöffe werden vom Könige ernannt, und vom heiligen Stuhle eingeſetzt. 

Art. 25. Im Senate führt Eins feiner Mitglieder, das der König zu dem 
Ende — den Vorſitz. 

t. 26. Die ——— der Senatoren ſind lebenslaͤnglich. 

Art. 27. Die in Gemäßheit des unten Gefagten in der Landbotenkammer bes 
rathenen Gefegesentwürfe werden dem Senate zur Ganction überfandt. 

Art. 28. Der Senat ertheilt dem Gefige feine Genehmigung, aufer in nadı: 
ftehenden Fällen: a) wenn über das Gefeg nicht nad) den durch die Verfaffung 
vorgefchriebenen Formen beratbfchlagt, oder die Beratbfchlagung durch aemwaltjame 
Handlungen geftört worden it; b) wenn ber Senat weiß, daß das Gefes nicht 
durch die Mehrheit der Stimmen angenommen worden iſt; ce) wenn der Genat 
dafür hält, daß das Gefes entweder der Staatsfidyerheit,. oder den Vorfchriften 
des gegenwärtigen Verfaſſungsſtatuts zuwider ift. 

Art. 29. Falls der Senat aus einem der vorſtehenden Beweggruͤnde einem Geſetze 
ſeine Sanction verweigert hat; ſo bekleidet er den Koͤnig durch eine motivirte Delibe— 
ration mit der noͤthigen Autoritaͤt, um den Beſchluß der Landboten zu vernichten. 

Art. 30. Iſt die Weigerung des Senats durch einen der zwei erſten, im 28. 
Art. vorgeſehenen Faͤlle motivirt; ſo kann der König, nad) Anhoͤrungdes Staats— 
raths, den Geſetzesentwurf an die Landbotenkammer zuruͤckſenden laſſen, mit ber 
Anweiſung, regelmaͤßig zu verfahren. Erneuern ſich die naͤmlichen Unordnungen, 
entweder in der Haltung der Verſammlung, oder in den Formen der Berathung; 
ſo iſt die Landbotenkammer hierdurch ſelbſt aufgeloͤſt, und der Koͤnig verordnet neue 


len. 

Art. 31. Tritt der Fall der Auflöfung ber Landbotenkammer ein; ſo bleibt 
das Finanzgeſetz auf ein Jahr prorogirt, und die buͤrgerlichen und peinlichen Ges 
fege werben fernerhin, ohne Einſchraͤnkung oder Abaͤnderung, in Vollzug gebracht. 

Art. 32. Hat der Senat einem Geſetze feine Sanction verweigert; fo kann 
der König gleichergeftalt, und in allen Fällen, neue Genatoren ernennen, und ale 
bann das Gefes abermals dem Eenate zuſchicken. Dennoch barf der Senat nie aus 
mehr als 6 Bifhöffen, 12 Woywoden und 12 Kaftellanen beftehen. 

Art. 33. Hat ber König von dem, im vorftehenden Artikel befchriebenen, 
Rechte Gebrauch gemacht; fo werben die im Senate unter ben Woymwoden und Ka: 
ftellanen erledigten Stellen. nicht wieder befegt, bis der Senat auf die im 23. Art. 
feftgefente Zahl zurüdgebradht ift. 

Art. 34. Hat der Senat einem Geſetze feine Genehmigung ertheilt, oder bat 
der König, ungeadjtet der motivirten Deliberation des Senats, deſſen Promulaas 
tion befohlens fo wird der Entwurf zum Gefege für unmittelbar — erklaͤrt. 
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Sechster Titel, 
Bon der Landbotenfammer. 


Art. 35, Die Landbotenfammer befteht a) aus ſechszig Landboten, die von 
tin Landtagen oder Verfammlungen der Edelleute jedes Diftricts, in dem Verhaͤlt— 
nie von Einem Landboten auf. den Diftrict, ernannt werden. Die Landboten müf: 
Im wenigſtens das 24fte Jahr zurücdgelegt haben, im Genuß aller ihrer Rechte, 
oder für volljährig erklärt feyn; b) aus vierzig Abgeordneten der Gemeinden. 

Art. 36. Das ganze Gebiet des Herzogthums Warfchau wird in vierzig Ges 
meindeverfammlungen getheilt; nämlich acht für die Stadt Warfchau, und zwei 
rad dreißig für das Übrige Gebiet. Be 

Art. 37. Iche Gemeindeverfammlung muß wenigftens fechshundert ſtimmbe⸗ 
rchtigte Bürger in fich begreifen. 

Art. 38. Die Mitglieder der Landbotenfammer bleiben neun Jahre im Amte; 
je werden dritfelweife ale drei Jahre erneuert. Demzufolge wird, aber blos für 
das erflemal, ein Drittel der Mitglieder der Landbotenfammer nur drei Jahre, und 
iin anderes Drittel ſechs Jahre im Amte bleiben. Das Verzeichniß der in diefen 
uiten Zeitpuncten austretenden Mitglieder wird durd) das Roos gebildet werden. 

Art. 39. In der Landbotentammer führt ein Marfchall den Vorfis, der aus 
ihrer Mitte gewählt, und vom Könige ernannt wird. 

Art. 40. Die Landbotenlammer berathſchlagt über die Gefegesentwürfe, welche 
Aedann dem Senate zur Ganction zugefandt werden. 

Irt. 41. Sie ernennt bei jeder Sigung, durdy geheime Abftimmung und nad ’ 
Dobrheit der Stimmen, drei Gommiffionen, jede von fünf Mitgliedern. Diefe 
had: eine Finangcommilfion, eine Commiſſion für die bürgerliche, und eine Com— 
min für die peinliche Gefeggebung. Der Marfchall: Präfident der Landboten⸗ 
tommer macht dem Staatsrathe in einer Botfchaft von der Ernennung befagter 
Commiffonen Mittheilung. 

rt. 42. Iſt ein Gefegesentwurf im Staatsrathe abgefaßt; fo theilt ihn ſel— 
iger derjenigen Commiſſion, welche der Gegenftand des Gefeges angeht, durch den 
Niniſter des betreffenden Departements, und durd die Dazwiſchenkunft der dem 
Etaatsrathe beigegebenen Requetenmeifter mit. Hat die Commiſſion über den Ger 
Meintwurf Bemerkungen zu maden; fo verfammelt fie ſich bei befagtem Minis 
Kr, Die mit der Mittheilung des Gefegesentwurfes beauftragten Requetenmeifter 
werden zu diefen Gonferenzen zugelaffen. 

Art. 43, Beharrt die Commifjion auf ihren Bemerkungen, und begehrt fie 
Nedifcationen in dem Gefegesentwurfe; fo erftattet der Minifter dem Staatsrathe 
zaiter Bericht. Diefer kann die Mitglieder der Commiſſion zulaffen, um in feis 
ur Nitte über diejenigen Puncte des Gefegesentwurfes, welche man für mobifica: 
hnsfähig gehalten hat, zu bdiscutiren. 

Ir. 44. Nachdem der Staatörath, entweder durch den Bericht des Mini: 
fer, oder durch die in feiner Mitte ftatt gehabte Discufjion, von den Bemerkun: 
gn der Sommiffion Kenntnig genommen hat; fo befcließt er definitiv die Abfaſ— 
ung des Gefegesentwurfes, welcher nun zur Berathung an die Landbotenfammer 
Klhidt wird. 

Art. 45, Die Mitglicber des Staatsraths find geborne Mitglieder der Lande 
kinfammer, Sie haben darin Sigung und berathende Stimme. | 

Art. 46. Die Mitglieder des Staatsrathe und die Mitglieder der Landboten⸗ 

mmiffton haben allein das Recht, in der Kammer das Wort zu führen; es fey 
un, falls der Staatsrath und die Commiſſion über den Gefegesentwurf einig find, 
im deifen Vortheile ans Licht zu ftellen, oder, falls fie uneins find, um beffen 
Jechtheile hervorzuheben, oder. fie zu beftreiten. Kein anderes Mitglied darf über 
in Gefegesentwurf das Wort nehmen. 
„ It. 47. Die Mitglieder der Commiſſion Eönnen ihre individuelle Meinung 
über den Gefeßesentwurf Öffentlich ausſprechenz fie mögen nun von ber Meinung 
Dr Mehrheit oder der Minderheit der Commiſſion gewefen feyn. Die Mitglieder 
v8 Staatsraths hingegen dürfen nur zu Gunften des im Staatsrathe befchloffenen 
beſehesentwurfes fprechen. 

Art. 48. Urtheilt der Marfchall: Präfident der Landbotenkammer, daß dev 
Segenftand Hinlänglich aufgeklärt ift; fo kann er die Discuffion ſchließen, und ben 

ehesentwurf zur Berathung aufftellen. Die Kammer berathichlagt durch gehet 

u Scrutinium und nach abſoluter Mehrheit der Stimmen. 

| 2 2% 


20 | - Polen. 


Urt. 49. Bft über ein Geſetz berathfchlagt; fo ſchickt es die Landbotenkam 
mer ſogleich an den Genat. 


* Siebenter Titel. | 
Bon den Landtagen und Gemeindeverfammlungen. 


Art. 50. Die Landtage (dietines) oder Diftrictöverfammlungen beftehen au: 
ben Edelleuten des Diftricts. 

Art. 51. Die Gemeindeverfammlungen ( assembl&es communales)) “befteher 

aus den Eigenthum befigenden, nichtadeligen Bürgern, und aus den übrigen Bür 

gern, die nad) dem, was unten folgt, daran Theil zu nehmen berechtigt, find. 

Art. 52. Die Landtage und Gemeindeverfammlungen werden vom Könige zu 
fammenberufen. Der DOrt, ber Verfanmlungstag, die Verrichtungen, womit fi 
ſich befchäftigen follen, und die Dauer ihrer Sigung werden in den Convocations 
Schreiben ausgedruͤckt. 

Art. 53. Niemand fann zum Stimmen zugelaffen werben, ber nicht das 2ft 
Jahr zurüdgelegt hat, im Genuß feiner Rechte, oder für emancipirt erklärt ift 
Die Emancipation kann in Zukunft, ungeachtet aller bisherigen zumiderlaufender 
Gefege oder Gewohnheiten, mit 21 Jahren Statt haben. 

Art. 5%. Jeder Landtag oder jebe-Diftrictsverfammlung ernennt einen Rand 
boten (Nonce), und fchlägt Eandivaten zu den Departements» und Diftrictsräthen, 
fo wie zu den Sriedensrichterftellen, vor. 

e — 55. Bei den Landtagen führt ein vom Könige ernannter Marſchall ber 
orſitz. 
Art. 56. Sie werben in zehn Reihen (series) getheilt. Jede Reihe beſteh! 

aus ſolchen Diftricten, bie von einander durch das Gebiet eines oder mehrerer Di: 

. ftricte getrennt find. Zwei Reihen Fönnen nicht zu gleicher Zeit zufammenberufer 

werden. 

Art. 57. Die Abgeorbneten der Gemeinden werben burch bie Gemeinbever: 
« fammlungen ernannt. Gie fhlagen eine doppelte Eifte von Gandidaten zu den Mu: 
nicipalräthen vor. 

Urt. 58. In ben Gemeindeverfammlungen find zu ftimmen berechtigt: a) Je 
der angefeffene, nichtabelige Bürger. .b) Ieder Babrifant oder Kaufmann, der fr 
feiner Boutique oder Magazin einen Bonds von wenigftens 10,000 polnifchen Gul: 
den an Werth hat. c) Aue Pfarrer und PVicarien. d) Zeder Künftler und jede 
Bürger, der ſich durch feine Zalente, feine Kenntniffe, oder durdy Dienfte, bie eı 
dem Handel oder den Künften geleiftet hat, auszeichnet. e) Jeder Unterofficier unt 
Soldat, der, nachdem er Wunden erhalten oder mehrere Feldzüge gemacht, feinen 
Abfchied befommen hat. f) Jeder dienftthuende Unterofficier oder Soldat, der we: 

gen feines guten Betragens Auszeichnungen, erhalten hat. g) Die Officiere von je: 
dem Grabe. Die befagten, zu der Zeit wirklich dienftthuenden, DOfficiere, Unterof: 
ficiere und Soldaten, welche fi in der Stadt, wo die Gemeindeverfammlung ge: 
halten wird, zur WBefagung befinden Fönnten, dürfen, blos in diefem Kalle, bat 
durch gegenwärtigen Artikel bewilligte Recht nicht ausüben. 

Art 59. Die Lifte der angefeffenen Stimmberechtigten wird durch die Mu 
. nicipalität angefertigt, und durch die Steuereinnehmer beglaubigt. Die Lifte dei 
Pfarrer und Bicarien wird vom Präfecten angefertigt, und durch den Minifter dei 
Snnern vifirt. Die Lifte der im obigen Artikel angeführten DOfficiere, Unterofficier: 
und Soldaten wird vom Präfeeten angefertigt,. und durch ben Kriegsminifter vi 
firt. Die Liften ber Fabrikanten, Kaufleute, Künftler u. f. w. werden vom. Prä: 
fecten angefertigt, und alle Jahre durch den Senat betätigt. Die Bürger, welch 
ſich in dem legten der oben angeführten Fälle befinden, koͤnnen ihre Petitioner 
mit beigefügten Beweisfchriften gerade an ben Senat richten. 

Art. 60. Der Genat kann in allen Källen, wo er in Bildung ber Liften 
Mißbraͤuche zu argwohnen, Urfache hat, die Verfertigung neuer anbefehlen. _ 

Art. 61. Die Gemeinbeverfammlungen koͤnnen nicht zu gleicher Zeit im ganı 
zen Umfreife eines Diftricts zufammenberufen werden. Es wird immer ein Zi: 
fhenraum von acht Tagen zwifchen ber Verſammlung einer jeden von ihnen feyn, 
6108 die zu Warfchau ausgenommen, von benen immer zwei zugleich zufammenbe: 
rufen werben koͤnnen. 
| Art. 62. In den Gemeinbeverfammlungen führt ein vom Könige ernannter 
Bürger den Vorſitz. | 

rt. 68. In den-Sandtagen und Gemeindeverfammlungen darf Feine Discufi 
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fion, vom welcher Art fie auch fen, keine Berathſchlagung, Petition oder Vorftek 
lung Statt finden. Sie dürfen fih nur mit der Wahl der Deputirten oder Gans 
tideten befchäftigen, deren Zahl nach dem Obigen in den Eonvocationsfchreiben im 
Loraus angegeben ift. 


En 


Achter Titel, 
Gebietseintheilung und Verwaltung. 


Irt. 64. Das Gebiet bleibt in ſechs Departements vertheilt. 

‘Art. 65. Jedes Departement wird durch einen Präfecten verwaltet. In jes 
km Departement ift ein Rath für die ftreitigen Angelegenheiten, der wenigftens 
ins drei, hoͤchſtens aus fünf Mitgliedern befteht, und ein. allgemeiner Departer 
—— ber wenigſtens aus ſechszehn, hoͤchſtens aus vier und zwanzig Mitglier 
tm beſteht. 

Art. 66. Die Diftricte werden durch einen Unterpräfecten verwaltet. In jes 
bem Diſtrict ift ein Diftrictörath, der wenigftens aus neun, hoͤchſtens aus zwölf, 
Nitgliedern beiteht. . 

Irt. 67. Jede Municipalität wird durch einen Maire ober Präfidenten ver: 
waltet. In jeder Municipalität ift ein Municipalrath, der aus zehn Mitgliedern 
fir 00 Einwohner und darunter, aus zwanzig für 5000 Einwohner und daruns 
tr, und aus dreißig für die Städte von mehr als 5000 Einwohnern: befteht. + + 

Irt, 68. Die Präfecte, Präfecturräthe, Unterpräfeete und Maired, werben 
vom Könige, ohne vorgängige Präfentation, ernannt. Die Mitglieder ber Depar- 
tementeräthe und Diftrictsräthe werben vom Könige aus einer zwiefachen, durch: 
die Diftrictslandtage angefertigten Candidatenliſte ernannt. Sie werden aller zwei 
Sabre zur Hälfte erneuert. Die Mitglieder der Municipalraͤthe werden vom Koͤ⸗ 
nie aus einer zroiefachen, von den Gemeindeverfammlungen angefertigten, Candis 
htinlifte ernannt. Cie werben aller zwei Jahre zur Hälfte erneuert. Die Depar: 
ments: und Diftrictsräthe, fo wie die Municipalräthe, ernennen einen aus ihrer 
Aitte gewählten Präfidenten. 


| Neunter Titel, 
Gerihtsverfaffung. 


rt. 69. Der Eober: Napoleon wird das bürgerliche Gefeg im Herzogthume 
Luſchau bilden. 

Xrt. 70. Das Verfahren ift öffentlich, fowohl in Givil» als peinlichen Sachen. 
It. 71. In jedem Diftricte ift ein Friedensgericht; in jedem Departement 
iM Bürgerliches Tribunal erfter Inſtanz; für zwei Departements immer ein pein= 
ide Gerichtshof, und für das ganze Herzogtum Warfchau nur Ein Appellas 
Konseerichtshof, un, 

Irt. 72. Der Staatsrath, dem vier von dem Könige ernannte Requetenmei⸗ 
fer Lurgeben find, verfieht die Verrichtungen eines Gaffationsgerichts. | 
‚ 411.73. Die Sriedensrichter werden vom Könige aus einer dreifachen, durch 
N diſtrictslandtage angefertigten Candidatenlifte ernannt. Sie werden aller zwei 
Shre zum dritten Theu erneuert. 

4:1. 74. Der richterlihe Stand ift unabhängig. 

Art. 75. Die Richter der Zribunale erfter Inftanz, ber Sriminalgerichtshöfe 
m * Appellationsgerichts, werden vom Könige, und zwar auf Lebenszeit, 

annt, 


‚Art. 76. Das Mppellationsgericht Tann, entweder auf die Denunciation bes 
Kniglihen Procurators, oder eines feiner Präftdenten, vom Könige die Abfegung 
ms Richters von einem Zribunale erfter Inſtanz, oder von einem Griminalge: 
Weighofe / den es einer Prävarication in der Ausübung feines Amtes für ſchuldig 

» begehen. Die Abfegung eines Richters von dem Appellationsgerichtshofe 
kan durch den Staatörath, in feiner Eigenfhaft als Gaffationsgericht, begehrt 
ng Nur in diefen Fällen kann der König die Abfegung eines Richters ver: 


Art. 77. Die Urtheile der Gerichtshöfe und Zribunale werden im Namen 
" Rinige ausgefprochen. —— 

Art. 78. Das Begnadigungsrecht gehoͤrt dem Könige; er allein kann bie 
ktraſt exlaffen ober abändern. 


— 
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Zehnter Titel, 


Von ber bewaffneten Mad. 


Art. 79. Die bewaffnete Macht wird aus 30,000 Mann von allen Waffen: 
— effectiv im Dienfte, beſtehen. Die Nationalgarden find hiebei nicht mitge 
rechnet. 

Urt. 80, Der König kann einen Theil der Eruppen des Herzogthums War: 
hau nad Sachſen berufen, wenn er fie durch eine gleiche Anzahl fächfifcher Trup 
pen erſetzt. " 

Urt. 81. Falls die Umftände es mit ſich brächten, daß, außer den Truppen 
des Herzogthums Warfchau, der König in das Gebiet diefes Herzogthums ander 
fächfiihe Zruppencorps ſchickte; fo ſoll doch bei diefer Gelegenheit Eeine neue Auf: 
lage oder Öffentliche Laft, außer den durch das Finanzgeſetz autorifirten, eingeführ! 
werden bürfen. 


Eilfter Titel. 


Allgemeine Vorſchriften. 


Urt, 82, Die Zitularen aller Stellen und Xemter, die nicht Tebenslänglid 
find, die Vicekoͤnig sſtelle mit eingefchloffen, aber die Landboten ausgenommen, koͤn 
nen nad) dem Gutbefinden des Königs abberufen werden, 

‚Art. 83. Kein Individuum; das nicht Bürger des Herzogthums Warfhau 
ift, Tann darin zu einem Amte ernannt werden, daſſelbe fey nun geiftlich, oder bür: 
gerlich, oder richterlih.. 

Urt.,84 Ale Ucten ber Regierung, der Gefeggebung, der Verwaltung und 
ber Tribunale, werben in ber. Nationalfprache gefchrichen. 

„Art. 85. Die vormals in Polen beftandenen Civil: und Militärorden wer: 
den beibehalten. Der König ift das Haupt diefer Orden. 

Art. 86. Gegenwärtiges Berfaffungsftatut wird, durch Reglements vervoll 
ftändigt werden, die der König erläßt, nachdem fie in feinem Staatsrathe discu: 
tirt wurben. 

Art. 87. Die Gefege und öffentlichen Berwaltungsreglements werden. im Bul: 
Ietin der Gefege publicirt, und bedürfen feiner andern Form von Publication, um 
‚ verpflichtend zu werden. 


Zwölfter Titel. 
Vorfhriften für einen gewiffen Zeitraum. 


Art. 88. Die gegenwärtig beftehenden Abgaben werben fortwährend bis zum 
1. San. 1809 bezogen werden. i — 
Art. 89. Man wird Nichts an der gegenwaͤrtigen Zahl und Organiſation 
der Truppen aͤndern, bis in dieſer Ruͤckſicht durch den erſten zuſammenberufenen 
allgemeinen Reichstag etwas feſtgeſetzt iſt. 

Unterzeichnet, die Mitglieder der Regierungscommiſſion: Malachowsky; 

Dzialinsky; Wibizky; Bilinsky; Sobolewsky; Luczews— 
ky, General-Secretaͤr. 

Wir Napoleon, von Gottes Gnaden und durch die Verfaſſungen Kaifer der 
Sranzofen, König von Stalien, Beſchuͤtzer des rheinifhen Bundes, haben genchs 
migt und genehmigen vorftchendes , Verfaffungsftatut, - welches. uns in Vollziehung 
des 5. Art. des Zilfiter Tractatd vorgelegt worden ift, und welches wir für an 
gemeffen halten, unſere Verpflichtungen gegen die Völker von Warfchau und Groß— 
polen zu erfüllen], indem es ihre Freiheifen und Rechte mit der Ruhe der benach⸗ 
barten Staaten in Einklang bringt. 

So geſchehen im koͤniglichen Palaſte zu Dresden den 22. Jul. 1807. 

(unterz) Napoleon. 
Durch den Kaiſer, der Miniſter Staats-Secretaͤr, 
- (Unterz) H. B. Maret. 


— —— — — — —— 





Weaeann die erſte polniſche Verfaſſung im Ganzen das Gepraͤge einer 
Nationalverfaffung trug; fo leuchtet aus dem Verfaſſungsſtatute des 
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Hmosthums Warfchau die Nachbildung der jüngern eitropäifchen Ver⸗ 
faflungen, und -befonderd der franzöfifchen, hervor. Demungeachtet bes 
rüdfihtigte fie Vieles aus den öffentlichen Verhaͤltniſſen der polnifchen 
Nation. Sie erhob die Fatholifche Religion zur Staatöreligion, ob fie 
geh den freien und öffentlichen Gultus für jede andere Religion aus> 
md. Sie erneuerte den Namen der Kandboten, der Woywoden und 
Sıfellane, obgleich die innere DOrganifation des Senats, ded Staats" 
uhs und des Minifterconfeild, und die Einfegung von Präfecten, Uns 
trpräfecten und Maire's, fo wie die Einführung des Napoleonifchen Ges 
kebuches die neue Verfaſſung der franzöfifchen naher brachte. Ein gros 
fer Vorfchritt zur höhern ivilifation der polnifchen Nation war bie 
Vernihtung der Leibeigenſchaft, und die Gleichftellung aller _ 
dinger vor dem Geſetze. Kaum darf es aber bemerkt werden, daß bie 
geringe Ausftattung der herzoglichen Krone mit 7 Millionen polnifcher 
Guben (den Gulden zu 4 Gr. gerechnet,) für eine in Warfchau regies 
vonde befondere Dynaftie nicht hätte hinreichen können; fo wie der Kö: 
ng von Sachfen,. wahrend feiner fechsjährigen Regierung über biefen 
Staat, nie einen Gulden der ihm beftimmten Einkünfte für fich bezo— 
gan, jondern zum Nutzen des Herzogthums verwendet, und demfelben 
Igar noch anfehnliche Vorfchliffe gemacht hat, wie fich dies aus dem 
um 18. Mai 1815 zu Wien von Sachſen mit Preußen abgefchloffenen 
reden ergab, in welchem dieſe Vorfchüffe zu 2,555,193 fl. berechnet 
wurden, Ä | u 

Vie, nach dem Wiener Frieden (1809), das Herzogthum War: 
hau, das bis dahin auf 1851 Quadratmeilen eine Bevölkerung von 
319,300 Einwohnern umfchloß, durch einen Zumachs von 92 Qua⸗ 
hatmeilen und 1,400,000 neuer Bürger verflärkt ward, Famen zu den 
lüheigen 6 Departementen noch 4 neue Departemente hinzu, fo. daß, 
it dem Königlichen Decrete vom 17. Apr. 1810, diefer Staat aus 
10 Departementen beftand. 

Us aber Napoleon am 22. Suni 1812 den von ihm fogenannten 
jweiten polnifchen Krieg gegen Rußland eröffnete, war bereits 
vn ihm der Erzbifchoff von Mecheln, de Pradt, als Ambafjabeur 
a Warſchau gefandt, und von dem Könige von Sachſen das dafige 
Anifterconfeil beauftragt worden, in dringenden Fällen feine Rechte und 
die Berfaffung zu vertreten. Der zufammenberufene Reichstag proclas 
nit am W. Juni 1812 die Wiederherftellung des Koͤnigrei— 
665 Polen, mit -Einfchluß aller derjenigen Provinzen, welche in ben 
ri Theilungen an Rußland gekommen wären. 

Üein nach dem Rüdzuge der Franzofen aus Rußland ward dad 
henogthum Warfchan von den nachruͤckenden Ruffen befest, und deſſen 
Schal auf dem Wiener Gongreffe dahin entfhieden, daß baffelbe — 
N auf das an Preußen abgetretene Großherzogthum Pofen — ganz, 
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unter dem Namen: Königreich Polen,-mit Rußland vereiniget wer: 
den follte. Der Kaifer Alerander nahm am 30. Apr. 1815 den Ti: 
tel eines Königs von Polen an, und gab am 27. Nov. 1815 diefem 
. Staate eine neue Berfaffung. 


d). Verfaffung des Königreihes Polen vom 27. 
Ri Nov. 1815. 


1. Bud. Don ben pelitifhen Verhältniffen bes Königreiches, 


— 1. Das Koͤnigreich Polen iſt auf ewig dem ruſſiſchen Kaiſerreiche eins 
derleibt, 

9. 2. Die bürgerlichen und politifchen Verhältniffe, in die Wir es verſetzen, 
fo wie die Bande, welche diefe Vereinigung befeftigen follen, find, durch gegenmwär: 
tige Berfaffungsurkunde, die Wir demfelben verleihen, beftimmt. 

8.3. Die Krone des Königreiches Polen ift erblich in Unfrer Perfon und in 
ber, Unfrer Nachkommen, Erben und Nachfolger, nad) der für den Eaiferlichen 
Thron von Rußland eingeführten Erbfolgeorbnung. J 
— . 4. Die Verfaſſungsurkunde ſetzt die Art und den Grundſatz ber Ausübung 
der Souverainetaͤt feſt. 
—8. 5. Der König ernennt, -im Falle feiner Abweſenheit, einen Statthalter 
(Lieutenant), der im Königreiche feinen Sig nehmen muß. Der Statthalter Eann, 
nah Willkuͤhr, abberufen werben. 
8.6. Wenn der König zu feinem Statthalter nicht einen Eaiferlichen Prinzen 
von.Rußland ernennt; fo kann die Wahl nur auf einen Eingebornen, oder auf eine 
Deren fallen , welcher der König die Naturalifation, nad) Borfchrift des. $. 33, 
rtheilt · haben wird, 
5. Die Ernennung des Statthalters wird durch eine öffentliche Urkunde 
geſchehen. Diefe Urkunde wird genau bie Befchaffenheit und die Ausdehnung der 
ihm übertragenen Vollmachten beftimmen. 

$. 8. Die auswärtigen politifhen WBerhältniffe Unfers Kaiferreiches werden 
dem Königreihe Polen gemeinſchaftlich feyn. 

9, Der Souverain allein wird das Recht haben, die Theilnahme des Kb 
nigreichs -Polen an Rußlands Kriegen, fo wie an den Friedens: und Handelsver⸗ 
trägen, welche lestere Macht abfchließen dürfte, zu beftimmen. 

; Sn allen Fällen, wo ruffiihe Truppen nah Polen, ober polniſche 

Truppen nad) Rußland geführt werden, ober die einen oder andern Zruppen durch 

' eine Provinz jener zwei Staaten ziehen, werben die Koften der Unterhaltung und 

bes Transports gänzlich dem Lande zur Laft fallen, dem fie angehören. Das pol 
nifche Heer wird nie außer Europa verwendet werben. 


II. Bud. Allgemeine Garantieen. 


F. 11. Die roͤmiſch-katholiſche Religion, zu welcher fich die Mehrzahl 
der Einwohner des Königreichs Polen bekennt, wird der Gegenftand der befondern 
Sorgfalt der Regierung feyn, ohne daß fie dadurch der Freiheit der andern Got: 

tesverehrungen wird Abbruch thun Eönnen, welche ſaͤmmtlich, ohne Ausnahme, frei 

und Öffentlich Eörinen gehalten werben, und des Schutzes der Regierung genießen. 
Der Unterfchieb zwifchen den chrijtlichen Glaubensbekenntnijfen wird Keinen Unter: 
ſchied im Genuffe der bürgerlichen und politifchen Rechte begründen. 

$. 12. Die Diener aller Gottesverehrungen ftehen unter dem Schuge und ber 
Aufficht der Gefese und der Regierung. | i 
8. 18. Die Gapitalien, welche die roͤmiſch-katholiſche und bie griechiſch⸗unirte 
Geiftlichkeit gegenwärtig befigen, und die, welche Wir ihnen, durch ein beſonderes 
Decret, anweiſen werden, ſollen fuͤr ein unveraͤußerliches, und der ganzen kirchli⸗ 
chen Hierarchie gemeinſchaftliches Eigenthum erklaͤrt werden, ſobald die Regierung 
die Nationalguͤter beſtimmt, und den beſagten Geiſtlichkeiten zugeſprochen haben 
wird, aus denen ihre Ausſteuer beſtehen foll. 

. 14. Im Senate des Königreichs Polen werden fo viele Biſchoͤffe des rd 
mifch » katholiſchen Ritus Sig nehmen, als Palatinate durch das Gefeg werben feſt· 
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gefegt — Es wird uͤberdies ein Biſchoff des griechiſch⸗ untrten Ritus Sitz 
darin nehmen 

$. 15. Die Geiftlichkeit des evangelifchen Augsburger Bekenntniffes, und bie 
bes evangelifchen reformirten Bekenntniſſes follen der jährlichen Unterftügung su 
genießen ‘haben, weldye Wir ihnen bewilligen. werben. . 

$. 16. Die Preßfreiheit ift zuaefihert. Das Gefeh wird die Mittel ans 
orbnen, um ben Mißbräuchen derfelben Einhalt zu thun. 

$. 17. Das Geſetz beihüst, auf gleiche Art, ale Bürger, ohne unterſchied 
ihres Ranges und Standes. 

$. 18. Das alte Grundgefeg: „Neminem captivari permittimus’ nisi jure‘ 
vietum‘* wird auf die Einwohner, von welchem - Range fie feyn mögen, nad) fols 
genden Beftimmungen angewandt. 

$. 19. Niemand Tann verhaftet werben, ausgenommen nad) Vorſchrift des 
Geſetzes und in den von ihm bezeichneten Faͤllen. 

. 20. Man muß fogleidy und ſchriftlich dem Verhafteten die Urſache feinen 
Berhaftung befannt machen. 

$: 21. Jedes verhaftete Individuum wird, ſpaͤteſtens in drei Tagen, vor 
das competente Gericht gebracht, um daſelbſt nach den vorgefchriebenen Formen uns 
terfucht und abgeurtheilt zu werden. Wenn es burch die zuerft. vorgenommenen Uns 
terſuchungen als fehuldlos erkannt wird; ſo wird es ſogleich in Freiheit geſetzt 
werden. 

$. 22. In den durch das Geſetz beſtimmten Faͤllen muß man denjenigen, der 
Buͤrgſchaft leiſtet, vorläufig in Freiheit fegen. | 

$. 23. Niemand kann geftraft werden, als in Gemaͤßheit der beſtehenden Ge⸗ 
fege, und in Folge eines, von der competenten Obrigkeit erlaſſenen, Urtheils. 

24. Jedem Polen fieht ‚frei, feine .Perfon und fein Eigenthum, unter Be—⸗ 
sbahtung ber vom Geſetze beftimmten Formen, anderswohin zu transferiren. — 

. 25. Jeder Verurtheilte. wird feine Strafe. im Königreiche empfangen; Nies 
mand fol daraus fortgefchafft werben koͤnnen, außer in den vom Geſetze beſtimmten 
Verbannungs faͤllen. 

$. 26. Jedes Eigenthum, welches auchiſeine Beſchaffenheit und ſeine Beſtim⸗ 
mung ſey, es möge fi drauf der Oberfläche ‚isber im Schooße ber Erde -befinden, 
und gehören, wem ed immer wolle, ift für’ Heilig und unverleglich erklärt. Keine 
Gewalt foll, unter welhem Vorwande es feyn möge,. Hand daran legen. Wer 
das Eigenthbum eines Andern angreift, wird, es ſey wer es wolle, als Verleger 
der Öffentlichen Sicherheit angefehen und als folcher beftraft werden. 

i Jedoch hat die Regierung dad Recht, von einem Privatmanne daß. 
Dpfer feines Eigenthums, wenn der Öffentliche Nusen es erheifcht, mittelft.-einer 
gerrhten und vorläufigen Schadloshaltung zu fordern. Das Geſetz wird die Faͤlle 
und die Fotmen beſtimmen, in welchen dieſer Grundſatz angewandt werden kann. 

$. 28. Alle oͤffentliche Verwaltungs-, gerichtlichen und militaͤriſchen Geſchaͤfte 
werden, ohne Ausnahme, in der yolnifc en Sprace verhandelt werben. 

$. 29. Die öffentlichen, bürgerlichen, und militärifchen oo. £önnen nur 
durch Polen bekleidet werden. - Die Stellen der Präfidenten der Gerichtöhdfe ers 
fier Inſtanz, der Präjidenten, ber Palatinalcommiffionen,, der Landboten (Nun: 
zien), der Abgeordneten zum Reichstage, und der Senatoren Eönnen nur Grunde 
eigenthümern verliehen werben, 

. 50, Alle Beamte in der öffentlichen Verwaltung koͤnnen nah Willkühr 
durch diefelbe Gewalt, die fie ernannt ef, abgefegt werben. ur, ohne Ausnahme, 
find für ihre Ausführung verantwortli 

$. 31. Die polmifhe Nation wird er ewige Zeiten eine Nationalrepräs 
fentation haben, die in einem Landtage befteht, der aus dem Könige und 
zwei Kammern zufammengefegt if. Die erftere wird vom Genate, bie 
zweite von den&andboten und den Abgeordneten der Gemeinden gebildet. 

$. 32. Jeder Fremde wird, nachdem er fich legitimirt hat, gleich den übris 
gen Einwohnern, den Schutz der Geſetze und die Vortheile, die fie zuſichern, ges 
nießen. Er wird wie fie im Lande bleiben, oder ſich aus demfelben begeben koͤn⸗ 
nen, ſobald er ſich den beſtehenden Vorſchriften fuͤget. Er kann dahin zuruͤckkehren, 
daſelbſt Grundeigenthum erwerben, und id, nad gehöriger Ausweifung, um bie 
Raturalifarion bewerben. 

$. 33. Jeder Fremde, der Grundbeigenthümer und naturalifirt worben ift,'unb 
die polnifche Sprache erlernt hat, kann zur Ausübung Öffentlicher Aemter, nad 


Ale u ‚Aufenthalt; im ande und bet einem tabellofen Beträgen, zuge 
affen werben 

$. 34. Jedoch wird der König aus eigenem Antriebe, ober auf Vorfchlag bei 
Staaterathes, Ausländer, die durch ihre Talente fi auszeichnen, auch zu andern 
öffentlichen Aemtern „ als jenen, bie im. $. 90. benannt find, zulaffen koͤnnen. 


II. Bud. Bon ber Regierung. 


Cap. 1. Vom Könige. $. 35. Die Kegierung ift ein Attribut der Per: 
fon des Könige. Er übt in ihrem ganzen Umfange alle Berrichtungen der voll: 
ziehbenden-Madt aus. Jede verwaltende ober vollziehende Gewalt geht nothr 
wendig von ihm aus. 

. 86. Die Perfon des Königs ift heilig und unverkeglich. 

$. 37. Die Öffentlichen Urkunden der Gerichtäftellen, Gerihhtshöfe und Magis 
firate jeder Art; werden im Namen des Königs gefertigt. Die Münzen und Stem⸗ 
pel werden das Gepräge tragen, bad er beftimmen wird. 

$. 58. Die Leitung ber bewaffneten Macht, im Frieden wie im Kriege, fo 
wi. bie Ernennung der Oberbefehlshaber und Dfficiere,, ftehet ausfchließlich dem 

nige zu. 

$. 89. Der König verfügt über bie Einkünfte des Staates, in Gemäßheit des 
Budgets, das darüber entworfen und ihm zur Beftätigung vorgelegt werden wird. 

5.40; Das Recht, Krieg zu erklären und Zractaten und Conventionen, von 
welcher Urt fie immer feyn mögen, abzufchließen, ift dem Könige vorbehalten. 

.41. Der König ernennt die Senatoren, die Minifter, die Staatöräthe, 
bie maitres de requätes, die Präfidenten der Palatinalcommiffionen, die Präfiden: 
ten und Richter der 'verfchiedenen Gerichtshöfe, die ihm zu ernennen überlaffen find, 
die diplomatifchen und Handelsagenten und alle andere Verwaltungsbeamte. Er 
ernennet fie entweder unmittelbar, oder durch die Autoritäten, die er dazu ermäd): 
tigt haben wird. 

$. 42. Der König ernennt die Erzbifchöffe und Bifchöffe der verfchiebenen 
Arten des Cultus, die Suffragane, die Praͤlaten und Domherren. 

8:43: Das Recht zu begnadigen“ift. ausſchließend dem Könige vorbehalten. 
&: ‚Bann die Etrafe nachlaffen oder verändern. . 

8. 44: Die Stiftung,. Abfaffung ber Statuten und Verleihung der bürgerli- 
chen. und militärifchen Orden ftehet dem Souverain zu. 

8, 45. Alle Unfere Nathfolger im Königreiche Polen find‘ verpflichtet, fi fih zu 
Königen von Polen in. der Hauptftadt; auf die von Uns zu beftimmende Weife, 
Erönen zu laſſen, und ‚folgenden Eid zu leiſten: „Ich fchwöre und verfpreche vor, 
Gotk'und auf das Evangelium, die Berfaffungsurfunde aufrecht zu halten und mit 
aller meiner Madıt in Vollziehung zu fegen.’ 

8.,46. Das Recht, den Adelſtand zu ertheilen, zu naturalifiren und Chrenti- 
tel zu verleihen, ftehet dem Könige zu. 
| 8: 47. Alle Befehle und Decvete bes Königs werden von dem Minifter, der 

amı ber LER eined Departements fieht, contrafignirt werden. Diefer Miniiter 
wird für Alles das verantwortlich feyn, was jene Befehle und Decrete der Verfal 
fung und den Gefesen -Zumiderlaufendes enthalten Eönnen. 

Gap. 2. Bon der Regentfhaft. $. 43. Die Regentfchaftsfälle, bie 
für Rußland anerkannt find oder ſeyn werden, fo wie die Machtvollkommenheit und 
Vorrechte des Negenten, werden dem Königreihe Polen gemeinfchaftlich  feyn, und 
nad) denfelben Grundfägen angrorbnet werben. * 

49. Im Falle einer Regentfchaft ift der Minifter Staatöfecretär, unter 
gerfönlicher Berantwortfichteit, verpflichtet, dem Statthalter die Einfegung einer 
Negentfchaft für Rußland anzuzeigen, 

$. 50._ Sobald der Statthalter die Eröffnung über die Regentſchaft für Ruf: 
Yand und den Bericht des Minifters -Staatsfecretärs erhält, ruft er den Senat zur 
Wahl der Glieder der Regentfchaft des Königreiches zufammen. 

$. 51. Die Regentfchaft bes Königreiches wird aus dem Regenten Ruflandd) 
aus vier vom Senate ernannten Gliedern und aus dem Minifter Staatöfecretär 
beftehen. Sie wird in ber Hauptſtadt des ruffifchen Reiche ihre Ref denz nehmen. 
Der Regent für den Vorſitz. 

$. 52. Die Macht der Regentfchaft des Königreichs ift gleich der des Königs; 
mit Ausnahme jedoch, daß fie keine Senatoren ernennen kann; daß alle ihre Er: 
mennungen. ber Beftätigung des Königs unterliegen, To daß er fie, bei Antritt fei« 
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ner Regierung, widerrufen kann, und daß fie ihre Decrete im Namen des Königs 
befannt macht. 

$..53. Die Ernennung. und Abberufung bes Statthalters hängt von der Res 
gentichaft, während ihrer Staatsverwaltung , ab. 

$. 54. Der. König wird ſich bei Uebernahme der Regierung von der: Rögents 
ſchaft über ihre Amtsführnng Rechenſchaft ablegen .Iaffen. 

$. 55. Die Glieder der Regentſchaft des Königreichs find mit: ihren Perfönen 
und Gütern für alles das verantwortlich, was fie gegen die Verfaſſung und bie 
Geſetze gethan haben follten. 

$. 56. Wenn ein Glieb ber Regentihaft ftirbtz; fo wird ber Senat vom 
Statthalter zufammenberufen, um zu der erledigten Stelle zu wählen. Die Re 
gentihaft ernennt den Minifter Staatsfecretär. 

Die Glieder der Regentfchaft werben, vor ihrer Abreiſe nach der 
Hauptſtadt Rußlands, vor dem Senate den Eid ablegen: die Verſaffung und die 
Beſetze treulich zu achten und zu befolgen. 

$. 58. Der Senat von Rußland‘ wird denfelben Eid’ in — der Glie⸗ 
der der Regentſchaft des Koͤnigsreichs leiſten. 

J. 59. Der Miniſter Staatsſecretaͤr wird zu gleichem Eide verpflichtet ſeyn. 

$. 60. Die Urkunde. der Eidesleiftung des Regenten wirb bem Senate von 
Polen’ zugeſtellt werden. 

$. 64. Die Urkunde der Eideskiftung des Miniftere Btantöiecretäng wird 
gkihfalls dem Senate von Polen zugefandt. 

J. 62. Die Urkunde der Eidesleiftung. der Regentfchaftägiieder ‚wird‘ von tem 
Eenate ‘von Polen dem Regenten von Rußland uͤbermacht. 

Gap. 3. Bom Statthalter und vom Gtaatsrathe 8.63: Der 
Staatsrath, unter dem Vorſitze des Königs oder feines Statthalters, beftdht aus 
den Miniftern, ben ‚Stdatsräthen, dem maitre des requ&tes, und den Peufonen, 
bie es dem Könige gefallen wird, befonders. dazu zu berufen. 

$. 64. Der Statthalter und der Staatsrath beforgen, in Abweſenheit des Koͤ⸗ 
nigs und in ſeinem Namen, die öffentlichen Angelegenheiten des Königreiche. : 

$. 65. Der Staatsrath theilt ſich in den ie und in bie. Allge: 
gemeine Verſammlung. 

66. Der Bermwaltungdrath wird zufammengefest aus dem Statthalter; ben 
Miniftern, die an der Spitze der fünf Regierungsdepartements ſtehen, und: aus 
andern Perfonen, bie vom. Könige insbefondere dazu berufen werden. ei 

$. 67. Die Glicder des Verwaltungsrathes haben Kon fultatorifdse Monk 
Die Meinung des ‚Statthalters . allein entſcheidet. Er. wird feine Beſchluͤſſe im 
Ruthe nach Vorſchrift der Berfaffungsacte und in Gemäfheit ber Bee: unvew⸗ 
niglihen Vollmachten nehmen. KL 

i. 68. Jedes Decret des Statthalter muß, um verbinblidy: zu feyn, \ im ‚Bers 
waltungsrathe gegeben, und von einent Minifter, ber ein Departement hat ton⸗ 
traſignirt ſeyn. 

$. 69. Der Statthalter fchlägt dem Könige, zufolge einer: beſonders daruͤber 
abzufaffenden Vorſchrift, zwei Candidaten für jeden erledigten Platz eines Erzbid 
ſchoffs oder Biſchoffs, Senators, Miniſters, Oberrichters, Staats rathes und 
maitre de requetes vor. 

$. 70. Der Statthalter legt in die Hände des Königs in Gegenwart des Se⸗ 
nats folgenden Eid ab: „Ich ſchwoͤre zum allmaͤchtigen Gott, die Angelegenheiten 
Polens, im Namen des Königs und nach Vorſchrift der Verfaffungsurkunde, ber 
Gefege und der Eöniglichen Vollmacht zu verwalten, und dem Könige die mir an⸗ 
vertraute Gewalt zurüdzugeben, fobald Ge. Maj. es für dienlich erachten wirbt 
Benn der König fih nit im Königreiche befindet; fo wird die Urkunde. bes vom 
Statthalter in die Hände des Königs abgefegten Eides dem Senate durch ben Mis 
nifter Staatöfecretär zugeſchickt werben. 

$. 71. Iſt der König gegenwärtig; fo wird bie Gewalt des Gtatthalters 
fujpendirt. Es hängt fodann vom Könige ab, mit den Miniftern insbefondere zw 
arbeiten, ober den Berwaltungsrath zufammen zu berufen. 

j. 72. Wenn der Statthalter flirbt, oder ber König es nicht für dienlich 
firdet, einen zu ernennen; fo wird er ihn ad interim durch einen Praͤſidenten 
eriegen. 

* 73. Die allgemeine Verſammkung des Staatsrathes wird "aus ben im 
1. 63. bezeichneten Gliedern zufammengefegt feyn. In ihm wird der König ober 
der Statthalter, und in ihrer Abwefendeit das erfte Glied des Staatörathes, nach 
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tn — * 63. und 66. feftgefegten Ordnung, ben Borfig führen. Ihr Wir- 
un dire 

i . Alle Gefegesentwürfe und alle Anorbnungen, welche bie allgemeine Verwal 

tung beö Landes betreffen, zu erörtern und abzufaffen ; 

2. über die gerichtliche Anklage aller vom Könige ernannten Berwaltungsbes 

amten, bie der Pflichtvergefjenheit in Dienftfacyen bezüchtigt worden, zu ent 
fheiden, mit Ausnahme derer, die allein der Jurisdiction, des hohen Na— 

3? c: » tionalhofes unterworfen find; 
über die Bälle des Collidirens der Yurisdictionen zu erkennen; 

4, —— von jedem Dauptziweige der Verwaltung abgelegte Rechenſchaft 

u pruſen; 

5. * die Mißbraͤuche zu wachen, welche die Verfaffungsurkunde verlegen 

fönnen, und aus ihren Beobachtungen darüber einen allgemeinen Bericht 

u bilden, den fie an ben Souverain einfchidlen wird, damit er die Gegen= 

Hände bezeichne, welche ihrer Natur nach entweber an den Senat: ‚oder an 

- ‚ben Landtag auf feinen. Befehl verwiefen' werden follen. 

$. 74. Die allgemeine Verſammlung des Staatsrathes . tritt in Verathſchla⸗ 
gung auf Befehl des Koͤnigs, des Statthalters, oder in Folge des Anſuchens, das 
ein Departementshaupt den organiſchen Geſetzen gemaͤß gemacht haben wird. 

8. 76. Die Beſchluͤſſe der allgemeinen Verſammlung des Staatsrathes unter⸗ 
liegen der Beſtaͤtigung des Koͤnigs oder des Statthalters. Diejenigen, welche auf 
die gerichtliche Anklage der Beamten und auf die Colliſion der Jurisdictionen Be⸗ 
zug haben, werden ſogleich vollzogen. 

Cap. 4. Von den 3weigen der Verwaltung. :$, 76. Die Voll⸗ 
der Gefege ift mad) den genannten verfchledenen Zweigen der Öffentlichen 
Verwaltung anvertraut: 

A der Sommiffion des Cultus und bes öffentlichen Unterrichts; 

2. der Commifſion der Juſtiz, gewählt unter den Gliedern des oberften Ge 

2 richtshofes; 

3. der Commiſſion des Innern und der Polizeiz 

sn! 4. ‚ber Sommiffion des Krieges; 

5. der Commiſſion der Finanzen und bes Schatzes. 

Dieſe verſchiedenen Commiſſionen werden jede von einem dazu ernannten Minifter 
praͤſidirt und ‚geleitet: werben. 

$. 77. Es iſt ein Minifter Staatsſecretaͤr ernannt, ber beftändig fich bei ber 

Perfon des Königs befinden wird. 

8:78. Eine Redjentammer wird eingerichtet, beauftragt mit der. Definitivxre- 
viſion der Rechnungen und der Abfolution der Rechnungspflichtigen. Sie wird blos 
dom Könige abhängen. 

8.79; Ein organifches Gefes wird die Zufammenfegung und den Wirkungsfreis 
der Sommiffion bes öffentlichen Unterrichts und der gerichtlichen Hierarchie feftjegen. 

. 80, Die Commiffionen des Innern, des Kriegs und der Finanzen werben 
aus ‚einem Minifter und: den Staatsräthen, Generaldirectoren, ben Verfügungen 
ber organischen Gefege gemäß, zufammengefegt feyn. 

8, 8l. Der Minifter Staatsfecretär legt dem Könige die Gefchäfte vor, bie 
ihm von dem Statthalter zugeſchickt werben, und ftellt dem. Statthalter die Decrete 
des Königs zu. Die auswärtigen Verhältniffe, im fo meit fie das Königreich Polen 
betreffen, find ihm anvertraut. 

8. 82. Die Minifter, die ein Departement haben und die Glieder ber Regies 
zungscommiffion find dem Hohen Nationalhofe verantwortlich, und ftehen unter fei- 
ner Gerichtsbarkeit für jede begangene Verlegung ber Eonftitutiongurfunde der Ges 
fege und der Decrete des Könige. 

Gap. 5. Bon den Palatinalnsrwaltungen. $. 85. In jedem Pa⸗ 
latinate wird eine Palatinalcommiffion Statt haben, beftehend aus einem Präfi«- 
benten und den Commiffarien, welche beauftragt find, die Befehle der Regierungss 
commifjion nad) einer befondern Vorfchrift zu vollziehen. 

$. 84. In den Städten wird es Municipalobrigleiten geben. Ein 
Schuitheis wird in jeder Commune mit Vollziehung ber Regierungsbefehle beauf⸗ 
tragt ſeyn, und das letzte Glied der Staatsverwaltung bilden. 


IV. Bud. Bon der Nationalrepraͤſentation. 


- &ap. 1. Bom Landtage. $. 85. ” — — wird zu⸗ 
ſammengeſetzt ſeyn nach der Vorſchrift des 5. 8 
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$. 86. Die gefehgebende Gewalt ruht in der Perfon des. Königs und in den 
beiden Kammern des Landtages, nach Worfchrift deffelben $. 31. F— u 

$. 87. Der ordentliche Landtag verfammelt ſich aller zwei Jahre zu Warfchau zu 
ber Zeit, welche der König in ber Zufammberufungsfchrift feftfegen wird. Die Sitzung 
dauert 30 Tage. Der König allein kann fie provogiren, abjourniren und auflöfen. 

$. 88. Der König ruft einen außerorbentlichen Landtag zufammen, wenn er 
es für dienlich findet. - 

$. Ein Mitglied des Landtages kann während der Dauer beffelben weber 
verhaftet, noch von einem Griminalgerichte gerichtet werden, ohne ausdrüdiiche Bes 
wiligung der Kammer, zu welcher er gehört. , 

{ Der Landtag berathfchlagt über alle Entwürfe bürgerlicher, peinlicher 
ober Berwaltungsgefege, die ihm. von Seiten des Königs durch den Staatsrath zus 
geftellt werden. Er berathichlagt über alle Entwürfe, die ihm der König zuftellen 
läßt, um Milderung oder Aenderung in die Befugnifje der conftitutionellen Aemter 
und Gemwalten zu bringen, als da jind: des Landtags, des Staatsraths, ber ges 
sihtlichen Hierarchie und der Regierungscommiffionen. 

$. 91. Der Landtag berathichlagt in- Folge der Mittheilungen des Souverains: 
über Bermehrung oder Verminderung ber’Steuern, Abgaben und anderer Öffentli- 
chen Laſten; über die Abänderungen, die damit vorzunehmen wären; über die befte 
und gerechtefte Art der Vertheilung; über die Abfaffung des Budgets ber Ausgaben 
und Sinnahmen; über die Einrihtung des Muͤnzſyſtems; über die Aushebung ber 
Recruten; endlich über alle Gegenftände, die ihm vom Gouverain zugeftellt werben. 

$. 92. Der Landtag berathichlagt auch über die Mittheilungen, bie ihm von 
Seiten des Königs in Folge des Generalberichts gemacht. werden, womit die Vers 
fammlung des Staatsrathes durch den $.73 beauftragt ift. Endlich, nachdem über 
alle diefe Gegenftände ein Beſchluß gefaßt worden ift, empfängt der Landtag auch 
bie Eröffnungen, Bitten, Vorftellungen und Beſchwerden, die von den Landboten 
und Abgeordneten der Communen für das Wohl ihrer Committenten eingebracht 
wurden. Er überfchict diefelben dem. Staatsrathe, der fie dem Souverain vorlegt. 
Nachdem diefe Eingaben durch den Staatsrath- dem Könige zugeftellt find, berath: 
ſchlagt der Landtag über die Gefegesentwürfe, wozu jene Befchwerden Veranlaffung 
gegeben haben. Ä 

$. 98. In dem Falle, wo der Landtag Fein neues Budget befchließt, behält das 
alte Gefes Kraft bis zur neuen Sitzung. Jedoch hört das Budget nah vier Jahe 
ren von felbft auf, wenn der Landtag in biefem Zeitraume nicht zufammen beru= 
fen wurde. 

$. 94. Der Landtag kann fid) nur mit den Gegenftänden-befhäftigen, die in 
feinem Wirkungskreiſe liegen, oder durch die Zuſammenberufungsſchrift angebeutet 


en. 

$. 95. Die beiben Kammern beratbfchlagen Öffentlih. Sie können fich jeboch 
in eine befondere Committee, auf Verlangen eines Zehntheild der gegenwärtigen 
Mitglieder, verwandeln. | 

$. 96. Die im Etaatsrathe abgefaßten Gefegentwürfe werben dem Landtage, 
auf Befehl des Königs, durd Mitglieder jenes Rathes überbradt. 

$. 97. Es hängt vom Könige ab, die Gefcegesentwürfe entweder vor bie Kams 
mer des Senats, oder vor die Kammer der Landboten bringen zu laffen. Ausges 
nommen find: die Entwürfe zu Finanzgefegen, welche vorläufig in bie Kammer der 
Sandboten gebracht werden muͤſſen. 

$. 98. Zur Erörterung der Entwürfe wählt jede Kammer durch Abftimmung 
drei Commilfionen. Sie beftehen aus drei Gliedern im Senate, und aus fünf 
der Kammer der Landboten. Diefe Commiffionen find die Commiſſion ber Finans 
jen, die Gommiffion der bürgerlichen und peinlihen, und die Commiſſion der or: 
ganifhen und adminiftrativen Gefesgebung- Jede Kammer theilt dem Staatsrathe 
die gemachten Bemerkungen mit. Die Commiffionen treten mit dem Staatsrathe 
in Mittheilung. 

$. 99. Die auf Befehl des Königs Überbradhten Entwürfe können nur vom. 
Staatsrathe, in Folge der Bemerkungen, abgeändert werben, welche ihm bie dazu 
befugte Commiſſion des Kandtages wirb mitgetheilt-haben. - 

$. 100. Die Glieder des Staatsrathes in den beiden Kammern und bie Com⸗ 
miffionen der Kammern haben allein dad Recht, gefchriebene Reden zu halten. Die 
andern Glieder können nur Reben aus dem Stegreife halten. | 

$. 101. Die Glieber des Staatsrathes haben das Recht, in ben beiden Kams 
mern is zu nehmen und das Wort zu begehren, wenn über bie Entwürfe ber 
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Regierung berathfchlagt wird. Cie haben kein Stimmrecht; ausgenommen wenn 
fie Senatoren, Randboten ober Abgeordnete find, - 

Ä $. 102. Die-Entwürfe werden nady Stimmenmehrheit entfchieben. Man giebt 
feine Zuſtimmung mit lauter Stimme. Ein Gefegentwurf, der auf biefe Art von 
einer Kammer mit Stimmenmehrheit angenommen murde, wird an die anbere 
Kammer gebradıt, welche auf diefelbe Art berathſchlagt und beſchließt. Die Gleich 
beit der Stimmen bat die Annahme des Entwurfs zur Folge. | 

$. 103. Ein Entwurf, der von einer Kammer angenommen worden ift, kann 
von der andern nicht abgeändert werben; er. muß fimplieiter angenommen oder ver= 
worfen werden. 

8. 104. Ein von beiden Kammern angenommener Entwurf wird dem Könige 
zur Ganction vorgelegt. 

$. 105. Wenn der König die Ganction ertheilt; fo wird der Entwurf zum 
Gefege. Der König befiehlt die Bekanntmachung defjelben in den vorgefchriebenen 
Formen. Wenn der König die Beftätigung verweigert; fo fällt der Entwurf dur. 

$. 106. Der Generalbericht über die Lage des Landes wird im Staatsrathe 
abgefaßt, dem Senate überfchicdt, und in den vereinigten Kammern gelefen. 

$. Sede Kammer wird biefen Bericht durdy ihre Kommiffion prüfen Iaf- 
fen, und darüber ihre Meinung dem Könige vorlegen. Der Beriht kann gedruckt 
werben. | 

Cap. 2. Bom Senate. $. 103. Der Senat befteht aus den Prinzen 
von Faiferlichem und Eöniglihem Geblüte, aus den Bifchöffen, den Palatinen, den 
Kaftellanen. - 

5. 109. Die Zahl der Senatoren kann nicht die Hälfte ber Zahl der Landbo—⸗ 
ten und Deputirten überfchreiten. 

$. 110. Der König ernennt die Eenatoren. Ihre Würde ift Iebenslänglich. 
Der Senat fchlägt. dem Könige durch den Statthalter zwei Ganbdidaten für jeden 
erledigten Plas eined Genators, Palatins, oder Kaftellans vor. 

$. 111. Um als Candidat für die Stelle eines Senators, Palatins oder Ka: 
ftelans ermwählt werden zu fönnen, muß man volle fünf und dreißig Sabre 
haben, eine jährliche Steuer von zweitaufend fl. polnifch zahlen, und die durch 
die organifchen Gefege erforberten Bedingungen in fich vereinigen. 

$. 112. Die Prinzen vom Geblüte haben mit dem Alter von achtzehn Jah— 
ren das Recht, im Senate zu fisen und zu flimmen. 

$. 113. Im Genate wird das erfte feiner Glieder nad) der Ordnung, bie 
durch ein befonderes Decret beftiimmt werden wird, den Vorſitz führen. 

N $. 114. Außer feiner gefeggebenden Eigenfchaft hat der Senat aud) noch ans 
bere, die befonders bezeichnet werben. 

115. Um feine gefesgebende Eigenfchaft auszuüben, Eann ber Senat fich 
nur, in Folge der Zufammenberufung des Königs, während des Landtages ver: 
fammeln. Um feine andern Pflichten zu erfüllen, wird er von feinem Präfidenten 
zufammenberufen. 

$. 116. Der Senat entfcheidet über den Antrag zur gerichtlichen Verfolgung 
ber Senatoren, der Minifter, die ein Departement haben, der Gtaatsräthe und 
Requetenmeifter, in Betreff welcher, wegen Pflidhtvergeffenheit in Ausübung ihrer 
Amtspflicht, von Seiten des Königs oder des Statthalters, und in Folge einer Ans 
Eage ber Candbotenfammer jener Antrag gemacht worben ift. 

8. 117. Der Senat entfcheidet endlid über bie Legitimität ber Provinzial: 
und der Gommunalverfammlungen, und über bie der Wahlen; fo wie auch über 
die Formirung der Bürgerliften fowohl für die Provinzial: als für die Communal⸗ 
Verfamniengen, 

Gap. 3. Bon der Kammer ber Landboten. $. 118. Die Kammer 
der. Landboten befteht 1. aus fieben und fiebzig Landboten, die von ben Pro— 
vinzialverfammlungen der Abdelichen (Diätinen), zu Landboten für einen Bezirk er: 
nannt werben; 2. aus ein und funfzig Abgeordneten der Gommunen. In ber 
Kammer führt ein Marfchall ven Borfig, der aus ihren Mitgliedern gewählt und 
vom. Könige ernannt wird. 

F. 119. Das ganze Gebiet des Königreiches Polen wird, zum Behuf ber Ra— 
tionalvepräfentation und der Wahlen, in ftieben und ſiebzig Bezirke eingetheilt. 
Ferner wird es in ein und funfzig Communenfprengel abgetheilt; acht für bie 
Stadt Warſchau und drei und vierzig für bas übrige Land. 

$. 120. Die Mitglieder der Landbotenlammer bleiben ſechs Jahre lang in 
ihren Functionen. Aller zwei Jahre wird ein Deittheil davon erneuert Demzus 


* 


- Berfaffung vom. 27. Nov. 1815. 31 


folge wird, body nur für das erftemal, ein Drittheil der. Glieder ber. Landboten⸗ 
fommer nur zwei Jahre, und ein anderes Drittheil nur vier. Jahre in. Wirkfams- 
keit bleiben. Das Verzeichniß der zu diefen beiden Epochen austretenden Glieder 
wird durch das Loos gebildet. Die. austretenden Glieder Tönnen zw jeder Zeit wie: - 
der gewählt werben. 

$. 121. Um zu einem Gliede der Landbotenfammer wählbar zu feyn, muß 
man ein Alter von völlig dreißig Jahren haben, alle Bürgerrechte genießen, und 
eine Steuer von hundert fl. polnifc jährlich zahlen. | | 

$. 122. Kein Öffentlicher Civil: oder Militärbeamter kann zum Gliede. der 
Ldandbotenkammer gewählt werden, ohne vorläufig die Einwilligung der Behörde ers 
halten zu haben, von der er abhängt. 

—J Wenn ein Landbote oder ein Abgeordneter, der vor ſeiner Wahl kein 
vom oͤffentlichen Schatze beſoldetes Amt bekleidete, ſeitdem eines angenommen hat; 
fo wird eine neue Provinzial» oder Communalverſammlung zuſammenberufen, um 
zue neuen Wahl eines Sandboten oder Deputirten zu fchreiten. \ 

$. 124. Der König hat das Recht die Landbokenkammer aufzulöfen. Wenn 
er diefes Recht ausübt; fo trennt fi die Kammer, und der König ordnet binnen 
zwei Monaten neue Wahlen von Landboten und Abgeordneten an: 

Gap. 4 Bon ben Provinzialverfammlungen des Adels (Diäs 
tinen). $. 125. Die abelichen Grundeigenthümer von jedem Bezirke auf einer 
Diätine verfammelt, wählen einen Landboten und zwei Glieder zu dem Palatinatss 
rathe, und entwerfen ein Berzeichniß der Gandidaten für die Berwaltungsftellen, 

$. 126. Diefe Provinzialverfammlungen Fönnen nur in Folge der Zuſammen— 
berufung des Königs. zufammentreten, der den Tag, die Dauer und den Gegenftand 
ihrer Berathfchlagungen feftfegt. ' 

$. 127. Kein Abelicher kann zugelaffen werden, in einer folchen Verfammlung 
zu fimmen, wenn er nicht in das Bürgerbuch der Adelicyen des Bezirks eingetras 
gen iſt; wenn er nicht den Genuß feiner Bürgerrehte hat; wenn er nidht völlig 
ein und zwanzig Jahre alt und wenn er nicht Grundeigenthümer ift. 

$. 128. Das Buch der Abelichen des Bezirks wird vom Palatimatsrathe enf 
worfen und vom Senate vidimirt. 

$. 129. In den Provinzialverfammlungen führt ein vom Könige ernannter 
Marfhall den Borfis. Ä 

Gap. 5. Bon den Gommunalverfammlungen. $. 130. In jedem 
Gommunalfprengel wird eine Sommunalverfammlung Statt haben, die einen Abge— 
orbneten zum Landtage, ein Mitalied des Palatinatsrathes wählt, und ein Ber: 
zeihnig von Gandidaten für die Verwaltungsftellen entwirft. 

$. 131. Zu den Communalverfammlungen werden zugelaffen: 1. Alle Bür: 
ger, die Grundeigenthümer und nicht adelih find, und von ihrem Grundeigen- 
thume eine Steuer bezahlen, welche fie auch feyn möge. 2. Jeder Fabrikant und 
Berkftattsherr; jeder Kaufmann, der ein Waarenlager von zebntaufend fl. pol: 
nid an Werth befigt. 3. Alle Pfarrer und Vicarien. 4 Die Profefforen, Lehe 
rer und andere Perfonen, welche mit dem öffentlichen Unterricdhte beauftragt find. 
5. Jeder Künftler, der fih durch feine Talente, feine Kenntnifjfe, oder die Dienfte 
ausgezeichnet hat, die er dem Handel ober den Künften geleiftet. 

g. 132, Keiner Eann zugelaffen werden, in den Communalverſammlungen zu 
fimmen, wenn er nicht in das Buͤrgerbuch der Gemeinde eingefchrieben iſt; werm 
er nicht den Genuß feiner Bürgerrechte und ein Alter von vollen cin und zwan— 
zig Sahren hat. 

$. 133. Das Verzeichniß der abftimmenden Eigenthümer wird durch den Pa— 
latinatsrath, das der Fabrikanten, Kaufleute und der durch ihre, Zalente und 
Dienfte ausgezeichneten Bürger von der Commiſſion des Innern; endlid das der 
Harrer, Vicarien und der öffentlichen Lehrer von der Commiffion des Eultus und 
des Unterrichts entworfen. 

$. 134. Die GCommunalverfammlungen haben zum Präfes einen vom Könige 
tmannten Marſchall. Ä 

Gap. 6. Bom Palatinatsrathe. $. 135. In jedem Palatinate wird 
ein Palatinatsräth ſeyn, befichend aus NRäthen, die von ben Provinzial: und Com⸗ 
mmalverfammlungen gewählt werben. Ä | 

$. 186. Im Palatinatsrathe wird ber ältefte Rath ben Worfis führen. 

$. 137. Die vorzüglichften Befugniffe des Palatinates find: 1. Die Richter für: 
die erften beiden Inſtanzen zu wählen; 2. zur Entmwerfung und SPurification der 
Berzeichniffe der: Candidaten zu. den abminiftrativen Stellen mit zuwirken; 8. das 
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Wohl bes Palatinates zu beſorgen. Alles in Gemaͤßheit der Verfügungen einer b 
ſondern Verordnung. 


V. Bud. Vom Stande der Richter, oder der gerichtliche 
Hierarchie. 


$. 138. Der Stand der Richter iſt verfaſſungsmaͤßig unabhängig. 
$. 139. Unter ber Ungbhängigkeit der Richter verftcht man die Fähigkei 
feine Meinung beim Urtheil frei zu Außern, ohne babei weder durch« die oberf 
Macht, noch durch minifterielle Gewalt, noch durch irgend eine Nebenrücficht g 
leitet zu werben. Jede andere Erklärung oder Auslegung von der Unabhängigte 
der Richter wird für Mißbrauch erklärt. 
4%. 140, Die Gerichtshöfe beftehen aus Richtern, die nach Vorſchrift des oı 
ganifchen Statutes erwählt werben. | 
. 141. Die vom Könige ernannten Richter find unabfegbar und auf Leben: 
zeit. Die gewählten Richter Knd gleichfalls unabfegbar für die Dauer ihrer Function 
$. 142. Kein Richter Tann abgefegt werben, als durch Beſchluß einer gerichtli 
hen, dazu befugten Inftanz im alle einer bewiefenen Pflichtvergefjenheit, oder. we 
gen jedes andern beftätigten Verbrechens. 
| $. 143. Die Disciplin der ernannten und ermwählten Magiftrate, fo wie bi 
Beftrafung ihrer Vergehen, infoweit fie auf den öffentlichen Dienft fich beziehen 
fteht dem oberften Gerichtshofe zu. , | 
85.144, Friedensrichter. Es wird Friedensrichter für alle Elaffen der 
Bewohner geben; ihre Function ift die eines Verföühnungsmagiftrats, 
$. 145. Keine Streitſache Fann vor ein bürgerliches Gericht erfter Inſtan; 
gebracht werden, wenn fie nicht vorher dem betreffenden Friedensrichter vorgelegt 
wurde, mit Ausnahme berjenigen, bei welchen, nad) Vorfchrift des Gefeges, eine 
Sühne nicht Stätt haben barf. 
$. 146. Gerihtöhöfe erfter Inſtanz. Für GStreitfachen, welche nicht 
fünfhundert fl. polniſch überfteigen, werden in jeder Kommune und in jeder 
Stadt Civil: und Polizeigerichtshöfe beftehen. | 
$. 147. Fuͤr Streitfahen über fünfhundert fl. polnifch werben in jebem 
Palatinate mehrere Gerihtshöfe erfter Inftanz und Affifengerichte feyn. 
S; 148, 8. werden überdies Handelsgerichte Statt finden. 
$. 149... $ür Criminal» und Zucdhtpolizeifälle werben in jedem Palatinate mehr 
rere Griminalgerichtshöfe beftehen. 
$. 150, Appellationshöfe Es wird wenigftens zwei ſolche Gerichts 
hoͤfe im Königreiche geben; fie werden in zweiter Inftang über die von den Gi: 
a Griminale und Handelögerihtshöfen in erfter Inftanz abgeurtheilten Fälle 
enticheiben. 
$. 151. Oberfter Gerichtshof. Es wird einen oberften Gerichtshof zu 
Warfchau für das Königreich geben,’ der in legter Inſtanz über alle bürgerliche und 
Griminalfälle, Staatöverbreden ausgenommen, entfcheiden wird. Er wirb zum 
Theil aus Senatoren, die der Reihe nach darin figen, zum Theil aus Richtern. bes 
ftehen, die vom Könige auf Lebenszeit gewählt werden. 
nd Hoher Nationalhof. Ein hoher Nationalhof wird über bie 
Staatsverbrehen und die von den großen Beamten des Königreiches begangenen Ber# 
gehen urtheilen. Ihre Verfolgung vor Gericht wird von dem Senate verfüge 
($. 116.) Der hohe Nationalhof befteht aus allen Gliedern des Senats. 


VI Bud. Bon der bewaffneten Macht. 


5. 153. Die bewaffnete Macht wird aus einem in effectivem Dienft beftehen: 
den befoldeten Deere und aus Milizen heſtehen, die bereit find, daſſelbe nöthigen 
Falls zu verftärfen. - j 

§. 1 Die Staͤrke des Heeres, das auf Koſten des Landes zu erhalten if; 
wird: vom Souverain beftimmt, mit Rüdficht auf das Bedürfniß und im Verhaͤlt⸗ 
niß zu den in dem Budget dazu ausgeworfenen Summen. — 

F. 155. Das Cantoniren der Truppen wird mit vereinigter Ruͤckſicht auf die 
Einwohner, auf das Militärfgftem und auf die Staatöverwaltung angeord⸗ 
et werben. * 

$. 156. Das Heer wird die Farbe feiner Uniform, feine beſondere Tracht un 
alles, was mit feiner Nationalität in Verbindung ſteht, beibehalten, 
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$. 157. Die Güter und Einkünfte der Töniglichen Krone werben beftehen: 
1. in den Krondomainen, die insbefondere für, Rechnung des Königs durch eine 
Kammer ober durch Beamte nach feiner Wahl verwaltet werben follen; 2. in dem 
Eniglichen Palafte, von Warfchau und in dem fähfifchen Palafte. 

$. 158, Die Öffentliche Staatsfhuld ift verbürgt. 

J. 159. Die Strafe der Confifcation ift aufgehoben und kann in feinem 
Falle wieder eingeführt werden. 

j Die bürgerlichen und militärifchen Orden Polens, nämlich bes wei: 
sen Üdlers, des heil. Stanislaus und des Militärkreuges find beibehalten. 

$. 161. Die gegenwärtige Berfaffungsurkfunde wird durch die organifchen 
Etatuten weiter entwidelt werden. Die, welche nicht unmittelbar nad) Bekannt: 
mahung der Verfaſſungsurkunde feftgefegt werden, follen im Staatsrathe vorläufig 
erörtert werben. “ n 

$. 162. Das erfte Budget wird in Vollziehung gefest, bis es von dem Sou⸗ 
terain und den beiden Kammern gemildert oder abgeändert feyn wird. Zu 

$. 163. Alles, was nicht der Gegenftand eines organifchen Statufes -oder ei: 
nd Goder ift, fo wie alles, was nicht der Berathfchlagung des Landtages in Folge 
kiner Befugniffe unterliegt, wird durch Decrete des Königs oder durch Verorbnun: 
gen der Regierung geregelt. Die organifdhen Statuten und die Codices koͤnnen 
nur vom Souverain und den beiden Kammern bes Landtages abgeändert werben. 

$.164. Die Gefege, Decrete und Verordnungen ded Königs werden im Ge: 
fegeäblatte abgrdrudt. Ein Decret des Königs wird bie Formen ihrer Bekannt: 

beftimmen. 

5. 165. Alte frühere Gefege und Einrichtungen, die der gegenwärtigen Vers 
hofungiurfunde zumider laufen, find aufgehoben. 

da Wir in Unferm Gewiffen überzeugt find, daß die gegenwärtige Verfaſſungs⸗ 
irkinde Unfern väterlichen Abfichten entſpreche, welche zum Zwecke haben, allen 
Glafen Unfrer Unterthanen bes Königreihes Polen den Frieden, die Eintracht und 
die zu ihrer Wohlfahrt fo nöthige Einheit zu erhalten, und die Glücfeligkeit, bie 
Bir ihnen zu verfchaffen wuͤnſchen, zu befeftigen; fo haben Wir ihnen gegenwärtige 
Lerfoffungsurfunde gegeben und geben ihnen diefelbe, die Wir für Uns und Unfre 
Rahfolger annehmen, und maden es überdies allen öffentlichen Gewalten zur 
Piht,'zu ihrer. Vollziehung mitzuwirken. 

Gegeben in Unferm Eöniglichen Schloffe zu Warfchau den 15. (27.) November 1815. 

(Unterz.) Alexander. 





!) Bruchftücke aus dem Bufammenberufungsfchreiben und ber 
kaiſ. Eröffnungsrede des Reichtages vom Jahre 1817. 


In Beziehung auf diefe, dem Königreiche Polen am 27. Nov. 1815, 
nah defien Einverleibung in Rußland vom Kaifer Alerander gegebene, 
Vfaffung, berief derfelbe zum 17. Febr. 1817 den erften polnis 
(den Reichstag zufammen. Es iſt für die Gefchichte der polnifchen 
Verfaffung wichtig, einige einzelne Stellen aus dem Schreiben des 
Sailerd zur Zufammenberufung der polnifchen Stände, und aus feiner 
Rede bei Eröffnung des Reichötages aufzunehmen. 


In dem Zufammenberufungsfchreiben heißt es: 


„Indem Wir Unfern Unterthanen. des Königreihs Polen bie Verfaſſung ere 
Kkiten, war. es. Unfre Dauptabficht, ihnen die Wohlthat einer Nationalrepräfen: 
alion zu fiherns jetzt iſt es der erfte Wunfch Unfers Derzens, ihnen den Genug 

Sreipeiten zukommen zu laffen, ‚die diefe Verfaſſung verbürgt. — — Benatoren, 

dboten und Deputirte! Langwieriges Unglüd Laftete auf Polen; fchredtiche Nice 
kelagen haben euer Vaterland verheert; aber eure Vereinigung mit einem brüder- 
ch, eine Vereinigung , die für die Zukunft Bürge eurer — iſt, hat 
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das Gewebe biefes widrigen Schickſals bereits zerriffen, und eine durchaus national 
Verfaffung, wohlthätige Gefege, eine gluͤcklich gemäßigte Freiheit, werben end 
die Spuren biefer nur zu langen Stürme vertilgen. Euch, der Weisheit eur 
Rathſchlaͤge, vertraut die Verfaffungsurkunde diefes väterliche Werk an; in eu 
Schoos legt. fie diefe aufrichtende Kraft nieder 2c.‘ | 


Sn der Rede, womit der Kaifer am 27. Apr. 1817 den Reichs 
der Polen eröffnete, heißt es: 


‚MRepräfentanten des Königreichs Polen! Eure Hoffnungen und Meine Wün 
fche werden erfüllt. Das Volk, zu deſſen Repräfentation ihr berufen ſeyd, erfreu 
ſich endlich einer nationalen Eriftenz, verbürgt durch Inſtitutionen, welche bie Zei 
reifte und fanctionirte. — — Durd bie in euerm Lande vorher beftandene Drga 
nifation ift es möglich geworben, unmittelbar diejenige einzuführen, die Ich eud 
gegeben habe, indem Ich die Grundfäge jener liberalen Inftitutionen in Wirkſamkei 
fehte, welche mir unablaͤßig am Herzen gelegen haben, und deren heilſamen Ein 
fluß ich, mit dem Beiftande Gottes, über alle Länder, welche die Vorſehung Mei 
ner Eorgfalt anvertraute, zu verbreiten hoffe. Solchergeſtalt habt ihr Mir di 
Mittel dargelegt, Meinem Baterlande zu zeigen, was Ich ihm feit langer Zeit be 
reite, und was es erhalten wird, fobald die Elemente eines fo wichtigen Werkes di 
nöthige Entwidelung erreiht haben werden. — — Die conftitutionelle Regierungs 
form wird nad und nach auf alle Theile der Verwaltung angewendet, die Gt 
richtsverfaffung wirb organifirt werben. Gefegentwürfe im Rache der Givil: fo 
wohl, als Griminalgefeggebung werden zu eurer Kenntniß gebracht werben. Jd 
hege das Vertrauen, daß ihr fie mit anhaltender Aufmerkfamkeit prüfen, und Gt 
fege fchaffen werdet, beftimmt, die Eoftbarften Güter zu verbürgen: die Sicherhei 
eurer Pefonen, bie eures Eigenthums, und die Beiheit eurer Meinungen — — 
Repräfentanten des Königreichs Polen! Erhebt euch zu der Höhe eurer Beftimmung 
Ihr feyd berufen, Europa, das feine Blicke auf euch heftet, ein ‚großes Beiſpit 
zu geben. Beweifet euern Zeitgenoflen, daß bie Liberalen Inftitutionen, deren au 
immer geheiligte Grundfäge man mit den umftürzenden Lehren, die in unfern Ta 
gen bie gefellfhaftlihe Ordnung mit einer fürchterlichen Kataftrophe bedrohten, f 
verwechfeln droht, Kein gefährliches Blendwerk find, fondern daß fie, mit Redlich 
keit ind Werk gefegt und vor allem mit reiner Abſicht nach einem erhaltenden un 
für die Menfchheit nüslichen Ziele geleitet, ſich volllommen mit der Ordnung der 
tragen, und in Gemeinfchaft mit diefer die wahre Wohlfahrt der Nationen bewirken.‘ 






f) Decret des Kaiſers von Rußland als Königs von Polen, di 
Beſchraͤnkung der Deffentlichkeit der Reichötagsverhandlunge! 
betreffend. Vom 13. Februar 1825. 


Bon Gottes Gnaben. Wir Alerander I. Kaifer aller Reuffen, König von Pr 
len 2c. Zreu den Gefinnungen und den väterlichen Abfichten, welche Uns bewoge 
baden, aus eigenem Antrieb Unfern Unterthanen des Koͤnigreichs Polen bie Ber 
faffungsurfunde zu bewilligen, um bei allen Glaffen der Bewohner Frieden, Ein 
tracht und Einigkeit, die zu ihrer Wohlfahrt fo nöthig find, zu erhalten; forgfält! 
bemüht, die Gefahren zu entfernen, welche der Mißbrauch, den man aus einer il 
ver Beftimmungen gemacht, bereits erzeugt hat ober noch erzeugen könnte; in E 
wägung, daß die Deffentlichkeit der Verhandlungen in beiden Kammern, indem ſi 
dem Redner Anlaß giebt, mehr eine ephemere Popularität als das öffentliche Bell 
ind Auge zu faffen, diefe Verhandiungen in eitle Declamationen hat ausarten laffen 
welche geeignet find, jene fo erwünfchte Einigkeit zu zerftören, und die Ruhe un 
Würde, die bei allen wichtigen Rathichlagungen vorwalten müffen, daraus verbann 
ee um bem Uebel in der Quelle abzuhelfen, ber Nothwendigkeit alles Einflul 
es auf die Wahlen und auf die Meinungen vorzubeugen, und Unfre Unterthanen de 
Königreihs Polen alle Wohlthaten, welche die Charte ihnen zugefichert hat, genit 
gen zu laſſen; — haben Wir befchloffen, Unfer Werk zu befeftigen, indem Wi 
durch einen Zufagartifel eine ihrer reglementarifchen Beftimmungen, deren ſchwer 
Nachtheile die Erfahrung uns gezeigt, mobificiren; zu dem Ende haben Wir di 
eretirt und deeretiren Folgendes: 
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3ufagartikel, Die Erdffnungs- und Gchlußfigungen des Reichstags, fo 
wie and diejenigen, wo die Tönigliche Sanction der Gefegentwürfe promulgirt wird, 
fol fernerhin, wie bisher, Öffentlich feyn, und dabei die gewöhnlichen Feierlich- . 
kein ftatt finden. Kür die Wahl der Commiſſionen, fo wie für fonftige Berathun⸗ 
gen und Discuffionen aller Art, follen ſich die Kammern immer in einen geheimen 
Luſchuß bilden. Diefer Artikel wird für einen integrirenden und untrennbaren 
Zhil der Berfaffungsurfunde erklärt. 

Der Präfident. des Senats und der Marfchall der Landbotenkammer haben bei 
mnliher Verantwortung über deffen Ausführung zu wachen. 

Gegeben zu Czarskoe⸗Selo, ben 1. (13.) Febr. 1825. 


(GGez.) Alexander. 
Auf Seiner k. k. Majeſtaͤt Befehl ꝛc. 
unterz. Stephan Graf Grabowski. 


J Rede, gehalten von Alexander I. am 13. Mai 1825 zur 
Eröffnung des polnifchen Reichstages. 


Repräfentanten ded Königreiches Polen. 


U ih mich vor vier Jahren von Euch trennte, hatten bebauernswürbige Ereig- 
Mtdine allgemeine Bewegung in Europa hervorgebracht, die dem Wohlergehen 
oe Böker Gefahren drohete. Ich habe den Meinungen Zeit laffen wollen, fich 
und den Leidenfchaften, ſich zu mäßigen. Eure dritte Zuſammenkunft 
Kaufeihoben worden; aber diefer Aufichub wird, ich bin, beffen gewiß, ben guten 
Eng Eurer Arbeiten um defto mehr vorbereitet haben, und ich befinde mich nun 
mi aſtem Vergnügen, und mit jenen Empfindungen der Zuneigung, von benen 
Mh ſchon fo viele Beweife gegeben, abermals in Eurer Mitte, 

Ja dem, feit dem legten Reichstage verfloffenen, Zeitraume habe ich, meinen 
Hihten und dem Euch offenbarten Entfchluffe getreu, fo bald icy die Keime der 
Berfbrung bemerkte, mich deren Entwicelung widerfegt. Um mein Werk zu bes 

‚ die Dauer deffelben zu fihern, und Euch den frieblichen Genuß der davon 
emarteten Fruͤchte zu verbürgen, habe ich dem Grundgefege des Königreichs einen 

Ubinzugefügt. Diefe Mafregel, die jeder Nothivendigkit, auf bie Wahlver- 
kanlıngen und auf Eure Berathungen Einfluß zu üben, vorbeugt, bemweifet ben 
Yu, den ih an der Befeftigung Eurer Berfaffungsacte nehme. Dies ift ber 

Endzweck, den ich duch jene von mir erariffene Maßregel zu erreichen bes 
te, und die Polen werden, wie ich das fefte Vertrauen habe, biefen Zweck 

Room mir dazu angewandte Mittel zu würbigen wiſſen. Mein Minifter des 
um wird Euch die Schilderung der. Lage bes Königreichs und der feit vier Jah⸗ 
m kflgten Vermwaltungsmaßregeln vorlegen. Ihr werdet mit Vergnügen die ra- 
Ka Kortigritte des Gewerbfleißes bemerken, und anerkennen, daß, wenn das £ffent» 
Br Wohlergehen noch nicht dahin gelangt ift, wohin meine Wünfche und die Sorgs 
ft der Regierung daffelbe gebracht fehen möchten, die Urfache davon nur in ber 
— Stockung des Handels mit den Erzeugniſſen des Ackerbaues geſucht wer⸗ 

n. 
In andern Beziehungen hat man bie vortheilhafteſten Reſultate erlangt. 

Die Nationalſchuld ift ihrer vöHigen Abtragnng nahe. 

durch zwei Verträge ift der Antheil diefer Schuld feftgeftellt, den Deftreich 
Mb Preußen zu tragen haben. Bald wird ein neues Finanzgefeg alle Einkünfte 
Mb Ausgaben de3 Staates feftftellen. 

Ein verderbliches Deficit hatte Eure theuerften Intereffen gefährbet. Es ift 
kiäwunden. Der Ueberfchuß der Einnahmen fol zur Tilgung der Nationalfchulb 
Feifimhaft angervandt werden. 

Die mit dem Hofe von Berlin zur Regulirung der Handelöverhältniffe zwiſchen 
und Preußen eröffneten Unterhandlungen, find mittelft einer Folge von reb- 
und freundfchaftlichen Anorbnungen , die den Verhältniffen mit meinen Bun⸗ 

Kenoffen zur Grundlage bienen,;.mit dem glüdlichften Erfolge gekrönt worden. 
Dt don mir vatificirte Uebereinkunft eröffnet Eurem auswärtigen Handel leichte 

. Euer Handel mit Rußland gewinnt täglih an Thätigkeit und Ausdeh— 
wm Die bemfelben zugeftandenen Erleichterungen find doppelt —— durch 
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bas — Wohlergehen, deſſen Fortſchritte fie begünftigt, und durch bie ı neue 
Bande, die fie um die beiden Nationen fhlingt. 

Die auf den Privatbefisungen laſtenden Schulden haben meine befonbere Au 
merffamkeit erregt. Es wird Eud) der Entwurf zu einer, ſolidariſchen Verbindun 
der Grundbeſitzer vorgelegt werben. Es iſt das Ergebniß der in Euren Woywot 
fchaftsräthen vielfeitig erörterten Meinungen. 

Die Religion, die Quelle aller Zugenden, dieſe unerläßliche Grundlage allı 
menfchlichen Einrichtungen, ſcheint die Revifion eines Theils Eures bürgerlichen ©: 
ſetzbuches zu erheifhen. Eine aus Eurer Mitte gewählte Commiffion hat diefe wid 
tige Arbeit unternommen, und der von ihr erdrterte Entwurf des erften Bud 
wird Euch mitgetheilt werben. 

Meine Gedanken werden Euch in der Verrichtung Eurer Amtsgefchäfte begle 
ten, und Ihr werdet mich bereit ſinden zur Annahme der mir vorgeſchlagenen Ver 
beſſerungen, aber auch entſchleſſen, zur Abweiſung jedes Eurem Gluͤcke ſchaͤdliche 
Zugeſtaͤndniſſes. 

Repraͤſentanten des Koͤnigreichs Polen! Frei von allem Einfluß, moͤget Ih 
ruhig zu Euren Berathungen fhreiten. In Euren Händen liegt die Zukunf 
Eures Baterlandes. Erwaͤget nur deſſen Wohl, deffen wahren Bortheil, erzeig 
ihm die Dienfte alle, die e8 von Eurer Bereinigung erwartet, und fteht mir in dei 
Erfüllung der Wünfche bei, die ich nie aufgehört habe, für — zu hegen. 


Nach der Beendigung der im Nov. 1830 ausgebrochenen polniſcher 
Revolution durch die Einnahme der Stadt Warſchau am 8. Sept. 1831 
trat die, vom Kaifer Alerander dem Königreiche gegebene, Berfaffung 
nicht wieder in Wirkſamkeit. — E5 erfchien aber, ftatt derfelben, ein 
vom Kaifer Nicolaus am.14. (26.) Febr. 1832 unterzeichnetes organi⸗ 
ſches Statut. 


h) Organiſches Statut vom 26. Febr. 1832. 


„Bon Gottes Gnaden Wir Nicolaus der Erfte, Kaifer und Selbfther- 
fcher aller Reußen, König von Polen u. f. w. u. f. w. u. f. w. 

Bei Unferer beftändigen und angeftrengten Sorge um das Mohl ber 
Nationen, welche die Vorfehung des Höcften Unferm Scepter anvertraute, 
haben Wir mit befonderer. Aufmerkſamkeit die Grundlagen einer Eünftigen 
Drganifirung des Königreih8 Polen in Betracht gezogen und, mit Berid: 
fihtigung der wahren Wortheile und der Lage diefes Landes, fo wie der ört: 
lichen Bedürfniffe und Sitten der Einwohner, unter der unumganglichen 
Nothwendigkeit, deren Ruhe und Wohlfahrt durch eine engere und unerfhüt: 
terliche Verbindung mit dem ruffifchen Reiche zu befeftigen, für das Könige 
reich Polen folgende rundgefege beflimmt, die Wir demfelben Alıgnd 
bigft verleihen: 

1. Allgemeine Beflimmungen. 

Art. 1.: Das Königreich Polen ift für immer mit dent ruffi ſchen Reiche 
verbunden und bildet einen untrennbaren Theil dieſes Reichs. Es wird eine 
beſondere und den Localverhaͤltniſſen angemeſſene Regierung haben, ſo wie 
ſein eigenes Civil- und Criminalgeſetzbuch; auch verbleiben alle bis jetzt in 
Staͤdten und Dorfgemeinden beſtehende, denſelben verliehene, Statuten und 
Geſetze auf ihren fruͤheren Grundlagen und in ihrer alten Kraft. 

Art. 2. Die Krone des Koͤnigreichs Polen iſt erblich in Unſerer Per 
fon und in der Unſerer Nahkommen, Nachfolger und Suceefforen, in Ge 
mäßheit der für das Be aller Reußen vorgefhriebenen ran 
ordnung. 
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Art, 3. Die Krönung der Kaiſer aller Reußen, Könige von Polen, 
erfolgt mittelft einer Geremonie, die in der Hauptſtadt Moskau Statt finden 
wid, und zwar in Gegenwart einer Deputation des Königreichs Polen, bie 
oki mit den Deputirten der andern. Theile des Kaiferreichs zur Theil 
nahme an diefer. Feierlichkeit eingelmden: werden foll. | 

Art. 4. In Fällen, wo nad den beftehenden ober erft in Zukunft . 
au claſſenden Beftimmungen in Rußland eine Regentſchaft eintritt, wird 
ſih die Macht des Megenten, oder der- Regentim des Reichs, auch auf das 
Königreich Polen erftreden. 

Art. 5. Die Freiheit des Gultus ift vollkommen garantirt; es ſteht 
inm jeden insbefondere frei, unter dem Schuß der Regilerung die religiöfen 
Emmonien öffentlich und ungehindert auszuüben, und der Unterfchied in der 
behtweiſe der verfchiedenen chriftlichen laubensbekenntniffe kann nicht als 
Inlaf dienen, irgend Jemand von den, allen Einwohnern des Königreichs 
velichenen, Rechten und Privilegien auszufchliefen. Endlich) wird die roͤ— 
miih:Eatholifche Religion, als diejenige, zu der fih die Mehrzahl Unferer 
Unterrhanen im Königreich Polen bekennt, immer ein Gegenftand des befon: 
den Shuges und Wohlwollens der Regierung feyn. 

rt. 6. Die im Beſitz der roͤmiſch-katholiſchen und griechifch » uniir— 
tm BeifttichEeit befindlichen Fonds werden als allgemeines und unantaftbares 
* ber kirchlichen Hierarchie eines jeden dieſer Glaubensbekenniniſſe 

ctt. | 


dt: 7. Der Schug der Geſetze wird gleichmäßig auf alle Einwohner 
v8 Königreiche, sohme Unterfchied von Stand und Anfehen, ausgedehnt. Ein 
str kann durch perfönliche Werdienfte und Talente in der geſetzlich vorge— 
criebenen Ordnung alle Aemter und Würden im Lande erlangen. 

Art 8. : Die perföntiche Freiheit eines Jeden ‚wird verbürgt und durch 
hie beftehenden Gefege befhügt. Niemand kann, außer. in ‚den im’ Gefeg 
vergefehenen. Faͤllen und mit firenger Beobachtung der in diefer Hinficht vor= . 
Whriebenen Formen, verhaftet oder vor Gericht geftellt werden. Jeder Ver: 
daft wird fchriftlich von den Gründen feiner Feſtnehmung benachrichtigt. 

rt. 9. Jeder. Verhaftete muß fpäteftens binnen drei Tagen nach feiner 
öfnehmung vor eine gerichtliche Behörde geftellt werden, um ihn zu verhören, 
Dr in der vorgefchriebenen Form über ihn ein Urtheil zu ſprechen. Wird 
abi’ diefer erften Unterfuchung für unſchuldig erfannt; fo, erhält er fogleich 
Kine Freiheit wieder; eben fo wird auch derjenige aus dem Gemwahrfam frei: 
Waffen, der in den im Gefeg vorgefehenen Fällen eine. hinreichende Buͤrg⸗ 
haft für ſich ſtellt u | 

Art. 10. Die Form des Verfahrens bei’ gerichtlichen Unterfuchungen 
nen die hoͤchſten Beamten des Königreichs, und gegen die Perfonen, benen 
Staatöverbrechen zur Laſt gelegt werden, wird durch‘ ein befonderes Gefeg, 
bin feinen Grundlagen mit den in den andern Theilen Unfers Reichs in 
Nele Beziehung: beftehenden Verordnungen übereinftimmen fol, beſtimmt 
erden, BER 


Art. 11. Das Eigenthumsrecht von einzelnen Perfonen und Corpo= 
hfionen wird. in allen Dingen, fowohl in den auf der Oberfläche als inner: 
halb der Erde befindlichen, für. heilig. und unantafibar erkannt, und zwar in 
Örmäfheit der beftehenden Grundgefege. Jedem Unterthan des Königreichs 

ſteht es volllommen frei, fich überzufiedeln und fein Eigenthum zu 
agen, wohin er will, wenn er nur die betreffenden Vorſchriften in dies 
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Art. 12. Die Strafe der Confiscation des Vermögens ift nur fü 
Staatsverbrechen erfter Claſſe feftgefegt, wie es noch im Finzelnen durch be 
fondere Vorfchriften näher beſtimmt werden foll. 

Art. 13. Die Kundmahung der Gedanken vermittelft ber Preffe fol 
nur derjenigen Beſchraͤnkung unterliegen, welche zur Sicherftellung der gegaı 
die Religion zu beobachtenden Ehrfurcht, der Unverleglichkeit der höchften Be 
hoͤrde, der Unbefledtheit der Sitten und der perfönlichen Ehre. eines Jede 
für unumgaͤnglich nothwendig erachtet wird. Bu diefem Zweck follen nod 
befondere Reglements erlaffen werden, und zwar nach denfelben Principien 
welche für die in den andern Theilen Unferer Herrfchaft in diefer Hinſich 
dermalen beftehenden Vorfchriften ald Grundlage dienten. 

Art. 14. Das Königreich Polen fol zu den allgemeinen Ausgabe 
‚zur Beftreitung der Bedürfniffe des Kaiferreichs in angemeffenem Verhältni 
beitragen. , Der hiernach auf daffelbe fallende Antheil an Steuern und fir 
nern Auflagen foll mit der firengften verhältnigmäßigen Genauigkeit durd 
eine befondere Verordnung beſtimmt werden. | | 

Art. 15. Ale Steuern und andere Auflagen, welche bis zum Mona 
November des Jahres 1830 im Königreih Polen beftanden, follen aud 
instünftige fo lange nad) der frühen Att erhoben werden, bis die Gattun 
und Quantität diefer Steuern und Auflagen durchgefehen und auf eine an 
dere Weiſe angeordnet feyn wird, um dann, fo viel als möglicy,' diefe all 
gemeinen für die Bedürfniffe des Landes nöthigen Pflichten auszugleichen 
und zu erleichtern. | 

Art, 16. ‚Der Schag des Königreichs Polen, fo wie deſſen ander 
Regierungszweige, follen getrennt von ben Adminiftrationen der andern Theil 
des Kaiferreichd verwaltet werden. An. 

Art. 17. Die von Uns anerkannte. Staatsfchuld des’ Königreiche Po 
ten wird, fo tie früher, durch die Bürgfchaft der Regierung garantirt unl 
aus den Einkünften ‚des Königreichs getilgt. | 

Art. 18. Die Bank des Königreich Polen und die bis auf den heu 
tigen Tag beftehenden Greditgefege in Bezug auf unbewegliche Güter werden 
wie früher, unter dem Schug der Negierung verbleiben. 

Art. 19. Die Art und Weife der Handelsverhältniffe zwiſchen den 
ehffifchen Kaiſerthum und dem Königreich Polen wird nach den jebesmaliger 
gegenfeitigen Intereſſen der durch das allgemeine Landeswohl Yerbundenen 
aber abgefondert verwalteten, Provinzen feftgeftellt werden. 

Art. 20. Unſere Armee im Kaifer: und Königreich wird ein einzige 
Ganzes ohne Unterfheidung von ruffifchen und polnifchen Truppen ausma 
‚hen. Wir behalten Uns vor, durch ein befonderes Gefeg fpäter zu beſtim 
men, nach welhem Verhältnig und auf welchen Grundlagen das Königreid 
Polen an dem allgemeinen Beftand diefer Unferer Armee Theil nehmen fol 
Die Zahl der Truppen, welche zum innern Schuß bes Königreichs dien 
follen, wird ebenfalls durch ein befonderes Gefeg beftimmt werden. 

Art. 21. Diejenigen Unferer Unterthanen aus dem ruffifchen Kaiſer 
weich, welche ſich im Königreich Polen niedergelaffen haben und in diefen 
Lande unbewegliches Eigenthum bereits befigen oder befigen werden, foller 
alle den Landeseinwohnern zuftehende Rechte genießen, und eben fo umgehdr 
Unfere Unterthanen aus dem Königreich Polen, welche in andern Provinzef 
bes Kaiferreichs anfäffig find und dafelbft unbewegliche Gitter befigen. 
behalten Uns ‚vor, in Zukunft im Königreich auch andern Perfonen,. die nod 
nicht innerhalb feiner Grenzen anfäffig find, ſowohl Ruſſen, als Ausländer 
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bie -Raturalifirung zu ertheilen. Unfere Unterthanen bes ruffifchen Kaiferreiche, 
die fi auf eine Zeit lang im Königreiche Poleh aufhalten, fo wie auch 
Unfere Unterthanen des Königreich8 Polen, die in anderen Theilen des Kaifer: 
reichs verweilen, unterliegen den Gefegen des Landes, in welchem fie ſich 
befinden, 


I, Bon der oberen und örtlihen Verwaltung. 


Art. 22. Die Oberverwaltung des Königreihs Polen mwird einem Ab: 
miniftrationsrath übertragen, ber in Unferem Namen, unter dem Vorfig ei: 
ms Statthalters des Königreichs, regieren foll. 

Art. 23. Der Abminiftrationsrath beiteht aus dem Statthalter des 
Königreich8, den Oberdirectoren, die in den Gommiffionen präfidiren, und 
umter welche die Intereſſen der Verwaltung vertheilt find, aus dem Gene: 
takontrofeur, dee in der Ober: Rechnungstammer präfidirt, und aus andern 
Mitgliedern, die Wir durch Unfere befonderen Wefehle bezeichnen werden. 

Art. 24. Die Mitglieder ded Adminiftrationsraths fprechen in dem⸗ 
felben ‚ mit volllommener Freiheit, ihre Anfichten aus, und jedes von ihnen 
hat das Recht, zu fordern, daß feine Meinung in das Sitzungsprotocoll 
eingetragen werde, Die Intereffen werden duch Stimmenmehrheit entfchies 
den. Wenn aber die Stimmenzahl auf beiden Seiten gleich iſt; fo giebt die 
Stimme des Statthalters des Königreichs. den Ausfchlag. 

Urt. 25. Wenn die Mehrheit der Mitglieder mit ber Anſicht des 
Statthalters des Königreichs nicht einverftanden ift, und diefer feinerfeits be: 
merkt hat, daß ihre WVorfchlag bedeutende Unzwedmäßigkeiten in ſich faßt; fo 
it derfelbe ermächtigt, die Vollziehung des Beſchluſſes der Mitglieder zu 
fuspendiren , und bat Uns unvetzuͤglich den Gegenftand, mit Beifügung bes 
Protocolls der Rathsfigungen, zu Unferer Prüfung vorzulegen. 

Art. 26. In Gemäßheit befonderer Vorſchriften, die in biefer Bezie⸗ 
hung erlaſſen werden ſollen, wird der Adminiſtrationsrath die Candidaten 
für die erledigten Stellen der Erzbiſchoͤffe, Biſchoͤffe, Oberdirectoren, Staats: 
che, Mitglieder der oberften Gerichtstammer und anderer Beamten, deren 
Emmnung zu Verwaltungs: und Gerichtsfunctionen von Uns abhängt, wäh: 
In, und Uns. durch VBermittelung des Statthalter des. Königreich vorfchlas 
gm. Diefe:-Candidatentiften werden :geprüft, und bei der Ernennung der 
Uns, von. dem- Adminiſtrationstath vorgefchlagenen; oder anderer, Unferes 
Vertrauens whrdiger Perfonen, fowohl unter. den. Einwohnern des Königs 
ichs Polen, als unter denen der anderen Provinzen des Kaiſerreichs, zu ben 
eledigten Stellen, mit anderen eingezogemen Machrichten verglichen werben. 

Art, 27. Sms Fall des Todes, oder einer langwierigen Krankheit, oder 
 tinen Abweſenheit des Stutthalters des Königreichs, oder auch eines anderen 
uchtmaͤßigen Hinderniſſes an der Anmsführung, geht. die Gewalt des Statt: 
halters einſtweilen auf das ältefte "Mitglied ‚des Adminiſtrationsraths uͤber, 
der fie fo lange bekleidet, bie Unfer weiteret Wille in dieſer Hinſicht verkuͤn⸗ 
det wird, iu 

"Art. 28. Sie die im folgenden 29ften Artikel bezeichneten Intereſſen 
auf welche die Befugniß des Adminiſtrationsraths keinen. Einfluß ausuͤbt, 
ſchen Wir im Roͤnigreiche Polen einen Staatsrath, ebenfalls unter der: Praͤ⸗ 
— des Statthalters des Königreichs. ein. In dieſem Rath follew Sitz 

::4) die: Generaldirectoren und der Generalcontroleur, als beſtaͤndige 
lan deſſelben vermoͤge ihrer Stellungj 2): die mit der. Wuͤrde ‚von 
Staatsraͤthen bellehenen Beamten, und andere, welche Wir zu beſtaͤndigem 
or zeitweiligem Sig in den Staatsrath berufen... Im Fall der. Abweſen⸗ 
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heit des Statthalters präfidirt eines der Mitglieder im: — welche 
von Uns beſonders dazu ermaͤchtigt worden iſt, bei ſolchen Borfällen dieſe 
Amt zu bekleiden, 


Art. 29. Zu den Pflichten des Staatsraths des Koͤnigreiches Pole 
gehoͤren: 

1) Die Durchſicht und Entwerfung von Vorſchlaͤgen zu neuen Gefege 
und Verordnungen, die fid) auf die allgemeine Verwaltung des Koͤnigreich 
beziehen. 

2) Die Loͤſung von Streitigkeiten und Fragen, die fi) zwiſchen Bar 
waltungs= und Gerichtsbehörden über die zu deren Reſſort gehörigen Gegen 
ftände erheben. 

3) Die Prüfung der Vorftellungen und Bitten von den Terfemiuiee 
gen der Provinzialftände und von den Mopmodfchaftsräthen in Bezug au 
die Bedürfniffe und das Wohl des Landes, fo mie ber auf ſolche Vorſtel 
lungen und Bitten zu ertheilende Beſcheid. | 

4) Die Revidirung des von dem — angefertigten jaͤhr 
lichen Budgets der Einkuͤnfte und Ausgaben des Koͤnigreichs, ſo wie de 
Berichte des Generalcontroleurs uͤber die Rechnungsreviſion in den verſchie 
denen Verwaltungszweigen. 


5) Die Einſicht der von den Oberchefs der verſchiedenen Verwaltungs 
zweige über ihre Geſchaͤfte, in den ihnen anvertrauten Intereſſen, eingeſand 
„ten Berichte, 

6) Die Beſtimmung hinſichtlich einer gegen Beamte, welche unmittel 
bar von Uns oder in Unſerem Namen ernannt worden, wegen amtlidje 
Vergehen einzuleitenden gerichtlichen Unterfuchung. 


: Art. 30. Alle in den obigen Artikeln 24. und..25. enthaltene, Be 
fiimmungen, über die bei den Sigungen und bei dem Vollzug von Befchlüf 
fen des Adminiftrationsrathes zu beobachtende Ordnung, findet ihrer ganzer 
Ausdehnung nad) aud auf bie Geſchafte des Staatsrathes des Koͤnigreiche 
Polen Anwendung. 


Art. 31. Die auf die Geſebgebung bezuͤglichen Angelegenheiten PAR 
andere Vorfchläge von großer Wichtigkeit, hinfichtlich. deren Uns eine von 
gängige, forgfaltige. Combinirung mit den: in den anderen. Theilen: des Rei 
ches beftehenden Gefegen, und mit dem allgemeinen Wohl defjelben erforden 
lich fcheinen möchte; fo wie ‘auch das von dem Staatsrath des, Königreich: 
Polen Uns vorgelegte Jahresbudget, werden zu legter Durchſicht und Beſtaͤ 
tigung an den Staatöratty des ruſſiſchen Kaiſerthums gelangen. Zu biefen 
Ende wird- in demfelben ein befönderes Departement, unter. dem Mamen ei 
ned „Departements für: die Intereſſen des Königreiches. Polen,’ gebildei 
in diefem - Departement tverden von Uns ernannte Mitglieder aus, Unje 
Unterthanen: des Kaifer: und Königreiches Sitz haben. 

Art. 32. Der bei Unferer Perfon befindliche Minifter: Staatsfeereti 
be Königreiches Polen. wird Uns. über die Angelegenheiten, welche vermi 
telft des Statthalters von dem Adminiftrations = und Staatsrath an ihn g! 
Langen, Bortragshalter, und ‘auch dem Statthalter des. Königreiches Unfe 
er König; Befehle fund thun.- Ä 

"Urt. 33. Alle von Uns’ fanctionirte Gefege, Befehle und Verordnun 
— ‚die ſich auf das Koͤnigreich Polen beziehen, werden von Unſerem M 
niſter⸗Staatsſecretaͤr dieſes —— contraſignirt, — da⸗ Gi 
fegbuch ‚eingetragen werden: : ».. en HD. 
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Art. 34. Alle abminiftrative-. ind. gerichtliche. Angelegenheiten im. Koͤ⸗ 
** Polen ſollen in polniſcher Sprache verhandelt werden. 

Art; 85. Die Adminiſtrationsangelegenheiten werden den Meglecunge 
commiſſionen uͤbertragen, die unter der Praͤſidentſchaft der Oberdirectoren fies 
ben. Solcher Commiſſionen ‚werden drei. angeordnet : 

1) Die Commiffion für die innern ra aaa und die. geifichen 
Iutereffen, fo. wie für den Mätionalunterricht. 

2) Die Juſtizcommiſſion. 

3). Die Finanz> und‘ Schatzcommiſſi ion. 

Urt. 36. Außer diefen .Commiffionen wird eine Ober: Bedmungse 
kammer eingefegt, um eine allgemeine Rechnungsrevifion Über die Einkünfte 
und Ausgaben des Ronigreiche zu fuͤhren; der Generalcontroleut fuͤhrt den 
Vorſitz in derſelben. 

Art. 37. Die Angelesenbkiten, "deren Entſcheidung den Umfang: der 
Befugniffe der. Oberdirectoren und der Gommilfionen uͤberſchreitet, werden 
dem Aominiftrationsrath. Übertragen; diejenigen aber, deren Entwidelung 
nit der .dem - Rath ‚und. dem ‚Statthalter des. Königreichs verliehenen Ge— 
walt zukoͤmmt, follen- ducch den Minifter- Staatsfecretär Uns vorgelegt werden 

Art. 38. , Die Dberdirectoren, der Generalcontroleur, die, Mitgligdeg 
gen der ee find für jedes Vergehen gegen die. Gefege, 
gegen Unſere Befehle, und Verordnungen verantwortlih. Sobald ihre ‚Ueber: 
tretungen "in. der vorgefchriebenen "Form dargethan, und durd den -Staats; 
rath des Koͤnigrteichs erwieſen werden, ſoll dieſer Rath Uns — 8 
Unſerer Entſcheidung daruͤber Bericht erſtatten, mit dem Geſuch um, 
ren Beſchluß, hinſichtlich einer, gegen die Schuldigen einzuleitenden, ge 
lichen Unterſuchung. 

Art. 39. Die jegige Eintheilung des Koͤnigreichs in ee 
Diſtticte, Kreife, Stadt und Dorfbezirke (Gemeinden), verbleibt auf. ihren 
früheren Grundlagen, und jeder diefer Theile behält feine alten Grenzen bei, 
bis in Zukunft, für das Gemeinwohl des Königreichs, Beränderungen für 
nothwendig eradteE | werden. 

Art. 40. In jeder Woywodſchaft wird. eine Woywodſchaftscommiſ, 
fon. angeordnet; ſie beſteht aus einem Praͤſidenten und aus Commiſſarien, 
wilche mit Erfüllung der von den Ober: Regierungscommiffi onen erlaſſenen 
Befehle in der durch. eine befondere Verordnung in diefer Hinſicht vorgefchrier 
benen — beauftragt find. 

41. Die Verwaltung ber Städte wird det durch die Stadtver! 
— erwaͤhlten ı Obrigkeit, und in den Dorfhezirken (Gemeinden). den 
Voͤgten übertragen. In den Städten, haben die Bürgermeifter, in den er 
fem aber die Voͤgte fuͤr die Voltziehung der ‚Regierungsbefehle zu forgen, 


In. ‚Bon den’ Abeldverfammlungen, Veirke: (Bemeinden 
Verſammlungen und Woywodſchaftsraͤthen. | 


Art425In allen Woywodſchaften werden nach der früheren Ar 
und MWeife Adelöverfähiitilnger‘, Berſammlungen der Stadt⸗ und zur 
meinden/ und: Woywodſchaftstaͤthe beſtehen. 

* Are: 43.) Zar jebem Kreiſe beſteht «eine Verſammlung aus dem * 
befigenden Adel, unter dem Merſitz eines, von dem Statthalten in Unfereus 
Namen ernannten, Marfchalld,. um zwei Mitglieder für, den Woywodſchafts⸗ 
uch zu waͤhlen, und eine. Candidatenliſte einzuteichen, ‚welche von dern Re⸗ 
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gierung. bei Beſetzung der Vacanzen im ben verſchiedenen Verwaltungeʒwei 

gen beruͤckſichtigt werden foll, 

Att. 44. Die Abelsverfammlungen‘ nur auf Berufung vor 

Seiten des Statthalters des Königreichs: zufammenkfommen; dieſer beftimm 

den Tag der Zuſammenkunft, den Gegenftand der Berathungen, und di 

für: diefelben erforderliche Zeit. 

\ Art. 45. Kein Edelmann kann zur Theilnahme an den Berathunge 
der Adeldverfammlungen zugelaffen werden, wenn er nicht in das Kreisbud 

eingetragen ift, nicht das Bürgerrecht im Königreidy Polen hat, nicht wenig 

ftens 21 Fahr alt ift und irgend ein unbewegliches Eigenthum befigt. 

Art, 46. Die Adelsbücher eines jeden Kreifes follen von dem Woy 
wobſchaftsrath angefertigt, und von. dem Adminiftrationsrath beftätigt werden 

Art. 47. In jedem Stadt: und Dorfbezirt (Gemeinde) foll eine Be 
zirks- (Gemeinde:) Verſammlung beftehen und ebenfalls auf den Ruf de 
Statthalterd des Königreihs und unter dem Vorſitz eines von’ ihm ernann 
ten Marfchalls zufammentreten. Eine ſolche Verfammlung wählt ein Mit 
glied für den Woywodſchaftsrath, und fertigt eine Gandidatenlifte an, au 
welche die Regierung bei Ernennung von Perſonen zu den verſchiedrnen Aem 
ten Ruͤckſicht nehmen wird. 

Art. 48. An den Berathungen der Bejlıts: (Gemeinde:) Befonm 
kungen’ ſollen Theil nehmen bürfen: 

-- 4) Jeder Bürger, der nicht zum Abelsſt ande gehoͤrt, aber ein unbe 
wegliches Eigenthum befigt, von dem er irgend eine Abgabe entrichtet. 

+ 2) Seder Fabritant und Gemerköeigenthürher, jeder Kaufmann, der eiı 
Lager oder Magazin von eigenen Waaren im Werth von wenigſtene 10,00 
polniſchen Gulden befigt. 

3) Alle Pfarrer, Vorſteher geiftlicher Orden und Viearien der Kirchen 
4) Die Profefforen, Lehrer und andere Perfonen, welche in, von de 
Mesierung geleiteten, Unterrichtsanſtalten mit der Erziehung der Jugend be 
rnAftigt find. ° 

5) Jeder Kuͤnſtler, der ſich durch feine Talente und Kenntniſſe einer 

Namen erworben, oder zur Bereicherung der RANSMIDDDANENE, des Handel! 
ober der freien Künfte beigetragen hat. 
Are 49, Niemand kann an den’ Bezirks: (Gemeinbe:) Beräthum 
gen Theil nehmen, wenn er nicht in das Buch diefer Stadt: oͤder Dotft 
meinde eingetragen ift, nicht die Civilrechte im Königreich Molen genießt um 
nicht menigftens 21 Jahr alt iſt. 

Art. 50. Die Liſten der Eigenthuͤmer von unbeweglichen Gütern, di 
in. Foige deſſen zur Theilnahme an den Berathungen der Adel (verfammiun 
gen und Bezirksverſammlungen ‚berechtigt find, werden von, den, Wopmot 
fhaftsräthen angefertigt, und die Liften der Fabrifanten, der Gemerkseigen 
thümer, der Kaufleute, und der, durch ihre. Zalente in freien Künften, ode 
durch ihren, dem Gemeinwohl geleifteten, Nutzen ausgezeichneten Bürger 
fo wie die Liſten ber Pfarrer, Vorſteher dom’ Kıöfteen und Vicarien von Kit 
chen, und. diejenigen ‚der, mit; Erziehung der Sugend im öffentlichen, Unter 
richtsanſtalten beichäftigten -Perfonen,: von der Eommiſſion für die innere 
Angelegenheiten, für die geiftlichen- Intereſſen und den Nationalunterricht, 
cur ercHl, > Ir ac Woywodſchaft wird ein Woywodſchaftsrath ange 
dednet/ deſſen Mitulleder von den Adels⸗ und Pezirtsverſammlungen gewaͤhl 
iden  veimad:burfelben, welches von⸗ demStatthalter des Königreichs in Un 
ferem· Namen · gu; diefem Amt ernannt wird/ fuͤhrt darin den Worfig. u: Ci: 
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Art. 52. Die Hauptfächlichften Pflichten diefes Raths find. folgende: 

1) Die Richter für die gerichtlichen Surisbictionen ber beiben: erſten 
Safanzen zu waͤhlen. 

2) An der Anfertigung. und Berificirurig der Candidatenliſte, — 
von der Regierung, bei der Ernennung von Perſonen zu den verſchiedenen 
lemtern, beruͤckſichtigt werden ſoll, Theil zu nehmen. 

3) Kür die Erhaltung des Wohls und Vortheils ber Wonmodfchaft: zu 
fon, indem er fich zu dieſem Zweck mit den gehörigen Vorftellungen und 
Bitten, duch Vermittelung ber Wopmodfhaftscommiffion , an die Regierung 
wendet, und fich in Allem nad). den Vorſchriften einer diesfaͤligen ee 
im Berordnung richtet, 


IV. Von den — — der Probinzialſtande. 


Art. 53. Zur Berathſchlagung über Angelegenheiten, welche das Ge: 
minmohl des ganzen Königreichs Polen betreffen, werden Verfammtlungen 
von Provinzialftänden angeordnet. Diefe Berfammlungen follen in den, ih: 
m Prüfung vorgelegten, Gegenftänden eine berathende Stimme haben. _ 

Urt. 54. Der Umfang und_bie Form der Geſchaͤfte dieſer Berfanims 
lungen der Provinzialftände werden durch eine befondere Verordnung vorge: 
(hriben werden. 


V. Bon der Gerihtsordnung. 


Art. 55. Jede Gerichtsbehoͤrde im Koͤnigreich Polen iſt Alergnaͤdigſt 
von Uns eingefetzt; und ſoll in Unſerem Namen handeln. Das Recht ber 
Tomdigung und der. Strafermäßigung hängt ausfchlieglic von Uns ab. . 

Art. 56. Die gerichtlichen Surisdictionen beftehen aus Richtern, die 
von Und ernannt werden, und aus Richtern, die in der, durch eine befon= 
dee diesfällige Verordnung vorgefchriebenen, Form gewaͤhlt werden. 

Art. 57. Die von Uns ernannten Richter verbleiben fo lange in ih: 
vn Amtspflichten, bis fie, wenn Wir es fir möthig befinden, ‚dappm;entz 
kunden, oder wegen eines | Vergehens durch das Gericht entfernt, oder. end: 
ih in ein anderes Amt verfegt werden. Die gewählten Rithter Heiden fo 
lag im. Amt als es im der befonderen Verordnung: ‚bezeichnet iſt. 

Art. 58. Die Richter unterliegen einer Entfernung von ihren ans 
im, wegen Mißbrauchs ihrer Gewalt, und wegen aller anderen erwieſenen 
Ubertsetungen der .feftgefegten Formen, jedoch nicht anders, als: im Folge eis 
ni Ausſpruchs ‚der betreffenden höheren gerichtlichen  Surisdiction. K 

Art. 59 Die. Aufrechterhaltung der. Ordnung an. den Gerichten * 
und zweiter Inſtanz; fo wie die Loͤſung der. möglicher Weiſe ſich erhebenden 
Streitigkeiten und Fragen zwifchen ihnen, hinfichtlich des Umfangs ihret Gr 
Ralt, wird der ‚oberften Gerichtskammer ‚übertragen. ı .. ©. 

Art. 60. Das Gefeg in Bezug auf die: Friedenstichter, für. bie. Ein⸗ 
nohner aller Stände, bleibt in feiner früheren Act und Weiſe beftehan; ihre 
Micht bei der Schlichtung von Proceffen ift es, die En Patteien 
we Vereinigung. zu bewegen. 

Art. 61, Kein: Procef kann vor das Gioilgericht etfter Inſtanz ge⸗ 
kracht werden .iwenn em nicht vorher dem betreffenden Friedensrichter zur 
Shlichtung vorgetragen worden ift; doch find hiervon: ſolche Procefje ausge 
"ommen, deren leiste Entfcheidung nach; den. — —— nicht * 
br Kußgleichumng des Friedensrichters abhängt... ; n 

AR. Züri Proceſſe, welche den Werth: von 500. yotniftgen: ‚Sub 
vn nicht uͤberſteigen, find die. Civil und Poligeieichter im. * Stadt: und 
dem Dortbezit (Gemeinde) — tet YAlS5T 
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Art. 63. Für Proceffe, deren Werth die Sum von »500 polni⸗ 
ſchen Gulden uͤberſteigt, find in jeder Woywodſchaft die Land⸗ und Termin: 
Gerichte beftimmt. J 
—Art. 64. Die Einrichtung ber beſonderen Handelsgerichte verbleibt in 

ihrer fruͤheren Art und Weiſe. 
Art. 65. Fuͤr Criminalſachen und Angelegenheiten, die zur Zuchtpo⸗ 
lizei gehören, werden in jeder Woywodſchaft Grodgerichte angeordnet. 
sim Art. 66. Für die Revifion von. Urtheilsfprüchen der Lands, Zerminz, 
Grod: und -Handelsgerichte, werden Appellationsgerichte angeordnet, 
x. Art, 67. Außerdem wird in. Warfhau eine’ oberfte Gerichtsfammer 
errichtet, deren Zufammenfegung und Befugniffe duch. ein beſonderes Geſetz 
beſtimmt werden ſollen. 
Art. 68. Die in dieſem organifchen Statut enthaltenen Vorfſchriften 
ſollen durch beſondere Verordnungen, je nachdem das Beduͤrfniß es erheiſcht, 
naͤher entwickelt und ergaͤnzt werden. 
Art. 69. Alle den Vorfchriften gegenwärtigen organiſchen Statuts 
zuwiderlaufende aͤltere Geſetze und Verordnungen werden hiermit aufgehoben. 
Dieſes organiſche Statut haben Wir eigenhändig unterzeichnet und mit 
Unferem Kaiferlihen Inſiegel verfehen laffen. — Gegeben zu St. Peters: 
burg am 14. (26.) Februar im Sabre ber Geburt des Herrn 1832, Un: 
fine Regierung im Tten, 2 
(gez.) Nicolaus, 


TE Da durch den Kaifer und König. 
F der Miniſter-Staatsſecretaͤr 
a — (unterz.) Graf Stephan Grabowsti 


— 


„Diefem organifchen Decrete folgte : 
—* Verordnung des Kaiſers — in Bezug 
auf die definitive Organifation des Abminiftra- 
tionsrathes im Königreihe Polen, vom 12. (24.) 
— | Dec. 1832, 


Ju 

3, „Bon Sottes Gnaden Wir Nicolaus I., Kaifer aller Reußen, König 
von Polen u. ſ. w, mit Rüdfiht auf den 22ften Artikel des, unterm 14; 
(26.) Februar d: J. Unferem Königreich Polen von Uns verliehenen,. orga= 
nifchen Statuts, — verordnet und verordnen folgende Organiſation des 
Adniniſtrationsraihs 

Art. 1. Bor ben. Admimiſtrationrath gehoͤren alle Gegenſtaͤnde der 
Weitonitung, wo es ſich handelt 

1) um Erthellung der noͤthigen Verfügungen zur Vollziehung . Unferer 
Befehle, oder 

2) um eine Entfeheidung in Sachen, welche bie Befugniß der General: 
directoren und Regierungscommiffionen überfteigen, oder endlich 

3) um die Uebermweifung von Angelegenheiten an ben Stuatsrath, wenn 
fe vor deffen Forum’ gehören. 

' et. 2, Die Aufficht über die. Protocollführung des Adminiſtrations⸗ 
cathe wird dem von Uns ernannten Staatsfecretär anvertraut... Die Pro⸗ 
tdcolle ſollen während: der Verlefung und. Erörterung ber, dem Math‘ vorge 
legten, Gegenftände von dem hierzu bezeichneten redigirenden Secretaͤr ange⸗ 
fertigt werden. 
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Art. 3. Wenn geheim. zu haltende. Gegenftände zur Verhandlung. kom⸗ 
men; fo hat. der Staatsfecretär felbft das Protocofl anzufertigen, und es eis 
genhändig in das geheime Sigungsjournal einzutragen. 

Art. 4" Sn den Sigungen bed Adminiftrationsraths follen alle ‚Ans 
gelegenheiten in folgender Weife verhandelt werden: Zuerft ift das Protocol 
der vorhgegangenen Sigung zu verlefen; daffelbe muß eine deutliche Entwides 
lung allee Angelegenheiten, und der, in Gemäßheit des 24ften Artikes des dem 
Königreich Polen. verliehenen Statut3 darüber abgegebenen, Meinungen ent 
halten. Sodann lieft der Staatsfecretär die Königlichen Befehle vor, wors 
auf die Mitglieder des Raths, in der im 23ften und Zöften Artikel des or: 
ganiſchen Statuts vorgezeichneten Ordnung, die Gegenflände ihrer betreffen- 
den Departements zum Vortrag bringen; es fey denn, daß der Statthalter 
es, irgend- eines befonderen Anlaffes wegen, für nothwendig erachtet, eines 
der Mitglieder vor den anderen zur Vorlegung feiner Anträge aufzufordern, 
Am Schluſſe der Sigung wird der Staatsfecretär zuc Sprache bringen: 

1) ‚die von dem Stantsrath an den Adminiftrationsrath überwiefenen 
oder zurückgefandten Gegenftände ; 

2) die unmittelbar an den. —— des Koͤnigreichs geſandten Be⸗ 
richte der Regierungscommiſſionen; 

3) die Berichte und Ueberweifungen von anderen, nicht von den Re: 
gierungscommiffionen reffortirenden, Behörden; 

4) die Eingaben und Denkſchriften von Privatperfonen und alle andere 
Begenftände, bei denen der Statthalter es für nöthig hält, daß fie im Rath 
zur Sprache gebracht. werden. 

Art. 5. Jedes Mitglied des Raths foll feine Meinung mit volltoms 
miner Freiheit ausfprechen, und foll: das Recht haben, Berichtigungen ” 
der Aufzeichnung derfelben im Sigungsprotocoll zu verlangen. 

Art. 6. Der Statthalter, fo wie der Adminiftrationsrath, können. in 
einer folhen. Sigung einem vortragenden Mitgliede des Raths feine Vorftel: 
lung, zu deutlicherer Erläuterung des Gegenftandes, zurüdgeben. 


Art. 7. Der Statthalter, oder der zur Sitzung verfammelte Admini⸗ 
ſtrationsrath, koͤnnen die Unterſuchung eines Gegenſtandes, der zu dem De: 
partement eines der Mitglieder des Adminiftrationsraths gehört, und von 
diefem eingebracht ift, einem anderen Mitgliede zu näherer Prüfung der Sache 
übertragen, unter der Bedingung, daß diefelbe mit dem, von diefem ande: 
ten Mitgliede geleiteten, Departement in Beziehung ſteht, und daß dieſes 
Mitglied angemeffene Bemerkungen oder Anſichten darüber mittheile. 

Art. 8. Nadj genügender Erörterung einer Angelegenheit fältt der Ad: 
miniffrationsrath, in Folge des 24ſten Artikels des organifhen Statut des 
Königreichs, durch Stimmenmehrheit fein Urtheil darüber. 


Art. 9. In Angelegenheiten, wo es fih bloß um die Ueberweifung 
von Denkfchriften oder Eingaben an die befreffenden Behörden, oder um ei: 
lige Abmachung handelt, erläßt der Statthalter unmittelbar die angemeffenen 
Verfügungen oder Aufträge. Dergleihen Verfügungen und Aufträge find 
von dem Statthalter zu unterzeichnen, von dem Staatsſecretaͤr zu beglaubiz 
gen, und in das Hauptjournal des Adminiftrationsratheg einzutragen. 

Art. 10. Wenn eines der Mitglieder des Raths es wegen des Ge 
(häftsganges, oder wegen Hebung eines. Zweifels, binfichtlich ‚irgend einer 
Entheidung für nöthig befindet, ſich an den Rath zu wenden, um vorher 
einen Ausfprud) deſſelben auszumwirken; fo fol ein folder Ausſpruch des Nas 
thes, in Geftalt eines —— mit der Unterſchrift des Staatsſe⸗ 


- 
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cretaͤrs, eitheilt werden, und für den Empfänger: eine hinreichende Vol: 
macht feyn. ö | 

Art. 11. Die Verfügungen bes Adminiſtrationsrathes in allen, nicht 
im Iten und 10Oten Artikel Unferer gegenwärtigen Verordnung begriffenen, 
Gegenftänden, follen in der Form von Berordbnungen, mit der Unterfchrift 
des Statthalters erlaffen, und von dem Staatsfecretär beglaubigte werden; 
der Eingang derfelben fol folgendermaßen lauten: „Im Namen St. Mai. 
Nicolaus I. Kaifers aller Reußen, Königs von Polen u. f. w., der Admi: 
niftrationsrath des Königreichs.” 

Art. 12. Wenn ein Mitglied des Adminiftrationsraths im Rath ei: 
nen Antrag zur Sprache bringt, der eine Verordnung des Mathe erheiſcht; 
fo muß dafjelbe einen Entwurf zu ‚der Verordnung in einigen völlig glei: 
lautenden Eremplaren vorlegen. Das. von bem Statthalter im Rache, oder 
feinem Stellvertreter beftätigte und unterzeichnete, und von dem es vorlegen: 
den Generaldirector contrafignirte Exemplar, foll als Driginal zur Aufbewah⸗ 
rung in den Archiven des Raths dienen; die andern, von dem Staatsſecre⸗ 
tär eigenhändig beglaubigten aber follen den Mitgliedern des Raths, die eine 
ſolche Verordnung auszuführen haben, zugefandt werden. 

Art. 13. Wenn der Rath einen VBerordnungsentwurf nicht genehmigt; 
fo ift demjenigen, der den Entwurf vorgelegt hat, eine verbefferte Abfaffung 
defjelben zu übertragen. | 
Art. 14. Wenn es ſich ereignet, daß bie Majorität der Mitglieder 
bes Adminiftrationsrathes eine, mit der Anficht des Statthalterg nicht über 
einftimmende, Entfcheidung trifft, und wenn der Statthalter glaubt, daß biele 
Berfügung bedeutende Webelftände nach ſich ziehen würde; fo foll der Statt: 
halter ermächtigt feyn, die Vollziehung derfelben zurüdzuhalten, und foll Uns 
unverzüglich Bericht darüber erflatten, mit Beifügung einer Abfchrift des 
Protocolls über die desfallfigen Verhandlungen. 

Art. 15. Außer, den laufenden Gefchäften foll Uns’ der. Statthalter 
des Königreichs wöchentlich die Verhandlungen des Adminiſtrationsraths mit: 
theilen, und Uns, durch Vermittelung des Minifter: Staatsfecretärs, die Pro: 
tocolle über die Sigungen des Raths, mit einer ruffifchen Weberfegung der 
felben , überfenden. 

Art. 16. Der Adminiftrationsrath wird in jeder Woche zwei Sitzun⸗ 
gen halten. Der Statthalter Tann jedoch außerdem, in dringenden Fällen, 
außerordentliche Sigungen einberufen, Ä 

Art. 17. Zur DVollgültigkeit der Entſcheidungen und Werordnungen 
des Raths ift die Gegenwart zweier Mitglieder des Adminiftrationsraths, 
den Statthalter oder deffen Stellvertreter nicht mitgerechnet, erforderlich. 

Art. 18. Die Mitglieder des Adminiftrationsraths Eönnen ſich, ohne 
Erlaubniß des Statthalters, nicht in perfönlichen Angelegenheiten entfernen. 
Der Statthalter kann feinen längern Urlaub als auf 6 Wochen ertheilen. 

Art. 19. Die Mitglieder, welche ſich auf längere Zeit entfernen, ode! 
Über die Grenzen des Koͤnigsreichs reifen wollen, müffen bei Uns, durch 
Bermittelung des Statthalters, um Erlaubniß nachſuchen. Daffelbe gilt auch 
für den Staatsfectetär. 

Art. 20. Jede Urlaubsbewilligung muß ben Zeitraum angeben, fuͤt 
welchen fie gilt, und muß in das Sigungsprotocoll des Mathe eingetragen 
werden. Der Statthalter aber hat in den, im 18tem Artikel dieſer Verord⸗ 
nung beſagten, Fällen einen Stellvertreter für das fich entfernende Mitglied 
zu bezeichnen, und Uns in’ dem, im Artikel 19. begriffenen, Fällen einen 
Stellvertreter zur Beftätigung vorzufchlagen. Ä 
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Art. 21. Unfere Befehle werden durch den Statthalter mitgetheilt, und 
in der nächften Sigung des Adminiftrationsraths verlefen. Die Originale 
diefer Befehle und Verordnungen, und die von dem Minifter : Staatsfecretär 
des Koͤnigreichs beglaubigten Auszuͤge, aus dem Protocoll des Staatsfecres 
tatiats, find in der Canzlei des Adminiſtrationsraths, unter befonderer Auf: 
ſicht des Staatsfecretärs, aufzubewahren. ‚Abfchriften davon, durch den Staats- 
ſectetaͤt beglaubigt, find an den zu fenden, dem davon zu wiſſen noͤthig iſt 

Art. 22. Die Berichte. der Behörden, fo wie bie Privatgefuhe und 
Klagen, wird der Staatsfecretär mittheilen, und fie dem Statthalter des 
Königreich8 vorlegen. Jede, dem Statthalter oder dem Adminiftrationsrath 
eingereichte, Schrift muß auf dem Couvert die einreichende Behörde ont 
Perſon nennen. 

Art. 23. Wenn der Statthalter e8 für angemeffen erachtet, Audien 

tage zur Annahme der Eingaben und Denkſchriften von Privatperſonen ans 
zuordnen; fo find dergleichen Eingaben und Denkſchriften an den Staatsſe— 
cretär zu uͤberſenden, damit derfelbe, in Gemäßheit der, in dem Aten und 
Iten Artikel gegenrärtiger — enthaltenen, Vorfchriften, damit ver: 
fahren kann. 
Art. 24. Es wird jedoch ald Grundfag angenommen, daß Privat⸗ 
perfonen ſich vorher an die betreffenden Mittelbehoͤrden, und zuletzt an bie 
Regierungscommiffionen wenden müffen, ehe fie ihre Denkfchriften dem Statt: 
halter des Königreich6 einreichen, oder Eingaben an den Adminiftrationsrath 
richten, und daß bdiefer Schritt nur erlaubt ift, wenn ihnen Gerechtigkeit ver 
weigert wird. Auch Gnadengefuche müffen nad) der, in biefer Hinfi icht feſt⸗ 
gefegten, Ordnung durch die Mittelbehoͤrden gehen. 

Art. 25. Der Staatsſecretaͤr verwaltet die Canzlei des Apminifteas 
tionsraths; die dem Statthalter beigegebene Canztei fol als eine Abteilung 
‚der Rathscanzlei angefehen werben. 

Art. 26. Wenn es Uns bei Unferm Aufenthalt in ber Refidenz des 
Königreichd gutduͤnkte, den Adminiftrationsrath zufammenzuberufen, fo würde 
der Minifter- Staatöfecretär, unter Beiſtand des Staatsfecretärs, die Pflich⸗ 
tm des Staatöferretärd zu verfehen haben. 

Art. 27. Die Beamten der Ganzlei des Adminiftrationsraths mer: 
den auf Vorſchlag des Staatsfecretärd von dem Rathe ernannt. Die Ev 
nennung des Unter: Staatsfecretärd wird Uns zur Beſtaͤtigung vorgelegt. 

Art. 23. Die im Titel II. des unterm 19. Nov. (1. Dec.) 1815 
erlaffenen organifchen Statuts, in Bezug auf den Staatsrath enthaltenen 
Beftimmungen, und die Verordnung über die innere DOrganifation bes Ads 
miniſtrationsraths von demfelben Datum, find hiermit aufgehoben. 

Art. 29. Mit Vollziehbung gegenmärtiger Verordnung, die im das Ge: 
ſetzbuch einzutragen ift, beauftragen Wir den Statthalter und ben Admini⸗ 
ſttationsrath. 

Gegeben zu St. Petersburg, den 12. (24.) Dec. 1832. 

(unterz.) Nicolaus, 

(gegengez.) Der Miniſter-Staatsſecretaͤr, Graf Stephan Czrabowski. 

(Für gleichlautende Abſchrift.) Der Staatsſecretaͤr J. Tymowski. 
Der Generaldirector der Juſtiz, A. Wyczecho wski. 
Der Generalſecretaͤr Borakowski.“ 





BB Cracau. 
| 22. | 
Freie Stadt Cracam 


Die Wiener Congreßacte vom Iten Juni 1815 erklärte, im fechfte 
Artikel, die Stadt Cracau für eine freie Stadt, beflimmte, im fi 
benten Artikel, deren Gebiet, und ftellte fie unter den Schutz Rußland: 
Deftreihs und Preußens. Das Gebiet diefes neugebildeten Freiftaate 
befteht aus dem größten Theile des vormaligen Gracauer Kreifes, un 
enthält auf 20 Geviertmeilen eine Bevölkerung von ungefähr 115,00 
Einwohnern. Seit der dritten Theilung Polens (1795) gehörte Gracaı 
zu Oeſtreich; feit 1809 zum Herzogtbume Warfchau. — Bei den Ent 
fcheidungen des Wiener Congreſſes wurde die Univerfität, das Bisthun 
und dad Domcapitel in dieſer Stadt beibehalten; auch erhielt der kleint 
Sreiftaat am 3. Mai 1815 eine neue Verfaſſung. Sie ward un 
terzeichnet von dem Fürften Metternich, dem Fürften Hardenberg. und 
bem Grafen Rafumoffsfy, nachdem diefe drei Staatömänner, an dem: 
felben Zage, zu Wien, im Namen ihrer Monarchen, einen DVertrag in 
Betreff der freien‘ Stadt Cracau und flr die gemeinfcyaftliche Garantie 
der neuen DVerfaffung derfelben, unterzeichnet hatten. So weit dies bei 
einer republifanifchen Staatsform möglich. war, nähert ſich dieſe Ber: 
faffung der dritten Verfaſſung Polens in vielen politifchen Beftimmungen. 


Berfaffung der freien Stadt Cracau vom 3. Mail815. 


Ä 1. Die roͤmiſch-katholiſch-apoſtoliſche Religion wird, als Religion 
bes Landes, in Kraft erhalten. | | 

2. Seder chriftlihe Gottesdienft ift. frei, und begründet Eeinen Unter: 
fchied in den gefellfchaftlichen Rechten. | | 

3. Die gegenwärtig beftehenden Rechte der Landleute werben in Kraft 
erhalten. Vor dem Gefege find alle Bürger gleich; und alle werden auf 
gleiche Art von ihm befhügt. Das Gefeg befhügt eben fo alle geduldet 
Arten der Gottesverehrung. ! 

4. Die Regierung der freien Stadt Cracau und ihres Territoriums 
wird einem-Senate beimohnen, der aus zwölf Mitgliedern, die Senatoren 
heißen, und aus einem Präfidenten befteht. | Ä 

5. Neun Senatoren, den Präfidenten mit einbegriffen, werden von 
der Repräfentantenverfammlung gewählt. Die übrigen vier merden vom 
Domcapitel und von der Akademie auserfehen,. welche Körperfchaften das 
Recht haben, jede zwei ihrer Mitglieder dazu, daß fie Sig im Senate be 
ben, zu ernennen. 

6. Sechs Senatoren find e8 auf Lebenszeit. Der ‚Präfident des 
Senats bleibt drei Fahre lang im Amte, kann aber wieder erwaͤhlt werden, 
Bon den übrigen Senatoren tritt jährlich die Hälfte aus dem Eenafe, um 
den neugewählten Platz zu machen; das Alter bezeichnet die drei Mitglie— 
ber, welche zu Ende des eriten abgelaufenen Jahres ihre Stellen verlaffen 
müffen; fo daß die jungften an Alter zuerft austreten. Was die von bem 
Domcapitel und der Akademie angeftelten vier Senatoren betrifft; fo bei 
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ben zwel bavon lebenslang im Amte, ‚bie. ‚beiden andern ‚werben alljährlich 
durd neue erſetzt. 

7. ‚Die Mitglieder: Sr, Weitgeifitichteit und: ber Unferfitt, desglei⸗ 
chen die Eigenthuͤmer von Laͤndereien, Haͤuſern oder ſonſt irgend einem der⸗ 
jeihen. Beſitzthume, wenn ſie funfzig Gulden polniſch Grundſteuer bes 
ahlen, die, Inhaber ‚von Fabriken ‚und Manufacturen, die Großhändler und 
le diejenigen, welche als Borlenmtglieder eingeſchtieben find, die ausge—⸗ 
zichneten Kuͤnſtler in den ſchoͤnen Kuͤnſten und die Schulprofeſſoren ſollen, 
ſohald ſie das erforderliche Alter. angetreten haben, das ſtaatsbuͤrgerliche Recht 
haben, zu waͤhlen. Sie koͤnnen auch erwaͤhlt werden, wenn, fie fonft den 
übrigen ‚vom . Gefege ‚Dorgefepriebenen Bedingungen Genüge leiſten. 

8.. . Der. Senat ‚befegt die Vermaltungsftellen, und fegt nach Willen 
die, durd, feine. Macht angeſtellten, Beamten wieder ab; er vergiebt auch 
ee gei tlichen.. Pfruͤnden, deren Vorleihung dem Staate vorbehalten iſt; 
bier omherrenſtellen ausgenommen, die ben Facultätsdoctoren, welche 
behtaͤmter befleiden,, vorbehalten „bleiben und von ber Akademie befegt werden. 

9,- Die Stadt Cracau mit ihrem Territorium wird in Stadt und: 
bandgemeinden eingetheilt. werden. Von den erftern wird, fo viel es bie, 
Itiumftände geftatten, eine jede, menigftens zwei taufend, von den letz⸗ 
tem eine jede. wenigftens drei tauſend fünf hundert Seelen ſtark feyn,: 
Sede dieſer Gemeinden wird einen Gemeindevorfteher haben, der. frei erwaͤhlt 
wird, und dem die Vollſtreckung der Befehle der Regierung obliegt. In ben 
Eundymeiniden kann, wenn es die. Umſtaͤnde erfordern, der. a 
hr mehrere Stellvertreter. haben. 

10... Im ‚Monate: Derember jeden Jahres wird eine. Repräfentanten- 
veſammlung gehalten, deren: Sitzungen nicht uber vier Wochen hinaus ver⸗ 
lingtst werden duͤrfen. Diefe Verſammlung ‚Uubt alle Befugniffe, der geſetz⸗ 
gedenden Gewalt aus; pruͤft die Jahresrechnungen ‚der oͤffentlichen Verwal⸗ 
tungen, und ſtellt den Etat fuͤr jedes Jahr feſt. Sie waͤhlt die Senats⸗ 
der nach dem deshalb feſtgeſetzten organifchen Statut; Sie wählt defjels 
dagleichen die Michter. Sie hat das Recht, die öffentlichen Beamten, welche 
8 auch - fepn, wenn fie ſich der Veruntreuung, ‚der‘ Erpreffung, oder des 
Nbrauchs in. Verwaltung ihrer Stellen verdächtig ‚gemacht haben, durch 
int Stimmenmehrheit. von zwei Drittel in un zu .fegen, und bei, 
dem — Gerichtshofe zu belangen. 

Die Repraͤſentantenverſammlung beſteht: n 
h Zus den. Abgeorbneten der Gemeinden, deren jede einen wählt; 

2) aus drei vom Senate abgeordneten Mitgliedern ; 

3) auß.deei. vom Domcapitel‘ abgeorbneten Prälaten ; 

4) aus.dreiit von. der ‚Univerfität abgeordneten Facultätsdoctoren; 
sau ſechs im Amte ſtehenden Friedensrichtern, die nach der Reihe 

genommen werden =.) 
der Praͤſident der Verſammlung wird aus den drei, vom Senate — 
Kim, Mitgliedern gewählt, . Keim Gefegesentwurf, der dahin abzweckt, an 
einem Gefege oder einer beftehenden Verordnung einige Aenderung anzubrinz 
9m, darf der Nepräfentantenverfammlung zur Berathfchlagung vorgelegt wer— 
ben, bevor er ‚nicht dem Senate. mitgetheilt worden ift, und dieſer die Vor⸗ 
—* des Entwurfs’ dutch Stimmenmehrheit: genehmiget Ba 

12, Die Repräfentantenverfammlüng wird fich mit der "Abfaffung ei⸗ 
nF bürgerlichen und peinlichen Geſetzbuches, und einer Otdnung für das 
ir Verfahren befchäftigen; Sie wird unverzüglich: EN ‚ers 
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nennen, welchen obliegt, dieſe Arbeit vorzubereiten, ‘bei der bie. Örtliche: Be⸗ 
[haffenheit des Landes und der Geift feiner Einwohner gehoͤrig beachtet mer: 
den mäüfjen. Zwei Senatsglieder werden Mitglieder diefes Ausſchuſſes feyn. 

13. Iſt ein Gefeg nit von ſieben Achttheilen der Mepräfentanten 
angenommen worden, und der Senat befindet, dutch eine Mehrheit von 
neun Stimmen, daß Gründe der öffentlichen Wohlfahrt vorhanden find, 
e8 einer nochmaligen Berathung -der Gefeßgeber zu unterwerfen -fo wird es 
an die Verfammlung des nächftfolgenden Jahres zur Entfcheidung gewieſen. 
Betrifft der Gegenftand das Finanzweſen; ſo bleibt, bie zur Einführung des 
neuen Geſetzes, das im verfloſſenen Jahre beſtandene in Kraft. 

14. Jeder, mindeſtens fehstaufend Seelen enthaltende ;' Bezirk ſoll 
einen, von ber Repräfentantenverfammflung ernannten, Ftledenstichter haben. 
Seiner Amtsfuͤhrung iſt eine Dauer von drei Jahren gefegt. "Außer feiner 
Obliegenheit als Vermittler foll er, von Amtswegen, über die Angelegenhei: 
ten der Minderjährigen, ingleichen ber die Rechtshaͤndel wachen‘, welche bie, 
dem Staate oder den öffentlichen Anflülten gehörigen, Gelder und Befigthü: 
mer betreffen. Er wird in diefen beiden Beziehungen, im Einverſtaͤndniſſe 
mit dem jüngften Senator, handeln, dem die Wahrnehmung des Bellen 
ber Minderjährigen, und alles deffen, was die, auf die Gelder und. Befig: 
thümer des Staates fi beziehenden Rectsfachen — ausdruͤcklich übers 
tragen ſeyn wird. - 

j 15. Es fol ein Gerichtshof erfter giam und ein Appellationsge⸗ 

richtshof eingeſetzt werden. Drei Richter von dem erſtern, und vier von 
dem Appellationsgerichshofe, die Praͤſidenten beider Gerichtshoͤfe mit einbe⸗ 
griffen, haben ihre Stellen auf Lebenszeit. Die übrigen Richter, die einem 
jeden der beiden: Gerichtshöfe in der, nach den Drtsumftänden erforderlichen, 
Anzahl beigegeben werden, hängen’ von der freien Wahl der - Gemeinden ab, 
und werden ihr Amf nut binnen eines, durch die organifchen Gefege be 
flimmten, Zeitraumes verwalten. Dieſe "beiden Gerichtshoͤfe entfcheiden ale 
Rechtshändel, wie fie auch befchaffen und wie auch die Perſonen geelgen⸗ 
ſchaftet ſeyn mögen. Wenn die Erkenntniffe beider Inftanzen in ihrer Ente 
ſcheidung gleihförmig find; fo hat keine Appellation weiter Statt. Meiden 
ihre Entfcheidungen in der Sache ſelbſt von einander ab, oder befindet die 
Akademie, nad. eingeſehenen Acten, daß Grund vorhiunden ſey, ſich über 
Verletzung der Geſetze oder weſentlicher Foͤrmlichkeiten des Verfahrens in 
bürgerlichen Rechtsſachen zu beſchweren; fo. wird, wie auch bei: allen, auf 
Lodesftrafe oder Entehrung lautenden, Erfenntniffen, die. Sache nochmals 
vor das Appellationsgericht gebracht; alsdann aber werden der: gewöhnlichen 
Richterzahl ale Friedensrichter der Stadt. und vier Individuen beigefellt, 
von denen jede Hauptpartei die Hälfte, nad Gefallen, ‚aus; den: Bürgern 
wählen kann. Drei Richter müffen gegenwärtig fepn, damit in erfler..— 
fünf, damit in zweiter, — und f ieben, damit in legter Inſtanz erka kannt 
werden koͤnne. 

16. Der oberſte Gerichtshof für bie im ‚10. Attikel bedachten Fälle pn 
beftehen: 

A) aus fünf duch das Loos gewählten Repräfentanten ; 


2) aus drei Mitgliedern des Senats, bie er felbft. auserfi ieht; | 
3) aus den Präfidenten der beiden Gerichtshöfe; — 

4) aus vier Friedensrichtern, nach der Reihe genommen; a 
6) aus drei Bürgern, bie der angeklagte Beamte: erwähle: ° : 


| Verfaffung Gracan's. vom 3. Mai 1815. 51 
dur Faͤllung des Urtheils wird die Gegenwatt von neun Mitglichemn er⸗ 
fordert, 


17. Das Verfahren in bürgerlichen und peinlichen Rechtsfadhen: ik 
Öffemttich. Bei der Inſtruction der Proceſſe, (und vornehmlich folder, die 
im eigentlichen Sinne peinliche find,) foll die Geſchwotneneinrichtung An⸗ 
wendung finden, die: der Drtsbefchaffenheit (lotalite) des Landes, dem Grade 
vr Bidung und deu Sinnesart (caractere) feiner Bewohner angeeignet wer⸗ 
den wird, 

18. Die Nechtöpflege ift unabhängig. 
19. Zu Ende: des fechften Jahres, von Bekanntmachung der Vers 
hffungsurfunde an gerechnet, follen die Bedingniffe, um duch bie Wahl 

der Reptaͤſentanten Senator werden zu Eönnen, folgende feyn: 

‚ 3) Das fünf und breißigfte Lebensjahr vollendet — 

2) feine Studien auf einer, im Umfange des ehemaligen Königreichs 
Polen belegenen, hohen Schule zuruͤckgelegt — 

2 das Amt eines Gemeindevorftehers zwei Jahre lang, eben fo lange 
‚ das Richteramt und die Stelle eines Nepräfentanten, während zweier 
Sitzungen der Verſammlung, bekleidet zu habenz 

4) ein. auf hundert und funfzig Gulden polnifh Grundſleuer ges 
ſchaͤtztes, und wenigſtens ein Jahr früher, als man, erwaͤhlt wird, Ze 
worbenes, unbewegliches Eigenthum zu befigen. 

Die Bedingungen, um das Richteramt zu erlangen, fi fi nd: 

1) da8 dreißigfte Fahr vollendet — “ 

2) feine Studien auf einer der vorbemerkten hohen: Schulen 0 
und die Doctorwuͤrde erlangt zu. haben; 

3) ein Jahr lang bei einem Gerichtsactuar (greffier). gearbeitet zu ha: 
u und eben fo fange bei einem Sachwalter in Tätigkeit gewefen 
zu ſeynz 

4) ein umbervegliches Eigenthum von achttaufſ end Gulen polnifch am 
Werthe zu befigen, das wenigftens ein Jaht früher, als man ges 
waͤhlt wird, 'erworben if. 

Um ein Richteram in zweiter Inſtanz, — die Präftdentenfkelfe ber 
nem von beiden Gerichtshöfen zu erlangen, muß man, außer diefen Ber 
dingungen, annoch die Stelle eines Friedensrichters zwei Jahre hindurch be⸗ 
kidet Haben und einmal Repraͤſentant geweſen feyn. 

Um zum Repraͤfentanten einer Gemeinde gewaͤhlt zu werden, muß man 

f) volle ſechs und zwanzig Sahre alt fern; 

2) die vollftändige Stubienlaufbahn auf der Eracauer Akademie iurich 
gelegt haben; 

3) ein unbewegliches, auf neun zig Gulden geſchättes, wenigſtens ein 
Jahr fruͤher, als man gewaͤhlt wird, erworbenes Eigenthum beſitzen 

Alle in dem gegenwärtigen Artikel aufgeſtellte Bedingungen find auf 
Yjmigen Individuen, bie, während das Herzogthum Warfhau brftand, von 
dr Eönigfichen "Ernennung, oder dir Wahl der Bezieksverfammlungert abhaͤn⸗ 
sige Steh bekleidet haben, nicht‘ mehr — und auch nicht anf diejenigen 
ammendbar, die, aus Macht der "contrahirenden Souveraͤne, anigefteilt find: 
Sole Indibiduen find‘ vouſtaͤndi berechtigt, zu allen Stellen ernannt ober 
ohren zu wetden 

20. Ueber alle Handlungen der Regierung, der Geſetgebung und ber 
re werden die Auffäge in polnifcher Sprache abgefaßt werben. 

21, "Die Einnahme und Ausgabe der Akademie wird einen Theil des 
Generatetntg Vor freien Stadt Eracau und ihres u ausmachen. 
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22, Sicherheit und Polizei im Innern werben durch eine hinreichende 
Abtheilung der Stadtmiliz gehandhabt werden. Diefe Abtheilung wird von 
Zeit, zu Zeit abgelöft, und von einem bei Linientruppen geflandenen Dfficiere 
befehliget werden, der, nachdem er mit Auszeichnung gedient, dieſe Art von 
Verforgung empfängt. 

Zur Handhabung ber Sicherheit. der Wege und- des platten Landes, 
wird eine hinlänglihe Anzahl Gensd’armen bewaffnet und beritten gemacht. 
Sefchehen zu Wien den 3. Mai 1815. | | 

| (Unterz.) Fürft v. Hardenberg. 

| Graf v. Raſumoffsky. 

(Mit Deftreich ift ein gleichlautendes Exemplar alfo gezeichnet.) 
Fuͤrſt v. Metternid, 
Fuͤrſt v. Hardenberg. 


Die polniſche Revolution vom Nov. 1830 war nicht ohne Einfluß 
und Ruͤckwirkung auf die freie Stadt Cracau geblieben. Nach der Her: 
flellung der Ruhe im Polen, befchloffen die drei Garants der Verfaſſung 
Cracau's die Reorganifation derfelben, befonderd des Senats. — Dahin 
gehören folgende Actenftüde: 


1) Der dirigirende Senat ber freien, unabhängigen und. 
fireng neutralen Stadt Cracau und ihres Umkreiſes. 


Die drei erlauchten protegirenden Höfe haben, von ihrer gewohnten 
gnädigen Gefinnung geleitet, drei bevollmächtigte Commiffarien. abgefandt, die 
eine Organifationscommiffion diefes Landes bilden follen, wie es die ehren: 
werthen Bürger und Einwohner, aus ihrem weiter unten in treuer Ueber: 
fesung mitgetheilten, fo wie noch aus einem andern, von den Reſidenten ber: 
felben Höfe an den dirigirenden Senat gerichteten, Anfchreiben .erfehen wer 
den. Diefe würdigen Repräfentanten der erlauchten Monarchen haben for 
dann die, zu Mitgliedern. der neu zufammenzufegenden Regierung auserfehe 
nen, Perfonen aufgefordert, fi an dem Orte der gewöhnlichen Senatsjigun 
gen zu verfammeln, find perfönlich dafeldft zugegen gemwefen, haben die Re 
gierung zufammengefegt und inftallirt. Indem die ‚alfo. eingefegte Regie 
tung .von dieſem allem die öffentlichen Behörden, fo wie die Bürger und 
Einwohner der freien Stadt Gracau und ihres Umkreiſes, benachrichtigt, hat 
fie nur noch zu erklären, daß die Ungewißheit des beftehenden Zuftandes, umd 
die Beforgniffe wegen der Zukunft, durch einen einzigen Ausfpruch der hoc: 
herzigen Befchuͤtzer entfernt worden find, und daß diefes Land, in Zukunft 
alle Vortheile einer Mepräfentativregierung und ein dauerndes und ununter 
brochenes Gluͤck genießen wird, nachdem. die einer fichern Wohlfahrt im 
Wege ftehenden Hinderniffe hinweggeräumt find. . Eine Buͤrgſchaft für biefe 
Mahrheit find ſowohl die Verfügungen der. erleuchteten, und für das Wohl 
diefes Landes beforgten, bevollmächtigten Commiffarien, als aucd die ange 
firengten Bemühungen der Regierung, . die fich gern ganz dem Dienfk ihrer 
- Mitbürger widmen will. — | 

Gracau, ben 23, März 1833. 

Der Senatspräfident Wieloglomsti. 
Der Öeneralfecretär des Senats Darowski. 


Gracau, 53 


2) Die durch bie drei Höfe eingefegte außerordentlihe Come 
miffion an ben dirigirenden Senat der freien Stadt 
Cracau und ihres Umtreifes. | 


Die endesunterzeichneten außerordentlichen bevollmächtigten Commiffas 
rim der drei Höfe haben die Ehre, dem Senat der freien Stadt Cracau 
folgende Mittheilung zu mahen: Die hohen fhügenden Höfe haben bie 
Vorftellungen in reiflihe Ermägung gezogen, welche ihnen zu wiederholten 
Wen, fowohl von dem Senat, als auch von der gefeggebenden Verſamm⸗ 
lung eingereicht, und worin fie erfucht wurden, ſich mit den Meformen zu 
vefhäftigen, mit deren Hülfe es möglich feyn würde, ſowohl den Zwiſtig⸗ 
fiten, welche fich "unter einigen Behörden von Gracau erhoben hatten, als 
den daraus entftandenen Mißbräuchen ein Ziel zu fegen, zu gleicher Zeit 
wirffame Mittel zur Verhütung ihrer Wiederkehr aufzufinden, und in bie 
Verfoffung diefes Landes folhe Veränderungen einzuführen, die durch die 
Exfahtung als nothwendig aufgeriefen werden. Um der obigen Aufforderung 
on ihre Fürforge für Cracau’s Wohl zu genügen, und in Anerkennung ber 
Nethwendigkeit, fich bei einem fo wichtigen Werk mit der Einfiht und den 
Rathſchlaͤgen rechtächgefinnter, aufgeklärter und aufrichtig für das Wohl ih: 
td Landes beforgter, Perfonen zu umgeben, haben die hohen protegirenden 
Mihte ihren unterzeichneten außerordentlichen und bevollmächtigten Gommif: 
Jaren aufgetragen, ein Gomite hinzuzuziehen, welches gemeinſchaftlich mit 
ihnen an dem mit der Wohlfahrt der freien Stadt Gracau und ihres Umkreiſes fo 
eng derknuͤpften Werke arbeiten möchte. Die Endesunterzeichneten wolnden 
ben hochherzigen und mohlmollenden Abfichten ihrer erlauchten Höfe nicht 
jur Genuͤge entfprechen, wenn fie fich nicht den zu beginnenden Berathun= 
gen mit den reinften Gefinnungen und dem unparteiifchiten Eifer unterzögenz 
fie rechnen jedoch hierbei vor Allem auf die aufrichtige Mitwirkung der Bürger 
dar Stadt Gracau, die zu dem Gomite berufen find, deffen Arbeiten auf die 
inftige Eriftenz dieſes Landes einen fo heilfamen Einfluß haben müffen. 

(Unterz.) Baron von Pflügl. 
von Fordenbed. 
8. Tengoborski. 
gür gieichlautende Weberfegung : 
der Generalfecretär des Senats, Darowski. 


9) Die Refidenten der drei protegirenden Höfe an den diri— 
girenden Senat der freien Stadt Cracau und ihres Um: 
kreiſes. 


Die Endesunterzeichneten haben die Ehre, dem Senat der freien Stadt 
Ctatau folgende Mittheilung zu machen: Die drei protegirenden Höfe, von 
Öter fortwährenden Sorge für das Wohl der freien Stadt Cracau und ih: 
"# Umkteiſes geleitet, und durch wiederholte Eingaben des Senats dringend 
aufgefordert, zugleich auch den Wünfchen der hiefigen Einwohner nachkom⸗ 
mend, haben befchloffen, den proviforifchen und ungeordneten Zuftand, morin 
ſih diefes Land, namentlicy feit den. legten "Erfchütterungen, befindet, bie es 
jut Mebertretung der Bedingungen feiner politifchen Exiſtenz verleiteten, zu 
tündern.. Zu dieſem Zweck ernannten die Höfe außerordentliche bevollmaͤch⸗ 
igte Commiſſarien, naͤmlich von,Seiten Oeſtreichs: den Legationsrath Bas 
im von Pfluͤgl; pon „Seiten Preußens: den geheimen Regierungsrath von 
deidenbee don Seiten Ruplands: den. wirklichen Stantsrath Tengoborski. 

7 die Höhen protegieenden Höfe’ den Eintritt einiger Mitglieder in den 


J 


Senat / hicht als geſetzlich betrachten koͤnnen/ indem dieſe entweder ohne guͤl⸗ 


tige Anſpruͤche in demfelben figen, oder auch während der Unruhen, und zu 
einer Zeit, wo bie Hauptbejtimmungen der Landesverfaffung fuspendirt wa: 
ten, in defjen Schooß aufgenommen wurden; ferner mit Ruͤckſicht darauf, 
daß die hiefige Regierung ſchon feit fehr langer Zeit ihres confkitutionellen 
Oberhaupts entbehrt; haben fie den Senat in feiner jegigen Zufammenfegung 
nur als eine proviforifche, einzig in der Abficht, den Gang der Verwaltungs⸗ 
angelegenheiten nicht zu unterbrechen, eingefegte Behörde angefehen. Durd- 
drungen von den Pflichten, welche fie, ald Befchüger der freien Stadt Cras 
cau, den Tractaten gemäß, zu erfüllen haben; geleitet von dem Wunſche, 
daß diefed Land ſich fo bald als möglich der Wohlthaten einer dauernden, 
und gefeglich begründeten Ordnung der Dinge erfreuen möge; endlich in Be 
ruͤckſichtigung deffen, was die Sicherheit ihrer eigenen Reiche erheiſcht, ha 
ben die Höfe von Deflreih, Preußen und Rußland beichloffen, der jegigen 
Regierung von Gracau eine andere Zufammenfegung zu geben, und mit bie 
fem eben fo wichtigen als fchwierigen Werke haben fich die bevollmädhtigten 
Sommiffarien, ſogleich nad ihrer Ankunft in hiefiger Stadt, aufs eifrigfte 
beichäftigt. In Folge deffen wird der Senat der freien Stadt Cracau umd 
ihres Umkreiſes von jest an aus folgenden Mitgliedern beftehen: 
Pröfident: Kaspar Wieloglowski. 
Lebenslängliche Senatoren: 


— — Mitglieder, welche ſchon von der ehemaligen 
Joſeph Micelowski, Organiſationscommiſſion ernannt wurden. 


Hyacinth Mieroſzewski. — Neu ernanntes Mitglied. 

| Senatoren für eine beftimmte Zeit: 

Anton Walczynski. — Vermaltete diefes Amt bisher proviforifch. 
Joſeph Sforupka, 

Sofeph Haller, | Neu ernannte Mitglieder. 

Karl Treytler, « 

Generalfecretär Vincenz Daromsfi, der dies Amt bisher proviſoriſch der: 

maltete, 

Der neu gewählte Senat wird feine Amtsführung fogleich beginnen, 
welches die Endesunterzeichneten dem jegigen Senat anzeigen, indem fie zu: 
gleich die Ehre haben, ihm zu benachrichtigen, daß fie von diefem Augenblid 
an, feine feiner Handlungen für gefeglich anerkennen, noch auch eine ferner? 
Berbindung mit demfelben unterhalten Eönnen. | 

(Unterz.) Lorentz. v. Fordenbed. Zarzecki. 
Fuͤr gleichlautende Ueberſetzung: 
Der Generalſecretaͤr des Senats: Darowski. 





3. | 
Königreich Galizien und Lodomerien 


- + Nach der erfien Theilung des. Königreiches Polen im Zahre 1772, 
war der damald an Deftreich gefommene Theil unter dem Namen: I / 
nigreich Galizien und Lodomerten fi. der Öffteichiichen Staat 
geographie aufgeführt worben. - Iu der dritten Zheilung Polens, dor 
Jahre 1795 erwarh zwar Deſtreich noch Weſtg alizi enz allein dieſch 
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ward im Wiener Frieden vom Jahre 1809 an das bamalige Herzogthum 
Barhau abgetreten, und Fam, als Beftandtheil diefes Herzogthums, 
nad den Entfcheidungen des Wiener Congreffes im Jahre 1815, an 
Rußland, welches dem Herzogthume Warfhau den Namen: Königs 
ih Polen beilegte, und. diefem am 27." Nov. 1815 eine neue Vers 
ſaſung gab. | 

Dem, zu bem Umfange der öftreichifchen Monarchie gehörenden, Kö« 
ngeihe Galizien und Lodomerien, gab aber der Kaifer Franz. 
vun Patent vom 13. Apr. 1817 eine neue fländifche Verfaffung. 


a) Patent vom 13. Apr. 1817, die ſtaͤndiſche Verfaf- 
fung der Königreihe Galizien und Lodomerien . 
betreffend. 


Wir Franz der Erfte von Gottes Gnaden, Kaifer von Deftreich u. f. w. 
D Bir befchloffen haben, in den Königreichen Galizien und Lodomerien, 
mit Einfhluß der. Bukowina, eine ftändiihe Verfaſſung, zufolge desjenigen, 
wos von Sr. Maj. dem Kaifer Joſeph 2. glorwürdigen Andentens, im 
Sie 1782, und ruͤckſichtlich der Bukowina, im Jahre 1787 bewilliget 
weihen iſt, mit einigen, den Zeitverhaͤltniſſen angemeſſenen, Abaͤnderungen, 
de Wirkſamkeit zu ſetzen; fo erwarten Wir, daß dieſe Unſere Verfuͤgung 
von den getreuen Bewohnern Galiziens und der Bukowina, als das ficherfte 
Unterpfand Unferer Iandesherrlichen Huld und Gnade, und des befondern Zus 
ums in ihre Zreue und Ergebenheit, erkannt werden wird. | 

Dir haben demnach Fölgendes feftzufegen für gut befunden: 
.1. Wir beftimmen für Unfere Königreihe Galizien und’ Lodome— 
tien vier Stände, nämlich jenen der Geiftlichkeit, den Herren-, den Ritter 
fand, und die Böniglichen Städte. J 

$. 2. Der Stand der Geiſtlichkeit enthält die galiziſchen Erzbiſchoͤffe, 
Bihöfe, Aebte der Stifter, dann jene infulirten AÄebte, denen Wir auf 
iſt befonderes Anfuchen ftändifche Worrechte zugeftehen werden, und die der: 
min beftehenden Domcapitel. ' 

Der Herrenftand begreift die mit dem Incolate verfehenen Fürften, Gra⸗ 
fm und Freiherren, 

Zum Ritterftande gehören alle” eingeborne Edelleute, welche fich über 
ihte adelige Abkunft nach der, in dem Patente vom’ 20ften Januar 1782 
elafienen, Vorfchrift ausgemwiefen, und die Inmatriculirung, innerhalb ber 
hmals beſtimmten Friſt, erlangt haben; dann jene, melden von Uns oder 
Infem Vorfahren der Ritterftand verliehen worden ift, nicht minder die rit- 
mäßigen Edelleute Unfers gefammten Kaiferftaates, fobald fie das Ind: 
gmat in diefen Königreichen, und die Inmatriculirung in die ftändifche Ge: 
ueralmatrikel erhalten haben. } 

Unter dem Städten iſt es vorläufig die Hauptftadt Lemberg, welche ben 
Kerten Stand vorftellt, bis Wir Uns bewogen finden werben, einer größeren 
Ungahl koͤnigl. Städte ftändifche Mechte zuzugeftehen. 

$. 3. - Da bereits mit dem Patente vom 14. März 1787, die Bu: 
min, in Abſicht auf die ftändifche Werfaffung, mit Galizien einverleibt 
worden iſt; fo iaſſen Wir es bei diefer Einverleibung allergnädigft beenden, 
ud ettheilen hierüber folgende nähere Beftimmungen: 


& 
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a) Der Bifchoff- der Bukowina gehört; wie die galigiſchen Biſchoͤfe, zu 

dem Stande der Geiſtlichkeit. EHE PURE Er 
b) Sene Familien, welchen in Folge der $. 2 und 3 des Patents \vom 

14. Mär; 1787 der Grafen= oder Freiherenftand verliehen worden ift, mer: 


s 


# 


den dem SHerrenftande, und 

ce) jene ehemaligen Bojaren und Mafilen, melde von dern Rechte zur 
Immatriculirung bis nun Gebraud gemacht, wie auch jene, denen Wir oder 
a. Vorfahren den Ritterſtand verliehen haben, dem WRitterftande bei: 
gezählt. | — 
$. 4. Das Recht, in den Verſammlungen der Stände Unferer König: 
reiche Galizien und Lodomerien, mit Einfhluß der Bukowina, zu erfcheinen, 
und dabei Sig und Stimme zu haben, verleihen Wir: 

Erſtens: Denjenigen Perfonen, welche ein Erzamt diefer Königreiche be 
leiden, und unter welhen Wir dem Eatholifchen Erzbifchofe des Lateinifchen 
Ritus, in der ihm verliehenen Würde als Primas Unferer Königreihe Ga: 
fizien und Lodomerien, den erften Rang eingeräumt haben. 

Zweitens: Den Erzbifchöffen des griechiſch- und: armenifch: katholifchen 
Ritus, den Bilhöffen, Aebten der Stifter, dann. jenen infulirten Aebten, be 
nen Wir diefes Vorrecht auf ihr befonderes Anfuchen zugeftehen werden, und 
den Deputirten der bdermalen beftehenden Domcapitel, deren das femberger 
Domkapitel zwei, und die, übrigen jedes einen an den Landtag. abzuordnin 
befugt find; jedoch erklären Wir hiermit, daß fowohl diefe Domherren, welche 
als Deputicte der Gapitel gewählt werden, als ‚die übrigen. geiftlichen Digni- 
tarien, welche keine Biſchoͤffe und Erzbifchöffe find, fich über die ihnen zu 


ſtehende Pfründe, über ihre gefchehene Inſtallirung in diefelbe, und über das 


erlangte Indigenat bei dem ftändifchen Präfes auszumweifen haben, um in 
der ftändifchen Verſammlung zugelaffen zu werden. 

Drittens: Jenen großjährigen Perfonen männlichen Gefchlechts, bie 
nebft dem Indigenate des Herren- oder Ritterftandes, den eigenthuͤmlichen 
Beſitz eined oder mehrerer landtäflichen Güter ermeifen, von melden an ur 
fprünglicher reiner Dominicalfteuer im Jahre 1782 (und beziehungsmeife auf 
die Bukowina im Jahre 1787) der Betrag von Siebenzig fünf Gulden Rhein. 
vorgefchrieben mar. 

Viertens: Den zwei Deputirten ber Hauptftadt Lemberg. 

Diefes Recht Eann Übrigens nur von denjenigen, welchen es verliehen 
ift, perſoͤnlich ausgeübt werden. | 

$. 5. Der Gefchäftskreis der Stände umfaßt alle Gegenftände, melde 
das Wohl diefer Königreiche, der Stände felbft oder eines einzelnen Standes 
betreffen, in fo fern darüber die Landesftelle Aufklaͤrungen von ihnen verlangt, 
oder die Stände aus eigenem Antriebe fi) bewogen finden, zum öffentlichen 
Wohle gereichende Anträge oder Vorftellungen an. die Landegftelle, ‚oder, mik 
‚telft derfeldben, an Uns gelangen zu laffen; insbefondere aber, die Evibent- 
haltung und Repartirung der auf Grund und Boden gelegten. Steuern, und 
der damit im Zufammenhange ftehenden Leiftungen, nad) den von Uns feſt⸗ 
geſetzten und kuͤnftig noch feſtzuſetzenden Grundſaͤtzen; die Verwaltung des 
Militaͤrquartierbeitrages, und des ſtaͤndiſchen Dominicalfonds; die Verleihung 
des Indigenats, die Anſtellung der ſtaͤndiſchen Beamten, die Vorſchlaͤge zu 
den fuͤr dieſe Koͤnigreiche vorbehaltenen, und mit beſondern Verordnungen be⸗ 
zeichneten, Stiftungsplaͤtzen, und die Evidenthaltung der Adelsmatrikel. 

$. 6. Die wichtigen Gefhäfte werden in. der Landtagsverfammlung 


# 
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er‘ 1: Der Landebausſchuß wird aus zwei Bei igern oder Deputicten 
von jedem der erſten drei Stände, und aus einem von der ‘Stadt Lemberg 
hftehen, Er wird fowohl mir einem angemeffenen Hülfsperfonale, als mit 
ine erfhöpfenden Inſtruction verfehen werden, und von den bisherigen ſtaͤn⸗ 
diſchen Verordneten das ſtaͤndiſche Acchiv nebſt den übrigen Amtspapieren 
ükmehmen, 

I. 8. Den Borfis und die Leitung der Gefchäfte, ſowohl in den ftäns 
diſhen Verfammlungen als in dem Landesausfchuffe, haben Wir dem Präs 
fdenten ded Landesgubernium übertragen, und für den Fall feiner Verhindes 
tung die nöthige Worforge getroffen. . 

Der Präfes beftimmt die Ordnung, in welcher die Gefchäfte auf dem 
Landtage in die Berathung genommen werden follen. 

Ihm ſteht das Recht zu, ſeine Stimme vorauszuſchicken, oder zulegt 
abzugeben, Auch iſt ihm unbenommen, ſelbſt die Stimmen zu ſammeln. 

J. 9. Sn Beziehung auf den im $. 5. bemerften Geſchaͤftskreis ber 
Etinde finden Wir noc Folgendes zu erinnern: 

1) Deputationen an Unfer Hoflager - dürfen nur nad vorläufig von 
Und erhaltener Genehmigung abgefandt werden. 

2) Das Recht der Beſteuerung felbft wollen Wir Uns feinem ganzen 
Unfunge nach vorbehalten wiſſen. Jedoch werden Mir die befchloffene Aus: 
Mribung der mit der Grundfteuer im Zufammenhange ftehenden Anlagen 
an Geld oder Maturalien den vier Ständen, jähtlih in der Form eigener 
Pofulate befannt machen. 

3) Die. Ausichreibung einer Abgabe oder die Aufforderung zu freiwillis 
gen Beiträgen, zu was immer für einem Endzwede, Tann von den Ständen 
au mit Unferer Genehmigung veranlaßt werden. 

4) Das Indigenat können die auf dem Landtage Verfammelten aus eis 
gene Wahl nur an folche Perfonen verleihen, die bereitd den Herren: oder 
Kterftand Unferes Kaiferftants befigen. | 

Die Indigenatstaren haben Wir für den Herrenftand auf 2000, und 
fir den Ritterftand auf 1000 Gulden Rhein. zu beftimmen für gut befunden, 
die Entrichtung diefer Zaren hat jedesmal in jener Währung zu geſchehen, 
welche für die Berichtigung der in die Staatscaſſen einfließenden Taxen übers 
haupt vorgeſchrieben feyn wird. 

Die Nachſicht diefer Taren findet nur mit Unferer Genehmigung Statt. 

$. 10. Der Landtag wird in der Regel jährlich einmal gehalten, und 
in Tag hiezu von Uns beftimmt werden. Bei wichtigen VBeranlaffungen 
fm auch, außer dem gewöhnlichen Randtage, eine Zufammenberufung der 
Etinde, jedoch nur mit Unferer Bewilligung, Statt haben. | 

Auf die in Unferm Namen erfolgende Erklärung des Guberniums, daß 
* — aufgehoben ſey, hat die Verſammlung ſogleich auseinander 

gehen 

$. 11. Dem ſtaͤndiſchen Körper wird das Lemberger Landrecht als Fo⸗ 
um pripilegiatum zugeftanden. 

$. 12. As ein Merkmal Unferer befondern Gnade räumen wir den 
t: und flimmfähigen Ständen dieſer Königreiche ein, Rändifche Uniformen 
nach den Grundfarben des Landestvappens zu tragen. © 

Indem Wir hiermit die Hauptbeftimmingen ber die ſtaͤndiſche Were 
hffung in dieſen Koͤnigreichen bekannt machen, erklaͤren Wir zugleich, daß 


Wir, wegen ber feierlichen — Stände, dann ‚wegen ber U 
ber Auschußbeifi ger, in Unferer. Eöniglihen Stadt Lemberg am fech&zeht 
Sunius 1817 einen Landtag abhalten Taffen werden, und Uns verfehen, 
bei diefem Landtage die nach dem. $. 3. Unſers egenwärtigen Patents bere 
tigten Perfonen erfcheinen, und dasjenige, was Ihnen in Unferm Namen v 
getragen wird, vornehmen werben. Ä 

So gefchehen in Unferer Eaiferlichen Haupt: und Nefidenzftadt Wi 
den dreizehnten Monatstag Aprils, im eintaufend achthundert und fieben 
ten, Unferer Reiche im ſechs und zwanzigften ur 


(L. S.) 
Aloys Graf von und zu Ugarte, 
| Eönigl. böhmifcher oberfter und erzherzoglich 
⸗ oͤſtreichiſcher erſter Kanzler. 
Prokop Graf von Lazanzky. 
Joh. Nep. Freihert von Geislern. 
Nach Sr. k. k. Majeſtaͤt hoͤchſt eigenem Befehle 
Karl von Widman. 
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Bor der Eröffnung des erſten Landtages nach dieſer neuen ſtaͤnb 
ſchen Verfaſſung, erließ der Praͤſident des Guberniums beider Laͤnder 
Freiherr von Hauer, in einer Bekanntmachung — Lemberg vom 5. Da 
41817 — folgende Beflimmungen: 


„Bei dem bevorftehenden Landtage werben von ben verfammelten Stän: 
den die Deputirten des Landaugfchuffes gewählt, und wird auch das Amt 
eines Secretairs und eines Archivars bei jenem Ausfhuffe vergeben werden, 
Aus jedem. der drei erften Stände, nämlich dem geiftlihen, dem 
Herren: und NRitterftande, werden zwei Deputitte, aus dem Stande 
der Städte aber ein Deputirter gewählt werden. Won jeden ber zwei De 
puticten der drei erfien Stände wird der eine auf ſechs, der andere auf brei 
Jahre, der Deputirte der Städte aber auf ſechs Jahre gewählt werben, 
Diefe Deputirten werden folgende Gehalte genießen: Feder ber zwei geiftlichen 
Deputirten 1000 fl. jährlih. Jeder der Deputicten aus dem Herren= und 
Nitterftande 2000 fl. jährlih. Der ftädtifhe Deputitte 900 fl. jährlich). 
Zu ben Deputirten der drei erſten Stände können nur ſolche gewählt werden, 
welche zu einem biefer drei Stände gehören. Die Candidaten um dieſe eh: 
tenvollen Pläge haben bis 10. Sun. d. J. deshalb eigene Geſuche an 
Se. Ercellenz, den Heren Präfidenten des Guberniums und der Stände, 
einzureichen. NRüdfihtlih des Concurfes um die Rechte des Deputicten 
der Städte wird das Erforderliche befonders erlaffen werden.” 





4. 


Schweden. 


As Guſtav Waſa am 23. Juni 1523 von. den Schweden zum 
Könige gewählt, und dadurch die Galmarifche Union gelöfet warb, nach 
welcher feit 1397 Schweden; verbunden ‚mit. Daͤnemark, durch Statthal⸗ 
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ter regiert worden ‘war, frat Schweden gleichzeitig zum gereinigten Lehr⸗ 
begrife. über. Unter Guſtav Wafa’s Regierung wurde (1527) der Bürs 
ger⸗ und Bauernftand unter. die Reichöftände aufgenommen, wel: 
heim häufigen Fallen einBrgengericht gegen die Macht der Geiftlich: 
feit und des Adels zum Vortheile der Föniglichen Gewalt bildeten. _ 

Alein in der Folge, befonders nach dem Tode des Königs Karl 12. 
(1718), der als Autofrator regiert hatte, ward die fönigliche Macht durch 
die Reihsftande wefentlich bejchränft, und fremder Einfluß (franzöfifcher 
und ruffifcher) wirkte häufig auf die letztern. So verfloß die Regierung 
ber Schwefter Karls 12., der Königin Ulrike Eleonore, und ihres 
Gemahlö, des Königs Friedrich aus dem Haufe Heſſen-Caſſel (bis 
1751), und feines Nachfolger Adolph Friedrich (Bid 1771). 

Als aber diefem fein vielfeitig gebildeter und thätiger Sohn, Guftav 3, 
(12. Febr. 1771) auf dem Throne folgte, befchloß er, die fortbauernde 
Beihränkung und Lähmung der Föniglichen Gewalt durch den übermaͤch⸗ 
tim Reichörath mit Einem Schlage zu befeitigen. Er ließ die Mitglies 
der deffelben am 19. Aug. 1772 verhaften, und die Verfaffung wie im 
Juhte 1680 (unter Karl 11) berftellen, ohne die unbefchränkte Souverais 
müt(mie die Könige Dänemarks im Jahre 1660). anzunehmen... Es 
barimigten fich vielmehr der König und die Stände über folgendes: 


a) Fundamentalgefeg vom 21. Aug. 1772, 


Bir Guftav von Gottes Gnaben, der. Schweden, Gothen und Wenden Kbs 
anf. w. u. f. w. thun hiermit fund, daß wie wir, von Anfang unfrer Regie 
tung an, unfere Eöniglihe Macht und Mündigkeit zur Erhaltung, Stärfe und 
Behlfahrt des Reichs und unferer getreuen Unterthanen Gedeihen, Sicherheit und 
Giffeligkeit ununterbrochen anwenden wollen; und wir zur Erlangung deffen, in 
Bnaden gefunden, wie der gegenwärtige Zuftand bes Waterlandes mit fich bringe, 
keine, zum vworbemeldeten Endzweck hoͤchſt nöthige und ſchickliche Verbefferung 
Dr Grumdgefege unumgaͤnglich nöthig fey, daher auch, nad) genauefter Ueberles 
m und Prüfung, eine Korm für des Reichs Steuer und Regierung verfaßt, 
nice die mun verfammelten Reichsftände einhellig angenommen und befchworen 5 
Ü wollen wir in Gnaden diefe folchergeftalt von den Reichsftänden genehmigte 
Roierungsform hierdurch gut heißen, befräftigen und beftärken, fo wie fie felbft 
ah dem Buchftaben von Wort zu Wort hiernädhft folgt: 

Bir unterfchricbene des ſchwediſchen Reichs Raͤthe und Stände, Grafen, Freie 
ken, Biſchoͤffe, Nitterfchaft und Adel, Kierifei, Kriegsbefehl, Bürgerfchaft und 
Buuerfchaft, welche gegenwärtig hier verfammelt find, für uns und unfere abwefende 

übrübder, machen befannt, daß wie wir durch eine unglücdliche Erfahrung gefuns 
ka, daß unter dem Namen einer edeln Freiheit, verfchiedene unferer Mitbürger ſich 
Meiner Herrſchaft erhoben, die fo vielmehr unleidlich, weil fie unter Eigenmacht 
afgefommen, durch Eigennug und Härte ſich befeftigt, und endlich durch fremde 
Rt und Gewalt zum allgemeinen Unglüd unterftügt worben, uns aud in bie 
schite Unficherheit, durch verdrehte Ausdeutung der Geſetze geftürzt, welche endlich 
ka Reich, als unferm lieben Vaterland, die graufame Berwüftung zugezogen has 
van würde, welche ung die Hiftorie der vorigen Zeiten und unferer Nachbaren Beis 
bil jtigen, wofern: die Treue (Mandom) eifriger Mitbürger und die Liebe fürs 

and, unterflügt von. dem. Eifer und Bemühen bes großmädjtigften Fuͤrſten 
ud Heren Guſtav 3 der Schweben, Gothen und Wenben König, unfers aller 
Midigfen: Königs und Herrn, uns nicht herausgeriffen und befreiet hätte; mir find 
Us darauf ‚bedacht gewefen, unfere Freiheit bergeftalt zu befeftigen, daß fie. durch 
Kinn habfüchtigen und ‚für das Reich übelgefinnten Regenten, oder auch durch ehr⸗ 
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begierige, eigennuͤtzige ober verraͤtheriſche Mitbürger, noch. durch verlaͤumderiſche u 
hochmüthige Feinde gekraͤnkt werden koͤnne, ſo daß das alte ſchwediſche und got 
ſche Reich ſtets ein freies und ſelbſtſtaͤndiges Königreich bleiben möge; dieſerweg 
haben wir diefe Regierungsform bewilligt und feftgefest, fo wie wir hiermit 
kannt machen und feftfegen, daß fie ein —— und heiliges Grundgeſetz fe 
















welchem wir für. uns und unſere Nachkommen, geboerne und ungeborne uns un 
werfen, nachzuleben, deffen buchftäbliden Inhalt zu befolgen, und den ober dieje 
gen für unfere und des Reichs Feinde anzufehen, die und verleiten wollten, bad 
abzumeichen; gänzlich fo wie fie hier wörtlich folgt: 

1) Die Einigkeit in der Religion, und in dem rechten Gottesbdienft ift 
räftigfte Grundmauer zu einem löblichen, einträchtigeu und wahrhaften Regimentk 
dieferwegen follen Fünftig, fo wie zuvor, fo wohl die Könige, ald Beamte und UM 
terthanen hier im Reich zu allererft bei dem götflih Elaren und reinen Worte bi 
ben, fo wie ed in den prophetifchen und apoftotifhen Schriften abgefaßt int 
hriftlihen Symbolis, Lutheri Catehiemo, der unveränderten augsburgifchen Ci 
feffion erklärt, und im upfalifchen Goncilio, fammt den vorigen Reichsbefhlüfl 
und Erklärungen darüber verordnet worden, fo daß das Recht der Kirche befefti 
wird, allen königlichen Rechten, der Krone und dem fehwedifchen gemeinen Mani 
unbeſchadet. J 

2) Es liegt dem Könige ob, fein Reich fo zu regieren, wie es bie ſchwebdiſch 
Geſetze befagen, ihm und niemand anders; das Recht und die Wahrheit zu befeſt 
gen, zu lieben und zu erhalten; hingegen Ungerechtigkeit und Unrecht zu. verbiett 
abzufhaffen und niederzuſchlagen; niemand an Leben, Ehre, Leib und Wohlfaht 
zu Eränken, bis er gefegmäßig überzeugt und verurtheilt worden, ‚und Niemandii 
etwas von feinen Gütern, beweglichen und unbeweglichen, zu entziehen ober ci 
ziehen zu laffen, ohne bie gewöhnliche Unterfuhung und Recht, auch dad Rei 
nach den königlichen Gefegen, Landesverfaffung und dieſer Regierungsform 1 
regieren. y 

8) Die Succeffionsorbnung des Reichs betreffend, bleibt es damit gänzlich na 
dem Erbvertrag, fo wie felbiger 1743 in Stodholm entworfen, und angenommt 
worben, welcher mit dem 1544 zu Weiteräs verfertigten Erbvertrage und dem 100 
zu Norköping gemachten Beſchluß übereinftimmend ift. ; 

4) Nächft der Eönigl. Hoheit ift von Alters gewefen und ſoll ferner bleiben di 
erfte Würde bei dem Eönigl. Rath, welchen der König ſich auserficht und mäl 
von eingebornen Rittern und Edelleuten, die Sr. Königl. Majeftät und dem Reid 
mit Huld, Treue und Mannfchaft verbunden find. Und weil diefe nicht zu Ir 
geriffen Anzahl gefest werben fönnen, da man nur fo viele ordnet, als des Reichs 
Bebürfnig und Ehre erfordern, follen gleichwohl der gewöhnlichen 17 feyn, des 
Reichs hohe Aemter und der Generalgouverneur von Pommern mit eingefhloffen- 
Diefer fammt und fondere Sorgfalt fol feyn, des Königs Majeftät,' in des Reichs 
angelegenen Geiverben. und Gefcäften zu rathen, wenn fie von Sr. Königl; Mas 
jeftät darum befragt werden; zum Reichs Beften das Ahrige beizutragen, hoͤchſt dem: 
felben nach ihrer beften Einfiht zu rathen, was zu Ihres und des Reiche Rutzen 
dient, die Stände und Gemeinen zur Treue und Bereitwilligkeit anzuhalten; dt 
Königs und Reiche Beftes, Hoheit, Selbftftändigkeit, Nusen und Wohlftand in 
Obacht zu nehmen, und alfo, wie der Reichstagsbeichluß von 1602 befagt, zu rathen, 
wie e8 deren Amt erfordert, aber nicht zu regieren. Uebrigens find die Reichsraͤthe 
nur allein dem König verpflichtet, und demfelben lediglich für ihren Rath verant⸗ 
wortlih; doc kann der König benfelben wegen eines unglüdlichen Ausganges, ſo 
wider deren Votirung, Vermuthen, Gedanken und auf Grunde ſich ftügende Mer 
nung, ſich ereignen Tann, nichts vorwerfen oder ihnen. zurechnen, befonderd wenn 
die Ausführung guter Rathſchlaͤge nicht ihren erwünfchten Endzwed erreicht, durch 
die Beſorgung derjenigen, denen es obgelegen und anbefohlen worden, fie auszu⸗ 
fuͤhren und zu verrichten. 

5) Den Koͤnigen liegt ob, zu ſteuern und zu rathen, die Staͤdte und Länder 
und alle ihre und ber Krone Gerechtfame zu bewahren und zu ſchutzen, fo wie es 
bie Gefege und die Regierungsform befagen. 

6) Da Verhandlungen von Frieden, Stillftand und Bündniffen, fie feyen offen, 
fiv ober befenfio, felten den geringften Auffchub leiden. und: bie größte. Verſchwit⸗ 
genheit nothwendig erfordern; fo werden des Königs Majeftät mit dem Reichsrath 
dergleichen wichtige Faͤlle uͤberlegen, und nachdem ſie deren Meinung erwogen un 
eingenommen, ſolche Maßregeln und Mittel ergreifen, die er ſeibſt fürs Re 
bie beften und nüslichften erachten wird, Sollten jedoch bei ſo wichtigen Bällen bit 
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Rihräthe- in einer Meinung übereinftimmen, die gegen die von: des Königs; Mai. 
fireitet; fo läßt der König es beivden Gedanken der Reichsraͤthe verbleiben. Falls 
aber die Meinungen getheilt find; alsdann prüfen Ge. Maj. und ‚nehmen. diejenigen 
an, bie fie felbft für die befte und nüglichfte halten. 32 ui. ‚® 

v7) Wenn der König ein Ausländer iſt; fo reifet er nicht ohne der Reichsftände 
Bifen und Gutbefinden aus. dem Lande. Wenn er aber ein Schwede und eingebohs 
ren ift, Jo theilt er nur fein Vorhaben dem Reichsrath mit, und holt auf die Weife, 
wie vorgefchrieben fteht und der. 6. $. vermeldet, defjen Rath und Meinung ein. 

8) Und damit alle bei Sr. K. M. vorfallende vielfältige Reichs = Angefegenheis 
ten und Verrichtungen mit defto mehrerem Betricb und Ordnung ausgeführt werben 
Einnen; fo werden bie Gefchäfte unter die Reichsraͤthe auf eine: folche Art vertheilt, 
wir 8 Ge. Königl. Maj am nüslichften und dienlichſten finden; weil Koͤnigl. Maj. 
olein, als das Dauptfleuer des ganzen Reichs, Gotr und dem Vaterlande für deſſen 
Führung verantwortlich find, und in allen diefen Fällen, worin Se. Maj. die Meis 
nungen der Deren Reichsräthe, die ſolcher Angelegenheiten Eundig, und von Gr. 
Mai. berufen find, eingezogen haben, Ge. Königl. Maj. ein votum decisivüm; doch 
werden hiervon ausgenommen alle Juftigangelegenheiten, welche vom Hofgericht, 
Arkgsgeriht und allen Richterftühlen im Reiche abgemacht werben und hernach uns 
ter die Zuftigrevifion zur endlichen Entſcheidung gehören, die allezeit aus 7 Reiches 
täthen, welche in richterlichen Aemtern gebraucht worden und als rechtsverftänbige 
und gefegerfahrene Männer befannt find, beftehen fell, und wobei Se, Königl: 
Rai, felbit, jegt wie zuvor, gegenwärtig find, und allda allein 2 Stimmen, und 
wenn die Meinungen gleich find, eine enticheidende Stimme haben. ı ad 

9 Es kommt allein der Koͤnigl. Majeftät zu, Gnade wiederfahren zu laſſen, 
Ehre, Leib und Güter bei allen Verbrechen, die nicht offenbar wider Gottes Elare 
Birte ftreiten, wieder zu geben. 

10) Ale Höhere Dienfte vom Obriftlieutenant bis zum Feldmarfchall, : beide 
indusire, und alle bergleichen, beide geiftlichen und weltlichen Standes, werden im 
Knial, Rath auf folgende Weife ausgerheilt. Wenn ſich eine Vacanz ereignet; fo 
baken die Reichsräthe fich von der Gefchidlichkeit und, den Verdienften aller der Der: 
fonen, die fotche wichtige Aemter fuchen,. und. in einigen Betracht dabei kommen 
Kanen, zu unterrichten, und foldhes Gr. Königl. Majeftät vorzutragen, ‚und wenn 
dikelben Dero gnädige Ernennung im Rathe wegen ber Perfon, welche Dero Beifall 
zur Beförderung einer Stelle erhalten, zu erkennen gegeben; fo machen die Reichs: 
‚näthe dabei ihre möthige Crinnerungen zu Protocoll, und fchreiten zu Keiner 
| weiten Botirung. Zu allen übrigen Dienften werden Sr. Majeftät von ben 
Glgien und andern Obern drei der verftändigften, würbdigften und zu den ledi— 

\ ga Stellen dienlichften Perfonen, bie nur zu finden, vorgefchlagen; wobei ein 
wbanderer verbienter Mann außer dem Golleoio mit genannt werben fann, und 
bed zugleich alle diejenigen Perfonen, bie ſich zu diefer Stelle gemeldet, mit an— 
Mat. Bei den Regimentern verhält man fi im Vorſchlag wegen der zu befegen: 
in Stellen nach des Königs Karl 12. audgegebener Verordnung vom 6; Nov. 
—8 Sollte ſich bei dem Vorſchlage befinden, daß Jemandem zu nahe geſchehen 
der er. ohne Urfache vorbei gegangen wäre; fo haben die Obern ſolches zu verant: 
brten. Bon den Guchenden wählen Se. König. Maj. wen Sie dazu, am gefchid: 
* finden. Aber alle geringere Dienſte, welche die Collegien, Conſiſtorien, Obers 





‚ab feine fremde auslaͤndiſche Männer, fie ſeyen Fuͤrſten, Prinzen oder andere Per: 
Men, künftig zu einigen Neichsbeftallungen weder im Civil: noh Militärftand, 
dm Einigl. Hof ausgenommen, gefeßt, wofern fie nicht durch befondere hervorleuch— 
ide und große Eigenfhaften dem Reiche befondere Ehre und merklichen Bortheil 
bringen können. Zu allen diefen Dienften ſoll blos Gefhidlichkeit und Er— 





tung führen, ohne Abfiht auf Gunft und Herfommen, wenn felbige nicht mi. 


Gihittichkeit verbunden find. Mit der Wahl der Erzbifhöffe, Bithöffe und Su: 
Müntendenten verhält man fich nach vorigem Gebrauh, da Se. Königl. Maj. eis 
Mm aus den dreien, welche bemfelben von den Obern vorgefchlagen worden, ernen- 
Mm Mit Befegung der Pfarren bleibt es, wie es die Regierungsform von 
1 feftfegt, und ‚will, und was bie PVerfaffungen hierin nachdem angeorb« 


h gebühret Gr. Königl. Maj. allein, zum adelichen Stand und Würde 
nuserheben,; welche fi duch, Treue, Zugend, Zapferkeit, Gelehrfamteit 
kung um Se, Königl. Maj; und das Reich wohl verdient gemacht. Da 






fm der Regimenter, und andere Stände, vor dem Jahre 1680 zu vergeben ge⸗ 
' Mönt-waren, bleiben nun und fünftig zu ihrer befontern Austheilung. Es werben. 


— 


aber ih Schweden ber Adel ſehr ftark iſtz ſo werben Se. Maj. bie Gaade Haben, 
benfelben auf eine Anzahl von 150 einzufchränfen, weldyen 150 neuen Familien die 
Ritterfchaft und der Adel die Einführung nicht weigern können: Desgleichen kann 
die Ritterfchaft und Adel den Eintritt ſolchen Nittern nit verfagen, welche Se. 
Koͤnigl. Maj. mit dem gräflichen und freiherrlihen Stande begnadigen wollen, und 
fi dazu durch große und befondere Verdienfte würdig gemacht haben. 

12) Aue Gefchäfte, die hier oben nicht ausgenommen find, laffen Se, Mafı 
fi im Cabinette vortragen, oder auch in einer der Abtheilungen der Ratheftuben; 
wenn Se. Maj. ſolches für gut finden, oder aud, wenn Ge. Maj. die Meinung 
mehrerer NReichsräthe darüber einziehen wollen. Es wird jedoch angefehen, als 
wenn: fie im Gabinette vorgetragen wären. / 

123) Weil das Reich zu weitläuftig, der Gefchäfte zu viel und zu wichtig, als 
daß ein König alles allein zu beftreiten vermag; fo "bedarf er Amts» und Haupt⸗ 
leute, die ihm Beiftand leiſten. 
14) Zu emfiger Beförderung, Verrichtung und Betreibung der Gefhäfte: find 
gewiſſe Gollegia verordnet, welche, wie die Arme am Leibe, ſich auf alles dag ers 
ftreden, was im Reiche gethan und ausgerichtet werden fol. Diefe haben das 
Recht und die Macht, ein jeder in feiner Beftallung, von des Königs und ihres aufs 
habenden Berufs und Amts wegen, anzuorbnen, und ben Untergeorbneten zu bes 
fehlen ‚. diejenigen, fo unter ihrer Borforge und Gehorfam ftehen, zu ihren Pflich⸗ 
ten anzuhalten, von ihren Verrichtungen Rechenſchaft zu fordern, und davon for 
wohl, als von ihren eignen Verridtungen, Sr. Königl. Maj. allen nöthigen und -ers 
forderlichen Bericht abzuftatten. ar 
+. 35) Im Hofgerichte, als des Königs hoͤchſtem Gericht, iſt ein Praͤſident, ber 
durch Gelehrſamkeit und Gefegkenintniß fi zum Richteramt gefchidt gemadit, wel⸗ 
cher einen Vicepräfidenten und die gewöhnlichen Hofgerichtsräthe und Affeffores zu 
Beifigern hat. Diefen hohen Richterftühlen liegt ob, ein jeder an feinem Orte / Auf: 
cht und Acht zu haben, daß Gefege und Rechte richtig und. wohl gehandhabt wer- 
en, fo wie es die ſchwediſchen Gefege, Statuten und Verordnungen befchreiben, 
und welche ungekraͤnkt, nady dem rechten Wortverftande beobachtst, und beim Urs 
theil'befolgt werden; dergeftalt, daß die Hofgerichte ohne Vorzug, Eigennug oder 
Andere "Abjichten, einem jeden Gerechtigkeit wiederfahren laffen, 6 wie fie es vor 
Gott und vor des Königs Maj. verantworten können, damit wicht ungerechtigkeit 
Land umd Kath verderbe. Kein Nitter oder Edelmann barf in ſolchen Fällen, welche 
Leben und Ehre betreffen, vor einem andern Gericht verklagt werden, Als" bei’ Den 
Hofgerichten, fo wie die Privilegien und die Proceßorbnung von 1615 ſolches an- 
ordnen, feftftellen und wollen; doch folcdhergeftalt, daß die Unterfuchung in loco ges 
ſchehe und keine andere Criminalſache, als die fo Leben und Ehre betrifft, darunter 
gezogen werben möge. Es gebührt dem Hofgericht auch, genau Acht auf die Une 
ferrichter im Lande und in ben Städten, auch auf bie Erecuforen zu haben, und 
wenn aus Unverftand, Nachläffigkeit, oder Geldbegierde etwas von- ihnen ver— 
übt wird, felbiges nach jedes Falles verſchiedener Beichaffenheit fofort zur Verant— 
wortung, Urtheil und Strafe zu ziehen; wofern aber jemand betroffen wird, daß 
er aus vorſaͤtzlichem Haß, böfen Willen oder Gefchenktbegierde das Recht verdreht, 
und alfo fein Gewiſſen befledt und feinen Naͤchſten am Lehen, Ehre und Wohlfahrt 
gekraͤnkt, ein folder muß nicht mit Geldbußen oder Abfesung, fondern mit Verluſt 
von Zehen und Ehre, nah Beſchaffenheit der Sache, für feine Bosheit und: Unart 
nad; den ſchwediſchen Gefegen beftraft werben. Es müffen auch folche Verbrechen 
nicht unterdrüdt ober durch Weberfehung, nadjgiebige oder unzeitige Barmherzigkeit 
verfchont werden, damit andere nicht in gleichen Faͤllen zum eigenmächtigen: Mi: 
brauch der Rechte veranlaßt werden mögen, wenn fie fehen, daß auf Fehler, Ver: 
fehn oder Arglift Eeine gebührlihe Zuͤchtigung oder mohlverbiente Strafe erfolgt. 
Dafingegen müffen diejenigen, melde aus Vorſatz, Unbedachtſamkeit oder Rache, 
mit fehmähvollen, ehrenrührigen oder anftößigen Worten und Schriften die Richter 
oder Erecutores in ihren Amtöverrichtungen angreifen, ohne daß fie ihre Beſchuldi— 
gungen und Anbringen beweifen können, nad) Beichaffenheit der Sache ohne Auf: 
fhub hart beftraft werden, damit muthmwillige, böfe und unartige Menſchen daran 
Scheu und Warnung nehmen mögen: und folf niemand, wer er auch fey, lange in 
Arreft gehalten, fonderm glei zur Unterfuchung und zum: Urtheil -gefchritten wer⸗ 
den. Und damit Noth ober Bebrüdung Feine Anleitung zu fhädlichen Folgen ges 
ben und zum Schein und Vorwand eines Mißbrauchs in feinem Amte dienen moͤ— 
gen; fo müffen die von dem Gemeinden zum Lohn und Unterhalt ihrer Richter be: 
willigte Lagmans⸗ und Haͤradshoͤfding, auch Landgerichtsbiätengelder voͤllig nach des 
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hdchſtſeligen Königs. Guſtav Adolph Verficherung von 1611 zu ihrem rechten Enb⸗ 
zwed und der refpectiven Richter Belohnung, wie der Staat es niet unverruͤckt 
verwendet werben. Die koͤnigl. Aufſeher und Fiscale ſollen ihre Obliegenheiten nicht 
mit Beleidigung ober Eigennutz verrichten: ‚und wenn man fie darin betrifft, fo 
werden fie zur geſetzlichen Verantwortung "gezogen; barüber der Juſtizcanzler ein 
wahlames Auge zu halten hat, dem es auch obliegt, Acht darauf zu haben, daß 
den Gefegen und. VBerorbnungen nacjgelebt werde, und hat er davon Beriht an bed 
Maigs Majeftät abzuftatten. -. Diefer Hofgerichte follen Tünftig, ‚wie vorhin, drei 
ion. Das erfte in Stodholm; unter welches das ganze Schwedifche Reich, wie ‚ed 
in den alten. Gefehen genannt wird, gehört; das zweite iſt allezeit. zu Joͤnkoͤping; 
nd unter dieſem ſteht das gothiſche Reich; und das britte hat in: Abo feinen Sitz, 
unter welches das Großfürftenthum Finnland gehört. — 

16) Alle Sommiffionen, Gerichtödepttationen, oder außerorbentliche Gerichts 
Kinke, fie ſeyen vom König oder ‚Ständen: geſetzt, follen künftig. abgefchafft ſeyn, da 
e nur als Beförderungsmittel. der Gewalt und Tyrannei dienen; und ein jeber 
Sqhwede genießt das Recht, vor dem Gericht verklagt zu werden, unter welches er 
ach den ſchwediſchen Geſetzen gehört. : Wenn es fi aber träfe,: daß jemand fich 
durch ein hohes Werbrechen, oder, ber. Reichsrath, oder auch ein. ganzes Collegium 
fo verginge, daß es den König, das Reich; oder die Hoheit der Krone antaftet, und die 
Schuldigen weber- vom Hofgericht noch Math verurtheilt werden könnten; dann. wird 
ein Reichsgericht geſetzt, darin: Se. Koͤnigl. Majeſtaͤt ſelbſt, oder an deſſen Stelle 
der Kronprinz, oder der aͤlteſte der Erbfuͤrſten, oder auch der aͤlteſteldes Reichsraths 
proͤſtirt, welche ſaͤmmtliche Reichsraͤthe, Feldmarſchaͤlle, alle Praͤſidenten des Reidja 
und Koͤnigl. Collegien, * aͤlteſte Hofraͤthe, und: alle 3 Reichshofraͤthe, 1 Generäl; 
die beiden Generallieutenants, bie. beiden aͤlteſten Generalmajors, der aͤlteſte Ad⸗ 
miral, die beiden aͤlteſten Viceadmirals, auch die beiden aͤlteſten Contreadmirals/ 
der Hofkanzler und bie drei Staatsſecretairs, zu Beiſitzern haben; ber Juſtizcanzler 
it ollezeit Xetor, und der Altefte Revifionsfeeretär führt das Protocol. Diefes Ge⸗ 
richt hat, wenn. die Unterſuchung gefchehen, die Macht, das Urtheil bei offenen 
Ihüren abzulefen, umd darf hernady Riemand ſolches aͤndern, moch weniger ſchaͤr⸗ 
fen; des Könige Majeſtaͤt aber koͤnnen Gnade wirderfahren laſſen. 42 

17) Rad) den Hofgerichten folgt das Kriegscollegium, darin nach wie vor ein 
Prfident und Generalfeldzeugmeiſter, Generalquartiermeiſter, und; die gewöhnlichen 
Kriegöräthe,, die in: Rechnungsſachen geuͤbt ſeyn müffen ,; figen, und am beſten von 
denen genommen werden koͤnnen, bie des Kriegsweſens kundig find. Dieſes Colle— 
gium bat die: Aufſicht und Verwaltung über des Reichs Kriegsmacht zu Lande, die 
Trtilltrie, welhesim Felde und in den Feftungen gebraucht wird, besgleichen übe} 
den Fortificationsftaat, über Geſchuͤtz, Factoreien, Waffen: und Seitengewehr, Amz 
munition, und mas dazu gehört, den ZBuftand ‚ver Feſtungen ıbefonders an den 
Gränzen, Schanzen und Kriegsgebäude, über Ausſchreibungen, Werbungen und‘ 
Nufterungen und dergleichen, nach Anleitung der Inftructionen, Verordnungen: und: 
hhaigl. Schreiben, welche entweder jetzt ſchon, oder künftig ausgefertigt werden. 

18) Des ganzen Reichs Kriegs macht zu Waffer und. zu Lande, mit deren hoͤch⸗ 
fen Ober und Umtergeorbneten, muͤſſen den Eid der Irene und Huldigung Su 
Knigl, Maj. dem Reiche und den Staͤnden nad) dem aufgeſetzten Formular ablegen. 
die Kriegzmacht zu Pferde und zu Fuß, ſowohl mis bie Serleute, ‚bleiben bei ihreki 
Einteilung, und ben mit den Gemeinden fammt den ‚Ständen: errichteten Verbin⸗ 
dungen, welche genau. im Acht genommen und befolgt werden muͤffen, bis Se; Mai 
ud die Staͤnde noͤthig finden, einige Aenderung darin feſtzuſetzen J 

19 Es mag, außer Koͤnigl. Majeſtaͤt eignem Befehl, kein Oberſter oder ans 
ver Kriegsbefehishaber einige. beurlaubte Mannſchaft zum Aufbruch oder Marſch 
auſdieten, außer der gewöhnlichen Regiments⸗ und andern Zuſammenkunft; es. ſey 
fan, daß ſolches bei einem unvermutheten Einfall der Reichsfeinde geſchehe, da eR: 
ar Gr. K. M. ohne Verzug gemeldet werben muß: immaßen S. K. M. ber 
aleinige Oberbefehlshaber ihrer ganzen Kriegsmacht, ſowohl zu Waſſer als zu Lande, 
ſud, ſo wie es in den vorigen und fuͤr das Reich am. glaͤnzendſten und gluͤcklichſten 
&iten allezeit gewoͤhnlich geweſen. 

0) Das dritte Collegium iſt die Admiralitaͤt, darin ein Praͤſibent iſt, der alle 
ige Admirale und. Flaggenmaͤnner zw Beiſitzern hatz um aber deſſen Bes: 
dicfniife deſto beffer zu: befördert, muß: in den Berathfälagungen bei Br. K. M 
wnigſtens ein’ Reichsrath feynz ber: zur See gedient, und im Seewefen erfahren; 
it Diefes- Collegium hat die Aufſicht, Beſorgung und; Berwaltung über :die See⸗ 
Mat; de Reichs und alles, mas dazu gehoͤrt, ſowohl uͤber den Schiffeligu, Ausi 


— 


64 ET EN Sees 


rüftung und Gefhäg, als auch Anfhaffung des Provlants, Preſſung der Matrofen 
Dükerei und Lootsweſen, desgleichen alle andere hierunter "gehörige Geſchaͤfte unl 
Angelegenheiten, fo wie es die Eönigl. Inftructionen, Schreiben uud Verordnungen 
die bis jegt verfaßt find oder kuͤnftig ausgefertige werben, enthaltte. — 
+ 21) Das vierte Reichscollegium ift die Reichskanzlei, darin : allezeit - ei 
Reichsrath präfibirt, und einen oder mehr NReichsräche,: einen Hofcanzler, Staats 
fecretär und bie gemöhnlichen Kanzleiräthe zu ' Beifigern Hat: In biefen 
Sollegio werben alle Beſchluͤſſe, Verordnungen und Receffe, !-die das Reid 
überhaupt, oder auch einzelner, Städre und »Perfonen Privilegia: angehen, ven 
faßt und entworfen; insbefondere Vollmachten, Schreiben, Gebote und. „Befehle 
Hieher gehören auch aller Reithstage und: Zufammenkünfte, Abhandlungen, Bünbniff| 
mit fremden Mächten, auch Friedensvertraͤge mit Feinden, die gehörigen Abferii 
gungen der Geſandtſchaften, alle Berathichlagungen, welde ber König gewoͤhnlich 
mit. dem Reichsrath hält, wder auch ‚mit einigen von demfelben, und bie .barübe 
gehaltene Protocolle, ingleichen das, was mit des Könige Majeftät eigener. Han 
und Namen ausgefertigt wird. Diefes Collegium hat ebenfalls die nöthige Beſor 
dung uud Verwaltung. des Poftwefens im ganzen Reiche und den dazu gehörigen 
Provinzen, fo daß es, unter der dazu verordneten Oberdirectenre Aufſicht, behoͤrig 
verwaltet wird. Die Staatöfecretärd haben’ dabei genau Acht zu haben. und zuzu 
fehen, daß die Erpeditionen nah Sr. K. M. Ausfprudy und nach den. Protocollei 
förderfamft ridytig und in guter Ordnung vollzogen-und ausgefertigt werben, ohm 
den geringften Auffchub, es fey auch aus welcher Abſicht es wolle. Sollte jemand 
ſo kuͤhn feyn, und. eine Erpedition ausfertigen, die mit. des: Königs Majeftät Des 
cifion ftritte, und. ſuchen wollen des Könige. Majeftät damit zu überrafchhen (welches 
wegen der Menge der Erpeditionen leicht; geſchehen kann); der: fol, nach geſchehener 
Unterfuhung und rechtlihem Urtheil, aus dem: Dienfte gefest, und nad) dem Ber 
brechen gehörig beftraft werben. Es foll daher Beinem Befehl, „wie bisher gehor⸗ 
ſamt und nachgelebt werben ,..ald ber. mit’ behöriger Contrafignation verfehen if; 
Kriegeangelegenheiten ausgenommen. Diefes Collegium bat fi übrigens nad) ‚der 
Kanzleiorbnung und den Inftructionen; Schreiben und Königl. Verordnungen "zu 
sichten, welche es bereitd empfangen hat, oder kuͤnftig uͤberkommen wird. «| 
5 22) Des Königs Maj. ernennen im figenden Rath, doch ohne Umftimmung, 
den Kanzleipräfidenten , Kanzleiraͤthe, welche Reichsräthe find, den‘ Hofkanzler, den 
Suftizkanzler, die Staatsfecretärs;, und nehmen ſolche, auf welche Dero Vertrauen 
fälle” Ein Gleiches gefchieht mit den Königl. Miniftern an auswärtigen Höfen. 
: 28) Das fünfte Reichscollegium ift das Kammercollegium, welches "einen Prä- 
fidenten und die gewöhnlichen Kammerräthe hat. Es: haben alle; diejenigen, die mit 
den Königl. und Kroneinnahmen und Ausgaben zu thun, Befehle anzunehmen und: 
Befcheide zu geben haben, ſich nach den: Inftructionen, Königl. Ausfertigungen und 
Befehlen zu verhalten, bie entweder ſchon vorhanden‘ ſind, oder Fünftig ausgefertigt 
werben. . * 2.* “u Cal warn" 

Diefem Collegium liegt ob, Sorgfalt, Fleiß und Mühe anzuwenden, daß bie 
Renten richtig und in: Beiten eingefrieben. und vermehrt, das Land wohl genukt, 
bearbeitet und durch gute Haushaltung und Verbeſſerung angebaut werde, fo 
daß die Regalia Fisci nicht vermindert,’ verfäumt ‚oder verloren werden; vielmehr 
die Reichseinkünfte auf alle Art verbeffert; zu Ausgaben gefichert, zu Rathe gehal- 
tem, in Zeiten beigetrieben, unb der Erebit vornehmlich bewahrt werde, ſo daß bes 
Königs Mai. in und außer dem Reihe im Nothfall eine Unterftügung, :Beiftand 
und Hülfe zu erwarten haben Fönnen.: Der große: Seezoll mit beffen Einnahme 
und Berechnungen, beögleichen bie kleinen Zoͤlle und Acciſen, gehören. ebenfalls, un: 
ter ihrer refpectiven Oberdirecteursaufficht und. Verwaltung, zu des Kammercollegii 
Auffiht und Beforgung, allwo für ihre: bendthigte Bollbedienten und Auffeher Boll 
machten, ausgefertigt) und: für des Königs Maj. alle: gebührende erforberliche Sicher: 
beit geſucht wirß. nn... © 0: miss Bromen ER uRr 

24) In dem. Staatöcomtöir‘ verbleiben der Präfident und. die gewöhnlichen 
Gtaatscommiffarien. Hierunter gehören die Verwaltung und Austheilung.ber Mit: 
tel, wofelbft auch alle, welche die Mittel der Krone unter Händen: haben, zu red) 
ter Beit mit: ihren Vorſchlaͤgen einkommen muͤſſen, wie es ihre Jaſtructionen deut⸗ 
lich gebieten und befehlen. Der Staat muß auch jährlich: und zeitig eingerichtet, 
und dabei der Staat vom Fahre 1696. zu einer Richtſchnur und zu einem! Grunde 


genommen, und ſolchergeſtalt gefegmäßig angeordnet werben, daß die Beamten‘ ihre 


Löhnungen aus bem "Erttag und "Einkünften der Krone genießen, ' Der: ermeldte 
Staat darf weber überfchritten noch vermehrt werden; wo nicht ‚ber iunentbehrlichfte 
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Dienft. und das Befte Könige. Mai. und des Reichs ſolches erforbern. In bem 
Staat wird nicht allein die gewiffe Summe der (fogenannten) Handgelder, welche ber 
beliebigen Dispofition König. Maj. fchon überlaffen find,. fondern auch eine Summe 
zu Ertranusgaben jährlidy angefchlagen, welche nach dem Befehle Königl. Maj. ans 
geordnet, unterfchrieben und gebührend contrafignirt wird, alles den Inftructionen, 
König. Briefen und Verordnungen gemäß, die ſchon ausgefertigt find, oder hin- 
fübro außsgefertigt werden. | 

25) Im figenden, Rath, jedoch ohne Votirung, ernennt Königl. Maj. ben Prä- 
fbenten und die Staatöcommiffarien aus den Männern, welche durch Treue und Ein 


fit in —— angelegenen Werke ſich bed Vertrauens Koͤnigl. Maj. würdig ger 
en. 


26) Das Bergcollegium hat gleichfalls einen Präfidenten und die gemöhnlichen 
Bergräthe und Affefforen, Tämmtliche folche, die ſowohl durch Gelehrfamkeit und 
Erfahrung ſich zum Richteramte geſchickt gemacht, ald auch alle nöthige und gründe 
liche Kenntniß in allen zum Bergwefen gehörenden Stüden fi) erworben haben. 
Dieb Eollegium hat Aufſicht und Fürforge für die Aufrechthaltung der Bergwerke, 
mmt ben, was mehr fonft zu ihrer Pflege, Wahrnehmung und Berbefferung 


gehört, - 

27) Dem Commerzcollegio gebühren gleicherweife ein Präfident, und bie ge— 

lihen Commerzraͤthe, Affefforen und Gommiffarien, welche vom Handel und 
Bandel eine gründliche Erfenntniß haben. Diefem Gollegio liegt es ob, Gorge zu 
fragen, wie die Handlung möge geftärft, befördert und verbeffert, wie den Manus 
fedtusen aufgeholfen, und die. Handwerkshaͤuſer wohl eingerichtet, beforgt und unters 
haltıy werben, wie auch die Licenten, Portorien, bie Zollorbnung und Zaren ge: 

werden, mit dem mehrern, wie foldyes die Inftructionen, Königl, Briefe 
und Berordnungen ſchon vorfchreiben oder Fünftig ftatuirt wird. 

3) Die Kammerrevifion braucht auch einen Präfidenten, welcher mit den ge⸗ 
wöhnlihen Beifigern Vorſorge trägt, daß nicht allein den dafelbft anhängig gemach⸗ 
ten Procehgefchäften mit gefesmäßigem Urtheil und Refolutionen abgeholfen, und 
Wige duch die. Fiscale zur Vollziehung gebracht werden, fondern auch, daß bie 
Übrlihen Rechnungen der Krone ohne Verzögerung, von ber Zeit, wenn fie in das 

; Kammerecollegium einkommen, und der Kammerrevifion davon Unterricht 

worden ift, durchgefehen, erklärt, ausgearbeitet, und ſchließlich ausgemacht 
werben; Alles nach den Inftructionen, Königl. Briefen und Verordnungen, die bee 
wild angefertigt find, oder hinführo ausgefertigt werben. 

9) Der Reichs- oder Obermarfchall ift einer der NReichsräthe, welcher bie 
Bıhmehmung. für des Königs Hof, Schloß und Haus hat, auch deffelben Tafel 
en, mit dem was dazu gehoͤrt, vorſteht, und desfalis anordnet und 

tet 


d) Der Hof Koͤnigl. Maj. ſteht unter Dero beſondern Dispoſition. Koͤnigl. 
Bei, allein haben zu verändern und zu verbeſſern, was Dieſeiben daran nd« 


den, 

31) Der Oberftatthalter in Stodholm, der Gapitainlieutenant, bie Lieutenants und 
dr Duartiermeifter der Zrabanten, ber Oberfte und Oberftlieutenant der Leibgarbe, 
der Oberfte von dem Leibregimente, der Oberfte von ben Leibdragonern, der Oberfte 
ud Dberftilieutenant don der Artillerie, die Generalabjutanten und Commandanten 
a dm Grenzfeftungen, find vertraute Dienfte, die Königl. Majeftät im figende 

» jedoch ohne Votirung ein: und anfept. , 
) Ale Collegia müfjen einander die Hand in dem allem reichen, was ben 
und Vortheil bes Königs und des Reichs betrifft, wenn es erforderlich ift 
verlangt wird; ed muß aber eines dem andern feinen Eingriff thun, nod Hin» 
kmiß oder Abbruch zufügen, fondern ein jedwedes fein Werk mit gebührender Bes 
kehung, fchuldiger Beſorgung mit Fleiß, Treue und Vorfichtigkeit verrichten. So 
hage die Präfidenten in ihren Collegien gegenwärtig find, genießen fie ihrer ordent- 
Macht und Autorität; begiebt es ſich aber, daß fie in bes Könige ober eige— 
tn Gefhäften abweiend find,. fo behalten fie ihren Ehrentitel mit den davon abe 
enden Ehren, und Bortheilen, dürfen aber keinesweges etwas verorbnen, gebie— 

Mm und befehlen, was das Präfidentenamt betrifft, bis fie wiederum gegenwärtig 
und in wirkliche Ausübung des Amtes eintreten. Mittlerzeit verrichtet ber Äls 

Beifiger, mit gleichen Rechte, Kraft und Wirkung, die der Beftallung ankle- 
benden Geſchaͤfte. Diefe Eollegia find pflichtig, dem Könige wegen ihrer Ausrich 
a Bericht zu ertheilen, wenn derfelbe folchen von ihnen fordert, und ihm allein 

N gebührende Abtwartung bev Gefchäfte verantwortlich. 


en 
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‘ 83) Die Verwaltung auf bem Lande befteht aus ben gewöhnlichen Hoͤfdingthi 
mern, gänzlich, wie fie. jego fich befinden; künftig aber kann innerhalb des Keich 
ein Generalgouverneur feyn, außer in befondern Umftänden, und auf eine gewifl 
Beit; noch kann einiges Leibgeding, Land oder Lehn vergeben werden, fenberm fl 
bige müffen dergeftalt in: der Ordnung vertheilt werben, welche fie jest und nat 
der Regierungsform von 1720 haben. 

34) Die Erbfürften des fchwedifchen Reiche, und die Prinzen vom ſchwediſche 
Geblüte, mögen kein Leibgebing noch Generalgouvernement haben, fondern ſich mi 
bem Unterhalte am Gelbe begnügen, welcher ihnen von dem Staate zugeftandt 
wird, und für bie Erbfürften 100,000 Rthlr. Silbermz. nicht überfteigen muß, vo 
dem Tage, da fie majorenn erklärt worden find, welches im 21. Jahre ihres 
ters eintrifft. Die Prinzen vom fchwebifchen Geblüte, die von ber Krone weitt 
entfernt find, follen jährlich zu ihrem Unterhalt eine Summe Geldes genießen, di 
ſchicklich und ihrer Geburt anftändig if. Dennoch Fönnen fie mit Titeln von einer 
Herzogthum oder FürftenthHum, wie in uraltem Gebrauch gewefen ift, beehrt wer 
den, jedoch ohne einiges Recht an den Provinzen, deren Namen fie führen, mel 
allezeit unter einem Haupt und Regenten, ohne Verminderung und Abfonderung 
zufammengefügt verbleiben follen. 

35) Mit dem Unterhalte des Kronprinzen, welcher ſtets des regierenden MM 
nigs ältefter Sohn oder Enkel in der geraden herabfteigenden Linie ift, verhält Ü 
ſich gänzlih auf die Art und Weife, wie ber Unterhalt bes Höchftfel. . 

Adolph Friedrichs Sohn, unfers jegtregierenden allergnädigften Königs, Guftav I 
beftätigt und eingerichtet worden ift. Und tritt derfelbe in die Rathskammer Königl 
Majeftät hinein, wenn er 18 Jahr erfüllt hat. 

36) Kein Prinz vom ſchwediſchen Geblüt, ed fey Kronprinz, Erbfürft, ode 
Kürft, kann fi ohne Wiffenfhaft und Einwilligung des Königs vermählen. Wett 
Er hierwieder verbricht, alsdann wird Er nad dem Gefege Schwedens angefehen 
und die Kinder find erblos, | 


37) Wenn der König krank, oder auf weiten Reifen verreifet ift, alsdann wird 
die Regierung von ben KReichsräthen geführt, welche der König dazu ernenmi 
Sollte aber Königl. Maj. fo fchleunig krank werben, daß felbige der Reichsgefchäft 
wegen nichts verorbnen kann; fo werden die Erpebitionen von vieren ber ält 
Reichsräthe und dem Gangleipräfidenten unterfchrieben, welche fünf die Macht dei 
Königs in allen denen Sachen fämmtlih ausüben, welche die forderfamfte Ausrich 
tung erheifhen. Keine Dienfte aber Fönnen vergeben, noch Bündniffe gefchloffen 
werben, bevor Königl. Majeftät Gefundheit in fo weit wieder hergeftellt ift, daß fü 
fih mit den Reichöfachen felbft befaffen koͤnnen; und ftehen fie alsdann Königl, 
Maj. zur Antwort wegen der Art, nad welcher fie die Gefchäfte abgewartet haben 
Sft aber der König todt und der Erbfürft zart und ein Mündling; alödann werben 
die Reichögefchäfte auf die obftehende Weife verwaltet, und die Dienfte Interimd 
weife vergeben, wo nicht der lehte König eine teftamentarifche Dispofition gemacht 
bat, da es dann bei dem Teſtamente des Königs verbleibt. 


83) Die Reichsftände dürfen fich nicht entlegen, wenn fie von Gr. Königl. 
Mai, berufen werden, an bem Orte und ber Zeit, fo ihnen angedeutet wird, FW 
fammen zu kommen, und ſich dafelbft mit Gr. Königl. Maj. über die Geſchaͤſte, 
weswegen Se. Königl. Maj. fie zufammenrufen, zu beratbfchlagen, und foll keiner 
es fey aus welcher Urfache es wolle, Macht haben, die Reichäftände zum allgeme 

.nen Reichstag zu berufen, ald nur allein der König; ausgenommen in bes Königs 
unmündigen Sahren, da beffelben Vormünder dieſes Recht uusüben. Allein folltt 
der Thron durch gänzlihe Erlöfchung des Königl. Haufes auf der Schwerdtſeite 
erledigt werben (mit welchem unglüdlichen Ball der gnaͤdige Gott ung verfchonen 
mwolle,); fo find dbieReichsftände fchuldig, ohne jemandes Zufammenberufung am drei 
Bigften Tage, nad) des legten Königs Tode ſich von felbft in Stodholm einzufinden, 
fo wie unfere Vereinigung vom 23. Juni 1743 vermeldet, mit Bekanntmachung der 
für denjenigen beftimmten Strafe, welcher bei folder Gelegenheit durch heimliche 
Ränke und Zufammenvotirungen auf einige Weife die freie Wahl der Stände zu 
beeinträchtigen fuchen dürfte. Bei einer fo ungluͤcklichen Begebenheit Liegt den Rit⸗ 
terhausvorftehern, dem Domcapitel zu Upfala und dem Magiftrat zu Stockholm ob, 
folhes fogleih an allen Dertern des Landes zur Nachricht der Beikommenden al 
männiglich bekannt zu machen; und da die Sandshauptleute fodann fchuldig Find, 
jeder in feinem Diftricte folhen Todesfall denen, welche in ihrem Lehn ſich aufhal⸗ 
ten und wohnen, bekannt zw machen, fo werden fich in: der vorgefegten Zeit ſo 
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viele einftellen Tönnen, daß die Freiheit des Reichs pon ihnen befhüst und erhalten, 
wie auch ein neues Königl. Haus erreählt werben könne. 

' 39) Die Stände des Reichs follen mit getreuer Gemwiffenhaftigkeit alle Koͤnigl. 
Berehtfame, welche Schwedens Gefege vorfchreibt, in voller Macht und Autorität 
gänzlich ungekränkt laffen, und alles, was auf diefe Weiſe zu Königl. Macht gehört, 
mit Eifer, Sorge und Zärtlichkeit handhaben, vertheidigen und befchüsen, und 
Dieferwegen nichts von biefen Bundamentalgefegen, ohne des Königs Zurathziehung 
nd Einwilligung, verbeffern, verändern, vermehren oder vermindern, fo daß fein 
Unzeht (olag) die rechten Gefege verdränge, oder der Unterthanen Freiheit und des 
Könige Gerechtfame verwahrlofet und unterbrüdt werben, fondern ein jeder feine ges 
Keliden Gerechtſame und wohlerhaltene Privilegien genieße. Alle andere von dem 
Safe 1680 bis auf gegenwärtige Zeit ald Grundgefege emanirte Reglements und 
Berordnungen werden hiemittelit abgefchafft und verworfen. 

40) Der König vermag nicht ein neues Gefes, ohne der Stände Wiffenfchaft 
u Einftimmung, zu maden, oder kin altes abzuſchaffen. 

4) Die KReicheftände follen Fein altes Geſetz abjchaffen oder ein neues Geſetz 
maden, ohne des Königs Ja und Einwilligung. 

42) Im Fall ein ncues Gefeg gemacht werben foll, ift folgendes in Acht zu 
Hbmen: Sind es die Stände des Reiche, welche foldhes wünfchen; fo berathfchlagen 
Re fi darüber unter einander, und wenn fie übereingefommen find, wird das Pro: 
et Er. Königl. Maj. durch ihre vier Sprecher überreicht, um des Königs Gedan⸗ 
In einzuholen. Sr. Königl. Maj. berathſchlagen ſich ſodann mit den Reichsräthen 
and holen deren Meinung ein, und wenn Höchftdiefelben nachher felbft daffelbe 
erwogen und ihren Entſchluß genommen haben, rufen fie die Reicheftände auf den 
Reissfaal, und theilen ihnen in einer kurzen Rede ihr Ja und Einwilligung ober 
ad die Urfachen mit, weswegen Höchftdiefelben ihre Einwilligung nicht geben Eön- 
nm. Eoliten hingegen Se. Königl. Maj. ein neues Gefeg proponiren wollen; fo 
Helm Höchftdiefelben ſolches erftlich den Reichsräthen mit, und nachdem felbige ihre 
Önamken ad protocollum geäußert haben, fo wird foldyes alles ben Reichsftänden 
Überliefert, welche nachdem fie unter fich felbiges in Ueberlegung genommen und 
Darlöer einig geworben‘ find, bie Anfesung eines Zages begehren, um auf dem 
Rahsfaal ihre Einftimmung an Ge. Königl. Maj. abgeben zu können. Sollten fie 
Ser ihre Einftimmung verfagen; fo überreichen fie ihre abfchlägige NRefolution mit 
den Urfahen, welche fie dazu gehabt, durch ihre vier Sprecher ſchriftlich. 

3) Sollte es fich zutragen, daß irgend eine neue Rechtsfrage entftünde, wie 
Ve Beifpiele der vorigen Zeiten genugfam ergeben; fo wird ſolche auf eben bie 
Bafe, wie oben $. 42 verordnet, abgemadht. 

44) &s bleibt zwar ein der Krone eignes und gehöriges Recht, Münzen fchla- 
0m zu laffen; jedoch behalten ſich die Heichsftände vor, wenn man eine Erhöhung 
Or Berminderung an Schrot und Korne vorhaben follte, daß eine ſolche Veräne 
Meng nicht ohne ihre Wiffenfchaft und Einwilligung geſchehen möge. 

5) Sr. Königl. Maj. liegt ob, das Reich in Frieden und Wohlftand, fonder: 
N ataen ausländifhe und feindliche Macht zu erhalten; Höchftdiefelden muͤſſen 
E nicht gegen die Gefege, den Königl. Eid und Verſicherung, den Untertha= 
"m einige Kriegshülfen, neue Steuern, Ausfchreibungen und andere Abgaben, 
ne der Reihsftände Wiffenfchaft, freien Willen und Einwilligung, auflegen; je« 
Dh den unglüdlihen Fall ausgenommen, da bas Reich mit Heeresmacht ange« 
fen wird, da fodann Se. Königl. Maj. das Recht haben, ſolche Mafßregeln und 
Dritte zu nehmen, welche mit der Sicherheit des Reichs, und dem Wohl der ln: 
tbanen übereinftimmend find; allein fobald der Krieg aufhört, müffen die Stände 
lımmen kommen, und die neuen Steuern, welche des Kriegs wegen auferlegt wore 
Ma waren, ſogleich aufhören. 

46) Der Reichsſtaͤnde Zufammenkünfte follen nicht länger, als hoͤchſtens drei 
Donate dauern. Und damit das Land nicht mit langen Reichstagen befchwert wer: 
Im möge, wie bisher gefchehen iſt; fo koͤnnen Ge. Königl. Maj. zu folcher Zeit ben 
tag aufheben, und jeden nad) feiner Heimath zurüdihiden; und follte in ei: 
Km folhen Falle keine neue Bewilligung feftgeftellt ſeyn; fo verbleibt es bei der 


4) Die Reicheftände haben die Macht, diejenigen zu ernennen, melde in dem 
Kfhuß figen follen, mit welchem Se. Königl. Maj. diejenigen Gefchäfte überle: 
m wollen, welche nach Hoͤchſt Dero Gutbefinden heimlich gehalten werden müjfen, 
Mb find folchen Perfonen alle Gerechtfame, welche die Reichsſtaͤnde felbft haben, 
Mig aufgetragen; allein alle andere Sachen, welche befannt feyn dürfen, werben 

r) 
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den Plenis der Reicheſtaͤnde mitgetheilet und unter deren Berathichlagunge 


erwogen. 

is) Die Könige follen nicht Krieg und Feindfeligkeiten ohne der Reicheftänt 
Sa und Einwilligung anfangen. 

49) Keine andere Protocolle, als fotche, welche die Gefchäfte angehen, bie © 
Königl. Maj- mit den Reihöftänden erwogen haben, dürfen legteren mitgetheilt od: 
von ihnen verlangt werben. 

50) Der Zuſtand des Staats wird dem Ausſchuß der Reichsſtaͤnde vorgeleg! 
damit diefelben erfehen können, daß die Gelder zum Nusen und Beften des Reid 
angewendet worden find. 

51) Wird ein Reihsmann unverfchuldet während der Reichstage, ober at 
der Hin= und Rüdreife, mit Worten oder Thaten angetaftet oder übel behandeli 
und er hätte zu erkennen gegeben, daß er in einem ſolchen Gefchäfte wäre; fo fo 
ſolches als ein Staatöverbrehen angefehen werben. 

52) Se. Königl. Maj. laffen ſaͤmmtliche Reicheftände bei ihren wohlhergebrad 
ten alten Privilegien, Borzügen, Gerechtſamen und Frieheiten; auch follen kein 
neue Privilegien, einen Stand angehend, ohne aller vier Reichsftände Wiffenfhafl 
Bedenken und Einwilligung gegeben und ertheilt werben. 

53) Ee. Königl. Maj. allein tragen für die teutfchen Provinzen gnädige Vor 
forge, daß felbige nach den teutichen Reichegefegen, derfelben wohlhergebrachten Pr 
vilegien und dem Inhalt des Weſtphaͤliſchen Friedens regiert werben. 

54) Die Städte im Reiche verbleiben bei ihren wohlhergebrachten Privilcgit 
und Geredhtigkeiten, welche ihnen von den vorigen Königen gegeben und verlicht 
worden find; jedoch fo, daß felbige den Umftänden der Zeiten und dem- allgemeing 
Nugen und Beften angemeifen find. 

55) Der Reichsſtaͤnde Bank verbleibt nach dieſem, fo wie fie bisher gewelt 
ift, unter berfelben eignen Garantie und Verwahrfam; und foll nad) den Regl— 
ments und Verordnungen, welche bereits gemacht find, oder annoch von den Reid 
ftänden gemacht werden Eönnten, verwaltet werben. 

. 56) In Anfehung der Penfionscaffe der Armee verbleibt es bei den Reglementi 
die bereits feftgeftellt find, oder über welche annoch Se. Königl. Maj. mit Hoͤchſ 
dero getreuen Kriegsbefehlehabern und den Bevollmächtigten der geworbenen Armı 
überein kommen werben. 

57) Daferne in’ diefem Gefege eine Undeutlichkeit gefunden werben follte; | 
fol man fi) nad dem buchſtaͤblichen Inhalte ſoslange richten, bis Se. Königl. Ma 
und die Reichsftände auf die Weife, wie im 39. und 42, $. vorgefchrieben wird, bet 
einigt werden können. 

Diefes alles haben Wir jego hiefelbft verfammtete Reichsftände für nöthig 9 
funden, zur ordentlichen Regierung des Reiche, unferer Freiheit und Sicherheit fü 
uns, unfere zu Daufe gelaffenen Mitbrüder und Nachkommen, Geborne und Ungi 
borne, zu befräftigen. Wir erftären hiemittelft aufs neue, daß wir ben größefte 
Abfheu für die Königl. unumſchraͤnkte Gewalt oder die fogenannte Souverainitl 
haben, indem wir es für unfer größtes Gluͤck, Ehre und Vorzug anfehen, frei 
und felbftftändige, gefesgebende, aber auch dem Gefeg gehorchende Stände unter de 
Regierung eines machthabenden, aber an die Geſetze gebundenen Königs zu ſeyn un 

u leben; beide durch das Gefeg vereinigt und beichüst, welches ung und unfer IN 

es Baterland von den Gefahren befreiet, welche Unordnung, Eigenwille, unun 
fhränkte Gewalt, Ariftofratie und die Gewalt vieler Perfonen zum Unglüd de 
ganzen Gefellfchaft und zur Beſchwerde und Betrübniß eines jeden Mitbürgers nat 
fi ziehen. Wir find von einem orbentlihen, gefrgmäßigen und gluͤcklichen Reg 
mente um fo mehr verſichert, da Se. Koͤnigl. Maj. ſich bereits erklaͤrt haben, | 
für ihre größte Ehre anzufehen, der erfte Mitbürger unter einem freien Volke; 
feyn, und wir hoffen, vaß ein folder Vorſat in dem Königl. Hauſe von Geſchled 
zu Geſchlecht bis auf die fpäteften Zeiten der Welt fortgepflanzt werde. Dieſerw 
gen erklaͤren wir auch hiemittelſt fuͤr unſere und bes Reichs Feinde ben oder biegen 
gen unverftändigen und übelgefinnten Mitbürger, welche heimlich oder offenbar, durc 
Lift, heimliche Ränke oder offenbare Gewalt, uns von dieſem Gefege abführen, dl 
Königl. unumfchräntte Gewalt oder die fogenannte Souverainität aufbringen, ont 
auch unter dem Schein der Freiheit diefe Gefege, welche, indem fie eine rechtſ affen 


und nüsliche Freiheit befeftigen, Eigenwillen und Unordnung ausſchließen, über del 


Haufen werfen wollen; welche Vergehungen ohne Verſchonung unterſuchet, und NA 
Schwebens befchriebenen Gefegen beurtheilt und beftraft werden follen. ir ber 
auch nad) unferm geleifteten Eid der Treue und diefer Regierungsform Gr. Koͤnig 
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Mai.rchten Gehorfam Ieiften, deffen Befehle vollziehen, in allem, was vor Gött und 
Menſchen Ihm zu befehlen und uns zu thun anftändig ift, wie getreuen Männern 
und Untertanen eignet und gebühret. 

Ju mehrerer Gewißheit haben wir biefes mit unferer Namensunterfhrift und 
Bebrüdung unferer Siegel beftärken, erhärten und befräftigen wollen; So ges 
Ban — den 21ſten Tag des Auguſtmonats, im Jahre nach Chriſti 

t 


Bon wegen der Ritterſchaft und des Adels. Von wegen des Prieſterſtandes. 
A. G. Leyonhufoud, A. H. Forſenius, 
h. t. Landmarſchall. Wortführer. 
(L. S,) L. 8. | 
Bon wegen des Bürgerftandes. Bon wegen des Bauernftandes. 
J. Hochſchild Joſeph Hauſſon. 
Statt des Wortfuͤhrers. Wortfuͤhrer. 
L. S (L. 8) 


Diefes Alles, was vorgefchrieben ficht, wollen Wir nicht allein felbft für ein 
unverbrüchliches Bundamentalgefes annehmen, fondern gebieten und befehlen auch 
zugleich in Gnaden, daß alle diejenigen, welche Uns und Unfern Nachfolgern wie 
auch dem Reich mit Treue, Folgfamkeit und Gehorfam verbunden find, diefe Res 
gierungsform anerkennen, in Acht nehmen, berfelben nachleben und Gehorfam bes 
xigen follen. Zu mehrerer Gemwißheit haben Wir diefes mit eigner Hand unter: 
färben und bekräftigt und Unfer Königl. Infiegel wohlbedaͤchtlich beifügen laffen: 
Co afhehen in Stodholm, den iften Tag des Auguftmonats im Zahre nad 
Chrfi Geburt 1772. | 

Guftav. 


alt gleich diefes Fundamentalgeſetz feit 17725 fo herrſchte doch 
deshalb eine ſtille Unzufriedenheit und Gährung. unter dem fchwedifchen 
Kl. — As nun (un. 1788) der König Guſtav 3., während die 
Salern Katharina 2. in einem Türkenfriege befchäftigt war, plöglich den 
Krieg gegen Rußland, und zwar mit Erfolg, eröffnete, legte ein Theil des 
weichen Adels, der in der Marine diente, die Waffen nieder, „weil der 
Snig ohne Zuziehung der Stände feinen Krieg anfangen koͤnne.“ Ein 
zer Waffenftilftand ward mit Rußland abgefchloffen, während deffen 
Sufav einen Reichstag zu Stodholm (22 Febr. 1789) eröffnete, 
ihm, bei dem Uebergewichte der drei Stände, der Geiftlichkeit, der 
Dinger und der Bauern, uͤber die Curiatſtimme des Adels, eine Ermei- 
ng der Eöniglichen Macht, und befondeis das Recht verfchaffte, ohne 
kinwiligung der Stände eine Kriegserklärung erlaffen zu fönnen, woge— 
gm dem Bürgerftande bedeutende Bewilligungen zugeflanden wurden. — 
bo entfiand die | 


h) Vereinigungs- und Sicherheitsacte vom 21. Febr. und 
3. Apr. 1789. Ä 


‚ Bir Guſtav von Gottes Gnaden, Schwedens, Gothiens und der Wenden Kö: 
Mufw u. f. w. u. f. w., Erbe zu Norwegen, auch Herzog zu Schleswig: Hol- 
u.ſ. w. u. f. w., thun Eund: daß, nachdem Wir uns genöthigt gefehen, vor un 
freuen Unterthbanen allgemein Eund zu thun und vor den Reichöftänden zu er: 

tu geben, daß ſolche Liftige heimliche Anlagen und Anſchlaͤge im Werk gewe— 

find, welche in ihrem Ausbruch nicht Geringers, als des Reihe Trennung, des 
Snigs dall und den Sturz der Königl. Macht, auch redlicher Unterthanen Bedrud 
WM Untergang zum Zweck battenz fo hat ein foldhes gefährliche Anftiften, von Fein⸗ 
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den unterftügt, und folche abgewandte Denkungsart, zwieträhtige und eigennügig 
Abfihren, welche -auf das längfte unterhalten worden, für uns und des Reid 
Stände es zur Noöthwendigkeit gemacht, folche wirkfame Mittel auszufinden, weld 
fo unerhörte fühne Unternehmungen und zubringliche Verſuche für das gegenmwärtic 
dämpfen und unterdbrüden, und für die Zukunft hindern und abwenden koͤnnter 
Wir haben daher mit des Neichs Ständen die Mittel in Betrahtung gezogen, u 
den unfer und ihrer würdigen Endzwed zu erreihen, den Regierungsfundamentt 
die erneuerte Feftigkeit und Kraft zu geben, wodurd des Reichs Selbftftändigkeii 
Ehre und Anfehen mögte können zu der Höhe gelangen, weldye unfer geliebtes Ve 
terland unter voriger Könige ehrenvollen Regierung und treuer Unterthanen maͤnt 
lichen und einigen Beitritt gewonnen hat. Und da bie allgemeine Stimme mi 
Schnfuht und eifrigem Verlangen biefes unfer Unternehmen aufgefordert und ur 
terftüst; fo haben Wir aus diefem Grund und PVeranlaffung mit den Reichsftände 
gemeinschaftlich diefe Vereinigungs= und Eicherheittacte verabredet, befchloffen un 
feftgefest, welhe Wir gnädigft hiemit genehmigen und bewilligen, wie die Bud 
ftaben derfelben lauten, und mit unferer nachmals gegebenen gnädigen Beftätigun 
übereinftimmen, von Wort zu Wort wie folget: 


Vereinigungs- und Sicherheitsacte. 


Um zu allen Zeiten von Uns und Unſerm geliebten Vaterlande die heftigen Er 
fhütterungen zu entfernen, welche theils durch einzelne Ehr- und Regierfüdtig 
Perfonen, theils durch ausländifche geheime Anftiftungen, und endlich durch die zwi 
fhen den Ständen des Reichs erregte Eiferfuht und Mißhelligkeiten veranlaßt wer 
den, und welche, fo oft das Reich, deffen Fortdauer und die allgemeine Eicherhei 
in Gefahr gefegt, und Spaltungen nicht allein zwifchen den Unterthanen unter ein 
ander, fondern auch zwifchen dem König und dem Volk veranlaßtz und um einma 
für allemal Grundfäge feftzuftelen, auf welche die Regierungsgefese gefußt werder 
mögen und für die Zukunft alle Undeutlichkeit und einfeitige Zufäge zu «entfernen 
bat es unferm allergnäbdigften Könige für fi) und feine Nachfolger auf dem Schwe 
difhen Thron gefallen, mit Uns über die nachfolgende Vereinigungs- und Sicher: 
heitsacte fich zu vereinigen: 

1) Erkennen Wir, daß Wir einen Erblönig haben, welcher völlige Macht hal 
das Reich zu regieren, zu fichern, zu befreien und zu befhügen, Krieg anzufangen, 
Frieden und Bündniffe mit auswärtigen Mächten zu fchlichen; Gnaden auszuthei— 
Ion, bas Leben, Ehre und Güter (Verbrechern) zu ſchenken; nach feinem hoben 
Gutfinden über alle Aemter des Reichs zu bisponiren, welche mit eingebornen 
ſchwediſchen Männern befegt werben müffen, Recht und Gerechtigkeit zu erhalten 
und zu handhaben. | 

Die übrigen Reichsangelegenheiten follen verwaltet werben, wie es dem König 
am nüslihhften fcheinen wird. 

2) Wir fehen uns als freie, den Gefegen unterworfene, Sicherheit genießende 
Unterthanen, unter einem gefegmäßig gefrönten Könige an, welder uns nad Schwe 
dens geſchriebenem Geſetz beherrſcht. Und wie wir alle gleich freie Unterthanen find; 
fo müffen wir auch unter dem Schug der Gefege gleichen Rechts genießen. Daher 
muß auch bas hoͤchſte Gericht des. Könige in welchem alle Zuftig = Revifionsangele 
genheiten entfchieden werden, und worin ber König 2 Stimmen hat, beides auß 
adelichen und unadelichen Männern beftchen, die Zahl der in felbiges aufzunehmen 
den Reichsräthe ſoll künftig von Sr. Königl. Maj. gnäbigem Gutfinden abhängen. 
Da Sr. Könige. Maj. Hohe und Niedere gegen alles Unrecht befhügen will; fo fol 
keiner an Leib, Ehre, Glieder und Güter Schaden leiden, ehe er gefeglich überwie 
fen und durch das beitommende Gericht gerichtet worben. 

3) Ein gleiches Volk muß gleichen Rechts genießen, und daher müffen alle 
Stände befugt feyn, Land in ihrem gemeinfamen Baterlande zu befigen und zu er— 
werben; doch daß die Ritterfchaft und Adel auf den Fuß, der bisher feftgefegt und 
beobachtet worden, ihre alte Gerechtigkeiten beibehalte, adelich freie Güter (Säs 
terier) auh Rä- und Rörs: Demman und bie in Gchonen, Halland und 
Blekingen fogenannte Inſokne⸗-Hem man zu erhalten und zu befigen. Im übrk 

en foll auch kein Sand feine urfprüngliche Eigenfhaft und den Unterfchieb der 

ärterier, Frälfe, Skatte und Kronogüter verlieren; aber bie Verbind⸗ 
lichkeit den Reiſenden Pferde zu ſchaffen, liegt allen Guͤtern im Reich gleichmäßig 
ob, nur die Särterier, Rä und Rörs und Inſockne-Hemman, und bit 
Boftällen find davon ausgenommen und befreiet. 
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Die Gerechtigkeit der Bauern, den Krongütern ben ihnen ſchuldigen Bins abzus 
kaufen, und diefe Befreiung ficher zu befigen, ift durch eine befondere unter heuti- 
gen Ddatum ergangene Verordnung mit. gleicher Sicherheit. feftgeftellt, als wenn 
dirfein gegenwärtiger Acte eingerüdt wäre. ' 

4) Die höchften und vornehmften Aemter des Reiche und die Königl. Hofämter 
folım: aus der Ritterfhaft und dem Adel allein befegt werden; aber im übrigen 
Heibt Geſchicklichkeit, Verdienſt, Erfahrung und erprobte mitbürgerliche Tugend 
ber einzige und rechtmäßige Grund zur Beförderung zu allen Aemtern und Dienften 
De Reihe, fie jenen höhere oder geringere, ohne Anfehen der Geburt oder befonderer 
Elinde. Aber ivenn ein unabdelicher Beamte zur abelichen Würbe erhoben wird; 
fo kann er dad Amt nicht länger behalten, das er ald Unabdelicher zur Sicherheit 
der unabelichen Stände befeffen und inne gehabt. 

5) Da die wahre Freiheit darin befteht, daß man frei zum Unterhalt des Reichs 
abe, was nöthig gefunden wird; fo hat das fchwedifche Volk daher ein unftreitis 
ae Reht, mit dem Könige desfalls zu berathfchlagen, zu bewilligen, abzuſchlagen 
und übereinzulommrn. 

6) Auf Reichstagen berathfchlagen die Stände des Reichs über Feine andern 
Gegenſtaͤnde, als über die, welche der König proponirt, auf den Fuß, wie es vor 
1680 gewöhnlich war. 

7) Des Adels und der Priefterfchaft Privilegia vom Jahr 1723, und der Stände 
büher wohlerlangte Privilegia und Gerechhtfame find in allen Puncten beftätigt, 
wÄhe nicht gegen dieſe Eicherheitsacte ftreiten. 

8) Diefe Vereinigungs: und Gicherheitsacte fol von allen ſchwediſchen Köniz: 
gen, beim Antritt ihrer Regierung, eigenhändig unterzeichnet werden, und es foH 
niemals erlaubt ſeyn, eine Propofition oder Verſuch zu der geringften Abänderung, 
Aukbentung oder Erklärung, die fi) von dem bucdhftäblichen Inhalt derfelben ent: 
frnt zu machen. Und im Fall: das Königl. Haus erlöfchen follte, foll der König, 
ber dann gewählt würde, in alle diefe Rechte eintreten, und foll fi zu dem, was 
in dſtr Acte enthalten ift, ohne die mindefte Abänderung verbinden. 

9), Die Regierungsform vom 21. Auguft 1772 bleibt unverruͤckt beftehen, in 
lem, was nicht durch gegenwärtige Acte abgeändert worden. - 

Stodholms Schloß den 21. Februar 1789. 


Ion wegen der Nitterfchaft und des Adels. Bon wegen des Priefterftandes. 
C. ©. Lewenhaupt. Sac. Ar. Lindblom. 
h. t. Landmarſchalk. # Biſchof zu Lindköping anftatt 
(L. 8.) des BR nee, 
Von wegen des Bürgerftanbes. Von wegen des Bauernſtandes. 
And. Luͤdbergh. Olof Olſſon. 
Sprecher. h. t. Sprecher. 
(L. S.) L. S 


Diefe vorftehende Vereinigungs- und Gicherheitsacte, wollen Wir und Unfre 
er auf dem fchmwedifchen Throne, als ein unverbrüchliches und unveränder- 
übe Grundgeſetz unfehen, deſſen buchftäblichem Inhalte nachgelebt werden foll, ohne 
Imderung, Ausbeutung, oder Verrüdung: wollen und befehlen auch hiemit in 
Snaben, daß alfe die, welche Uns und Unfern Nachfolgern und dem Reich mit Huls 
Er und Unterwürfigkeit und Gehorfam verbunden find, diefe Vereinigungs- und 
erheitsacte erkennen und in Acht nehmen, und deſſen buchſtaͤblichem Inhalte 
en und gehorfamen follen. Wir müffen hiemit bemerken, daß alle Richter in 
Ä und niederen Gerichten, und alle geringere Amtleute, welche niht Tro— 
nanns Würde oder Theil an der Landesregierung haben, nicht follen ohne gefeg- 
Wr Unterfuchung und Urtheil dem Geſetz nnd Kriegsartiteln gemäß, ihrer Aemter 
"ruflig werben. — 
Betreffend die Laſt der Lieferung ber Pferde für Reiſende (Skjutsnings— 
Iefmäret); fo follen des Adels Landbauern und Utfodne Frälfe Hemma 
gleiche Theile beitragen mit ben Kron und Skatte Hemman zu bes 
ige Bäftgifman: Hall: und Reſerve-Fuhrwerk, und in Kriegszeiten, 
wem die höchfte Noth eine Gleichheit erfordert, wenn Tag: und größere Märfche 
tur dad Rand gefhehen oder Proviant Ammunition und Montirungsftüde zu den 
» Seftungen und Magazinen abgeführt werden follen. Und wie wir nun bie 
ia der Ritterfchaft und des Adeld vom Jahr 1723, welche in ber Regie: 
ungeform vom Jahr 1772 nicht deutlich anerkannt worden, befeftigt und beftätigt 
baden; fo verordnen und befehlen Wir, daß fie inskünftige ihre volle Kraft be: 
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alten follens fo wie Wir: hiemit des Priefterftands Privilegia vom. Jahre 1723 
eftätigen, fammt unferer, ben 25. März biefes Jahres gegebenen, ferneren ® 
cherung, zugleich mit:den Statuten gewiſſer Frei: und Gerechtigkeiten , we 
Wir unter dem 23. Febr. ben Staͤdten des Reiche gegeben, und unterm 23. Behr, 
den Bauern des Reichs zuerkannt und verliehen. 

3u defto mehrerer Gewißheit haben Wir diefes mit eigener Hand unterfchries 
ben, und mit Unferm Königl. Siegel beftätigen laffen. 

Stodholms Schloß, den 3. April des Jahres 1789. 

| Guftav. (L. 8.) 


Der Groll der unterbrüdten Ariftofratie bewirkte die töbdtliche Ver: 
. wundung Guftavs 3. (16. März 1792) auf einem Maskenballe durch 

den Mörder Ankerfiröm. Unter VBormundfchaft des Herzogs Karl von 
Südermannland, folgte ihm fein minderjähriger Sohn Guſt av 4. auf 
dem Throne, der fich, nach erreichter Mündigfeit, auf dem Reichstage 
zu Norköping (1800), die Souverainität fo beftätigen ließ, wie fie fein 
Vater befeffen hatte. 

Allein feine politifchen Mißgriffe in den Weltfämpfen, an melden 
er ohne hinreichende Urfache Antheil nahm, und der Verluft Finlands in 
dein Friege mit Rußland (1808), führte am 13. März 1809 zu der 
Revolution, durch welche er den Thron verlor, welchen fein bejahrter 
Oheim Karl 13, am 6. Juni 1809 beftieg. ‚Unter dem Namen dieſes 
Königs erfchien bereit5 am 7. Juni 1809, auf verfammeltem Reichstage 
zu Stodholm, von den Deputirten der vier Stände unterzeichnet, bie 
neue VBerfaffung, welche, bei mehrern unverkennbaren Ruͤckſichten 
auf die neuern Verfaffungen in den übrigen europäifchen Staaten, ben 
noch auch fehr viele örtliche, und für Schweden eigenthuͤmliche Beftim: 
mungen enthält, und namentlich die Föniglihe Macht mehr befchräntt, 
als fie in Schweden feit 1772 unter Guftnv 3. und 4. beſchraͤnkt gewe 

fen war. 


ec) Berfaffung vom 7. Suni 1809. 


81. Das fhwedifhe Reich fol von einem Könige regiert werden, 
und ein Erbreih mit der Succeffionsordnung für die männlichen 
Nachkommen eines verftorbenen Königs feyn, welche die Stände des Reichs 
feitftellen werden. 

$. 2. Der König foll immer der rein evangelifhen Lehre zugethan 
feyn, fo wie fie in der unveränderten augsburgifchen Gonfeffion, und in dem 
Beſchluß der Verfammlung zu Upfala vom Jahr 1593 angenommen und 
erklärt worden ift. | 

$. 3. Die Majeftät des Königs foll heilig und in Würden gehalten 
werden; feine Handlungen find Feiner öffentlichen Genfur unterworfen. 

Der König regiert allein das Reich, fo, wie deffen Regierung 
form es vorfchreibt; indeffen nimmt er Bericht und Math in den hier um 
ten angeführten Fällen von einem Staatsrathe an. Der König erwählt da⸗ 
zu einfichtsvolle, erfahrene, redlihe und allgemein geachtete, gebome ſchwed 
fhe Männer von der reinen -evangelifchen Lehre, fie mögen nun Adelige 
‚oder Unabelige feyn. | 
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45. Der Staatsrath fol aus neun Mitgliedern beftehen, welche 
das Recht befigen, über ‚alle darin vorfommende Sachen zu verhandeln, naͤm⸗ 
lich: Ein Zuftiz: Staatsminifter, der zugleich beftändig Mitglied des höchften 
Zribunald des Königs feyn foll; ein Staatsminifter für die auslaͤndiſchen 
Gefhäfte; fech® Staatsräthe, von welchen wenigftens drei in Givilämtern 
dient haben müffen, nebft einem Hofkanzler. Jeder Staatöferretär, oder 
derienige, welcher feinem Amte vorfteht, hat Eis und Stimme im Staates 
tathe, wo er dasjenige vorträgt, oder wo der König etwa dasjenige vorfoms 
mn läßt, was zu feinem Berufe gehört. Vater und Sohn, oder zwei Brüs 
dr auf einmal dürfen nicht beftändige Mitglieder des Staatsraths feyn. 

$.6. Es follen vier Staatsfecretaire feyn, nämlih: Einer für 
das Kriegsdbepartement; einer für das Departement der Kameral: Landhauss 
hltung, Bergweſen, nebft andern gemeinfchaftlid; damit verbundenen inlaͤn⸗ 
dien Givilämtern; einer für die Finanzen, in= und ausländifhen Handel 
und Gewerbe, und einer für die Gefchäfte, welche die Religion, die Geift« 
ihkeit, die öffentliche Erziehung und das Armenweſen betreffen. 

J. 7. Der König läßt fi im Staatsrathe alle Negierungsangelegens 
hit vortragen, und werden dafelbft abgemacht, außer den minifteriellen, 
Okt demjenigen, was die Verhältniffe mit fremden Mächten betrifft, dasjes 
mg, was das Commando angeht, worunter dasjenige verftanden wird, wel— 
des der König als oberfter Befehlshaber Über, die Kriegsmacht zu Rande und 
u See unmittelbar beforgt. Ä Ä | 

$. 8. Der König darf keinen Beſchluß über etwas faffen, worüber 
ber Staatsrath gehört werden muß, wenn nicht deei von dem Staatsrath, 
nt dem behörigen Staatsſecretair, oder der feinen Dienft verrichtet, zuges 
gm find. Die fammtlihen Mitglieder des Staatsrath3 ſollen ohne geſetz⸗ 
mifige Abhaltung, bei allen Gegenftänden von befonderem Gewicht und Ans 
Ihm zugegen feyn, welche, nach den voraus mitgetheilten Vortragsliften , im 
Stautztathe vorkommen, und die Öffentlihe Verwaltung des Reichs betrefz 
fm, Solche find: Fragen und Vorfhlag um neue Unternehmungen öffent» 
über Einrichtungen, um Aufhebung und Veränderung des vorhin Beſtehen⸗ 
ba, um neue Öffentliche Einrichtungen in den. verfchiedenen. Zweigen der 
Etaatsverwaltung, mit mehrern von gleicher Befchaffenheit, N 


$. 9, Ueber alle Gegenftände, welche beim Könige im Staatsrathe 
vrkommen, ſoll SProtocoll gehalten werden. Die gegenwärtigen Staatsmi⸗ 
üfter, Staatsrath, Hofkanzler und Staatsſecretair, oder diejenigen, welche 
ke leztgenannten Dienfte verrichten, -find verbunden, ihre Meinungen zu dus 
ſern und zu erklären. Doch behält der König ſich allein vor, zu befchließen, 
Eollte 28 irgend unvermuthet eintreffen, daß der Befchluß des Könige offen- 
kr gegen die Regierungsform, oder. die Öffentlichen Gefege des Reichs flrittez 
liegt es den Mitgliedern des Staatsraths ob, Eräftige Vorftellungen da⸗ 
om zu machen. Wenn irgend eine befondere Meinung im Protocol: nicht 
geführt wicd; fo werden die zugegen Seyenden angefehen, daß fie. dem 
Knig in dem Beſchluß, den er gefaßt, beſtaͤrkt haben. Für den Rath 
lag follen die Mitglieder des Staatsraths verantwortlich feyn, fo wie es 
m 106, $. weiter hierüber feftgefegt ift. 

$. 10. Zum Vortrag bei dem’ Könige im Staatsrathe follen die Ger 
Genftände, ‚nachdem benoͤthigte Erläuterungen darüber von den belanghaben- 
den Collegien und Beamten eingefordert And eingegangen find, von. dem 
erkeagendeit Staatsſeeretair, oder der feinen Dienſt vertritt, nebſt acht. ges 

fen And unparteiiſchen Männert,'vier Adellgen und vier Unadeligen, 
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vorbereitet werden... Zu dem Protocoll, welches in dieſer oͤffentlichen Vorbe⸗ 
reitung gefuͤhrt wird, geben die Vortragenden und die uͤbrigen Mitglieder ihre 
Aeußerungen ab, welche ſodann bei dem Könige im Staatsrathe bekannt ge: 
macht werden. 

$. 11. Die minifteriellen Gegenftände mag ber König bereiten und 
handhaben Laffen; fo wie es ihm am fchicdlichften dünft. Dem Staatsmi: 
nifter für ‚die ausländifchen Angelegenheiten kommt es zu, baß diefe Gegen: 
ftände vor dem Könige, in Gegenwart des Hofkanzlers, ober wenn biefer 
nicht zugegen feyn kann, in Gegenwart eines andern Mitgliedes des Staatd 
raths vorgetragen und dargelegt werden. Iſt der Staatsminifter abweſend; 
fo trägt der Hofkanzler, oder ein Mitglied des Staatsraths, welches der Ki: 
nig in dieſem Falle auffordert, vor. Nachdem der König den angeführten 
Math diefer Beamten, für welchen fie verantwortlich find, hat protocolliren 
laſſen; fo faßt der König in bderfelben Gegenwart den Befhluß. Dem Kanz 
ler, oder demjenigen, welchen der König verordnet, liegt. es ob, das SProte: 
coll zu führen. Bon folhem Beſchluß mag der König dem Staatsrathe 

nntniß zukommen laffen, was ihm nuͤtzlich fcheint, fo daß felbt feine 

Kenntnig von diefem Zweige der Reichsverwaltung dem Staatsrathe mitge 
theilt werben darf. | 

$. 12. Der König hat das Recht, mit fremden Mächten Unter: 
bandlungen und Bündniffe einzugehen, nachdem er, zu Folge des 
vorhergehenden $., den Staatsminifter für die ausländifchen Angelegenheiten 
und den Hofkanzler darüber gehört hat. 

$. 13. Wil der König Krieg anfangen oder Frieden fchliefen; fo 
zuft er einen außerordentlihen Staatsrath von dem Staatsminifter, Staat 
räthen, Hofkanzler und fämmtlichen Staatsfecretairen zufammen, ftellt ihnen 
die Urfache und Umftände, die hierbei zur Ueberlegung vorkommen, vor, und 
fragi fie hierüber nad) ihrer Meinung, die jeder für fi, mit der Verant⸗ 
wortlichkeit, welche der 107. $. beftimmt, zu Protocol abzugeben hat. Der 
König befigt Hierauf die Macht, den Beſchluß zu faffen, und auszuführen, 
welchen er für des Reiches Beſte findet. 

$..14. Ueber die Kriegsmacht des Reiche zu Lande und zur Ser 
befigt der König den höchften Befehl. | 
8. 15. Was: das Commando betrifft; fo mag der König die Angele 
genheiten bdeffelben, in Gegenwart derjenigen Perfonen, welche der König da 
mit beauftragt, abmachen. Diefem liegt unter Verantwortung ob, daß, 
wenn dieſer Gegenftand bereitet wird, er feine Meinung über die „befchloffene 
Unternehmung des Königs äußert, und wenn feine Meinung nicht mit dem 
Beſchluß des Königs übereinftimmt, daß er feine geaͤußerten Bedenklichkeiten 
und feinen Rath zu Protocol bringt, deren Nichtigkeit der König, vermit⸗ 
telft feiner hohen Unterfchrift, beftätigt. Findet die befagte Perſon, daß die 
‘ Unternehmung von einer gefährlichen Richtung oder Umfaffung fey, oder daß 
ſie ſich auf ungewiſſe und nicht hinreichende Mittel, ſie auszufuͤhren, gruͤnde; 
fo uͤberrede er, daß der König hierüber einen Kriegsrath, zwei oder mehrere 
der gegenwärtigen höheren Militärperfonen zufammenberufe; doch ſey dem Koͤ— 
nige unbenommen, bei biefer Ueberredung, und bei den im SProtocoll ange 
führten Gedanken des Kriegsraths, zu beftimmen, was gut fcheint. 

6. 16. Der König muß, was recht und wahr ift, befrödern, Falſch⸗ 
beit und Unrecht hindern und verbieten, Keinen verderben, noch am Leben, 
Ehre, perfönlicher Freiheit und Wohlfahrt Semanden, ohne gefegmäßig Uber 
führt und gerichtet zu feyn, verderben laſſen; auc feinem weder beweg 
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noch unbewegliche Güter ‚ohne Unterſuchung und Urtheil, in: ber Drbnung, 
fo mie ed» Schwedens Geſetz und gefegmäßige Verordnungen vorfehreiben, abs 
binden noch. abhanden laſſen; Niemandes Frieden in deffen Haufe ſtoͤren 
oder jtören laffen ; Eeinen von einem Orte zum andern verweilen; Nieman⸗ 
des Gewiſſen zwingen noch zwingen laffen, fondern einen jeden bei freier 
Ausübung feiner Religion fhügen, in fo fern er dadurch nicht die öffentliche. 
Ruhe flört, oder Erin allgemeines Aergerniß zu Schulden kommen läßt. Der 
König laßt einen jeden von demjenigen Tribunal richten,. unter melches er 
rehtlih gehört, und dem er zu gehorchen hat. | 

$. 17. Das Tribunal des Königs foll aus Zwölf von ihm ernann⸗ 
tn ſachkundigen Männern, ſechs Adeligen und fechs Unadeligen, beftehen, 
welche dasjenige ausrichten, was die Verfaſſung ihnen vorfchreibt, und im 
Rihteramte angeftellt gewefen find, und hierin Einfiht, Erfahrung und Ned: 
lichket an den Zag gelegt haben. Sie werden Juftizräthe genannt, und 
machen den höchften Nichterftuhl des Königs aus, 

$. 18. und 19. Der König ift die legte Inftanz bei wichtigen Nach 
(uhungen. Kommen beim Könige von den Richtern und Beamten Vorfra: 
gen wegen der rechten Meinung des Gefeges, in Fällen vor, welche vor das 
deum der Richter gehören; fo befigt der höchfte Nichterftuhl das Necht, 
ſolhe nachgefuchte Erklärungen zu geben. | 

J. W. Sn den Friedenszeiten follen die Sachen, melde von dem 
Kgstribunal dem Könige zur Prüfung vorgelegt werden, beim höchften 
Kihterftuhl vorgenommen und abgemacht werden. Zwei Militairmitglieder 
dez Staatsraths, welche der König hierzu erfieht und verordnet, muͤſſen in 
ſolhen Sachen beim höchften Richterftuhl zugegen feyn und darüber ftimmen; 
dh muß die Zahl der Michter auf Acht befchränkt feyn. Während eines 
Kriegs verhält e8 fich hiermit nach den Kriegsartikeln. 

$. 21. Der König hat gwei Stimmen in denjenigen Sachen, bei be: 
ren Bortrage und Abmachung er beim hoͤchſten Richterftuhl zugegen zu feyn 
fürigut findet Alle Fragen um Erklärung über ein Geſetz follen beim 
Sinige angemeldet, und deffen Stimme barin eingeholt und aufgezeichnet 
maden, obfchon er nicht bei den UWeberlegungen beim hoͤchſten Richterftuhl 
datan Theil genommen. — 

$. 22. Beim hoͤchſten Richterſtuhl koͤnnen geringere Sachen von fünf 
Mitgliedern felbft, von vieren, wenn fie alle viere im ihrem Beſchluß eins 
md, geprüft und abgemacht merden. Ueber wichtigere Sachen -follen zum 
wenigſten Sieben richten. Mehr als acht Mitglieder, vier Adelige und vier 
Unadelige, müffen nicht auf einmal Dienfte thun. Bei allen Sachen muͤſ⸗ 
m zum wenigſten zwei adelige und zwei unadelige Mitglieder zugegen feyn. 

$. 23. Alle Belchlüffe des höchften Richterftuhls werden im Namen 
% Königs, mit deffen’ hoher Unterfchrift, oder unter deffen geheimem Sie: 
Kl ausgefertigt. | 

$. 24. Bei der niedern Juſtizreviſion des Königs follen alle Juſtiz— 
ſahen zum Vortrag beim höchften NRichterftuhl vorbereitet werden. 
52%. Der König hat bei Verbrechen das Begnadigungsrecht, 
milder Lebensftrafe, und ftellt Ehre und am die Krone vermwirfte Güter wies 
de her. Doch muß bei Anfuchen um Begnadigung der höcfte Richterſtuhl 
Fhört. werden, und der König faßt feinen Beſchluß im Stantsrathe, Auf 
de Verbrechungsart fol es fobann ankommen, die Gnade zu empfangen, 
— Koͤnig gewaͤhrt, oder die Strafe zu erleiden, wozu ſie verurtheilt 
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8.26. Wenn Juſtizſachen im. Staatsrathe vorgetragen werben; fo 
folfen der ee zum weniften zwei Staatsräthe, zwei Mit 
glieder des. höchften Richterftuhls, wie auch der Juſtizkanzler dabei -zugegen 
feyn, mit der Schuldigkeit, ihre Aeußerungen zu protocolliten, fo wie es 
den Mitgliedern des Staatsraths im 9. $. im Allgemeinen vorgefchrieben 
worden. 
827. Bum Zuftizkanzlee hat der König einen gefegkundigen, einſichts—⸗ 
vollen und techtfchaffenen Mann, welcher im Richteramte angeftellt geweſen, 
zu ernennen. Ihm, als dem höchften Schiedsrichter beim Könige, liegt es 
vorzüglich ob, das Wort des Königs in Sachen, weldye die öffentliche Gi: 
cherheit und der Krone Gerechtfame betreffen, zu führen, oder durch die um: 
ter ihn ‘geftellten Fiscale führen zu laffen, auch, von wegen des Könige, 
Auffiht über die Handhabung der Gerechtigkeit zu führen, und in folder 
Eigenfchaft Fehler zu rügen, welche von Richtern und Beamten began- 
gen find, | 

$. 28. Der König hat im Staatsrathe geborne Schweben zu ak 
len den höhern und niedrigen Aemtern und Dienften zu ernennen und zu 
befördern, welche von der Art find, daß der König die Vollmachten dazu 
auszufertigen hat; doch müffen die Belanghabenden voraus mit der Anzeige 
eingefommen feyn, wo fie bisher angeftellt geweſen; indeffen ift es dem Koͤ— 

nige unbenommen, bei Militairämtern Ausländer von befondern $% 

higkeiten zu benugen, doch nicht zu Commandanten. in den Feftungen. Bei 
allen Beförderungen hat der König nur das Verdienft und die Fähigkeit der 
fi) Bewerbenden, aber nicht deren Geburt vor Augen. Zu Staatsmini: 
ſtern, Staatsräthen, Juſtizraͤthen, Staatsfecretairen, wie auch zu allen am 
dern Civilbeamten im Reiche, und Richtern, müffen nur folhe Männer er⸗ 
nannt werden, die von der reinen evangelifchen Lehre find. 

$. 29. Zum Erzbiſchoff und zu Bifhöffen, mit deren Wahl es fid 
nach voriger Gewohnheit verhält, ernennt der König einen von ben dreien, 
welche vorgefchlagen worden find. 

8. 30. . Der König fertigt die Predigerbeftallungen bei den Kronpfar 
ten auf die bisher übliche Art aus, Die fogenannten confiftoriellen Spten⸗ 
gel werben bei ihrem Wahlrechte erhalten. en 

$. 31. Die Bürgerfchaften der Städte ‚genießen ferner die echte, die 
fie bisher gehabt haben. Zur Stelle eines Bürgermeifterd werden drei ge 
hörige Männer vorgefchlagen, worauf der König einen davon ernennt. Auf 
gleiche Weiſe verhält e8 fi mit den Rathemännern und Magiftratsfecretait: 
ämtern in Stodholm. | | 

$. 32. Die Gefandtfchaften bei. fremden Mächten und bie bei einer 
Ambaffade anzuftellenden Perfonen, ernennt der König in Gegenwart des 
Staatsminifters für die auswärtigen Angelegenheiten, wie auch des Hof: 
kanzlers. — 

$. 33. Wenn ſolche Beſtallungen, wozu der Vorſchlag gemacht wor—⸗ 
den iſt, vom Koͤnige ſollten ausgefertigt ſeyn; ſo muͤſſen die Mitglieder des 
Staatsraths ſich uͤber die Tauglichkeit und Verdienſte der ſich Bewerbenden 
äußern. Sie beſitzen ſelbſt das Recht, gegen die Ernennungen des Königs 
zu andern Dienſten und Aemtern unterthaͤnige Erinnerungen zu machen. 

$. 34. Die in dieſer Regierungsform beſtimmten neuen Aemter der 


Staatsminifter, Stantsräthe und Juſtizraͤthe, follen im Reichsetat angeführt 
werden, Die zwei Staatsminifter befigen die höchfte Reichswuͤrde. Die 
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Staatsraͤthe Haben mit ben Generalen, und Juſtizraͤthe mit: den, Generalfieu: 
temmten eim gleiches Anfehen, 

$. 35. Der Staatsminifter für die auswärtigen Angelegenheiten, bie 
Staatsraͤthe, die Präfidenten in den Gollegien, die Oberftatthalter, Unterftatts 
halter und SPolizeimeifter in der Hauptftadt, deu Hofkanzler, die Juſtizkanz⸗ 
kt, die Staatsfecretaire, Amtmänner und Statthalter auf dem Lande, bie 
Feldmarſchaͤlle, Generale und Admirale von allen Graden, die Generalabjus 
tanten, Oberadjutanten, Stabsadjutanten, Commandanten in den Feftun: 
gen, Gapitänlieutenants und Dfficiere bei den Leibtrabanten, Oberften über 
die Regimenter, Secondchefs bei den Garderegimentern zu Pferde und zu 
Fuß; wie auch Oberjilieutenants bei der Brigade des Leibregiments, die 
Chefs bei der Artillerie, bei dem Fortificationsfeldmeffungs: und Seemef- 
ſungsweſen, Minifter und Gefandte bei fremden Mächten, nebft den Beam: 
tm und Bedienten, bie in dem Gabinet des König zur ausländifchen Cor: 
ripondenz und bei Botfchaften angeftellt werden, haben ein ihnen vertrau= 
ted Amt, wovon ber König fie entledigen mag, wenn er prüft, daß ber 
Dienit des Reichs es fordert. Doch madıt der König einen folhen Befchluß 
im Staatsrathe bekannt, deffen Mitglieder fehuldig find, dagegen unterthäs 
nige Vorftellungen zu machen, wenn fie dazu Urfache zu haben finden. 

-$. 36, Diejenigen, welche fowohl höhere als niedrige Richterämter 
kin, fo wie auch alle andere Beamte und im Dienfte ftehende, die im 
tnehadhten $. nicht erwähnt find, können, ohne vorhergegangene Unterfus 
Hung vor Gericht, nicht von ihrer innehabenden Stelle vom Könige abge: 
kt werden; eben fo wenig Eönnen fie, ohne gefchehenes eigenes Nachſuchen, 
zu andern Dienſten befoͤrdert oder verſetzt werden. 


$. 37. Der König beſitzt das Recht, wuͤrdige Männer, die durch 
Zum, Tapferkeit und Tugend, durch Gelehrſamkeit und eifrige Dienſte ſich 
um den Koͤnig und das Reich verdient gemacht haben, in den Adelſtand 
zu etheben. Der König mag mit graͤflicher und freiherrlicher Würde Maͤn⸗ 
wer begnadigen, die durch große und ausgezeichnete Verdienſte dazu würdig - 
ungefehen werden. Der Adelftand, oder die gräfliche und freiherrliche Würde, 
duf keinem mehr, als demjenigen, welcher geadelt oder erhöhet worden, zu: 
filen, und nach demfelben feinem älteften männlichen leiblichen Erben, in ges 
ide herabfteigender Linie, und, nad) dem Ausgang bdiefes BZwelges, dem 
nichſten maͤnnlichen Abkommen des Stammvaters u. ſ. w. 


$. 38. Alle, vom Könige ausgehende, Erpeditionen und Befehle, welche 
das Commando betreffen, follen, um gültig zu feyn, von dem Vortragen⸗ 
den contraſignirt werden, welcher verantwortlich iſt, daß fie mit dem daruͤ—⸗ 
br geführten Protocol. übereinftimmen. Sollte’ der Vortragende irgend fin: 
ven, daß der Beſchluß des Königs gegen die Regierungsform ftreite; fo hat 
x darlıber im Staatsrathe WVorftellungen zu machen. Befteht der König 
dennoch darauf, daß ein ſolcher Beſchluß ausgefertigt werden foll; fo ift es 
%8 Vortragenden Recht und Pflicht, feine Kontrafignation dazu zu verwei⸗ 
gm, und als Folge hiervon fein Amt niederzulegen, welches er nicht eher 
ridnehmen darf, als bis die Neichöftände fein Verhalten geprüft und bes 
währt haben. Inzwiſchen follen fein Sold und die beitommenden Einkünfte 
kr übrigen Dienfte ihm verbleiben. 

. 39. Will der König ins. Ausland reifen; fo theile er dem Staats: 
ae in pleno dies fein Vorhaben mit, und emtnehme deſſen Gedanken 
hiräber, anf die Weiſe, wie im 9. $. angeführt iſt. Beſchließt der König 
drauf folche Reife, und ſtellt fie ind Werk; fo befaßt er ſich nicht mit der 
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Regierung des Reichs, noch übt er die Eönigliche Gewalt aus, fo fange a 
im Auslande verweilt, fondern dee Staatsrath führt fodann, waͤhrend 
der Abwefenheit des Königs, in bdeffen Namen die Regierung, mit allem 
demjenigen Recht, welches die Regierungsform des Landes dem ‚Könige bi: 
legt; doch darf der Staatsrath keinesweges Adelftand und Würden ertheilen, 
oder Jemanden zum gräflihen und freiherrlichen Stande erhöhen, noch Rit: 
terwürden verleihen, und ebenfalls können alle ledigen Aemter nur ad inte- 
rim von denjenigen verwältet werden, welche der Staatsrath dazu verordnet, 
Welches Verhalten beobachtet werden foll, wenn der König länger als zwölf 
Monate aus dem Reiche bieibt, ift im 91. $. feftgefegt. 

$. 40. Wird der König fo krank, daß er die Regierungsgefchäfte nicht 
wahrnehmen kann; fo verwaltet der Staatsrath die Regierung, fo wie es 
im vorhergehenden $. beftimmt ift. 

$. 41. Der König wird mündig, wenn er fein zwanzigftes Jahr 
erreicht hat. Stirbt der König innerhalb der Zeit, daß der Thronfolger je 
nes Alter erreicht; fo führt der Staatsrath mit Föniglicher Macht und An 
fehen, im Namen ded Königs, die Staatsverwaltung. Bis die Stände 
des Reichs zufammen kommen, richtet fih der Staatsrath unmilkührlid 
nach der Regierungsform des Landes, " | 

$. 42. Sollte das Unglüd eintreffen, daß das ganze Eönigliche Haus, 
in welchem das Erbrecht zum Reiche gilt, v.on männlicher Seite auf 
ginge; dann verwaltet ebenfalls der Staatsrath mit Eönigliher Mad 
und Anfehen, bis zu der Zufammenkunft der Reichsftände, die Regierung.) 

Sn allen den Fällen, welche die vier vorhergehenden 88. behandeln, 
ſollen fämmtlicdye Staatsfecretaire im Staatsrathe zugegen ſeyn, und ihr 
Stimmen abgeben. 

$. 43. Geht der König zu Felde, oder reifet er nach abgelegenen in 
ländifchen Dertern; fo verordnet er vier Mitglieder des Staatsraths und um 
ter diefen den Zuftizftaatsminifter, um auf die Weife, wie der König vor 
fhreibt, die Negierung zu führen. Mit der Art und Weiſe, die der König 
dann felbft vorfchreibt, verhält es fi fo, wie der 8. $. feſtſetzt. 

$. 44. Kein Prinz des Eöniglichen Haufes, er fey Kronprinz, Erb: 
fürft oder Fürft, darf fih ohne Wiffen und Einwilligung des Königs ver 
mäbhlen. - Gefchieht e8 dennoch; fo hat er das Erbrecht zum Reiche fowohl 
für fih, als für feine Kinder und Nachkommen, verwirkt. 

$. 45. Weber der Kronprinz und Erbfürft des ſchwediſchen Reich, 
noch Prinzen aus dem koͤniglichen Haufe deffelben, follen Keibgebinge ober 
Givilämter befigen; doc kann ‚ihnen nad altem Gebrauche Titel von Her 
309: und Fürftentyümern beigelegt werden, doc): ohne Anfprüche auf bie 
Landfchaft, deren Namen fie tragen. Ä 

$. 46. Das Land foll in Gouvernements, unter der gewöhnlichen 
Landesregierung eingetheilt werden. Kein Generalgouverneur darf fünf 
tig im Reiche verordnet feyn. | 

$. 47. Die Hofgerichte des Reiche, und alle übrige Richterſtuͤhle, 
follen nach den Gefegen und gefeglichen Verordnungen richten; die Gollegien 
des Reichs, die Landesregierung, zugleich mit allen andern, ſowohl höhe 
als niedern Beamten, follen die ihnen -obliegenden Aemter und Geſchaͤfte, 
zufolge der Inſtructionen, der Reglements und der Vorfchriften, die ſchon 
gegeben find, oder fernerhin gegeben werden , verwalten, den Befehlen des 
Königs gehorchen, und fi einander zur Vollſtreckung derfelben, und alles 
deſſen, was der Dienft des Reichs von ihnen fordert, zur Hand gehen, in⸗ 


! 
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dem fie dem Könige in gefeglicher Ordnung verantwortlich bleiben, wenn et⸗ 
mad von ihnen unterlafjen, verfäumt, oder ungefeglich behandelt wird. 

$. 48. Der Hof des Königs fteht unter deffen eigener Verwaltung, 
indem er hier diejenigen anftellen kann, die ihm gut duͤnken. Ale Stellen 
am feinem Hofe mag der König nach Gefallen befegen oder entledigen. 

9.49. Die Stände des Reichs follen Eraft des Grundgefeges, 
nom fünf Jahre von dem zulegt gehaltenen Reichstage verfloffen find, 
jufammen kommen. Bei jedem Reichstagsbefchluß ſollen die Stände 
des Reichs den Tag beftimmen, wann fie, zufolge deffen, wiederum zufam: 
mentreten, und dabei ausdrüdlih die BZufammenberufung des Reichstages 
mit den nöthigen Vorſchriften, in Hinficht auf die Wahl der Mitglieder def- 
ken, anführen. Dem Könige bleibt es indeffen unbenommen, die Reiches 
finde innerhalb einer folchen Zeit zu einem außerordentlichen Reichstage zu= 
fimmen zu rufen. | 

$. 50. Die Reichstage follen in der Hauptftadt des Reichs gehalten 
werden, ausgenommen in dem Falle, wenn der Andrang des Feindes, oder 
Pl, oder andere dergleichen wichtige Hinderniffe daffelbe unmögli machen, 
der daß e8 für die Freiheit und Sicherheit der Neicheftände gefährlich feyn 
fl, Der König beftimmt alsdann, zugleich) mit Rath der Bevollmädhtig- 
ten der Reichsftände bei der Bank und bei dem Reihsfchuldencomptoir, ef 
wn-andern Ort, wo die. Stände des Reichs fi verfammeln müffen, und 
ft zu folcher Zeit dahin, welche fie felbft voraus beftimmt haben, 

6.51. In dem Fall, daß der König oder der Staatsrath die Reiche: 
fünde zufammen ruft, wird die Zeit zur Eröffnung des Neichetags nad) 
dem dreigehnten und innerhalb funfzehn Tagen, von dem Tage an gerechnet, 
wann die Zufammenberufung in den Kirchen der Hauptfladt bekannt gemacht 
woden, feitgefest. \ | . 

$. 52. Der König ernennt den Landmarfhall und Sprecher für den 
Bürger: und Bauernſtand, mie auch die Secretaire für den Bauernſtand. 
da Etzbiſchoff ift beftändig Sprecher für den Priefterftand. 


$. 53. Die Stände des Reichs erwählen fogleih, wenn der Reiche: 
{ag möffnet wird, die Ausfhüffe, welche die Angelegenheiten vorbereiten fols 
"m. Diefe bei jedem Reichstage nöthigen Ausfhüffe find: ein Verfaf 
lungsausfhuf, um Fragen zu veranlaffen und aufzunehmen, welche 

änderungen in den Örundgefegen betreffen, und ihre Aeußerungen darü= 
be an die Stände des Reichs abzugeben, wie auch die im Staatsrathe ges 
führten Protocolfe genau nachzufehen; ein Staatsausfhuß, um vor den 
Rihöftänden den Zuftand, die Verwaltung und den Behuf des Beſtandes 
kt Finanzen und. der Reihsfchulden darzulegen; ein Bewilligungsausfchuß, 
um die Vertheilung der Bewilligung vorzufchlagen; ein Bankausſchuß, um 
Ye Verwaltung der Bank und ihren Zuftand nacyzufehen, auch Vorſchriften 
u Verwaltung derfelben zu geben; ein Gefegausfhug, um Vorfchläge zur 
Iabefferung der Civil-, Criminal» und Kirchengefege auszuarbeiten, tie 
ud ein öconomifcher Ausfhuß, um die Mängel bei den öffentlichen Oeco— 
Mmieanftalten zu bemerken, und Abänderungen dabei vorzufchlagen. 


$. 54. Kordert der König von den Ständen des Reichs einen befon- 
kr Ausihuß, um mit ihm über Sachen zu berathfchlagen, womit die ans 
tm Ausſchuſſe ſich nicht. befaffen Eönnen, und wenn die Verhandlungen ges 
gehalten werden muͤſſen; fo errichten die Neicheftände einen ſolchen; 
Noch beſitzt derſelbe nicht die Macht, einen Beſchluß zu faflen, fondern bloß 
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dem Koͤnige ſeine Aeußerungen uͤber die Gegenſtaͤnde abzugeben, welche der 
König. demſelben mittheilt 

$. 55. Die Reichsſtaͤnde dürfen bei dem Zugegenſeyn des Königs über 
keinen Gegenftand etwas beſchließen. Die Ausſchuͤſſe der Reichsſtaͤnde, welche 
nicht diejenigen find, welche in dem vorhergehenden $. erwaͤhnt worden, koͤn⸗ 
nen in Gegenwart des Königs feine Ueberlegung anftellen, 

$. 56. Fragen, welche den Staat betreffen. und in pleno ber Reichs: 
ftände vorfommen, dürfen nicht unmittelbar ald abgemadht aufgenommen 
werden, fondern find einem behörigen Ausfhuß zu übergeben, welcher diefgl- 
ben zu unterfuchen, und fid darüber zu dußern hat. Worfchläge eines Aus: 
ſchuſſes follen zuerft in pleno des Standes zur Annahme oder zur Verwer— 
fung, ohne Veränderungen oder Zufäge, dargebracht werden. Geſchehen da— 
bei in pleno des Standes folhe Anmerkungen, welche die Annahme verhin- 
dern; fo merden diefe Anmerkungen dem Ausfhuß mitgetheilt, um darauf 
den Vorſchlag nachdruͤcklichſt zu unterfuhen und auszugleihen. Wenn ein 
fo‘ ermogener Vorſchlag zu dem Stande zurüdkömmt; fo befigt derfelbe die 
Macht, denfelben unverändert, oder mit Veränderungen anzunehmen, obe 
gänzlich zu verwerfen. | 

$. 57. Das uralte Recht der ſchwediſchen Nation, ſich ſelbſt zu 
befhagen, wird von den Ständen des Weich allein beim allgemeinen 
Reichstage ausgeübt. 

$. 58. Auf jedem Neichstage läßt der König den Zuftand der Finan- 
zen in allen ihren Theilen, fowohl in Anfehung der Einkünfte ald der Aus: 
gaben, Forderungen und Schulden, dem Staatgausfhuffe, welchen die Reichs: 
ftände ermwählen, vorlegen. - Sollten duch Tractaten mit fremden Mächten 
einige Mittel dem Weiche zufließen; fo follen diefe auf gleiche Weiſe nach— 
gemwiefen werden. | 

$. 59. Dem Zuftande des Reichs und der Finanzen zufolge, ſtellt 
der König dem Ausfhuß die Ueberlegung anheim, ob der Staat feine Be— 
dürfniffe durch die gewöhnlichen Einkünfte beftreiten kann, oder welcher Bes 
huf durch Bewilligung erfüllt werden muß. | 
| 8. 60. Bu den legtern werden See» und Pandzoll, wie auch Accisab⸗ 
‚ gaben, Poftgefälle, Stempelpapierabgaben, Hausbedarf: Brennereigefälle, nebft 
ang was die Stände des Reichs noch befonders an jedem Reichstage als 
Berilligung annehmen, gerechnet. Keine öffentlichen Abgaben, von welchem 
Namen und von welcher Befchaffenheit fie auch feyn mögen, fönnen ohne 
Einwilligung der Reihsftände erhöhet werden, ausgenommen allein der See: 
zoll für einfommendes und ausgehendeds Kom. ben fo wenig darf der 
König die Einkünfte des Staats verpachten, oder zum Gewinn für fi, für 
die Krone, oder einzelne Perfonen. und Corporationen, irgend? Monopolien 
errichten. 

$. 61. Alle Abgaben, welche die Stände des Reichs unter ben im 
vorhergehenden $. genannten Ziteln bemwilligen, werden vor und mit des Jah— 
res Anfang, welcher nachher einfällt, wenn die Berilligung feftgefegt wor: 
den, gerechnet. Merden die Stände des Reichs, innerhalb der Zeit, vom 
Könige oder dem Staatsrathe zufammen berufen; fo hören die Bewilligun: 
gen, wohin alle obgedachte Abgaben zu rechnen find, mit des Jahres Aug: 
gange, worin ein ſolcher Reichstag anfängt, auf. * 

$. 62. Nachdem der Behuf der Finanzen vom Staatsausſchuß aufge⸗ 
geben, und von den Reicheftänden ‚geprüft worden, koͤmmt es auf die Stände 
des. Reihe an, eine dem entiprechende Bewilligung anzunehmen, und zus 
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gleich dabei feſtzuſetzen, wie beſondere Summen davon zu befondern Zwecken 
angewandt werden ſollen, und dieſe Summen unter beſtimmten —— 
im Reichsetat anzuſchlagen. 


$. 63. Außerdem muͤſſen für unvorhergefehene Zufälle zwei Brfendite 
hinreihende Summen ausgefegt und angefchlagen werden; die eine, die der 
Kinig benugen mag, wenn er fie zur Vertheidigung des Reichs, oder zu an— 
been höchft wichtigen und paffenden Zwecken, nachdem die Gedanken des ge⸗ 
ſanmten Staatsraths vernommen find, unumgaͤnglich nothwendig findet; die 
andere, daß der König bei entſtandenem Kriege aus der Bank der Reiche: 
Hände Hebungen made, nachdem fein Staatsrat) im pleno darüber gehört, 
und die Reichsftände zufammen berufen worden. Die verfiegelte‘ Anordnung 
fir die legtgedachte Summe darf nicht eher aufgebrochen, noch darf: die 
Summe von den Bevollmächtigten der Bank eher ausgezahlt werden, als 
de Zufammenberufung des Reichstags in ben Kirchen der Hauptitadt gehörig 
fund gemacht worden. 


I. 64. Sowohl die gewöhnlichen Staatsmittel und Einkünfte, als 
datjenige, was auf vorgedachte Weiſe von den Reichsſtaͤnden unter dem 


Namen außerordentlicher Auflagen oder Bewilligungen für. die Staatsein 


fünfte angeſchlagen worden, iſt unter der Dispoſition des Koͤnigs, damit es 
u dem von den Reichsſtaͤnden geprüften Behufe und nach dem: —. 
Et angewandt merde. 

$. 65... Diefe Staatsmittel dürfen nicht anders angersandt Werden, ais 
feſeſezt worden iſt, indem die Miiglieder des Staatsraths verantwortlich 
find, wenn- fie seine Abmweichung davon ftatt finden laſſen; ſie haben vielmehr - 
him Protocolle Worftellungen dagegen, zu maden, und dasjenige, annfüheen 
ms die Stände des Reichs hierin verordnen. 


$.66. Das Reihsfhuldencomtoir verbleibt, ° soie-biahet; u 
tar dee Reitung, Einfiht und Verwaltung der Reichsſtaͤnde, und da. bie 
Stine des Reichs die Verantmortlichkeit der Reichsſchulden, ‚worliber dag 
Comtoir die Gefchäfte hat, auf fi nehmen; fo haben auch, die Reichsſtaͤnde, 
mchdem der Staatsausfchuß ſich uber den Zuftand und. Behuf des: Comtoirs - 
auegelaſſen durch befondere Bewilligungen die. Mittel zuſammen zwifchießen, 
Ye zur Bezahlung der Schuld, dee Zinfen und des Capitals unumgänglich 
Kunden werden, fo. daß: der Credit des: Reichs beibehalten und geſchuͤtzt werde 

.67. Der Sachwalter des Königs beim Reichsſchuldencomtoir wohne 
im Zufammenkünften ber Bevollmächtigten nicht | öfter : bei, als wenn die 
Behollmaͤchtigten "verlangen, mit ihm zu überlegen, r 

$. 68. Die zu dem Reichsſchuldenweſen gehörenden und bazıs ange: 
—* Mittel duͤrfen unter keinem Vorwand, noch unter irgend einer 

Vilkühr demſelben entnommen, oder zu anderm Behuf, als ‚von. den Reiche: 
kinden beftimme iſt, amewandt werden. Jede Verotdnung/ die dagegen 
Reiter, iſt kraftlos. 

69. Entftehen entweder bei ten Reichsftänden insgefammt, oder 

itgend einem Stande Bedenklichkeiten, dasjenige anzunehmen, was: der 
Statsausfchuß“ indemjenigen. antaͤth, was entweder: die Regulirung des 
Etats, oder den darnach ſich zu richtenden ganzen Belauf dev Bewilligung ans 
bet, oder ag zu ‚den Ausgaben des Meichsſchuldencomtoirs und zu den 
Cikünften gehört, oder auch "die Leitumg der Verwaltung und des Reichsſchul⸗ 
kaomtoirs. angeht; To follen. die-Urfachen angeführt: werden, auf welche ſich 
ſe Bedenklichkeiten ſtuͤtzen, und dem Staatsausſchuß mitgetheilt werben, 
datauf die — in — —— nimmt. —— der Staats⸗ 
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ausſchuß von der ſchon abgegebenen Aeußerung nicht abweichen, oder den 
Gedanken der Reichsſtaͤnde oder eines einzelnen Standes nicht beiſtimmen zu 
koͤnnen; ſo ernennt der Ausſchuß Deputirte, welche in demjenigen Stande, 
wo Bedenklichkeiten ſich hervorthun, auftreten, und wo die Sache näher aus: 
einander gefegt wird. Werbleibt ein Stand dennod bei. der Meinung, welche 
er voraus gefaßt; fo wird die Sache durch einen Beſchluß dreier Stände 
abgemaht. Stehen zwei Stände gegen. zwei; dann foll ber Staatsaus: 
ſchuß mit fo vielen Mitgliedern aus jedem Neichsftande nad) gewöhnlicher 
ordentlicher. Wahl erhöht werden, fo daß dreißig aus. jedem Stande 
dazu kommen. Nachdem eined der fämmtlihen Mitglieder diefes beſondern 
Ausſchuſſes ausgelofet worden, flimmen die übrigen gemeinſchaftlich und 
niht nah Stand, mit gefchloffenen Zetteln, zur unmwilkürliien Annahme 
‚oder DVerwerfung deffen, was der Staatsausfhuß anräth, und zwar blog in 
den Fragen, warum ber Reichsſtand verſchiedener Meinung iſt; und bie 
Meinung der Mehrften, die bdergeftalt ihre Stimmen geben, wird als ein 
Neichstagsbefchluß angefehen. 


6. 70. Wenn die Summe, melde. duch Berilligung ausgemacht 
werden muß, von den Reichöftänden beftiimmt wird; fo follen fie ausdrücklich 
ihrem gewählten Bewilligungsausfchuß auftragen, Vorfchläge zur Vertheilung 
und Hebung der gedachten Summe zu treffen, Bonds dazu anzugeben, umd 
die Art und Weife darzuthun, wie ſolche in jedem befondern Falle angewandt 
werden Können, welches alles der Benilligungsausfhuß den Reichsſtaͤnden in 
pleno vorzuftellen hat. b Ä 


$. 71. Sind mehrere der Neichsftände in Anfehung der Fonds, ber 
Art und Weife ihrer Anwendung, der Vertheilung der Bewilligungen und 
der Hebung derfelben uneins, oder folkte, was nicht zu erwarten fteht, irgend 
ein: Reicheftand allein fich der Zheilnahme an ber feftgefegten Bewilligungss 
ſumme, welche der Bewilligungsausſchuß vorgefchlagen, entziehen; fo fol je 
dee Reichsftand, welcher eine Aenderung im Vorſchlage des Reichsausfchuffes 
verlangt, den. übrigen feine Gründe dazu mittheilen, und die Art und Weiſe 
angeben, wie eine folche Abänderung zu erreichen fey, ohne daß der. Zweck ver 
fehlt wird, :- Hierüber wird der Bewilligungsausfhuß gehört, worauf die 
Reichsſtaͤnde daffelbe oder die Fragen, warum eine Zmiftigkeit unter ihnen 
entftanden, zur Abmachung vornehmen. Fallen drei Stände demjenigen bei, 
was. gegen den Vorſchlag des Bewilligungsausfchuffes in seinem oder andern 
Theil angemerkt worden; fo wird der Vorſchlag in diefen Theilen verworfen. 
DVerwerfen drei Stände dasjenige, : worauf ein einzelner Stand. dringt, 
und dieſer verbleibt. deunoch bei feiner Meinung,. oder ſtehen zwei Stände 
gegen zwei; dann ſoll die Sache, fo wie im 69. $.. vorgefchrieben :ift, dem 
Staatsausſchuß, der zu einer ſolchen Anzahl nom Mitgliedern, ‚note eben da⸗ 
ſelbſt beſtimmt wird, ermeitert worden, zur: Abmachung überloffen werden. 
"Geben drei Stände demjenigen ihren Beifall, was gegen, den Vorſchlag des 
Berilligungsausfchuffes in einem ober ‘andern Theil angemerkt würden; fo 
wirde der Vorſchlag in; dieſen Theilen verworfen. Schlagen drei:Stände: das⸗ 
jenige ab, was ein einzelner Staub fordert, und dieſer verharrt dennoch auf 
ſeiner Meinung, oder ſtehen zwei Staͤnde gegen zwei; ſo ſoll die Sache dem 
Staatsausſchuß, der zur beſtimmten Anzahl von, Mitgliedern erhoͤht worden, 
auf die Weiſe zur Abmachung uͤbetlaſſen werden, wie es ber, 69. 8. vor⸗ 
ſchreibt. Geben die mehrſten Mitglieder dieſes Ausſchuſſes dem Vorſchiage des 
Bewilligungsausſchuſſes in einem oder mehrern derjenigen Theile, worin die 
Stände bed Reichs denſelben voraus nicht einhellig angenommen haben, br 
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ven Beifall; fo verbleibt dieſer Vorſchlag hierin mit aller Kraft eined Bes - 
ſchluſſes der Reichsſtaͤnde geltend. Verwerfen fie denfelben. in irgend denjeni⸗ 
gen Zheilen, die felbft von drei Reichsftänden verworfen worden find; fo Liegt 
e8 dem Berilligungsausfhuß ob, eine andere Vertheilung oder andere Fonds 
und die Art und Weiſe vorzufchlagen, wie bloß. derjenige Antheil an der Be: 

gefumme auszumitteln fey, worauf der verworfene Theil bei dem er⸗ 
fien Borfejlage des Ausfchuffes fein Augenmerk gerichtet hat. 

8. 72. Die Bank der Reihsftände verbleibt Eünftig, wie fie 
biäher gewefen, unter der eigenen Garantie und Aufficht der Reichsftände, 
ſo daß fie ungeftört von den Bevollmächtigten, welche jeder Stand dazu vers 
othnet, nach den DVerordnungen und Meglements, die bereitd gegeben find, 
oder noch ferner von den Reichsftänden gegeben werben. fönnen, vermaltet 
werden ann; indem die Neichftände allein das Recht befigen, die ausgege— 
benen Bankozettel als Reichsmuͤnze anerkennen zu laffen. 

$. 73. Keine neuen Auflagen, Ausfchreibungen an Mannfchaft, oder 
Gh und Waaren, dürfen künftig, ohne den freien Willen, und ohne Ein- 
killigung der Reichsftände nad) der vorhin gedachten Ordnung, aufgelegt, ge 
vo ‚ und gefordert werben. 

”g, 74. Der König hat nit die Macht, irgend einen andem Beitrag 
rt Me eines entftandenen Krieges zu fordern, als den Zufammen= 
Tau von Lebensmitteln, welcher in einem Landesort zur Unterhaltung des 
Keegsvolks zu einem Zuge oder Marfche erforderlich feyn kann, wenn naͤm⸗ 
lich die verfchiedenen Derter, durch die. der Zug gefchieht, die Truppen mit 

Unterhaltung zu verfehen, nicht im Stande find. Dieſer Beitrag 
fl’ indeffen fogleich durch Geld aus den Stantsmitteln, nad) dem feſtgeſetz⸗ 
ten Markrgangspreis und mit Erhöhung zur Hälfte ihres Belaufs, den Lie- 
feranten “bezahlt werden. Er foll aber nicht für Truppen gefordert werden, 
Die nach irgend einem Orte verlegt, oder umter Kriegsbemegungen benugt 
werden; dann find die Truppen aus den dazu gefammelten Magazinen oder 
Bonath mit ihren Bedürfniffen zu verfehen. 

.$. 75. Die jährlihen Marktgangstaren follen buch Deputicte aus 
allen Meichsftänden, welche auf die Art, wie jeder einzelne Stand für: ſich 
es vorſchreibt, zu waͤhlen ſind ‚ errichtet werden. Was dieſe feftfegen; dem 
foll- nachgelebt. werden, in fo fern Feine Veränderung darin ie ah. 
nachgefucht und beſtimmt wird. 

$. 76. Ohne Einwilligung der Reichsſtaͤnde kann dee. König Keine 
Anleihe in und außer dem Reiche machen, noch daſſelbe mit neuen Schul⸗ 
den belaſten. 

8. 77, Die Domainen mit den darunter — Doͤrfern, die Kron⸗ 
mälder,. Parks und Thiergaͤrten, Kronwieſen, nebſt Lachsfang und anderer 
Kionfifcherel,, wie auch die übrigen Kronbeneficien, darf der König nicht ohne 
Einwilligung ber Reichsſtaͤnde, durch“ Verkauf, Verpfaͤndung oder Verſchen⸗ 
kung, noch auf irgend eine andere Art, veräußern. Sie follen fo, wie #8 
die Reichsſtaͤnde beftimmt, verwaltet werden; doc mögen die Perfonen und 
Gemeinden, die, nach den bisher geltenden Verfaffungen, foihe Domainen 
ime haben, oder benugen, daran’ ein gefegmäßiges Recht zu ihrem Nugen 
genießen ; auch können urbare oder. urbar zu machende Felder in den Kron⸗ 
wäßern in gewöhnlicher Ordnung, nad). den gegentwärtigen oder eünfelg be 
fiohenden Berfaffungen, zinsbar verkauft werben. 

8. 78. Kein Theil des Reichs darf davon durch Verkauf, Wer 
Mündung, Verſchenkung, ober auf eine andere'bergleichen Art ge nn rennt werben, 


’ 
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$. 79. Keine Veraͤnderung in der Reichsmuͤnze, In Anſehung bes 
Schrotes und Korns, ber Erhöhung oder der Erniedrigung, darf ohne bie 
Buftimmung ber Reicheftände Statt haben; doch bleibt hiebei des Königs 
Recht, Münzen ſchlagen zu laffen, ungekraͤnkt. 

$. 80. Die Kriegsmacht zu Pferde und Fuß, wie auch mas die Mas 
trofen in Anfehung der Stellung, der Verpflegung und Vertheilung betrifft, 
verbleibt bei den auf dem Lande und in den Städten errichteten Contracten, 
und dem Bertheilungswefen, melde in Anfehung ihrer Hauptgrundfäge un: 
‚geftört bleiben follen, bis der König und die Reichsſtaͤnde irgend eine Aen— 
derung darin gemeinfchaftlih zu machen für gut finden; indem feine neue 
ober erhöhte militärifhe Stellung und Verpflegung ohne des Königs und der 
Stände einträchtigen Beſchluß Statt finden darf. 

$. 81. Diefe Regierungsform, wie auch die übrigen Grundgefege bes 
Reiche, können nicht ohne des Könige und aller Reiheftände gemeinfchaftlis 
hen Belchluß geändert oder aufgehoben werden. Keine Anfragen dürfen in 
. ‚pleno der Stände darüber erregt werden, fondern müffen bei dem an jedem 

Reichstage gewählten Verfaffungsausfhuß der Reichsſtaͤnde angemeldet 
werden. Diefer Ausfhuß, deffen Pflicht ſeyn fol, die Grundgefege zu er 
forfchen, befigt das Recht, bei den Ständen des Reiche Veränderungen darin 
vorzufhlagen, melde er als hoͤchſt nöthig oder nüglic und ins Werk zu 
ftellen als möglich anfieht. Die Stände des Reichs dürfen nicht auf dem 
Neichetage, auf welchen der Ausfchuß irgend eine folche Aenderung vorfchlägt, 
fondern erft auf dem nächftfolgenden darüber einen Beſchluß faſſen. Sind 
alsdann alle Stände des Weiche in der Abänderung einig; fo überlaffen fie 
den Vorſchlag hierin dem König duch ihren Sprecher mit dem Beyehren, 
daß der König feinen Beifall dazu geben möge. Der König entnimmt fos 
dann hierüber die Gedanken des ganzen Staatsraths, faßt fodann feinen Be: 
ſchluß, und theilt den Reichsſtaͤnden auf dem Reichsſaal feine Einwilli— 
gung, oder auch die Urfachen mit, warum er in ihr DBerlangen nicht einge— 
willigt hat, : 

Will der König bei den Ständen des Reichs irgend ‚eine Veränderung 
in den Srundgefegen vorfchlagen; fo höre er den Staatsrath, und überliefere 
fodann feine Propofition, nebft den Gedanken des Staatsraths darüber, 
an die Stände des Reichs, welche fogleih, ohne diefe-Propofition vorher zu 
überlegen, fie dem Berfaffunggausfhuß auftragen, um feine Aeußerung 
darüber an die Stände des Reichs abzugeben. Beſtaͤrkt der Ausfhuß das: 
jenige, was ber König vorgefchlagen; fo ruhe die Anfrage bis zum nächften 
Neichstage, auf welchem die Stände des Reichs einen Beſchluß darüber fafs 
fen müffen. Verwirft der Ausfhuß die Propofition des Königs; dann Fön: 
nen die Neichöftände entweder fogleich diefe.Propofition abfchlagen, oder auch 
abmachen, daß fie über ſolche beim nächftfolgenden Reichetage . befchließen 
wollen; in melhem Falle die Meinung dreier Stände gilt; und wenn ziel 
‚Stände gegen zwei ſtehen; fo ift deren Beſchluß aufzufchieben. Aber unter 
keinem Vorwande dürfen die Stände des Reiche cher, ald amnächften Reichss 
tage, den Propofitionen ihre Zuſtimmung geben. Willigen dann alle 
Reichsſtaͤnde in des Königs Vorfchlag ein; fo verlangen fie einen Tag, an 
welchem die Reicheftände auf dem Reichsfaal ihre Zuftimmung dazu abgeben, 
Nehmen die Reihsftände gemeinſchaftlich des Königs Vorſchlag nicht an; fa 
ift er abgefchlagen, und die Reichsſtaͤnde reichen ihren Abfchlag mit der Urs 
fache dazu fhriftlich beim Könige durch ihren Sprecher ein. 

8.82. Was zur Abänderung und Verbeſſerung der Grundgefege, nach 


Berfaffung vom 7. Zuni 1809. I 85. 


ber jegt vorgefchriebenen Ordnung, bie Reichsſtaͤnde einhellig befchließen und 
ve. König genehmigt, oder was der König vorfchlägt und die Stände bes 
Reihe einhellig annehmen, hat die Kraft eines Grundgefeges. 

'$. 83. Keine künftig geltende Erklaͤrung der Grundgefege darf ohne 
auf die Weife, welche zufilge der beiden vorhergehenden $. $. bei Abänderungen 
beobachtet werden muß, feftgefegt werden. Nach dem Sinne ihrer Worte 
ſel man fi in jedem einzelnen Falle richten. 

$. 84. Wenn der Verfaffungsausfhuß Leine Urfache findet, irgend eis 
nen Vorfchlag zur Veränderung oder zur Erklärung der Grundgefege, welche 
der Ausſchuß von einem Neichstagsmanne empfangen, zu genehmigen, und 
den Reihsftänden zur Prüfung vorzulegen; fo ift der Ausfhuß fchuldig, wenn 
ber Verfaſſer des WVorfchlags es fordert, demfelben feine Meinung darüber 
mitzutheilen, mit der Freiheit, diefelbe nebjt dem Borfchlage durch den Drud 
Öffentlich bekannt zu machen, indem er fich für des Iegtern Inhalt felbft als 
Derfaffer gefegmäßig vertheidigen mag. 

$. 85. Als Grundgefege follen angefehen werden: diefe Regietungs⸗ 
form nebft der Meichstagsordnung, die Succeffionsordnung und die Verord⸗ 
ang einer allgemeinen Drudfreiheit, welche, in Uebereinflimmung mit den 
in diefer Regierungsform beflimmten Grundfägen, die Stände des Reich 
und der König gemeinſchaftlich auf diefem Reichstage feftftellen. N 

$. 86. Unter Drudfreiheit wird das Recht eines jeden Schweden 
verfnden: ohme einige von der Öffentlichen Macht ihm in Weg gelegten 
Hademiffe, Schriften herauszugeben; daß diefe nur ven einem gefeßmäßigen 
Riherftuhl ihres Inhalts wegen in Anfprud genommen und in feinem ans 
dem Galle mit Strafe belegt werden Eönnen, als wenn der inhalt gegen 
ein deutliches Gefeg flreitet, welches gegeben ift, die allgemeine Ruhe aufrecht 
zu halten, ohne der Aufklärung der Nation Zwang anzuthun. Alle Acten 
und Ptocolle, wie fie auch heißen mögen, ausgenommen diejenigen Proto: 
colle, welche man im Stantsrathe und bei dem Könige in minifteriellen An: 
geegenheiten und in Sommandofachen führt, Eönnen unmillführlich durch den 
Dud bekannt gemacht werden. Die Protocolle und Acten, welche Sachen 
Dr Bank und des Meichsfchuldenmwefens betreffen, welche heimlich: gehalten 
berden müfien, dürfen nicht gedruckt werben. 

$. 87. Die Reichsftände haben gemeinfchaftlich mit dem Könige: bie. 
Nacht, Civil- und Griminal:, wie auch Kirchengefege zu geben, und vorhin 
xgehene Gefege zu verändern: und aufzuheben. Der König darf nicht ohne 
Enmiligung der. Reicheftände irgend ein neues Gefeg machen, oder ein altes 
chſchaffen. Anfragen hierüber Eönnen in pleno der Stände erregt, und follen, 
them der Gefegausfhuß der Verordnung des 56. $. gemäß darüber ver: 
kommen ift, von den Ständen des Reichs abgemacht werden. Kommen bie 
Wihäftände in irgend einem neuen Gefege, oder in ber Aufhebung oder Ver: 
inderung eines alten Geſetzes überein; fo wird der darüber gefchehene Vor: 
Mag dem Könige durch den: Sprecher überreicht, welcher die Meinungen des 
Suaatsraths und des hoͤchſten Tribunals darüber vernimmt, und, nachdem 
& feinen Beſchluß gefaßt hat, werden die Reichsſtaͤnde auf den Reichsfaal 
uſammen gerufen, um entweder deffen Emmilligung in ihre Begehren zu 
Mpfangen, oder auch deſſen Urfache zur Verweigerung zu vernehmen. Fin: 

der König für gut, irgend eine Gefeganfrage den Reichsftänden vorzutra: 
9m; fo verlange er die Aeußerung des Staatsraths und des hoͤchſten Zribu: 
Mi darüber, und theile dann den Neichöftänden feine Propofition, zus 
Bei mit der gedachten Aeußerung, mit. Sodann fordern die Reichsſtaͤnde 
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die Meinung bes Geſetzausſchuſſes hierüber, und beſchließen alsdann, und 
wenn fie ber Propofition des Königs ihren Beifall geben; fo überreihen fie 
dem Könige ihre Antwort auf dem Reichsſaale. Schlagen fie diefelbe aber 
ab; fo gefchieht es fchriftlich durch die Sprecher. In allen dergleihen Ans 
fragen über die Gefege fol die Meinung dreier Stände als ein Reichstags 
befchluß angefehen werden. Stehen zwei Stände gegen zwei; fo verfällt bie 
Trage, und es bleibt bei dem, was vorhin verordnet worden. 

$. 88. Mit der Auslegung der Civil-, Ctiminal⸗ und Kirchengefege 
verhält e8 fi fo, wie mit. der Gefeggebung. Die Auslegungen, welche ber 
König, in Antworf auf Anfragen des rechten Sinnes eines Gefeges, durch 
deſſen höchften Nichterftuhl während ‚der Neichstage giebt, koͤnnen von ben 
Reichsftänden, als nicht geltend erklärt. werden, morauf fie nicht länger geltend 
find, noch die Richterftühle ficy auf diefelbe beziehen, und nicht weiter von 
ihnen beobachtet werden. 

$. 89. Im pleno der Reicysftäande Eönnen Anfragen gefchehen, Ges 
fege und Berfaffungen, melde die öffentlihe Haushaltung des Reichs betrefz 
fen, zu. verändern, zu erklären und aufzuheben, neue Gefege hierüber zu jtifs | 
ten, und Gründe für öffentliche Einrichtungen aller Art anzugeben; welche 
Anfragen an den Öffentlichen Beſchwerungs- und Dekonomieausfhuß zue 
Erörterung zu verweilen find. 


890. Während der Ueberlegungen und Prüfungen ber Reichsſtaͤnde, 
oder deren Ausſchuſſes, dürfen in feinem andern Falle, noch auf irgend eine 
andere Urt, ald das rundgefeg buchftäblich vorſchreibt, Fragen. über Anftels 
fung und Abfegung von Beamten und Bedienungen, über Regierungd und 
Michterftühlebefchlüffe, über Nefolution und Decrete, über das Verhalten und 
die Art der Ausführung irgend eines Gefeges, einer Verfaſſung oder Eins 
richtung einzelner Mitbürger und Gorporationen vorkommen. 


$. 91. Trifft dasjenige ein, wovon im 39. $. geredet tft, daß ber 
König nach vorgenommener Reife über zwölf Monate aus dem Reiche bleibt ;z 
fo ruft der Staatsrath, durch eine Öffentliche Aufforderung, die Stände des 
Reichs zum allgemeinen Reichötage zufammen, und läßt die Zufammenbes 
rufung innerhalb funfzehn Tagen nad) dem Verlaufe gedachter Zeit in ben 
Kirchen der Hauptftadt, und auch baldigft in den übrigen Theilen des Reiche 
bekannt maden. Wenn der König hiervon benachrichtigt wird, er aber ben- 
noch nicht. ing Reich zuruͤckkoͤmmt; fo ergreifen die Stände des Reichs diejenigen 
Maaßregeln für die Verwaltung deſſelben, welche fie am nüslichften finden. 

$. 92. Daffelbe Gefeg gilt, wenn bie Krankheit des Königs von ber 
Art zu feyn fortfährt, daß er länger als zwölf Monate ſich mit den Regie 
tungsangelegenheiten nicht befallen Eann. 

$. 93. Wenn der König ftirbe, und der Thronfolger noch nicht mins 
dig iſt; fo fertigt der Staatsrath an die Neichsftände eine Zufammenberufung 
aus, welche Zufammenberufung inerhalb funfzehn Tagen nad) des Könige 
Zode in den Kirchen der Hauptftadt und fo weiter im Meiche kund gemacht 
werden muß. Die Reicheftände haben, ohne Hinſicht auf irgend ein Teſta⸗ 
ment bes, verftorbenen Königs, welches die Reichsverwaltung betrifft, einen 
oder mehrere Vormuͤnder zu verordnen, welche, bis zur Mündigkeit des 
Königs, die Regierung in deffen Namen, diefem Grundgefege nach, ausüben, 
Wenn der König fein ahtzehntes Jahr erreicht hatz fo darf er in den 
Staatsrath, ins hoͤchſte Tribunal, in die Hofgerichte und Collegien eintreten, 
doch ohne am irgend. einem Beſchluſſe Theil zu nehmen. | Ä 

$. 94. Sollte der. ungluͤckliche Zufall eintweffen, daß die Eönigliche 
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Familie, der das Erbrecht zum Reiche aufgetragen ift, von ‚männlicher Seite 
ausginge; fo ruft der Staatsrath, innerhalb der im vorhergehenden $.. fefts 
arfegten Zeit, nach dem Tode des legten Königs zu rechnen, bie. Stände bes 
Reichs zu einem. allgemeinen Reichstage. zufammen. Dann follen die Reiches _ 
fände ein neues Königshaus, mit Beibehaltung dieſer Regierungsform, ers 
mihlen und verorbnen, wie die Reichsverwaltung geführt werden muß, bis ber 
gewählte König diefelbe annehmen Eann. 

$. 95. Sollte wider Bermuthen der Staatsrat e8 unterlaffen, in den⸗ 
jnigen Fällen, die im 91, 93 und 94 $$. gedacht- find, die Reichsftände 
badigft zufammen zu rufen; fo liegt es der Direction des Ritterhaufes, den 
Domeapiteln im Reiche, dem Magiftrate in dee Hauptftadt, und den Be 
amten in den ‚Zehen auf, durch öffentlihe Bekanntmahung hiervon Nadys 
riht zu ertheilen, damit die Wahl der Reichstagsmänner, wo folhe Wahl 
Statt findet, baldigft angeftellt werden könne, und die NReichsftände zuſam⸗ 
men kommen, um ihr und des Reiches Recht in Acht zu nehmen und zu 
(dügen. Ein ſolcher Reicjstag wird am funfzehnten Tage, nachdem bie Zus 
hummenberufung in den Kirchen der Hauptftadt befannt gemacht worden, eröffnet, 

$. 96. Die Stände des Weiche follen auf jedem Reichstage einen ges 
ſetkundigen, durch ausgezeichnete Medlichkeit anerkannten, Mann verordnen, 
de ad Sachwalter derfelben, zufolge der von ihnen ihm gegebenen ns 
function, Aufficht über die Befolgung der Gefege bei den Richtern und Bes 
amten habe, auch bei den belanghabenden Richterſtuͤhlen diejenigen, die bei 
ihter Amtsverrichtung aus Parteilichkeit, Anfehen der Perfonen, oder aus 
itgend einer andern Urfache, irgend etwas wider die Gefege begangen oder 
ad unterfaffen, daß ihre Amtspflichten nicht gehörig ausgeführt worden 
find, zur Rede jtelle. Doc, ift er im jeder Hinficht derfelben Verantwortung 
und Pliht unterworfen, welche die Gefege und die Verordnung des Gerichts⸗ 
mens richterlichen Perfonen vorfchreibt, | 


6. 97. Diefer Juſtizſach walter der Reichsftände wird durch Wahl: 
herren, wozu jeder Stand eine gleiche Zahl ernennt, gewählt, Nachdem un: 
te diefen Wählenden einer durchs Loos ausgetreten; fo follen die übrigen ges 
minfhaftlich und nicht nach Stand, zuerft vermitteljt gefchloffener Zettel, je 
br für fi, den Mann aufgeben, den fie zur Stimmenmwahl tauglich halten. 
dalen hierbei die Stimmen mehr ald die Hälfte der Anzahl der ftimmenden 
Vahlhetten auf Einen Mann; fo wird derfelbe gehörig gewählt. Sind das 
gegen die Stimmen unter mehrere dergeftalt vertheilt, daß eine vollftändige 
Mehrheit der Stimmen für feinen Statt findet; fo wird ein neues Votiren 
mit gefchloffenen Zetteln zur Wahl desjenigen, der die mehrften Stimmen 
halte, angeftellt, welches auf gleiche Weife bis zur Mehrheit der Stimmen 
frtgefegt wird. Wenn dann einer von denjenigen, über welche diefer Ord— 
Aung gemäß geflimmt worden, von der Mehrheit der MWählenden angenom: 
mm worden ift; fo hört die Wahlverrichtung auf, und derfelbe wird von den 
Kihsfländen in fein Amt eingefegt. Derjenige, dem dies Amt anvertrauet 
den, kann bei den nächftfolgenden Neichstagen in der hier vorgefchriebenen 
Srbaung dazu wieder erwählt werden. 

$. 98. Die Wahlherren müffen dann, wenn fie den Zuftisfachmwalter 
mählen, auf gleiche Weife einen Mann mit den Eigenſchaften, welche von ” 
kam Beamten erforderlich find, wählen, damit er in deſſelben Stelle trete, 
= er berfelbe innerhalb des nächftfolgenden Reichstages mit Tode ab- 

en ſollte. 

$. 99. Der Juſtizſachwalter ber Reichsſtaͤnde darf, wenn er es für 
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noͤthig anſieht, bei den Berathſchlagungen und Beſchluͤſſen des hoͤchſten Tri⸗ 
bunals, der Vorbereitungskammer der ffentlichen Angelegenheiten des Reichs, 
der niedrigen Juſtizreviſionen der Hofgerichtscollegien, und aller niedrigen 
Richterftühle zugegen feyn, doch ohne das Recht zu befigen, feine Meinung 
dabei zu dußern; auch hat er Zugang zu den Prototollen und Acten aller 
Richterftühle, Collegien und Beamten. Die Beamten des Königs find vers 
bunden, dem Juſtizſachwalter gefegmäßig Hand zu reihen, und alle Fiscale 
durch ausführlihe Acten ihm beizuftehen, wenn er es verlangt. 

$. 100. Dem Juftizfachwalter liegt e8 ob, auf jedem Reichstage dem 
Meichsftänden eine allgemeine Nechenfchaft von feiner Verwaltung des ihm 
anvertrauten Amtes abzulegen, und dabei den Zuftand der Verwaltung der 
Geſetze im Reiche darthun, die Mängel der Gefege und Verfaffungen anzus= 
merken, und Vorſchlaͤge zu deren Verbefferung zu geben. Er ift auch fchuls 
dig, zwifchen den Neichstagen jährlich eine ine über diefe ee 
durch den Druck bekannt zu machen. 


$. 101. Sollte der unvermuthete Fall eintreffen, daß entweder das ges 
fammte höchfte Tribunal des Königs, oder eines oder mehrere von beffen 
Mitgliedern gefunden würden, aus Eigennutz, Parteilichkeit oder Verſaͤum⸗ 
niß, fo unrecht geurtheilt zu haben, daß dadurch irgend Jemand. gegen deut: 
liche Gefege und gegen ein gehörig unterfuchtes und bemwiefenes Verhalten der 
Sache, fein Leben, feine perfönliche Freiheit, Ehre und Eigenthum verloren 
hätte oder verlieren. Eönnte; fo ift der Juſtizſachwalter der Reichsſtaͤnde ver: 
pflichtet, fo wie der Juſtizcanzler des Königs berechtigt, bei dem hier unten 
angeführten beftimmiten Reichstribunal den Fehlenden in Anſpruch zu neh— 
men, und ihn, den Gefegen bes Reichs zufolge, zur Verantwortung zu ziehen. 


$. 102. Diefes Tribunal, unter dem Namen Reichsgericht, fol aus 
dem SPräfidenten des Königs und des ſchwediſchen Reichs: Hofgerihts, wel⸗ 
cher dafelbft das Wort führt, aus den Präfidenten aller Reichscollegien, den 
vier Älteften Staatsräthen, dem’ höchften Befehlshaber über die in der Haupt: 
ſtadt dienenden Truppen, dem hoͤchſten gegenmärtigen Befehlshaber der bei 
der Dauptftadt ftationirten Escadre der Seemacht, aus zwei der Alteften Räthe 
des ſchwediſchen Hofgerichts und dem älteften Rathe aller Reichscollegien, bes 
ftehen. - Wenn nun entweder der Zuftizcanzler oder Juſtizſachwalter ſich ges 
müßigt ſehen, die fämmtlichen Mitglieder, oder auch nur ein einzelnes Mits 
glied des hoͤchſten Tribunals vor dem Reichögerichte in Anfprudy zu nehmen; 
fo Laßt derfelbe bei dem Hofgerichte des. Königs, als MWorttührender des 
Reichsgerichts, den oder diejenigen borfordern, welche in Anfprucd) genommen 
werden follen. Der Präfident im Hofgerichte treffe fodann Anftalt, daß das 
Reichögericht zufammentrete, um die Vorforderung auszufertigen, und bie 
Sache in gehöriger Ordnung zu behandeln. Sollte derfelbe gegen Vermuthen 
dieß unterlaffen, oder irgend einer der obgedachten Beamten fich entziehen, an 
dem Reichsgerichte Theil zu nehmen; fo find diefe, wegen einer’ ſolchen wor: 
fäglichen Verſaͤumniß ihrer Amtspflicht, gefegmäßig der Verantwortung unter 
voorfen. Wird eined oder mehrere der Mitglieder des Reichsgerichts geſetz⸗ 
maͤßig abgehalten, oder findet gegen irgend Jemanden derſelben eine geſetz⸗ 
maͤßige Ausnahme Statt; ſo vollfuͤhrt dennoch das Gericht ſeine Sitzung, 
wenn Zwoͤlf zugegen ſind. Wird der Praͤſident im Hofgerichte durch irgend 
ein geſetzmaͤßiges Hinderniß oder Ausnahme abgehalten; ſo vertritt der aͤlteſte 
im Dienſte befindliche Praͤſident ſeine Stelle. Dieſer Richterſtuhl hat, nach— 
dem die Unterſuchung geſchehen, und das Urtheil den Geſetzen gemaͤß ger 
ſprochen iſt, daſſelbe bei offenen Thuͤren bekannt zu machen. Keiner hat die 
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Mohr, ein ſolches Urtheil zu aͤndern; doch fey es dem Könige zu begnadigen 
umntnommen; indeſſen darf ſich bieß nicht fo weit erſtrecken, daß der’ Wera 
uthellte wieder im Dienfte des Reichs eingefegt werde. 

$. 103. Auf jedem Neichstage follen die Reichsftände zwölf Mitglie 
dee aus jedem Stande zu Geſchwornen erwaͤhlen, welche zu. urtheilen haben, 
in wie fern die fämmtlichen Mitglieder des höchften Zribunals ſich verdient 
macht, um in ihrem wichtigen Amte beibehalten zu werden, oder ob der 
sine und der andere derfelben, ohne beweislich begangenen Fehler, wovon der 
vorhergehende $. handelt, fich dennoch den Verdacht zugezogen, daß er wegen 
Parteilichkeit oder Ungeſchicktheit angefehen werde, das öffentliche Zutrauen 
verwitkt zu haben, und kein. Amt weiter beim £öniglihen Tribunal beffeiden 
time. Diefe Geſchwornen treten denfelben Tag, wann fie gewählt find, zus 
funmen. Eines der ſaͤmmtlichen Mitglieder derfelben wird zuerft ausgeloofet, 
worauf die übrigen, Mann für Mann und nicht Standesweife, mit gefchlof 
fnen Zetteln über die Frage flimmen: ob alle Mitglieber des hoͤchſten Tri⸗ 
dunals das Vertrauen der Reichsſtaͤnde befigen und in ihrem Amte beibehal⸗ 
tn werden koͤnnen? Wird dieſe Frage einhellig, oder mit der größten Zahl 
dr Stimmenden, mit Ja beantwortet; fo werden die fümmtlichen Mitglieder 
bes hoͤchſten Tribunals beibehalten. Wird fie hingegen mit Nein beantwors 
tt; fo macht jeder der Geſchwornen eine gefchloffene Lifte von den Mitglie— 
dem des höchften. Tribunals, e8 mögen nun mehrere oder mwenigere feyn, 
tilhe er dafür hält, daß fie ihres Amtes entlaffen werden müffen. Ueber 
die frei unter diefen, welche die größte Anzahl der Stimmen wider ſich has 
ben, wird über einen nach dem andern von Neuem geflimmt, wobei zwei 
Drittheil der Stimmen gegen den oder diejenigen erfordert werden, melche von. 
dem Zutrauen der Reichsftände ausgefchloffen feyn follen; worauf der ober 
diejenigen vom Könige, bei welchem hierüber von den Reichsftänden Anmels 
dung gefchieht, durch einen gnädigen Abfchied von ihrem Amte entfernt wers 
dem Doch mag der König folchen eine jährliche Penfion zum Belauf des 
halhen Soldes beilegen. 

$. 104. Die Reichsſtaͤnde dürfen ſich in keine Separatprüfung ber Der 
fhlaffe des höchften Zribunals einlaffen, noch darf irgend eine Öffentliche Uebers 
kgung hierin bei den Geſchwornen vorkommen. 


5.105. Der Berfaffungsausfhuß der Reichsftände. hat das Recht, die 
Protocolle, welche im Staatsrathe geführt werden, zu fordern; nur nicht dies 
knigen, welche minifterielle Angelegenheiten und das Commando der Armee 
betreffen, welche blos in Sachen gefordert werden Eönnen, welche algtanin 
befannte und von dem Ausfchuffe aufgegebene Vorfälle betreffen. 


$. 106. Findet der Ausfchuß‘ in diefen SProtocollen, daß irgend ein 
Etaatöminifter, ein Staatsrath, der Hofcanzler, die Staatsfecretäre, oder it 
gend ein anderes Mitglied des Staatsraths, oder der Beamte, welcher in 
Cemmandoſachen dem Könige Rath ertheilt, offenbar gegen die deutliche Vor⸗ 
(hrift diefer Regierungsform gehandelt oder irgend eine Uebertretung derfelben, 
wie auch anderer geltenden Gefege bes Reichs beftärft oder auch nur unters 
laſen, Vorftellungen gegen folche Uebertretungen zu machen oder durch abs 
fhtlihes Zuruͤckhalten richtiger Darftellung fie verurfacht und befördert; dann 
dat der Verfaffungsausfhuß einen folhen unter Anſpruch des Juſtizſachwal⸗ 
tes, vor. das Reichsgericht zu. ſtellen, wo, anſtatt des Staatsraths, vier der 
ätfken Juftizräthe, zwei aus dem adelichen und zwei aus dem unabdelichen 

de, alsdann ihren Sig nehmen, und wobei fo verfahren wird,: wie im 101, 
und 102, $. über das Buredeftellen gegen das hoͤchſte Tribunal vorgefchrieben 
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iſt. Wenn nun die Mitglieder des Staatsraths, ober bie Rathgeber bes Rd: 
nigs in Commandoſachen erfunden werden, daß fie auf obgedachte Weiſe ſich 
der Verantwortung fhuldig gemacht haben; fo richtet fie das Reichsgericht 
nad) den öffentlichen Gefegen und befondern Berfaffungen, welche zur Ent 
fcheidung einer folhen Verantwortung von dem Könige und den Ständen bes 
Reichs feftgefegt worden. 

$. 107. Sollte ber ‚Berfaffungsausfhuß bemerken, daß die ſaͤmmtli⸗ 
hen Mitglieder des Staatsrath$, oder eines oder mehrere deſſelben bei ihren 
Berathfchlagungen über das allgemeine Beſte nicht den wahren Nutzen des 
Reichs vor Augen haben, ober daß irgend ein Staatsſecretaͤr nicht mit Un⸗ 
parteilichkeit, Eifer, Geſchicklichkeit und Thaͤtigkeit ſein ihm anvertrautes 
Amt verwalte; ſo giebt der Ausſchuß ſolches den Reichsſtaͤnden zu erkennen, 
welche ſodann, wenn ſie finden, daß die Wohlfahrt des Reichs es fordert, 
dem Koͤnige ſchriftlich ihren Wunſch zu erkennen geben koͤnnen, daß er aus 
dem Staatsrathe und vom Amte oder diejenigen denjenigen entfernen wolle, 
die auf jene Art ausgezeichnet worden. 

Tragen über dieſe Angelegenheit koͤnnen in pleno der Reichsſtaͤnde er: 
regt, auch noch von andern Ausfhüffen der Reichsftände, außer dem Wer: 
faffungsausfhuß, angetragen werden; dürfen aber nicht eher von ben Reichs: 
fländen abgemacht werden, als bis der Iegterwähnte Ausfhuß darüber gehört 
worden. Zu den Berathſchlagungen der Reichsſtaͤnde hieruͤber ſollen nicht die 
Beſchluͤſſe des Königs in Sachen, welche die Gerechtigkeiten und Angelegen⸗ 
heiten einzelner Perſonen und Corporationen angehen, gerechnet werden, noch 
weniger ſind dieſe irgend einer Pruͤfung der Reichsſtaͤnde unterworfen. 

$. 108. Zur Aufſicht dee Druckfreiheit ſollen die Stände bes 
Reichs auf jedem Reichstage ſechs durch Kenntniffe und Gelehrfamfeit befannte 
Männer nebft dem Juſtizſachwalter, der unter diefen das Wort führt, ver: 
ordnen. Diefen Committirten, von telchen Zwei, ohne den Juſtizſachwal—⸗ 
ter, Rechtögelehrte feyn müffen, liegt e8 nun ob, daß, wenn irgend ein Ver: 
faffer oder Buchdruder felbft, während des Druds, ihnen eine Echrift über: 
reicht, und ihre Aeußerung verlangt, in wie fern, nach den Gefegen ber 
Drudfreiheit, hierin eine Genfur Statt finden kann, dann der Juſtizſachwal⸗ 
ter und mwenigftens drei der Gommittirten folhe Aeußerung fhriftlic abgeben 
ſollen. Erklären fie hierbei, daß die Schrift gedrudt werden kann; fo ift 
ſowohl der Berfaffer, als aud der Buchdrucker, aller Verantwortung frei, bie 
nun auf den Gommittirten beruht. Diefe Committirten follen von den 
Meichsftänden duch ſechs aus jedem Stande auserfehene Wahlherren, welche 
gemeinfchaftlih und nicht Standweiſe ſtimmen, erwählt werden. Geht zwei: 
fhen den Reichstagen irgend einer der Gommittirten ab; fo wählen bie 
übrigen einen behörigen Mann, der in die Stelle des Abgehenden tritt. 


$. 109. Der Reichstag darf nicht länger ald drei Monate dauern, 
von dem Tage an gerechnet, wann der König die Reichsftände, oder deren 
Ausfhuß von dem Zuſtande und dem Behuf der Finanzen hat unterrichten 
kaffen. Sollten indeffen, nad) Verlauf der gedachten Zeit, die Reicheftände 
noch nicht die Meichstagsangelegenheiten abgemacht haben; fo melden ge dies 
bem Könige, mit dem Verlangen, daß der Reichstag noch eine gewiſſe 3 eit, 
höchftens einen Monat länger, fortwähre, welches der König zu meigern und 
zu hindern nicht Macht hat. Wenn es aber unvermuthet gefchehen follte, 
daß, nach Verlauf einer folchen verlängerten Zeit, die Stände des Reichs den 
Etat nicht regulirt, oder feine neue Bewilligung zu einem beftimmten Be— 
lauf ſich erbeten; dann darf ber König die Stände bes Reichs aus einander 
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gehen laſſen, und die vorige Bewilligung verbleibt Bis zum naͤchſten Reichs⸗ 
tage Iſt dagegen die ganze Bewilligungsſumme beſtimmt; find aber die: 
Raceſtaͤnde wegen der Vertheilung nicht eins; dann ſollen nach dem, wie 
fh die feſtgeſtellte Bewilligungsſumme zu derjenigen verhält, die beim vor⸗ 
hetgehenden Reichstage vertheilt worden, die in der legten Bewilligungsord⸗ 
nung feftgefegten Artikel verhältnigmäßig erhöht oder vermindert werden, und' 
die Reichsſtaͤnde tragen ihren Bevollmächtigten in der Bank und in dem 
Reihsfhuldencomtoir auf, eine neue Bewilligungsordnung nad) jenen Grüns 
den aufjumachen und auszufertigen. | 


$. 110. Kein Reichstagsmitglied darf, feiner Handlungen oder "Aeußes 
tungen wegen im Reichsſtande oder in irgend einem Ausfchuffe der Reiches 
finde, zue Rede geftellt, oder feiner Freiheit beraubt werden, ohne daß 
derjenige Stand, zu welchem er gehört, es duch ausdrüdlihen Beſchluß 
wläßt, wobei °7 des Standes bei der Umftimmung in pleno der gegenwaͤr— 
tigen Mitglieder einftimmen. Eben fo wenig darf irgend ein Reichstags: 
mitglied von dem Drte, wo der Reichstag gehalten wird, vermwiefen werden, 
Sollte irgend ein Particulier, oder irgend ein Corps, es ſey militair oder 
duil, oder auch irgend eine Gemeinde, wie fie heißen mag, entweder’ aus 
egemem Antriebe, oder durch Anleitung eines Befehls es verfuchen mollen, 
im Reihsftänden oder deren Ausſchuß oder irgend- einem einzelnen Reichs— 
ingömitgliede Gewalt. anzuthun, oder deren Freiheit bei ihren Berathſchlagungen 
ud Beihlüffen zu flören; fo fey ſolches als DVerrätherei anzufehen, und es 
kimmt auf die Neichsftände an, dergleichen Verbrechen gefegmäßig zu abnden, 

$. 114. Wird irgend ein Reichstagsmitglied, während des Reichstags 
oder auf feiner Meife nacdy oder vor dem Reichstage, mit Wort oder That bes 
kiigt, wenn es fich gleich als Mitglied des Neichetags: zu erkennen gegeben 
hatz fo ſoll ſolches als Hocyverrath- angefehen und beftraft werden. | 

6,112, Bei der Wahl der Reichstagsmitglieder darf irgend ein Bes 
amtet die Autorität feines Amts nicht unbehörig anwenden. Gefchieht es; 
[0 verliert ein folcher feine Stelle. | 


$. 113. Die Tarirungsmänner, die ſich nah ben Bewilligungsvors 
(hriften der Neichsftände richten, follen nicht wegen Debitiren oder Taxiren 
u Verantwortung gezogen worden. | 

$. 114. Der König läßt den fämmtlichen Ständen bed Reichs ben 
Genuß ihrer Privilegien, Vortechte, Gerechtfame und Freiheiten; indem es 
auf der Uebereinkunft der ſaͤmmtlichen Reicheftände und auf dem Beifalle des 
Kinigg beruht, Veränderungen und Ausgleihungen darin vornehmen zu lafz 
m, welche das Wohl des Meichs erfordern. Keine neue Privilegien, welche 
"end einen Reichsftand betreffen, Eönnen ohne Einwilligung des Königs und 
der Reihsftände gegeben und ertheilt werden. 

Urkundlich defien haben Wir Gegenmwärtiges mit Unferer Namenunters 
rift und mit Unfern beigedrudten Siegeln beftärkt, befefligt und befräftigt. 
So geſchehen Stodholm, den 7. Junius 1809. 

Dan Seiten der Ritterfchaft und des Adels, Won Seiten des Priefterftandes, 


* 


M. Ankarfvard, Jac. Ar. Lindblom, 
h. t. Landmarſchall. Sprecher. 
Von Seiten des Buͤrgerſtandes, Von Seiten des Bauernſtandes, 
H. N. Schwan, Lars Olsſon, 
h. t, Sprecher. h, t. Sprecher. 


Alles diefes, fo mie es vorgefchrieben bafteht, wollen Wir nicht allein 
ſt für unabänderliches Grundgefeg annehmen, fondern gebieten und bes 
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fehlen audy in Gnaben, daß alle diejenigen, melde Uns und Unfern Mad 
folgern und dem Weiche mit Huld, Treue und Gehorfam verbunden find, 
diefe Negierungsform erkennen, beobachten, ihr nachleben und gehorchen’ fols 
Ien. Urkundlic) -defjen haben Wir dies mit eigener Hand "unterfchrieben 
und bekraͤftigt, auch Unfer Königliches Siegel wiſſentlich hierunter anhängen 


laſſen. | 
So gefchehen in Unſerer Nefidenzftadt Stodholm, den 7. Juni 1809, 
Carl 


5. 


Norwegen 


Als im Frieden zu Kiel am 14. Jan. 1814 der König von Däne: 
mark fich genöthigt fah, fein zweites Erbreih Norwegen an Schwe 
sen abzutreten, ſtand der Prinz Chriftian Friedrich von Holftein 
Schleswig noch als DBefehlähaber der daͤniſchen Macht in Norwegen. 
Die Normänner waren nicht gemeint, in die Verbindung mit Schweden 
einzumiligen; fie wollten vielmehr ihre Selbſtſtaͤndigkeit und Un: 
abhängigfeit, wie .in frühern Jahrhunderten, behaupten, und ber 
Prinz Chriftian Friedrich nahm, im Einverftändniffe mit dem normännifchen 
Volke, den Zitel eines Prinzregenten am 19. Febr. 1814, und am 
29. Mai die Eöniglihe Würde an, nachdem der normwegifche Reichätag 
zu Eidswold am 17. Mai 1814 eine felbfiftändige Verfaſſung für 
diefes Reich beendigt hatte, weldhe am 31. Mai als Grundgefeß ange: 
nommen ward. 


a) Verfaffung vom 31. Mai 1814. 


A) Ueber die Staatsform und Religion. 


r &.1. Das Königreich Norwegen ift ein freies, unabhängiges und untheilbe: 
red Reih. Seine Regierungsform ift eingefchräntt und erblich monarchiſch. 
$. 2. Die evangelifch=lutherifche Religion bleibt die öffentlihe Staatsreligion. 
Die Einwohner, melde ſich zu berfelben bekennen, find verpflichtet, ihre Kinder 
‚ barin zu erziehen. Jeſuiten- und Moͤnchsorden follen nicht geduldet werden, 
Zuden werden auch fernerhin vom Eintritt in das Reich ausgefchloffen. 


B) Bon der ausübenden Macht, dem Könige und ber Eönigli: 
hen Familie 


$. 3. Die ausübende Macht gehört dem Könige; fein Titel ift: Wir — vo 
Gottes Gnaden und durch die Verfaffung des Reichs Norwegens König, 

$. 4. Die Perfon des Königs ift heilig; er Tann nicht angeflagt ober zur Ver: 
antwortung gezogen werden. Die Berantwortlichkeit füllt auf feinen Rath. 

5. Die Erbfolge ift lineal und agnatifh, fo daß nur Mann vom Manne 
bie Krone erben kann. Die nähere Linie geht vor der entferntern, und. bie ältere 
£inie vor ber jüngern. 

$. 6. Die männlihen, in gefeglicher Che erzeugten, Leibeserben des ermähl: 
ten Köfigs find zur Nachfolge berechtigt, nad) der Orbnung, welche der vorige $. 
vorfchreibt, fo daß das Rei immer ungetheilt bei Einem bleibt, wogegen bie übri- 
gen Prinzen, an bie bie Krone durch Erbſchaft kommen kann, ſich mit ber ihnen 
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vom Broß- Dinge (Stor:Thing, ober Reichsverfammlung) zugeftandenen 
Apanage begnügen müffen, bis die Erborbnung an fie koͤmmt. | 

7. Benn ein zu Norwegens Krone erbberechtigter Prinz geboren wird; fo 
follen feine Namen und feine Geburtszeit dem zuerft zu haltenden Groß: Dinge zu 
eröegnen gegeben, und in deffen Protocoll aufgezeichnet werden. ' Ä 

j. 8. Unter die Erbberechtigten werben auch die Ungebornen gerechnet, die 
geich ihre gebührende Stelle in der Erblinie einnehmen, wenn ein folher nach dem 
Tode des Vaters zur Welt fommt. 

5.9. Iſt Eein erbberechtigter Prinz vorhanden; fo kann' ber König dem Groß 
* —* Nachfolger vorſchlagen, welches den Vorſchlag entweder annimmt 

er verwirft. | 

j. 10, Der König ift mündig, wenn er fein 20ftes Rahr vollendet hat. So—⸗ 
bald er in das 21. Jahr“ getreten ift, erklärt er fich Öffentlich für mündig. 

j. 11. Sobald der König als mündig die Regierung -antritt, legt er vor dem 
Gr: Dinge folgenden Eid ab: Ich gelobe und fchwöre, das Königreich Norwegen 
Kigieren zu wollen, in Uebereinftimmung mit feiner Verfaffung und feinen Gefeben, 
fo wahr mir Gott helfe und fein heiliges Wort! Iſt zu der Zeit kein Groß-Ding 
verfommelt; fo wird der Eid fhriftlih im ‚Staatsrathe niedergelegt und vom Kös 
nige auf dem erften Groß: Dinge feierlich wiederholt. 

j. 12. Die Krönung und Salbung des Königs gefchieht, nachdem er mündig 
gmorben, in der Drontheimer Domlirche, zu der Zeit und mit ben Geremonieen, 
wide er ſelbſt feſtſetzt. : 

13. Der König foll ftets innerhalb der gegenwärtigen Grenzen bes Reichs 
wohnen, und darf fi ohne bie Einwilligung des Groß: Dinges niht 6 Monate 
auf einmal außer bdenfelben aufhalten, wenn er nicht für feine Perfon das Recht 
an die Krone verloren haben will. 

. & 14 Der König darf keine. andere Krone oder Regierung, ohne bie. Einwil⸗ 
und des Groß: Dinges, annehmen, wozu zwei Drittel der Stimmen erfordert 


16. Der.König muß die evangelifch: Iutherifche Religion ſtets bekannt has 
ben, und fich zu ihr bekennen, fie aufrecht erhalten und befchügen. 2 
$.16. Der König ordnet allen Öffentlichen Kirchen» und Gottesbienft, alle 
Dereinigungen und VBerfammlungen in Religionsfachen an, und fieht darauf, daß 
die Religionslehrer die ihnen vorgefchriebenen Normen befolgen.  - - 
$.17. Der König kann Verfügungen, betreffend den Handel, Zölle, Nahe 
tungejweige und Pobizei geben und‘ aufheben; doch müfjen fie nicht gegen bie: Ver— 
fflung und die vom Groß: Dinge gegebenen Gefege ftreiten. Sie gelten provifos 
ih bis zum nächften Groß: Dinge. ; 
J. 18, Der König läßt im Allgemeinen die Schagungen und Abgaben eintreis 
ben, welche der Groß: Ding auferlegt. | 
$.19. Der König wacht darüber, daß das Eigenthum und bie Regalien des 
Staats auf die vom Groß: Dinge beftimmte, und für das Gemeinmwefen nüglichfte, 
Reife verwaltet werden. ; * : 
$. 20. Der König hat das Recht, im Staatsrathe Verbrecher zu begnabdigen, 
Mödem das Urtheil des höchften Gerichts erfolgt und fein Bedenken eingegangen 
ft. Der Verbrecher hat die Wahl, ob er die Gnade des Königs annehmen, ober 
N der zuerfannten Strafe unterwerfen will. In denen Sachen, die das Obelss 
Ding vor das KReichsgericht bringen läßt, Eann Feine andere Begnadigung, 
ds Befreiung von der zuerfannten Lebensſtrafe Statt finden. * 


J. 21. Der König wählt und beſtellt, nachdem er feinen Staatsrath gehört 
hat, alle Givil:, geiftlihe und Militärbeamten. Diefe ſchwoͤren der Verfaſſung 
und dem Könige Treue und Gehorfam. Die Königl. Prinzen dürfen keine Civils 
ünter bekleidem ” | 

‚5.22. Die Mitglieder der Staafsräthe und die Beamten, die bei feinen Com⸗ 
leiten angefest find, Gefandten und Conſuln, civile und geiftliche Ober: Obrigs 
sperfonen, Chefs von Regimentern und andern Militärcorpe, Gommandanten in 
ngen und Oberbefehlshaber auf Kriegsfchiffen, Fönnen ohne vorhergehendes 
el vom Könige beabfchiebet werden, nachdem er darüber das Bedenken bes 
Matsrathe eingezogen hat. In wie weit den fo beabfchiedeten Beamten Penfio: 
"en zuzugeftehen End, muß auf dem erften Groß=: Ding ausgemacht werden. Ins 
Mißen genießen fie zwei Drittel ihrer vorherigen Gage. Andere Beamten Fönnen 
vom Könige nur fufpendirt werben, und müffen fobann gleich vor den Richterftühs 
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len zur Verantwortung gezogen, bürfen aber nicht ohne Urtheil abgefegt, no au 
wider ihren: Willen verfegt werben. 

$. 23. Der König kann, wenn er will, Orben als Belohnung für ausgezeid 
nete Verbienfte, die öffentlich befannt gemacht. werben müffen, ertheilen; aber ka 
nen andern Rang und Zitel, als den, den jedes Amt mit fih führt. Die Orb: 
befreien nicht von den gemeinfchaftlichen Pflichten und Laften des Staatsbürger 
geben auch Eeinen vorzüglichen Anfprud auf Staatsämter. Beamte, die in Gnal 
verabfchiedet werben, behalten Zitel und Rang ihres vorigen Amts. Keinem duͤ 
fen für die Folge perfönliche oder vermifchte erbliche Rechte zugeftanden werden. 

d. 24. Der König erwählt und verabichiedet feinen Hofitaat und feine Hofb 
dienten nad) eigenem Gutdünfen. Um bdiefe zu befolden und feinen Hof zu Yalteı 
wird ihm vom Groß: Ding eine paffende jaͤhrliche Summe zugeftanden. 

8. 25. Der König hat den Oberbefehl über die Land: und Seemacht bi 
Reihe. Sie, darf nit in den Dienft einer fremden Macht überlaffen und Eei 
fremdes Kriegsvolf, ausgenommen Hülfstruppen gegen feindlichen Ueberfall, könne 
in das Reich gebracht werden, ohne Einwilligung des Groß: Dinges. 

$. 26. Der König hat das Recht, die Truppen zufammenzurufen, Krit 
anzufangen und Frieden zu ſchließen, Bündniffe einzugehen und aufzuheben, G 
fandte abzufenden und anzunehmen. | 

8.27. Die Regierung ift nicht zur Anwendung militärifcher Macht gegen d 
Mitglieder des Staats berechtigt, ald nad den, in der Gefebgebung beftimmte 
Formen, wenn eine Berfammlung, bie öffentliche Ruhe ftörend, ſich nicht augen 
biicktich trennen follte, nachdem bie Artikel in den Lantesgefegen, welche ben a 
ruhr betreffen, von der Givitobrigkeit dreimal laut vorgelefen find. 

8.28. Der König erwählt felbft einen Rath von norwegifchen Bürgern, d 
nicht jünger als 30 Jahre find. Diefer Rath fol mindeftens aus 5 Mitglied 
beftehen. Um Sitze im Staatörathe einzunehmen, kann der König aufer ihnen, 
außerörbentlihen Gelegenheiten, andere normwegifche Bürger berufen, nur keine Mil 
glieder des Groß: Dinges. Die Gefhäfte vertheilt er unter fie, fo wie er es fü 
dienlich erachtet. Vater und Sohn, ober zwei Brüder, bürfen nicht zu gleiche 
Zeit Eis im Staatsrathe haben. 

8.29. Ale Staatöräthe follen, wenn fie Feine gefegliche Verhinderung haben 
im Staatsrathe gegenwärtig feyn, und fol dort Eein Beſchluß gefaßt werden, wen 
nicht über die Hälfte der Mitglieder zugegen ift. | 

8. 30. Vorftellungen wegen Amtsbefegungen oder anderer Sachen von Wid 
tigkeit: (diplomatifche und eigentlich militärifhe Gommandofachen allein ausgenom 
men) .follen im Gtaatsrathe von dem Mitgliede vorgetragen werben, zu beffe 
Bad) fie gehören, und die Sachen von demſelben übereinftimmend mit bem, von 
Könige im Staatsrathe gefaßten, Beichluß erpedirt werden. 

$. 31. Verbietet ein gefegmäßiges Hinderniß einem Staatsrathe, zu erfcheinen 
und ‚die Sachen vorzutragen, welde & feinem Bade gehören; fo follen diefe vo 
einem andern Staatsrathe, den der König dazu conftituirt, vorgetragen werben 
Werden fo viele durch gefeglichen Vorfall verhindert, im Staatsrathe zu erfcheinen 
daß nicht mehr als die Hälfte der befiimmten Anzahl von Mitgliedern gegenwaͤrti 
4 fo follen andere Beamte vom Könige dazu conflituirt werden, den Sig in 
Staatsrathe einzunehmen. 

..$. 32. Im ÖStaatsrathe wird über alle dort verhandelte Sachen Protocol fi 
führt. Jeder, der Sig im Staatörathe hat, ift verpflichtet, mit Freimüthigke 
feine Meinung zu fagen, welche. der. König zu hören verbunden iſt. Allein es i 
ihm vorbehalten, den‘ Beſchluß nach feinem eigenen Gutdünfen zu faffen. Finde 
ein Mitglied des Staatsraths, daß ber Beſchluß des Königs gegen die Staatsforn 
ober Reichögefege ftreitet, ober augenſcheinlich für das Reich ſchaͤdlich iſt; fo ijt a 
feine Pflicht, Eräftige Vorftellungen dagegen zu machen und feine Meinung im Pte 


tocoll beizufügen. . Der, der nicht dergeftalt proteftirt bat, wird als einig mit bem 


Könige betrachtet, und iſt dafür verantwortlid, fo wie es nachher beftimmt wird. 
— 38. 33. Der Gtaatsrath, ber dem auswärtigen Departement vorfteht, muß 
ein eigenes Protocol haben, worin die Sachen eingeführt werben, welche von ber 
Natur find, daß fie nicht dem verfammelten Etaatsrathe vorgelegt werden müffen. 
es: gelten in dieſem alle dieſelben Beftimmungen,, welche im $. 32. feftge 
est find. 
- $. 34. Alle Befchlüffe und Befehle der Regierung werden ftets im Namen 
bes —— ausgeſtellt. 

$. 88. Alle vom Könige ausgefertigten Befehle und officiellen Briefe, milit 


Eu 
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vide Gommandofachen ausgenommen, follen von dem contrafignirt werben, ber zu⸗ 
folge feines Poftens als Beamter die Sache vorgetragen hat, ba er für bie Ueber: 
ünfimmung der Erpebition mit bem Protocoll, worin bie Refolution angeführt: ift, 
verantwortlich feyn muß. 

6. 36. Der nächfte Thronerbe führt, wenn er der Sohn bes regierenden Koͤ— 
wos if, den Namen Kronprinz zu Norwegen. Die übrigen, die zur Krone erbs 
Imötigt find, werden Prinzen und die königlichen Töchter Prinzeffinnen genannt. 

537. Sobald der Thronerbe fein 18te8 Jahr vollendet hat, ift er berechtigt, 
Ei im Sthatsrattje einzunehmen, doch ohne Stimme und Verantwortung. 

j. 38. Kein Prinz von Geblüt darf das Königreich verlaffen, fich vermählen 
oa in fremde Dienfte begeben ohne Erlaubniß des Könige. Handelt er dagegen; 
Io bat er fein Recht zur Krone verbrochen. 

539. Die Eöniglichen Prinzen und Prinzeffinnen follen für ihre Sache Eei: 
mm andern als dem Könige, ober bemjenigen, den er zum Richter über fie anorbs 
Det, derantwortlich ſeyn. 

1.40. Iſt der Thronerbe abwejend beim Zode des Königs; fo muß er, wenn 
Döt wmausweihlicye Hinderniffe dies verbieten, binnen 6 Monaten, nachdem ihm 
I Zodesfall zu erkennen gegeben ift, fih im Reiche einfinden, oder er hat für 
fie Derfon das Recht zur Krone verloren. 

\. 4, Iſt der naͤchſte Thronerbe beim Tode des Königs unmuͤndig; fo führt 
Ne vemmwittwete Königin, wenn fie des Königs leibliche Mutter ift, fo Lange fie 
Bitte bleibt, die Regierung im Verein mit dem Staatsrathe, bis der König müns 
Smird. Giebt es keine ſolche verwittwete Königin; fo führt der nädhfte erbbe: 
Mätste Prinz, der damals über 25 Jahre alt ift, die Regierung auf dieſelbe Weife 
Wi dem Namen Regent. Iſt die Regentfchaft an einen Entfernteren in der Erbs 
ung gefallen, weil der Nähere nicht vollmündig iſt; fo foll der Erftere dieſe 
Ym Üstgenannten abftehen, ſobald bdiefer fein Zöftes Jahr erreicht hat. In bies 
(m Falle werden die Beſchluͤſſe im Staatsrath nach Mehrhrit der Stimmen ger 
it, und hat die verwittwete Königin oder der Regent zwei Stimmen. 

1.2, Giebt es Eeinen ſolchen vollmündigen Prinzen; fo führt der Staats⸗ 
N die Regentfchaft im Verein mit den Männern, welche das Groß: Ding anzur 
Form für nöthig finden möchte, unter der Verantwortung nach $. 45. Der erfte 
Di den Mitgliedern des Staatsraths hat dann ben. Vorfis und 2 Stimmen. 


4. Die in $.42. feftgefesten Beftimmungen gelten gleichfalls für den Fall, 


DaB ber König, durch Schwachheit der Sinne oder. des Körpers, zur Regierung 
Mühtig werden, oder aus dem Reiche abwefend feyn follte. 

I. 44, Diejenigen, welche nad dem Angeführten, während ber Unmündigkeit 
W Anis, oder wenn er auf andere Art außer Stande gu wegieren ift, der Res 
Fang vorftehen, follen vor dem Groß: Dinge, jeder für.fih, folgenden Eid ab⸗ 

Ich gelobe und fchwöre, der Regierung, in Ueberkinftimmung mit der Verr 
Dt * den Geſetzen, vorſtehen zu wollen, ſo wahr mir Gott helfe und ſein 

us Wort! 

1.45. Sobald ihre Staatsverwaltung aufhört, follen fie dem Könige und 
Im Grof- Dinge Rechenfhaft über diefelbe ablegen. 
6.46, Beim Zode des Königs, oder in dem Falle, in dem eine Regentfchaft 
erdnen ift, Toll ein außerordentliches. Groß=- Ding fogleih vom Staatsrathe, 
Mt den andern Beifommenden zufammengerufen werden... Erfüllt: der Staatsrath 
Oce Pflicht nicht binnen 4 Wochen; fo wird die Zufammenberufung von: dem Zur 
Nie und den Verordneten zum höchften Gerichte beforgt. Ä 
- 547, Die Sorae für die Erziehung des unmündigen Königs foll, wenn fein 
Otte tesfals ‚Keine ſchriftüche Beſti mmung hinterlaffen hat, gewiffen, vom Große 
"gt ernannten Männern, im Verein mit der königlichen Wittwe, wenn fie feine 
ide Mutter ift, überlaffen werden, mit Ausfchluß der naͤchſten Thronerben feis 
— und der uͤbrigen zum Staatsrathe und zur Regentſchaft Ange— 
Meten. BVL | 

48... Wenn der- männliche Koͤnigsſtamm auegeftorben, und Fein Thronfol⸗ 
Or emäplet iftz fo wird das Groß: Ding fogleigh auf die, im $.46. vorgefchriebene, 

e zufommen. gerufen, um einen neuen König zu erwählen. Inzwiſchen wird 
mit der ausübenden Macht nach $. 42. gehalten. Bi 


O) Vom Bürgerrehte und ber gefeggebenden Macht. 


549, Daß Volk übt die gefesgebende Gewalt. durch das: Groß- Ding aus, 
we aus 2 Abtheilungen befteht, dem Lagth ing und bem Obdelsthing. 


— — 


— 
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$. 50. Stimmenberechtigte find nur bie normwegifchen Bürger, die das 25fte 
Sahr vollendet haben, im Lande 5 Jahre anfäßig waren und a) Beamte waren 
oder find, b) matriculirten Landbeſitz, ‚oder auf länger als 5 Jahre gepachtet ha⸗ 
ben, c) Bürger einer Stadt find, oder in einer Stadt oder Fleden (Kjoͤbſtad und 
Ladeftaed) Hof: oder Grundbeſitz haben, deffen Werth fich mindeftens auf 300 Rbthlr. 
©. W. (circa über 100 Speciesthaler jest) beläuft. 
— $. 51. Binnen 6 Monaten nach der Annahme diefer Verfaffung, ſoll in jeber 
Stadt vom Magiftrat, und in jedem Kirchfpiele vom Voigt und Prediger eine Zäh- 
Inng aller ftimmenberedhtigten Einwohner vorgenammen werden. ‘Die Veränberun: 
gen, welche diefe nachher erleiden möchte, werben ohne Aufihub in den deöfallfigen 
Verzeichniſſen angeführt. Jeder fol, ehe er darin aufgeführt wird, öffentlich vor 
dem Dinge (dem Geridhte), der Verfaffung Treue fchwören. 
: 8.52. Das Stimmrecht wird fuspendirt: a) bei der Anflage wegen Werbre 
hen vor dem Dinge, b) bei der Unwuͤrdigkeitserklaͤrung, «) bei Falliten, bis’ bie 
Gläubiger volle Bezahlung ‚erhalten haben, wo nicht der Fallit durch Feuersbrunſt, 
oder ein anderes erweisliches und nicht zuzurechnendes Unglüc verfchuldet ift: 
893. Das Stimmredt geht verloren: a) durch die Verurtheilung zum Zucht 
Haufe, der Sclaverei oder entehrender Strafe, b) wenn. man ohne Einwillig 
ber Regierung in den Dienft einer fremden Macht geht, c) wenn man das Bär: 
gerrecht in einem fremden Staate erwirbt, d) wenn man überwiefen wird, Stim—⸗ 
men gekauft, feine eigene verkauft, oder in mehr als einer Wahlverfammlung ge 
ftimmt zu haben. | I 
8. 54. Wahl: und Diftrictsverfammlungen werben jedes Ste Jahr gehalten. 
Sie müffen vor Ausgang des Decembers beendigt ſeyn. | Br.) 
— 8. 55. ‚Wahlverfammlungen werden auf dem Lande in der Haupffirche 
Kirchſpiels, in den Städten in ber Kirche, dem Rathhaufe, oder seinem andern” 
zu paffenden Drte gehalten. Sie werben auf dem Lande vom Kirdjfpielspredbiger 
und feinen Mithelfern, in den Städten von ihrem Magiftrat und Vorftehern Ge 
halten. Streitigkeiten über das Stimmrecht werden von den Vorftehern der Ber— 
—— ausgemacht, von deren Erkenntniß man ſich an das Groß: Ding wen: 
den Kann. ! X 40 . : GIER 
u... 8.56. Ehe die Wahlen beginnen, ſoll die Verfaffung laut verlefen werben; 
in ben. Städten von ber erften Magiftratsperfon, auf dem Lande vom Predige mt 
vv,$ 57. Inden Städten wird ein Wähler für ‚jede 50 ſtimmberechtigte Eins 
wohner ernannt. Diefe Wähler verfammieln fi) 8 Zage darauf aneiner von ber 
Obrigkeit beftimmten Stelle, und ernennen, entweder aus:ihrer Mitte, oder unter 
den Übrigen Stimmberedhtigten in ihrem Wahldiftricte, ein Viertheil ihrer eigenen 
Anzahl, um auf dem Groß:Dinge zu erfcheinen, oder Sitze einzunehmen, ſo daß 8 
bis 6 einen wählen, 7 bis 10 zwei, 11 bis 14- drei, 15’ bis'18 vier, als die 
hoͤchſte Anzahl, welche eine Stadt hinfenden darf. - Hat eine‘ Stadt weniger, als 
150 ſtimmberechtigte Einwohner; fo fendet fie ihre Wähler‘ zur nächften Stadt, um 
in Vereinigung mit den Wählern berfelben zu ftimmen, und werden beide Stäbte 
wie ein Diftrict -angefehen. —— 

. In jedem Kirchſpiele auf dem Lande ernennen bie ſtimmberechtigten 
Einwohner, im Verhältnig ihrer Anzahl, Wähler dergeftalt: bis 100 wählen einen, 
100 bis 200 zwei, 200 bis 300 drei, und fo weiter in demfelben Verhaͤltniſſe 
Dieſe Wähler verfammeln ſich einen Monat darauf an einem, vom Amtmanne dazu 
‚beftimmten, Orte, und ernennen dann entweber aus ihrer eigenen Mitte, oder un: 
ter den übrigen Stimmberechtigten im Amte ein Zehntel ihrer eigenen Anzahl, um 
auf dem Groß: Dinge zu erfcheinen und Sitze einzunehmen, fo daß 5 bis 14 einen 
—2 > bis 24 zwei, 25 bis 34 drei, 385 und darüber vier, welches bie größtt 

nzahl ift. IE | 
; 59. Die im 8.57. und 58. feftgefesten Beftimmungen gelten bis zum mäch: 
ften Groß: Dinge. Findet man dann, daß die Repräfentanten der: Städte mehr 
oder minder als ein Drittel der Repräfentanten des ganzen Reichs ausmachen; fo 
muß das Groß-Ding für die Zukunft diefe Beftimmungen fo verändern, baß bie 
Repräfentanten der Städte. ſich zu denen bes Landes verhalten, wie I zu 2, unb 
darf die Zahl der Repräfentanten im Ganzen nicht weniger als 75 und nicht mehr 

als 100 betragen. Ä u Bee 
$. 60. Die im Reiche anmefenden Stimmberechtigten, bie, nicht erfcheinen 
fönnen wegen Krankheit, Militärdienft oder andern gefegmäßigen Verhinderungen, 
koͤnnen fchriftlih ihre Stimmen an diejenigen fenbden, welche den Wahlverfammluns 
gen vorfichen, ehe biefe beendigt find. | . | 
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$. 61. Keiner : Tann zum NRepräfentanten erwählt werben, wenn er nicht 
Jahre alt,ift, und ſich 10 Jahre im’ Reiche aufgehalten hat. I | 

62 Die Mitglieder des Staatsraths und die Beamten, welche bei feinen 
Gomtoiren angeftellt find, ober Hofbedienten und Penftoniften deffelben, können nicht 
zu ßkpräfentanten erwählt werben. 

$.68. Jeder, der zum Repräfentanten erwählt wird, ift verpflichtet, die Wahl 
men, wenn er nicht daran durch einen Vorfall verhindert wird, den bie 

als Hefeglich anerkennen, deffen Erfenntniß der Beurtheilung des Groß: 
—* unterworfen werden kann. Derjenige, welcher zwei auf einander folgende 
als Repraͤſentant auf dem ordentlichen Groß-Dinge erſchienen iſt, iſt nicht 
verpflichtet, die Wahl zum folgenden ordentlichen Groß: Dinge anzunehmen. Wird 
ein Repräfentant durch geſetzmaͤßigen Vorfall gehindert, auf dem Groß: Dinge zu 
ahnen; fo tritt derjenige, welcher nad) ihm die meiften Stimmen hat, an feine 

tt . 

$. 64. Sobald die Repräfentanten erwählt find, werben fie mit einer Volle 
madt verfehen, die auf dem Lande von der Oberobrigkeit, in den Städten vom 
Mopifirate, fo wie von fämmtlichen Wählern unterfchrieben ift, zum Beweiſe das 
fürs daß fie auf die dur die Verfaffung vorgefchriebene Art erwählt find. Die 
Orfehmäßigkeit diefer Vollmachten wird vom Groß: Dinge beurteilt. 

Sb 65. Seder Repräfentant ift berechtigt zum Erfage ber Reifeunkoften nach 
und von ben Groß: Dinge und für den Unterhalt in ber Zeit, wo er fich bafelbft 
aufhält, aus der Staatscaffe. 

“66. Die Repräfentanten find auf ihrer Reife, nach und von dem Groß: 
Din ‚, fo wie während ihres dortigen Aufenthalts, von perfönliher Haft befreit,‘ 
winn ſie nicht in öffentlichen Verbrechen ertappt werden; auch fönnen fie nicht auf: 
fer. den Berfammlungen des Groß: Dinges für ihre dort geäußerten Meinungen zur 

ortung gezogen werben. Nach der dort angenommenen Ordnung ift Jeder 

M richten verpflichtet. ' Ä a 
67. Die auf vorftehende Weife erwählten Repräfentanten machen das Groß: 
Ding des Königreichs Norwegen aus. | 

#68. Das Groß: Ding wird gewöhnlich am erften Wochentage im Februar: 
monat, jedes dritte Jahr, in der Hauptſtadt des Reichs, eröffnet, wo nicht der 

ig aus dem Grunde von außerorbentlihen Umftänden, wie feindlichen Einfall 
oder-anftedende Krankheiten, cine andere Stadt dazu beftimmt. . Eine ſolche Bes 
"muß dann zeitig befannt gemacht werden. 
4.69. In außerordentlichen Fällen hat der König das Recht, das Groß-Ding 
außer der gewöhnlichen Zeit zu berufen. Der König ftellt fodann eine Befanntmas 
‚aus, die in allen Kirchen aller Stiftsftädte, mindeften 6 Wochen, ehe bie 
Mitglieder des Groß: Dings am heftimmten Orte erfcheinen follen, zu verlefen ift. 
j. 70. Ein ſolches außerordentlihes Großs Ding wird vom Könige aufgehos 
ben; wenn er es fuͤr gut befindet. 

‚$ 71. Die Mitglieder des Groß: Dings fungiren als folche in drei auf ein« 

ander folgenden Jahren, ſowohl bei den ordentlichen, als außerorbentlichen Groß- 
‚ die inzwifchen gehalten werben. 

4 Wird ein ordentliches Groß: Ding noch zu ber Zeit gehalten, wo 
dB außerordentliche zufammentreten foll; fo hört die Wirkfamkeit des erftern auf, 

das letztere verfammelt ift. 

.$. 73. Keins der Dinge kann gehalten werben, wenn nicht minbeftens zwei 
‚ Reittel feiner Mitglieder zugegen find. 

$. 74. Sobald das Groß: Ding fich conftituirt hat, eröffnet der König, oder 
detjenige, welchen er dazu beftellt hat‘, feine Verhandlungen mit einer Rebe, worin 
ws vom Zuftande des Reichs und den Gegenftänden unterrichtet, worauf er be= 
Ionbers ‚die Aufmerkfamkeit des Groß» Dinges hinzuleiten wuͤnſcht. Keine Deliberas 
tien darf in Gegenwart:bes Königs Statt finden. Das Groß:Ding erwählt uns 
ter. feinen Mitgliedern ein Viertel, die dad Lag-Ding ausmachen, die andern drei 
Viertel machen das Odels-Ding aus. Jedes Ding halt feine Verfammlungen 
Aſondert, und ernennt feinen eigenen Präfidenten und Gecretär. 
$.75. Es kommt dem Groß-Ding zu, a) Geſetze zu geben und aufzuheben, 
gen, Abgaben, Zölle: und. andere ‘öffentliche Laften aufzulegen, weldye doch 
länger als bis. zum erſten Iulirdes Jahres gelten, wo ein neues ordentliches 


Ding. verfammelt iſt, wenn ſie nicht von dieſem ausdrüdlich erneuert werben; - ' 


b) Anleiyen auf den ‚Staatscrebit zu eröffnen; ec) die Aufficht über das Gelbwefen 


Bu ia zuführen; d) die zu den Gtaatsausgaben nöthigen En zu bes 
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willigen; e) zu beſtimmen, wie viel dem Könige jährlich zu feinem Hofſtaate aut 
bezahlt werben foll, und bie Apanage ber föniglichen $amilie zu beftimmen, welch 
jedoh nicht in- feftem Eigenthum beftehen darf; f) fih das Protocol des Staat 
und aller öffentlichen Einberichtigungen und Papiere, eigentliche militärifhe Con 
mandoſachen auögenommen, vorlegen zu laffen; g) ſich die Bündniffe und Tractat 
vorlegen zu laffen, die ber König mit fremden Mächten eingegangen ift, mit Aut 
nahme von geheimen Artikeln, welche jedoch nicht gegen die Öffentlichen ftreite 
dürfen; h) Jeden vorzuforbern, um in Staatsſachen vor demfelben zu erfcyeinen 
mit Ausnahme des Königs und der Eöniglichen Familie; doch gilt diefe Ausnahm 
nicht für bie Föniglichen "Prinzen, in fo fern fie Beamten feyn möchten; i)die mitt 
lerweile ergangenen Gage: und Wenfionsliften zu.revibiren, und darin die Werän 
derungen zu machen, die fie für nöthig erachten; k) fünf Reviforen zu ernennen 
die jährlich die Rechnungen des Staats durdyfehen und Ertracte daraus durch de 
Drud befannt machen follen, welche Redynungen desfalld diefen Reviforen jebe: 
Jahr vor dem Iften Juli zuzuftellen find; 1) Fremde zu naturalifiren. ‘ 

$. 76. Jedes Gefeg foll zuerft auf dem DObeld-Ding vorgefchlagen werben 
entweder von feinen eigenen Mitgliedern, ober von der Regierung durch einer 
Staatsrath. Iſt der Vorfchlag dafelbft angenommen; fo wird er bem Sag— 
Dinge zugefendet, welches ihn entweder behält, oder ihn verwirft, und im letzte— 
Zalle mit beigefügten Anmerkungen zurücfendet. Diefe werden beim Odeld- Ding: 
in Erwägung gezogen, welches entweder den Gefesvorfchlag hinlegt, oder ihn at 
dad Lag: Ding fendet, mit ober ohne Veränderung. Wenn ein Borfhlag vom 
Ddeld: Dinge zweimal dem Lag» Dinge vorgelegt, und zum zmweitenmal von bori 
mit einer Abweifung zurücgefendet iftz fo tritt das ganze Groß: Ding zufammen, 
und der Vorſchlag wird duch zwei Drittel feiner Stimmen ausgemacht. Zwiſchen 
jeder ſolchen Deliberation müffen wenigftens drei Tage bingehen. 
R . 77, Wenn bas Lag: Ding, oder das verfammelte Groß:Ding einen vom 
Ddeld: Dinge vorgefchlagenen Beſchluß gebilligt hatz fo wird er durdy eine Depus 
totion von beiden Abtheilungen bes Groß: Dinges an den König, mit dem Erfus 
chen feiner Sanction, gefhidt. 

$. 78. Billigt der König den Beſchluß; fo verficht er ihn mit feiner Unter: 
Schrift, wodurch er Gefes wird. Billige er ihn nichts fo fendet er ihn dem Odels 
Dinge mit der Erklärung zurüd, daß er für jegt nicht dienlich finde, den Befchluf 
zu fanctioniren. 

$. 69. Der Beihluß muß in biefem Falle vom damals verfammelten Großs 
Dinge dem Könige vorgelegt werben, ber ſich auf biefelbe Art verhalten kann, wenn 
das naͤchſte ordentlihe Groß: Ding denfelben Beſchluß aufs neue vorlegt, Wird er 
aber auch von dem britten Groß: Dinge, nachdem er wieder erwogen ift, wieder 
von beiden Dingen unverändert angenommen, und dann bem Könige mit dem Be 

gehren vorgelegt, daß Ge. Majeftät einem Befchluffe, den das Groß:Ding nad 

reifliher Ueberlegung für heilfam erachtet, Ihre Sanction nicht verweigern wols 
len; fo wird er Geſetz, wenn auch die Sanction bes Königs nicht erfolgt, che das 
Groß: Ding auseinander geht. 

$. 80. Das Groß: Ding bleibt verfammelt, fo lange es dies für nöthig Hält, 
jedoch nicht über drei Monate, ohne Erlaubnif des Koͤnigs. Wenn es, nachdem 
es feine Geſchaͤfte beendigt hat, oder bie beftimmte Zeit hindurch verfammelt gewe— 
fen ift, von dem Könige aufgehoben wird; fo theilt er zugleich feine Refolution auf 
die nicht vorher abgemadhten Befchlüffe mit, indem er fie entweder beftätigt, ober 
verwirft. . Alle diejenigen, welche er nit ausdrüdlidh annimmt, werden als ver: 
worfen von ihm angejfehen. — 

Alle Geſetze, die im $. 80. ausgenommen, werben im Namen des Koͤ— 
nigs und unter dem Reichsfiegel in folgenden Ausdrüden ausgefertigt: Wie — von 
Gottes Gnaden, und durch die Verfaſſung des Reichs Norwegen König, thum 
fund, daß Uns der Beſchluß des Groß: Dinges vom Dato fo lautend: (hier folgt 
ber Beſchluß) vorgelegt ſey; demnach haben wir ihn angenommen und beftätiget, 
wie Wir ihn hier annehmen und beftätigen, als Geſetz unter Unferer Handſchrift 
und dem Reichsinfiegel. 

82, Die proviforifhen Verfügungen, die der König in ber Zeit erläßt, wo 
kein Groß: Ding gehalten wird, fo wie die Übrigen Verordnungen und Befchlüffe, 
die der ausübenden Macht allein zukommen, werben folgendermaßen abgefaßt: Wir 
— thun kund, daß Wir, in Kraft ber Uns durch die Reichsverfaſſung ertheilten 
Gewalt, befchloffen haben, gleichwie Wir hieburch befchließen u. f. w. 

$. 83. Die Sanction bes Königs wird nicht zw den Beſchluͤſſen des Groß: 
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Dings erfordert, wodurch es a) fich ale Groß: Ding nach ber Verfäffung verfam: 
melt erklaͤtt, b) feine innere Polizei beftimmt, c) bie Vollmachten der gegenwärtis 
Mitglieder annimmt oder verwirft, d) Erkenntniſſe über Wahlftreitigkeiten bes 
Härtt oder verwirft, e) Fremde naturalifict, ſ) und endlich zu ben efchlüffen, 
wedutch das Odels⸗ Ding den Staatsrath oder andere zur Verantwortung zieht. 
j.84. Das Groß: Ding kann das Bedenken bes hoͤchſten Gerichts ‚über juri⸗ 
bilde Gegenſtaͤnde einziehen. | 
3.85. Das Groß: Ding wird bei offenen Thuͤren gehalten umd feine Wer: 
hunblungen durch den Drud bekannt gemacht, den Fall ausgenommen, wo daß 
Entgegengefegte durch Stimmenmehrheit befchloffen wird. 
h Derjenige, ber einem Befehle gehorcht, deffen Abficht es ift, die Brei: 
heit ind Sicherheit des Groß=-Dinges zu flören, macht ſich dadurch der Verraͤthe⸗ 
wi gegen das Vaterland ſchuldig. 


D) Bon der rihterlihen Macht. 


8.87. Die Mitglieder des Lag-Dinges nebft dem hoͤchſten Gerichte machen dad Reiche: 
geriht aus, das in erſter und Iegter Inſtanz in den Sachen urtheilt, die vom 
Dels⸗Oinge gegen Mitglieder des Staatsraths oder hoͤchſten Gerichts für Amts: 
vergehungen vorgebracht werden, ober gegen Mitglieder des Groß: Dinges wegen 
ve Verbrechen, bie fie als foldhe begehen. Im Reichsgericht hat der Präfibent 
des dag-Dinges den Borfig. 

5.88, Der Angellagte Tann, ohne eine Urſache bavon anzugeben, bie Mit: 
glieder des Reichsgerichts bis auf ein Dritttheil verwerfen, body fo, daß das Ges 
riht nicht weniger als 15 Perfonen ausmadıt. 

$. 89. Um in Iegter Inſtanz zu urtheilen, foll, fobald als möglich, ein höch- 
fs Gericht organifirt werden, das aus nicht weniger, als einem Suftitiarius und 
6 ugeorbneten befteheh muß. 

\. In Briedenszeiten iſt das hoͤchſte Gericht, nebft 2 hohen Officieren, 
die der König dazu ordnet, die zweite und legte Inftanz in allen den Kriegsrechtss 
ſehen, welche ben Werluft des Lebens oder der Ehre oder Freiheit auf längere Zeit 
a drei Monate betveffen. | 

$9. Vom Urtheil des höchften Gerichts kann in keinem Fall eine Bertfung 
löchen, ober dafjelbe der Revifion unterworfen werben. u 

92, Keiner Tann zum Mitgliede des Höchften Gerichts ernannt werden, ehe 
u 50 Jahre alt ift. a 


E) Allgemeine Beftimmungen. 


J. 9. Zu Staatsämtern follen nur diejenigen norwegifchen Bürger ernannt 
"erben, die ſich zur evangeliſch-lutheriſchen Religion befenneh , der Verfaffung und 
im Könige Zreue geſchworen haben, bie Landesfprache reden, und a) entweder im 
Reihe von Aeltern geboren find, die damals Staatsunterthanen waren, oder b) in 
fremden Rändern von normegifchen Aeltern geboren find, die damals nicht die Une 
ihnen eines andern Staates waren, ec) oder jetzt feften Aufenthalt im Reiche 
und fih nicht geweigert haben, den Eid abzulegen, Norwegens Selbſtſtaͤndigkeit zu 
“halten, d) oder fich hiernach 10 Jahre im Reiche aufhalten, e) ober vom Groß 
Dinge naturalifirt werben. Doc können Fremde zu Lehrern an ber Univerfität und 
gehtten Schulen, zu Aerzten und Gonfuln ak fremden Orten ernannt werden. 
Keiner darf zur Ober» Obrigkeitsperfon beftellt werden, bis er 30 Jahre alt ift, 
er zur Magiftratsperfon, Unterridhter und Voigt, bis er 25 Sahre alt ift. 

9.94, Man wird es veranftalten, daß cheftens ein neues, allgemeines Civil⸗ 
ud Criminal⸗ Gefegbuch herausgegeben wird, oder wenn dies nicht möglich iſt, auf 
im Lten ordentlichen Groß: Dinge. Inzwiſchen bleiben die jest geltenden Staat 
ge in Kraft, im fo weit fie nicht gegen diefed Grundgefeg, oder die proviforis 

Verfügungen. die mittlerweile erlaffen werden möchten, ftreiten. Die jegigen 
Rmanenten Schagungen dauern gleichfalls bis zum nädjften Groß» Dinge fort. 

J. 9. Keine Dispenfationen, Protectorien, Moratorien dürfen bewilligt wer: 
"u, nachdem die neuen allgemeinen Gefege in Kraft getreten find. 

.%. Keiner Tann ohne Gefeg verurtheilt, oder ohne Urtheil beftraft wer 
ken, Peinliches Verhör darf nicht Statt finden. 

5. 97. Keinen. Gefege fol ruͤckwirkende Kraft ertheilt werben. 

5%. Mit den Sporteln, die an die Gerichtsbeamten. erlegt werben, follen 
"ar Aboaben an die Staatscaffe verbunden feyn. | 
9. Keiner darf zur gefänglichen Haft gezogen werben, — in den ge⸗ 
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ſetzlich beftimmten Fällen und auf die von den Gefegen vorgefchriebene Weife. Ei 
unbefugten Arreſt, oder ungefeglihen Aufſchub ftehen Beilommende dem Verh 
ten zur Verantwortung. | | DR IE 
$. 100. Die Preßfreiheit muß Statt finden. Keiner kann für eine Schri 
geftraft werden, von welchem Inhalte fie auch feyn mag ‚- bie er bruden oder be 
ausgeben ließ, wenn er nicht vorfäglich oder, offenbar entweder felbft bewiefen, od: 
Andere aufgereizt hat zum Ungehorfam gegen die Gefege, zur Geringfhäsung di 
Religion, Sittlichkeit oder der verfaffungsmäßigen Gemalten, Widerſetzlichkeit g 
gen deren Befehle, oder falfche und Ehre kraͤnkende Befhuldigungen gegen Zemaı 
den aufgeftellt hat. Freimüthige Aeußerungen über die Staatöverwaltung oder j 
den andern Gegenftand find Jedem erlaubt. | | 

$. 101. Neue und beftändige Einfchränkungen der Nahrungsfreiheit dürfe 
Keinem für die Folge zugeftanden werden. | 
za $. 102. Die Hausinquiſition darf nicht Statt finden, außer in criminelle 

llen. 

$. 108. Eine Freiſtaͤtte wird denen, die in ber Folge falliren, nicht zugı 

anden. | | 
R ‚104. Grund: und Hauseigenthum Fann in keinem Falle verbrochen werben 
$. 105. Erforbert das Staatsintereffe, daß Jemand fein bewegliches oder um 
bewegliches Eigentum zum öffentlichen Gebrauch abgiebtz fo muß er vollen Erfaı 
aus der Staatscaffe erhalten. 

$. 106. Sowohl Kauffummen als Einnahmen von ben Gütern der Geiftlich 
keit follen nur zum Beſten der Geiftlichkeit und der Beförderung der Aufklaͤrun 
angewendet werden. Das Eigenthum milder Stiftungen fol nur zu deren Nutze 
verwendet werben, | . 

$. 107. Das Odels- und Aaſaedes-Gericht foll nicht aufgehoben werben 
Die nähern Bedingungen, unter denen es zum größten Nugen für den Staat unt 
Heil für die Landgemeinde bleiben fol, werden von dem erften oder zweiten folgen: 
den Groß» Dinge feftgeiegt. 

. 108. Keine Grafichaften, Baronicen, Stammhäufer und Fideicommiffe bür: 
fen für die Folge errichtet werden. 

$, 109. Jeder Staatsbürger ift im Allgemeinen gleich verpflichtet, in einer 
gewifjen Zeit fein Vaterland zu vertheibigen, ohne Rüdfiht auf Geburt oder Ver: 
mögen. Die Anwendung biefes Grundfages, und die Einſchraͤnkungen, denen er 
zu unterwerfen ift, werden der Entfcheidung des erften ordentlichen Groß: Dinges 
überlaffen, nachdem durch eine Committe, die vor dem Schluſſe der Reichsver— 
fammlung erwählt wird, alle Aufflärungen erworben find. Inzmwifchen dauern die 
jest geltenden Beftimmungen fort. 

. 110. Wenn die Reihsverfammlung biefe Verfaffung- angenommen hat; fo 
wird fie Reichs-Grundgeſetz. Zeigt die Erfahrung, daß ein Theil derfelben verän: 
bert werben muß; fo fol der Vorſchlag berfelben auf einem orbentlihen Groß: 
Dinge gemacht, und durch ben Drud bekannt gemacht werden. Aber es fommt 
erft dem nächften ordentlichen Groß: Dinge zu, zu beftimmen, ob bie vorgefchlagene 
Veränderung Statt finden folle, oder nidt. Doch muß eine folche Veränderung 
nie den Principien biefes Grundgefeges widerſprechen, fondern allein Mobdificatios 
nen in einzelnen Beflimmungen betreffen, die nicht den Geift diefer Verfaffung ver: 
— und muͤſſen zwei Drittel des Groß-Dings über eine ſolche Veränderung 
einig ſeyn. 

Wir Unterzeichnete, Repraͤſentanten des Koͤnigreichs Norwegen, erklaͤren hie: 
durch diefe Verfaſſung, bie von ber Reichsverſammlung angenommen ift, für das 
Grundgefes des Königreichs Norwegen, nad) dem Alle und Jede ſich zu richten 
haben. Dies zur Bekräftigung unter Unferer Hand und Siegel. ’ 

Eidswold, den 17. Mai 1814. 

(Hier folgen. die Namen von 104 Vollsrepräfentanten, worunter P. 
Anker, Graf Wedel: Jarlsberg, Löwenfkiold, Profeffor Sper: 
trup, Krogh, Aal u. f. w.) 

Daß dies Grundgefes des Reichs Norwegen wörtlid) aus bem Hauptprotocolle 
der NReichsverfammlung abgebrudt ift, wird bezeugt von Unterzeichneten,: die von 
ben Repräfentanten des normegifchen. Volks dazu erwählt find, die Verhandlungen 
ber Verfammlung dur ben Drud öffentlich bekannt machen zu laffen. 

Chriftiania, den 31. Mai 1814, 

an G. Spertrup, (Bräfident.)! 2. Stoud Platou, Omſen. 
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Mein das normännifche Volk ward · in feinem Kampfe mit Schwes 
den, bon allen. nordiſchen Mächten verlaffen,: wälkhe. im Voraus dem 
Kronprinzen Karl Sohann von Schweden die Erwerbung Norwegend 
gatantirt hatten; ja felbft im Innern Norwegens bildete ſich, geleitet 
von dem Grafen Wedel-Jarlsberg, eine Dppofition gegen den neuen 
König, Die Schweden bemächtigten fi der wichtigſten Paͤſſe und 
ige, und der Kronprinz von Schweden ließ erflären; daß er die Vers 
faſung der normännifchen Stande vom 17. Mai mit den Modifis 
cationen annehmen wolle, welche aus der Verbindung: beider Reiche mit 
Nothwendigkeit herdorgehen würden. Der König Chriftian Friedrich res 
jignirte darauf am 16. Aug. 1814 die Fönigliche Würde, und ging 
nah Daͤnemark zurüd. Der Storthing (Reichstag), noch: von dem 
Ringen Chriftian Friedrich) vor feiner Abreife nach Chriftiania berufen, 
verfammelte ſich am 7. Oct., erflärte fih am 21. Det. für die Vereini⸗ 
gung Norwegens mit Schweden, und ließ am 4. Nov. 1814 die Eids- 
wolder Berfaffung mit denjenigen Veränderungen befannt machen, welche 
duch die Vereinigung beider Reiche herbeigeführt worben waren. Der. 
Ktonprinz von Schweden erfchien am 9. Nov. zu Chriftiania, beftätigte: 
Vie neue Verfaffung, und reifete am 29, Nov. nach Schweden zuräd, - 


b) Verfaffung vom 4, Nov. 1814. 


Wir Repräfentanten des norwegifchen Reihe, bei dem. ben 7. October 1814, 
in folge der Bekanntmachung vom lestverfloffenen 16. Auguft in Chriftiania ver: 
Iammelten außerordentlihen Storthing, thun Fund: * 

Rachdem wir, wie unfere Bekanntmachung vom 21. v. M. ergiebt, am Tage 
zwor, nach reifer Ueberlegung beſchloſſen hatten, daß das Koͤnigreich Norwegen in 
zukunft, wie ein ſelbſtſtaͤndiges Reich, mit dem Koͤnigreiche Schweden, unter eis. 
um Könige vereinigt fenn Tolle, jedoch unter Beibehaltung feines Grundgefeges, 
nit den, zum. Glück des Reichs, und in Gemäßheit ‚diefer Vereinigung nothivendi- 
gan Beränderungen, haben wir diefe in nähere Erwägung gezogen, und deshalb zu=- 
Je mit den, zu. dem Ende. zu Moß gefchloffenen Convention von Iegtverflojjenem 
14. Auguft, ernannten Föniglihen Gommiffarien unterbandelt. Demnad haben wir, 
kiälofen, gleihwie wir hierdurch befchließen und feftfegen, daß anftatt der von. 
ver Reiheverfammlung zu Eidswold den legtverfloffenen 17. Mai gegebenen Ber: 
hfung, folgende, theild auf dieſelbe gebauten, theild in Gemäßheit der Vereiniz- 
gung getroffenen . Beftimmungen insfünftige gelten, und von allen und jeden Bei— 
tommenden beobachtet und unverbrüdjlich befolgt werden follen. | 


Grundgefeg des Reihs Norwegen. 


A, Ueber die Staatsform und die Religion. 


$.1. Das Koͤnigreich Normwegen ift ein freies, felbftftändiges, untheilbares 
ud unabhängiges Reih, mit Schweden unter einem Könige vereinigt. Stine Res 
Serung ift eingefchränkt und erblich monardifch. Ä 

$. 2, Die evangelifchlutherifhe Religion bleibt die öffentliche Religion des 
Etaats. Die Einwohner, die fich zu derſelben bekennen, find verpflichtet, ihre Kin— 
der in derfelben zu erziehen. Sefuiten und Mönchsorden werden nicht geduldet. 
Sıben find ferher vom Zugang ins Reich ausgefchloffen. . 


B. Ueber die ausübende Macht, den König und die königliche Familie. 


$.3, Die ausübende Macht ift bei dem. Könige. | Er 
.4 Der König fol fich ſtets zur evangelifch: Tutherifchen Religion beken⸗ 
un, fie aufrecht erhalten und fie beſchuͤtzen. | 
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und_er, a ellagt weiden. ; Die sn liegt feinem Rathe ob, 
TREE Dig Erbfolge iſt Aineal "und agnatifch, fo wie fie fich in der ıbom 
chwedens Reichsſtaͤnden beſchloſſenen, und vom Könige angenommenen Succeß 
ionsorbnung vom 26, September 1810, welche diefem Grundgefeg in a— 
eigefügt wird, beſtimmt findet. Unter die Erbberechtigten iſt auch der Ungebor 
zu rechnen, der ſogleich feine gehörige Stelle in der Erblinie einnimmt, wenn er 
nach feines Waters Zode geboren wird. : Wenn ein, zu Norwegens und — 
vereinigten Kronen, erbberechtigter Prinz geboren wird, Toll fein Name und Bi 
Brit feiner Geburt dem erften zu haltenden Storthing angezeigt, und. in deffen: 1 
tocoll bemerkt werben... R 

8.7. Iſt'kein zur Erbfolge berechtigter Prinz vorhanden; fo kann ber 
Norwegens Storthing, zu gleicher Zeit.wie Schwedens Ständen, feinen” Nachfolget 
vorschlagen. Sobald der König feinen Vorſchlag dargelegt hat, follen die Reprä 
jenfanten beider Völker aus ihrer Mitte eine Committé erwählen, weldje das, Recht 
hat, die Wahl’ zu beflimmen, falls ber Vorſchlag des Könige nicht durdy Sti— 
—— non den Repräfentanten jedes Volks befonders genehmigt wird. 

nzahl der Mitglieder in dieſer Committé , welche aus eben k vielen von jı 
Heiche beftehen fol, und die Ordnung, bie bei der Wahl befolgt werden 
wird durch ein Gefeg feftgefegt, welches der König zu derfelben Zeit Normege 
Storthing und ben ſchwediſchen Reichsſtaͤnden vorfchlägt. Aus der — — 
Committé tritt einer durch das Loos aus. th 
—8. 8. Das WVolljährigkeitsalter des Königs wird durch ein Gefes feſtgeſet 
welches nach Webereinkunft zwifchen dem norwegiſchen Storthing und den fchwebis 
ſchen Ständen gegeben wird, oder falld fie ſich darüber nicht vereinigen Fönnen 
durch eine von den Repräfentanten beider Reiche ernannte Gommitte, mit den in 
vorftehenden 7, $. angeführten Beftimmungen. Sobald ber König das im. Gefeh 
beſtimmte Alter erreicht Hat, erklärt er fich Öffentlich für muͤndig. | 

$. 9. Sobald der König, als volljährig, die Regierung antritt; fo legt er. 
vor dem Storthing folgenden Eid ab: „Ich gelobe: und ſchwoͤre, das Königreich 
Norwegen, in Uebereinftimmung mit beffen Verfaffung und Gefegen, zu regieren, 
‘fo wahr mir Gott helfe und fein heiliges Wort!’ Iſt das Storthing zu der 
nicht verfammelt; fo wird dieſer Eid fchriftlich im Staatsrathe niebergelegt, und 
vom Könige auf dem erften Storthing feierlich wiederholt, entweder mündlich ober 
fhriftlih, durch den von ihm dazu Beauftragten. 

$. 10. Die Krönung und Galbung bes Königs gefchieht, nachdem er voljäh- 
rig geworben, in der Kirche zu Drontheim, zu der Zeit und mit den Geremonien, 
die er ſelbſt feſtſetzt. 

$. 11. Jedes Jahr hält fich der König, wenn nicht wichtige Hinderniffe ent: 
gegen ftehen, einige Zeit in Norwegen auf. | 

“8. 12, Der König wählt felbft einen Rath aus norwegifchen Bürgern, welche 
nicht jünger als 30 Jahre find. Diefer Rath foll wenigftens aus einem Gtaati 
minifter und fieben andern Mitgliedern beftehen. Eben fo kann ber König einen 
Bicefönig oder Statthalter beftellen. Der König vertheilt die Gefchäfte unter die 
Mitglieder des Staatsraths, fo wie er bies für bdienlich erachtet. Um Gig im 
Staatsrathe zu nehmen, kann der König, oder in feiner Abwefenheit der Vicekb— 
nig (oder Statthalter in Bereinigung mit ben Staatsräthen), bei außerordentlk 
chen Gelegenheiten, außer den gewöhnlichen Mitgliedern, des Staatsraths, andere 
normwegifhe Bürger dazu berufen, nur Feine Mitglieder des Storthings. Water 
und Sohn, ober zwei Brüder, dürfen nicht zu gleicher Zeit im. Etaatsrathe Gig 
nehmen. 

⸗ $. 18. Während der Entfernung des Königs überträgt er in Faͤllen, die er 
felbft ‚vorfchreibt, dem Vicekoͤnige ober Statthalter, zugleich mit wenigftens fünf 
Mitgliedern des Staatsraths, die innere Verwaltung des Reiche. Diefe follen in 
des Königs Namen und an feiner Statt die Regierung führen. Sie follen ſowohl 
den Beftimmungen biefes Grundgeſetzes unverbruͤchlich nachleben, ald ben befondern, 
damit übereinftimmenden Vorſchriften, die der König ihnen als Inftruction ertheilt, 
Ueber die foldergeftalt entſchiedenen Sachen haben fie dem Könige einen unterthaͤ⸗ 
nigen. Bericht, zu erftatten., Die Gefhäfte werden durch Stimmenabgebung abge: 
macht, wobei im Falle, daß die Stimmen gleich find, der Vicekönig oder Gtatt: 
a oder in deren Abweſenheit das erſte Mitglied des Staatsraths zwei Stim⸗ 
men Hat. | 
$. 14. Vicekoͤnig kann nur der Kronprinz ober fein aͤlteſter Sohn ſeyn, aber 
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aicht eher, bis. fie das, für den. König Heftimmte, Alter der Volljährigkeit erreicht 
haben. Zum Statthalter wird entweder ein Normann, ober ein Schwede ernannt. 
Dee: Birekönig foH im Reihe wohnen, und darf fich nicht länger als drei Monate 
im Sahre außerhalb befjelben aufhalten. Wenn der König gegenwärtig ift, hört 
die Function des Vicekoͤnigs auf. Iſt kein Vicekoͤnig, aber ein Statthalter vor: 
handen; hört ——— deſſen Function auf, da er in ſolchem Falle bloß der erſte 
Siaatörath i 2, 


th iſt. 
5. 16. Bei dem Könige verbleiben ſtets, während feines Aufenthalts in Schwer 
den/ der norwegische Staatsminifter und zwei Mitglieder des Staatsraths, welche 
jaͤhrlich umwechſeln. Sie haben biefelben Pflichten, und diefelbe verfaſſungs⸗ 
T— Verantwortlichkeit, als die ſich in Norwegen befindende (im 13. $. genannte): 
Regierung, unb allein in. ihrem Beifeyn follen die norwegiſchen Angelegenheiten 
Könige entfchieben werden. Alle Anträge normwegifcher, Bürger an den König 
verft bei der normwegifchen Regierung eingeliefert, und mit deren Bedenken vers 
ſchen werden, ehe fie abgemacht werben. Ueberhaupt müffen keine norwegiſche Sa— 
chen crledigt werden, ohne daß das Bebenken der norwegifchen Regierung einge: 
hehlt iſt, wofern nicht wichtige Hinderniffe ſolches verbieten. Der normegifche 
Staatäminifter trägt bie Sachen vor, und bleibt für die Uebereinftimmung den Er: 
pibitionen mit den gefaßten Beichlüffen verantwortlich. £ 

u, 16. Der König ordnet allen. öffentlichen Kirchen: und Gottesbienft, alle: 

fünfte und Berfammlungen wegen Religionsfaher an, und fieht darauf, 

die öffentlichen Lehrer der Religion. die ihnen vorgefchriebenen Normen befolgen. 

ne Fr Der König kann Anordnungen geben und aufheben, bie den Handel, 

den Zoll, die Nahrungszweige und die Polizei betreffen; doch bürfen fie nicht ber 

Berfaffung und den, vom Gtorthinge gegebenen, Gefegen wiberftreiten. Sie gelten 
peoniforiich bis zum naͤchſten Storthinge. 

4418. Der König laͤßt überall die Schagungen und Abgaben eintreiben, welche 
der Storthing auflegt. Die normwegifhe Staatöcaffe verbleibt in Norwegen, und 
ihrt Einkuͤnfte werden. allein zu dem Bedürfniffen Norwegens: angewendet. 

nf 19. _Der König wacht darüber, daß das Staatseigenthum und die Regas 
lien aaf die vom Storthing beftimmte, und für das Gemeinwefen nüslichfte Weiſe 
angtorbnet und vermaltet werden. 

20. Der König hat das Recht, im Staatsrathe Verbrecher zu begnabdigen, 
nadhem das Urtheil des höchften Gerichts gefprochen, und deffen Bedenken’ einge: 
zogen iſt. Der Verbrecher hat die Wahl, ob. er des Königs Gnade annehmen, ' 
oder ſich der ihm zuerkannten Strafe unterwerfen will. In den Sachen, welche 
das Odelsthing vor dem Keichsgerichte einleiten läßt, kann keine andere. Begnabi- 
gung, als Befreiung von der erkannten Lebensftrafe Statt finden. 

5:21. Der König erwählt und beftellt, nachdem er feinen norwegischen Staats: 
tath vernommen hat, alle Givile, Geiftlihe- und Militärbeamten. Diefe ſchwoͤren 
dar Verfaſſung und dem Könige Gehorfam und Zreue. Die königlichen Prinzen 
birfen feine Civilämter bekleiden; doch. kann der Kronprinz oder fein älfefter Sohn 
m Bicefönige ernannt werben. 

. 22. Der Statthalter des Reichs, der Staatsminifter und bie übrigen Mit- 
glieder des Staatsraths, fo wie die Beamten, welche bei deffen Comptoiren ange: 
ſqt ind, Gefandte und Conſuln, bürgerlie und geiftlihe, höhere obrigkeitliche 

n, Regierungschefs und Chefs anderer Militärcorpe, Commanbanten in den 
Sefungen und Oberbefehlshaber auf den Kriegsichiffen, Können ohne vorgängiges 
Uetheil: vom Könige verabfchiedet werden, nachdem er hierüber das Bedenken des 
Staatsraths gehört hat. Inwiefern den, folcyergeftalt verabfchiedeten, Beamten: 
Yenfion. zu bewilligen: ift, wird vom naͤchſten Storthing entfchieden. Inzwiſchen 
genießen ‚fie. zwei Dritttheile ihres vorher gehabten Gehalts. Andere Beamten Fön: 
un vom Könige nur fuspendirt werden, und follen dann ſogleich vor die Richters 

* geſtellt werden; aber fie dürfen: nicht anders, als nach Urtheil abgeſetzt, auch 

‚gegen ihren: Willen verſetzt werben. 

$. 383. Der. König kann nach feinem Gutbefinden ,. zur Belohnung für ausge: 
richnete Verdienſte, die öffentlich befannt gemacht werden müffen, Orden ertheilen —_ 
aber keinen: andern. Rang noch Zitel, ald den, den jedes Amt mit fi führt. Der 
Diden befreiet Eeinen. von ben gemeinfchaftlichen Pflichten und Laften der Staats— 

‚auch führt er nicht vorzüglichen Anfprud auf Staatsämter mit fihı Ber 
ante, die: in Gnaden verabfchiedek werbem, ‚behalten ben Zitel und Rang ihrer be: 

Heideten Aemter. Keine perfönliche oder gemifchte erbliche Vorrechte dürfen irgend 
Jemand: für die Zukunft verliehen werben: | 


104 | | .. Norwegen. : 


$. 24, Der König wählt und verabfchiedet, nach eigenem Gutbefinden, Teinen 
Hofftaat und feine Hofbebienten. nt 

$. 25. Der König hat den Oberbefehl über des Reiches Land» und Seemacht 
Sie kann ohne des Storthings Einwilligung.nicht vermehrt nody vermindert. werben. 
Sie darf nicht zum Dienfte fremder Mächte überlaffen werben, und kein Kriege 
volk einer fremden Macht, mit Ausnahme von Hülfstruppen gegen feindlichen Ue— 
berfall, darf ohne die Einwilligung des Storthings in das Reich gezogen werben. 
In Briedenszeiten -follen feine andere als normwegifche Truppen in Norwegen, und 
feine norwegifchen Truppen in Echweden ftationirt feyn.. Doch fann der König in 
Schweden eine normwegifche Garde und norwegifche Freiwillige haben, und kann für 
eine kurze Zeit, hoͤchſtens ſechs Wochen im Jahre, die naͤchſten Zruppen von ben 
Kriegsmacht beider Reiche zu Waffenübungen, innerhalb der Grenzen eines ber bei 
den Reiche zufammenberufenz indeß darf nicht in irgend einem ‚Kalle mchr Krieger . 
volk ald 3000 Mann von allen Waffengattungen, in Briedenszeiten,. von dest 
nen Reichs Kriegsmacht in das andere Reich gezogen werden. Zum Angriffskrieg 
dürfen Norwegens Truppen und Ruderflottille nicht ohne Einwilligung dee Sta . 
things gebraucht werden. Die norwegifche Flotte ſoll ihre eigenen Werfte, und im 
Frieden ihre Stationen oder Häfen in Norwegen haben, Die Kriegsfahrzeuge des 
einen Reichs dürfen nicht mit den Seeleuten des andern befegt werden, außer info, 
fern dieſe ſich freiwillig miethen laffen. Die Landwehr. und die übrigen normwegis 
Then Truppen, die nicht zu den Linientruppen gerechnet werden können, bürfen nie 
außer Norwegens Grenzen gebraudjt werden. sd. 

$. 26. Der König hat das Recht, die Truppen zufammen zu berufen, Krieg . 
anzufangen und Frieden zu fchließen, Verbindungen einzugehen und aufzuheben, 
Gefandte zu ſchicken und anzunehmen. Will der König Krieg ankündigen ; fo. fol - 
er ber Regierung in Norwegen feine Gedanken mittheilen, und ihr Bedenken dardı 
ber einholen, zugleich mit einem vollftändigen Berichte Über den Zujtand des Reichs, 
in Hinfiht feiner Finanzen und feiner Vertheidigungsmittel u. f. w.. Nachdem dies 
geſchehen ift, beruft der König den norwegifhen Staatsminifter, und die norwegi⸗ 
Then fo wie die ſchwediſchen Staatsräthe zu einem außerordentlichen Staatsrathe, 
und fest dann die Gründe und Umftände feft, die in dieſem Falle in Erwägung 
gezogen werben müffen, wobei zugleich die Erklärung der norwegifchen Regierung) 
über den Zuſtand diefes Reichs, fo wie ein ähnlicher Bericht über die. Lage Schwer _ 
dens vorzulegen ift. Ueber dieſe Gegenftände fordert der König ihre Bedenken 
welche fie ein Ieder für fi zu Protocol geben follen, unter. der Verantwortlich 
keit, die das Grundgefes beftimmt; und dann hat der König das Recht, den Ben 
* den er für den nuͤtzlichſten für den Staat hält, anzunehmen und auszu- 
ühren. .* | 

8. 27. Alle Staatsräthe follen, wenn fie nicht gefeglidh Abhaltung haben, im 
Staatsrathe gegenwärtig feyn, und es kann in demfelben Erin Beſchluß gefaßt wer 
den, wenn nicht über die. halbe Anzahl der Mitalieder gegenwärtig if. Im ven 
norwegifhen Sachen, welche nad) dem 15.8. in Schweden abgemacht werben, barf 
kein Beichluß gefaßt werden, wenn nicht entweder der normwegifche Staatsminifter 
— norwegiſcher Staatsrath, oder beide norwegiſche Staatsraͤthe gegenwaͤr⸗ 
tig ſind. 
‚828 Die Vorſtellungen über die Beſetzung der Aemter und andre Sachen 
von Wichtigkeit (ausgenommen bdiplomatifche und eigentlich militärifhe Commanded: 
ſachen), follen im Gtaatsrathe von dem Mitgliede vorgetragen werden, zu Deffen 
Bade fie gehören, und die Sachen werden von ihm, dem im Staatsrathe gefaßten 
Beichluffe gemäß, erpedirt. — 

$. 29. Geſtattet ein geſetzliches Hinderniß es einem Staatsrathe nicht, zu er⸗ 
ſcheinen, und die zu ſeinem Fache gehoͤrenden Sachen vorzutragen; ſo ſollen ſie von 
einem andern Staatsrathe vorgetragen werden, den der Koͤnig, wenn er zugegen 
iſt, oder im entgegengeſetzten Falle der, der den Vorſitz im Staatsrathe führt, in 
Vereinigung mit den andern Staatsraͤthen dazu beſtellt. Werben fo viele durch 
geaye Dinderniffe abgehalten, zu erſcheinen, daß nicht mehr als die Hälfte der 
beſtimmten Anzahl Mitglieder gegenwärtig iſt; ſo follen auf gleiche Weife andere 
Beamte beftıllt werden, Sig im Staaterathe zu nehmen, in welchem Falle unver: 
züglich darüber. an den König berichtet wird, welcher entfcheidet, ob fie in -diefer 
Bunction bleiben follen. . 

$. 30. Im ‚Staatsrathe wird über alle die Sachen, die barin verhandelt. wer: 
den, ein Protocol geführt. Ein Jeder, der Sitz im Staatsrathe hat, ift verpflich- 
tet, feine Meinung mit Kreimüthigkeit zu fagen, welche ber König verbunden ift 
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zu hören, Indeß iſt es dieſem vorbehalten, feinen Beſchluß nach feinem eigehen 
Emefien zu faffen. Findet irgend. ein Mitglied des Staatstaths, daß des Königs 
Belhluß der Staats form, ober den Reichsgeſetzen wiberftreitet, oder augenſcheinlich 
für Rorwegen ſchaͤdlich iſt; fo iſt es feine Pflicht, kraͤftige Vorſtellungen dagegen 
zu wachen, und feine Meinung im SProtocolle beizufuͤgen. Derjenige, der nicht 
felhergeftalt proteftirt hat, wird angefehen, als wenm er mit dem Könige einig’ 
gemefen, ift dafür verantwortiid,,: und - tann vom Odelsthing vor dem Reichsgf⸗ 
richte zur Rechenſchaft gezogen werden. | Ib 

$. 31.. Alle vom Könige felbft ausgefertigte Befehle (mit Ausnahme der ie! 
ei Commandofachen), follen von dem norwegiſchen Staatsminifter contra 

werden. E Ä | 

$. 32. Die Belhlüffe, die die Regierung in Norivegen während der Abwe⸗ 
fenheit des Königs faßt, werben in des Königs Namen ausgefertigt, und von dem 
Bicekönig oder Statthalter, und von dem Staatsrathe unterzeichnet. Contraſignirt 
werden fie von dem, der die Sache vorträgt, da er für-die Ueberenftimmung der 


5 
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Erpedition mit dem Protocolle, worin die NRefolution eingetragen iff, verantworts 
) ” 13 ' 


lich feyn muß. 1 

$. 35. Alle Vorftellungen über norwegifhe Sachen werben, fo wie die Ex—⸗— 
— die nach Anleitung derſelben geſchehen, in norwegiſcher Sprache ab— 
gefaßt. — 

j. 34. Der Thronerbe von, Norwegen führt, wenn er der Sohn des regie— 
renden Königs ift, den Titel Kronprinz. Die Uebrigen, die ein Erbrecht auf bie 
Krone haben, heißen Prinzen ‚und bie königlichen Töchter Prinzefjinnen.. 

$. 85. Sobald der Thronerbe fein achtzehntes Jahr vollendet hat, ‘ist er bes 
sehtigt, Sig im Staatsrathe zu nehmen, dody ohne Stimme oder Verantwortung. 
— 736. Kein Prinz don Geblüt darf ſich öhne Erlaubniß des Königs vermäh-: 
im. Handelt er dagegen; fo verwirkt er fein Recht auf Norwegens Krone: . ' 

j. 37. Die koͤniglichen Prinzen und Prinzeffinnen follen für ihre’ Perſonen, 
vor keinem andern als dem Könige, oder dem, den er zum Richter über fie verorde 
net, belangt werben. SR — 

5.38. Sowohl der norwegiſche Staatsminiſter, als die beiden norwegiſchen 
Staatsraͤthe, die dem Könige folgen, haben Sig und berathfchlagende Stimme in 
dem [hwedifchen Staatsrathe, wenn in bemfelben Gegenftände verhandelt werben, 


L 


eine fo ſchleunige Entfcheidung erheifchen, daß dazu Eeine Zeit ift. 

$. 39. Stirbt der König und ift der Thronfolger noch unmuͤndig; fo follen 
der norwegifche und der ſchwediſche Staatsrath fogleich zufammentreten, um ge— 
meinihaftlich die Einberufung zum Storthinge in Norwegen, und zum Reichstage, 
in Schweden, ausjufertigen. J | 

$. 40, Bis dahin, daß die Repräfentanten beider Reiche verfammelt find und 
ine Regierung während ber Minderjährigkeit des Königs angeprbnet haben, fteht‘ 
in, von einer gleichen Anzahl norwegifcher und ſchwediſcher Mitglieder zufamimens 
xſetzter, Staatsrath der Verwaltung der Reiche, unter Beobachtung ihrer gegenz 
kitigen Grundgefege, vor. Der norwegiſche und der ſchwediſche Staatsminifter, 
die im vorbenannten zufammengefeßten Rathe Sige haben, werfen das Loos daruͤ— 
kr, wer darin den Vorſitz haben foll. J— 

$. 41. Die in den beiden vorhergehenden $$. beſtimmten Verhaltungsregeln 
ſolen auch Statt finden, fo oft es, zufolge der Redierungsform von Schweden, 
dem ſchwediſchen Staatsrathe, in der Eigenfhaft als Staatsrath, zukommt, bie 
Regierung zu führen: | 

$. 42: Was die fernern Beftimmungen betrifft, welche in den, in den_$$. 
., 40; ind 41. angeführten Fällen nothwendig find; fo fchlägt der König auf 
dem naͤchſten norwegiſchen Storthing und ſchwediſchen Reichstage ein Gefeg vor, 
dad auf dem Grundfage vollkommener Gleichheit zwifchen beiden Reichen beruht. 

$. 48. Die Wahl der Vormünder, die die Regierung für den unmündigen 
Knig führen, foll nach denfelben Regeln, und nady derfelben Weife vorgenommen 
a wie oben im $. 7. für die Wahl eines Thronfolgers vorgefchrieben wor⸗ 
en ift. ‘ 

$. 44. Diejenigen, welche in ben $$. 40. und 41. angeführten ällen ber 
Regierung vorftehen, follen, die Norweger vor dem norwegifchen Storthing, fols 
genden Eid ablegen: „Ich gelobe und ſchwoͤre, der Regierung, in Uebereinftimmung 
mit der Berfaffung und den: Gefegen, vorzuftehen, fo wahr mir Gott helfe und 


in Rorwegen befindlichen Staatsraths eingezogen werden, wofern nicht bie Sachen 
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welche beide Rochte betreffen. In folhen Sachen muß zugleich das Bedenken ded/, 
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ee Pr - Die Schweden leiſten ben: Gib vor ben ſchwediſchen Reiche: 
nden. Wird zu der Zeit Fein Storthing oder Reichstag gehalten; fo wird der 
ijd ſchriftlich im Staatsrathe niedergelegt, und nachher auf dem naͤchſten Stot⸗ 

thing. oder Reichstage wiederholt. F 3* 

F. 45. Sobald ihre Staatsverwaltung aufhört, ſollen fie vor: dem Könige 
und dem Storthing von derfelben Rechenſchaft ablegen. 
8. 46. . Unterlaffen die Beilommenden, in Uebereinftimmung mit dem 39. und 
41. 8. fogleich das Storfhing a zu berufen; fo liegt ed dem hödhften Ge 
richt, als eine unbebingte Pflicht, ob, fobald 4 Wochen verflofen find, . diefe Zu 
fammenberufung: zu-veranftalten. _. ’ Ä 

$. 47. Die Leitung der Erziehung des unmündigen Königs muß, . wenn bei 
fen Vater darüber ‚nicht eine fchrifilihe Beftimmung binterlaffen hat, auf die im 
7. und 43. $. vorgefchriebene Art feftgefegt werden. . Es muß eine unabweichliche 
Regel feyn, daß dem unmündigen Könige hinlänglicher Unterricht in der normwegk 
fhen Sprache extheilt wirb. ”.. 

$. 48. Iſt der männliche Königsftamm ausgeftorben, und Fein Thronfolger 
erwählt; fo ſoll ein neues Königsgefchleht, auf, die im 17. 8. vorgeſchriebene 
Weife, gewählt werden. Inzwifchen wird es mit der ausübenden Macht. nad dem 
43. $. gehalten. . vn 


Ueber Bürgerrecht und die gefeggebende Macht. 


g 49. Das Volk übt die geſetzgebende Macht durch das Storthing (Reihe 
verfammlung) aus, welches aus zwei Abtbeilungen befteht, einem Lagthing un 
einem, Dldeöthing. | 

$. 50. Stimmberechtigt find nur norwegifche Bürger, melde 25 Jahre zw 
rüdgelegt haben, im Lande fünf Jahre wohnhaft gewefen find, fich daſelbſt aufhal⸗ 
ten und entweder 

) Beamte find, oder gewefen find; 
2) a haben, oder länger als fünf Iahre matriculirtes Land gebaut 
en; | | 
3) Bürger in Handelsftäbten find, ober in einer Kauf: oder Landſtadt einen 

Grundbefig haben, defjen Werth mwenigftens 300 Rthlr beträgt. 
$. 51. Ein Mannzahlregifter über alle ftimmberechtigte Einwohner, fol in 
jeder Kaufftadt vom Magiftrat, und in jedem Kirchfpiel vom Voigt oder: Prediger 
verfaßt werden. Die Veränderungen, welche in benfelben nachher vworfallen möuj: 
ten, werden unverzüglich darin aufgeführt. Seder fol, ehe er in dies Verzeichniß 
eingeführt wird, Öffentlich zu Gericht der Verfaffung Zreue fchwören. - 

„52. Das Stimmredht wird fuspendirt wegen gerichtliher Anklage eines 
Verbrechens, Unmünbigkeit, wegen Fallit, bis die Gläubiger ‚volle Bezahlung er 
halten haben; es fey dann, daß der Concurs durch Beuersbrunft, ober andere, 
nicht. zugurechnendes und ermweisliches Unglüd, verurſacht fey. 
$. 53. Das Stimmrecht wird verloren duch Verurtheilung zum Zuchthaus, 

zur Karre, oder zu einer andern entehrenden Strafe; durch den Eintritt in die 
Dienfte einer fremden Macht, ohne. die Einwilligung. der Regierung; durch Ermer: 
bung des Bürgerredhts in einem fremden Staatez dur die Ueberführung, Stim⸗ 
men erfauft, feine eigene Stimme verkauft, oder in mehr als einer Wahlverfamm- 
Inng geftimmt zu haben. | 
i Die Wahl: und Diftrictöverfammlungen werben jedes britte Jahr ge 
Balten. Sie müffen vor dem Ausgang des Decembermonats zu Ende gebracht feyn. 
$ 55. Die Wahlverfammlungen werben auf dem Lande in der Kauptliche 
des Kirchſpiels, in. den Kauf: und Handelsftädten in der Kirche, auf dem Rath: 
* Haufe, ober einer andern dazu. bequemen Gtelle gehalten. Sie werden auf dem 
Lande von dem Prediger: und feinen Gehülfen, in den Städten von den Magiltra 
ten und Vorftehern geleitet. Die Abgebung der Stimmen gefhieht in ber Orbnung, 
bie das Mannszahlregifter ergiebt. Streitigkeiten über das Stimmrecht werden 
von ben Leitern der Verfammlung entfchieben, von deren Erkenntniß man an dad 
Sinsting provociren. Tann. , 
$. 56. Ehe die Wahlen beginnen, foll bie Berfaffung vorgelefen werben, IN 
ben Städten von. ber. erften. — —— ‚ auf dem Lande vom Prediger. 

$. 57.. In den Städten wird für jede 50 ſtimmberechtigte Einwohner 
Wahlmann ernannt. Diefe Wahlmänner verfammeln fi) innerhalb acht Tagen bat: 
auf. auf der von der Obrigkeit dazu: beflimmten Stelle, und ernennen: entweber aus 
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ihrer eigenen Mitte, ober unter den übrigen Stimmberechtigten in ihrem Wahldi⸗ 
firieh;; ein Viertheil ihrer "eigenen. Anzahl, um auf dem Storthing zu erfcheinen 
eg zu nehmen,. fo. daß 3 bis 6 einen wählen, 7 bis 10 zwei, 11 dis 14 
drei, 15 bis 18 vier, welches die hoͤchſte Anzahl ift, die ein Ort fenden kann! 
Hat eine Handelsſtadt weniger als. 150 ftimmberedhtigte Einwohner; fo ſendet fie 
ihre Wahlmanner zu der naͤchſten Stadt, um in Vereinigung -mit deren Wahlmän- 
gern zu ſtimmen, „und dann ‚werben beide Staͤdte als ein Diftrict angefehen. -* 
668. In jedem Kirchſpiel auf dem Lande ernennen die ſtimmberechtigten Eih? 
wohner, im Verhaͤltniß ihrer Anzahl, die Wahlmaͤnner dergeſtalt, daß bis 100 ei⸗ 
ac wählen, 100 bis 200 ywei, 200 bis 300 drei, und fo weiter im naͤmlichen 
Berhältnig. Dieſe Wahlmänner-verfammeln fi innerhalb seines Monats darauf 
auf einer vom Amtmann bazu beflimmten Etelle, und ernennen dann, entweder 
augährer eigenen Mitte, oder unter den andern Stimmberechtigten im Amfe ein 
Zehntheil ihrer eignen Zahl, um auf dem Storthing zu erfcheinen und Sig zu nahe‘ 
men, fo daß 5 bis 14 einen wählen, 15° bis 24 zwei, 25 bis 34 drei,'36 und 
barüber vier, welches die größte Anzahl iſt 0: 
uf, 59. Die im 57. und 58. $. feftgefeäten Beftimmungen gelten zum naͤchſten 
Ghörthing.. Wird dann befunden, daß die Repräfentanten der Kaufftädte mehr 
oder weniger ald ein Dritttheil von ben Repräfentanten des ganzen Reiches ausma⸗ 
chen, muß dad Storthing für die Zufunft diefe Beftimmungen fo verändern, daß 
bie-Repräfentanten der Kaufftädte fi) zu denen des Landes wie ein zu zwei verhal- 
ten, und muß die Zahl der Repräfentanten im Ganzen nicht geringer alö 75 und 
nit gößer als 100 feyn. e 
. 60. Die fih im Reiche befindenden Stimmberecdhtigten , die wegen Krank: 
hat; Militairdienfte, oder anderer gefeglicher Abhaltung nicht erfcheinen koͤnnen, koͤn⸗ 
neyidenjenigen, - die die Wahlverfammlungen leiten, ehe dieſe beendigt find, ihre 
Stimmen einfenden. 4 | Ä 
$. 61. Keiner kann zum Repräfentanten gewählt werben, wofern er nicht 
. 0 Jahr alt ift und fich 10: Jahr lang im Reiche aufgehalten hat. Br 
5. 62. Die Mitglieder des Staatsraths und die Beamte, die bei deffen Coms _ 
toiren angefegt find, Dofbediente und Penfioniften des Hofs Fönnen nicht zu Reprä- 
fentanten erwählt werden. —— Ze 

$. 68. Jeder, der zum Repräfentanten erwaͤhlt wird, ift pflichtig, die Wahl 
onzgunehmen, wofern er nicht davon durch Hinderniffe abgehalten wird, bie von den 
Bahlmännern geſetzlich anerkannt werden, deren Erkenntniß der Beurtheilung des 
Sterthings unterworfen werben Tann. Derjenige, der zwei auf einander folgende 
Male als Repräfentant auf einem orbentlichen Storthing erfchienen ift, ift micht ver: 
bunden ‚die Wahl zu dem darauf folgenden ordentlichen Storthing anzunehmen. 
Bird ein Repraͤſentant durch gefegliche Urfache verhindert, auf dem Storthing zu 
— fo tritt der, welcher naͤchſt ihm die mehreſten Stimmen hatte, in feine 

$. 64. Sobald die Repräfentanten ermwählt find, werben fie mit einer Boll- 
macht verfehen, die auf dem Lande von der Obrigkeit, und in den Städten von 

dem Magiftrat, fo wie von fämmtlichen Wahlmännern- unterfchrieben ift, zum Bes 
weis-deffen, daß fie auf die in der Berfaffung vorgefchriebene Weife ernannt find. 
Die Gefentichkeit diefer Vollmachten wird vom Storthing beurtheilt. 

$. 65. Jeder Repräfentant ift zur Vergütung feiner Reifekoften nad) und von 
dm Storthing , aus der Staatscaffe, und feines Unterhalts während der Zeit, die 
dem Gtorthing beiwohnt, berechtigt. 

%.:66. Die Repräfentanten find auf ihrer Reife zum und vom Gtorthing, fo 
wie während ihres Aufenthalts bei demfelben von aller perfönlichen Haft befreit, 
wenn fie nicht in öffentlichen Verbrechen betroffen ergriffen werden; auch Fönnen fie 
ib, außer von den Verfammlungen des Storthings, zur Verantwortung wegen 
ihter dafeibft geäußerten Meinungen gezogen werben. eber ift verpflichtet, ſich 
nad der -dafelbft angenommenen Orbnung zu richten. 

J. 67. Die auf vorſtehende Weife erwählten Repräfentanten machen das 
Gtorthing des Königreich Norwegen aus. i 

$. 68. Das Storthing wird in der Regel ben erften Werkeltag im Februar: 
Monat jedes dritte Jahr in der Hauptftadt des Reichs eröffnet, wenn der König 
niht wegen außerorbentlicher Umftände, wie feindlichen Einfalls oder anftedtender 
Krankheit, dazu eine andere Stadt im Reiche beftimmt. Solche Beftimmung muß 
dann bei Zeiten bekannt gemacht werben. , 

$. 69. In außerordentlichen Fällen hat der König das Recht, das Storthing 
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außer der gewöhnlichenageit zufammen zu'berufen; ber — erlaͤßt dann eine Be: 
kanntmachung, die in, allen Kirchen der Stiftedrter wenigſtens ſechs Wochen ‘vor der 
Zeit verleſen werden muß, wo die Mitglieder bes. Storthings an. dem beſtimmiten 
Orte zuſammen kommen ſollen. ‚in 

$. 70. Ein foldes außerordentliches Storthing kann vom Könige, wenn er 
Pf} für aut fi nbet, aufgehoben werben. 

8. 71. Die Mitglieder des Storthings fungiren, ala folche, während. breier auf 
einander folgender Jahre fowohl bei dem, außerorbentlichen, als dem ordentlichen 
Etorthing, welches inzwiſchen gehalten wird. 
1°. $» 72. Wird ein außerordentliches Storthing noch zu der Zeit gehalten, ba 
das orbentlidhe zufammentreten fol; fo hört, die Ditamteit des erſten auf, ſobald 
das letzte verſammelt iſt. 

$. 73. Kein Storthing Tann gehalten; werben, wenn nicht zwei, Drittheile ſei⸗ 
ner Mitglieder gegenwaͤrtig ſind. 

8. 74. Sobald das Storthing ſich conſtituirt hat, eroͤffnet der König, ober ber; 

den er dazu beftellt hat, deffen Verhandlungen mit einer Rede, worin er baffelbe 
von dem Zuftande bes Reichs und den Gegenftänden unterrichtet, worauf er befon- 
ders die Aufmerkfamkeit des: Storthings: hinzulenken wünfht. In des Königs Ge— 
genwart darf Feine Berathichlagung Statt finden. Das Storthing erwählt unter 
feinen ‚Mitgliedern ein Viertheil, welches das Lagthing ausmacht; die übrigen 
drei DViertheile bilden das Odelsthing. Jedes Thing hält feine Verfammlungen 
abgefondert und ernennt feinen eignen Präfidenten und Seeretär. : 
$. 75. Es kommt dem Storthing zu: 

9 Geſetze zu geben und aufzuheben; Schatzungen, Abgaben; Zoil und andere 
öffentliche Laſten aufzulegen, welche doch nicht länger gelten, als bis zum 
1. Julius bes Jahrs, da das neue ordentliche Storthing verfammelt iſt, wo⸗ 
fern ſie nicht von dieſem ausdruͤcklich erneuert werden; 

2) Anleihen auf den Credit des Reichs zu eröffnen; 

8) Auffiht über das Geldmwefen des Reichs zu führenz 

Hdie zu den Staatsausgaben nöthigen Geldfummen zu bewilligen; 

5) zu beftimmen, wie viel dem Könige und dem Vicekönige jährlih für ihren 
Hofftaat ausbezahlt werben fol, und die Apanage der Königlichen Familie 
feftzufegen, welche jedoch nicht in feftem Eigenthum- beftehen darf; . 

6) ſich das in Norwegen eriftirende Regierungsprotocoll und alle Öffentliche. Bes 
richte und Papiere (mit Ausnahme eigentlicher militärifcher Commandojachen) 
vorlegen zu laffen, nebft beglaubigten Abfchriften oder Auszügen aus ben 
beim Kriege, durch den norwegiſchen Staatsminiſter und die in Schweden bes 
findlihen zwei Staatsräthe geführten Protocollen, oder den dafelbft vorgeleg- 
ten Öffentlichen Papieren: 

7) ſich die Bündniffe und Zractaten mittheilen zu laffen, die der König: für ben 
Staat mit fremden Mächten eingegangen ift, mit Ausnahme der geheimen 

Artikel, die jedoch den Öffentlichen nicht wibderftreiten dürfen; 

‚ 8) jeden aufzufordern, vor dem Gtorthing zu cerfcheinen, mit Ausnahme des 
Königs und der Königlihen Familie; doch gilt dies für die Königlichen. Prin- 
zen nicht, infofern fie andere Aemter ald das des PVicekönigs befleiden; 

9) die inzwifchen beftandenen Gagen- und Penfionsliften; zu repidiren, unb 
darin die Veränderungen zu maden, bie für nöthig gefunden werben; 

10) fünf Reviforen zu ernennen, bie jährlich die Rechnungen des Staats durch— 
fehen, und Auszüge aus benfelben durd; den Drud bekannt machen follen, 
daher biefe Rechnungen jebes Jahr vor dem 1. Julius Be Reviforen zuge: 
- ftellt werden follen ; 


11) Fremde zu naturalifiren. j 

$. 76. Jedes Geſetz fol auf dem Odelsthing entweder von beffen eigenen Mits 
Hliedern, oder von der Regierung durch einen Staatörath zuerft vorgefchlagen wers 
ven. Iſt der Vorfchlag dafelbft angenommen; fo wird er an bas Lagthing gefandt, 
welches ihn entweder genehmigt oder verwirft, und im letzten Sau ihn mit beige: 
fügten Bemerkungen zuruͤckſchickt. Dieſe werden vom Obdelsthing in Erwägung ge: 
zogen, welches entweder den Gefeßesvorfchlag hinlegt, oder ihn wiederum, mit ober 
ohne Veränderung, an das Lagthing fendet. Iſt ber Vorſchlag vom Dbelsthing, 
zweimal dem Lagthing vorgelegt, und von biefem zum zweitenmal mit einer Zuruͤck⸗ 
weiſung zuruͤckgeſandt; fo tritt das ganze Storthing zuſammen, und dann wird mit 
— Drittheilen ſeiner Stimmen uͤber den Vorſchlag entſchieden. —— jeder 
len Berathſchlagung muͤſſen wenigſtens drei Tage — | 


f 
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$. 77, Hat ein vom Obelsthing vorgefchlagener Beſchluß den Beifall: des kag⸗ 
thing oder bes verfammelten Storthing erhalten; fo wird er durch eine Deputation 
von beiden Abtheilungen des Storthings an ‘den König gefandt, wenn er gegenwärs 
tig if, oder im entgegengefegten Zall an den Vicekoͤnig oder an die Norwegiſche 
Regierung, mit dem Antrag auf Ertheilung der Königlichen Sänction. z 

$. 75. Bewilligt der König den Beſchluß; fo verfieht er ihn mit feiner Uns | 
terſchrift, woburd er Gefeg wird. Genehmigt cr ihn nicht; fo fendet er ihn an | 
das Odelsthing mit der Erklärung zurüd, daß er es nicht dienlich findet, den Bes 
ſchluß zu fanctioniren. Ä | 

$. 79. In diefem Fall darf der Beſchluß nicyt mehr von dem dann verfam: 
melten Storthing dem Könige vorgelegt werden, ber fich auf diefelbe Weife beneh— 
men kann, wenn das nächfte ordentliche Storthing denſelben Beſchluß aufs neue 
vorfhlägt.e. Wird er aber, nachdem er abermals erwogen worden, von dem dritten. 
ordentlichen Storthing wiederum auf beiden Thingen wnverändert angenommen, 
und dann dem Könige mit dem Begehren vorgelegt, daß Seine Majeftät Ihre 
Sanction einem Beſchluſſe nicht verweigern möchten, welchen das Storthing, nach 
der reiflichften Ueberlegung, als nuͤtzlich anſieht; fo wird er Geſetz, wenn auch des 
Könige Sanction nicht erfolgt, ehe das Storthing ſich trennt = —ñ— 
— 380.Das Storthing "Bleibt fo lange verfammelt, als es für nöthig findet) 
doch nicht über drei Monate, ohne des Königs Erlaubniß. Wenn es vom Könige 
aufgehoben wird, nachdem es feine Verrichtungen zu Ende gebracht hat, oder bie 
beftimmte Zeit verfammelt gewefen ift, ertheilt der König zugleich feine: Refolution 
auf die bereits vorher nicht abgemachten Befchlüffe, indem er fie entweder beſtaͤtigt 
oder verwirft. Ale die, welche er nicht ausbrüdlich annimmt, werben angefehen, 
als ob fie von ihm verworfen wären. 5 er 

$. 831. Alle Gefege- werden in ber Normwegifchen Sprache und (die im 79. $, 
autgenommenen) in bes Königs Namen, unter dem Eiegel bes Norwegifchen Reichs 
und in folgenden Ausdrüden ausgefertigt: „Wir N. N. thun fund und zu wilfen, daß 
Uns ein Befchluß des Storthings von Dato vorgelegt ift, fo lautend: (Bier folgt 
ber Beichluß.) Daher haben Wir angenommen und befräftigt, wie Wir benfelben 
— als Geſetz annehmen und bekraͤftigen, unter Unſerer Hand und des Reichs 

iegel.“ | 
$. 82. Die Sanction des Königs ift nicht erforderlich zu den Befchlüffen bes 
Etorthings, wodurch es ſich 1) als Storthing nach der Verfaffung verfammelt er: 
Hört; 2) es feine innere Polizei beftimmt; 3) es die Vollmachten der anmwefenden 
Mitglieder annimmt oder verwirft; 4) es Erfenntniffe über Wahlftreitigkeiten bes 
fätigt oder verwirft; 5) es Fremde naturalifict; 6) und endlich audy nicht zu dem 
Def alle wodurch das Odelsthing den Staatsrath oder Andere unter Verantwor⸗ 
tung ſeht. | 
es 838. Das Storthing kann das Bedenken des höchften Gerichts über wich⸗ 

tige Gegenftände einziehen. 

. 84. Es wird bei offenen Thüren gehalten, und feine Verhandlungen wer⸗ 
den durch den Druck befannt gemacht, ausgenommen in den Fällen, wo das Ges 
gentheil durch Stimmenmehrheit befchloffen wird. 

. 85. Der, der einem Befehl geborcht, deſſen Abſicht dahin geht, bie Frei» 
heit und Sicherheit des Storthings zu ftören, macht fich dadurch ber Verrätherei 
gegen das Vaterland fehuldig. 


Ueber bie rihterlihe Gewalt. 


$. 86. Die Mitglieder des Lagthings machen zugleich mit dem höchften Ge⸗ 
tühte das Reichsgericht aus, welches vom Obelöthinge geleitet worden, entweder 
gen die Mitglieder des Staatsraths oder des hoͤchſten Gerichts, wegen Amtövers 
brechen, oder gegen die Mitglieder des Storthings, wegen der Verbrechen, die fie, 
— ſolche, begehen moͤchten. Im Reichsgerichte hat der Praͤſident des Lagthings 

n Vorſitz. 

g. 87" Der Beklagte kann, ohne deshalb irgend eine Urfache anzugeben, von 
den Mitgliedern des Reichögerichts bis zu einem Drittheile perhorresciren, doch fo, 
daß das Gericht nicht weniger ald funfzehn Perfonen ausmacht. 

$. 88. Das hoͤchſte Gericht urtheilt in letzter Inſtanz. Es darf nicht aus 
menigern Mitgliedern als dem Quftitiarius und ſechs Beifigern beftehen. — 

$. 89. In Friedenszeiten iſt das hoͤchſte Gericht nebſt zwei Officieren, welche 
der König dazu verordnet, die zweite und letzte Inſtanz in allen Kriegsgerichtsſa⸗ 


chen, weldye entweder den Verluſt des Lebens ober ber Ehre, oder eine Freiheitsbe⸗ 
raubung auf längere Zeit als drei Monate betreffen. - | 

90. Bon den Urtheilen des hoͤchſten Gerichts findet in feinem alle eine 
Berufung Statt, noch Fönnen fie einer Revifion unterzogen werben. 

$. 91. - Keiner kann, ehe er 30 Jahre alt ift, zum Mitglied des hoͤchſten Ge 
richts beftellt werben. 
— Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 92. Zu Aemtern im Staate dürfen allein norwegiſche Bürger ernannt 
werben, welche fih zu ber evangeliſch-lutheriſchen Religion befemen, der Ver— 
faffung und dem Könige Treue gefchworen haben, und die Landeöfprache reden. auch 
1) entweber im Reiche von Aeltern geboren find, die damals Unterthanen des Staats 
waren, oder 2) in fremden Landen von norwegiſchen Xeltern geboren find, welche 
au der Zeit nicht Unterthanen eines andern Staats waren, oder 3) die den 17. Mai 
814 ihren beftändigen Aufenthalt im Reiche hatten, und fich nicht gemweigert haben; 
den Eid abzulegen, Norwegens Gelbftftändigkeit zu behaupten, oder die 4) ſich Hei 
nad; während zehn Jahre im Reiche aufhalten, oder die 5) vom Storthinge mas 
turalifirt werden. Dock können Fremde zu Lehrern bei der Univerfität und ben de 
lehrten Schulen, zu Aerzten und Eonfuln an fremden Orten beftellt werden. Kei— 
ner Fann zu einem Oberbeamten ernannt werden, ehe er 30 Jahre alt ift, nody-gü 
einer MSN, zum Unterrichter und Voigt, ehe er 25 Jahre alt ift. 
- 8. 93. Norwegen haftet für keine andere Schuld, als feine eigne Ratio: 
nalſchuld. | 
m 94. Es foll veranftaltet werben, baß auf dem erften, oder, wenn bie 
nicht möglich ift, auf dem zweiten ordentlichen Storthing ein neues allgemeines Ci— 
vil⸗ und Griminalgefegbucy gegeben wird. Inzwiſchen bleiben die jest geltenden Ges 
fege des Staats in Kraft, infofern fie diefem Grundgefege, oder den inzwifchen er 
laffenen proviforifchen Anordnungen, nicht widerftreiten. Die gegenwärtigen perimar 
nenten Schagungen bleiben ebenfalls bis zum nächften Storthing. 
- 8. 95. Keine Disfpenfationen, Protectoria, Moratoria oder Erhebungen bür: 
fen bewilligt werden, nachdem das neue allgemeine Gefeg in Kraft gefegt ift. 
e Keiner kann gerichtet werben ald nach dem Gefese, noch anders als 
nach Urtheil beftraft werben. Die peinliche Frage darf nicht Statt finden. 
—8. 97. Keinem Gefege barf rüdwirkende Kraft gegeben werben. 
d. 98, Mit den Sporteln, die an die Bebienten des Gerichts erlegt werben, 
dürfen feine Abgaben an die Staatskaſſe verbunden feyn. 
cc Keiner ann eingezogen und gefangen gehalten werben, außer in ben | 
vom Gefege beftimmten Fällen und auf die durch die Gefege vorgefchriebene Weife. 
Für unbefugten Arreft, oder ungefeglihen Aufenthalt fteht der Beikommende ben 
Gefangenen zur Rechenſchaft. Die Regierung ift nicht berechtigt, die militärifche 
Macht gegen Mitglieder des Staats anzuwenden, außer in ben von ber Gefe 
bung beftimmten Formen; es wäre denn, baß eine VBerfammlung die Öffentliche 
Ruhe ftörte, und fie fi nicht augenblidiich trennte, nachdem die den Aufruhr be 
treffenden Artikel des Landesgeſetzes das bdrittemal laut von ber Eivilobrigfeit ver: 
leſen find. | 
8 100. Die Drudfreiheit fol Statt finden. Keiner Fann wegen irgend einer 
Schrift, die er hat drucken oder herausgeben laffen, von welchem. Inhalte fie auch 
feyn mag, geftraft werben, wofern er nicht felbft vorfäglicdy und offenbar Ungebor: 
fam gegen die Gefege, Geringfchägung der Religion, Sittlichkeit, oder ber verfaf: 
fungsmäßigen Gewalten, oder Widerfeglichkeit gegen deren Befehle an den Tag ge: 
legt ober andere dazu gereizt, oder falfche und ehrenfränfenbe Beſchuldigungen ge 
gen Jemand vorgebradyt hat. Freimüthige Aeußerungen über die Verwaltung des 
Staats oder irgend einen andern Gegenftand find einem jeden erlaubt. 
$- 101. Neue und beftändige Befchränfungen der Nahrungsfreiheit dürfen in 
Zukunft niemals für Jemand erlaffen werben. 
$. 102. Hausinquiſitionen dürfen nicht Statt finden, außer in Griminalfällen. 
5.103. Denjenigen, die hiernach falliren, wird keine Freiftätte zugeftanden. 
$. 104. Eigenthum und Grundbefig kann in feinem Falle verwirkt werben. 
$. 105. Erfordert das Bebürfnif des Staats, daß ciner fein bewegliches ober 
unbewegliches Eigenthum zu öffentlichem Gebrauche hergiebt; fo gebührt ihm aus 
der Staatscaffe voller Erfas. . 
$. 106. Sowohl die Kauffummen, als die Einkünfte der geiftlichen -Beneficien 
und Guͤter follen :blos zum Beſten der Geiftlichleit und zur Beförderung ber Aufs 
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Märung angewandt werden. Das Eigenthum milder Stiftungen Bann nur zu deren 
Nutzen verwandt werden. | Fo — 

$. 107. Das Odels- und Aafardesrecht ſoll nicht aufgehoben werben. "Die 
nähern Bebingungen,. unter weichen. e8 zum größten Nutzen für ben Staat und 
zum Beften bes Landvolks beibehalten werden fol, werden von dem. erften oder bem 
nädhftfolgenden Storthinge beftimmt. * 

$. 108. In Zukunft ſollen keine Grafſchaften, Baronieen, Stammhaͤuſer und 
Fideicommiſſe errichtet werben. 5% 

$. 109. Jeder Bürger des Staats ift im Allgemeinen gleich verpflichtet, eine 
gewiffe Zeitlang fein Vaterland zu vertheidigen, ohne Hinſicht auf Geburt oder Verz 
mögen. Die Anwendung diefes Grundfages, und die Einfchränfungen, denen fie 
unterzogen werden muß, jo wie die Beftimmung, inwiefern e8 für das Reich dien— 
lich ift, daß die Vertheidigungs- und Wehrpflicht mit dem 25. Sabre aufhöre, wied 
der Entfcheidung des erften ordentlichen Storthings überlaffen, nachdem durch eine 
Commitfe alle Aufklärungen erlangt find. Inzwifchen verbleiben bie jest geltenden 
Beflimmungen in Kraft.. ’ 2 * 

$. 110. Norwegen behält feine eigne Bank und fein Muͤnzweſen, welche Eins 
richtungen durch bas Geſetz beftimmt werben. 

$. 111. Normegen. hat das. Redit, ‚feine eigne Kauffahrteiflagge .zu- haben; 
Seine Kriegsflagge bleibt eine Unionsflagge. | RN 

$. 112, Zeigt bie Erfahrung, daß irgend ein Theil dieſes Grundgefeges bes 
Königreichs. Norwegen verändert werden muß; fo foll der Vorfchlag dazu auf eis 
nem ordentlichen Storthinge vorgelegt und durch den Druck befannt gemacht wer: 
ten. Allein es Fommt erft dem nädjften ordentlichen Storthing zu, zu beftimmen, 
ch die vorgefchlagene Veränderung Statt finden fol oder nicht. Doc muß ſolche 
Veränderung niemals den Principien biefes Grundgefeges widerftreiten, fondern allein 
Movificationen in einzelnen Beftimmungen betreffen, die den Geift diefer Verfaffung 
nicht verändern; auch müffen zwei Drittheile des Storthings in- folcher Veraͤnde⸗ 
tung einig feyn. | FL 

Ehriſtiania, in Norwegens er Storthing, den 4. Nor. 1814. 

rı Te, 

(L. 8.) p. t. Mraͤſident. 
8. Weidemann. 

Daß das Grundgeſetz des Norwegiſchen Reichs, wie es Wort fuͤr Wort vor— 
gefärieben ſteht — mit Vorbehalt des verfaſſungsmaͤßigen Rechts der Schwediſchen 
Reichsſtaͤnde in, ben Stuͤcken, welche Veraͤnderungen oder Modificationen in der Kes 
gierungsform des Schmwebifchen Reichs mit ſich führen — zwiſchen unferm Aller: 
gnädigften Könige und Deren, Karl dem Dreizehnten, Könige von Schwer: - 
den, Norwegen, der Gothen und Wenden ꝛc. durch uns unterzeichnete, bevollmädh: 
iigte Commiſſaͤre vor Höchftdeffen Augen und dem jest in Chriftiania verfammelten 
wserorbentlihen Storthinge des Norwegifhen Reichs verhandelt und 
beſchloſſen worden: wird. hierdurch mit unſern Namensunterfchriften. und unterges 
Wudten Siegeln ‚atteftirt und befräftigt. "nr 

Chriftiania, den 4. Nov. 1814, 2 

M. Rofenblab.: . 


B. v. Platen. Graf Wetterftedt. 
r 8. F. Birfen A. ©. Mörner. 
‘€. v. Rofenftein. 93. D. Valerius. 


Seit dem Norwegiſchen Reichstage im Jahre 1821 wurden auf 
mehreren ber folgenden Reichstage einige Fönigliche Vorfchläge zur 
änderung einzelner $$ ber Verfafjung vom 4. Nov. 1814 wiederhohlt, 
unter welchen die wichtigften die Aufhebung der Befchränfung 
des Föniglihen Beto, und die Einführung eines neuen 
Adels in Norwegen betrafen. (Man vergleiche diefe Vorfchläge und bie 
Behandlungen. des Storthings. darüber. auf. dem Reichsſtage von 1824 in 
der Schrift von „Heine. Steffens: Das norwegifhe Storthing 
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im Jahre 1824 (Berl. 1825. 8. S. 36 ff.), und auf bem- Reiche: 
tage von 1877, in ben neueften Staatsacten (Bb. 7. ©. 356 
—379). Das Storthing verweigerte bis jetzt jede Veraͤnderung in der 


a ung. 


— — 6. 
Däanemar th 


Die Könige von Daͤnemark waren unbeſchraͤnkte Regenten 
der. Monarchie, feit der daͤniſche Neichstag im Jahre 1660 nicht: blos 
das Wahlreich in ein Erbreich verwandelte, fondern auch die unbe- 
ſchraͤnkte Souverainetät dem Könige Friedrich 3. und‘ feinen Nach⸗ 
fommen übertrug, wonach die fernere Bufammenkunft der Reichsftände 
aufhörte. (Diefer wichtige Gegenftand ward, — naͤchſt Häberlin 
(1760) und Soahim (1761) — am vollftändigften behandelt, - von 
Spittler in feiner Schrift: Gefchichte, der dänifchen Re vo⸗ 
Iution im Jahre 1660, Berlin, 1796. 8.) 

Erft in der neueften Zeit regte fich gleichzeitig in den eigentlichen 

dänifchen Provinzen, — mie in ben Herzogthümern Schleswig und 
Holftein — ber Wunfch nach einer ftändifhen Berfaffung. Was 
daflır in den genannten Herzogthümern von den Altern Ständen geſchah, 
und welches Decret der König am 28. Mai 1831 „in Betreff der kuͤnf⸗ 
tigen Berfaffung in den Herzogthlimern Schleswig, Holflein und Lauen⸗ 
burg‘ erließ, ward, nach den biplomatifchen Actenftüden, berichtet im 
erden Theile ©. 723— 731. 
An bemfelben Zage aber, am 28. Mai 1831, erließ auch der Koͤnig 
Friedrich 6 ein Decret, worin er die Anordnung von Provinzials 
ftänden im Königreihe Dänemark erließ. Ob nun gleich eine 
bedeutende Anzahl von Abgeordneten im Juli 1832, um die „Vorſchlaͤge 
zur Provinzialrepräfentation zu berathen”, von dem Könige nach Kopen- 
hagen berufen ward; fo ift doch dad Ergebniß diefer Berfammlung noch 
nicht zur öffentlichen Kunde gekommen, und dieſe Probinzialrepräfentation 
noch nicht ind Leben getreten. 


Königlihes Decret vom 28. Mai 1831, die Anord- 
— von Provinzialſtaͤnden im Rönigreige Daͤ— 
nemark betreffend. 
| Wir Frederik der Sechste u. f. w. thun Fund hiermit: daß Mir, 
um Uns und Unfre Koͤnigl. Nachfolger in den Stand zu fegen, ſtets "die 
zuverläffigfte Kunde von Allem; fo das Wohl Unfers- eben -umd- treuen Vol⸗ 
kes befördern Eönne zu erhalten, und um: das Band, welches. Unfer Koͤnigl. 
Haus mit Unferem Volke vereinigt, noch; fefter: zu Enüpfen, ſo auch um zur 
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Belebung des Gemeingeifted beizutragen, haben befchloffen, in Unferem Koͤ⸗ 
nigreih Danemark, fo wie in Unferen Herzogthümern Schleswig und 
Holſtein berathende Provinzialftände zu gründen. Um die Vollziehung diefes 
Unferes Beſchluſſes, übereinftimmend mit Unferer landesväterlichen Abficht, vorzu⸗ 
reiten, Haben Wir vorläufig dieſe Sache burcharbeiten laſſen, und obgleich fie noch 
nicht in dem Grabe gereift ift, daß fie in allen ihren Theilen durch ein umfaffendes 
Orfeg geordnet werben Eonnte, haben Wir e8 dennoch zweckmaͤßig gefunden, bie 
allgemeinen Beftimmungen, die der Einrichtung, die Wir den Provinzial: . 
ſtanden in Unferem Königreich Dänemark geben wollen, zur Grundlage dies 
nen follen, Öffentlich Eund zu machen. In erwähnter Hinficht wollen Wir 
Folgendes allergnadigft angeordnet haben: u 

$. 1. In Unferem Königreiche Dänemark follen zwei VBerfammlungen 
von berathenden Provinzialftänden beftehen: die eine für die Stifte Seeland, 


Fühnen, Laaland-Falſter nebft Island, die andere für ſaͤmmtliche vier Stifte 
Nord: Fütlands, 


J. 2. In jede diefer Verfammlungen tritt eine, näher von Uns zu bes 
kimmende, Anzahl von ihren Mitbürgern dazu ernannter Männer ein, Die 
Vihtderehtigung wird unter den nähern Beftimmungen und in ber Ordnung, 
die Wir in einer eigenen Anordnung dafür feftfegen werden, von den Grund: 
befigem in den Städten und auf dem Lande ausgeübt, wobei Wir doch, mit 
Rıdiht auf das fefte Eigenthum, das die Gefege den Hofpaͤchtern (Gaard⸗ 
ff) zufteht, folche zur Theilnahme an die Wahlen zugezogen wiffen 
molen, Das Grundeigentbum iſt ebenfalls nothwendige Bedingung der 
Vihlbatkeit, und obgleich Wir im Allgemeinen nicht von Unfern Beamten 
diejenigen, die nebenbei Grundbefiger find, von der Ständeverfammlung, fall 
fie dazu gewählt werden, ausfchließen wollen, darf. doch Eein Beamter, der 
eine von Uns unterfchriebene Beftallung, Ordre oder Gonfirmation hat, die 
Wahl ohne Unfere vorgängige, Allerhöchfte Erlaubniß entgegennehmen. 


K.3. Wir find nebenher gefonnen, Mitglieder. der Univerfität und ber 
Beiftüchkeit zu ernennen, um Sig in den Provinzialftändeverfammlungen zu 
hehmen, fo wie auch nach Umftänden einzelne andere, die Wir, mit Rüd: 
ſiht auf ihre Stellung und Eigenfchaften, dazu befonders geeignet finden 
möchten, \ 

J. 4. Ehe Wir ein Geſetz, das eine Veränderung in den Perſonen⸗ 
und Eigenthums rechten Unferer Unterthanen oder in den Abgaben und in ben 
iſentlichen Leiſtungen beabfichtigt, erlaffen, wollen Wir den Entwurf zu eis 
tum folhen Gefege den ‚beiden Ständeverfammlungen, oder aber, falls es 
nut eine oder mehrere einzelne Provinzen angeht, der betreffenden Ständevers 
ſammlung vorlegen laffen, damit die Stände den Geſetzentwurf in Ueberle— 


sung (Dverveielfe) nehmen und darüber ein allerunterthänigftes Bedenken ab: 
Kben mögen. Ä 


$.5. Wenn die Provinzialitände Veranlaffung finden, eine Veraͤnde⸗ 
ung in den allgemeinen Landesgefegen oder in den fpecielen Gefegen und 
Einrichtungen der fie betreffenden Provinzen zu wünschen, oder ſich befugt fh: 
im, über die Art, wie die Gefege gehandhabt und die Einrichtungen verwals 
ft werden, Beſchwerde zu führen; dann Eönnen fie Uns darüber Vorftellung 
und Vorſchlag machen, nach melden Wir die Sache in Erwägung ziehen, 
und Unſeren Beſchluß daruͤber füffen werden. | 


6:6. Da Wir es zweckmaͤßig finden, daß Mitwirkung auf die Com: 
"nrtgelegenpeiten den Provinzialftänden eingeräumt werde; fo werben. Wir 
| 5 
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in Erwägung ziehen, wie folches auszuführen ift und- barlber näher be 


fchließen. 

$. 7. Die Provinzialftände treten auf Unfere Einberufung zufammen, 
Diefes wird jedes zweite Jahr gefchehen; aber wenn Veranlaffung dazu ftattfin: 
den follte, werden Wir ohnedem außerordentlihe Verſammlungen der Stände 
veranftalten. Die Dauer der Verfammlung werden Wir jedesmal nach den 
obmwaltenden Umftänden beflimmen, und demnad, werden Wir der Verfamm: 
lung die Schließung fund machen laffen. 

$. 8. Ueber die Anzahl der in jeder Provinzialverſammlung zu ernen⸗ 
nenden Mitglieder, ſo wie uͤber deren Vertheilung auf die einzelnen Diſtricte, 
und über die näheren Bedingungen der Wahlberechtigung und der MWählbar: 
£eit, fo wie über den Gefchäftsgang. bei den Wahlen und in den Stände 
verfammlungen ‚, werden Wir die nöthigen näheren Beftimmungen treffen, 
Ehe jedoch ein völliger Entwurf zu dieſen gefeglichen Beftimmungen Uns vor: 
gelegt wird, wollen Wir einige erfahrene Männer aus den verfchiedenen Thei⸗ 
len bes Koͤnigreichs zuſammenberufen laſſen, um bie ihnen vorzulegenden ©: 
genftände zu überlegen, und darüber ihre auf Sach- und Localkenntnif ge 
gründete Anficht mitzutheilen. Sollten Wir Fünftig zu "Veränderungen in 
diefen nachträglichen Beftimmungen Anleitung finden, wird eine Veränderung 
dennoch nicht darin vorgenommen werden, ehe Wir, in Uebereinftimmung mit 
‘6. 4., darüber das Bedenken der Stände eingehohlt haben. 


T. 
Die Schweiz. 


Die Schweiz hatte, vor dem Ausbruche der franzöfifchen Revolution, 
eine in ber zweiten Hälfte des Mittelalters allmählig entftandene und 
deshalb fehr zufammengefeste Verfaffung. Den dreizehn Cantonen fland 
die Souverainetät zu; jeder Canton bildete aber einen für ſich unabhaͤn⸗ 
gigen Staat; die Gefammtheit hielten einzelne Bündniffe zufammen. Zu 
diefer eigentlichen Eidsgenoffenfchaft gehörten noch ald gemeinfchaft: 
liche Unterthanen mehrere Landvoigteien, Städte und Schußherrlichkeiten; 
ferner eilf zugewandte Orte, von welchen einige, Associes genannt, Sit 
und Stimme auf den Zagfagungen hatten, (3. B. der Abt von St. 
Gallen, und die Städte Gallen und Biel), andere nur Allies. (confoe- 
-derati) waren, ald bie drei Bünde, Wallis, Neufchatel, Mühlhaufen, 
Genf, und der Biſchoff von Bafel. Bon dieſen Allirten ‚hatten einige 
wieder ihre befonderen Unterthbanen. So fanden die ehemals (1513) 
dem Herzogthume Mailand entriffenen Landfchaften, Veltlin Bormio und 
Cleven unter den drei Buͤnden. 

Seit drei Jahrhunderten hatte dieſe ſeltſam zuſammengeſetzte Staats⸗ 
form beſtanden. So wie aber die Schweizer ſelbſt waͤhrend dieſer Zeit ſich 
der Theilnahme an den uͤbrigen Weltbegebenheiten enthielten; ſo wurden 
ſie auch von den europaͤiſchen Maͤchten als Neutrale anerkannt und 
behandelt. 
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Mein die Nähe der frangöfifchen Revolution konnte nicht ohne Ruͤck⸗ 
wirfung auf die Schweiz bleiben, fo fehr auch bdiefelbe, in den erften 
Jahren des Kampfes der Coalifirten gegen Frankreich,. ihre Neutralität 


behauptete. Entfchieden war übrigens die Staatöverfaffung der 


Schweiz. gegen das Ende bes achtzehnten Jahrhunderts veraltet, und der 


Geift der Zreiheit und der Kraft verfcehwunden, mit welchem einft der . 


Bund am Vierwaldftädterfee gefchloffen, und die junge Republif gegen 
die Haufer Habsburg und Burgund vertheidigt worden war. Nur daß 
65 den Franzoſen nicht zufam, die Staatöform der Schweiz umzuftürzen, 
welche, bei der Sperre des übrigen Europa's gegen Frankreich zu Lande 


und zu Waffer in den erften Jahren des Mevolutionsfrieges, mit. ihrer 


Jufuhr für Frankreich offen geblieben war. 

Die erfte Eigenmächtigkeit, welche Frankreich in Beziehung auf bie 
Schweiz fich erlaubte, war, daß Bonaparte, ald damaliger Oberfeldherr 
(8. Oct. 1797), die Landfchaften Veltlin, Cleven und Bormio, die fich 
von Graubündten losgeriſſen hatten, der neugeftifteten cisalpinifchen Re— 
publif eimverleibte. Bald darauf befegte der General St. Cyr (Dec. 1797) 
das Erguel, oder den Eleinern Theil des Bisthums Bafel, der inner= 
halb der Grenzen der Schweiz lag und zu den zugewandten Orten ges 
vehnet ward. (Der größere Theil diefes Bisthums, das Brundrutt 
genannt, welcher zum teutfchen Reiche gehörte, war von den Franzofen 
bereits am 23. März 1793 ihrer Nepublif einverleibt worden.) Gleich: 
zetig winfchte die vom frangöfifchen Gebiete eingefchloffene, Stadt 
Nühlhauſen die Einverleibung in Sranfreih, und in dem Waadt: 
lande, den beiden Gantonen Bern und Freiburg unterthänig, erwachte 
der Sinn nach Unabhängigkeit und Befreiung. von dem Drude.der ges 
bietenden Heren. Befonderd weckte und leitete ein geborner Waadtlaͤn⸗ 
der, Friedrich von la Harpe, diefen Sinn, der früher, bevor er in Pe: 
teröburg von Katharina 2 zum Lehrer ihrer. beiden Enkel, der Großfür- 
fen Aerander und Gonftantin, ernannt ward, von den Machthabern in 


dern beleidigt und gedemüthigt. worden war. Er erinnerte feine Lands— 


Inte daran, daß der Herzog Emanuel Philibert von Savoyen (1564) 
das Waadtland an Bern und Freiburg mit ber Bedingung abgetreten 
babe, daß alle gute Gebräuche, Herkommen und Rechte der Edlen und 
Unedlen, und aller Städte, Dörfer und Gemeinden beibehalten würden; 
uch habe der König Karl 9 von Frankreich diefen Vertrag (1565) 
garantirt, 

Bon ihm veranlaßt, überreichten einige Waodtländer dem franzöfi- 
hen Directorium eine Schrift, worin fie diefe Garantie Frankreichs für 
Vie Viederherftellung. der ihnen von Bern und Freiburg entriffenen Rechte 


in Anfprud nahmen. Das Directorium ging darauf ein, und befahl fei 


nm Geſandten in der Schweiz, Mengaud, von der Regierung zu Bern 
eine beftimmte Erklärung deshalb zu verlangen, die von Bern mit einem 
. 8 * 
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unzeitigen Troße beantwortet ward. Denn in ber Schweiz hatte, vers 
anlaßt durch die mächtigen politifchen Bewegungen in ihrer Nähe, eine 
bedeutende Partei fich gebildet, welche eine Durchſicht und Verbeſ— 
ferung der Bundesverfaffung beabfichtigte. Diefem innern 
Kampfe zwifchen einer, auf Frankreich rechnenden, Partei von Männern, 
welche eine zeitgemäße neue Geftaltung der Bundesverfaſſung 
nach dem Gentralifationsfyfleme, im Gegenfage des bis dahin be: 
ftandenen Foͤder ativxſyſtems, verlangten, und der Partei derer, welche 
in den alten Formen durchaus nichts verändert wiſſen wollten, muß 
 hauptfächli der Mangel aller feften Maasregeln in der Stellung der 
"Schweiz gegen Zrankreich, und die Befiegung der Schweiz durch die ein 
zelnen franzöfiichen Heereömaffen (1798) zugefchrieben werben *). Genf, 
Biel und Mühlhaufen wurden darauf mit Franfreich felbft vereinigt. 
Die demofratifirte Schweiz mußte (19. Auguft 1798) mit Frankreich ein 
Angriffs: und BVertheidigungsbündniß abſchließen. — Allein fhon vorher 
bewirkte die Drohung des franzöfifchen Generald Brune, die Schweiz 
in drei Eleine Freiftaaten aufzulöfen, den Entwurf einer neuen 
Staatöverfaffung zu Bafel am. 15. Mär; 1798, der bald darauf, 
mit einigen wefentlichen Modificationen, als Staatögrundgefes angenom: 
men ward. Diefer Entwurf war von Ochs aus Bafel, der zu Paris 
ſich aufhielt, bearbeitet worden, und ward am 15. Marz 1798 vom Cam 
ton Bafel angenommen. | 


Bei der innern Uneinigfeit der Gantone, ımd nach den Siegen ber 
Franzofen, Famen von den in den einzelnen Gantönen gewählten Mit: 
gliedern in die beiden gefeßgebenden Raͤthe, am 12. April, die Deputir 
ten von Zürich, Bern, Lucern, Bafel, Freiburg, Solothurn, Schaf: 
haufen, Leman und Yargau zu Aarau zufammen. Der große Rath 
brachte die förmlihe Anerkennung der freien und untheilbaren hel: 
vetiſchen Republik (nad) dem damaligen Mufter der franzöfifchen Repu⸗ 
blik) in Antrag; der Senat genehmigte ihn, und fünf Directoren (unter 
ihnen Ochs und la Harpe) wurben ernannt. Doch mußten die klei— 
nen Gantone Zug, Glarus, Schwyz, Uri, Unterwalden, Appenzell, 
St., Gallen und Thurgau, die Feine Repräfentanten nach Aarau gefchidt 
hatten, erft im Mat 1798 von den Zranzofen bezwungen werden, bevor 
fie im der mit ihnen -abgefchloffenen Gapitulation die Eine untheilbare 
Republik und die neue Verfaſſung anerkannten. Allein Graubündten 
weigerte fich deffen, und nahm (Oct.) öftreichifche Truppen ein; denn 
fhon damald war die Erneuerung des Kampfes vorauszufehen. 


*) Ausführlich fchilderte biefe Vorgänge: Ludw. Meyer von Knonau 
(Rathsherr in Zürich) in feinem Handbuche der Gefhichte der ſchwei— 
zerifhen Eidsgenoffenfhaft (Züri, 1829, 8). Ih. 2. ©. 538 ff. 
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1) Verfaffungsentwurf der helvetifhen Republif, 
am 15. März 1798 zu Bafel unterzeichnet. 
Erfier Titel 
Sauptgrundfäge. 


1. Die helvetifche Republik macht einen einzigen und unzertheilbaren Staat aus. 

Es giebt Feine Gränzen mehr zwifchen den Gantonen und den unterworfenen 
kanden, noch zwifchen einem Canton und dem andern. Die Einheit des Vaterlans 
des und des allgemeinen Intereſſe vertritt Eünftig das ſchwache Band, welches 
fremdartige, ungleiche, in feinem Berhältniffe ftehende, und Eleinlichen Rocalitäten, 
oder einheimifchen Worurtheilen unterworfene Theile zufammenpielt, und auf das 
Gerathewohl leitete. Man verjpürte nur die ganze Schwäche einzelner Theile; man 
wird aber durch die vereinigte Stärfe Aller ſtark feyn. 

2. Die Gefammtheit der Bürger ift der Souverain oder Oberherrfcher. Kein 
Theil und kein einzelnes Recht der Oberherrfchaft Fann vom Ganzen abgeriffen wer: 
den, um das Eigenthum eines Einzelnen zu werben. Die Regierungsform, wenn 
fie auch follte verändert werben, fol allezeit eine repräfentative Demokratie feyn. 

3. Das Gefeg ift die Erklärung des Willens des Gefeggebers, welchen er, auf 
eine duch die Verfaſſung feftgefeste Art, fund gemacht hat. 

4, Die zwei Grundlagen des Öffentlichen Wohle find: Sicherheit und Aufllä- 
rung. Aufllärung ift befjer, ald Reichthum und Pracht. 

5. Die natürliche Freiheit des Menfchen ift unveräußerlih. Sie hat Feine ans 
dern Gränzen, als die Freiheit jedes Andern und gefegmäßig erwiefene Abfichten eis 
nd allgemeinen nothwendigen Vortheild. Das Gefeh verbietet jede Art von Ausge⸗ 
laſenheitz es muntert auf, Gutes zu thun. 

6. Die Gewiffensfreiheit ift uneingefchränkt; jedoch muß die Öffentliche Aeuße⸗ 
tung von Religiongmeinungen den Gefinnungen ber Eintracht und bes Friedens uns 
krgerbnet feyn. Jedem Canton ift freigeftellt, für die Unterhaltung und Bezahs 
lung der bei ihm eingeführten Gottesdienfte zu forgen. 

7. Die Preßfreiheit ift eine natürliche Folge des Rechtes, das jeder hat, Uns 
krriht zu erhalten. 

8, Es giebt Feine erbliche Gewalt, Rang noch Ehrentitel. Jeder Gebrauch, 
oder jede darauf zielende Einfesung fol durch Strafgefege verboten werben. 

9 Erbliche Vorzüge erzeugen Hochmuth und Unterbrüdung, führen zur. Un: 
wifenheit und Traͤgheit, und leiten die Meinungen über Dinge, Begebenheiten unb 
Venſchen irrig. Privateigentbum kann vom Staate nicht anders verlangt werben, 
ds in dringenden Fälen, oder zu einem allgemeinen offenbar nothwendigen Ges 
band, und dann nur gegen eine billige Entſchaͤdigung. 

10: Ein jeder, der durch gegenwärtige Staatsverfaffung das Einkommen ei- 
ar Stelle verliert, fo, nad) Billigkeit und den Umftänden, von feinem Canton ents 
Whädigt werden; es wäre denn, daß er eine einträgliche Stelle bei der neuen Ber: 
hung erhalten hätte, oder daß er keine Entfchädigung verlangte. 

In allen Fällen aber find diejenigen, welche ſich der Revolution widerfegt hat⸗ 
ka, von aller Art von Vergütung ausgefchloffen. 

11, Steuern werden zum allgemeinen Nugen ausgefchrieben, und müffen unter 
ven Gteuerbaren, nad) ihrem Bermögen, Einkünften und Nugnießungen, vertheilt 
werden; diefes Verhaͤltniß kann aber nur annäherungsweife beftimmt werden. Eine 
Hu weit getriebene Genauigkeit würde das Auflagenſyſtem Eoftfpielig und der Ratio: 
Mmwohlfahrt nachtheilig machen. 

12, Die Befoldung der Öffentlichen Beamten foll man nad) Verhaͤltniß ber 
Icheit und der erforderlichen Talente: ausfegen, fo wie auch nach Maafigabe der 
fahr, wenn die Aemter das ausfchließlihe Erbtheil der Reichen abgeben, ober 
Senn fie feilen Händen anvertraut werben follten. 

Dieſe Befoldungen follen nach einem jährlichen feftzufegenden Mittelpreife der 

te beftimmt, und fo lange, als ein Beamter an feiner Stelle feyn wirb, nicht 
mindert werben. 

13. Kein liegendes Gut kann veraͤußerlich erlärt werden, weder für eine 
berporation, oder für eine Geſellſchaft, noch für eine Familie; das ausfchließliche 
Rt, liegende Güter zu befigen, führt zur Sclaverei. Der Grund und Boden 
Kann mit Keiner Laſt, Zins oder Dienftbarkeit befchwert werden, wovon man ſich 

nicht loskaufen koͤnnte. — | 
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14. Der Bürger iſt gegen das Vaterland, feine Familie und die Bedraͤngten 
pflihtig. Er pflegt Freundſchaft; opfert ihr aber Eeine feiner Obliegenheiten. Er 
ſchwoͤrt allen perfönlihen Grol und jeden Beweggrund von Eitelkeit ab. Gein 
Dauptzwed. ift die moralifche Veredlung des menſchlichen Gefchlehts. Ohne Unter: 
laß ladet er zu den fanften Gefühlen der Bruderliebe ein. Sein Ruhm befteht in 
der Achtung gutdenkender Menſchen; und fein Gewiffen weiß ihn, wegen ber Ber: 
fagung diefer Achtung, felbft zu entfchädigen. 


Zweiter Titel. 
Eintheilung des helvetifhen Gebiets. 


15. Helvetien ift in Gantone, in Diftricte und Gemeinden, und in Gectionen, 
oder Quartiere der großen Gemeinden eingetheilt. Diefe , Eintheilungen beziehen 
fih auf Wahlen, Gerichtsbarkeiten und Verwaltungen; fie machen aber keine Gren— 
en aus. 

: 16. Der Umfang der Gantone, Diftricte, Gemeinden und Gectionen von Be: 
meinden kann durch das Gefeg verändert oder berichtiget werden. 

Die Cantone find alle gleih im Range, und diefer Rang fol jährlich durd 
bas Loos beſtimmt werden. u 
17.. Die Hauptftadt der helvetifchen Republik werden die gefeßgebenden Käthe 

ln Sndeffen wird für den Ort der erftien Zufammenfunft Aarau vorge 
' lagen. 

gs. Die Graubündter find eingeladen, ein Beftandtheil der Schweiz zu’ werben, 
und wenn fie diefer Einladung yünftig entſprechen; fo follen der Cantone einftweilen 
zwei und zwanzig an der Zahl feyn, nämlid: ö 

Der Wallifer Canton; Hauptort, Sitten. 

Der Lemaniſche Canton, oder dad Waadtland; Hauptort, Zaufanne 

Der Canton Freiburg, mit Inbegriff der Landvoigteien Peterlingen, Wiff— 
lisburg bis an die Bruſch und Murten; Hauptort, Sreiburg. 

Dev Canton Bern, ohne das Waadtland und das Aargau; Hauptort, Bern. 

Der Santon Solothurn; Hauptort, Solothurn. 

Der Canton Bafel, mit Inbegriff defien, was ihm in dem Frithal Eönnte 
abgetreten werden; Dauptort, Bafel, 

Der Canton Aargau, von Yarburg und Zofingen anz Hauptort, Aarau. 

Der Canton Lucern; Hauptort, Lucern. 

e: Canton Unterwalden, mit Inbegriff von Engelberg; Hauptort, 
an z. 
Der Canton Uri, mit Inbegriff des Urſeler Thals; Hauptort Altdorf. 

Der Canton Bellinzona, welcher die vier obern italieniſchen Landvoigteien 
in ſich begreift, nämlich. das Liviner Thal, Bollenz, Riviera und Bellinzona; 
Dauptort, Bellinzona. 

Der Canton Lugano, fo die vier untern italienifchen Landvoigteien begreift, 
nämlich: Lugano, Mendrifio, Locarno und Valmaggia; Hauptort, Lugano. 

Der Ganton Rhätien, oder Graubündtner Land; Hauptort, Chur. 

Der Canton Sargans, mit Inbegriff des Rheinthals, Sar, Games, Wer: 
benberg, Gafteren, Ulznach, Rappenſchweil und Mach; Hauptort, Sargans. 

Der Canton Glarus; Hauptort, Glarus. 

Der Santon Appenzell; Hauptort Appenzell, oder abwechfelnd Herifau. 

Der Canton Thurgau; Hauptort, Frauenfeld. 

Der Canton St. Gallen, weldher die Stadt und das von allen oberherrli 
hen Rechten befreite Gebiet des Abtes enthält; Pauptort St. Gallen. 

Der Canton Schaffhaufen; Hauptort, Schaffhauſen. 

Der Canton Zürich, mit Inbegriff von Winterthur; Hauptort, Züri. 

- Der Canton Zug, mit Inbegriff der Unterthanen der Stadt, der Graffhaft 
Baben und der freien Aemter; Hauptort, Zug. 

Der Canton Schweiz, mit Inbegriff von Gerfau, Küsnacht, Einfiedeln und 

den Höfen; Hauptort, Schweiz. 


Dritter Titel 


Politifher Stand der Bürger, 


‚19. Alle diejenigen, welche jegt wirkliche Bürger ober ewige Einwohner einer 
regierenden oder Municipalftabt, eines unterworfenen oder freien Dorfes find, wer: 
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ben durch gegenwärtige Verfaffung Schweizer Bürger. Ueber die Bebingniffe 
aber des Einfigens und des Genuffes der beſondern Gemeinderechte, wird der Ges 
feggebung übertragen, das Nähere zu verfügen. 

20. Der Fremde kann Bürger werden, wenn er 20 Jahre lang ‚nach einander 
in der Schweiz gewohnt, wenn er ſich nuͤtzlich gemacht hat, und wegen feine? Auf: 
fürung und Gitten günftige Zeugniffe aufweifen fann; er muß aber für ſich und 
jeine Rachkommen auf jedes andere Bürgerrecht Verzicht leiften; ev muß den Buͤr⸗ 
gereid ablegen, und fein Name wird in das Regifter der Schweizer Bürger, wel: 
Ges in dem Nationalarchiv niedergelegt wird, eingefchrieben. 

21. Die in der Schweiz mwöhnhaften Fremden find den nämlichen Auflagen 
und der Wache unterworfen, wie die Bürger. In Anfehung der Miliz aber follen 
je befonders angelegt werben. 

22. Die Bürger haben allein das Recht, in den Urugrfammlungen ihrer Ges 
miinden zu flimmen, und zu Öffentlichen Aemtern gewählt zu werben. 

3. Die Fremden Eönnen nur zu denjenigen Stellen, welde auf Erziehung 
und Künfte Bezug haben, angeftellt werden. 

%4. Ein jeder Bürger, wenn er zwanzig Jahr alt ift, muß ſich in das Bürs 
gerregifter feines Cantons einfchreiben laffen, und den Eid ablegen: „feinem Vater: 
lande zu dienen, und der Sache der Freiheit und Gleichheit, wie auch ber reprä- 
fentativen Verfaffung, und der Einheit der helvetifchen Republif, als ein guter und 
getreuer Bürger, mit aller Pünctlicykeit und allem Eifer, fo er vermag, und mit 
tigem gerechten Daß gegen Anarchie und Zügellofigkeit, anzuhängen.‘ 

Diefer Eid wird von allen jungen Bürgern, die das genannte Alter erreicht 
haben, in der fchönen Jahreszeit, an dem gleichen Tage, in Gegenwart der Aeltern 
und Obrigkeiten abgelegt, und endiget ſich mit einem bürgerlichen Feſte. Der Statts 
halternimmt den Eid ab, und hält eine dem Gegenftande des Feftes angemeffene Rebe. 

3. Jeder Bürger ift ein geborner Soldat ded Vaterlandes, und ift fchuldig, 
wenigſtens zwei Jahre in einem Unterridhtscorps, fo jeder Canton aufitellen fol, - 
fh in den Waffen zu üben. Den gewöhnlichen Dienft kann er in Fällen, den ‚das 
Geſth beftimmen wird, durch einen andern verfehen Laffen. 

Dir Tag, an welchem die jungen Bürger zum evften Mal in ihren Waffen 
erffeinen, fol zu einem bürgerlichen Feſte Anlaß geben. Der Statthalter weihet 
fe als Verteidiger des Waterlandes ein. 

%. Die Diener irgend einer Religion werben Feine politifchen Verrichtungen 
verfeben; doch Eönnen fie in den Urverfammlungen ihre Stimmen geben. i 

7, Man verliert das Buͤrgerrecht: 

I) duch die Naturalifirung in fremden Landen; 

2) * den Eintritt in irgend eine fremde Corporation, ausgenommen gelehrte 

nftalten ; 

3) duch die Ausreißung, ober. Defertion; 

4) dur eine zehnjährige Abwefenheit, wenn man nicht die Erlaubniß erhalten 

bat, feine Abmefenheit zu verlängern; 

5) durch die Verurtheilung zu entehrenden Strafen, bis zur Wiedereinfegung 

in den vorigen Stand. j 

Die Bälle, wo die Ausübung der bürgerlichen: Rechte eingeftellt werden Tann, 

ſelen durch das Gefeg beftimmt werben. 


Vierter Ditel. 


Von den Urverſammlungen und von den Wahlen. 


3. Die Urverſammlungen beſtehen aus den Bürgern und Buͤrgersſoͤhnen, 
wilche feit fünf Sahren in derfelben Gemeinde wohnen, vom Zage an zu rechnen, 
do fie die im 19ten Artikel angeführten Bedingniffe werden erfüllt und fich erklärt 
haben, daß ihr Wille ſey, fich allda haͤuslich niederzulaffen. Um in einer Ur- ober 
Bıploerfammlung zu fimmen, muß man das zwangigfte Jahr zurücgelegt haben. 

‚23. Iedes Dorf oder Fleden, wo ſich hundert Bürger befinden, die das 
Eimmreht Haben, macht eine Urverfammlung aus. 

‚9. Die Bürger eines jeden Dorfes oder Fleckens, fo nicht hundert ſtimm⸗ 
—— Buͤrger enthaͤlt, vereinigen ſich mit denen von dem naͤchſtgelegenen Flecken 

orf. 


‚3. Die Städte. haben eine Urverſammlung in jeder Section oder Quartier. 
Di efehgebenben Käthe beftimmen die nöthigen Abtheilungen. 
Die Urverfammlungen werben zufammenberufen: 
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1) um bie Etaatöverfaffung und die neuen Fundamentalgefese, mit Ia oder 
Nein anzunehmen ober zu vermwerfen; 


2) um alle Jahre die Glieder der Wahlverfammlungen bes Cantons zu er— 


nennen. | 

83. Auf hundert Perfonen, welche die erforderlichen Eigenfchaften haben, um 
Bürger zu feyn, werben zwei Wahlmänner ernannt. 

34. Am Zage der Bufammentretung der Wahlmänner wird das dritte bürger- 
liche Heft gefeiert, wobei der Statthalter in einer Rede die Grundfäge, welche fie 
bei ihren Ernennungen leiten folen, entwickelt. 

35. Die Wahlcorps erwählen auf erfolgte Annahme ber Berfaffung, und in 
‚jedem Erledigungsfalle: 

1) die Deputirten für das gefeßgebende Eorps; 

2) die Richter des obern Gerichtshofes; 

8) die Richter des Cantonsgerichts ; 

4) die Mitglieder der Verwaltungsfammer ; 

5) bie Suppleanten gedachter Richter und Berwalter; 

6) Beben fie dem Directorium den dreifachen Vorſchlag zum Statthalter. 

Die Art ber Wahlen ift folgende: 

Die Wahlmänner ziehen das Loos, welche Hälfte von ihnen einen Vorſchlag 
von ſechs Wahlfähigen, durch das einfache geheime Mehr, einzugeben hat. Bon 
biefen fechs werben drei durchs Loos ausgefchloffen, und aus den drei übrigen wird 
von ber andern Hälfte der Wahlmänner der zu Ermwählende durch das abjolute ge: 
heime Mehr ernannt. 

Das Loos unter ben Wählern wird wiederholt, fo oft eine andere Ark von 
Stelle zu vergeben ift. 

Jedoch follen das erfte Mal die Mitglieder der gefeggebenden Raͤthe, aus eis 
nem, für jede Ernennung, von der einen Hälfte der Wahlmänner durch das cin- 
fache geheime Mehr abgefaßten dreifachen Vorfchlag, von der andern Hälfte berfel: 
ben, ohne Ausſchließung des Loofes, durch das abfolute geheime Mehr ernannt 
werben. 

Endlich giebt eine, auf gleiche Art durch das Loos beftimmte, Hälfte der Wahl: 
männer, vermittelft des einfachen geheimen Mehrs, einen ſechsfachen Vorſchlag zu 
ber Stelle des Statthalters, aus dem die andere Hälfte der Wahlmänner durd 
das abfolute geheime Mehr drei heraushebt, von welchen das Directorium einen 
zum Statthalter erwählt. 

Sünfter Titel. 


Bon der gefeggebenden Gewalt. 


| 36. Die gefesgebende Gewalt wird durch zwei unterfchiedene, abgeſonderte, 
und von einander unabhängige, Räthe ausgeübt. Jeder bderfelben hat eine eigene 
Amtskleidung oder Softüme. Ä 

Diefe beiden Räthe find: 

Der Senat, welcher aus vier Deputirten jedes Gantons und etlichen gewelt: 
nen Directoren beftehet. 

Der große Rath, welcher das erfte Mal aus acht Abgeordneten jedes Gantons 
befteht; für die Kolge foll das Gefes die Anzahl beftimmen, welche jeder Canton 
nah dem Verhältniß feiner Bevoͤlkerung zu ernennen hat. 

87. Im dritten Jahre gegenmwärtiger Staatsverfaffung, und in ber Folge, 
muß man, um in ben Genat erwählt zu werben, entweder Minifler, oder aus 
wöärtiger Agent, oder Mitglied des großen Raths, oder des odern Gerichts, oder 
Statthalter, oder Präfident einer Verwaltungsfammer, oder eines Cantonsgerichts, 
gewefen feyn, oder noch feyn. 

. Ferner muß man verheirathet ober es gewefen feyn, und das Alter von 
506 Sahren erreicht haben; biefe zwei legtern Bedingungen follen ſogleich Statt 
a en. J 

89.. Die geweſenen Directoren find von Rechtswegen vier Jahre Mitglieder 
bed Senats; es fey denn, baß fie eine andere Etelle annehmen, -oder. daß fie Lieber 
in die Slaffe des Privatmannes zurüdfehren. | 

40. Jedoch fol Fein gemwefener Director in den Eenat eintreten koͤnnen, ſo 
lange, unter den übrigen Mitgliedern des Senats, fie mögen gewefene.Directoren 
ober erwählt worden feyn, ein durch Blut oder Heirath mit ihm. in geraber -Einit, 
ober in der Geitenlinie durch Blut verwandtes Mitglied figt, bis zum Grab von 
Dheim und Reffe inclufive. 


; ’ 
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M.. Die Mitglieder des Senats werben alle ungerade Zahre (1. 3. 5.) zum 
vierten Theile erneuert, fo daß jedes ermählte Mitglied. acht Jahre lang diefe 
Stelle bekleidet. | 

4. Um ald Mitglied vom großen Rath erwählt zu werden, muß man bas 
25. Jahr zurückgelegt haben, und im Genuß des Buͤtgerrechts feyn. 

ar Der große Rath wird alle gerade Jahre (2. 4. 6,) zum dritten Theil 
erneuer 
44. Der. Zeitpunct dieſer theilmeifen Erneuerung ber gefeßgebenden Räthe, ift 
das Spätjahr oder Herbftäauinoctium. — 

45. Die Mitglieder des Senats, welche es acht Jahre lang geweſen find, koͤn⸗ 
nen erft nach einer Zwifchenzeit von zwei Jahren wieder erwaͤhlt werden. 

45. Die Mitglieder des großen Raths, welche es ſechs Jahre lang geweſen 
find, können erft nad) einer Zwifchenzeit von zwei Jahren wieder erwählt werben. 
47. Der Senat genehmigt oder verwitft die Schlüffe des größen Raths. 

48. Die bürgerlichen Geſetze des Gantons, und die ſich darauf beziehenden 
Gebräuche, follen ferner den Gerichten zur Richtſchnur dienen, bis die gefeßgeben- 
den Räthe nach und nach aleichförmige, bürgerliche Gefege werben eingeführt ha— 
ben. Allein diefe neuen Gefege Eönnen in keinem Fall eine rüdwirkende Kraft auf 
frühere Verträge und Acten haben. 

49. Die Sitzungen der beiden Käthe werden Öffentlich) gehalten; jeder Rath 
kann fih aber in ein geheimes Comité verwandeln. 

50. Die gefengebenden Räthe genehmigen oder verwerfen, auf den Vorfchlag 
des Vollzichungsdirectoriums, alles, was Penfion, Frieden und Krieg betrifft. Sie 
koͤnnen über diefe Geaenftände nicht ohne einen ſolchen Vorfchlag des Directoriums 
berathichlagen.. Berner beftimmen fie die Art, wie der Nationalichag verwaltet, 
Rechnung darüber abgelegt, und die Schagmeifter ernannt und verantwortlich ges 
maht werden follen. | \ 

51. Die Mitglieder der gefesgebenden Räthe Eönnen nur mit Beobachtung 
folgender Bormalitäten vor Geridyt gezogen werben. 

52. Keine Denunciation gegen ein Mitglied des einen pder des andern Raths 
kann zu einer gerichtlichen Verfolgung Anlaß geben, wenn fie nicht ſchriftlich aufs 
gelegt, unterfchrieben, und dem großen Rathe zugeſchickt worden ift. 

' Der große Rath berathſchlagt zuvor über die Frage, ob die Denunciation fol 
angenommen werben. 

53. Wenn die Denunciation angenommen iftz fo wird der Befchuldigte vor: 
geladen, fi) vor dem großen Rathe zu ftellen. Man muß ihm drei volle Zage 
bierzu frei laffen. | 

Erfcheint er; fo wirb er im Innern des großen Raths verhört. 

54. Der Beſchuldigte mag fich geftellt haben, oder nicht; fo erflärt der große 
Rath, nach Verlauf der durch die Citation angefegten Zeitfrift, ob es der Fall jey, 
fin Betragen zu unterfuchen oder nicht. | Ä 

55. Wenn der große Rath erklärt hat, daß eine Unterſuchung Statt habe; 
jo wird der Befchuldigte durch den Senat vorberufen. Es werben ihm zwei volle 
Rage gegeben, um zu erfcheinen; und wenn er erfcheintz; fo wird er im Innern 
des Orts der Sitzungen des Senats verhört. 

56. Der Beſchuldigte mag fich geitellt haben, oder nicht; fo beftätigt ober vers 
wirft der Senat, nach Verlauf diefer Zeit, und nachdem er über die Sache berath- 
ſchlagt hat, den Beſchluß des großen Rath. 

57. Beftätigt er denfeibenz; fo vermweifet er den Befchuldigten vor den obern 
Gerichtshof, welcher entfcheidet, ob eine Anklage Statt habe. 

58, Jede Discufjion in dem einen oder andern Rathe, wegen einer Beſchuldi—⸗ 
gung gegen eines feiner Mitglieder, wird in einem geheimen Eomite vorgenommen. 

59. Jede Berathfchlagung über dieſe Gegenjtände gefchieht mit Aufrufung der 
Ramen, und durch geheime Stimmzettel. 

60. Die von dem obern Gerichtshof gegen ein Mitglied eines geſetzgebenden 
Raths auzgefprochene Anklage zieht die Suspenſion nach ſich. 

61. Wenn die Anklage ausgefprochen ift, beruft das hoͤchſte Gericht feine 
Euppleanten zu fi), und. macht mit denfilben nur ein einziges Tribunal aus; es 
inftruirt den Proceß, und fpricht das Urtheil, von welchem nicht appellirt werben 
finn. Eine Stimme mehr als das Drittel fpricht los. Dieſes Drittel wird nähes 
tungsweife beftimmt, fo daß das Drittel von zehn, dreiz vom eilf, vier iſt u. ſuw. 

62.. Wenn’ der Beſchuldigte durch das Urtheil des obern Gerichts Loögefpro« 
hen iſtz fo tritt er wieder in fein Amt ein. . ie 
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63. Die beiden Raͤthe Eönnen, wenn es die Gefchäfte erlauben, ihre Gigun: 
gen einftellen und auseinander gehen. 

64. Jeder der Räthe hat feine befondere Wache. 

Die Wade eines Raths kann nicht zahlreicher feyn, als bie Wache des andern, 
noch des Vollziehungsdirectoriums. 

65. Jeder Rath hat die Polizei im Ort feiner Sisungen, und im aͤußern 
Umfang ., den er bejtimmt hat. 

Diefer Äußere Umfang fann nur von einem mit Mauern, Heden, ober fonft 
umgebenen Platz verftanden werden. 

In keinem Bau. können die gefeggebenden Räthe, weder insbefondere, noch 
mit einander, noch durch einen Ausfhuß, die vollziehende, noch die richterlihe Gr 
walt ausüben. 

67. Die gefehgebenden Räthe find nicht befugt, einem oder ‚einigen ihrer Mit: 
glieder, noch irgend Jemandem, irgend eines der Gefchäfte zu Übertragen, welche 
ihnen die Verfaſſung auferlegt hat. 

68. In keinem Fall koͤnnen fi ch die beiden Raͤthe in einem Saale vereinigen. 

69. Meder ber eine, noch der andere Rath Fann aus fich felbft einen bleiben: 
. ben Ausſchuß ernennen. 

Jeder Rath hat blos das Recht, wenn Gegenſtaͤnde vorkommen, die einer vor: 
läufigen Unterfuhung bedürfen, aus feiner Mitte eine Commiſſion zu ernennen, 
welche fich bloß auf den Gegenftand einfchräntt, um derentwillen fie ernannt wor: 
den ift, und melde aufgehoben ift, fobald der Rath über diefen ee einen 
Schluß gefaßt hat. 


Sechster Titel. 
Vollziehungsdirectorium. 


70. Die vollziehende Gewalt iſt einem aus fünf Mitgliedern beſtehenden Volk 
— — übertragen, unter welchem das Praͤſidium alle drei Monat 
abwechſelt. 

Das Vollziehungsdirectorium wird alle Jahre, drei Monate vor ber Ergän: 
zung des im Jahre zu erneuernden Raths, folglich um die Zeit des längften Ta— 
ges, oder des Sommerfoljtitiums, durch die Wahl eines neuen Mitgliedes, theil: 
weife erneuert. 

- 71. Um als Director erwählt zu werben, muß man das Alter von 40 Jah: 
ren erreicht haben, und verheirathet ober es geweſen feyn. Diefe Verfügung gilt 
auch ſchon für die naͤchſten Wahlen. 

Vom dritten Jahre an, nachdem gegenwärtige Verfaſſung eingeführt ſeyn 
‚wird, muß man außerdem entweder Mitglied eines der gefeggebenden Räthe, oder 
— oder Mitglied des obern Gerichtshofs, oder endlich Statthalter gewe— 

en ſeyn 

72. Die Etwählungsart ift für das erfte Jahr folgende: Einer der Raͤthe 
verfertigt durch geheimes Stimmgeben, und nach der abfoluten Mehrheit der Stim: 
men, eine Lifte von fünf Candidaten, und der andere Rath wählt, durch geheimet 
Stimmgeben und nad) der abfoluten Mehrheit der Stimmen, in diefer vorgelegten 
Lifte, den neuen Director. 

Das Loos entfcheidet aber unmittelbar vor der Wahl, welcher von ben beider 
Räthen. die Lifte der Sandidaten verfertigtz; diefe Operation wird das erfte Jahı 
fünf Mal wiederholt, und eben fo beftimmt das Loos, die erften vier Jahre über 
wie bie erſt Ernannten nach und nach austreten ſollen. 

Im zweiten Jahr und den folgenden, wird die Wahl weniger einfad 
‚ feyn. Zuerſt ſchließt das Loos die Hälfte Mitglieder eines jeden von der Wah 
aus; diefe ausgeſchloſſene Hälfte entfcheidet vorläufig, ob man bei ber vorzunehmen 
ben Wahl biefes Mal das Loos fo viel möglich wolle walten laffen, oder nicht 
Entfcheidet fie. verneinend; fo nimmt die nicht ausgefchloffene Hälfte die Wahl nad 
der oben befchriebenen Krt vor. Wenn fie über die Frage bejahend entſcheidet; fo wir! 
zuvor durch das Loos entfchieden, welcher von beiden auf’befagte Art auf die Hälft 
herabgefegte Rath die Candidatenliſte verfertiaen folle.. Der beftimmte Rath eı 
nennt durch abfolute Mehrheit der Stimmen feh3 Kandidaten. Ron dieſen fech 
werden drei durchs Loos ausgefchloffen, und unter den drei übrigen erwählt de 
andere Rath den neuen Director. 
; 74. Die austretenden Mitglieder des Bollziehungsdirectoriumd — nich 
wieder vor einem Zeitverlauf von fuͤnf Jahren erwaͤhlt werden. 
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Jedoch foll derjenige, welcher am Ende des erften Jahres austreten wird ‚nad 
Berlauf von zwei Jahren wicder erwählt werben. 

Derjenige, welcher im dritten Jahre austreten wird, Fann nad Verlauf von 
drei Jahren wieder erwählt werden. Derjenige, welcher im vierten Jahre austre— 
ten wird, kann nad Verlauf von vier Jahren wieder erwählt werben. 

75. Das Vollziehungsdirectorium forgt, den Gefegen gemäß, für die äußere 
und innere Sicherheit des Staats. Es verfügt über die bewaffnete Macht. Doch 
fol in keinem Fall das Directorium insgeſammt, noch eines feiner Mitglieder, wer 
der während ber Zeit feiner Amtsverrihtung, noch zwei Jahre lang nad) Endi— 
gung derfelben die Truppen commandiren. 

Das Vollziehungsdirectorium kann jeden ber beiden Näthe einladen, eis 
nen Gegenftand in Betrachtung zu ziehen. . 

Ihm gebührt der erjte Antrag, bei denfelben die Strafen zu erlaffen 
oder zu mindern, oder felbft eine Belohnung zu geflatten, im Fall ein Mitfchuldis 
ger eines begangenen Verbrechens Entdeckungen madht. 

78. Es verfiegelt die Gefege, und läßt fie befannt machen; es beforgt die 
Vollziehung bderfelben. 

79. Es unternimmt und führt die Unterhandlungen mit den fremden Mäch: 
ten; aber die Verträge, welche es unterfchreibt oder unterfchreiben läßt, find nicht 
gültig, bevor fie von den gefeggebenden Räthen in einem geheimen Gomite Unter: 
fuht und genehmigt werben. 

50. Das Directorium legt alle Jahre den gefeßgebenden NRäthen Rechnung 
ab über die Verwendung der einem jeden Departement angemwiefenen Gelder, au: 
fer denen, fo ihm für perfönliche oder geheime Ausgaben befonders anvertraut wors 
den find. Bei diefer Ablegung der Rechnung Fönnen die Räthe, aud) ohne Vor: 
ſchlag des Directoriums, zugleich über Finanzfachen vetfügen. Ä 

81. Die Ernennung, Zurüdberufung und Abfesung aller Anführer und Offi: 
ciere der befoldeten Zruppen in jedem Grade, der Minifter und diplomatifchen 
Agenten, der Statthalter in den Gantonen, des Präfidenten und des Öffentlichen 
Anklägers des obern Gerichtshofes, jo wie auch der Obereinnehmer der Einkünfte 
der Republik, fteht ihm zu. Die Unterbeamten und Unteragenten aber werden von 
denjenigen ernannt, von denen fie unmittelbar abhängen. 

82. Wenn das Directorium von einer, wider die äußere und innere Gichers 
beit des Staats angefonnenen, Verfhwörung benadhrichtiget wird; fo Fan ee Vor: / 
führungs- und VBerhaftsbefchle gegen diejenigen ergehen laffen, welche man für bie 
Urheber oder Mitfchuldigen- hält; es Fann fie verhören; allein es ift, unter den wis 
der das Verbrechen einer willfürlihen Verhaftung beftimmten Strafen, verbunden, 
diefelben in Zeit von zwei Zagen vor die Polizeibramten zu verweilen, damit den 
Geſetzen gemäß verfahren werde. 

83. E3 find vier Minifter im Staate; der Minifter der auswärtigen Ges 
ſchaffte und des Kriegsmefens; der Minifter der Gerechtigkeitspflege und der Poli: 
zei; der Minifter der Finanzen, des Handels, bes Aderbaucd und der Handwerke; 
der Minifter der Wiſſenſchaften, fchönen Künfte, öffentlichen Gebäude, Brüden 
und Straßen. 

Was die Spitäler, die für die Armen beftimmten Unterftügungen und das 
Betteln betrifft; fo gehören die Polizei und die Volftredung der Gefege über biefe 
Gegenftände, in das Fach bes Juſtiz- und Polizeiminifters; die Verwaltung und. 
Anwendung aber der befondern und eigenen Armengüter wird jedem Canton aus: 
ſchließlich überlaffen. | 

— Geſetz kann obige Austheilung der den Miniſtern zugetheilten Geſchaͤfte 
veraͤndern. 

Es kann die Zahl der Miniſter auf ſechs, aber nicht auf fuͤnf feſtſetzen, noch 
ihrer weniger als viere beſtimmen. J 

84. Alles, was in Anſehung des gerichtlichen Verfahrens gegen die Mitglie— 
der der geſetzgebenden Raͤthe verfügt iſt, gilt auch von den Mitgliedern des voll: 
ziehenden Directoriums, 

| Siebenter Titel... 


Oberſter Gerichtshof. 

85. Der oberfte Gerichtshof befteht aus einem von jedem Canton ernannten 
Richter. Alle Jahr wird der vierte Theil feiner Mitglieder ernannt, und zwar 
drei Jahre lang fünfe, das vierte Jahr aber fieben Mitglieder. 

Die Wahlverfammlungen erwählen aud) fo viele Suppleanten ald Ric 
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fer, und erneuern jene zur nämlichen Zeit und in gleicher Anzahl, fo wie dieſe. 
Das Directorium ernennt unter ben erwählten Richtern den Präfidenten, es ftellt 
auch den öffentlichen Anklaͤger an. \ 

Diefer Gerichtshof richtet die Mitglieder der gefesgebenden Räthe und des Volk 
ziehungsdirectoriums, wie oben gefagt worden. 

87. Derfelbe richtet ferner in letzter Inſtanz, mit Zuziehung feiner Gupplean: 
ten, in Criminalſachen, welche die Zobesfirafe, oder bie Einfperrung, oder Zah: 
beöverweifung auf Lebenszeit nach ſich ziehen. 

88. Er cafjirt auch in Givilfahen die Sprüche der untern Gerichte, melde 
gegen die Gompetenz der Geridhtshöfe, gegen die vorgefchriebenen Formen, und 
gegen den eigentlichen Sinn der Gefege ertheilt worden find. 

.. 89. Der oberfte Gerichtshof fol einftweilen in der nämlichen Gemeinde feine 
Sigungen halten, wo bie gefeßgebenden Räthe und das Vollziehungsdirectorium ih— 
ren ©ig haben. * | 

Die gefesgebenden Räthe koͤnnen den Sitzungsort Ändern, in fofern das Boll 
ziehungsdirectorium den Vorfchlag hiezu macht. 


Achter Titel. 
Von der bewaffneten Macht. 


90. Es ſoll in Friedenszeiten ein beſoldetes Truppencorps gehalten werden, 
welches durch freiwillige Anwerbung, und, im Fall der Noth, auf die durch das 
Geſetz beſtimmte Art errichtet werden ſoll. Seine jedesmalige Staͤrke haͤngt von 
der Beſtimmung des Geſetzgebers ab. 

91. Es ſoll in jedem Canton ein Corps von auserleſenen Milizen oder Na— 
tionalgarden ſeyn, welche allezeit marſchfertig ſeyn werden, entweder um der ger 
feglichen Obrigkeit Hülfe zu leiften, oder einen erften fremden Angriff zurüdzutreis 
ben. Der Gefeggeber wird die Art feftfegen, wie die DOfficiere der Milizen jedes 
Gantons ernannt werden follen. 


Neunter Titel. 
Staatgverbreder. 


92, Zebe Anklage wegen Staatöverbrechen, wegen Dienftfrevel, Veruntreu— 
ung, directer ‚oder indirecter Beſtechung gehört vor den Gerichtshof des Orts, wo 
das Verbrechen begangen worben, ober, wenndiefer Ort nicht angegeben ift, vor 
den Gerichtshof des Orts, mo ber Hauptbeklagte feine gewöhnliche Wohnung hat. 
Diefer Gerichtshof unterfuht vor allem, ob der Fall einer Anklage Statt finde; 
in diefem Falle beruft er feine Guppleanten zu fi, und madt mit ihnem einen 
peinlihen Gerichtshof in erfter Inftanz aus. 

98. Wenn dur den Verurtheilten, oder durch den öffentlichen Ankläger an 
den obern Gerichtshof appellirt wird; fo foll diefer wie das untere Gericht verfah: 
ren,und das Endurtheil nicht anders, als mit Zuziehung feiner Guppleanten, 
ausſprechen. 


Zehnter Titel. 
Cantonsobrigkeiten. 


94. Die drei erſten Obrigkeiten von jedem Canton find der Statthalter des 
Directoriums, das Cantongericht und die Verwaltungstammer. 

95. Der Statthalter ftellt die vollziehende. Gewalt vor; fein Stellvertreter iſt 
ber Unterftatthalter der Gemeinde, wo er feinen Sitz hat. | 

Er hat die Auffiht über alle Gewalten und Bebienten, in ber Ausübung ih- 
rer Aemter, und ermahnt fie zu ihrer Pflicht. 

Er übermadt ihnen die Gefege, wie auch die Befehle des Directoriums,. 

Er nimmt ihre Anmerkungen, Borfchläge und Klagen anz er ift verbunden, 
ſich von Zeit zu Zeit in die verfchiedenen Difiricte des Gantons zu begeben, um 
feine Auffiht auszuüben. 

Er felbft kann nichts vermilligen, fondern nimmt blos die-Bittfhriften der 
Bürger an, und läßt fie. den gehörigen Obrigfeiten zukommen. 

Er. beruft die Urverfammlungen und Wahlcorps zufammen. 

Er hat den Vorſitz bei den bürgerlichen Feften. 

Er hat dad Recht, "den Berathichlagungen der Verwaltungskammer beizuwoh⸗ 
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* * auf die Vollziehung der Geſetze, ohne aber ſonſt feine Stimme geb 
n zu koͤnnen. | — 

Er wacht fuͤr die innere Sicherheit, und uͤbt das Recht der Gefangennehmung 
aus; der Geſetzgeber wird die Faͤlle und Grade der Anhaltung beſtimmen. 

Er verfuͤgt uͤber die bewaffnete Macht, auf Befehl des Directoriums, oder fuͤr 
ſich zu ſchleunigen Sicherheitsanſtalten, ohne daß er aber ſie ſelbſt anfuͤh— 
ven dürfe. 


Er ernennt die Präfidenten bes Zribunald, ber Verwaltungstammer, und ber 
nitern Gerichte, unter den Richtern und Verwaltern, welche das Wahlcorps ger 
wählt hat. 

Er ernennt auch den öffentlichen Ankläger und die Unterftatthalter des Haupts 
arts und der Diftricte, aus den im Canton eingefeifenen Bürgern. Er filbft wird 
vom Directorium aus dem $. 35. befiimmten Vorſchlag erwählt, abgefest, zuruͤck⸗ 
berufen, oder zu einer andern Stelle ‚befördert. 

% Das Cantontribunal ſpricht in erfter Inftanz in Dauptcriminalfachen; 
: h lizter Inſtanz in allen andern Griminalproceffen, und in Civil: und Polis 
zeiſachen. 

7. Dieſes Tribunal beſteht aus 18 Richtern, mit Inbegriff des Praͤſidenten. 
reg erwählt fi. Der Präfident erwählt feinen Stellvertreter unter 
in Richtern. 

8. Die Richter werden von dem Wahlcorps ernannt, Es treten alle Jahre 
imei heraus, und jedes Sahr werden fie durch die Wahlcorps der Gantone, welche 
fe ermählt haben, erfest, ausgenommen, daß. im fechiten Jahr drei hinaustreten, 
wide die Wahlcorps auf obentefagte Art erfegen. 

Die austretenden Richter koͤnnen allezeit wieder erwählt werben. 

9 Sie haben Suppleanten für die Vacanzzeit, und im Falle einer Krank: 
kit, oder wenn fie in das geleggebende Corps deputirt werben. 

10. Die Verwaltungsfammer, beforgt die unmittelbare Vollziehung der Ges 
fest über die öffentliche Erziehung, die Künfte und Wiffenfhaften, die Finanzen, 
den Handel, die Lebensmittel, die Gewerbe,’ das Land: und Forſtweſen, bie Vers 
Pigung der Armen, bie Unterhaltung der Städte und der Landftraßen. Cie be: 
ſeht aus einem Präfidenten und adıt Beifigern, die fo das Wahlcorps erwähltz 
tele die Gefchäfte unter fih, und bleiben bis ins 65. Jahr an ihren 


ie haben Suppleanten für die DVacanzzeit, auf. den Fall einer Krankheit, 
Ser wenn fie in das Gefeggebungscorps deputirt werden. 

11. Außer diefen drei erften Gewalten, giebt es im dem Hauptort, und in 
db Diſtricten von jedem Canton, untere Gerichte für Civil» und Polizeiſachen. 

beftehen aus neun Mitgliedern, fo das Waͤhlcorps ermwählt. 

Sie bleiben neun Jahre lang im Amte. Es tritt alle Jahre einer heraus. - 

Der Präfident wird von dem Statthalter des Directoriums unter den Beis 

ernannt. 

Diefe Gerichte beftellen in jedem Dorfe oder Quartiere einer Stadt einen Frier 
inrihter, der dafelbft haushablich ift. 


Seine Berrihtungen find: 


I) Heine Polizeivergehen abzuftrafen ; 
2) Beine Civilproceffe auszufprechen ; und 
3) wihtigere, wo möglich, gütlidy beizulegen. 

102, Für die Handhabung der öffentlichen Ruhe, und für die Vollziehung 
ve ſowohl von dem Statthalter, als von den Gerichtshöfen, oder von der Vers 
Kaltungstammer ergebenden Befehle, ift in jedem Hauptorte, und in jedem Diftricte 
“ Unterftattlalter, welcher in jeder Section der Städte, und in jedem Dorfe ei 
am Agenten unter ſich hat, den er felbft ernennt. 

103, Diefer Agent verfährt in wichtigen Fällen nicht ohne Zuziehung zweier 
Shülfen, die er ſich felbft wählt, wenn er Beſig von feinem Amte nimmt. 

104. Berner wird jeder Gemeinde überlaffen, zur Beforgung ihrer Gemeinde: 

Sur befondere Verwalter aus ihrem Mittel zu ſetzen. Das Gefeg wird beftimmen, 

ne fie Rechnung ablegen, und Klagen über ihre Verwaltung geführt wers 
en, 

105. Das Bollziehungsdirectorium Tann die Richter und die Verwalter, we— 
a tung der Geſetze, wegen Untreue ober Vernachläffigung ihrer Pflichten 

n. 
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anweifen. 
Eilfter Titel, - E 
Abänderung der VBerfaffung. 


106. Der Senat fchlägt diefe Abänderung vor; die hierüber gemachten aber 
erhalten nicht cher die Kraft eines Schlufjes, bis fie zweimal decretirt werden, und 
war muß zmwilchen dem erften Decret und dem ziveiten , ein Zeitraum von einem 
Fahre verftreihen. Diefe Schlüffe des Senats müfjen hierauf von dem großen 
Rath verworfen, oder genehmigt, und im Iegtern Fall den Urverfammlungen zuge: 
fhidt werden, um fie anzunehmen oder zu verwerfen. 

107. Wenn die Urverfammlungen diefelben annehmen; fo find fie neue Fun: 
damentalgefege der Staatsverfaſſung. 

Bon der Nationalverfammlung des Cantons Baſel einhellig angenommen, den 
15. März 1798, Praͤſident: a Oh s. J.U.D. = 

.H. Wieland, J. D. 
Secretarii: 5 Wernhard Huber. 


Dieſer Verfaſſungsentwurf diente, mit mehreren Modificationen und 
Veraͤnderungen in feinen $$., als Grundlage der nachſtehenden 


2) Verfaſſung der helvetiſchen Republik, vom 12. 
Apr. 17989. 
Erfter Titel 
Hauptgrundfäre 


a “ 

1. Art. Die helvetifche Republik ift ein- und ungertrenndar. Es hat Fein 

Grenzen mehr zwifchen den Gantonen und unterworfenen Landen, noch zwifche 
einem Ganton und dem andern. Die Einheit des Vaterlandes und das allgemein 
Sntereffe folgt auf das ſchwache Band, welches fremde, ungleiche, unproportionirte 
einen Eocalitäten und häuslichen Borurtheilen unterworfene Theile zufammenpielt 
und ohne Wiffen leitete. Man war fhmwad; da das ganze Einzelne ſchwach war 
man wird in der Staͤrke Aller ſtark ſeyn. 
2. Die Geſammtheit der Bürger iſt der Souverain oder Oberherrſcher. Keil 
heil, oder fein Recht der DOberherrfchaft kann vom Ganzen abgetrennt werben 
um ein befonderes Eigenthum abzugeben. Die Regierungsform, wenn fie aud 
follte verändert werden, fol allegeit eine repräfentative Demokratie feyn. 

Das Gefes ift der Ausdrud des von dem Gefengeber, nad den Formei 
der ———— bekannt gemachten Willens. 

Die zwei Grundlagen des oͤffentlichen Wohls find die Sicherheit und bi 
Auffiäcuen, Die Aufklärung ift dem Wohlftand vorzuziehen. 

5. Die natürliche Freiheit des Menfchen ift unveräußerlid. Sie ift nur durc 
die Freiheit eines Andern eingefchränkt, und durch gefegmäßig eriwiefene Abſichte 
eines allgemeinen nothwendigen Vortheils. Das Geſetz verbietet alle Art von Aui 
gelaffenheit; es muntert auf, Gutts zu thun. 

Die Gewiffensfreiheit ift uneingefchräntt. Die Belanntmahung der Rel— 
gionsmeinungen ift den Gefinnungen der Eintracht und des Friedens unterworfer 
Alle Gottesdienfte find erlaubt, wenn fie die Öffentliche Ordnung nicht flören, un 
feine berrfchende Gewalt oder Vorzug an den Zag geben. Die Polizei bat da 
Auge auf fie und das Recht, über ihre Lehrgründe und Schuldigkeiten fi zu eı 
kundigen. Die Verhältniffe einer Secte mit einer fremden Obrigkeit follen wede 
auf die Staatsfahen, noch auf den Wohlitand und die Aufllärung des Volkes ei 
nen Einfluß haben. 

7. Die Preßfreiheit rührt von dem Recht her, unterrichtet zu werben. 

8. Es giebt Feine erblihe Gewalt, Rang noch Ehrentitel. Jeder Gebrauch 
oder jede darauf zielende Einſetzung derſelben, ſoll durch die peinlichen Geſetze ver 


Sie erſchien in teutſcher Sprache, mit beigefuͤgter franzoͤſiſcher und italieni 
ſcher Ueberfegung. 


P] 


Verfaſſung vom 12. Apr. 1798, | 127 


boten werben. Die erblichen Ehrentitel gebären ben Hochmuth und bie Untet⸗ 
trüädung, führen zur Unwiſſenheit und Zrägheit, und: verderben die Meinung über 
die Dinge, die Begebenheiten und die Menfchen. 

9. Das Particulareigentbum fann von dem Staate anders nicht verlangt 
werden, als gegen eine billige Entſchaͤdigung, und in dringenden Fällen, oder eines 
allgemein öffentlich nothiwendigen Gebrauchs. 

10. Ein Jeder, fo aus Folge gegenwärtiger VBerfaffung das Einfommen ei- 
ner Stelle oder Pfründe verlieren würde, foll vergütungsweije eine lebenslängliche 
Rente erhalten, die Jahre ausgenommen, allwo ihn eine ergiebige Stelle oder eine 
Yenfion auf eine billige Art entfchädigen würde. Es find jedoch von aller Ent: 
hädigung oder Vergütung ausgeſchloſſen Diejenigen, melde, von Kundmachung 
dieſes Berfaffungsplans an zu rechnen, fi der Annahme einer weifen politifchen 
Glichheit zwifchen den Bürgern und Unterthanen, und bes Syſtems der Einheit 
und der Gleichheit zmwifchhen den Mitgliedern des allgemeinen Vaterlandes wider: 
fegen würden ; vorbehalten annoch, zu feiner Zeit, ſchaͤrfere Mittel gegen Diejeni- 
gen zu ergreifen, deren Widerftand fih durch Arglift, Meineid oder Boshaftigkeit 
ausgezeichnet hätte. 

11. Jeder Beitrag oder Geldfteuer ift für den allgemeinen Nugen eingeführt; 
w muß unter den Öteuerbaren nad ihrem Vermögen, Einkommen und Genuß 
vertheilt werden; dieſes muß aber verhältnißmäßig geſchehen; ein ſolches Uebertre- 
ten würde das Auflagefyfiem veratorifh, weitläufig und dem Nationaleigenthum 
fhäblih machen. | 

12. Die Befoldungen der Öffentlihen Beamten follen feyn nah Verhaͤltniß 
der Arbeit und der Talente, fo ihre Stelle erfordert, wie auch der Gefahr, fo da— 
bei wire, die Stellen geldfüchtigen Händen anzuvertrauen, oder das auöfchließliche 
Ebgut der Reichen davon zu machen. Diefe Befoldungen follen in Früchten bes 
fimmt, und, fo lange als ein Beamter an feiner Stelle feyn wird, nicht vermins 
dert werden koͤnnen. | | 

13, . Kein liegendes Gut kann unveräußerlich erklärt werden, es fey entweber 
für ein Corps, oder für eine Gefellfchaft, oder für eine Familie; das ausfchließs 
lihe Recht von liegenden Gütern «führt zur Sclaverei. Der Grund und Boden 
kann mit keiner lohnwiederkaͤuflichen Laft, Zins oder Dienftbarkeit beſchwert werben. 

14 Der Bürger: ift ſich dem Vaterland, feiner Yamilie und den Bebrängten 
ſchubig. Er pflanzt die Sreundfchaft, er opfert ihr aber feine feiner Pflichten auf, 
Er ſchwoͤrt auch allen perfönlihen Daß und alle Urfahe von Hochmuth ab. Er 
will auc die moralifche Veredelung des menſchlichen Geſchlechts; er ladet ohne Auf: 
hir zur fügen Bruderliebe ein; fein Ruhm ift die Hohfhäsung der guten Mens 
—— ſein Gewiſſen weiß ihn fuͤr die Weigerung ſelbſt dieſer Hochſchaͤtzung zu 

digen. a 


Zweiter Titel. 
Eintheilung des helvetifhen Gebiets. 


15. Helvetien .ift in Gantone, in Diftricte, in Gemeinden und in Gectionen 
der Quartiere der großen Gemeinden* eingetheilt.. Diefe Eintheilungen find wäh. 
Imde, gerichtliche und verwaltendes; fie machen aber Feine Grenzen aus. 

16, Die Grenzen der Gantone, Diftricte, Gemeinden und Gectionen von Ges 
Minden Eönnen verändert, oder durch das Geſetz anders eingerichtet werben. 

Die Santone find gleih, und das Loos beftimmt alle Jahre ihren Rang. 

17. Die Hauptſtadt der helvetifchen Republik foll durch die gefeggebenden Rä- 
2 Wiens werden. Demzufolge fol es einftweilen die Gemeinde von Lucern 


n. | | 
18, Die Graubündfe find eingeladen, ein ganzer Theil der Schweiz zu werben; 
und wenn fie diefer Einladung günftig antworten, fo follen der Cantone einftweis 
im zwei und zwanzig an der Zahl fein, nämlid: 
Der Santon von Wallis, Hauptort: Sion. | 
Der von Leman oder Pays-de-Vaud, Bauptort: Lauſanne. 

Bon Freiburg, mit Inbegriff der Aemter von Payerne d' Avenches bis an bie 
Broye und von Morat, Hauptort: Freiburg. | 
Bon Bern, ohne -das Pays: de:Baud und das Aargau, Hauptort: Bern. 
Bon Solothurn, Hauptort: Solothurn. Eng * 
Von Baſel, mit Inbegriff deſſen ſo ihm in dem Frickthal koͤnnte abgetreten 
werden, Hauptort: Bafel. BEN | 


+ 
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Von Aargau, anzufangen’ mit Arburg und Bofingen, Hauptort: Aarau. 

Bon Lucern, Hauptort: Lucern. | 

Von Unterwalden, mit Inbegriff des Engelbergs, Hauptort: Stanz. 

Bon Uri, mit Inbegriff des Thals von Urferen, Hauptort: Altorf. 
Bon Bellinzona, fo die vier obern italienifhen Aemter in fich begreift, naͤm— 
lich: das Thal Lepontin, Bollenz, Riviera und Bellinzona, Hauptort: Bellinzona. 
“Bon Lugano, fo die vier untern italienischen Aemter in ſich begreift, nämlid: 
Lugano, Mendrifio, Locarno und Balmaggio, Hauptort: Lugano. 

Bon Rhätien oder Granbündten, Hauptort: Chur. 

Bon Sargans, mit Inbegriff des Rheinthals, Car, Gams, Werdenberg, Ga 
fteren, Utznach, Rapperfchweil und la Marche, Hauptort: Sargans. 

Bon Slarus, Dauptort: Glarus. 

Von Appenzell, Hauptort: Appenzell, oder abwechfelnd Heriſau. 

Bon Thurgau, Hauptort: Frauenfeld. 

Bon St. Gallen, in fi begreifend die Stadt und das Gebiet des Abts, von 
allen oberherrlihen Rechten von Seiten gedachten Abts befreit. Hauptort: &t. 
Gallen. 
Bon Schafhaufen, Hauptort: Schafhaufen. | 

Bon Züri), mit Inbegriff von Winterthur, Hauptort: Zürich. 

Bon Zug, mit Inbegriff der Unterthanen der Stadt, der Graffchaf: Babın 
unb der freien Aemter. .Hauptftadt: Zug. 

Bon Schweiz, mit Inbegriff von Gerfau, Küsnacht, Unfer I. Frau von Einſiedehn 
und die Höfe. Pauptort: Schweiz. 


Dritter Titel, 
Politifher Buͤrgerſtand. 


19. Alle diejenigen, fo wirklich thätige Bürger, entweder einer Municipal 

ober oberherrlichen Stadt, oder eines unter= oder nicht unterworfenen Dorfs find, 
werden, buch gegenmwärtige Verfaffung, Schweizerbürger. Cine gleiche Bewandt⸗ 
niß hat ed mit denjenigen, welche das obige Anfäßenrecht hatten, und den in der 
Schweiz gebornen Anfäßen. ! 
20. Der Fremde wird Bürger, wenn er zwanzig Sahre lang nach einander 
in der Schweiz gewohnt hat, wenn er allda nüglich gewefen, und über feine Auf: 
führung”und Sitten günftige Zeugniffe aufweifen kann; er muß aber für fi und 
feine Nachkommen auf jedes andere Bürgerrecht verzichten; er muß den’ Bürgereid 
leiften und fein Name muß in das Regifter der Schweizerbürger,, welches in dem 
Rationalarchiv aufbehalten wird, eingefchrieben werben. 

21. Der feßhafte Fremde ift den nämlichen Eaften, den Auflagen, ber Wache 
und der Miliz unterworfen, wie ber Bürger. 

22. Die Bürger haben allein das Recht, in den Primärverfammlungen zu 
ftimmen und zu den Öffentlichen Aemtern berufen werben zu Eönnen. 

23. Die Fremden können nur zu den militärifchen Aemtern, zu den Stellen, 
die Erziehung und die fchönen Künfte betreffend, und zu denen als Secretairs und 
Unterdgenten der. öffentlichen Beamten, angenommen werden. ‚Das Verzeichniß von 
allen diefen, alfo angeftellten Fremden, foll alle Jahre von der Regierung bekannt 
gemacht werden. | 

24. Ein jeder. Bürger, wenn er volllommen zwanzig Sahre alt ift, muß ſich 

in das Buͤrgerregiſter feines Cantons einſchreiben laſſen und den Eid ablegen: fi: 
nem Vaterlande zu dienm, und der Sache ber Freiheit und der Gleichheit als cin 
guter. und. getreuer Bürger, mit aller Pünctlichleit und allem. Eifer, fo er vermag, 
und mit einem gerechten Daffe gegen die Anarchie oder, Ausgelaffenheit, anzuhangen. 
Dieſer Eid wird von Seiten aller jungen Bürger, die das obgefagte Alter er’ 
veicht haben, in der fchönen Jahreszeit, am nämlichen Zage, in Gegenmart dr 
Aeltern und Obrigfeiten abgelegt, und endigt ſich mit einem ‚bürgerlichen Feſte. 
Der Nationalfchultgeiß nimmt den Eid an, und hält eine, dem Gegenftand dei 
Teftes angemeffene, Rebe. 
- 725. Jeder Bürger ifb ein geborner Soldat des Vaterlandes; er kann ſich durch 
einen Andern erfegen laffen, wenn es bas- Gefes erlaubt; er ift aber ſchuldig, we 
nigfteng zwei Jahre lang inter dem Elitencorps, fo ein jeder Canton unterhalten 
wird, zu dienen. Der Tag, an welchem die jungen Bürger fürs erſtemal bewaf: 
net werden, foll zu einem buͤrgerlichen Feſte Antaß geben. Cs ift der National 
ſchultheiß, welcher ihnen die Waffen austheilt. 
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" 26. Die Diener eines jeben Gotteöbienftes koͤnnen Keine Etaatöverrichtungen 
ausäben, no den Primärverfammlungen beimohnen. 
Das Bürgerrecht verliert ſich: 
4) durch die Naturalifirung in fremdem Lande. | 
2) Durch die Verbrüderung in jede fremde Corporation, außer ben gelehr⸗ 
ten Anftalten. ; 
3) Durch die Auswanderung. - 
4) Durd) eine zehnjährige Abwefenheit, mit Vorbehalt die Erlaubniß zu ew 
halten, feine Abmefenheit zu verlängern. 
5) Durch die Verurtheilung zu fchändenden Strafen, bis zur Rehabilitation. 
Die Fälle, wo bie Ausübung der bürgerlichen Rechte fufpendirt werden kann, fol 
len durch das Geſetz beftimmt werben. . 


Br Vierter Zitel, 
Bon den Primärverfammlungen und Wahlcorps. 


28. Die Primaͤrverſammlungen beſtehen aus den Buͤrgern und Bürgersföhe 
nen, welche feit fünf Jahren in einer nämlichen Gemeinde wohnen, vom Zage ans 
sutechnen , allwo fie erflärt haben, daß ihr Wille ſey, ſich allda häustich nieder zu⸗ 
laſſen. Doch giebt es Faͤlle, wo die geſetzgebenden Raͤthe nur den Geburtsort, ent: 
weder des Bürgers felbit, oder ſeines Vaters, wenn er nicht in der Schweiz ges 
boren wäre, für den Wohnfig anerkennen mögen. Um in einer Primär: oder Wahl: 
verfammlung zu flimmen, muß man vollflommen zwanzig Jahre alt feyn. 

29. Jedes Dorf oder Sleden, in dem fich hundert Bürger befinden, die das 
Stimmreht haben, macht eine Primärverfammlung aus, 

30. Die Bürger eines jeden Dorfs oder Fleckens, welcher nicht hundert ftimm: 
fühige Bürger enthält, vereinigen fih mit denen von dem nächftgelegenen Flecken 
oder Dorf. 

31. Die Städte haben eine Primärverfammlung in jeder Section oder Quar⸗ 
tier, Die gefesgebenden Räthe beftimmen die Anzahl der Bürger. 

32. Die Primärverfammlungen vereinigen ſich, 

1) um die Berfaffung anzunehmen oder zu verwerfen. 
2) Um alle Jahre die Glieder der Wahlverfammlung des Cantons zu 
ernennen. 

33, Sie beftimmen einen Wahlmann- auf hundert Bürger, welche die erfor 
derlihen Qualitäten haben es zu feyn. 

-34. Die Namen der Erwählten werben dem Nationalfchultheiß zugefchict, 
welher mit Beiftand des Präfidenten von jeder conftituirten Gewalt des Ort feis 
nes Wohnfiges, duch Ziehung des Loofes, Öffentlich zur Ausſchließung der Hälfte 
der Erwaͤhlten fchreitet. 

Die andere Hälfte macht allein dad Wahlcorps von zehn aus. Am Zage bie: 
fee Ziehung wird ein buͤrgerliches Feſt und eine Rede gehalten, worin ber 
Rationalſchultheiß die Grundfäge auslegen wird, die das MWahlcorps leiten foll, 
wenn es zufammenberufen wird, um bie ihm zuftehenden Ernennungen zu machen. 
Das erfte Mal foll die Ausſchließung der Hälfte der durch das Loos zu ziehenden 
Rahlmänner nit Statt haben. 

35. Die Wahlcorps erwählen: 

1) die Deputirten beim gefeggebenden Corps; 

2) die Richter ber Cantonsgerichte; 

8) die des obern Gerichtehois; 

4) die Mitglieder der Vermwaltungsfammer, und endlich 
5) die Supplcanten gedbachter Richter und Verwalter. 


Fünfter Titel. 
Bon ber gefesgebenden Gemalt. 


36, Die gefesgebende Gewalt wird durch zwei unterfchiebene, befondere, eines 
von dem andern unabhängige, und jeber cin verfchiedenes Coſtuͤme tragenden Käthe 
ausgeübt. — 

Dieſe beiden Raͤthe find: 

Der Senat, allwo, nebſt den Ex-Directoren, vier Deputirte von jedem Gans 
!on ihren Sitz haben ; j 

und ein großer Rath, zu welchem jeder Canton fürs erfte ae acht Mitglie⸗ 
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ber deputirt, dem Gefeg unbenommen, für bie folgenden Jahre die Anzahl zu ber 
ftimmen, fo es feiner Bevölkerung nad zu liefern hat. 

87. Bon und mit dem dritten Jahre, nad) eingeführter Verfaffung anzurcd: 
nen, muß man, um als Mitglied des Senats erwählt zu werden, entweder Mini: 
fter, oder auswärtiger Agent, oder Mitglied des Raths der zweihundert vierzig, 
oder des obern Gerichts, oder Nationalfchultheiß, oder endlich Präfident einer Ver 
waltungsfammer oder eines Cantonsgerichts gewefen feyn, oder noch feyn. 

83. Berner muß man verheirathet feyn, oder gewefen feyn, und das Alter 
von dreißig Jahren erreicht haben; diefe zwei letztern Bedingniffe follen von jegt 
- an Statt haben. 

89. "Die Er: Directoren find von Rechtswegen wirktihe Mitglieder des Rath 
der Alten; es fey denn, daß fie eine andere Stelle annehmen, oder baß fie vorzie 
hen in die gemeine Bürgerclaffe zurüdzutreten. 

40. Jedoch fol Fein Er: Director in den Senat eingehen koͤnnen, fo langt 
er unter den übrigen Mitgliedern ded Senats, entweder Er: Directoren oder Er: 
wählte, einen Bluts= oder Anverwandten in gerader Linie, oder einen Verwandten 
in Nebenlinie, bis in den Grad als Oheim und Nepot einfchlieglih, Haben wird. 

41. Die Erneuerung des Senats, in Anfehung der zu erwählenden Mitglie 
der, gefchieht alle Jahre von ungleidher Zahl, mit dem vierten Theil bergeftalt, 
a ein jedes zu erwählende Mitglied ‚des Senats, acht Jahre lang allda feinen 

is hat. 
2 Um als Mitglied vom großen Rath erwählt zu werben, muß man dad 
25fte Jahr volllommen erreicht haben, und die bürgerlichen Rechte genießen. 

43. Die Erneuerung des großen Raths gefhieht alle Iahre von gleicher Zeit 
mit einem Drittel. | 

44. Die Zeit ber partiellen Erneuerung ber gefeßgebenden Räthe ift das Spät: 
jahr » aequinoxium, | 

45. Die Mitglieder des Senats, welche acht Jahre lang im Amte geftanden, 
tönnen nicht cher, als nad) einer Zwifchenzeit von vier Jahren neuerdings erwählt 
werden. - 

46. Die Mitglieder des großen Raths, weldye 6 Jahre lang im Amte getan 
ben, Eönnen nicht eher, als nad) einer Zwifchenzeit von zwei Jahren, neuerdings 
erwählt werben. 

Der Senat genehmigt oder verwirft die Schlüffe deö großen Raths. 

43. Die Givilgefege von jedem Canton, und bie fich darauf beziehenden Ge— 
bräuche follen fernerhin den Gerichtshöfen zur Regel dienen, bis die gefeggebenden 
Raͤthe die Gleihförmigkeit der Givilgefege nach und nach werden eingeführt haben; 
in jedem Fall aber follen die allgemeinen Givilgefege keine ruͤckwirkende Kraft über 
die Verträge und vorherigen Acten haben koͤnnen. 

49. Die Sisungen der beiden Räthe werben Öffentlich gehalten; jedoch kann 
die Anzahl der Zuhörenden in jedem Rath jene feiner Mitglieder nicht überfteigen. 
Jeder Rath kann fich in ein allgemeines Committé bilden. 

Die gefeggebenden Räthe genehmigen oder verwerfen, auf ben vorherge 
henden nothwendigen Vorſchlag des Vollziehungsdirectoriums, alles, was bie Finan 
gen, ben Frieden und den Krieg betrifft. 

51. Die Mitglieder der gefesgebenden Raͤthe Eönnen nicht, als nach. den hier 
unten vorgefchriebenen Formen, vor Gericht gezogen werben. 

Keine Denunciation gegen ein Mitglied des einen oder des andern Raths 
Tann zu einer gerichtlichen Verfolgung Statt haben, wenn fie nicht fchriftlid auf 
geſetzt, unterfchrieben und dem großen Rath zugeſchickt wird. 

53. Der große Rath beratbfchlagt fogleich auf die Frage, 05 die Denuncias 
tion foll angenommen werden. 

54, Wenn die Denunciation angenommen ift; fo wird der Befchuldigte vors 
geladen, in Zeit von drei vollftändigen Tagen zu erfcheinen. Erfcheint derfelbe; ſo 
wird er im Innern des großen Raths verhört. . 

55. Der Beichuldigte mag fich geftellt haben oder nicht; fo erklärt ber große 
Rath, nach Verlauf der durch die Citation angefegten Zeitfrift, ob,es der Fall 
fe), fein Betragen zu unterfuchen, oder nicht. 

. Wenn der große Rath erklärt hat, daß eine Unterfuchung Statt habe; 
fo wird der Befchuldigte durch den Senat vorberufen; es werben ihm zwei vollftäns 
dige Tage gegeben, um zu erfcheinen; und wenn er erfcheintz fo wird er im Ins 
nern bes Orts ber Sitzungen bes Senats verhört. 

57. Der Beihuldigte mag fich geftellt Haben ober nicht; fo beftätigt ober ver⸗ 
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wirft ber Senat, nach Verlauf biefer Zeit und nachbem er über die Sache rathges 
fhlagen, den Befchluß des großen Rathe. | 

53. Beftätigt er denſelben; fo vermweifet er den Befchuldigten vor den obern 
Gerihtöhof, welcher entfcheidet, ob die Anklage Statt habe. 

59 Jede Discufjion in dem einen oder andern Rath, wegen ber Prävention 
eines ihrer —— wird in einem allgemeinen Committé vorgenommen, 

60, Jede Berathfchlagung über die nämlichen Gegenftände geſchieht mit Aufs 
zufung ber Namen und durch geheime Stimmenzettel. Ä 

61. Die von dem obern Gerichtshof gegen ein Mitglied eines gefeßgebenden 
Rath3 ausgefprochene Anklage zieht die Suspenfion nach fich. 

62. Nachdem die Anklage geſprochen; fo läßt der obere Gericktehof feine 
Euppleanten zufammenberufen, und macht mit benfelben nur ein und das nämliche 
Zribunal aus; es nimmt den Prozeß vor, und vichtet ohne Appellation. Der britte 
Theil der Stimmen, mehr eine, fpricht los. Die Beftimmung der Drittel wird 
approrimative genommen; bas Drittel von zehn iſt drei, das Drittel von eilf ift 
bier, und fo fort. 

68. Wenn der Befchuldigte durch das Urtheil vom obern Gerichtähof losge⸗ 
ſprochen iſt; fo tritt derfelbe wieder in fein Amt ein. 

64. Die beiden Käthe find gehalten, jedes Jahr ihre Sitzungen drei Monate 
lang einzuftellen; fie Eönnen es aber für längere Zeit thun. 

65. Jeder der Raͤthe hat feine befondere Wache. Die Wache von einem ber 
Käthe kann nicht ftärker an der Zahl feyn, als bie vom andern, noch die vons 
Vollzichungsdirectorium. 

66. Jeder Rath hat das Polizeirecht im Ort feiner Sitzungen, und im aͤu⸗ 
fern Umfange, fo derfelbe beftimmt hat. Der Äußere Umfang kann nur von einem 
mit Mauern, Hecken, ober anders umgebenen Plage verftanden werden. 

67. In keinem Fall können die gefesgebenden Räthe, weder insbefondere, 
nech insgeſammt, noch durch Abgeordnete die vollzichende, noch die richterliche Ge: 
walt ausüben. 

8. Die gefengebenden Raͤthe koͤnnen weder einem noch mehrern ihrer Mit: 
glieder, noch wem.es feyn mag, Feine die ihnen durch die Verfaffung zuerkannten 
Berrihtungen übertragen. 

69. In Eeinem Falle koͤnnen die beiden NRäthe fi) in einem nämlichen Saale 
vertinigen. 

% Weber der eine, noch ber andere Rath kann in feiner Mitte ein permas 
nentes Sommitte bilden. Jeder Rath hat nur das Recht, wenn er findet, daß 
eine Materie nothivendig ift vorher unterfucht zu werben, eine befondere. Sommifs 
fon unter feinen Mitgliedern zu ernennen, welche ſich blos allein auf den Gegen: 
Band einſchraͤnkt, für welchen fie errichtet worben ifl. 

Diefe Commiſſion tritt aus einander, fobald als der Rath über den ihm auf: 
getragenen Gegenftand gefprocden hat. gs 


Sechſter Titel. 
Vollbziehungsdirectorium. 


71. Die Vollziehungsgewalt iſt einem, aus fuͤnf Mitgliedern beſtehenden, 
Vollziehungs directorium übertragen. 

Das Vollziehungsdirectorium wird alle Jahre, drei Monate vor der Erneue— 
tung der gefiggebenden Räthe, und alfo im Sommerjolfticium, durch die partielle 
Bahl eines neuen Mitgliedes erneuert. 

72. Bon jest an muß man das Alter von vierzig Jahren erreicht haben, und 
verheicathet oder im Wittwenftande feyn, um ald Director erwählt werden zu koͤn⸗ 
nm. Bom dritten Sahr einfchließlich anzurechnen, nachdem gegenwärtige Berfaf: 
fung eingeführt feyn wird, muß man annoch entweder Mitglied einer der geſetzge— 
denden Räthe, oder Minifter, oder Mitglied des obern Gerichtshofs, oder endlich 
Rationalſchultheiß geweſen ſeyn. 

73. Die Erwaͤhlungsart ift für das erſte Jahr folgende: Einer der Näthe . 
verfestigt insgeheim, und nad) der abfoluten Mehrheit der Stimmen, eine Lifte 
von fünf Sandidaten, und der andere Rath wählt, auch insgeheim und nach der 
aoluten Mehrheit der Stimmen, in biefer vorgelegten Lifte, den neuen Director. 
Das Loos entfcheidet aber unmitte.bar vor ber Wahl, welcher von ben beiden Raͤ⸗ 

then die Liſte der Candidaten verfertigt; dieſe Operation wird — Rp Jahr fünf 
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Mal wiederholt, und das Loos entſcheidet, wie die erſt Ernannten nach und nach 
austreten. 

74. Das zweite Mal und in den folgenden Jahren iſt die Art der Erwaͤhlung 
weitlaͤuftiger. Erſtlich ſchließt das Loos die Haͤlfte der Mitglieder eines jeden 
Raths von der Wahl aus, und dieſe ausgeſchloſſene Haͤlfte entſcheidet vorher, ob 
die vorzunehmende Wahl für dies Mal mit der größten Zuthuung des Looſes ge 
ſchehen folle oder nicht. Entfcheidet fie mit Nicht; fo vertritt die nicht ausgefchloi: 
fene Hälfte, auf die hier oben angezeigte Art, die Stelle ald Wahlmänner. Ents 
fcheidet fie aber mit Ja; fo wird das Loos gezogen, um zu wiffen, welcher von 
ben beiden Räthen, jeder, wie ſchon gefagt ift, auf die Hälfte herabgefest, bie 
Lifte der Gandidaten zu verfertigen hat. - Nachher ernennt der auf ſolche Weiſe be 
flimmte Rath, nady der abfoluten Mehrheit der Etimmen, ſechs Candidaten; von 
diefen fechs werden drei durd) das Loos ausgefprocden, und ber andere Rath wählt 
unter den drei übrigen den neuen Director. 

75. Die austretenden Mitglieder des Bollziehungsdirectoriums Fönnen eher 
nicht, als nad) einem Zeitverlauf von fünf Jahren, neuerdings erwählt werden. 
Jedoch fol derjenige, der am Ende des Jahres austreten wird, nach Verlauf eines 
Zahres wieder erwählt werden können; der, fo im zweiten Jahre austreten wird, 
kann nah Verlauf von zwei Jahren wieder erwählt werden; der, fo im dritten 
Sahre austreten wird, kann nad Verlauf von drei Sahren wieder erwählt wer: 
den; der, fo im vierten Jahre austreten wird, kann nah Verfluß von vier Jah: 
ren wieder erwählt werben. 

76. Das Bollzichungsdirectorium forget, den Gefegen gemäß, für die äußere 
und innere Sicherheit ded Staats. Es disponirt über die bewaffnete Macht, ohne 
daß in feinem Fall das Directorium insgeſammt, noch eines feiner Mitglieder, we: 
der während der Zeit feiner Amtsverrichtungen, nod) während den zwei Sahren 
‚nad Endigung derfelben, den obern Befehl darüber nehmen könne. 

77. Das Vollziehungsdirectorium fann jeden der -Räthe einladen, einen Ge 
genftand in Betrachtung zu ziehen. 

78. Es hat den vorläufigen und nothwendigen Antrag, die Strafen bölig zu 
erlaffen oder zu mindern, ſogar Belohnungen zu geftatten, wenn von Seiten der 
Mitſchuldigen eines Verbrechers Entdeckungen gemacht werden. 

79. Es ſigillirt und laͤßt die Geſetze bekannt machen; es beſorgt und verſichert 
die Vollziehung derſelben. 

80. Es unternimmt und fuͤhrt die Unterhandlungen mit den fremden Maͤch— 
ten; die Tractate aber, bie es unterſchreibt oder unterſchreiben laͤßt, ſind nicht 
gültig, als nachdem fie von den geſetzgebenden Raͤthen in einem allgemeinen Com⸗ 
mitte unterfucht und genehmigt worden. 

Die Verfügungen der geheimen Artikel werben ohne die Genehmigung ber ge 
feßgebenden Räthe vollzogen; fie koͤnnen aber ben öffentlichen Artikeln nicht ſchaͤd⸗ 
li Ten, noch in bie Gefege der Verfaſſung eingreifen. 

81. Das Directorium giebt alle Sahre den gefeggebenden Räthen Rechnung 
über den Anmwand ber, einem jeden Departement angewiefenen, Gelder, außer denen, 
fo ihm für die perfönlichen oder geheimen Ausgaben befonders anvertraut werben. 

82. Das Directorium ernennt, widerruft und fest ab die Chefs und Dffis 
clire von jedem Grab der bewaffneten Macht, die Minifter und die diplomatifchen 
- Agenten, die Gommiffarien der National: Schasfammer, die Nationalfchultheiße, 
die Präfidenten, öffentlichen Anklaͤger und Greffiers des obern Gerichtshofs und bie 
Obereinnehmer der Einkünfte der Republit. Die Unterbedienten und Unteragenten 
werben von denjenigen ernannt, von denen fie unmittelbar abhängen. 

83. Wenn das Directorium von einer, entweder die Äußere oder innere Gi: 
cherheit des Staats gefährdenden, angefponnenen Berfhwörung benachrichtigt wird ; fo 
Tann daffelbeVorführungs: und Verhaftöhefehle gegen diejenigen ergehen laffen, fo man 
die Urheber oder die Mitfchuldigen davon zu feyn vermutet; es kann fie in Ver: 
bör nehmen; es ift aber, unter den wider das Verbrechen einer willführlichen Ber 
faffung angefesten Strafen, verbunden, biefelben in Zeit von zwei Tagen an den 
Polizeibeamten zu verweilen, um ben Gefegen gemäß verfahren zu werden. 

84. Es follen vier Minifter feyn: einer von den auswärtigen Geſchaͤften und 
vom Kriegsweſen; einer fuͤr die Gerechtigkeitspflege und die Polizei; einer für-bie 
Finanzen, den Handel, den Aderbau und die Handthierungenz einer für bie Wil: 
fenfchaften, fchönen Künfte, die Öffentlichen Gebäude, Brüden und Straßen. Was 
die Spitäler, bie für die Armen beftimmten Hülfsleiftungen und das Betteln bes 
trifft; fo gehören bdiefe Gegenftände in das Fach des Juſtiz⸗- und Polizeiminifters. 
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Das Geſetz kann die obige Austheilung der den Miniftern zuerfannten Attributios 
nen verändern. Es fann die Zahl der Minifter bis auf ſechs anſetzen; es Kann fie 
nicht zu fünf abtheilen, noch unter vier herabfesen. 

85. Alle Verfügungen wegen des gerichtlichen Verfahrens gegen die Mitglies 
der der gefesgebenden Raͤthe beziehen fih auch auf die Mitglieder des Vollzie— 
hungsdirectoriums. 


Siebenter Titel. 
Obergerichtshof. 


86. Der obere Gerichtshof beſteht aus einem Richter, ſo von jedem Canton 
ernannt wird. Er wird theilweiſe erneuert durch bie jährliche Wahl eines vierten 
— naͤmlich mit fuͤnf Mitgliedern waͤhrend drei Jahren und mit ſieben das 
vierte Jahr. 

87. Das Directorium ernennt den Praͤſidenten unter denjenigen, welche als 
Richter erwaͤhlt worden; es ernennt auch den oͤffentlichen Anklaͤger und den Ober: 
Gerichtsſchreiber. Es hat fo viel Suppleanten als Richter; fie werben zur naͤmli⸗ 
hen Zeit wie diefe erneuert. Diefer Gerichtshof ift der Richter von den Mitglies 
dern der gefeggebenden Raͤthe und vom Vollziehungsbdirectorium, wie oben gefagt 
worden. 

88. Diefer Gerichtshof richtet ohne Appellation, entweder allein, oder mit 
Beihülfe feiner Suppleanten, die Griminalfahen, welche die Zobdesftrafe, oder bie 
Einfperrung,, oder die Deportation auf zehn Jahre oder mehr, mit fih führen. 

89, Es zernichtet auch in Civilſachen die Urtheile der niedern Gerichte, fo 
wegen nicht beobachteter Gompetenz, unterlaffenen Formen, oder einer offenbaren 
Bertheidigung des Zertes vom Geſetz, ungültig feyn würden. 

%. Der obere Gerichtehof fol einftweilen feinen Sig in ber nämlichen Ge: 
meinde, alö die gefesgebenden Räthe und das Vollziehungsdirectorium nehmen. Seine 
Reſidenz kann, durch die gefeggebenden Raͤthe, auf den vorher gemachten nothwen⸗ 
digen Vorfchlag des Vollziehungsdirectoriums, verändert werben. 


Achter Titel. 


Von der bewaffneten Macht. 


A. Es ſoll in Friedenszeiten ein ſoldirtes Truppencorps gehalten werben, 
welches durch freiwillige Anwerbung, und, im Fall der Noth, auf die durch das 
Geſet beſtimmte Art formirt werden ſoll. 

22. Es ſoll in jedem Canton ein Corps von auserleſenen Milizen oder Nar 
tionalgarden ſeyn, welche allezeit bereit find, in noͤthigen Fällen zu marſchiren, ent⸗ 
weder den rechtmaͤßigen Obrigkeiten bewaffnete Hand zu reichen, oder einen erſten 
ftemden Angriff zuruckzutreiben. 


Neunter Titel. 


Staatsverbrechen. 


8. Jede Anklage wegen Staatsverbrechen, Mißhandlung und Pflichtvergeſ⸗-. 
fenpeit in feinem Amt, directen oder indirecten Kauf oder Verkauf der Stimmen, 
ſoll vor den Gerichtshof vom Ort des Verbrechens, oder, wenn diefer Ort nicht be« 
Kimmt it, vor dem Gerichtähofe des Orts, allmo der Haupt: ober erite Ange: 
Hagte feinen gewöhnlichen Wohnfis hat, gebracht werden. Diefer Gerichtshof fol 
rderfamft, wenn es der Kal feyn wird, die Anklage unterfuchen, und wenn bem 
0, die Suppleanten zufammen berufen, und mit denfelben ein peinliches Tribus 
nal in erſter Inſtanz formiren. 

‚9 Wenn entweder durch den Verurtheilten, oder durch den öffentlichen An: 
Hüger an den .obern Gerichtshof appellirt worden; fo foll dieſer wie dag untere 
Sriht verführen, und das Endurtheil nicht anders, ald mit Zuziehung feiner Gup- 


Neanten ausfprechen. 
Zehnter Titel. 


Obrigkeiten in dem Canton. 


%. Die drei erften Obrigkeiten von jedem Canton find der Nationalſchul— 
‚ die Bermaltungstammer und das Cantonsgericht. ht 
%, Der RNationalſchultheiß ftelt allda die Vollziehungsgewalt vor. . Er hat 
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zum Lieutenant den Unterſchultheiß der Gemeinde, allwo er feinen Sig Hat. Er 
bat die Aufficht über alle Gewalten und Bedienfteten in der Ausübung ihrer Aem: 
ter, und ermahnt fie an ihre Pflicht. Er uͤbermacht ihnen die Gefege, wie auch 
die Befehle vom Directorium. Er nimmt ihre Anmerkungen, Projecte und Kla 
gen an; er ift verbunden, fih von Zeit zu Zeit in die verſchiedenen Diftricte des 
Landes zu begeben, um allda aufzufchen. Er theilt Feine Gnaben aus, fondern er 
nimmt die Bittfchrift der Bürger an, und läßt fie den gehörigen Obrigkeiten zu: 
fommen. Er beruft die Primärverfammlung und die Wahlcorpg. Er hat den Vor: 
fig bei den bürgerlichen Feftivitäten. Er hat das Recht, den Berathfchlagungen ber 
Gerichtöhöfe und der Verwaltungsfammer beizumohnen; er requirirt allda bie Voll: 
ziehbung der Gefege, ohne aber dabei feine Stimme zu geben. Er wadıt für bie 
innere Sicherheit, übt das Recht der Gefangennehmung aus, und disponirt über die 
bewaffnete Gewalt, ohne daß er fie felbit commandiren kann. Er erneuert bie 
Präfidenten-vom Zribunal, von der Verwaltungstammer und der niedern Gerichte, 
unter den Richtern und Vermwaltern, fo das Wahlcorps gewählt hat. Er ernennt 
aud) die Gerichtöfchreiber, den öffentlichen Anklaͤger und die Unterfchultheiße vom 
Hauptort und der Diftricte. Es ift das Directorium, fo ihn erwählt, abfest, zu: 
rüdruft, in einem andern Canton anftcllt, oder zu andern Stellen beruft. 

97.. Das Gantonstribunal fpriht in erfter Inftanz über Haupt: Griminal: 
ſachen, und in legter Inftanz über die andern Griminalproceffe, und über die Ci: 
vil- und Polizeifachen. | 

98. Diefes Tribunal befteht aus dreizehn Richtern, mit Inbegriff des Präf: 
denten. Das Wahlcorps erwählt fie; der Präfident erwählt feinen Lieutenant uns 
ter den Richtern. 

99. Die Richter werden von ben Wahlcorps ernannt. Es treten alle Jahre 
zwei heraus, und jedes Sahr werden fie durch die Wahlcorps der Gantone, welde 
fie erwählt haben, erfegt, ausgenommen, daß im fechften Jahre drei auätreten, fo 
die Wahlcorps auf obengefagte Art erfegen. | 

Die audtretenden Richter Fönnen allezeit wieder erwählt werden. 

100, Eie haben für die Vacanzzeit und im alle einer Krankheit, oder wenn 
fie in das Gefescorps deputirt werden, Suppleanten. 

101. Die Verwaltungsfammer ift mit der unmittelbaren Bollzichung der Ge 
fege über die Finanzen und den Handel, die Künfte, Handthierungen, Aderbau, 
die Lebensmittel der Städte und ber öffentlichen Strafen beauftragt; fie befteht aus 
einem Präfidenten und vier Beifigern, fo das Wahlcorps ermwählt und welche alle 
Sahre mit einem erneuert werden. Sie Fönnen zwei Mal nad) einander aufs neue 
erwählt werben; nachher aber fann ein folder cher nit, als nad) einem Zeitver: 
lauf von zwei Jahren wieder gewählt werden. Sie haben für die Vacanzzeit und 
im Falle einer Krankheit, oder wenn fie in das Gefesgebungscorps deputirt wer: 
den, Suppleanten. 

102, Nebft diefen drei erften Gewalten befichen noch in dem Hauptort und in 
ben Diftricten von jedem Canton, untere Gerichte für die Civil- und Polizeiſa— 
chen; diefe beftehen aus neun Mitgliedern, die das Wahlcorps erwählt. 

Sie bleiben ſechs Jahre lang im Amte. Es tritt alle Jahre einer heraus. 
Der Präfident wird von dem Nationalfchultheiß aus den Beifigern ernannt. 

108. Es ift in dem Hauptort und in jedem Diftrict für die Handhabung 
ber öffentlichen Ruhe und für die Vollzichung der, fowohl von dem Schultheif, 
als von den Gerichtshöfen, ober von der Verwaltungstammer ergehenden, Befchle, 
ein Unterfähultheiß, welcher in jeder Section der Stadt und in jedem Dorf einen 
Agenten, den er ernennt, unter fid) hat. 

104. Diefer Agent agirt in wichtigen Städten anders nicht als mit Zuzie— 
bung zweier Gehülfen, die er fich felbft wählt, wenn er Befis von feinem Amte 
nimmt. F 

105. Das Vollziehungsdirectorium kann, wenn es fuͤr noͤthig findet, die Ge— 
richtshoͤfe und die Verwaltungskammer abſetzen, und ſolche bis zu den kuͤnftigen 
Wahlen erſetzen. | 

Die von ihm biesfalls genommenen Schlüffe müffen allezeit die Beweggründe 


mit ſich führen. 
Neunter Titel. 


Abänderung ber Berfaffung. 


105. Der Senat ſchlaͤgt dieſe Abänderungen vor; die hierüber gemachten 
Vorſchlaͤge aber werben nicht cher zu Schlüffen, als bis fie zweimal deeretiet wor: 
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den, wobei, zwilchen dem erften Decret und dem zweiten, ein Beitraum von fünf 
Sahren vorhergehen und verftreichen muß. Seine Befchlüffe müffen nachher von 
dem Rathe der Zweihundertvierzig verworfen ober genehmigt, und nur im legtern 
Galle der Annahme oder Verwerfung den Primärverfammlungen zugeſchickt werben. 

107. Wenn die Primärverfammlungen bdiefelben annehmen; fo bilden fie fo 
viel neue Grundgefege der Verfaſſung. 


Bwölfter Titel, 
Mittel, die VBerfaffung in Thätigkeit zu fegen. 


1. Art. Wenn fi in einer Gemeinde, es fey Stadt oder Dorf, ober in ci= 
nem Ganton, eine gewiffe Zahl von Bürgern befindet, welche entfchloffen find, in 
die Ausübung der mit der Freiheit und Gleichheit verknüpften Rechte, fo fie von 
der Natur her haben, wieder zurüdächren wollen, follen fie durch eine Bittfchrift 
an die Obrigkeit fich wenden , damit ihnen erlaubt werde, fi} mit den Primärverfamm: 
lungen zu vereinigen, um über die Annahme oder Verwerfung obiger Verfaffung 
zu berathfchlagen, und ihre Wahlmänner zu ernennen. 

Denn die Obrigkeit die Bittfchrift verwirftz fo geben bie Bittfteller eine zweite 
tin, welhe, fo viel möglich, mit frifchen Unterfchriften verfehen feyn fol. 

Wenn die zweite Bittfehrift neuerdings von der Obrigkeit verworfen wird, 
oder dab mehr als drei Zage verlaufen, ohne daß darüber gefproden worden; fo 
erflären fi die darin Unterfchriebenen, ald wären fie in alle urfprünglichen Gleich: 
hitsrehte von jedem gefellfchaftlichen Gorps wieder eingefegt. 

3. Zufolge defjen follen fie ſogleich Berufungsbriefe an die Gemeinden und 
an die Schon beftehenden Sectionen oder Gantonsgemeinden abgehen laffen, um ſich 
zu dem Ende, wie oben gemeldet ift, in Primärverfammlungen zu bilden. 

4, Diejenigen Gemeinden, welde aus Schwachheit, Niederträchtigkeit ober 
Dummheit diefer Einladung nicht beitreten würden, follen angefehen feyn, als waͤ—⸗ 
ten fie durch die Gemeinden, welche der Sache der Freiheit und Gleichheit getreu 
geblieben, oder durch die muthvollen Männer, welche fi zu diefem Ende abtren⸗ 
nen würden, vorgeftellt. 

Jede Primärverfammlung, nachdem fie ihren P:äfidenten, ihren Secretair und 
vier Gerutatoren wird ernannt haben, foll über die Annahme der obigen Verfafs 
fung beratpichlagen. Nachdem fie die Verfaffung angenommen, erwählt fie ihre 
Bahlmänner. Die Wahlmänner verfammeln fi im Dauptorte des Gantons. 

— das Wahlcorps einmal gebildet iſt; fo ſoll es die wirkliche Regierung 
zernichten. 

Alsdann ernennt es: 

I) vier Deputirte für den Senat und acht für den großen Rath. 

2) die Mitglieder der Verwaltungstammer. 

d) die Mitglieder des Gantonsgerichts. 

4) die Mitglieder der untern Gerichte: 

6, So lange bis die gefeßgebenden Näthe und das Vollziehungsdirectorium in 
Rhätigkeit feyn werden, follen die Verwaltungsfammer und das Gantonsgericht, die 
afte die völlige Gewalt der gefedgebenden Gewalt, das andere bie völlige gericht: 
ice Gewalt ausüben. 

‚7. Die für die gefesgebenden Räthe ernannten Deputirten vereinigen ſich ohne 
deitverluft in der Stadt Lucern, wenn bdiefer Canton von der Zahl derjenigen ift, 
welche fich als unabhängig erklärt haben, wo nicht: in derjenigen Stadt, oder in 
dem volkreichften Orte des Cantons, welcher fi am erften wird erklärt haben. 

Sobald als fie fih in. hinlänglicer Zahl befinden werden, um ben britten 
Teil der Mitglieder auszumachen, woraus ein jeder ber gefeggebenden Raͤthe bes 
Reben ſoll; fo theilen fie fich, verfaffungsmäßig, in Senat und großen Rath ein. 

8. Nachdem die beiden Raͤthe conftituirt feyn werben; fo ernennen fie das 
Soljichungsdirectorium. | | 

‚9 Das Bollziehungsdirectorium ernennt, fogleih nad feiner SInftallirung, 
die Minifter, die Sommiffarien der National: Schagtammer, die Nationalfchul: 
heiße, die Präfidenten, öffentlichen Ankläger und Greffiers des obern Gerichts, und 
die Dbereinnehmer der Öffentlichen Einkünfte. 
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Die Erneuerung des Krieges zwifchen Deftreich und Frankreich im 
Sahre 1799 führte zur Auflöfung der Faum ind Staatsleben eingetre: 
tenen Verfaffung. Als der Kampf den Boden der Schweiz berührte, 
fochten Schweizer unter Deftreihs, und andere Schweizer unter Frank: 
reih8 Bahnen. Die helvetifche Regierung hielt in Lucern fich nicht mehr 
fiher, und verlegte (31. Mai 1799) ihren Sig nach Bern. Unter bem 
Schuge der öftreichifchen Waffen verfuchten viele der vormaligen Obrig: 
keiten *) die Herftellung der alten Ordnung der Dinge; doch erkannte 
man bald, daß das Volk nicht nach der vorigen Unterthänigkeit fich zus 
ruͤckſehne. Nach Maſſena's Befiegung der Ruſſen und Deftreicher bei 
Zürich (25. und 26. Sept. 1799), behaupteten die Franzofen in der 
ganzen Schweiz und felbft in Graubündten, das Uebergewicht. Im In 
nern dauerte. der Kampf zwifchen den beiden Parteien fort, die einan— 
der gegenfeitig von den Gefchäften verbrangten, „alfo, daß Feine lange 
am Ruder blieb, und Feine dem Vaterlande half ).“ 

Bald aber zeigte der achtzehnte Bruͤmaire, welcher den General 
Bonaparte als erften Conſul an die Spige der Republik Frankreich 
ftellte, feine Ruͤckwirkung auf die Schweiz. Schon am 7. und 8. Jan, 
1800 löfeten die gefeßgebenden Näthe zu Bern das Directorium auf, 
Ein Vollziehungsausſchuß von ſieben Perſonen, deren Widerwillen gegen 
das nee Syſtem man kannte, ward an deſſen Stelle ernannt. Allein 
eben ſo willkuͤhrlich loͤſete am 7. Aug. 1800 dieſer Vollziehungsrath die 
beiden Raͤthe auf, und berief einen neuen geſetzgebenden Körper aus 43 
Perfonen zufammen. Die Regierung, aus fünf Perfonen beftehend, 
nannte: fi Vollziehungsrath, nahm aber den Namen Directorium 
bald darauf wieder an. — Wenige Wochen vor der Anerkennung der 
helvetifchen Republif von Deftreich im Frieden von Luͤneville (9. Febr. 
1801) erichienen, im Sanuar 1801, Glaire, Rengger und Stapfer mit 
einem von ihnen ausgearbeiteten neuen Berfafjungsentwurfe in Paris, 
der aber dem geſetzgebenden Rathe Helvetiens nicht vorgelegt wor— 
den war. Der erſte Conſul erklaͤte den Deputirten, die Schweiz 
beduͤrfe einer eigenthuͤmlichen, ihr anpaſſenden Verfaſſung. Im Anfange 
des Mais kehrten Glaire und Rengger von Paris zuruͤck, worauf ein 
neuer Verfaſſungsentwurf, der, nach der Meinung des erſten 
Conſuls den Beduͤrfniſſen und Wuͤnſchen der helvetiſchen Nation zu ent— 
ſprechen ſchien, der aber weder der republikaniſchen Parthei, noch den 
Anſichten der alten Ariſtokraten zuſagte, am 29. Mai 1801 mit einiger 
— bekannt BE ward. 


Vergl. Heinr. Zſchokke, des Schweizerlandes Geſchichte, für das Schweiger 
voll. Aarau, 1822, 8. ©. 277. 


++) 3ſchokke, aa. O. ©. 278. 
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3) Grundzüge der Verfaſſung vom 29. Mai 1801 *). 


Erfter Titel. 


Die helvetifche Republik ift Eins. Bern ift die Hauptftadt Helvetiens. Ihe 
Gebiet it in Cantone abgetheilt. Es beftehen 17 Cantone; Bern in feiner alten 
Ausdehnung , mit Ausnahme des Waadtlands und Aargaus; Zürich in feinen al 
ten Grenzen; Zucern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Bug, eben fo; Glas 
rus, vergrößert durch Sargand, Werdenberg u. f. w.; Uppenzell, vergrößert 
duch Toggenburg, St. Gallen und Rheinthal; Solothurn in den alten Grens 
m; Freiburg vergrößert durch die ehemaligen gemeinen Voigteien Morat und 

Öwarzenburgs Baſel vergrößert durch das Unter: Frickthal bei Sickingen; 
Schafhauſen, vereinigt mit dem Thurgau; Aargau, vereinigt mit Baden und 
bem obern Frickthal; das Waadtland in ben alten Grenzen; Graubündten, 
und die italienifhen Landvoigteien. 


Zweiter Titel, 
Es giebt eine Gentradorganifirung zur Ausübung ber Nationalfouverai: 


mität, und eine Santonalorganifirung. ! 

"Die Sentralorganifirung begreift: die allgemeine Oberpolizei; die be= 
waffnete Macht zur innern und aͤußern Befhüsung der Republik; die politifchen 
und diplomatifchen ZVerhältniffe mit dem Auslande; die einföormige Verwaltung ber 
bürgerlihen und peinlichen Gerichtsbarkeit; die Beſtimmung des Beitrags, welchen 
jeder Canton an den Öffentlihen Schatz zahlen foll; die National: Rezien, Salze 
werke, Poften, Bergmwerke, Zölle und Gefälle; das Muͤnzweſen und deſſen Polizeiz 
die Realements und die Polizei des Handels, und die allgemeinen Anftalten des öfs 
fentlihen Unterrichts. 

‚ Die befondere Organifirung jedes Canton begreift: die Grundlage 
und die Weife der —— der Grundſteuern; die Beſtimmung der Beduͤrfniſſe 
bed Cantons, und die Mittel, denſelben durch oͤrtliche Contributionen abzuhelfen; 
die Zuchtpolizei; die Verwaltung der Nationalguͤter und Domainen, mit Inbegriff 
der Zehnten und Grundzinſe; den Gottesdienſt; die Indemnitaͤten der Geiſtlichen; 
Be beſondern Anſtalten für Erziehung und oͤffentlichen Unterricht, zu welchen Auss 
gaben befonders die Einkünfte der Gantonalgüter, Zehnten und Grundzinfe befiimmt 


werden follen. 
Ä Dritter Titel. : 


Die allgemeine DOrganifirung der Republik befteht aus einer Tag— 
fetung und einem Senat, Ä 
Ä A Tagſatung. 

Die Tagſatzung bildet ſich durch die Vereinigung von Repräfentanten jedes 
Eontons ; 9 von Bern; 8 von Zürich; 5 von Lucern; Uri, Schwyz, Unterwalden, 
Bug, jedes einen; 5 von Glarus; 6 von Appenzell; 3 von Golothurn; 4 von Frei: 
burg; 4 von Bafel; 6 von Schafhauſen; 5 von Aargau; 7 von Waadtland; 6 von 
Graubündten ; 5 von den italicnifchen Landvoigteien. E 
» Die Mitglieder der Zagfasung konnen von ihren Cantonen indemnifirt werden. 
Lie find fünf Sahre im Amte. _ | 

Die Tagſatzüng hat zur Ernennung der im Senate erfedigten Stellen zu ſchrei— 
Men. Sie genehmigt die Rechnungen der Schagfammer, und erkennt über die Klas 
gin der Gantone gegen die Acten des Senats. 

Der Senat beruft die Tagfasung auf das Verlangen der Mehrzahl der Can— 
tone, Desgleihen muß er fie berufen, wenn cin Ganton gegen ihn Klage erhebt 
And vier andere Gantone bie Klage unterftügen. | 

In der Zagfasung wird das Gefeg debattirt und angenommen, wenn ein durch 
den Senat den Gantonen vergelegter Gefegesentwurf die Billigung ven 12 Gantos 
nen nicht erhalten hat, und der Senat auf dem Entwurfe beharret. 

3u Unfang jeder Seffion beftimmt der Senat deren Dauer. 


B. Senat. 


Der Senat befteht aus zwei Landammand und 23 Räthen. Aus dem 
naͤmlichen Canton koͤnnen nicht mehr als drei Mitglieder genommen werben. 


*) Bergt. Allgem, Zeit. 1801." Nr. 156, und Nr: 148. 


‘ 
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Der Senat bereitet die Gefesesentwürfe, und legt fie ben Kantonen zur Ans 
nahme vor. — Er befchließt die Maafregeln und Verordnungen der allgemeinen 
Berwaltung und Polizei. — Er erklärt Krieg, fchließt Frieden, geht Bündniffe 
ein, und ratificirt Zractate. — Er richtet die Streitigkeiten zwifchen Cantonen. — 
Er verklagt die Cantonalbehörden wegen Eingriffe derfelben in die allgemeine Ver: 
faffung bei der Zagfagung. 

Er erwählt unter feinen Mitgliedern bie zwei Landammans. 
Diefe bleiben 10 Jahre im Amte; die bloßen Senatoren nur fünf Jahre. 

Die Landammans führen wechfelöweife, jeder ein Jahr lang, den Vorſitz im 
Sen ate. — Derjenige, weldyer nicht in Uctivität iſt, ift der Statthalter des am 
dern, im Falle von Krankheit oder Abwefenheit. 

Der Senat erwählt Mitglieder aus feiner Mitte zu einem Eleinern Rath. 
Sie find. vier an der Zahl, und der erfte Landamman führt unter ihnen den Vor: 
fig. Diefem Rathe liegt die Vollziehung der Gefege ob. Er bereitet 
die Entwürfe zu abminiftrativen Befhlüffen oder Reglements, welche nachher von 
dein gefammten Senate genehmiget werden. Der Kath forgt für deren Bollzie 
hung. Jedem von den vier Mitgliedern deffelben liegt ein Departement ob: Inne 
res, Gerechtigkeit, Finanzweſen, Krieg. — Alle Agenten der allgemeinen Abminis 
ftration find ihm untergeordnet, und werden von ihm ernannt; die Präfecten aus 
genommen. | 

Der Landamman im Amte erhält eine Indemnität von 50,000 franz. Livres; 

der zweite Landamman und die vier Räthe erhalten eine von 10,000. Der Landam: 

“man im Umte ernennt die Gantonspräfecten; der Eleine Rath ruft fie ab. — Der 
Landamman hat die auswärtigen Gefchäfte zu führen. Unter ihm fteht ein Staats— 
fecretair, dem das Departement und die Correſpondenz obliegen. Er ernennt und 
erwählt ihn außerhalb des Senats. — Er ernennt die diplomatifdhen Agenten. 

Der Senat fann fi vertagen, aber nicht länger als auf ſechs Monat. 

Während der Bertagung ift der Eleine Rath Inhabtr der gan 
zen vollziehenben Gewalt, mit Ausnahme der Gefegesentwürfe 

Diefe Vertagung kann weder ſechs Wochen vor der Zuſammenkunft der Tag— 
fagung, noch in den, erften ſechs Wochen nach diefer Zufammenkunft Statt haben. 

Der Senat fann von dem Eleinen Rath Rechenſchaft über feine Amtsführung 
während der Vertagung verlangen. Er kann ihnen Inftructionen geben. 

Die bloßen Senatöglieder empfangen Indemnitäten vom öffentlichen Schatz; fit 
koͤnnen 6000 franz. Livres nicht überfchreiten. 


Bierter Titel, 


CGantonalorganifirung. 


Sn jedem Canton ift ein vom Landamman ernannter Präfect, dem die Voll 
ziehung der allgemeinen Gefege der Republil, und die obere Polizei obliegt. 

Seder Canton hat feine befondere, abminiftrative Organifirung, mit ber oben 
beftimmten Competenz; fie werden nad) den drtlichen Gonvenienzen eingerichtet 
werben. | 

Die Adminiftration erörtert die ihr vom Senate vorgelegten Gefegesentwärfe, 
genehmigt oder verwirft fie, und ſchickt dem Senate ihr Votum zu. 


Fünfter Titel. 


Es wird auf folgende Weife zur Gantonalorganifirung gefhritten. 

Sm Berfolge einer Proclamation der gegenwärtigen Regierung laden die Ver: 
waltungsfammern jedes Cantons die Municipalitäten ein, auf einen beftimmten 
Tag eines ihrer Mitglieder nach dem Hauptorte ihrer Diftricte zu fenden. Diele 
‚vereinigten Deputirten bilden eine Kammer, welcher oblicgt, einen Diftrictsrepräs 
fentanten nach der relativen Mehrzahl zu ernennen. Die Repräfentanten begeben 
fi in den Hauptort des Gantons, mit der Vollmacht, einen Organijirungsplan 
zur Verwaltung des Gantons zu debattiren, und zu genehmigen. Die Cantonal: 
tagfagung, auf diefe Weife gebildet, befchlicht eine Verwaltungsweife für den Eans 
ton, beftimmt die Beichaffenheit der Behörden, ihre Cympetenz, ihre Verhältniffe 
unter einander, die Zahl und die Indemnitäten der Deamten, endlich bie Weile 
der Wahl der Gantonsrepräfentanten bei der helvetifhen Tagſatzung. 

Aud hat die Gantonaltagfasung die Gantonsrepräfentanten zur erften helvett: 
ſchen Zagfagung zu ernennen. Sodann wird fie dazu fehreiten, die Mitglieder der 
von ihr eingefegten Behörde zu ernennen; dieſe "Behörden können aber nicht eher 
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thätig ſeyn, als wenn ber Plan ber Gantonalorganifirung ber helvetifhen Tags 
fagung vorgelegt, und in ihre Regifter eingerüdt feyn wird. 

Inzwiſchen werden die gegenwärtigen Behörden in ihren Verrichtungen forts 
fahren, bis ihmen die befagte Einregiftrirung gebührend angedeutet worden ift. Bon 
diefem Augenblide an, ift der Plan dev Santonalorganifirung unter Garantie ber 
Republif, ohne deren Einwilligung nichts daran verändert werben Eann. 

Auf den erfien des nächftkünftigen Monats September muß bie Arbeit jeder 
Gantonaltagfagung vollendet feyn. 


Derfügungen zur Einführung der Berfaffung. 


Auf den 22. Eeptember werden die Repräfentanten aller Gantone, in ber Zahl 
und auf die Weife, wie oben beftimmt ward, erwählt, zu Bern eingetroffen feyn, 
und die Tagſatzung wird ihre Sitzungen eröffnen. — Nachdem die gebräudjlichen 
Formen erfüllt feyn werden, wird ihr die Verfaffung vorgelegt, und von ihr ge: 
pehmige werden. Hierauf wird fie fogleich zur Ernennung der Mitglieder des Ge: 
nats ſchreiten. — Diefe werben fich binnen zehn Zagen vereinigen, und fofort zur 
ar der zwei Landammans und der vier Mitglieder des Eleinen Rathes 

titen. 

Sobald die verfaſſungsmaͤßigen Behörden eingeſetzt ſind, werden fie die Tag— 
ſazung davon benachrichtigen, worauf dieſe ſogleich aufgeloͤſet ſeyn wird. Die naͤm⸗ 
lie Form werden fie bei der proviſoriſchen Regierung beobachten, deren Vollmach⸗ 
ten fofort aufhören werden. Bis dahin werden biefe Behörden in ihren refpectiven 
Serrihtungen fortfahren. Cie werden noch befondern Auftrag haben, alle zur 
Einführung der gegenwärtigen Verfaffung erforderlichen organifchen Gefese zu mas 
ben, wie auch alle Maafregeln zu treffen, um die Pinderniffe zu befeitigen, auf 
welche fie ftoßen möchten. , 

Die erfte Tagſatzung wird fi mit feinen andern Gegenftänden,, als den oben 
fimmten, abgeben. Sie wird fi) am 1. Ian. 1802 wieder verfammeln. Shre 
Mitglieder werden alsdann nach der Weife crwählt worden feyn, welche jede Can— 
tonsbehörde vorgefhhrieben haben wird. 


Sechſter Titel. 


Niemand kann zu den National- oder Cantonalverrichtungen ernennen, oder 
ttnannt werden, wofern er nicht 

1) fit fünf Jahren Einwohner Helvetiens iſt; es wäre denn, daß cine compes 
tente höhere, oder Gantonalbehörbe ihn losfpräche; 
wofern er nicht Eigenthum in Helvetien befigt, oder ein unabhängiges Ge: 
werbe treibt; ! 
— er nicht eine Contribution zahlt, deren Quantum jeder Canton 
eſtimmt. 





So unwillkommen Vielen dieſe neue Verfaſſung war; ſo war doch 
die darin beſtimmte neue Eintheilung des Landes den Meiſten noch ans 
ſöͤßiger. Thurgau wollte nicht zu Schafhauſen; Appenzell erklaͤrte ſich 
gen bie Vereinigung mit St. Gallen; im Aargau ſuchten die Berner 
das Landvolk zu Bittfchriften, um Wiedervereinigung mit dem Mutters 
tanton zu bereden; auch hatte die Gemeindefammer von Bern feierlich 
Ken die Abreigung des Aargaus und des Waadtlandes proteftirt. Doc) 
ward nichts geändert. 

Im Monat Auguft wurden die Gantond » Tagfagungen gehalten ; 
Mur in Uri und Schwyz waren die Verfammlungen nicht verfaffungs- 
mißig. Man verweigerte, den Wahleid zu leiften, „weil man fich da— 
durch fhon zum Voraus an eine‘ Verfaffung binden würde, die mit 
dem Wohlftande des Cantons leicht unverträglich feyn koͤnnte.“ Man 


140 Schweiz. 

wählte aber Neprafentanten, und Schwyz namentlich den rüfligen Ver: 
'theidiger des alten Syftems, den Aloys Reding. Man ſtand Ans 
fangs in Bern an, ihm und andern Gewählten den Zutritt in die all 
gemeine Tagfagung zu geftatten; fie wurden aber angenommen, weil 
man Einigkeit und gegenfeitiged Zutrauen bewirken wollte, 


Am 7. Sept. 1801 warb bie allgemeine Tagfagung in Bern eroͤf⸗ 
net. Die demokratiſche Partei bildete die Mehrheit in dieſer Verfamm: 
lung; Kuhn warb zum Praäfidenten, Ufteri zum Vicepräjidenten ges 
wählt; beides Männer, die man als Republifaner Fannte. Diefer Mehr: 
heit gegenüber fland eine Minderzahl von etwa zwanzig Mitgliedern, an 
deren Spitze Aloys Reding trat. 


Der erſte Conſul hatte darauf gerechnet, daß die von ihm mitge⸗ 
theilte Verfaſſung entweder unveraͤndert angenommen, oder doch nur im 
Einverſtaͤndniſſe mit ihm abgeändert werden würde. Man verbarg da 
her in Paris fein Befremden nicht, als die Zagfakung, die blos ein 
Schattenbild feyn follte, mit der Feftigfeit einer verfafjungsmäßigen Ver: 
fammlung zu handeln begannz befonders fah man in Paris ungern, da 
die Veränderungen, welche der Berfaffungsentwurf erfuhr — an deſſen 
Spitze man die Integrität des helvetiſchen Bundes ftellte, 
während man in Paris an die Losreißung des Walliferlandes dachte, — 
zunächft dahin gingen, den jährlich regelmäßig zufammentretenden Tag⸗ 
ſatzungen die Rechte der National-Stellvertretung zu lbertragen,” wäh: 
send jener Entwurf. ihre Verfammlung von der Gentralregierung abhan= 
gig machte. . 

Der franzöfifhe Gefandte Verninac aͤußerte ziemlich unverholen, 
feine Regierung werde Feine andere Verfaffung, als die von Paris ges 
fandte, bewilligen, und die Beichlüffe der Tagſatzung nicht anerkennen. 
Eben fo zeigte der General Montchoiſy Vorliebe für die Abfonderung 
der Gantone, und außerte Zweifel über das Fortbeftehen einer Centralre— 
gierung. Auf feine Billigung vorzüglic geftüst, verließen Reding, 
Müller und von Flüe (7. Oct.) die Tagfakung, „weil Grundfäge an- 
genommen würben, die dem Wunfche ihres Volkes widerfptechen,” und 
reifeten in ihre Gantone zuruͤk. Am 17. Octbr. folgten diefem Bei 
fpiele die 13 Deputirten von Lucern, Freiburg, Solothurn, Appenzell, 
Graubündten und Teſſin, und kuͤndigten an, daß fie an ben ferner 
Verhandlungen der Tagſatzung Feinen weitern Antheil nahmen. Allein 
die zurüdgebliebenen Mitglieder der Tagfatzung ließen ſich dadurch in 
der Beendigung der Verfaffung nicht abhalten. Der Entwurf derjelben 
ward am 24. Det. 1801 von der anmwefenden Mehrheit der Tagſatzung 
angenommen, wobei man auf ben Austritt jener 16, und auf den ” 
berfpruch von 13 Deputirten weiter keine Rüdficht nahm. 


r W # 
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4) Verfaffung der helvetiſchen Republik vom 24. 
 Detober 1801. 7 


Die allgemeine helvetiſche Tagſatzung, durch die Geſetze vom 18. Heumonat 
1801 und 2. Herbſtmonat gleiches Jahres, in der Gemeinde Bern zuſammen berus 
fin, erflärt folgende Verfaſſung als die Verfaſſung der helvetiſchen Nation. 


Erfter Abſchnitt. 
Gebietseinthetlung. 


$.1. Die helvetifche Republik bildet nur einen Staat, beffen Integrität durch 
bie Berfaffung gefichert wird. Es giebt nur ein helvetiſches Staatsbürgerrecht, und 
feine politiſchen Gantonsbürgerredte. - 
h 2. Das Gebiet der helvetifchen Republik ift in Eantone eingetheilt. 
ieſe find: : 
1) Bern, in ber Grenzbeftimmung,, nad welcher die erfte Gantonstagfagung, 
durchs Gefeg vom 26. Brachmonat 1801 zufammen berufen worden; 


2) Zürich, ebenſo; 13) Schafhaufen, wie es fih vor dem 

3) Rucern, ebenſo; Geſetze vom 26. Brachmonat 1801 

4) Uri, ebenſo; befunden ; 

5) Schwyz, ebenfo; 14) Thurgau, ebenfo; 

6) Unterwalden , ebenfo 5 “ 15) Aargau in ber Grenzbeftimmung, nach 

N) Zug, ebenfo ; welcher die erſte Cantonstagfatzung 
9) Glarus, ebenfo; verfammelt worden; 

9) Appenzell, ebenſo; 16) Waadt, ebenſo; 

10) Solothurn, ebenſo; 17) Rhaͤtien, ebenſo; 

1) Freiburg, ebenſo; 18) Teſſin, ebenſo; 

12) Bafel, ebenſo; 19) Wallis, ebenſo; 


j.3, Das Gefes kann überhaupt die Eintheilung verbeffern. 
Zweiter Abfhnitt, 
Kichenwefen. 


$.4, Die Religionsübung des römifch: Fatholifchen und evangelifchzreformirs 
ten Slaubensbefenntniffes, fammt den Kirchengütern, ftehen unter dem befondern 
Schute des Staats. Die geiftlihen Güter überhaupt Eönnen zu keiner andern Bes 
fimmung, als zu religiöfen und fittlihen Bildungsanftalten, verwendet ‚werben. 

Die Cantone forgen für den Unterhalt der Religionslehrer. 

$. 5. Die allgemeine Verfiigung über das Kirchenweſen kommt der gemeinfa« 
mm Regierung , die befondere Anwendung berfelben aber den Kantonsbehörden zu; 
nfweit nämlich beides von ber weltlichen Gewalt abhängt. 

Jab. Keine Religionspartei, deren Zwecke der GSittlichfeit und öffentlichen 
Stbnung nicht zuwider laufen, ift von ihrer Religionsübung ausgefchloffen. 


Dritter Abſchnitt. 


Attribute der gemeinfamen: und Cantonalorganifation. 


3.7. Es foll eine gemeinfame Organifation der Republik, für die Ausübung 
vr Souverainität, welche bei der Gefammtheit des helvetiichen Volkes -fteht, und 
ine Santonalorganifation feyn. 

8. Die gemeinfamg DOrganifation umfaßt: die allgemeine Verfü: 
gung über das Kirchenweſen, infofern es von der weltlichen Gewalt abhängt. 

9.9. Das allgemeine höhere Polizeiwefen. 

Dr 10. Die bewaffnete Macht für die innere und Äußere Sicherheit ber Res 
j. 11. Die politifchen und diplomatiſchen Verhältniffe mit dem Auslande. 
5.12. Die gefestihe Beſtimmung des jährlichen Beitrags, den jeder Canton 
u den Staatsbedürfniffen zu liefern hat. | 
513. Das Eigentum und bie gefeßliche Verfügung über bie Staatsſchuld⸗ 
— —— und Domainen, unter Vorbehalt der darauf haftenden Ber: 
üchtungen. 

J. 14. Die Nationalverwaltungen, wie Salz, Poſten, Bergwerke, Pulver, 
Stempelgebuͤhren, Kaufhaͤuſer und Zoͤlle. — 


$. 15. Die Berfertigung und Polizei der Münzen. 
| $. 16. Die Ordnung und allgemeine Polizei für den Handel. Die Unterhäl 
tung der Heerſtraßen und ber auf bdenfelben befindlihen Brüden, kommt dem 
et zu, welcher alle betreffende Weggelder und Brüdenzölle zu beziehen ha 

en foll. > | 

$. 17. Die bürgerlichen höhern und öffentlichen Unterrichtsanftalten, und die 

geſetzlichen Vorfchriften über die befondern Erziehungsanftalten der Gantone. 

‘ $. 18. Die Ertheilung des helvetifhen Bürgerrechts, nach den durch das Ge— 

feß vorgefchriebenen Bedingungen. 

$. 19. . Die Ausgaben, welche aus diefen Attributen der gemeinfamen Organi: 
fation herfließen, find allgemeine Staatsausgaben. 

$. 20. Die befondere Organifation jedes Cantons begreift: die 
Bertheilung und Erhebung der Abgaben. | 

. 21. Die Feftfesung der Bedürfniffe jedes Cantons und der Mittel, diefel: 
ben durch Anlagen zu befriedigen. 

$. 22. Die niedere und Ortspolizei. ’ 

$. 25. Die befondere Auffiht über das Kirchenwefen und die Befoldung ber 
Geiſtlichen, fo wie auch die Befesung der Pfarrftellen, infofern alles diefes dir 
weltlihen Gewalt und dem Staate zukommt. 

Die befonderen Unterrichts: und Erziehungsanftalten, welche die Gantonsbe 
hoͤrden dem Gefeg gemäß leiten. Die Auffiht über Kirchen-, Schul-, Gemeinde: 
und Urmengüter, und das öffentliche Unterjtüsungswefen. 

$. 24. Die unverzügliche Liquidation der großen Zehnten, welche unter nad; 
folgenden Bedingungen und allgemeinen Grundfägen losgefauft werden follen: 

1) der Zehnten foll um den Werth des dreizehnfachen, reinen, mittlern Jahres 
ertrags, losgefauft werden. Der mittlere Ertrag und Marktpreis der Jahre 
1776, bis und mit 1790 foll hiefür zum Maafftabe dienen; 

2) bie Particularen, Gemeinheiten, geiftliche und wohlthätige Stiftungen oder 
Gorporationen, welche große Zehnten befigen, follen mit dem zwanzigfachen 

Werth des reinen mittleren SJahresertrages, nad) dem fo eben aufgeftellten 

Maapitabe berechnet, entfchädigt werben; 

3) der Staat erläßt zu diefem Ende feine Anſprache auf die Loskauffumme der 
ihm unmittelbar zuftehenden Zehnten zu Gunften der Gefammtheit ber zent 
pflichtigen Güterbefiser; | . 

4) Jeder Canton foll, nach Beendigung feiner Liquidation, die Rechnung baris 
ber der gemeinfamen Regierung einfenden. Zugleich müffen diejenigen Can 
tone, die wegen der erlaffenen Staatsanfpradhen, nad) Befriedigung der ın 
ihrem Canton zu entfchädigenden Zehntgläubiger, einen Ueberfchuß haben 
werden, dieſen Ueberfchuß der gemeinfamen Regierung abliefern, welche da 
mit die Entfhädigung der Zehntgläubiger derjenigen Cantone ergänzen wird, 
— —— , wegen Mangel an unmittelbaren Staatszehnten, nicht 
inreicht. 

5) Wenn nad) diefer Ergänzung ein Reft übrig bleiben ſollte; fo wird bie ge 
meinfame Regierung denfelben denjenigen Gantonen, welche Ueberfchuß abge 
liefert haben, in dem Verhältniß diefes abgelieferten Ueberfchuffes, als Eigen: 
thum des Gantons, wiederum zurüdgeben. Sollte hingegen der eingelieferte 
Ucberfhuß zu diefer Ergänzung nicht hinreichen; fo wird das Mangelnde, 
nad) obigem Verhältniffe, auf Anordnung der gemeinfamen Regierung, durd) 
bie — Cantone, von den zehntpflichtigen Gütern erhoben und ab—⸗ 
geliefert; - 
der Loskauf fol nach ganzen Zehntbezirken, oder wo diefe Eintheilung nicht 
vorhanden ift, nach Gemeindebezirken gefchehen. Bis zur baaren Bezahlung 

der Loskauffumme werden für jeden ſolchen Bezirk gleihförmige Schuldfcheint 
' gerichtlich ausgefertigt.- Die zehntpflichtigen Grundftüde find für die Los 
kauffumme, welche zu vier vom Hundert verzinsbar ift, mit Priorität unter: 
pfändlich verhaftet. Zu Einziehung und Entrichfung der Binfen fol ein ge 
meinfchaftlicher Zräger beftimmt werden. Das Gapital ber Loskaufſumme 
kann nur von dem Schuldner, nie aber von dem Gläubiger aufgefündet wer: 

den, fo lange der Zins gehörig bezahlt wird. , 

$. 25. Der Staat tritt ferner die bisherigen unmittelbaren Staatögrundzinfe 
den Gantonen, worin fie gelegen find, eigenthümlid; ab. Mit dem Beding: daß 

- alle Grundzinfen überhaupt, nad dem Gefes vom 31. Senner 1801, loskaͤuflich 
bleiben ſollen; daß ferner die Befoldungen der Geiftlichen und die Unkoften für Er: 


d 
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iehungs⸗ und Unterrichtsanftalten, welche ehemals dem Staate 'oblagen, von ben 
betreffenden Santonen übernommen, und hinreichend beftritten werden. Jedoch ift 
für diefen Unterhalt aus dem Ertrag der Domainen beizufegen, was bie ehemali- 
gen Regierungen aus ihren Aemtern und Schaffnereien jährlich mehr abrichteten, 
als der gefeglihe Werth der an die Gantone abgetretenen Staatsgrundzinſe; fers 
ner der Ertrag bes Loskaufs Pfarreien zuftehender Zehnten, und endlich was der 
allfällige Rejt beträgt, welcher zufolge Art. 5. %. 24. nad) vollendeter Zehntliquida— 
tion den Gantonen eigenthuͤmlich zurüdfallen ſoll; infofern naͤmlich diefe Sedene 
fände zu Beftreitung jener Unkoften, auf dem Fuß, wie fie vor dem Jahre 1798 
beftanden haben, erweistich nicht hinreichen würden. 
Kein Theil des helvetifchen Bodens kann mit einer übrigen unablöglis 

chin Abgabe befchwert, und Eein Liegendes Gut unveräußerlich erklärt werden. 

.27. Die Ausgaben, welche aus obigen Attributen der Santonalorganifation 
berfließen, find Gantonalausgaben. | 


Vierter Abſchnitt. 
Gemeinfame Regierung. 


5.28. Die gemeinfame Organifation der Republik ift aus einer Zagfasung 
und einem Senate zufammengefegt, welche in den verfaffungsmäßigen Formen ges 
wählt feyn werden. 


Zagfasgung. 


Z.V. Die Tagſatzung beficht aus den vereinigten Stellvertretern der ganzen 
Ration, welche in den Gantonen, nad eines jeden Wahlform, und in nachſtehen⸗ 
dem Verhältniffe gewählt werben. 
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| zufammen „ 81 
$. 30, Das Geſetz wird die Zahl der Stellvertreter, bie in jedem Canton zur 
Ihmeinen Zagfagung gewählt werden follen, nah dem Maafftabe der Bevölke: 
en berichtigen; doch fo, daß jeder Canton wenigftens ein Mitglied zu wähs 
at 


5.31. Die Mitglieder der Tagſatzung follen durch die Gantone, bie fie ges 
wählt haben, entſchaͤdigt werden. | \ 
$. 32. Gie bleiben fünf Jahre im Amte. 
133. Die Zagfagung verfammelt ſich aljährlih auf den 1. Brachmonat; 
fie ordentliche Verfammlung kann nicht länger, als zwei Monate dauern. 
.34, Der Senat kann die Tagſatzung außerordentlich zufammenberufen ober 
Brlingeen; er beftimmt in diefem Falle die Dauer ihrer Verfammlung bei ihrem 
‚ Srfammentritt. 
$.35. Der Senat ift verpflichtet, die Tagfagung zufammen zu rufen, fo oft‘ 
K die Mehrheit der Gantone fordert; eine ſolche außerordentliche Verſammlung 
kun nicht länger ald zwei Monate dauern. 
1.36. Die Tagſatzung wählt die Mitglieder des Senats. 
$.37, Sie unterfucht, genehmigt, oder verwirft die Staatsrechnung, bie 
öaher im Drucke bekannt gemacht werben foll. 
1.38, Sie entfcheidet über Klagen, . welche gegen geſetzwidrige Verfügungen 
da Genatö geführt werden, und hebt dergleichen Verfügungen auf. 
I. 39, Der Tagfagung koͤmmt, auf den Vorfchlag des Senates, die Bera: 
Sung und Annahme der. Gefege zu. 
5.40. Sie erfiärt auf den Vorfchlag des Senates, den Krieg, beftätigt Trier 
Yarfhläffe, Bündnife und Gtaatöverträge. 


Beim Sie bewilligt alljährlich die nöthigen Geldfummen für die allgemeinen 
sürfnifie, 
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8. 42, Die ftchenden Zruppen ber Republik können ohne ihre Ginieligun 
nicht vermehrt werben. 
Senat, 


= $. 43. Der Senat beftcht aus zwei Landammännern und acht und zwanzig 
Käthen.. Seder Canton fol wenigftens ein Mitglied im Senat haben; bie übri: 
gen werden jo gewählt ‚ daß feinem Ganton mehr als drei Mitglieder, und benen, 
- nicht über vierzig Zaufend Seelen enthalten, nicht mehr als ein Mitglied zu: 
omme. 

$. 44. Der Senat entwirft die Gefegvorfchläge und legt fie, nebſt den daruoͤ— 
ber eingehohlten Bemerkungen der Gantone, der Tagfagung zur Annahme vor. 

$. 45, Er befchließgt, nach den Gefesen, alle Maaßregeln und Verordnungen, 
welche die Verwaltung und die allgemeine Polizei betreffen. 

$ Er hat die Vorberathung über Kriegserklaͤrungen, Friedensſchluͤſſe, 
—— und Staatsvertraͤge. 

g. Er entſcheidet in Streitſachen, die ſich zwiſchen den Cantonen erhe— 
ben — 

$. 48. Er zeigt der Tagſatzung die Cantonalbehoͤrden an, welche ſich Eingriffe 
in die gemeinſame Verfaſſung oder die Cantonalorganiſation zu Schulden kommen 
laſſen, nachdem vorlaͤufig die allenfalls noͤthigen Maaßregeln zu Handhabung der⸗ 
ſelben getroffen ſind. 

$. 49. Er wählt aus feiner Mitte die beiden Landammaͤnner. Die Dauer 
ihrer Stelle iſt ſechs Jahre. 

$. 50. Die Mitglieder des Senats bleiben fchs Jahre im Amte, und treten 
. zum Drittheile alle zwei Jahre aus. 

$. 51. Die Landammänner führen wechſelsweiſe den Vorfig im Senat, wäh: 
rend dem Sahre, wo fie nicht im Amte find. 

$. 52, Der Landamman, ber nicht im Amte ift, vertritt die Stelle des an: 
dern in Fällen von Krankheit oder Abwefenpeit. 

Der Senat ernennt aus feiner Mitte einen Kleinen Rath von vier 
Gtiebern, ‚ die ſechs Jahre im Amte ſind. Der Landamman im Amte iſt ihr Bor: 
ſitzer. 
* $; 54, Diefer Rath ift mit der eigentlichen Vollziehung der Gefege beauftragt. 
$. 55. Er entwirft die Verwaltungsbefchlüffe oder Verordnungen , welche her: 
nad) durch den geſammten Senat angenommen werden. 

8. 56. Er beforgt ihre Vollzichung. 

8. 57. Jedes der vier Mitglieder diefes Raths ift mit einem ber — 
den Regierungsfaͤcher beauftragt: innere Angelegenheiten, Rechtspflege, Finanzen 
und en 
| $. 58. Alle Beamteten der allgemeinen Verwaltung find ihm untergeordnet, 
und werden von ihm ernannt. 

. 59. Er wählt aus einem fünffachen VBorfchlag der großen und controlfü 
renden Gantonsbehörbe die Statthalter ber Gantone, und ruft fie von ihrer&telle ab. 
$. 60. Der Landamman, welder im Amte it, bezieht einen Gehalt von ſechs 
zehn —— Franken. 
Der Landamman außer Amt und die vier Glieder des kleinen Raths 
beziehen a Gehalt von ſechs Tauſend Sranfen. 
$. 62. Dem Landamman, ber im Amte ift, kommt bie Leitung der auswär 
tigen Ungelegenheiten zus er hat unter fi einen Staatsſecretair, der mit diefen 
Regierungsfache und mit der Eorrefpondenz beauftragt if. 
. 63. Er ernennt denfelben, und wählt ihn außer dem Senat. 

$. 64. Ueber die in bdiefen zwei Icgten Artikeln enthaltenen Gegenftände ba 
ber Landamman, ber nicht im Amte ift, eine berathfchlagende Stimme. 

$. 65. Die Übrigen Mitglieder des Senats bezichen eine Entſchaͤdigung vo 


vier Zaufend Franken. 
Fünfter Abſchnitt. 


CGantonalorganifation. 


| $. 66. In jedem Canton ift ein Statthalter, der vom Eleinen Rath auf de 

vorgefchrichehe Weife gewählt wird. Er ift mit ber eigentlichen Vollziehung uni 
mit der allgemeinen höhern Polizei im Canton beauftragt. Er hat den.Zutritt be 
der Verwaltungsbehörde des Gantons, und die befondere Pflicht, über die — 
tung der allgemeinen Geſetze und Verordnungen der — zu wachen. 
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$. 67. Jeder Canton hat feine befondere Verwaltungsorganifation mit den 
oben beftimmten Attributen; biefelbe wird den örtlichen Erforderniffen angepakt ſeyn. 

$. 68. Die Verwaltung der Nationalgüter und Domainen, nach den Gefesen 
und Verordnungen ; die Berathung und Feftfegung. ber in den Gantonen befonders 
nothwendigen Bollziehungsmaaßregeln der Gefege; die Aufficht und Gontrole- über 
ihre Vollziehung, ‚und das erſte Reprefjionsrecht gegen die mit derſelben beauftrag: 
ten Gantonalbeamteten, wenn fie dieſe Vollziehung unterlaffen, find der oberften 
Bermaltungsbshörde jedes Cantons, gemeinſchaftlich mit dem Regferungsftatthalter, 
aufgetragen. Bin F 

17 69. Die oberſte Verwaltungsbehoͤrde jedes Cantons entſcheidet ferner in 
kreitigen Abminiftrationsfällen, und zwar gemeinfchaftlid mit dem Regierungsftatt- . 
halter und unter Vorbehalt der allfälligen Weiterziehfung vor die gemeinfame Re: 
gierung, über Gegenftände, die in den Attributen diefer legtern liegen; hingegen 
aber unabhängig für fih, in Ruͤckſicht ſolcher Gegenftände, die in den Attributen 
der Santonalorganifation begriffen find. . 

$. 70. In allen übrigen Fächern ber befondern Gantonsverwaltung hat bie 
Verwaltungsbehoͤrde allein zu verfügen. 

F. 71. Wenn die befondere Berwaltungsorganifation eines Gantons von ber 
allgemeinen Zagfagung durchgeſehen worden, und nichts darin enthalten ift, das 
der Freiheit und politifchen NRechtögleichheit der Bürger, ober der gemeinfamen 
Berfoffung entgegen fteht; fo fol fie durch Einregiftrirung in die Protocolle der 
Tagfagung fanctionirt, und fo unter die Gewährleiftung der Nation genommen 
werden, daß ohne die Zuftimmung bed Senats und der Zagfagung nichts daran 
verändert werben Eann. 


Schiller Abſchnitt. 
Gerihtswefen 


5.72. Das Juſtizweſen gehört in allem zu der gemeinfamen Organifation 
ber Kepublik, was nicht ausdrüdlich den Cantonen übertragen wird. 

1.73. Es giebt Friedensgerihte in den Gantonen, deren Verrichtungen und 
— das Geſetz beſtimmen wird. 

1.74. Cs giebt Gerichte erſter Inſtanzz; ihre Verrichtungen und Competen⸗ 
zen wird gleichfalls das Gefeg beftimmen. " | 

.75. In jedem Ganton ift ein Appellationsgericht, welches in ln in Gi: 
rg endlich abfpricht, deren Gegenftand die Summe von drei Zaufend Sranfen 
nicht überfteigt. e 

$. 76. Die Drganifation der bemelbten drei Gerichtäftellen, nach ben Örtlie 
ben Bedürfniffen, fo wie die Beftimmung der Zahl der Friedensgerichte und Ge: 
richte erfter Inftanz, der Wahlart, der Entfhädniffe und des Zarifs über die Ge: 
tühren und Sporteln, bleibt den Gantonen überlajjen. 

$. 77. Die Friedensrichter und die Glieder der Gerichte erfter Und zweiter 
Inftanz follen durch die Gantonsbehörden ernannt werden. 

1.78. Es ift ein oberfter Gerichtshof, welcher bürgerliche Streitfachen, des 
ren Werth die Summe von drei Zaufend Franken überfteigt, als hoͤchſtes Appellas. 
tionsgericht endlich beurtheili.. Er ift das Cafjationsgeriht über geringere Crimi— 
nalfälle, und urtheilt endlich über höhere peinliche Gegenftände, bis nah Einfuͤh— 
tung einer andern Prozeßform durch die geſchwornen Gerichte. ö 

$. 79. Er beurtheilt nad) den gefeglihen Kormen die Glieder der Zagfagung 
und des Genates. 

$. 80. Die Zagfagung verweifet die Gantonsbehörde, welche ihr vom Genat, 
wufolge Art. 48. der Verfaffung, angezeigt worden, zur Beurtheilung an den ober: 
fın Gerichtshof, wenn fie erkannt hat, daß Anklage Plas finde, 

$. 81. So oft der Staat in einem Givilrehtshandel fteht, Tann jede ber bei: 
den Partheien die Appellation bis vor den oberften Gerichtshof ziehen. 

$. 82. Die vollziehende Gewalt zeigt ihm die Richter und Gerichtöftellen zur 
eurthrilung an, welche ihren geſetzlichen Pflichten nicht Genuͤge leiſten. 

$. 83. Der oberſte Gerichtshof beſteht aus eilf Mitgliedern, welche der Senat 
auz einem dreifachen Vorſchlag der Tagſatzung wählt. 

$.3& Nah dem erften Jenner 1810 follen die gerichtlichen Stellen jtufen- 
weile befegt werben; fo, daß Niemand eine ſolche in einer obern Gerichtsftelle ers 
halten kann, wenn er nicht vorher wenigitens zwei Jahre lang eine untere Gerichts— 
— hat, oder fonſt in einem hoͤhern oͤſſentlichen Amte geſtanden iſt. 

10 
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— . 85. Das Geſetz kann für die peinliche Rechtspflege die geſchwornen Ge 
richte einführen. Indeſſen bleibt die bisherige Beurtheilungsweife. 
. 86. Die Sigungen der Gerichte find öffentlich; doch koͤnnen fie die Urtheile 
bei gefchloffener Thuͤre berathen. | . 
$. 87. Niemand Eann ohne einen fchriftlichen Befehl, von welchem ihm eine 
Abſchrift übergeben werben muß, in Verhaft gefest werben. Damit ein folcher Vers 
bhaftbefehl vollzogen werben bürfe, muß er: 
1) bie ee ber Berhaftnehmung und das Gefeg, kraft defjen fie verorbnet 
wird, anzeigen 5 
2) von einem Beamteten herrühren, den das Gefes ausdruͤcklich hiezu bevolls 


ı mädhtigt. 

Diefe Förmlichkeiten werben jedoch nicht erfordert, wenn Semand auf frifcher 
That ergriffen wird; ein folcher muß aber dem Polizeibeamten vorgeführt werben, 
bevor er in eigentlichen Verhaft gebracht wird, 

. 88. Der Beamte, welcher die Verhaftnehmung vollziehen läßt, ift gehal- 
ten, dem competirlihen Richter in zwei Mal vier und zwanzig Stunden, vom Au: 
genblicde der Verhaftnehmung an, darüber einzuberichten; auch foll der Verhaftete 
‘gleich nad) feiner Verhaftung abgehört werden, bei Strafe ber Verantwortlichkeit 
wegen willtührlicher Verhaftung. Ä 

. 89. Die Ausübung der richterlichen Gewalt ift unabhängig und abgefon 
dert von der gefesgebenden .und vollziehenden. Die Richter können nur nad) dem 
Gefege verantwortlich gemacht werben. 

. 90. Der gemeinfamen Regierung ift die Einrichtung eines allgemeinen buͤr⸗ 
gerlichen und peinlichen Geſetzbuchs, und die Beftimmung eines einförmigen Rechts⸗ 
ganges vorbehalten. 

‚ $. 91. Den Santonsbehörben kommt die Einrichtung der Advocatur und des 
Notariats, fo wie bie erforderlichen Befchränfungen, diefer Berufsarten, bis zu ei⸗ 
nem allgemeinen Gefege, zu. 

Das Geſetz Tann Handelsgerichte und für die in Activität ſtehenden 
Truppen Kriegägerichte organifiren. 


Siebenter Abſchnitt. 
Waählbarkeitsbedinge. 


8. 93. Niemand, darf zu National⸗ oder Cantonalaͤmtern wählen ober gewaͤhlt 
werben, wenn er nicht 
1) Helvetifcher Bürger iſt; 
2) ein Eigenthum in Helvetien befistz oder einen unabhängigen Beruf hat; ober 
eine Abgabe bezahlt, deren Betrag von jedem Canton wird beftimmt werben. 
$. 94. Diefe Abgabe foll für Cantonalämter das Doppelte derjenigen feyn, 
die für Diftrictsftelen erfordert wird; und für Nationalftellen das Dreifache derje— 
nigem, fo die Cantonalämter erheifchen. 
$. 95. Jeder helvetifhe Bürger kann fein Activbürgerreht an jedem 
Orte der helvetifchen Republik vollftändig ausüben, wo er ſich länger als ein Jahr 
— hat: 
ern, den 24. Weinmonat im Jahre 1301. 
Der Präfident er helvetifchen Tagſatzung 
eri. 
Underwart, Secretair. 
Secretan, Seeretair. 





Diefe Verfoffung vom 24. Det. 1801 trat nicht ins öffentliche 
Staatöleben, fondern flarb gewiffermaßen in der Geburt. Denn obgleich 
die Zagfagung, welche dieſe Verfaffung annahm, bereit am 27. Octbr. 
die neuen Wahlen in den Senat beendigte; fo verfammelten fich doch, 
am Abende deffelben Zages, 13 bei den Wahlen zuruͤckgeſetzte Mitglieder 
der Gefeßgebung, und befchuldigten die Tagfagung, fie habe die Gren: 
zen ihrer Rechte Überfchritten, indem fie fi) mit einem neuen Verfaſ⸗ 
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fungsentwurfe befchäftigt, und, nach dem Austritte von 16 Deputirten, 
doch noch als allgemeine helvetifche Tagſatzung ſich betrachtet habe, 
Nach erhaltener Weifung von den franzöfifchen Behörden übertrugen fie 
die dem Vollziehungsrathe zuftchende Gewalt den Bürgern Dolder, 
Savary und Rüttmann. Der legte nahm ‚aber die Ernennung nicht 
on, Das Rathhaus ward von Truppen beſetzt; die franzöfifchen Solda⸗ 
ten durchzogen die Straßen. Am Morgen deö 28. Ottobers verfam- 
melten fich die 13 Deputirten ber vergangenen Nacht wieder, noch vers 
färkt dur; 11 Mitglieder der bisherigen Tagſatzung. Diefe Tagſatzung 
ward für aufgelöfet erflärt, und ber (franzöfifhe) Verfaſſungs— 
entwurf vom 29. Mai unbedingt angenommen. Ein Ausfhuß bes 
gefehgebenden Körpers follte 25 Männer vorſchlagen zur Bildung bes 
Senats. Bei diefer Wahl in den Senat beabfichtigte man, nach dem 
Nane des erften Conſuls, eine Bermifhung der verfchiedenen 
Parteien, wie dies in Frankreich felbft, und auch zum Zheile in 
der batavifchen Republik, gelungen war. Doch fiel die Wahl meiftens 
auf unbedeutende Männer, die noch Niemand im öffentlichen Staatsle— 
ben kannte. Einige verdienftoole Männer lehnten die Stelle ab, wie 
HB, Rengger. | 


Nach dem Zufammentritte diefes neuen Senats ward am 3. Novbr. 
1801 der gefeßgebende Rath aufgelöfet. Am 21. Novbr. ward Re— 
ding zum erften, und Frifching zum zweiten Landammanne gewählt, 
wie es der erfte Conſul gewuͤnſcht hatte. Gleichzeitig beſetzten franzoͤ⸗ 
fihe Truppen, unter dem General Tuͤrreau, dad Walliferland. Am 30, 
Novbr. reifete Reding nach Paris, und fand eine günftige Aufnahme, 
Ob num gleich Polizei und Cenſur jede fehriftlihe und mündliche Aeuße— 
tung der Unzufriedenheit mit der neuen Regierung zu unterdrüden ſuch⸗ 
tn; fo zeigten fich doch; gegen das Ende des Jahres, überall die bes 
denklichen Spuren der Gährung unter der unterdrüdten demofratifchen 
Parthei. Noch ehe Reding zurüdkehrte, erflärte der Gefandte Ver— 
ninacz die helvetifche Regierung koͤnne in ihrem dermaligen Zuftande 
nicht anerkannt werden. Reding flattete am 20. Jan. 1802 dem 
Senate einen geheimen Bericht Über den Erfolg feiner Sendung ab, und 
mehrere Veränderungen, die man in Paris angeordnet hatte, erfolgten, 
Der Senat ward (6. Febr.) durch ſechs neue Mitglieder vermehrt, der 
eine Rat) ganz erneuert. Reding blieb erſter, Rengger ward 
weiter Landamman. Die neue Regierung entwarf gleichfalld eine neue 
Verfaffung*), die am 27. Febr. vom Senate mit 12 Stimmen ge: 
gen 11 angenommen ward **). 


*) Allgem. Zeit. 1802, St. 70 und 71. | 


*) Ueber diefe Abſtimmung vergl, Allgem. Zeit. 1802, ©t. 77. 
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Erſter Abſchnitt. 
Gebietseintheilung. 


„ Art. 1. Die helvetiſche Republik bildet nur Einen Staat. Jeder helvetifche 
Bürger ift befugt, fih überall in der Republik niederzulaffen, und an feinem 
Wohnorte alle bürgerliche und politifche Rechte auszuüben, ohne andere Ein: 
Ihränkungen, als welchen die Bürger des Cantons felbft unterworfen find. 

Bern ift Hauptftabt Helvetiens. | 
- 8. Das helvetifche Gebiet ift in Gantone eingetheilt. Diefe Gantone find: ' 
1) Bern, in feinen alten Grenzen, mit Inbegriff der vormaligen Voigtei Schwar: 
zenburg, und bes fogenannten weljchen Sanenlandes; und mit Ausnahme bes 
Waadtlandes und des Aargaus; 

2) Zürich, in feinen dermaligen Grenzen 5 

8) Lucern, ebenfo; 

4) Uri, mit dem Rivinerthal. | 

5) Schwyz, mit Einfiedeln, der March, den Höfen Gerfau und Kuͤßnacht. 

6) Unterwalden, mit Inbegriff des Thals Engelberg; 

7) Zug, in feinen alten Grenzen; 

8) Glarus, ebenfo; 

9) Solothurn, ebenſo; 

10) Freiburg, ebenfo, mit der vormaligen Voigtei Murten; 

11) Bafel, in feinen alten Grenzen ; 

12) Schafhauſen, mit Diffenhofen und Stein am Rhein; 

13) Appenzell, in feinen alten Grenzen; 

14) St. Gallen, Stadt und Landfhaft, vergrößert durch das Zoggenburg und 

dad Rheinthal, nebft Sar, Gams, Werdenberg, Sargans, Gafter, 
Uznach und Rappersmwyl; | 

15) Thurgau; 

16) Aargau; | 

17) Baben, in feinen alten Grenzen; 

18) Waadtland, in feinen jegigen Grenzen; 

19) Bünben, ebenfo; 

. 20) Zeffin; | 
21) Wallis. Falls in Zukunft noch andere Gegenden mit Helvetien -vereiniget 
werden; fo wird das Angemeffene, in Rüdfiht auf ihre Cantonaleintheilung, 
verfügt werben. 

4. Gollten in Anſehung einzelner Grenzgemeinden oder Höfe, rüdfihtlich auf 

bie Gantonseintheilung, ſich in Zukunft Anftände ergeben; fo wird der helvetifche 


Senat folche berichtigen. 
Zweiter Abſchnitt. 


Religion und Kirhenmefen. 


5. Die hriftliche Religion, nad dem Fatholifchen und reformirten Glaubens: 
befenntniß, ift die Religion des Schweizervolkes und feiner Regierung, und fteht 
unter bem befondern Schutze des Staats. Jedoch ift keine Neligionspartei, deren 
Lehrfäge und Einrichtungen der fittlihen und bürgerlichen Ordnung nicht zuwider⸗ 
laufen, von der Ausübung ihres Gottesdienftes ausgefchloffen. 

6. Wenn in Rüdfiht auf die Ausübung bes Gottesdienftes, oder anderer Wers 
bältniffe, zwifchen beiden Religionsgefelfchaften Streitigkeiten entftchen würden; fo 
hat der helvetifche Senat ſolche zu entfcheiden. 

.. Den Kirchen beider Glaubensbefenntniffe, den geiftlichen Gorporationen, fo 
wie allen wohlthätigen Stiftungen, wird ihr Eigenthum durch die Verfaffung zus 
gefihert, mit Vorbehalt der fehuldigen Abgaben und der weltlichen Oberaufficht 

ber bie Verwaltung und Benugung deffelben. 

8. Alle geiftlihen Güter überhaupt können nur allein zu religiöfen und fitts 
lichen Bildungs oder Armen und Kranfenanftalten verwendet werden. 

. Ueber alle den Bedürfniffen der Zeit und der Eatholifchen Neligionsgefell: 
[haft angemeffene Reformen, in Anfehung der geiftlichen Ordensgefellfchaften, 
kann nur durch Einverftändnig zwifchen den hoͤhern geiftlichen Autoritäten und der 
gemeinfamen helvetifchen Regierung verfügt werben. 
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Dritter Abſchnitt. 
Allgemeine und Cantonalbefugniffe. 


10. Es fol eine gemeinfame Organifation der Republik, für die Ausübung 
der Nationalfouverainetät, und eine Gantonalorganifation fe yn. 

N. Die gemeinfame Organifation umfaßt: a 

1) die politiſchen und diplomatiſchen Verhaͤltniſſe mit dem Aüsläande, auch in 
kirchlichen Angelegenheiten, in ſoweit es von der weltlichen Gewalt abhaͤngt; 

8) die bewaffnete Macht fuͤr die innere und aͤußere Sicherheit der Republik, mit 
Inbegriff der Miliz- und Marechauſſeeanſtalten, der Kriegsvorraͤthe, Zeug⸗ 
haͤuſer und Feſtungswerke; ——— Ze 

5) das allgemeine höhere Polizeiweſen; mithin;;;— 

a) den Straßen- und Brüdenbau, und gemeinmuͤtzige Kanäle, 
b) das Sanitätöwefen, Zr. ee 
c) die Sicherheits und Griminalpolizet, 

d) die Handwerks: und Gemwerbspolizei, 

e) dad Zollwefen. 

Ueber alle diefe Gegenftände aber kann die entralregierung nur Plane und 
algemeine Verordnungen, auf verfaffungsmäßige Genehmigung der Gantone, ent: 
werfen, denen alsdann die Ausführung obliegt: 

4) die Oberaufficht über die Verwaltung der bürgerlichen und peinlichen Rechts: 
pflege, nach Inhalt des fechften Abfchnittes; 

5)die Beftimmung der Beiträge an die Staatsausgaben, welche die Gantone, 
nöthigenfalls, nach Maaßgabe ihrer Kräfte zu liefern haben; 

6) die Nationalverwaltung, Salz-, Poften:, Salpeter- und Pulverhandel, bie 
beftehenden oder noch zu eröffnenden Bergwerke, nebft den dazu gehörigen 
Valdungen und übrigen. Benugungsmitteln, nad) den nähern Beftimmungen 
eines befondern Geſetzes; alle verfafjungsmäßig genehmigte inbirecte Abga= 
ben und Ein» und Ausfuhrgebühren; überhaupt alles rechtmaͤßige National: 
eigenthum; 

7) die Verfertigung und Polizei der Münzen; * 

8) die allgemeine Oberaufſicht über den Handel und bie Freiheit des Verkehrs 
im Innern, 'befonders in Abficht auf die erften Bebürfniffe, nebft der Ober: 
aufficht über die geſetzlich eingefuͤhrten Gewichte und Maaße; 

I) die Oberaufſicht uber den Öffentlichen Unterricht, durch das Mittel der ober: 
fien Santonsbehörden. Die Errichtung einer Nationaluniverfität, mit einer 
abfonderlichen theologifchen Facultaͤt, für jede der beiden Religionsgefeufchaf: 
ten, nebft der diesfälligen Oberaufſicht; 

10) die Garantie der verfchiedenen Gantonalverfaffungen. 

12. Die befondere Organifation jedes Gantons begreift: 

1) — und Vertheilung der Abgaben für die allgemeinen Staatsbe— 
duͤrfniſſe; 

2) die Feſtſetzung der Beduͤrfniſſe des Cantons, und ber Mittel, dieſelben durch 
Anlagen zu befriedigen; | 

8) die Poligei und Rechtöpflege, nach Inhalt des fechften Abfchnittes; - 

4) die Verwaltung und Benugung der jedem Cantone zuftändigen Güter und 
Domainen, mit Inbegriff der Zehnten, Grund- oder Bodenzinfe, und auch 
der bisherigen Weg: und Brüdengelder und Eocalzölle, unter Verpflichtung 
der gebührenden — der Straßen und Bruͤcken; 

5) der Gottesdienſt, die Entſchaͤdniſſe der Geiſtlichen und Schullehrer, die befon- 
dern Erziehungs», Unterrichts» und Öffentlichen Armen- und Kranfenanftal: 
ten. Zur Beftreitung dec Ausgaben für diefe Gegenftände foll der Ertrag der 
Domainen, fo wie jener der Gantonalzehnten und Bobenzinfe, befonders anz 
gewiefen - ſeyn. Mebrigens bleiben Zehnten und Bobenzinfe, nach ihrem wah: 
ven Werthe und unparteiliher Schagung ,. loskaͤuflich, worüber die Central—⸗ 
tegierung das Nöthige verfügen wird. 


Vierter Abſchnitt. 
Allgemeine Verfaſſung. 


18, Die gemeinſame Organiſation ber Republik iſt aus einer Tagſatzung und 
dm Senat zufammengefest. \ a: 


Se 
i Tagſatzung. 


14. Die Tagſatung beſteht aus den vereinigten Stellverttetern aller Cantone, 
und zwar, bis zu Einer verfaſſungsmaͤßigen Abänderung, in folgendem Annaͤherungs⸗ 
Verhältnig ihrer Bevölkerung: 
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15. Die Mitglieder der Tagſatzung ſollen durch ihre Cantone entſchaͤdigt wer⸗ 
deu. Sie bleiben drei Jahre im Amte, | | 

16. Gewöhnliher Weife verfammelt ſich die Tagfasung alljährlich auf den L 
März. Außerordentliher Weife beruft fie der Senat zufammen, fo oft die Mihr: 
heit der Gantone folches verlangt, oder ex felbft es nothwendig findet. 

17. Sie wird von dem Landamman, der nicht im Amte ift, praͤſidirt, wels F 
chem auch, im Falle gleich getheilter Stimmen, das Entſcheidungsrecht zukommt. 
Eine Deputation von vier Senatöglietern wohnt berfelben bei, um an den Beraths 
ſchlagungen Theil zu nehmen, jedoch ohne ein Stimmrecht dabei auszuüben, 

* Die Tagſatzung iſt beauftragt, die im Senate erledigten-Stellen wieder 
zu beſetzen. 
19. Sie unterſucht und nimmt bie Rechnungen des Nationalſchatzamtes ab, 
welche in zweckmaͤßiger Form alljaͤhrlich durch den Druck bekannt gemacht werden. 
PR Er Sie entfcheidet über die Klagen der Gantone, gegen die Verfügungen bed 
ena % 
21. Der Tagſatzung kommt die Berathung und unbebingte Annahme ober 
Verwerfung der Gefege zu, in den Fällen, wo einem vom Genate den Gantonen 
zugefandten Gefegvorfchlag nicht zwei Dritttheile der Cantone beigeftiimmt haben, 
der Senat aber auf feinem Vorfchlage beſteht. Ä SR 
Die Tagfagung allein ift befugt, auf den Vorfchlag des Senats, ben 
Pr zu erklären, Frieden und Bündniffe zu ſchließen, und Verträge zu bes 
igen. | 
28. Sie beftimmt alljährlih, auf den Vorſchlag des Senats, die fichende 
Truppenmacht nad) jeweiligen Bedürfniffen. 
| Beim Anfang jedes Zufammentritts der Zagfasung wird der Senat bie 
Dauer derfelben beftimmen, Tann aber nöthigenfalls ſolche auch verlängern. 


Senat. 


25. Der Senat beftcht aus zwei’ Landammännern, zwei Statthaltern und 
26 Räthen. Seber Canton foll ein Mitglied darin haben, zu welchem Ende bie 
oberfte Cantonalbehoͤrde der Zagfagung drei Subjecte zur Auswahl. vorfchlägt. 
> Uebrigen werben fo. gewählt, daß keinem Canton - mehr als drei Mitglieder 
zufommen. 

26. Der Senat entwirft die Gefesgoorfchläne, und legt fie den Cantonen vor. 

27, Er befchließt alle Maafregeln und Berorbnungen, welche die Rational 
verwaltung und die allgemeine Polizei betreffen. 

28. Er entfcheidet:in politifchen und abminiftrativen Streitſachen zwiſchen ben 
Gantopen, oder wein. Streitigkeiten in einzelnen Gantonen auf die Garantie ber 
Gantonalverfaffungen Bezug haben, | | 

Er zeigt der Tagſatzung die Gantonalbehörden an, welche ſich Eingriffe 
- in bie gemeinfame Berfaffung zu, Schulden kommen Jaffen. . 

Er wählt aus feiner Mitte die „beiden Landammänner und ihre zwei 
Statthalter. Alle vier bleiben zehn Jahre im Amte; die übrigen Senatoren nur 
fünf Sahre, Eönnen aber wieder gewählt werden... Die Art des Austritts wird ges 
feglich beftimmt. | 2 

81: Die Landammänner führen wechfelsweife ben Vorfig im Senat, jeder ein 
Sahr lang. Der Statthalter des Landammans, der den Vorſiz führt, iſt fein 


a 
* 
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Stellvertreter in Fällen von Krankheit ober Abwefenheit. Beide Lanbammänner 
Einnen nicht von gleicher Religion feyn. , 

32. Der Senat ernennt aus feiner Mitte einen Heinen Rath, der unter glei 
chem Vorfige fteht, wie der Senat. | 

33. Derfelbe befteht, nebſt den beiden Landammännern und ihren zwei Statt: 
halten, aus fieben Gliedern. Unter diefen fämmtlichen Mitgliedern Eönnen fich nicht 
mehr als zwei aus dem nämlichen Canton befinden. 

3. Der Kleine Rath ift. mit der Vollziehung der Gefese beauftragt. 

85. Er entwirft die Verwaltungsbefchlüffe oder Werorbnungen, welche her: 
er durch den gefammten Senat angenommen werden, und wacht über ihre Voll: 
zichung. 

36. Er kann nach Vorſchrift eines organiſchen a unter feine ** 
nachfolgende Regierungsfaͤcher abtheilen; innere Angelegenheiten, Rechtspflege, Fi 
nanzen und Krieg. 

37. Den Landammaͤnnern und ihren beiden Statthaltern kommt die Leitung 
der auswaͤrtigen Angelegenheiten zu. Sie bedienen ſich eines Staatsſecretairs zu 
dieſen Behuf, der von dem Senat außer feiner Mitte ernannt wird. Die orbents 
lihen diplomatifchen Agenten werden von eben demfelben, auf geboppelten Vorfchlag 
der beiden Landammänner und Statthalter, ernannt und abgerufen. 

3. Alle Beamten der allgemeinen Verwaltung find dem Kleinen Rath unter- 
geordnet, auf deſſen dreifachen Vorfchlag fie von dem Senat ernannt werden, wel 
Ger fie auch zu entſetzen hat. 

89. Der Landamman, welcher im Amte ift, bezieht einen Gehalt von 15,000 
Branten. Der zweite Landamman , die zwei Statthalter und die übrigen Glieder 
des Heinen Raths beziehen einen Gehalt von 6,000 Franken, und bie übrigen Se— 
natsglieber von 4,000 Franken. 

0. Der Senat Eann fi vertagen, jedoch nicht für länger als drei Monate. 
Rährend diefer Vertagung liegt die vollgiehende Gewalt in ben Haͤnden bes Eleinen 
Raths, der fie, mit Ausnahme der Gefegesvorfchläge, in ihrem ganzen Umfange 
ausübt. Im außerordentlihen Fällen kann der Senat, vor Ende ber Bertagung, 
bon dem kleinen Rathe wieber zufammen berufen werden. 

HM. Diefe Vertagung darf nicht Statt haben während ber brei Wochen, 
welhe dem Bufammentritte der Tagſabung zunähft vor= oder nachgehen. 

42. Der Senat fol ſich vom kleinen Rathe Rechenſchaft von feiner Geſchaͤfts— 
— waͤhrend der Vertagung, geben laſſen. Er kann ihm Verhaltungsbefehle 


Fuͤnfter Abſchnitt. 
Cantonalorganiſation. 


43, Jeder Canton hat feine beſondere Verwaltungsorganiſation mit ben oben 
beftimmten Befugniffenz diefelbe wird den Örtlichen Erforberniffen angepaßt feyn. 
M. Die oberſten Gantonalbehörben berathfchlagen über die Geſetzvorſchlaͤge, 
die ihnen vom Senat vorgelegt werben; fie nehmen biefelben an, oder verwerfen 
fe, und fenden ihr Befinden an den Senat. _ 

6. Cie find zur Vollziehung der allgemeinen Gefege der Republik, unter ih— 

ter Berantwortlichkeit, verpflichter. Die Gentralregierung wird ihre befondern Auf: 
an eine, aus diefen Behörden eigens gewählte, Magiftratsperfon gelangen, 
und, im Fall fie nicht befolgt würden, unmittelbar vollziehen Laffen. Zur Aus— 
wahl jener Magiftratsperfon, werden die oberften Gantonalbehörden ihren Präft: 
denten, nebft zwei Mitgliedern, der Gentralregierung vorſchlagen. 


Sechſter Abſchnitt. 
Rechtspflege. 


46. Die Organiſation und Verwaltung der peinlichen und buͤrgerlichen Rechts: 
Pflege wird unter nachfolgenden Beftimmungen den Gantonen überlaffen. 
. Die vichterliche Gewalt ſoll in allen Gantonen von ber abminiftrativen 
—— werden, ohne baß deswegen ein Mitglied der einen nicht auch zugleich ein 
icd der andern ſeyn koͤnne. Auch ſollen in keinem Cantone mehr als zwei In: 
Ranzen eingeführt werden. R 
8, Die Centralregierung wird ein Griminalgefegbuch und eine Eriminalpros 


152 Dun. Shwig 0: 3: | 


zeßform — ganz Helvetien, ſobald moͤglich, der verfaſſungsmaͤßigen Genehmigung 
unterwerfen. =; KR 

“49, Eben diefelbe wird allgemeine Handelögefege und, gutfindenden Falls, bie 
Errichtung befonderer Handelögerichte den Gantonen zur‘ Genehmigung vorfälagen. 

50, Es ſoll ein oberfter Gerichtshof von 11 Mitgliedern errichtet werben, 
wovon nicht mehr als eines aus dem nämlichen Santon feyn Kann. 2 

. Die Stellen in dieſem Gerichtshof find nach einmal erhaltener Beſtaͤti⸗ 
gung lebenslänglich. 

. Zu der erften Auswahl werden von dem Senate 22 Perfonen, und von 
jeder oberften Cantonsbehoͤrde eine Perfon, der helvetifchen Tagfagung vorgefchla- 
gen. Bei nachherigen Erledigungen fchlägt der Senat zwei, und ber oberfie. Ges 
richtshof felbft zwei andere Bürger der Tagſatzung zur Auswahl vor. . 

: 53. Bon den erftgewählten 11 Oberrichtern treten jedes Jahr zwei durd das 
Loos aus, und das fechfte Jahr der letzte; jedoch fo, daß jeder Ausgelofete unmits 
telbar wieder den doppelten VBorfchlägen an die Zagfasung beigefügt wird, die nad) 
Inhalt des vorherigen Artikels in allen Erledigungsfällen Statt finden follen. Auf 
die nämliche Weife ift jeder, im Lauf obiger ſechs Sahre, oder nachwaͤrts neuges 
wählte Oberrichter, zwei Jahre nach jeinev Ernennung, der Beftätigung durch die 
Zagfasung unterworfen. 

54, Die Mitglieder des oberften Gerichtshofs bezichen den gleichen Gehalt, 
wie die Glieder des Senats. . 
| 55. An den oberften Gerichtshof findet Appellation in Givilfüllen Statt, wenn 
fie über 3000 Franken an Werth betragen, und dabei zugleich entweder der helves 
tifhe Staat felbft, oder irgend ein Canton, oder eine landöfremde Perfon, ober 
ein Bürger eines andern Gantons die eine Partei ausmacht. 

56. Falls eine oberfte Gantonsbehörde dem Interefje ihres Gantons angemef 
fen findet, daß auch in andern wichtigen Streitfällen zwifchen ihren Gantonsbürs 
gern Appellation an den oßerften Gerichtshof Statt finden folle;z fo fann fie ſelbſt 
die Kompetenz in Rüdjicht auf ſolche Fälle beftimmen. 

R Ale Griminalurtheile, wodurd ein Verbrecher zum Tode, oder zu einer’ 
Einfperrung von nicht weniger ald 10 Jahren verurthiilt worden ift, können an 
den oberften Gerichtshof appellirt werden. Die nämliche Appellation findet in Fals 
len Statt, wo ein helvetifcher Bürger für 10 oder mehrere Jahre des Landes ver 
wieſen worben iſt. 

Das Begnadigungsrecht in Bezug auf alle ſolche Fälle kommt dem Se 
nat zu. 

59. Feder, ber wegen eines politifchen Vergehens von irgend einer richterli- 
Gen Gantonsbehörde zu einer infamirenden Strafe, oder zu einer Buße von nicht 
weniger als 500 Franken verurtheilt worden ift, kann an den oberften Gerichtshof, 
als an die Ichte Inftanz, recurriren. ’ f | 

Ein befonderes Gefes wird die Befugniffe der Cantone in Rüdficht auf 
Gonfiscationen und die damit verbundenen Bußen beftimmen. 

61. Alle Klagen gegen Öffentliche, von der Gentralvegierung angeftellte, Be 
amte über mißbrauchte Gewalt oder gethanes Unrecht, Können ebenfalls vor den 
oberften Gerichtshof appellationsweife gebracht werden. | 

Eben fo kann jede Klage über Rechtsverweigerung, Beftehung oder Miß— 
* der Gewalt gegen irgend einen Richter an dieſes Obertribunal legt inſtanz⸗ 
lich gelangen. 

63. Dem oberften Gerichtshof Liegt endlih ob, das Betragen aller höhern 
und nicdern Gerichtshöfe zu beobadhten,. und die fi) etwa zeigenden Mißbraͤuche 
oder Unorbnungen ber Gentralregierung zur gefeglichen Abhülfe durch die Gantonab 
behörden bekannt zu machen. 

64. Nach Vorfchrift eines befondern organifchen Gefeges werben die Mitglies 
der des helvetifchen Senats, oder des oberjten Gerichtshofes, im Fall fie eines 
Staatsverbredyend angeklagt werden, von einem Zribunal beurtheilt, weiches aus 
den Präfidenten der oberften richterlichen Gantonsbehörden zu bilden ift. 


Siebenter Abſchnitt. 
MWählbarkeitsbedinge ıc. 


65. Niemand darf zu den Nationals oder Gantonalämtern wählen, oder ge 
wählt werden, wenn er nicht | 
1) helvetiſcher Bürger ift; 


Pr 
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253; Alter) von 20 Jahren zuruͤckgelegt hat; not pn 9 AAiit 
i .Eigenthum in Seivetien befigt, oder einen unabhaͤngigen Beruf hat. 
HD Betrag diefed Eigenthums wird von’ jedem‘ Canton: beftimmt Werben. 
Daffelbe foll für Gantonalämter das. Doppelte besjenigen ſeyn, dad für. Diftrictss 
fielen erfordert wird, für Nationalftellen aber das Dreifache desjenigen, fo die 
Gontonalämter: erheifchen- Ueber; die Erwerbung, Ausübung, Einſtellung und Bers 
Luft des helvttiſchen Buͤrgerrechts wird ein kuͤnftiges Geſetz das Naͤhere beſtimmen. 


Allein auch dieſe Verfaſſung entſprach nicht den Wuͤnſchen der 

Sqweizer, wenn gleich ein Züricher Blatt *)' darüber halbofficiell ſich 

erklärte: ‚Schon lange wird das helvetiſche Publicum durch einen uns 
glücklichen Parteigeift Über den wahren Hergang der, wichtigften Verbands 
lingen unfrer Regierung in öffentlichen Blättern irre geführt. So z. B. 
über die eigentliche Entftehungsart des. neuen Berfafjungsentwurfes, von 
deſſin Annahme die Fortdauer unſerer politiſchen Nationaleriftenz ſehr 
wehrſcheinlich abhängt. Bald behauptet ein franzöfifcher Zeitungsſchrei⸗ 
ber, diefer Entwurf fey beftimmt, und fo zu fagen wörtlich von einer 
fremden Macht vorgefchrieben, und nöthigt dadurch gewiſſermaßen ben 
Repräfentanten derfelben zum ‚öffentlichen Widerfpruche. Bald verfüchert 
hingegen ein anderer Annalift, eben diefer Entwurf flimme weder mit ben 
Binfchen, noch mit dem ertheilten Rathe des mächtigen Nachbars überein, und 
ſcybloß nach den Anfichten der mehreren Glieder unferer proviforifchen Regie⸗ 
rung eingerichtet. Aus naher und guter Quelle fann man verfichern, daß 
diefe entgegengefesten Behauptungen, und befonderd die Iegtere,- ſich weit 
von der Wahrheit entfernen. Nicht bloß in unferm Vaterlande, fondern 
in. gang Europa ift ed bekannt, daß der Verfaffungsentwurf 
vom 29. Mai 1801 in feinen wefentlihen Beflimmungen 
ben Beifall des berühmten Helden gehabt hat, deſſen Gefins 
mungen einen fo enticheidenden Einfluß auf das Schickſal aller: benach— 
harten Staaten haben. Aber eben fo. gewiß und eben jo weltbekannt iſt 
8, daß ein großer und intereffanter Theil unferer. Nas 
tion fich zur Annahme mehrerer Artikel dieſes Entwurfes 
auf feine Weife hat verfiehen tönnen, daß mancherlei Luͤcken 
datin auszufüllen‘ waren, und hauptſaͤchlich daß der würdige Mann, 
den wir an der Spitze unferer Regierung fehen, ſich über die nöthis 
gen und dienlihen Abänderungen in bemfelben perſoͤnlich 
mit dem erften Conſul verftändigt hat. Ganz in Uebers 
einfimmung mit diefen perfönlichen, zu Papier gebrachten, 
Berabredungen ift der neue Verfaffungsentwutrf. vom 27. 
Hornung 1802 abgefaßt. Alle nähere Beftimmungen und Zufäße, 
bie ihn von jenem frühen Entwurfe unterfcheiden, find entweder wört- 
lich aus diefen Verabredungen gezogen, ober ftehen mit bem wahren 


*) Allgem. Zeitung 1802. St. 104. 
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Sinne derfelben in fo — ‚Harmonie, als die bekannten Win 
ine und. Bedhrfuiffe des helvetischen Volkes nur immer geſtatten Eonnten.“ 


‚Ungeachtet dieſer nachdruͤcklichen Hindeutung auf den erſten Conſul 
war doch das Benehmen der franzoͤſiſchen Behörde dem neuen Verfaſ⸗ 
fungsentwurfe nicht guͤnſtig. Nur neun Cantone nahmen ihn an: Bern, 
Bafel, Freiburg, Solothurn, Leman, Baden, Scafhaufen, Zürich und 
Appenzell; mehrere, darunter nur mit einer Eleinen Stimmenmehrheit, und 
faft Alle mit der Claufel : „in Hoffnung mehrerer Aenderungen.“ — 
berworfen ward er von a Rama, Lucern, Bug, Zeffin und 
St. Gallen. 


Fe Am 14, April 4802. vertagte. fich. der Senat wegen der Offerferien, 
und Reding und Glutz verreifeten. . Dies benußte ‚der kleine Rath zu 
einer burchgreifenden Maaßregel.. Er_verfammilte ſich am 17. April 
und, auf Kuhns BVorfchlag, warb mit. Stimmenmehrheit befchlojjen: 
„Da der Entwurf. von einigen Gantonen ganz verworfen, von mehren 
nur unter mannigfaltigem Vorbehalte angenommen ift, der einer Verwer⸗ 
-fung gleicht; fo find alle Maaßregeln zur Einführung diefes Entwurfes 
eingeftellt. Es verfammeln fich dagegen auf den 28. April Bürger aus 
allen Gantonen in Ben, um über den Berfaffungsentwurf 
vom 29. Mai 1801 und über die etwa.ndthigen Abänderum 
gen fich zu beratben.” Der franzöfifche Gefandte, mit welchem ber 
Schritt verabredet gewefen war, billigte fchon am 18. April in. einem 
Schreiben „dieſe weifen Abſichten.“ 


‚=. Bwar eilte Rebing, benachrichtigt von biefen ———— nach 
Bern zuruͤck, und proteſtirte gegen die Beſchluͤſſe vom 17. April; allein 
man- betrachtete ihn, wegen diefer Proteftation, als feines Amtes entlaf- 
fen, und ernannte Rüttimann an feine Stelle, In den meiſten Cam 
tonen war man damit einverſtanden. 


Am 30. April ward - bie: ‚zufammenberufene, Verſammlung der (31) 
dahin Notabeln, eröffnet. Einer Commiffion derſelben legte bet 
kleine Rath am 3. Mai 1802 einen neuen Berfaffungsent: 
Wurf vor, der im. Ganzen derfelbe vom 29. Mai 1801 war, nur 
dag Rengger, einige Abweichungen mit dem franzöfiihen Gefandten 
verabredet hatte. Doch waͤhrend der Berathſchlagungen über dieſen Ent 
wurf brach unter den Bauern des Waadtlands faſt eine allgemeine Em⸗ 
ydrung aus, und maͤchtig gaͤhrte es in den kleinern Cantonen. Nichts 
deſto weniger ward der Verfaſſungsentwurf am 20. Mai von den No: 
tabeln angenommen, und am 25. Mai von dem Eleinen Rathe dem 
Volke vorgelegt, um ihn durch Einſchreiben in die eröffneten Regiſter zu 
genehmigen. Nichtſtimmende galten fuͤr Einwilligende. 


WVrcerfaſſung vom.20, Mai 1802. 15 
6) Verfaffung der Notablen vom 20. Mai 1802 *). 


Erfter Titel 


Die hriftliche Religion, nach dem Fatholifchen und eng relornirten 
PR Br ift die Religion des Staates. 


Bweiter Zitel, 
Gebietseintheilung | en 


9, Die helvetiſche Republik bildet Einen Staat. 
3. Ihr Gebiet ift in Cantone eingetheilt, 
4. Diefe find: 

Ippenzell, in den gegenwärtigen Graͤnzen bes Canton Santis, mit bem 
Diftrict Neu St. Johann. 

Largau, mit dem ganzen ehemaligen Amt Aarburg, ber egemaligen Sande 
voigtey Baden, und den untern Kreiämtern. 

Bafel, in feinen diesmaligen Gränzen. 

Bern, in feinen diesmaligen Grängen, mit Ausnahme der dem Canton Yarı 
gau einverleibten Gemeinden des vormaligen Amts Aarburg, vereinigt mit 
dem Canton Oberland, 

Freiburg, in feinen diesmaligen Gränzgen, mit Ausnahme der ehemaligen 
Boigteien Avanches und Paperne. 

Blarus, in den diesmaligen Gränzen des Gantons Linth, mit Ausnahme 
des Difkricts Neu St. Johann, der Mary, Reichenburg und ber Höfe. 

kucern, in feinen diesmaligen Grängen, mit Ausnahme des Amts Meri⸗ 
ſchwand, vereinigt mit dem Hitzkircher Amt. j 

Graubündten, in feinen dermaligen Gränzen. 

Schafhauſen, in feinen dermaligen Gränzen. 

Ehwyz, beftehend aus den dermaligen Beyirten Schwyz, Arth und Gin 
tedlen, nebft der March, den Höfen und Reichenburg. 

Eolothurn, in feinen bdermaligen Gränzen.. 

Zeffin, in den biesmaligen Grenzen der Gantone Zugano und Bellinzona. 

Thurgau, in feinen dermaligen Gränzen. 

Unterwalben, in ben bermaligen Srängen dev Diſtricte Sarnen und 

tanz. 

Uri, den dermaligen Graͤnzen der Diſtricte Altdorf unb Anbermatt. 

Waadt, in feinen dermaligen Gränzen, vereinigt mit den ehemaligen Lande 
voigteien Avanches und Payerne. 

Bug, beftehend aus dem bisherigen Bezirk Zug, ben obern ——— und 
dem Amt Mariſchwand. 

Zuͤrich, in feinen dermaligen Gränzen. 

5. Die erforderlichen Srängorsiätigungen zwifchen den Cantonen fi ind dem 
ch überlaffen 


Dritter Titel, 


Politifher Stand der Bürger. 


6. Es giebt Feine Geburtsvorrechte unter den helvetiſchen Bürger. 
7. Keine Ehrentitel nod) Vorrang, als bie von öffentlichen Stellen herräpren, 
fnd anerkannt. 
8, Helvetifche Bürger find: 
1) alle diejenigen, welche ſich gegenwärtig im Beſitz des heloetiſchen Staatsbür 
gerrechts befinden; 
2) die Söhne der helvetifchen Bürgers 
) die Fremden, denen das Gefeh das Staatöbürgerrecht ertheilt. 
— Das Geſetz wird über die Ausübung des Staatsbuͤrgerrechts verfuͤgenz es 
wird ebenfalls die Art der Erwerbung, fo wie die Fälle des Verluſtes und der — 
—* deſſelben feſtſetzen. 


9 > dem Abdtucke, ber zu Bern 1802 in der Nationalbuchdruckerei in drei 
Sprachen (teutſch, franzöfifch, italieniſch) erfchten. 
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ROTE . q er erg retten) 
Grundeigenthbum. 


10. Kein Grundftüd Fann für unveraͤußerlich erklaͤrt, noch mit einer immer: 
Wahrenden Abgabe beiafter werben. 

11. Alle Abgaben diefer Art, welche gegenwärtig beftehen, namentlich die Zehn⸗ 
ten und Grundzinfen, find loskaͤuflich. 

12. Die Art u ‚eostanfe ſoll fpätetene bis, ‚zum 1, Januar 1803 fefige 
fegt werben. 


Fuͤnfter Titel 
— Grundlagen der Verfaſſung. 


13. Die allgemeine Staatöverwaltung umfaßt alle Gegenftände des — 
men Wohls, und die der Souverainetaͤtsausuͤbung weſentlich angehoͤren, als: 
die innere und aͤußere Sicherheit der Republik; 
die IN: politifhen und Bandelsverhältniffe mit den auswärti- 
gen Mächten; 
‚die allgemeinen Verfügungen über das..Kirchenwefen, infoweit es von ber 
weltlichen Gewalt abhängt, und über den Öffentlichen Unterricht; 
die Aufficht über die Rechtspflege; 
die Leitung des Straßen, Waffers und Brüdenbaues, infomweit es von all 
‚gemeinem Nutzen ift; 
ben Bergbau; 
die Pulver: und. Galpeterfabrication; die Verwaltung ber für allgemeine 
Bedürfniffe angemiefenen Waldungen, fo wie der Salzwerke, und ben 
Handel mit auswärtigem Salz; 
das Poftwefen; 
> .. bie Verfertigung und Polizei der Münzen; — das Nationalvermoͤ⸗ 
gen, welches beſonders zu den allgemeinen Ausgaben geeignet iſt; 
den Handel und die Induſtrie in ihrer Beziehung auf die Rechte des Buͤr— 
gers und den allgemeinen Wohlſtand; die Geſundheitspolizei, die Aufſicht 
uͤber das Forſtweſen. 
Die Gewalt, uͤber dieſe Gegenſtaͤnde zu verfuͤgen, iſt einer Tagſatzung, 
einem Senate, und einem Vollziehungsrathe uͤbertragen. 
14. Jeder Canton beſtimmt feine beſondern Ausgaben, und die Mittel zu Be 
ftreitung derfelben. 
Er liefert auf die ihm angemeffen fheinende Weife feinen gefeglich beftimmten 
Bitens zu den allgemeinen Ausgaben. 
Er fest, unter den im Titel XIL anzuführenden Ginfejräntungen, bie Einrich 
aa feines Gerichtöwefens feft. 
Er bat die Beſorgung ber niedern Polizei. 
Er verwaltet feine Liegenſchaften, Tann aber — geſetzliche Bewoll machtigins 
von Seite der Tagſatzung dieſelbe nicht veraͤußern 
Er verwaltet feine Unterrichts- und Unterflügungsanfkalten, fo wie feine öffentli- 
chen Stiftungen jeder Art. 


Er forgt ‚für die Anlegung und Unterhaltung feiner befondern Straßen, Wege, 
Brüden und übrigen Werfe folder Art. 

Dem zufolge fest jeder Canton feine eigene Drganifation feft; die zu dem Ende 
ausgefertigte Urkunde wird, nach ihrer Einregiftrirung, in bie Kr bed Senats 
niedergelegt, und bleibt unter Garantie der Nation. 


Sechſter Titel 
Gefeggebende Gewalt. 


15. Die Gefege werden durch den Senat vorbereitet und entworfen, und durch 
die Tagſatzung beſchloſſen. 

Im Fall dieſelben neue Auflagen betreffen, werben fie den Cantonen vorgeſchla— 
gen. Wenn fie aber nicht eine Mehrheit von zwei Drittheilen der Cantone erhalten; 
fo tann der Senat diefelben der Tagſatzung vorlegen. 
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Siebenter Titel | —— 
Tagſattz ung X 

16. Die Tagſatzung beſteht aus den Stellvertretern aller Cantone, die in dem 
Verhaͤltniſſe von Einem auf 25,000 Seelen gewählt werden. £ 

17. Jeder Kanton hat wenigftens einen Stellvertreter in der Zagfagung. 

18. Die Mitglieder der Tagſatzung werden auf folgende Weife ernannt: | 

In jedem Canton find zwei Wahlcorps, von welchen das eine den Vorſchlag, 
und das andere die Ernennung hat. R 

Die Anzahl der Glieder des einen und andern Corps wird im Verhältniffe mit 
der Bevölkerung eines jeden Gantons beftimmt. = 

In keinem Ganton kann ein Wahlcorps aus mehr ald 45 Mitgliedern beftehen. 

Um Mitglied von dem vorfchlagenden Wahlcorps zu werden, muß man ein 
Grundeigenthum befisen von wenigftens 10,000 Franken in den größern Cantonen, 
und von wenigftens 2000 Franken in ben geringern Gantonen. 

Im Fall einer Ernennung wird aus dem vorſchlagenden Wahlcorps ein Dritte 
theil durchs Loos ausgezogen, welcher aus den Liften von Wählbaren, bie im Bere 
fältni$ von wenigftens Einem auf hundert Actiobürger durch das Volk zu bezeiche 
nen find, die für tüchtig erachteten zur Wahl vorfclägt. 

Das Loos bezeichnet ebenfalls einen Drittheil des ernennenden Wahlcorps, wel⸗ 
hr aus den Vorgefchlagenen die Ernennung vorzunehmen hat, 

Die Einrichtung beider Wahlcorps, fo wie die Vorfhriften ihres Verfahrens, 
ind dem Gefeg zu beſtimmen üderlaffen. N 
Beide Wahlcorps ergänzen ſich felbft aus den vom Voll errichteten Verzeich⸗ 
niſſn von Wählbaren, 

Die Mitglieder derſelben Eönnen nicht felbft zu den Stellen gewählt werben, 
mit deren Befegung fie beauftragt find. | 

Ihre Stellen find lebenslaͤnglich. | 

19, Die Zagfagung wird jährlich zum fünften Theil erneuert. 

% Sie verfammelt fih auf den erften Mai. 

Ire Sigungen koͤnnen einen Monat lang dauern. “ 

Eie verfammelt ſich außerordentlich auf die Zufammenberufung des Genats, ber 
in diefem Falle die Dauer ihrer Sitzungen beftimmt; auf das Verlangen der Diehre 
bit der Eantone wird fie ebenfalls von dem Senat zufammenberufen. Y 

A. Die Zagfagung kann feine Berathfchlagung vornehmen, wenn nicht we— 
nigſens zwei Drittheile ihrer Mitglieder gegenwärtig find. 

2. Sie berathfchlagt über die ihr vom Senat ‚vorgelegten Gefegesentwürfe, 
ud nimmt diefelben an, oder verwirft fie, unter geheimer Abftimmung. 

3. Gie entfcheidet über die Klagen, welche von den Kantonen gegen Verfüs 
gungen des Senats bei ihr einlangen. | 

2%. Die Tagfasung beftimmt jährlich auf den Vorſchlag des Senats die all 
gmeinen Einnahmen und Ausgaben der Republik, 

3. Sie wählt aus ihrer Mitte eine Rechnungscommiffion von fünf Mifglier 
kn, die auf fünf Jahre ernannt find, und den Auftrag haben, die Staatsrech—⸗ 
kungen zu unterfuchen, und der Zagfagung alljährlich darüber Bericht zu erflatten. 

2%, Sie ernennt die Mitglieder des Senats. 

27, Die Sigungen der Zagfagung find öffentlich. 

28, Die Mitglieder derfelben werden durch ihre Gantone entfchäbigt. 


Achter Titel. 
Senat. 


9. Der Senat befteht aus einem Landamman, zwei Landftatthaltern und vier 
und zwanzig andern Mitgliedern. | 
0. Der Landammanm führt bei dem Senat den Vorſitz. oo 
3. Aus jedem Canton fol ein Mitglied des Senats, aus keinem koͤnnen 
Mehr als drei Mitglieder genommen werden. N 
‚9% Der Senat wird jährlich zum fünften Theil erneuert. Die austretenden 
Nitglieder find wieder erwählbar. y 
53. Der Senat kann keine Berathfhlagung vornehmen, wenn nicht wenig 
ftens zwei Drittheile ſeiner Mitglieder gegenwaͤrtig ſind. 
4 Der Senat fchlägt die Gefege vor, und kann fowohl in die Zagfagung 
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als zu ben Gantonsbehörben eines ober mehrete feiner Mitglieder aborbnen, um bie 
Beweggründe berfelben zu entwideln und zu unferftüsen. Auch ift er befugt, die 
von ihm vorgelegten Gefegesentwürfe im Laufe der Berathfchlagung wieder an ſich 
zu ziehen, um fie entweder ganz zurüd zu behalten, ober mit Abänderungen neuer 
dings vorzufchlagen. | 

85. Auf den Vorfhlag des Vollzichungsraths befchließt der Senat die Var 
—— welche er, um die Vollziehung der Geſetze zu ſichern, für nothwendig 
erachtet. 

36. Der Senat ſchlaͤgt der Tagſatzung, wenn es ber Fall iſt, Kriegserflärum 
gen vor. Er ſchließt Frieden, Buͤndniſſe und Handelsvertraͤge; bie zufolge dieftt 
Befugniß von ihm ausgehenden Verhandlungen werden der Tagſatzung vorgetragen, 
welche über diefelben, gleich den Gefegesvorfchlägen, zu berathfchlagen, und fie zu 
genehmigen oder zu verwerfen hat. 

37. Der Senat entfcheidet über die zwifchen den Gantonen entftandenen Streir 
‚ tigkeiten im Verwaltungsfache. 

38. Er belangt vor der Zagfagung diejenigen Gantonsbehörden, bie fih Ein 
griffe in die Verfaffung zu Schulden kommen laffen. 

39. Er erkennt über die Streitfälle, welche fi auf die von der Nation übers 
nommene Garantie der Gantonalorganifation bezichen, 

‚40. Er entfcheidet über die in das Fach der allgemeinen Staatövermwaltung 
einflagenden Streitigkeiten. 

41, Der Senat beftimmt die Vertheilung der, für die allgemeinen Staatsaus—⸗ 
gaben der Regierung bewilligten, Summen. 

42. Er läßt ſich, fo oft er es für gut findet, über den Zuftand der Staat 
verwaltung von dem Vollziehungsrath Rechenfchaft geben. 

43. Er hat das Recht, Strafurtheile zu mildern oder nachzulaffen. 

44. Der Senat Fann fich vertagen; feine Vertagung foU nicht Über drei Me 
nate nad) einander dauern, noch während des, der ordentlichen Zuſammenkunft bet 
Tagſatzung zunächft vorgehenden oder nachfolgenden, Monats Statt haben. 

45. Der Senat ernenut aus feiner Mitte den Landamman und die beiden 
Landftatthalter. \ 

Er ernennt, auf den Vorſchlag des Vollziehungsraths, bie Staatöfecretaire. 
r a Jedes Mitglied des Senats beziehet einen Gehalt von vier tauſend 

ranken. 


Neunter Titel. 
Vollziehungsrath. 


47. Der Vollziehungsrath beſteht aus dem Landamman und zwei Landſtatt⸗ 

haltern, er hat zur Vollziehung ſeiner Befehle fuͤnf Staatsſecretaire: 
einen für das Departement ber Juſtiz und Polizei, einen für die innern An 
gelegenheiten, einen für das Kriegswefen, einen für die Finanzen, und einen 
für die auswärtigen Angelegenheiten. 

43, Der Landamman führt bei dem Bollziehungsrath den Vorſitz. 

49. Die Mitglieder des Vollziehungsraths wechfeln alljaͤhrlich in Bekleidung 
der Stelle eines Landammans ab. 

Der abtretende Landamman erhält den Zitel eines Landſtatthalters. In Fällen 
von Krankheit oder Abwefenheit des Landammans vertritt ihn der zulegt von biefer 
Stelle abgegangene Statthalter. 

Beim Abfterben des Landammans übernimmt der Statthalter, der zu feinem 
ordentlichen Nachfolger beftimmt ift, feine Verrichtungen. 

50. Die Mitglieder des Vollziehungsraths find für neun Jahre ernannt, und 
hiemit von der Verfügung des 32ften Artikels ausgenommen. Alle drei Jahre tritt 
Se u aus, ift aber fogleich wieder wählbar. Der erfte Austritt geſchieht im 

ahr 1805. , 
. 91. Der Bollziehungsrath ift mit der Vollziehung der Gefege und der auf dit 
allgemeine Staatsverwaltung fich beziehenden Verordnungen beauftragt. Er bebient 
fi) zu diefem Ende entweder befonders aufgeftellter Beamten oder Gantonsbehörben. 

52. Dem Vollziehungsrath find die Befugniffe des Senats während feiner 
Vertagung übertragen. Er übt fie, mit Ausnahme der Gefesvorfchläge, in ihrem 
ganzen Umfange aus. | 
58. Er leitet die bewaffnete Macht, und ernennt bie ihr vorgefegten Officiere. 
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54, Die Acten des Vollziehungsraths werden von den Staatöferretalrs der bes 
terffenden Departements mit untdzeichnet. — 

55. Die Staats ſecretairs find ſowohl für die von ihnen mitunterzeichneten 
Aden des Vollgiehungsraths, ald für die Nichtvollziehung feiner Aufträge und für 
ihre - Verhandlungen verantwortlid). 


Die Staatsfecretairs haben ſowohl im Vollziehungsrath als in dem Senate 
ebende Stimme. 
57. Der Bollziehungsrath hat die Leitung ber auswärtigen Angelegenheiten; 


Er ernennt die diplomatifchen und Handelsagenten im Auslande, und zuft fie von 
ihten Stellen ab. 


58. Dem Vollziehungsrath koͤmmt die Ernennnng und Abrufung aller Beam: 
ten zu; die in ben verfchiedenen heilen der Republik zu Vollziehung der allgemei: 
nen Gefege unter ihnen angeftellt find. . 

59. Der Sahrgehalt des Landammans ift von funfzehn taufend Srankenz und 
ker eines Statthalters von ſechs taufend Franken. J— .. 4 


Zehnter Titel. 
Gottesdienft 


60. Außer dem Gottesdienft der Fatholifchen und reformirten Kirche iſt auch 
bie Ausübung jedes andern Gottesdienftes, der mit ber bürgerlichen: Ordnung in 
Debereinftimmung ift, unter ben durch das Geſetz zu beftimmenden Einfchränkungen 


ef, " 

61, Nur allein die Unterhaltung des Fatholifchen und reformirten Bottesdienftes 
fÜlt dem gemeinen Wefen zur Saft. Dem zufolge forgt jeder Canton für die Un: 
terhaltımg feines Gottesdienftes und der Religionslehrer, vermittelſt des Ertrags 
der bisher dem Staate zugehörigen Zehnten und Grundzinfen, die ihm zu dem Ende 
getreten werben, oder, in Ermangelung berfelben, vermittelft befonderer Anwei: 
fung von andern hinreichenden Einkünften. * 

62. Die geiſtlichen Guͤter koͤnnen nur zur Unterhaltung von religioͤſen, oͤffent⸗ 
lichen Unterrichts = oder Unterſtuͤtzungsanſtalten verwendet werben. 

68. Sie können ohne gefegliche Bevollmädhtigung von Seiten der Tagfagung 
weder veräußert, noch ihrer gegenwärtigen Beflimmung entzogen werben. 5 


Eilfter Titel, 
Deffentliher Unterricht. 


‚64. Es fol durch befondere Anftalten.der Fatholifchen fowohl, als ber refor⸗ 


nitten Religion für die Bildung der Geiſtlichen geforgt werben. 

65. Es foll eine Allgemeine Lehranftalt für die Höhere wiffenfchaftliche Er⸗ 

Hebung errichtet werden. | 
„6. Mit dieſer Lehranftalt fol eine Stiftung verbunden werben zu unentgelt- 
iher Unterhaltung der Studirenden, die ſich in den Unterrichtungsanftalten der 
yon durch Sittlichkeit, Fähigkeiten und wiffenihaftliche Fortſchritte ausgezeich⸗ 
net haben. 


67. Bei Befesung biefer Pläge ſoll bie Volksmenge der Kantone keineswegs 
sum Maafftab dienen. * 


— Zwoͤlfter Titel. 
Gerichtsweſen. 

68. Das peinliche Geſetzbuch, ſo wie die peinliche Prozeßordnung, ſoll fuͤr die 

ganze Republik gleichfoͤrmig ſeyn. 
69. Es ſollen gleichfoͤrmige Forſt- und Handelsgeſetze abgefaßt, und. beſondere 
dandelsgerichte aufgeſtellt werden. ie 
0. Es ſoll eine gleichförmige bürgerliche Prozeßorbnung entworfen werben, 
die jedoch in keinem Gantone ohne feine Zuftimmung eingeführt werben -Eann, -i ‚; 
71. Es foll ein bürgerliches Gefegbud entworfen werden, deſſen Einführung 
chenfalls in Eeimm Canton ohne feine Einwilligung Statt haben Tann. — 
72. Keine Behörde kann zugleich richterliche und adminiſtrative Verrichtungen 


73. Es konnen nicht mehr als zwei Inſtanzen in dem Gerichtsweſen der Can⸗ 
tone aufgeſtellt werden. a 


— 
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74, Es ſoll ein oberſter Gerichtshof ſeyn, vor — appellationsweiſe di 

Sfiegerlichen Streithändel gezogen werben Eönnen, deren Gegenftand den Werth va 
brei taufend Franken uͤberſteigt, und bei denen zugleich entweder die Regierung 
ober ein Canton, ober ein Fremder, oder Einwohner verſchiedener Cantone ein 
oder beide Partien ausmachen. 
“:. Bor diefem Gerihhtshofe hat gleichfalls die Weitersziehung aller Urtheilsfprüd) 
Statt, welche Todesſtrafe oder zehnjährige Einfperrung , oder zehnjährige Landes 
verweiſung ‚ oder im Falle politiſcher Vergehen irgend eine entehrende Strafe ode 
eine Geldbuße von fünfyundert Kranken und darüber, mit ſich bringen. 

75. Der oberfte Gerichtshof urtheilt über Anklagen, welche gegen bie Staats 
ſecretaire ‚in Bezug auf ipre Verrichtungen, geführt werben. 

76. Er enticheidet in lester Inftanz über die gegen Beamte ber allgemeiner 
Staatsverwaltung wegen Pflichtverlegung erhobenen Klagen, deren Zuläffigkeit jedod 
vor allem aus von dem Senat erkannt feyn muß; fo wie über die von ee 
und peinlihen Richtern in ihrer Amtsverwaltung begangenen Vergehen. 

77. Das Geſetz beftimmt die Einrichtung des oberften Gerichtöhofes. 


Dreizehnter Titel. 
Staatseintünfte 


73. Die Staatseinfünfte beftehen in dem Ertrag: 
des Salzverkaufs; der Salzwerke; der Poſten; des Stempels; ber Berg 
werke; des Pulver» und Galpeterhandels; der zu ben Öffentlichen Bebürfe 
niſſen beftimmten Walbungen ; ber Münzfabricationz ber Sg | 
Ueberhaupt in dem Ertrag jeder Art von Regalien, fo wie = —J 
eingeführten allgemeinen indirecten Abgaben, und ber befondern Beiträge, bie 
von den Gantonen nad) Maafgabe der in denfelben befindlichen und ihnen 
‚überlaffenen Nationalgüter eingefordert werben, 
Dem Original — 
ber mit dem Juſtiz- und Polizeidepartement 
| beauftragte 
Staatsfecretair 
Kuhn 





Dieſe Verfaffung vom 20. Mai 1802 ging, fo wenig wie die 
erfte vom 12. Apr. 1798, und wie die vom 27. Febr. 1802 ins öf 
fentlihe Staatöleben überz fie ward in den kleinern Gantonen, wo Re: 
ding befonders thätig war, verworfen Der Heine Rath erklärte fie 
aber am 2. Juli für das Staatögrundgefet Helvetiens. X 
3. Juli übernahm der neuernannte Senat von 24 Perfonen fein Amt 
am 5. Juli ward der neue Vollziehungsrath eingefegt, und Dolde 
Landamman, Rüttimann erfter, Fuͤßli zweiter Statthalter, 

Ob es gleich überall gährte; fo machte doch bereitd am 13. Ju 
der General Montrichard der neuen Regierung. den Beſchluß des erſten 
Conſuls bekannt: „die franzöfifchen Truppen zuruͤckzuziehen, weil je& 
das helvetiſche Volk über die Grundlage feiner politifchen Organifatio 
einiger fey.” Der BVollziehungsrath wiünfchte die Verzögerung des Ab 
marſches; am Ende des Juli war aber die Schweiz ganz von den dran 
zofen geräumt. 
+.» Darauf traten die Fleinen Gantone auf und hielten Zandesgen 
meind en, welche die Herſtellung der alten Ordnung der Dinge von 
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17% ausfprachen, und Reding zum Landammanne von Schwyz er: 
wählten. Schwyz, Uri und Unterwalden zeigten der. helvetifchen Regierung 
und. dem erften. Conful am 6. Aug. an, fie würden fich eine eigene: Ver⸗ 
faffung geben; Glarus und Appenzell‘ verfammelten ebenfalls Landesge⸗ 
meinden; in. Graubiindten ward am 22. Aug. die. alte Verfaffung der 
drei Bimde erneuert; felbft unter den Bürgern und dem Landvolke von 
zoͤtich herrſchte Parteiung. Es floß Blut zwifchen dem bewaffneten 
Volle der Heinen Cantone und. den Zruppen ber helvenfchen Regierung; . 
der General der Regierung, Andermatt, befchoß Zürich den 10. und 
6. Sept. mußte aber am 14. abziehen. In Bern wurden Dolder 
und die beiden Statthalter von heftigen Demokraten am 13. Sept. zur - 
Erklärung der Refignation genöthigt, die aber der Senat nicht annahm. 
En Infurgentenhaufe von ‚Aargau, geführt von v. Erlach und Em 
zuel von Wattenwyl, befchoß Bern, und nöthigte die, Stadt zur. Meber: 
ge, „Die Regierungserhielt freien Abzug, und ging am 
2, Sept... nach Laufanne, Reding betrachtete die Regierung: fuͤr 
aufgelöfet, und - erklärte — im, Namen von Schwyz, Uri, Unterwalben, 
Ölarıs und Appenzell — dem Genenale Andermatt, er betrachte ihn 
tiht weiter als General der helvetifchen Regierung, fordern werde feine 
Duypen, bei fortgeſetzten Feindſeligkeiten, als Raͤuberhorden behandeln 
laſen Graubuͤndten trat den fünf Cantonen beiz-um Bern verſammelte 
fh ine ‚zahlreiche 5 genrein = eidgenöffifherQbfervationsar: 
Me" au ‚welcher. auch Zuͤrich, Schafhauſen und Solothurn Truppen 
ide, Schon ward am 25. Sept. zu Bern, im Namen des Schwy⸗ 
zet Congreſſes, die gaͤnzliche Aufloͤſung oder Vertreibung der Lauſanner 
Kegietung mit, bewaffneter Hand beſchloſſen; ſchon hatte General Bach⸗ 
mann, deshalb beauftragt, Freiburg bombardirt, ohne es zur Uebergabe 
(M bringen, und ruͤckte ins Waadtland vor; fhon hatte Neding am 
‚2. Geptbr. eine Tagſatzung zu. Schwyz eröffnet, um eine neue Ver— 
fffung zu entwerfen; fchon war am 3. Oct. bei Peterlingen 
‚kfig-gefochten, und. nach‘ am 5. Det. Freiburg zur Uebergabe genöthigt 
‚borden; als am 4. Oct. der Adjutant des erften Conſuls, General 
app; in Bern erfchien, und deſſen nahdrüdliche Proclamation 
m 30. Sept. an die Schweizer bekannt machte... Es hieß darin: „Ich 
weide der Vermittler eurer Zwiſtigkeiten ſeyn, aber mit der Kraft, 
tie es großen Voͤlkern ziemt, in deren Namen ich ſpreche.“ Die Abſen⸗ 
dung einer Deputätton des Senats und der Gantone nach Paris ward 
belangt. Franzoͤſiſche Truppen ruͤckten unter Ney in die Schweiz ein. 
al Bachmann: «ließ feine Mafjen‘ auseinander gehen. ‚Eine allge: 
meine Entwaffnung ward anbefohlen. "Die nach Laufanne geflüchtete 
Reierung kehrte am 17. Oct. nach Bern zuruͤck; zuletzt bewirkte Rapp 
ad die Aufloͤſung der: lang widerftrebenden Schwyzer Tagſatzung. 


m na ‚Paris beſtimmte Deputation, 36 Perfonen von dem 
241 
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neuen, 15 von dem alten Syſteme, war erſt im Dec, 1802 vollzaͤh 
lig zur Abreife nach Paris. Am 4. Dec. ernannte der erfte Conful cin 
Gommiffion von vier Senatoren Frankreichß — Barthelemy, Da 
meunier, Röderer und Fouché — zur Unterhandlung mit den he 
vetifchen Deputirten. Fünf helvetifche Deputirte (Rüttimann, Mü 
ler-Friedberg, D’Affry, Kuhn und Reinhard) fprad der ef 
Conſul am 12. December in feierlicher Audienz. Er erklärte ihnen: „I 
der Berfaffung der Schweiz müffen drei Puncte feftgehalten werde 
4) Alle Santone müffen gleiche Rechte haben; 2) die Patricier müffd 
aufrichtig und freiwillig auf alle.ehemalige Vorrechte Verzicht leiften; 3 
jeder Canton muß fich nach feiner Sprache, feiner Religion, feinen © 
ten und nad) ‚feinem Intereſſe organifiren.” 


Unter fortdauernden Unterhandlungen der helvetifchen Deputirten m 
ben franzöfifhen Commiffarien, befonderd mit Röderer und Demeunit 
war enidlic die Berfaffung der 19 Gantone ſowohl, ald die Bunbesaf 
felbft im Allgemeinen entworfen und befprochen worden. Da hatten 1 
helvetifche Deputirte am 29. Ian. 1803 eine achtſtuͤndige Conferenz 
dem erften Gonful, worauf am 19. Februar 1803 die Acte der Ver 
telung, welche die Berfaffungen der 19 Cantons, und die Bu 
besverfaffung enthielt, vom erften Gonful den helvetifchen Deputich 
in einer großen Audienz überreicht ward, nachdem biefen wiebehohlt & 
gedeutet worden war, daß dem erſten Conful fonft nichts übrig bleiß 
ald die Schweiz mit Gewalt der Waffen zu bezwingen, : ober ı 
Frankreich zu vereinigen. | 


7) Mebdiationsacte vom 19. Februar 1803. 


Erfies Capitel, 
a) VBerfaffung des Cantons Appenzell. 


1. Der Ganton Appenzell theilt fi in Außerrhoben und Sunerrhoben: 
Gränzlinie, die Rechte und die refpective Unabhängigkeit beider Theile des Cante 
werben bergeftellt. 4 

2. Die katholiſche und reformirte Confeſſion haben an ben Orten, mo; 
Statt finden, volle und freie Religionsübung. 

3. Die Souverainetät jedes Theiles des Cantons wohnt ber allgemeinen Ü 
fammlung der Bürger (Landgemeinde) bei. Durch die Tagfagung wirb nad. 
Reihe über die Ernennung des dem Canton Appenzell durch die Eonföderationdt 
zugetheilten Gefandten entfchieden. | - 

4. Die allgemeine Verfammlung jedes Theiles des Cantons befteht aus def 
Bürgern von 25 Jahrenz fie nimmt an oder verwirft die ihr durch den großen 
vorgelegten Geſetzesvorſchlaͤge. 

Es wird darin fein Gegenftand anders berathen, ald nachdem er einen Monal 
vorher dem großen Rathe fchriftlich mitgetheilt worden ift, und nach dem Gutach 
ten des Rathes. | 

Außerordentliche allgemeine Berfammlungen Eönnen blos über Gegenftände, we 
gen beren fie zufammenberufen worben find, berathfchlagen. 

5. Die Landammänner, Statthalter, Sedelmeifter, Bannerherren, Staatsſe 
cretaire und andere. Vorfteher der innern und äußern Rhoden, werben nad di 


——— ; 
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naͤmlichen Weiſe und mit denfelden Vorrechten wie früher erwählts fie bleiben eben 
fo lange Im Amte; und ber abwechfelnde Vorſitz in den Gemeinden, welche vor und 
hinter der Gitter genannt werben, bleibt beftchen. Ä 
6, Es behalten bei in den Außern Rhoden der große und Eleine Rath, ber dop⸗ 
pelte Rath, der befondere Rath für die vor und hinter ber Gitter gelegenen Ger 
meinden, dad. Gonfiftorium, das Kriegsgericht; und in den innern Rhoden , ober 
dem Eatholifchen Theile, der große’ Rath und ber kleine verftärkte Rath ihre fruͤhern 
Rechte, diefelbe Verfaffung und diefelbe Weife der Ermwählung. a 
7. Es wirb in der frühern Civil-, Criminal» und Juſtiz verwaltung nichts ges 
‚ fo wenig als in der frühern Gemeindeverfaffung. 
8. Alle Behörden müffen. fih nah ben Grundfägen ber Gonförberationsacte 
ten, | 


Dee Ganton Appenzell Tann weber mit einem andern Canton, noch mit frem= 
den Nichten in birecte oder indirecte Berhältniffe treten, außer nach den Föderal- 
frmen der helvetifchen Republik. 


Zweites Capitel. 
b) Verfaſſung des Cantons Aargau. 
| Erfter Titel 
Gebietseintheilung und politifher Stand der Bürger. 


4 Der Santon Yargau wird in 10 Bezirke getheilt, nämlich: Bofingen, 
Sulm, Aarau, Brugg, Lenzburg, Zurzach, Bremgarten, Mury, Baaden (mit 
Annahme der Städte Dietikon, Schlieren, Detwil und Hutikon, welche einen Theil 
det Gantons Zuͤrich bilden), Cauffenburg und Rheinfelden, daß biefe beiden legten 
icke das ganze Frickthal umſchließen. 
Aarau iſt Hauptort des Cantons. 
Die 10 Bezirke werden in 48 Kreife getheilt. Die Bürger vereinigen ſich, for 
bald 8 noͤthig ift, in Gemeinde: und Kreisverfammlungen. 
2um das Bürgerrecht in einer Gemeinde: oder Kreisverfammlung auszu⸗ 
Üben, muß man feit einem Jahre in dem Kreife oder in ber Gemeinde wohnhaft 
fen, 5 Jahr alt und verheirathet feyn, oder gemefen ſeyn, oder 30 Jahre zäh: 
Im, werm man nicht verheirathet gewefen iſt; Eigenthümer oder Nugnießer eines 
uneneglihen Grundftüds zu dem Werthe von 200 Schweizerfranten feyn, ober 
eine hupothefarifch auf ein Grundſtuͤck verfiherten Schuld von 300 Schweizer: 
frantn; und wenn.man vorher nicht Bürger einer Gemeinde des Cantons gewe⸗ 
fen ift, an die Armencaffe feines Wohnortes eine jährliche durch das Gefeg beftimmte 
Eumme zahlen‘, nach dem Werthe der Gemeindebefigungen, deren Minimum ſechs 
Franken und das Marimum 180 Franken beträgt. — Jedoch reicht es bei der. erſten 
Vahl Hin, 3 p. C. des legten Erwerbeontractes des Buͤrgerrechts zu zahlen. 
‚ Ausgenommen von biefer vierten Bedingung find Geiftliche und Familienväter, 
ba don Geburt Schweizer und Väter von vier Kindern über 16 Jahr find, welche 
bi dem Deere eingefchrieben find, und eine Profefjion oder eine Wirthſchaft haben, 
3. Mittelft der jaͤhrlich an die Armencaffe entrichteten Summe oder des Ga: 
davon, wird man Eigenthümer ber zum. Bürgerrechte gehörigen Vortheile, 
und hat Anfpruh auf die den Bürgern von ber Gemeinde zugeficherten Unter: 


ungen. 

Kremde oder fchmeizerifche Bürger eines andern Cantons, welche, nachdem fie 
br Zeit der Anfäffigkeit und die verfihiebenen durch das Gefeg beftimmten Bedin⸗ 
gingen erfüllt haben, Bürger des Gantons Aargau werben wollen, koͤnnen gehal- 
tn werden, das Gapital der jährlichen Summe, auf welche der Mitbefig ber Vor: 
theile ihres heimifchen Buͤrgerrechts angefhlagen worden ift, zum zwanzigften Theile 
Hu jahlen. Dies wird durch einen befondern Beſchluß der Gemeide beftimmt. Ä 


Zweiter Titel 


Deffentlihe Gemwalten. 


4. Es giebt in jeder Gemeinde eine DMunicipalität, beftehend aus einem Syn⸗ 
Deus, zwei Adjuncten und einem Municipalrath, wenigftens von acht Mitgliedern 
ud höhftens von 16. Die Municipalbeamten bleiben fehs Jahre im Amtes _ fie 

zum dritten Theile erneuert und find wieder wählbar. 

Das Geſetz beftimmt die Obliegenheiten jeder — * die Local⸗ 


x 
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polizei, bie Vertheilung und Einnahme ber Steuern, bie befondere Verwaltung be 
Gemeindegüter und der Armencaffe, und bie einzelnen Gefchäfte ber allgemein 
Verwaltung, welche ihr aufgetragen werben bürfen, betreffen. | 
Es beftimmt ferner die befondern Verrichtungen der Syndici, der Adjuncten 
und der Municipalräthe. . 
Es giebt in jedem Kreife einen Friedensrichter; er beauffichtigt und leitet 
die Gemeindeverwaltungen der Gemeinden feines Bezirkes. | 
Er führt in den Kreisverfammlungen den Vorſitz und übe darin die Polizei, | 
Er ſchlichtet die Händel unter den Buͤrgern; er ift gerichtlicher Polizeibeamte 
beauftragt mit ber vorläufigen Unterfuchung im Falle des Verbrechens; und er ent 
fcheidet mit feinen Beifigern geringe Eivilfachen. | 
Das Geſetz beftimmt jede feiner Obliegenheiten. | 
6. Ein großer Rath, beftehend aus 150 Deputirten, welche für fünf Jahr 
oder auf Lebenszeit in den durch den 14. Art. beftimmten Fällen erhannt werdet 
übt die fouveraine Gewalt. Er verfammelt fih am erften Montage des Mai i 
Aarau, und feine Eigung dauert einen Monat, wofern der Heine Rath deren Daut 
nicht verlängert. 
Der große Rath genehmigt oder verwirft die vom Eleinen Rathe ihm vorgeleg 
ten Gefegentwürfe; er läßt fi von der Vollziehung dev Gefege, Befehle und Be 
ordnungen Rechenſchaft geben; er empfängt und orbnet an die Rechnungen d 
Schages, welde ihm. der Eleine Rath vorlegt; er beftimmt die Entfhädigungen de 
öffentlichen Beamten; er berathfchlagt über die Forderungen auferordentlicher Zag 
fagungen; er ernennt die Deputirten zu den Tagſatzungen, und giebt ihnen ihn 
Unweifungen; er ftimmt im Namen des Gantons. nz 
7. Ein Heiner Rath, beftchend aus neun Mitgliedern des großen Rath 
welche fortwährend einen Theil defjelben bilden, und ununterbrochen wieder gewählt 
werden Eönnen, hat die Initiative der Geſetzes- und Steuerentwürfe. 
Er ift mit Vollziehung der Gefege und Verordnungen beauftragt; in bie 
Hinficht faßt er die nöthigen Befchlüffes er leitet und wacht über die untern D 
hörden und ernennt feine Agenten; er legt dem großen Rathe von allen Theilen dE 
Berwaltung Rechenſchaft ab, und entfernt fi), wenn über feine Amtsführung ul 
Rechenſchaft berathſchlagt wird; er verfügt über die bewaffnete Macht zur Aufrech 
haltung der Öffentlichen Drdnung, und Tann bie Dauer der Gigungen des .groß 
Rathes verlängern und außerordentliche berufen. | 


8. Sn Civil: und Griminalfachen giebt es Gerichte erfter Inſtanz, deren Mi 
‘glieder durch die Proceffirenden entjchädigt werben; das Geſetz beftimme die Anzah 
der Gerichte, ihre Einrichtung und ihre Competenz. ar 

9. Ein Appellationsgericht, beftehend aus 18 Mitgliedern, fpricht in letzt 
Inſtanz; es kann in Griminalfachen nur bei. der Anzahl von neun ſprechen, u 
wenn es fi) um eine Zobesftrafe wegen eines bedeutenden Verbrechens hanbelt, n 
in Gegenwart von 13; es ruft Rechtögelehrte zu Hülfe. 


10. Ein Gericht, beftehend aus einem Mitgliede des Eleinen Rathes und vie 
Mitgliebern des Appellationögerihtes, entfcheidet über ftreitige Verwaltungsfaͤlle. 


Dritter Titel 


Art der Wahlen und Bedingungen ber Wählbarkeit. 


11. Die Municipalbeamten werben durch die Gemeindeverfammlung gewählt 
aus Bürgern von 30 Jahren, und Eigentümern oder Nusnießern eines Grundotr: 
mögens von tem Werthe von 500 Franken, oder einer Schuld von einer gleichen 
hypothekariſch auf ein Grundftück verficherten Summe. J 

12. Die Friedensrichter werden von dem kleinen Rathe aus den Bürgern ge 
wählt, welche ein Befistfum oder eine Schuld von 1000 Franken in berfelben Bes 
fhaffenheit der Güter haben. | J 

13, Die Stellen im. großen Rathe werben. durch unmittelbare Wahl, ober 
durch Wahl und Loos auf folgende Weife gegeben, _ 

Die Bürger, welche in dem Bezirke eines Kreifes wohnen, bilden eine Ver: 
Tammlung, die nur Eraft einer 15 Tage zuvor durdy den Friedensrichter erlaffenen 
und fieben Zage zuvor durch die Municipalität bekannt gemachten Verordnung Statt 
finden Fann. — er r 

Die Verſammlung in jedem Kreiſe nimmt drei Wahlen vorz fie ernennt in dem 
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} 
Bezirke ihres Gebietes einen Deputirten, welcher ohne Dazwiſchenkunft des Loofes 
in den großen Rath eintritt. Das Alter von 30 Jahren ift die einzige Bedingung 
der Wählbarkeit für diefe erfte Ernennung. Der Friedensrichter, welcher der Ver: 
fommlung präfidirt, Tann nicht in feinem Kreife gewählt werden. 

Sie ernennt drei Gandidaten außer ihrem Kreife aus den Bürgern, welche Ei: 
genthümer oder Nußnießer eines Grundvermögens von 20,000 Franken oder einer 
gleihen hypothekariſch auf Grundftücden verſicherten Schuld find; und für diefe 
zweite Ernennung reiht cin Alter von 25 Jahren hin. 

Sie ernennt zwei Candidaten außer ihrem Gebiete, aus Bürgern über 50 Jahr; 
und für diefe dritte Wahl reicht es hin, ein Befisthum, eine Nugung oder hypo⸗ 
thfarifh auf Grundbeſitz verficherte Schuld zu haben. 

Die 240-Gandidaten werden durch das Loos auf 102 gebracht, welche, in 
Berein mit den 48 unmittelbar in den Kreifen ernannten Deputirten, die 150 Mit: 
glieder de8 großen Nathes bilden. _ 

14. Die Mitglieder des großen Rathes der ziveiten und dritten Ernennung 
gehören keinem Kreife anz die der zweiten Ernennung find es auf Lebenszeit, wenn 
ſt in demfelben Jahre von 15 Kreifen vorgefchlagen worden find. 

Die der dritten find gleichfalls auf Lebenszeit, wenn breißig Kreife fie in bemfel: 
ben Jahre vorgeſchlagen haben. 

15, Die Mitglieder des. großen Rathes von ber erften Ernennung koͤnnen von 
vi entfhädigt werden; die Amtsverrichtungen der übrigen find unent⸗ 
a | 


16. Für die Stellen ber zweiten und dritten Ernennung, welche binnen eines 
deittaums von fünf Sahren erledigt werden, beftimmt das Loos unter den auf ber 
fe gebliebenen Gandidaten, welche alle fünf Jahre erneuert wird. . 

1. Wenn zur Zeit der periodifchen Erneuerung ſich im großen Rathe 50 Mit: 
gltder auf Lebenszeit finden; fo wird die Ueberzahl zur Zahl von 150 hinzugefügt, 
1 daß bei jeder der allgemeinen Wahlen wenigfteng 52 Bürger aus der Elaſſe der 
Ave von 20,000 Franken, oder der über 50 Jahren in den großen Rath 


‚18. Der Präfident des großen Rathes wird bei jeder Sitzung aud den Mit: 
glidern des Eleinen Rathes gewählt; er ſtimmt nicht mit, fobald es fich von Re— 
Geafhaft und Amtsführung diefes Rathes handelt. 
— iſt waͤhrend ſeines Vorſitzes bei den Berathungen des kleinen Rathes nicht 
mmärtig. | 
19, Die Mitglieder des Kleinen Rathes werden von dem großen Rathe auf 
Kös Jahre ernannt; fie werden zum dritten Theile erneuert; der erfte Act der Er: 
ver bezeichnet die, welche am Ende des Zweiten und vierten Jahres austreten 
en, 


Um wählbar zu feyn, muß mar Eigenthümer, Nusnießer oder hypothekariſcher 
Gllubiger einer Summe von 9000 Franken in Immobiliarvermögen feyn. 
Der Heine Rath wählt feinen Präfidenten alle Monat. 

. D, Die Mitgliever der Bezirksgerichte werben durch den kleinen Rath nad 
Aue von dem Appellationsgerichte vorgelegten Lifte gewählt. Man kann fie nur 
“us Eigenthuͤmern, Nusnießern ober hypothekariſchen Gläubigern eines Werthes- 
’on 3000 Franken in Grundftüden wählen. 

‚2. Die im Appellationsgerichte werden von dem großen Rathe gewählt, und, 
ur der Bedingung bes für den Kleinen Rath geforderten Grundbefiges, müffen fie 
fat Jahre hindur gerichtliche Aemter bekleidet haben, oder Mitglieder höherer 
Bıhöcden gemwefen feyn. 


Vierter Titel, 
Allgemeine Verordnungen und Öarantieen. 


2, Jeder Schweizer, der im Ganton Aargau wohnt, ift Soldat. 
„D Die Kreisverfammlungen koͤnnen in Eeinem Falle weder unter fih, noch 
Mi einem Individuum oder einer Gefellfhaft außer dem Cantone cortefpondiren. 
R 4. Die durchgängige und völlige Freiheit des katholiſchen und proteftantifchen 
Kb wird garantirt, 

€: wird ebenfalls garantirt das Recht, Zehnten und Grundzinfen nach ihrem 
vehren Werthe abzukaufen. 


6 Schweiz. 


Drittes Capitel 


ec) Berfaffung des Cantons Bafel. 
Ä Erfter Titel. 
Gebietseintheilung und politifher Stand ber Bürgern. 

1. Der Canton Bafel wird in drei Bezirke getheiltz nämlich: die Stabt Ba 

fel, Wallburg und Kieftal. 
„2 Jeder Bezirk ift in 15 Zuͤnfte (tribus) getheilt. Die alten Gintheilungen 
in Bünfte, welche die Bürger von Bafel und Kleinbafel umfaßten, werden herge: 
ftellt. Außerhalb der Ctadt werden bie Zünfte don den in der Bevoͤlkerung am 
meiften übereinftimmenden Theilen der Bezirke, und die fo nahe als möglid an 
einander ftoßen, ohne Unterfchied des Handwerks oder des Gewerbes gebildet. 
Seder im Canton wohnende Schweizer von 16 Jahren ift Soldat. 

4. Zunftmitglieder find Bürger oder Bürgersföhne einer Cantonsgemeinde, 
welche feit einem Jahre auf dem Gebiete der Zunft wohnen, in unabhängigen 
Stande Ieben,. in die Soldatenlifte eingetragen find, und dreißig Jahre zählen, 
wenn fie nicht verheirathet find, oder es nicht gerorfen find, und nur zwanzig, wenn 
fie verheirathet find, welche endlih -ein Grundftüd oder eine hypothekariſche Schul 


von 500 Schweizer Franken befigen. Seber- Santonsbürger kann das Bürgerrecht 
zu Bafel erlangen. 


Zweiter Titel. 


Bon ben politifhen Gemalten, 


5. Ein großer Rath von 185 Mitglievern giebt die Gefege, Verorbnungen und 
andere Acte der fouverainen Gewalt; berathfchlagt über die Anträge ber außeror⸗ 
bentlichen Tagfagungen ; ernennt die Deputirten zu’ den ordentlichen und außerordentlichen 
Tagſatzungen; beftimmt die Vollmacht feiner Deputirten; ernennt zu Stellen, bern 
Amtsverrichtungen ſich auf den ganzen Ganton erſtrecken, und läßt ſich Rechenſchaft von 
der Vollziehung der Gefege, Verordnungen und andrer Xcte feiner Verfügung ablegen. 

Ein Heiner Rath von 25 Mitgliedern des großen Rathes, welche fortwäh: 
rend in demſelben figen, und deren einer wenigftens aus jedem Bezirke ift, hat die 
Vollziehung der Gefege, Verordnungen und andrer Acte der oberften Behörde über 
fih; er fchlägt die Gefege, Verordnungen, und andre ihm nothwendig fcheinendt 
Acte vor; er leitet und wacht über die untern Behörden; er entfcheidet im lehtztet 
SInftanz ftreitige Verwaltungsſachen; er ernennt zu den Stellen, deren Amtsver— 
richtungen ſich auf einen ganzen Bezirk beziehen; er giebt dem großen Rathe von 
allen Theilen der Verwaltung Rechenſchaft. 

7. Zwei Bürgermeifter figen, einer um den andern, während eines Jahres im 
großen und Eleinen Rathe vor; der, welcher nicht in Gefchäften ift, erfegt den am 
bern im Nothfallz er ift Mitglied des Eleinen Rathes. 

. Ein Appellationsgeriht, aus 13 Mitgliedern des großen Rathes beftehend, 
| und präfidirt von dem nicht fungirenden Bürgermeifter, urtheilt in höchfter Inftanz 
über Civil- und Griminalfahen‘ Wenn e8 über eine Anklage wegen eines Verbre⸗ 
chens, worauf Zodeöftrafe fteht, entfcheidet; fo nehmen vier Mitglieder des Eleinen 
Rathes, welche darch das Loos beftimmt werden, ihren Sig in demfelben und An 
theil am Urtheil, 

9. Der große Rath verfammelt fich alle ſechs Monate auf 15 Tage in Baſel; 
‚der Heine Rath verfammelt ſich beftändig, er kann die Gigungen bes großen Ra 
thes — und außerordentliche berufen. 

10. Die beiden Buͤrgermeiſter werden vom großen Rathe aus den Mitgliedern 
des kleinen Rathes gewählt; die Mitglieder bes kleinen Rathes werben von dem gro⸗ 
ßen Rathe erwaͤhlt, naͤmlich: ein Drittheil von den Zuͤnften unmittelbar und aus 
ihrer Mitte; die zwei andern Drittheile durch das Loos aus den von den Zaͤnften 
erwaͤhlten Candidaten, ohne Ruͤckſicht auf die Bezirke, zu denen ſie gehoͤren. 

11. Die Mitglieder des kleinen Rathes werden zum dritten Theile alle zwei 
Jahre erneuert; ſie ſind unausgeſetzt wieder waͤhlbar. BEE? 

Die Mitglieder des großen Rathes außer denen, welche zu gleicher Zeit Mit 
glieder des Eleinen find, koͤnnen durch eine geheime Abftimmung (grabeau) in den 
Sünften abgefegt werden, wie es im 18. Art. beftimmt ift. 

12. Die Zünfte können dem unmittelbar von ihnen ermählten Mitgliede des 
großen Rathes eine Entſchaͤdigung geben, Die Amtsverrichtungen der übrigen Mib 
glieder gefchehen unentgeltlich. ' 
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Dritter Titel, 
Don ben Wahlen und Abfegungen. 

13. Bei der Bildung des großen Rathes verfährt jede der 25 Zünfte des Gans 
tons folgendermaßen : | ⸗ 

Zuerſt waͤhlt ſie das Mitglied des großen Rathes, welches ſie aus ihren eignen 
Buͤrgern waͤhlen muß; alsdann ernennt ſie vier Candidaten in den Bezirken, deren 
Theil ſie nicht bildet. Sie kann nur drei aus demſelben Bezirke waͤhlen. Von den 
124 alſo in den drei Bezirken gewählten Candidaten, werden 90 durchs Loos zu 
Mitgliedern des großen Rathes gewählt, um ihn, nebft den 45 unmittelbar durch 
die Zünfte gewählten Mitgliedern, vollzählig zu madhen. J 

14. Im Falle der Erledigung wählen die Zuͤnfte alle zwei Jahre zu den 
Stellen der Mitglieder des großen Rathes, welche fie unmittelbar ernannt. haben. 
Das kLoos erfegt die übrigen nach) Maafgabe ihrer Erledigung, und beftimmt unter 
den auf der Liſte befindlichen Candidaten. 

15. Fünf Jahre nad) der erſten Bildung des großen Rathes und nachher von 
nun zu neun Jahren, wird die Lifte der Sandidaten erneuert; und wenn bie Stellen, 
mozu fie durch das Loos ernannt werden, erledigt werden, werben fie fortwährend 
unter die Gandidaten der Liſte vertheilt. 

‚16. Die Wahlen gefchehen durch geheime Abftimmung und nad) der abfoluten 
Stimmenmehrheit. Wenn die abfolute Mehrheit fich aus zwei Abftimmungen nicht 
ergiebt; fo entſcheidet das Loos zwifchen den beiden Candidaten, welche bie mehreften 
Etimmen haben. 

17, Niemand Tann auf die Gandibatenlifte kommen, wenn er nicht Bürger, 
30 Jahr alt und Beſitzer eines Grundftüds, oder einer bypothekarifchen Schuld von 
10,00 Schweizerfranken ift. Es reiht hin, Bürger, über 25 Jahr alt und Grund» 
&igenthümer, oder Befiger einer hypothefarifchen Schuld von 3000 Kranken zu feyn, 
um unmittelbar von der Zunft, wozu man gehört, erwählt werben zu Eönnen. 

18. Alle zwei Sahr zu Oftern entfcheidet eine Commiffion von 15 Mitgliedern, 
durchs Loos im jeder Zunft gebildet und beftehend aus fünf der zehn Älteften, aus 
fünf der zehn reichften Eigenthümer und aus fünf unter den übrigen Zunftgenoffen 
ohne Unterfchieb gewählten, ob eine geheime Abftimmung über eines ober zwei Mit 
glieder des großen Rathes, außer denen, bie im Kleinen Rathe figen, zu eröffnen feys 
Benn die Mehrheit der Commiſſion für die geheime Abftimmung entfcheidet; fo bes 
zur * Mitglied oder auch beide, über welche zu entſcheiden die Zunft berus 
m worden iſt. 

‚ Die Zunft flimmt ins geheim, für oder wider die Abfegung jedes ber ber Ab⸗ 

ung unterworfenen Mitglieder. 

5 — der Mehrzahl ſtimmberechtigter Buͤrger iſt noͤthig, um Abſetzung 
irken. 

Die Mitglieder des großen Rathes, welche von mehr als einer Zunft auf die 
Gandidatenlifte gefest worden find, können nur dur) den Wunſch der Mehrheit ber 
erehtigten Bürger in einer gleichen Anzahl von Zünften abgefegt werben. 

Die unmittelbar von einer Zunft erwählten Mitglieder können nur von ihr abs 


geiegt werben, 
Dierter Litel, 


Sarantieen, durch die Berfaffung gewährt. 


19. Das Gefeg orbnet die einzelnen Einrichtungen der Gewalten, unb bie 
Einfegung untergeordneter Behörden. 

20. Die Verfaffung leiftet für die im Canton beftehende Religion Gewähr. 

21. Die Berfaffung fihert dad Recht, Zehnten und Grundzinfen abzufaufen. 
Das Gefeg beftimmt die Art der Abfaufung zu einem billigen Werthe. 


Viertes Capitel. 
4) VBerfaffung bes Cantons Bern. 
Erfter Titel. 


Von der Gebietseintheilung und dem politifhen Stande 
der Bürger. 

1. Der Ganton Bern wird in fünf Bezirke getheilt, nämlich: bie Stadt 

Bern, das Oberland, das Landgericht, dad Emmenthal und das Seeland. 
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2. Jeder Bezirk wird in 18 Zuͤnfte getheilt. Die alten Zuͤnfte der Stadt 
Bern werden wieder hergeſtellt. Außerhalb der Stadt werden die Zuͤnfte aus den 
am meiſten in der Bevoͤlkerung gleichen Bezirkstheilen, und die ſich am naͤchſten 
u find, ohne Unterfchied der Lebensweife, ‚des Standes ober des Gewerbes 

ebildet. _ — 
2. Jeder ſchweizeriſche Einwohner von 16 Jahren iſt Soldat. 

4. Zunftgenoſſen ſind Buͤrger oder Buͤrgersſoͤhne einer Cantonsgemeinde, welche 
ſich ein Jahr auf dem Gebiete der Zunft aufgehalten haben, in unabhaͤngigen Ver— 
haͤltniſſen ſtehen, in die Soldatenliſte eingeſchrieben ſind, und 30 Jahre zählen, 
wenn fie nicht verheirathet find, oder ‚gewefen find, und nur 25, wenn jie verheis 
thet find, oder gewefen find, und welche endlich cine Grundbefisung oder eine by 
pothefarifhe Schuld von 1000 Schweizerfranken in der Stadt Bern, ober von 
‘ 500 Franken in den andern Gantonsgemeinden befisen. Jeder Bürger des Cantons 
kann das Bürgerrecht zu Bern erwerben. 


Zweiter Titel. 


Bon den politifhen Gemalten. 


5. Ein großer Rath, beftchend aus 195 Mitgliedern, giebt die Gefege, Ber 
orbnungen und die andern Acte der höchften Gewalt; berathet über die Anträge 
außerorbentlicher Tagſatzungen; ernennt die Deputirten für die ordentlihen und aus 
Berordentlihen Zagfagungen 5 beftimmt die Vollmacht feiner Deputirtenz; ernennt zu 
ben Stellen, deren Amtsverrichtungen ſich über den ganzen Ganton erftreden, und 
läßt ſich Rechenſchaft von der Vollziehung der Gefege, Verordnungen und anbrer 
Acte feiner Verfügung geben. | 

6. Ein Eleiner Rath, beftehend aus 27 Mitgliedern des großen Rathes, welche 
fortwährend darin verbleiben, und deren eines wenigftens aus jedem Bezirke ift, Hat 
die Sorge für BVollziehung der Gefege, Verordnungen und andrer Acte der hoͤchſten 
Behörde; er fchlägt Gefege vor, und andre Verordnungen und Befhlüffe, die er 
für nöthig erachtet; er leitet und wacht über die untern Behörden; er entfcheidet in 
lester Inſtanz Verwaltungsftreitigkeiten; ernennt zu den Stellen, deren Amtöver: 
richtungen ſich über einen ganzen Bezirk erftreden; er legt dem großen Rathe von 
allen Theilen der Verwaltung Rechenſchaft ab. " 

7. Zwei Scultheißen führen während eines Jahres abwechfelnd den Vorſih 
im großen und Eleinen Rathe; der nicht fungirende erfegt den andern im Nothfalles 
er macht ein Mitglied des Eleinen Rathes aus. 

8. Ein Staatsrath, worin ber Schultheiß als Präfident ded Eleinen Rathes 
vorfist, beftchend aus den zwei Älteften und den zwei jüngften Gliedern des Eleinen 
Rathes und dem Seckelmeiſter, befchäftigt fih mit Gegenftänden, welche die äußere 
und innere Sicherheit betreffen, und legt fie dem einen oder dem andern Rathe ‘zur 
Berathung vor. 

9. Ein Appellationsgericht, beftehend aus 13 Mitgliedern bes großen Rathes, 
unter dem Vorſitze des nicht fungivenden Schultheißen, entfcheidet in höchfter Inftanz 
in Civil: und Griminalfachen. Wenn es über Anklagen bedeutender Verbrechen, 
worauf Zodesftrafe fteht, entfcheidetz fo nehmen vier Mitglieder des kleinen Rathes, 
welche durch das Loos gezogen werden, Eis. darin und am Spruche Antheil. 

10. Der große Rath verfammelt ſich alle ſechs Monat drei Wochen in Bern. 
Der kleine Rath verfammelt ſich beftändig. Er kann die Sigungen bes großen 
Rathes verlängern, und außerordentliche berufen. j 

11. Die zwei Schultheißen werden vom großen Rathe aus den Mitgliedern 
des Kleinen Rathes gewählt. Die Mitglieder des Eleinen werben von dem großen 
Rathe erwählt. Die Mitglieder des großen Rathes werden erwählt, naͤmlich: ein 
Drittheil unmittelbar durch die Zünfte und aus ihrer Mitte; die zwei übrigen Dritt⸗ 
theile durchs Loos aus den von den Zuͤnften erwaͤhlten Candidaten, ohne Ruͤckſicht 
auf die Bezirke, denen ſie angehoͤren. 

Die Mitglieder des kleinen Rathes werden zum dritten Theile alle zwei 
Jahre erneuert; ſie ſind unausgeſetzt wieder waͤhlbar. 

Die Mitglieder des großen Rathes, außerdegen, welche zugleich im kleinen 
Rathe figen, koͤnnen durch eine geheime Abftimmung -in den, Zünften - abgefegt ‚wers 
den, wie eö im 19. Art. verordnet iſt. & = We F 

13. Die Zuͤnfte koͤnnen dem Mitgliede bes großen Rathes, welches fie unmits 
telbar gewählt haben, eine Entſchaͤdigung geben. Die Amtsverrichtungen der uͤbri⸗ 
gen geſchehen unentgeldlich. „or 263 Bora 
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Don den Wahlen und Abfegungen. 7 Ge 

14, Bei ber Bildung des großen Rathes verfährt jede der 65 Zünfte folgendermaßen Ri 

Zuerft wählt fie eines der Mitglieder des großen Rathes, welches fie aus ih— 
rin eignen Mitgliedern wählen muß. | 2 

Darauf ernennt fie vier Gandidaten aus vier Bezirken, von denen fie Feinen 
Theil ausmacht. Sie kann nicht mehr als drei in- bemfelben Bezirke ernennen, | 

Bon 260 in allen Bezirken alfo ermählten Candidaten werden. 130 durchs Loos 
N des großen Rathes beftiimmt, um mit 65 unmittelbar erwählten bie 

zahl vollzählig zu machen. | | \ Ä 

15. Im Hall der Erledigung mählen die Zuͤnfte alle zwei Jahre für die 
Srelien im großen Rathe, zu denen unmittelbar ernennt wird. - Das Loos erſetzt 
die übrigen, je nachdem ſie erledigt worden, und ernennt unter den auf der - Kifte 
befindlichen Candidaten. | " 

16. Fünf Jahre nach der erften Bildung. des großen Rathes, und in ber 
Folge von neun zu neun Jahren wird die Candidatenlifte erneuert; und wenn bie 
Etellen, zu welchen das Loos ernennt, erledigt werben; fo werben fie fortwährend 
unter die auf der Lifte befindlichen Gandidaten vertheilt. 2 

17. Die Wahlen gefchehen durch geheime Abftimmung und nach abfuluter 
Stimmenmehrheit. Wenn durch zweimaliges Abftimmen nicht abfolute Etimmen: 
mehrheit bewirkt wird; fo entfcheibet das Loos zwiſchen den Gandidaten, welche die 
meiften Stimmen haben. u 

13. Niemand kann auf die Gandidatenlifte gefegt werben, wenn er nicht Bürs 
‚ger, 36 Jahr alt und Eigenthümer eines Grundftüds oder einer hypothekariſchen 
Schuld von 20,000 Schweizerfranten ift. Es ift hinreichend, Bürger, älter als 
2 Jahre, Eigenthümer eines Grundbefiges, oder einer hypothekariſchen Schuld von 
5000 Franken zu feyn, um unmittelbar von der Zunft, der man angehört, erwaͤhlt 
zu werden. j 

19. Alle zwei Sahre zu Oſtern entfcheidet eine Commiſſion von 15 Mitglie: 
dern, gewählt durd) das Loos, in jeder Zunft, und beftehend aus fünf von zehn 
der Xelteften, fünf von zehn Eigenthümern, deren Capital das beträchtlichfte ift, 
und von fünf, welche aus allen Mitgliedern einer Zunft unmittelbar erwählt wer: 
den, ob man über ein Mitglied des großen Raths außer denen, die im, Eleinen 
Rathe fisen, das geheime Stimmgericht eröffnen folle. Entfcheidet die Mehrheit 
der Commiſſion für daſſelbe; fo zeige fie das Mitglied, worüber die Zunft abzus 
fimmen berufen wird, an. EHI: 

Die Zunft ftimmt insgeheim für ober gegen- die Abfegung eines dem Stimm: 
gerichte unterworfenen Mitglieds. 

Der Wunfh der Mehrheit ftimmberechtigter Bürger der Zunft ift erforderlich, 
um bie Abſetzung zu bewirken. 

Die Mitglieder des großen Rathes, welche von mehr als einer Zunft auf bie 
Emdidatenlifte gefest worden find, können nur duch den Wunſch ber Mehrheit 
fimmberechtigter Bürger in einer gleichen Anzahl von Bünften abgefegt werben. 

Die unmittelbar von ihrer Zunft ernannten Mitglieder Eönnen nur durch fie 


abgefegt werden. — 
Vierter Zitel, 


Anweifung und Oarantie, weldhe die Berfaffung gewährt, 
20. Das Gefes beftimmt die einzelnen Gegenftände in der Organifation der 
Gewalten und der Einfegung der untergeordneten Behörden. 
21. Die Berfajfung leiftet für die im Canton beftehende Gonfeffion Gewähr. 
22. Sie garantirt das Recht, Zehnten und Grundzinfen abzufaufen. Das 
Geſetz beftimmt die Art der Abkaufung nad) einer billigen Abſchaͤtzung. 
| FSunftes Sapitel 
e) Berfaffung bes Gantons Freiburg. 
Erfer Titel. Pen. 
Bon den Gebietseintheilungen und dem politifhen Stande 
ber Bürger. | 
1. Der Canton Freiburg wird in fünf Bezirke getheilt, nämlich: 
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Die Stadt Freiburg und feine Bannmeile, Murten, Bulle, Romont md 
avayer. | | 
2. Der Stadtbezirk wird, wie früher, in vier Quartiere getheilt. Außerhalb der 
Stadt wird jeder Bezirk in vier Quartiere getheilt, beftehend aus den am meiften 
in der Bevölkerung gleichen und möglichft ſich nahe gelegenen Theilen. 
Seder fchweizerifhe Einwohner des Cantons ift vom 16. Jahre an Soldat. 
4. Mitglieder der Quartiere find Bürger oder Bürgersföhne aus einer Can 
fonsgemeinde, welche feit einem Jahre auf dem Gebiete dis Quartier ſich aufhal 
ten, im unabhängigen Stande leben, auf der Soldatenliſte ftehen, 30 Jahr alt feyn 
müffen, wenn fie nicht verheirathet find, und nur 20, wenn fie verheirathet find, 
ober geweſen find, und die endlich ein Grundftüd oder eine hypothekariſche Schuld 
von 500 Schweizerfranken befigen. Jeder Cantonsbürger Tann das Buͤrgerrecht zu 
Sreiburg erlangen. 


Zweiter Titel. 
Bon den politifhen Gemwalten, 


5. Ein großer Rath, beftchend aus 60 Mitgliedern, giebt Gefese, Verorb: 
nungen und andre Acte der hoͤchſten Gewalt; berathfchlagt über die Anträge aus 
Berorhentlicher Zagfagungen; ernennt die Deputirten zu den ordentlichen und aufer: 
srdentlihen Zagfagungenz; beftimmt die Vollmacht feiner Deputirten; ernennt zu 
Stellen, deren Amtsverrichtungen ſich über den ganzen Canton erftreden, und läßt 
fi Rechenſchaft über die Vollziehung der Gefege, Verordnungen und andrer Acte fir 
ner Verfügung ablegen. | 

Ein Eleiner Rath, beftehend aus 15 Mitgliedern des großen Rathes, melde 
fortwährend darin figen, und deren einer wenigftens aus jedem Bezirke ift, hat bie 
Vollziehung der Gefege, Verordnungen und andrer Acte der oberften Behörde zu 
beforgen; er ſchlaͤgt Gefige, Verorbnungen und Befchlüffe, die er für nöthig erach— 
tet, vor; er leitet und beauffichtigt die untern Behörden; er entfcheidet in lepter 
Inſtanz über Verwaltungsftreitigkeiten; ernennt zu den Stellen, deren Amtöver- 
richtungen fich über einen ganzen Bezirk erſtrecken, und legt dem großen Rathe von 
allen Theilen der Verwaltung Rechenſchaft ab. 

7. Zwei Scultheißen präfidiren mwechfelsweife ein Sahr lang im großen und 
Heinen Rathe. Der nicht fungirende erfegt im Nothfalle den andern; ex gehört zu 
dem kleinen Rathe. 

8. Ein aus 13 Mitgliedern, beftehendes Appellationsgericht, welchem ber nicht 
fungirende Schultheiß präfidirt, entfcheider in hoͤchſter Inſtanz über Civil- und 
Griminalfahen. Wenn es über eine Anklage eines mit Todesſtrafe belegten Ber: 
brechens entfcheidet; fo nehmen vier Mitglieder des Kleinen Rathes, durchs Loos 
gewählt, an der Sitzung und dem Spruche Antheil. | 

9, Der große Rath verfammelt ſich alle ſechs Monate 15 Tage zu Freiburg. 
Der Eleinc Rath verfammelt ſich beftändig; er Tann die Sigungen des großen Rathes 
verlängern und außerordentlich berufen. 

10. Die zwei Schultheißen werden durch den großen Rath aus den Mitglie 
bern des Eleinen Rathes gewählt. 

Die Mitglieder des Eleinen Rathes werden durch ben großen Rath gewählt. 

Die Mitglieder des großen werden erwählt, nämlich: in Drittheil unmitielbar 
von den Quartieren und aus deren Mitte, die zwei andern Drittheile durchs Loos 
aus ben ohne Unterfchieb in den Bezirken, wozu fie nicht gehören, gewählten Can 
bidaten. 

11. Die Mitglieder des Kleinen Rathes werden zum britten Theile alle zwei 
Sahre erneuert; fie find immerhin wieder wählbar. 

Die Mitglieder des großen Rathes, außer denen, die zugleich im Eleinen Rathe 
ſitzen, koͤnnen durch ein geheimes Stimmgericht, wie es im 18. Art. feftgefegt if, 
abgefest werben. 

12. Die Quartiere Eönnen bem von ihnen ermwählten Mitgliede des großen 
Rathes cine Entfhädigung reichen. Die Amtsverrichtungen ber übrigen Mitglieder 


geſchehen unentgeldlich. 
Dritter Titel. 


Von Wahlen und Abſetzungen. 


13. Bei der Bildung des großen Rathes verfaͤhrt jedes von ben 20 Quartie⸗ 
ren des Cantons folgendermaßen: . 
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Zuerft wählt es ein Mitglied bes großen Rathes, welches «3 aus feinen eig⸗ 
nen Mitgliedern wählen muß. 

Darauf ernennt e8 vier Candidaten in den Bezirken, zu denen es nicht gehört, 
Es Eann nicht mehr als drei in einem Diftricte wählen. * 

Von 80 alſo in allen Bezirken erwaͤhlten Candidaten werden 40 durchs Loos 
zu Mitgliedern des großen Rathes beſtimmt, um mit den 20 unmittelbar von den 
Quartieren erwaͤhlten Candidaten die Anzahl zu vervollſtaͤndigen. 

14. Im Fall der Erledigung waͤhlen die Quartiere alle zwei Jahre zu ben 
Etellen der Mitglieder des großen Rathes, welde fie unmittelbar ernannt haben. 
Das Loos erfegt die Stellen, je nachdem fie erledigt werden, und wählt aus den 
auf der Liſte zurückgebliebenen Candidaten. 

15. Fünf Jahre nad) der erften Bildung des großen Rathes, und alddann von 
num zu neun Jahren, wird die Ganbdibatenlifte erneuert, und wenn bie Stellen, 
wozu dad Loos ernannt hat, erledigt werden; fo werben fie fortwährend unter bie 
auf der Lifte befindlichen Candidaten vertheilt. 

16. Die Wahlen gefchehen durch geheime Abftimmung und nad) der abfoluten 
Mehrheit der Stimmen. Geht die abfolute Mehrheit nicht aus zwei Abftimmungen 
hervor; fo entfchridet das Loos zwifchen den beiden Candidaten, welche die meiften 
Etimmen erhalten haben. 

17. Niemand kann auf die Ganbidatenlifte gefest werben, wenn er nicht Bürs 
ger, 30 Zahr alt, und Befiser eines Grunbftüds ober einer hypothekariſchen 
Eduld von 12,000 Schweizerfranten if. Es ift hinreichend, Bürger, 25 Jahr 
alt und Befiser eines Grundftüds oder einer bypothelarifhen Schuld von 2000 
Sranken zu feyn, um von dem Quartier, welchem man angehört, unmittelbar ers 
hannt zu werben. | 

18, Ale zwei Sahre zu Oftern entfcheidet eine Commiffion von 15 Mitglies 
ern, welche durch das Loos im jedem Quartier gebildet wird, und beftehet aus 
fünf der zehn Älteften, aus fünf der zehn begütertften Eigenthümer, und aus fünf 
ohne Rüdficht aus allen Mitgliedern des Quartier gewählten Perfonen, ob über 
ein Mitglied bes großen Rathes außer denen, welche im kleinen Rathe figen, ein 
Stinmgericht gehalten werden folle. Entfcheidet die Mehrheit für das Gericht; fo 
kigt fie das Mitglied an, worüber dad Quartier zur Abftimmung berufen wird. 

Das Quartier ſtimmt insgeheim für oder wider Abfegung des dem Gerichte 
inerworfenen Mitgliedes. 

Der Wunſch der Mehrheit ftimmberchhtigter Bürger des Quartiers ift erfors 
detlich, um Abfegung zu bewirken. 

Die Mitglieder des großen Rathes, deren Namen von mehr als einem Quar: 
fiere auf die Candidatenliſte gefegt worden find, können nur durch den Wunfch der 
ee ſtimmberechtigter Bürger in einer gleichen Anzahl Quartiere abgefegt 
werben. 

Die unmittelbar von einem Quartiere erwählten Mitglieder können nur von 
Im abgefegt werben. 


Bierter Zitel, 
Beftimmung und Garantie der Verfaffung. 


19, Das Geſetz orbnet bie einzelnen Angelegenheiten der Berfaffung ber Ge: 
walten und die Anordnung der untergeordneten Behörden. 

20. Die Verfaffung garantirt die im Canton beftehenden Confefiionen. 

21. Die Verfaffung garantirt das Recht, Zehnten und Grundzinfen abzufaus 
fen. Das Geſetz beftimmt die Art des Rüdkaufs nach dem wahren Werthe. 


Schfies Gapitel, 
f) Verfaffung des Cantons Glarus, 


l. Der Santon Glarus wird in feinen alten Gränzen hergeftellt. Die volle 
und durchgängige Freiheit des katholiſchen Eultus wird in den Orten, wo eine oder 

andre Confeſſion befteht, garantirt. . 

2. Die oberfte Gewalt wohnt der gemeinen Landgemeinde bei; und die Lands 
Stmeinde jeder Abtheilung (Tagwen) hat die ehemals befeifenen Rechte. 

Die Landgemeinde, welche aus ten Bürgern bes ganzen Cantons, vom 

9. Jahre an, befteht, genehmigt oder verwirft alle Gefegvorfchläge, welche ihr ber 
gemeine Rath vorlegt. 
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Kein Punct wird in _derfelben in Berathung genommen, als nachdem er einm 
Monat zuvor dem gemeinen Rathe fchriftlich vorgelegt und mit feinem Gutachten 
begleitet worden ift. | 

Die außerordentlichen Landgemeinden können nur über Gegenftände, wegen we: 

der fie zufammenbevufen wurden, berathfchlagen. 
- +. Die Vorfteher des Cantons, nämlih: der Landamman, der Statthalter, 
ber Bannerherr, der Seckelmeiſter, die beiden Landeshauptleute, die beiden Landes 
fähndriche, die beiden Zeugherren, die drei Staatsfecretaire und der Landwaihel, 
‘werben nad) derfelben Weife und mit denfelben Rechten, wie ehedem ermählt; fie 
bleiben- diefelbe Zeit im Amte. Die Abwechslung in einigen biefer Aemter, bie An: 
. ordnung und Bertheilung ber Aemter rüdjichtlich der beiden Tagwen, bleiben die 
felben, wie vormald. Der Gefandte bei der Zagfagung wird in der Landgemeind: 
ernannt, zwei Jahre hindurch aus den Bürgern der proteftantifchen Abtheilung, dad 
dritte Jahr aus .denen der Eatholifchen Gemeinde. 

5. Der gemeine Rath, der evangelifche Rath und der Eatholifche Rath behal 
ten ihre frühern Rechte, diefelbe Organifation und diefelbe Weife der Ermählung. 

6. Diefelbe Weife der Wahl, diefelbe Organifasion und diefelben Rechte wit 
früher, behalten die vier Gerichte evangelifcher Confeſſion, naͤmlich: das Fünferge 
richt, das_Neunergeriht, das Augenfcheingericht und das Chorgericht, bie beiden 
Gerichte Fatholifcher Confeffion und das vermifchte Gericht. ' 

7. Alle Behörden müfjen ſich nach den Grundfägen der Föbderalacte richten. 

Der Canton Glarus kann weder in directe noch indirecte Beziehungen mit ds 
nem andern Canton, noch mit fremden Mächten anders, als in den Formen der 
Foͤderalacte treten. . 


P ‘ 
— 


Siebentes Capitel. 


e) Verfaſſung von Graubuͤndten. 


1. Der Canton” Graubündten theilt ſich in drei Buͤnde. ; 

2. Jeder Bund wird in drei Hochgerichte getheilt, wie vorher. Die Herr: 
ſchaft Mayenfeld bildet einen Diftrict mit denfelben Rechten, wie die übrigen. Hal 
denftein wird mit dem Bezirke der vier Dörfer vereinigt. ' Der Sig des Bisthums 
ift zu Chur und zu Trasp im Unter: Engadin. Ä 

. Die Bedingungen, welche zur Ausübung des Buͤrgerrechts erforderlich find, 
bleiben diefelben, wie früher. Das Geſetz Tann fie verändern. 

Jeder Bündtner, der 16 Jahr alt ift, ift Soldat. 2 

5. Die Sanction der Gefege, und die Verwaltung werden in jedem Diſtricte, 
wie vorher, bergeftellt. Die vormaligen Unterthanenlande werben, wie bie unabhän: 
gigen Theile, eingerichtet. 

6. Der Antrag zu Gefegen gehört dem großen Rathe des Cantons, welcher 
aus 63, in. jedem Bezirke ernannten Repräfentanten befteht, in bderfelben Matt, 
‚wie früher, welche in allen Theilen des Diftricts ohne Rüdficht auf entgegenftehendt 
Privilegien gewählt werden. Der große Rath entfcheidet über die Schwierigkeiten, 
welche ſich unter den Gemeinden erheben koͤnnten; er berathet über Anträge außer: 
ordentlicher fchweizerifher Tagſatzungen; er ernennt die Gefandten zu allen Tag 
ſatzungen, fowohl ordentlichen als außerordentlihen; er ficyert die Vollziehung dir 
Befchlüffe der eidgenöfiifchen Tagſatzung. . — 

7. Ein kleiner Rath, beſtehend aus drei Vorſtehern, deren jeder in feinem 
Bunde durch die Gemeinderepräfentanten, ohne Rüdficht auf alte entgegenftehendt 
Privilegien, gewaͤhlt wird, ift mit der Vollziehung aller von dem großen Rathe des 
Gantons augfliegenden Acte beauftragt, und übermadht ihm die Anträge ber Ge 
meinden oder Bezirke, welche entfchieden werben follen. 

. Die vormalige Gerichtöverfaffung bleibt in den Buͤnden hergeftellt. Das 
Geſetz kann darin Abänderungen treffen, und ein Appellationsgericht in jebem Bunde, 
oder ein einziges für ben ganzen Canton anordnen. "yo 

Die Bezirke und Bünde Fönnen unter einander nur durch die Bundesvor— 
fteher oder den großen Rath des Cantons correfpondiren. Die Bezirke, Bünde und 
der große Rath des Cantons Eönnen mit andern Gantons oder mit einer fremden 
Macht nur mittelft der helvetifchen Tagſatzung in Verhältniffe treten; und bas alles 
ohne Rüdficht entgegenftehender Gebräude. Unterfagt find den Bezirken, Bünden 
und dem gemeinen Rathe alle Acte, welche ber Einheit des Cantons oder der Eid⸗ 
genoſſenſchaft Eintracht thun koͤnnten. | 

10. Das Gefeg trifft in den einzelnen Theilen ber Organifation ber Gewalten 


Ten 
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die durch Umſtaͤnde erforderten Abänderungen, welche mit der gegenwärtigen Vers 
faffung verträglich find. * 
11. Die Verfaſſung garantirt die in dem Canton bekannten Confeſſionen. 
. 12. Die Verfaſſung ſichert jedem Bürger eines Bundes die freie Ausuͤbung 
feines Gewerbes im ganzen. Canton. — 
13. Die Verfaſſung ſichert das Recht, Zehnten und Grundzinſen abzukaufen. 
Das Geſetz beſtimmt die Art des Ruͤckkaufs nach richtiger Abſchaͤtzung. 


Achtes Capitel. 
h) Verfafſung des Cantons Lucern. 


Erſter Titel. 


Bon der Gebietseintheilung und dem politiſchen Stande 
der Bürger. 

1, Der Santon Lucern ift in fünf Bezirke eingetheilt, "nämlich: die Stadt Lu⸗ 
ern, Entlibuch, Willifau, Surfee, Hochdorf. | 

2. Ieder Bezirk wird in vier Quartiere, beftehend aus den, in der Bevölkerung 
am meiften gleichen, und einander am naͤchſten gelegenen Theilen getheilt, ohne 
Rüdiht auf Lebensweife, Stand oder Gewerbe. Ä | 

3, Jeder ſchweizeriſche Einwohner des Gantons ift vom 16. Jahre an Soldat. 

4, Mitglieder der Quartiere find Bürger und Bürgersföhne einer Cantonge—⸗ 
meinde, welche ein Jahr lang ſich auf dem Gebiete des Quartiers aufgehalten has 
ben, in unabhängigen Stande, in der Goldatenlifte eingetragen, 30 Jahre alt find, 
wenn fie nicht verheirathet find oder geweſen find, und blos 20, wenn fie verhei- 
rathet find oder gewefen find, und weldye endlich ein Grundftüd oder eime hypo⸗ 
thetariſche Schuld von 500 Schweizerfranken befigen. Jeder Bürger des Cantons 
kann das Bürgerrecht in Lucern erlangen. | 


Zweiter, Titel. : 
Bon den politifhen Gemalten. 3 


5, Ein großer Rath von 60 Mitgliedern giebt Gefege, Verorbnungen und 
ale Acte der oberften Gewalt; beratbfchlagt über Anträge außerordentlicher Tage 
Rtungen; ernennt die Deputirten der Gantons zu den ordentlichen und außerordent⸗ 

m Tagſatzungen; ernennt zu den Stellen, deren. Umtsverrichtungen auf den-gans. 
ven Canton fich erftreden; und laͤßt ſich Rechenfchaft von der Vollziehung der Ges 
te, Verordnungen -und, andern Acten feiner Verfügung ablegen. - 

Ein Eleiner Rath, beftehend aus 15 Mitgliedern des großen Rathes, bie 
kıtin fortwährend figen, und deren mwenigftens einer aus jebem Bezirke ift, hat das 
Geihäft der Vollziehung der Gefege, Verordnungen und andrer Acte der. höchften 
Behörde; er Schlägt Geſetze, Verordnungen und andre ihm nöthig fcheinende Acte 
vr; er leitet und beauffichtigt die untern Behörden; er fpricht in lester Inſtan 
übe Berwaltungsftreitigkeiten; er ernennt zu Stellen, deren Amtsverrichtungen Pr 
uf einen ganzen’ Bezirk erftreden, und legt dem großen Rathe von allen Theilen 
der Verwaltung Rechenfchaft ab. | 

7. Zwei Schultheißen führen ein Jahr lang im großen und kleinen Rathe ben 
in der nicht fungirende erfegt im Nothfalle den andern; er gehört dem Kleinen 
athe an, 

8. Ein Appellationsgericht, beftehend aus 13 Mitgliebern des großen Rathes, 
tiheidet unter dem Vorſitze des nicht fungirenden Echultheißen in legter Inftanz 
et Civil: und Griminalfahen. Wenn es über eine Anklage wegen eines tobes« 
würdigen Verbrechens entfcheidet; ſo treten vier durch das. Roos beftimmte Mitglie⸗ 
det des Eleinen Rathes ein und nehmen am Spruche Antheil, 0 \ 

R 9. Der große Rath verfammelt ſich alle fehs Monate zu Lucern auf 15 Tage. 
Str Heine Rath verfammelt fich beftändig. - Er. ann die Sitzungen des großen Ras 
thes verlängern und außerordentliche berufen. ’ 

10,‘ Die beiden Schultheißen werden von dem großen Rathe aus ben Mitglice 
dan des Heinen Rathes.aewählt. Fr 
Die Mitglieder des Kleinen Rathes werben durch den großen gewählt. Die Mite 
dider des großen Rathes werben Tepe erwählt: ein Drittheil durch bie 
Quartiere unmittelbar und aus ihrer Mitte; die beiden andern Drittheile durch 

5 8008 aus den-in den Quartiere ohne Unterfchied gewählten Gandidaten, aus 
Bezitlen, denen fie nicht. angehören.  - | 
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11. Die Mitgliebder bes. kleinen Rathes werben zum dritten Theile alle zwel 
Jahre erneuert; ſie koͤnnen unbeſchraͤnkt wieder gewaͤhlt werden. 

Die Mitglieder des großen Rathes, außer den im kleinen Rathe ſitzenden, Ein 
nen buch ein im 18. Art. beftimmtes Stimmgericht abgefegt werben. 

12, Die Quartiere Eönnen dem unmittelbar von ihnen ermählten Mitglict 
des großen Rathes eine Entfchädigung gewähren. Die übrigen Amtsverrichtungen 
gefchehen unentgeldlich. 

Dritter Titel, 


Bon Wahlen und Abfegungen. 


. 18. Zur Bildung des großen Rathes fchreitet jedes der 20 Quartiere des Can 
tons folgendermaßen : 

Zuerft ernennt es ein Mitglied des großen Rathes, welches aus feinen eignen 
Mitgliedern gewählt werden muß. 

Alsdann ernennt es vier Gandidaten in den Diftricten, zu benen fie nidt ge 
hören. Es kaun deren nicht mehr als drei in jedem Difkricte ernennen, dem fr 
nicht zugehören. 

Bon 80 alfo in allen Bezirken ermwählten Candidaten werben AO durchs Too 
zu Mitgliedern des großen Rathes beftimmt, und machen mit den 20 unmittelbar 
erwählten Mitgliedern deffen Anzahl vouftändig. | | 

14. Im Fall der Erledigung wählen die Quartiere alle zwei Jahre zu dm 
Stellen der Mitglieder des großen Rathes, die fie unmittelbar ernannt haben. Das 
Loos erfegt die andern erlidigten Stellen aus der Anzahl der auf der Lifte befind 
lichen Candidaten. 

15. Fünf Jahre nach der erften Bildung des großen Rathes und in der golf 
von neun zu neun Jahren wird die Sandidatenlifte erneuert; und wenn bie Stellen, 
wozu das Loos ernennt, erledigt werden; fo werden fie fortwährend unter die auf 
ber Liſte befindlichen Candidaten vertheilt. 

16. Die Wahlen gefchehen durch geheime Abftimmung und nach abfolutt 
Stimmenmehrheit. Wenn eine zweimalige Abftimmung. nicht abfolute Mehrheit her 
vorbringtz; fo entfcheidet das Loos zwifchen den zwei Gandidaten, vie die meiſten 
Stimmen haben. | 

‘47. Niemand kann auf die Eandidatenliſte kommen, als wer Bürger, 80 Jaht 
alt, und Befiger ift eines Grundftüds oder einer hypothekariſchen Schuld ven 
12,000 Schweizerfranfen. Es ift genug, Bürger, 5 Jahr alt, Eigenthämer & 
nes Grundſtuͤcks oder einer hypothekariſchen Schuld von 8000 Franken zu feyn, um 
von dem Quartiere, deffen Mitglied man ift, gewählt zu werden. . : 
18. Alle zwei Jahre zu Oftern entfcheidet eine Commiſſion von 15 Mitglit⸗ 
bern, gebildet durchs Loos in jedem Quartiere und beſtehend aus fünf der zehn db 
teften, fünf der zehn reichften Eigenthümer, und fünf aus allen Mitgliedern de 
Quartiers gewählten Perfonen, ob über ein Mitglied des großen Rathes, außer 
den im Kleinen Rathe fisenden, ein geheimes Stimmgericht gehalten werben fol 
Entfcheidet die Mehrheit dafür; fo wird die Perfon angezeigt, über melde dad 
Quartier zur Abftimmung berufen wird. | 

Das Quartier ftimmt insgeheim für oder. wider bie Abfegung des dem 6» 
richte unterworfehen Mitgliedes. 

Der Wunſch der Mehrheit ftimmberechtigter Bürger in einem Quartiere if zur 
Abfegung erforderlich. | 

Mitglieder des großen Nathes, beren Namen von mehr als einem Quartier 
auf die Lifte geſetzt worden find, koͤnnen nur durd den Wunfch der Mehrheit ſtimm⸗ 
berechtigter Bürger in einer gleichen Anzahl Quartiere abgefegt werben. 


Die unmittelbar durch ein Quartier erwählten Mitglieder Eönnen nur. von ihm 


abgeſetzt werden. 
Bierter Titel. . 
Beflimmung und Garantie durd bie Berfaffung. 
19. Das Gefeg beftimmt die Einzelnheiten der Organifation ber Gewalten, 
und die Einrichtung der untergeordneten Behörben. 
20. Die Verfaffung garantirt die im Canton beftehende Gonfeffion. 


21. Die Verfaſſung garantirt das Recht, Zehnten und Grundzinfen abzulaw 
fen. Das Geſetz beſtimmt die Art des Ruͤckkaufs nach einem billigen Werthe. 
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Neuntes - Capitel‘ 
i) Verfaffung des Cantons Et. Gallen, 
\ Erſteer Titel. | | 
Eintheilung des Gebiets und politifcher Stand ber Bürger, 


1. Der Canton St. Gallen wird in acht Bezirke getheilt, nämlich: bie Stabt 
Et. Gallen, Roſchach, Goſſau, Unter: Zoggenburg, Ober :Zoggenburg, Rheinthal, 
Sargans und Uznach. Die Stadt St. Gallen ift der Hauptort des Gantons. 

Die acht Bezirke werden in 44 Kreife, beftehend aus mehrern Gemeinden, ges 
heilt, mit Ausnahme besjenigen von St. Gallen, welcher nur die Stadt dieſes 
Namens in ſich faßt. 

Die Bürger verfammeln fi) im nöthigen Falle in Gemeinde: und Kreispere 
fammlungen. | 

2 Um Bürgerreht in ciner Gemeindes oder Kreisverfammlung auszuüben, 

muß man | 

1) feit einem Bahre auf dem Kreis- oder Gemeindegebiete gewohnt haben; 

2) 20 Jahr alt und verheirathet feyn oder gewefen feyn, oder 30 Jahr alt 
feyn, wenn man nicht verheirathet gemwefen ift; 

9) Eigentyümer oder Nugnießer eines Grundvermögens von 200 Schweizerfrans 
* —— einer auf Grundvermoͤgen hypothecirten Schuld von 300 Frans 
en feyn; 

4) wenn man vorher nicht Bürger ber einen oder. anbern Gantongemeinde war, 
an die Armencafje feines Wohnorts, eine jährlihe Summe entrichten, welche 
durch das Gefeg nad) dem Werthe des Eigenthums in der Gemeinde bes 
fimmt wird, und deren Minimum fehs Franken, das Marimum 100 Frans 
ten betragen wird. 

Nichts defto weniger braucht man bei ber erften Wahl nur drei pr. C. des 

Preis vom legten Gontracte der Erwerbung des Bürgerrechtes zu bezahlen. 

Ausgenommen von biefer vierten Bedingung find die Geiftlihen und Familien⸗ 
bäter, welche in der Schweiz geboren, Väter von vier Kindern über 16 Jahren 
ind, die in die Soldatenlifte eingefchrieben find, oder ein Gewerbe oder eine Wirths 


haben. | — 

3, Mittelſt der jaͤhrlich an die Armencaſſe bezahlten Summen oder bed Gapis 
tald diefer Summe wird man Miteigenthümer der zum Bürgerrechte gehörenden 
—— bat Anſpruch auf Beiſtand, welcher den Bürgern der Gemeinde zus 
gichert: i ER 

Die fremden ober Schweizer Bürger eines andern Cantons, welche nad) Ex» 
fllung der Bedingung hinſichtlich der Zeit des Aufenthaltes, und ber andern geſetz⸗ 
lih beftimmten Bedingungen Bürger des Cantons St. Gallen werben wollen, koͤn⸗ 
von gehalten werden, das Capital zum zwanzigften Theil von ber jährlichen Summe, 
af welche der Mitbefig der Vortheile des heimifchen Bürgerrechts abgefhägt war, ' 
in bezahlen. Dies wird durch eine befondre Acte der Gemeinde beftimmt. 


Zweiter Titel. 1 


Oeffentliche Gewalten. 


4. Es giebt in jeber Gemeinde eine Municipalitaͤt, beſtehend aus einem Syn⸗ 
‚ zwei Adjuncten, und einem Municipalrathe von acht Mitgliedern wenigſtens, 
ud 16 hoͤchſtens. Die Municipalbeamten bleiben ſechs Jahr im Amte; fie werden 
yum dritten Theile erneuert, und find wieder wählbar. 
Das Gefes beftimmt den Gefchäftsfreis jeder Municipalität, betreffend 
1) die Localpolizei; 
2) die Vertheilung und Einnahme der Auflagen 5 
3) die befondere Verwaltung der Gemeindegüter und ber Armencaffe, und bie 
Einzelnheiten der allgemeinen Verwaltung, welde ihr etwa aufgetragen 
werden. | 
Sie — uͤberdies die beſondern Verrichtungen der Syndici, Adjuncten und 
ſcipalraͤthe. 
5. Es giebt in jedem Kreiſe einen Friedensrichter. Er leitet und beauffich 
Üpt die Gemeindevertwaltungen feines Bezirkes. 


Cr führg den Vorfig in ben Kreisverfammlungen und hat darin die Polizet. 
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Er ift Vermittler ber Streitigkeiten zwiſchen den Bürgern, gerichtlichen Pol 
zeibeamten, beauftragt mit der vorläufigen Unterfuchung im Kalle eines Verbrechens 
und er entfcheibet mit den Aſſeſſoren Civilſachen von geringer Bedeutung. Das 
Geſetz beſtimmt jede feiner Obliegenheiten. h Ä 

Ein großer Rath, aus 150 auf fünf Jahre oder auf Lebenszeit, nad) den 
im 14. Art: beftimmten’ Fällen, gewählter, Rath übt die höchfte Gewalt: aus. Er 
verfammelt ſich am erftien Montage des Mai in der Stadt St. Gallen, und fein 
ordentlihe Sitzung dauert einen Monat, wofern der Eleine Rath feine Dauer nicht 
verlängert. ö 

Der große Rath Ä 
1) genehmigt ober verwirft die ihm von dem Eleinen vorgelegten Geſetzesbor⸗ 


läge; ’ 

2) er läßt ſich Rechenfchaft von der Vollziehung der Gefege, Befehle und Ber 

ordnungen geben; | 
8) er empfängt und fehließt ab die Finanzrechnungen des Kleinen Rathes; 
" 4). er beftimmt die Entfhätigungen der öffentlichen Beamten; 

8 er genehmigt die Veräußerung der Domainen bes Gantond; . 
er.berathfchlagt Über die Anträge außererdentlicher Tagfagungen, ernennt die 
* Deputirten zu den Tagſatzungen, und ertheilt ihnen Anweiſungen; 

7) er ſtimmt im Namen des Cantons; | | | 
7, Ein einer Rath, beſtehend dus neun Mitgliedern des großen Rathe, 
welche fortdauernd darin Sitz behalten, und beftändig wieder wählbar find, hat die 
Initiative der Gefege und der Anträge zu Auflagen. .. | | 
"Er ift mit der Vollziehung der Gefege und Befchle beauftragt. Zu dieſer Abe 
fiht faßt er die nöthigen Beſchluͤſſe. Er leitet und beauffihtigt die untern Be 
hoͤrden und ernennt feine Agenten. | j 
Er legt dem großen Rathe von allen Theilen der Verwaltung Rechenſchaft ad, 
umd zieht fich zurüd, wenn man über. feine Gefchäftsführung und über feine Rech⸗ 
nungen berathfchlagt. | ——— en | 
— a verfügt über die bewaffnete Macht zur Aufrechthaltung der’ öffentfichen 

r ung. F N . i AM 
"Er Fann die Dauer der ordentlichen Sisungen des großen Rathes verlängern 
und außerordentliche berufen. mM ne — — 

In Civil- und Criminalſachen giebt es Gerichte erſter Inſtanz, deren Mib 


* 4 


glieder von den ktagenden Parteien entſchaͤbigt werden. | i 
. Das Geſetz beſtimmt die Anzahl ‚diefer Gerichte, ihre Organifation’ umb ihre 
ompetenz. | nn, 79 —— 
9. Ein Appellationsgericht, beſtehend aus, 13 Gliedern, entſcheidet in lehter 
Inſtanz; es urtheilt in Criminalſachen nur in Anweſenheit von neun Mitgliedern, 
und wenn es ſich um ein todeswuͤrdiges Verbrechen handelt, bei der Anzahl von 
183. Es zieht im Nothfalle Rechtsverftändige zu. Das Gefeg beſtimmt die Der 
fehrungsmweife und Dauer der Amtsverrihtungen diefer Richter. — 
46. Ein Gericht, beſtehend aus einem Mitgliede des kleinen Rathes und vier 
Mitgliedern des Appellationsgerichtes, entſcheidet über Verwaltungsſtreitigkeiten. 


Dritter Titel * 
Art und Weife der Wahlen und Bedingungen ber MWähl 


barkeit. | 


. 14. Die Mitglieder der Municipalität werben von der Gemeindeverfammlu 
aus Bürgern von 30 Jahren, Eigenthümern oder Nutznießern eines Grundſtuͤ 
von 500 Franken Werthes, oder einer auf Grundſtuͤcke verſicherten Schuld von der 
felben Eumme, ernannt. re, J 

12. Die Friedensrichter werden von dem kleinen Rathe aus Buͤrgern, welche 
en Eigenthum oder eine Schuld von 1000 Franken in derfeiben Art der Gier be 
en, ernannt. * 
13. Die Stellen im großen Rathe werben durch unmittelbare Erwaͤhlung oder} 
durch Verloofung. vergeben, auf folgende Weife a. 2 
Die Bürger, welche in dem Bereiche eines Kreifes wohnen, bilden eine Ders 
fammtlung, welche nur nach.einer 15 Tage vorher angeorbneten Berufung durch den 
Briedensrichter, die ſieben Tage zuvor von jeder. Municipalitaͤt publicirt wird, 
Statt findet. Jede Kreisverfammlung macht drei Ernennungen. | 
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1) Sie ernennt in ihrem Bezirke einen Deputirten, ‚ber ohne Vermittlung bes 
Loofes in den großen Rath tritt. Der Kreis von Gt. Gallen ernennt deren 
fünf. Das Alter von 30 Jahren ift die einzige Bedingung für diefe erfte 
Ernennung. Der Friedensrichter,. als Präfident der Verfammlung, Fann 
nit in feinem Kreife ernannt werben; 

2) fie ernennt drei Sandidaten aufer ihrem Gebiete unter den Eigenthlimern 
oder Rusgnießern eines Grundftüds von mehr ald 16,000, Sranfen, oder ei: 
ner auf Grundftüde verfiherten Schuld deſſelben Betrages; und zu biefer 
weiten Ernennung bedarf es blos eines Alters von 25 Tahren; 

8) fie ernennt zwei Ganbdidaten außer ihrem Gebiete aus den Bürgern Über 
50 Jahre; und für diefe. dritte Wahl reicht es hin, Beſitzer oder Nusnießer 
oder Gläubiger einer auf Grundftüde verfiherten Schuld von 4000 Kranken 


zu ſeyn. 

Die 220 Sandidaten werben durch das Loos auf 102 gebracht, welche mit 48 
unmittelbar durch den Kreis ernannten Deputirten die 150 Mitglieder bes großen 
Rathıö bilden, N 

14 Die Mitglieder des großen Rathes von ber zweiten und briften Wahl 
gehoͤren feinem. Kreife an. 

Die der zweiten Wahl find es auf Lebenszeit, fobald fie in einem und bdemfel: 
ben Jahre von 15 Kreifen vorgefchlagen worden find. 

Die der dritten find es gleichfalls auf Lebenszeit, wenn 80 Kreife fie in dem⸗ 
klben Jahre vorgefchlagen haben. | 

15. Die Mitglieder des großen Rathes der erften Ernenmung koͤnnen von 
ihren a entfchädigt werden; die Amtsoverrichtungen ber übrigen gefchehen uns 
entgeldlich. | 

16, Zu Stellen ber zweiten und dritten Ernennung im großen Rathe binnen 
5 Jahren, beftimmt, im Falle der Erledigung, das Roos unter den auf der Kifte 
befindlichen Candidaten. Sie wird alle fünf Jahre erneuert. 

17. Wenn zur Zeit der periodiichen Erneuerung im großen Nathe mehr als 
49 Mitalieder am Leben find; fo wird die übrige Zahl dev Zahl von 150 fo bei- 
gefügt, daß bei jeder Wahl zum wenigften 53 Bürger aus der Claffe der Grund: 
hiser von 16,000 Franken, oder über 50 Jahr in den großen Rath treten. 

18, Der Präfident des großen Rathes wird bei jeder Sitzung dus dem Mit: 
düchern des kleinen Rathes gewählt; er ſtimmt nicht mit, fobald es fih um Red: 
Dingen und um Gefhäftsführung diefes Rathes handelt. 

e he nimmt während des Vorſitzes feinen Theil an den Berathungen bes Fleinen 
af 


19. Die Mitglieder des Eleinen Rathes werden von dem großen für ſechs 
Sabre ernannt, und zum dritten Theile erneuert. Die erfte Ernennung bezeichnet 
de, welhe am Ende des zweiten umd vierten Jahres austreten. 

Um wählbar zu ‚feyn, muß man Eigenthümer, Nusnießer oder hypothekari⸗ 
game: ciner Schuld von 9000 Franken, welche auf Grundftüden verfichert 

! ion. 

Der Heine Rath wählt feinen Präfidenten monatlich. i 

D. Die Mitglieder der Bezirkegerichte werden von dem kleinen Rathe nach eis 
her. dreifachen vom Appellationsgericdyte vorgelegten Liſte gewählt. Man’ kann blos 
ms Eigenthümern, Nusnießern oder Gläubigern einer auf Grundftüde verficherten 
Chu von 3000 Franken, wählen. | | 

2, Die Mitglieder des Appellationsgerichtes werden vom großen Rathe er: 
wählt, und, außer der für den kleinen Rath geforderten Bedingung des Eigenthums, 
miflen fie fünf Jahre lang gerichtliche Bunctionen verrichtet haben, ober Mitglie: 
var höhern Behörden gemwefen feyn. Ä 


Vierter Titel. 


Allgemeine Verordnungen und Garantieen. 


2, Jeder ſchweizeriſche Einwohner des Cantons St. Gallen iſt Soldat. 
3. Die Kreisverſammlungen können in keinem Falle weder unter ſich, n 
Mt einzelnen Perfonen oder Grfellfchaften außer dem Canton correfponbiren. - - 
4. Die volle Freiheit der Ausübung der katholiſchen und proteftantifchen 
Corfeffion wird garantirt. 
Die Berfaffung garantirt gleichermaßen das Recht, Zehnten und Grundzinfen 
a Ip fenem Werthe abzukaufen. | 15 — 


m, Se 
Zehntes Gapitel, 
k) Verfaffung bes Kantons Schafhaufen. 
| Erfter Titel, 


Eintheilung des Gebietes und politifher Stand ber 
Bürger. 


1. Der. Canton Schafhaufen wird in drei Bezirke getheilt, nämlich: die Stadt 
Schafhaufen, Klettgau, Stein und Reyet. 

2. Der Stadtbezirk ift in fehs Gemeinden, deren jebe aus zwei Bünften be 
fteht, die ſich möglichft dev Anzahl nach gleichen, getheilt. Außer der Stadt wird 
jeder Bezirk in ſechs Zünfte, die aus den in der Bevoͤlkerung am meiften- gleichen, 
und möglichft nahe an einander gelegenen Theilen beftchen, ohne Unterſchied des Ge 
werbes, Standes oder Betriebes aetheilt. 

3. Jeder jchmweizerifche Einwohner des Cantons von 16 Jahren ift Soldat. 

4. Mitglieder der Zünfte find Bürger oder Bürgersfühne einer Santongemeindt, 
welche .ein Jahr lang auf dem Gebiete der Zunft aewohnt. haben, in unabhängigem 
Stande, eingefchrieben in die Soldatenlifte, und 30 Jahr alt find, wofern fie nicht 
verheirathet find, oder gewelen find, und 20, wenn fie verheirathet find oder ge 
wefen find, und endlich, welche einen Grundbefig, oder eine hypothekariſche Schul 
von 500 Schweizerfranten haben. Jeder Bürger des Cantons kann zu Schafhauſen 
das Bürgerrecht erlangen. 


Zweiter Titel, 


Von den politifhen Gemwalten. 


5, Ein großer Rath von 45 Mitgliedern giebt Gefege, Verordnungen und 
andere Acte der höchfien Gewalt; beratbichlagt über die Anträge außerordentlicer 
Tagſatzungen; ernennt die Deputirten ded Cantons zu den orbentlichen und außer— 
ordentlichen Tagſatzungen; ernennt zu ben Aemtern, deren Wirkfamfeit fich über den 
ganzen Ganton erftredt, und läßt ſich Rechenſchaft von der Vollziehung der Gefett, 
Verordnungen und anderer Verfügungen von ihm ablegen. 

Ein Kleiner Rath von 15 Mitgliedern des großen Rathes, welche darin 
fortwährend Sig behalten, und bavon einer wenigftens aus jedem Bezirke ift, hat 
das Gefhäft, Gefege, Verordnungen und andere Acte der höchften Bebörde zu volk 
ziehen; er fchlägt die Geſetze, Verordnungen und andere Acte, die er für nöthig eis 
achtet, vor; er leitet und beauffichtigt die niedern Behörden; er entfcheidet in I 
ter Inſtanz über Vermwaltungsftreitigkeiten; er ernennt zu Stellen, deren Amtsvers 
richtungen ſich über einen ganzen Bezirk erftreden; er giebt dem großen Rathe von 
allen Theilen der Verwaltung Rechenschaft. 

7. Bwei Bürgermeifter präjidiren während eines Jahres abwechſelnd im gr% 
Sen und Kleinen Rathe; der nicht fungirende erfegt den andern im Nothfalle; W 
gehört zum Kleinen Rathe. 

8.. Ein ppellationsgericht, beſtehend aus 13 Mitgliedern des großen Rates, 
in welchem der nicht fungirende Bürgermeifter präfidirt, entfcheidet in höchfter In 
ftanz, in Civil: und Criminalſachen. Wenn er über ein Verbrechen, worauf Todeb 
ftrafe fteht, enticheidet; fo nehmen vier durchs Loos beftimmte Mitglieder des fe 
nen Rathes Theil an der Eipung und am Urtheile. 

9. Der große Rath verfammelt fich alle ſechs Monat 15 Tage zu Schafhau 
fen. Der Eleine verfammelt fi) gewöhnlih; er kann die Eigungen bes großen 
Rathes verlängern, und außerordentliche berufen. 

Die beiden Bürgermeifter werden von dem großen Rathe aus Mitgliedern dei 
Eleinen erwählt. | 

Die Mitglieder des -Eleinen Rathes werben durch den großen Rath erwählt. 

Die Mitglieder des großen Rathes werden erwählt, nämlih: ein Dritthei 
durch die Genoffenfhaft der Zünfte, oder durch die Zünfte unmittelbar aus ihrer 
Mitte; bie beiden. andern Drittheile durchs Loos unter den durch die Zunftgenoſſen 
fchaft oder die Zünfte ohne Rüdfiht auf die Bezirke, denen fie nicht angehören, gt 
wählten Gandibaten. 

10. Die Mitglieder des Kleinen Nathes werden zum dritten Theile alle zwe 
Jahre erneuert; fie können unbefchräntt wieder gewählt werden. Die Mitgliede 
des großen Rathes, außer denen, welche zu gleicher Zeit im Heinen Rathe figen 
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£innen durch ein Stimmgeriht ber Zunftgenoſſenſchaft, ober durch Zünfte, wie es 
im 17, Artikel beftimmt ift, abgefegt werden. 

11. Die Quartiere können dem von ihnen unmittelbar in ben großen Rath 
erwählten Mitgliede eine Entfhädigung gewähren. Die Amtsverrichtungen der übri- 
gen Mieglieder geſchehen unentgeldlich. J 


Dritter Titel. 


Von den Wahlen und Abſetzungen. 


12, Bei der Bildung des großes Rathes ſchreitet jede der ſechs Zunftgenoſſen⸗ 
Thaften odır der 12 Zünfte zu zwei auf einander folgenden Wahlen. 

Zuerst erwählt fie das Mitglied des großen Rathes, welches fie aus den Bür- 
gem, woraus fie befteht, wählen muß. 

Darauf ernennt fe vier Gandidaten in den Bezirken, zu benen fie nicht ges 
hört, Sie kann nicht mehr als drei aus einem Bezirke wählen. Von 72 alfo in 
alen Bezirken erwaͤhlten Gandidaten werden 36 zu Mitgliedern des großen Rathes 
ducchs Loos beftimmt, um mit 18 unmittelbar durch die Zünfte, erwählten Mitglies 
bern deſſen Anzahl zu vervollftändigen. 

13, Im Fall ‘der Erledigung wählen die Zunftgenoffenfchaften und Zünfte alfe 
e> zu den Stellen der Mitglieder des großen Rathes, welche fie unmittel: 

ernannt haben; das Loos erfegt die übrigen, je nachdem fie erledigt werben, 
und ernennt unter den auf der Lifte befindlichen Candidaten. ' - 

14, Fünf Jahre nad) der erften Bildung des großen Rathes und nachher von 
nun zu neun Jahren, wird die Sandidatenlifte erneuert. Und wenn bie Stellen, 
ju dienen das Loos ernannt hat, erledigt werden; fo werben fie fortwährend unter 
die auf der Lifte befindlichen Eandidaten verteilt. 

15, Die Wahlen gefchehen durch geheime Abftimmung und nach abfoluter 
Slimmenmehrheit. Wenn die abfolute Mehrheit nicht aus zwei Abftimmungen her: 
borgeht; fo ——— das Loos zwiſchen den zwei Candidaten, die die mehrſten 

en haben. 

16. Niemand kann auf die Candidatenliſte kommen, der nicht Buͤrger, 80 Jahr 
et, und Grundbeſitzer oder Eigenthuͤmer einer hypothekariſchen Schuld von 1200 
Scqweijerfranken iſt. Es iſt hinreichend, Bürger, 25 Jahr alt, Eigenthuͤmer ef: 
hs Grundſtuͤckks oder einer hypothekariſchen Schuld von 3000 Franken zu ſeyn, um 
mmittelbar von der Zunft oder Zunftgenoffenfhaft, der man angehört, gewählt 
maden zu können. 

17. Ale zwei Jahre zu Oftern entfcheidet eine Gommiffion von 15 Mitglie: 
Km, gebildet im jeder Zunft oder Zunftgenofjenfhaft, und bejtehend aus fünf der 
M;Xdteften, aus fünf der 10 Begütertften, und fünf aus allen Mitgliedern ber 
dunft oder Zunftgenoffenfhaft ohne Unterfchieb, ob über cin Mitglied des großen 
Fethts außer denen, die im Eleinen Rathe fisen, das Stimmgericht gehalten werden 
ML. Entfcheidet die Mehrheit für das Stimmgerichtz fo zeigt fie das Mitglied an, 

weldes die Zunft oder Zunftgenoffenfhaft zu flimmen berufen werden foll. 

Die Zunft oder Zunftgenofjenfhaft ftimmt insgeheim für oder wider die Ab: 
fung deö dem Gerichte unterworfenen Mitgliedes. Der Wunſch der Mehrheit 
Kimmberechtigter Bürger in der Bunftgenoffenichaft oder Zunft ift erforderlih, um _ 
Uehung zu bewirken. 

Mitglieder des großen Rathes, deren Name von mehr als einer Zunft auf bie 
ſudidatenliſte gefegt worden ift, Eönnen nur duch den Wunſch der Mehrheit der 

ürger in einer gleichen Anzahl von Zünften oder Genofjenfchaften abgefegt werden. 

Unmittelbar durch eine Zunft oder Genoffenfchaft erwählte Mitglieder koͤnnen 
tur von ihr abgefegt werden. . 


Vierter Titel, 


Nahmweifung und Öarantie der Verfaſſung. 


‚18. Das Geſetz beſtimmt die Einzelnheiten der Organiſation ber Gewalten und 
die Ciarichtung der untergeordneten Behörden. 
19, Die Verfaſſung garantirt die in dem Canton befannte Confeſſion. 
Die Verfaffung garantirt das Recht, Zehnten und Grundzinſen abzulau: 
IM. Das Gefeg beftimmit bie Art des Rückaufs nad) billiger woaägung. 


’ 


180 Schweiz 
Eiftes Capitel. 


I) Verfaffung des Cantons Schwyz 


1. Der Canton Schwyz umfaßt die Gemeinden des alten Gantons, und 
ßerdem: Gerfau, Küßnaht, das Gebiet von Einfiedelu, den Hof, die Markt, R 
chenburg. Schwyz ift Haaptort, und die Eatholifche Sonfeffion Religion des C 
tons. Die Bürger des vereinigten Gebietes haben biefelben Rechte, als bie d 
frühern Gebietes. | 

. 2. Die höcdfte Gewalt wohnt der Landesgemeinde bei; allein fie kann über di 
b ſondern Beſitzungen der Gemeinden nicht verfuͤgen. 

3. Die Landsgemeinde, beſtehend aus den Bürgern vom zwanzigſten J 
ee oder verwirft die ihr von dem Kleinen Rathe vorgelegteu Gefeg 
vorſchlaͤge. 

Rein andrer Punct kann barin in Berathung gezogen werden, als nachdem 
einen Monat zuvor fchriftlih dem Kleinen Rathe mitgetheilt und mit dem Gut 
ten dieſes NRathes begleitet worden. Die außerordentlichen Landesgemeinden 8b 

nur über Gegenftände, weshalb fie berufen worden, berathfchlagen. 

4, Die Verwaltungs: und Gerichteorganifation von Gerfau, Küßnacht, 
Gebietes von Einfiedeln, Hof, der Mark und Reichenburg, fo wie auch ber 
hältnißmäßige Antheil nad) der Bevölkerung, welden die Bürger diefer verfchie 
nen Gebiete an der Bildung der allgemeinen NRäthe oder, der allgemeinen Reh 
den des Gantons haben müffen, wird in der im fechften Art. vorge fchriebent 
Korm beftimmt. Während de haben . 4 

1) die an Parodhial: und Gemeindeverfammlungen die früher ausgel 
ten Rechte; 

2) der Landamman, der Bannerherr, Statthalter, Sedelmeifter und Landt 
hauptmann werden nach derfelben Weife, mit denfelben Rechten und Bs 
rechten wie fonft gewählt, und bleiben eben fo lange im Amte: | 

8) der Eleine Rath, der dreifache und doppelte Rath, behalten ihre früherm @ 
fchäfte, diefelbe Organifation und diefelbe Korm der Wahl. Die Mitgli 
— Raͤthe verwalten, wie fruͤher, die beſondern Angelegenheiten ihr 

ezirkes; | 

4) e8 behalten bei diefelbe Weife der Wahl, biefelbe Organifation und biefelb 
Gefchäfte wie fonft die vormaligen Givilgerichte, naͤmlich: das Correction 
tribunal, das Neunergericht, das Siebnergericht und das Caſſengericht; 

5) die Civilverordnung und Municipalgefege von Gerfau, Kuͤßnacht, dem E 
biete von Einfiedeln, des Hofes, der Mark und Reichenburg bleiben einſtw 

. ten beftehen. 

5. Alle Behörden müffen ſich nad) den Grundfägen der Föberalacte richten. 

Der Canton kann Feine directe noch inbirecte Verbindung mit einem ande 
Canton oder mit fremden Mächten eingehen , als in Gemäßheit der Foͤderalform 
der helvetifchen Republik. 

Eine durdy die Landesgemeinde ernannte Commiſſion von 13 Mitgliche 
bereitet eine Arbeit über die Mittel der Ausführung 'des vierten Art. vor. . 
Arbeit wird, wenn fie von der Zagfagung genehmigt wird, Gefegesfraft hab 
allein die Abänderungen werden in nichts weder die Grundfäge noch Verordnun 
ber Föberalacte verlegen. 


Zwölftes Gapitel, 
m) VBerfaffung bes Cantons Golothurn. | 


Erfier Titel, 


Gebietseintheilung und politifher Stand ber Bürger. 


1. Der Canton Golothurn wird in fünf Bezirke getheilt, nämlich: 

die Stadt Solothurn, Beiberift, Balftall, Olten und Dornach. 

2. Der Stadtbezirk wird in vier Quartiere getheilt. Außer der Stabt wi 
jeder Bezirk in vier Quartiere getheilt, welche aus den in der Bevölkerung am m 
ften a und einander zunaͤchſt liegenden Theilen beftehen. ! 

. Jeder ſchweizeriſche Einwohner des Gantons ift vom 16. Jahre an Solk: 
‚ 4. Mitglieder der Quartiere find Bürger und Bürgersföhne einer ze 
meinde, welche ein Jahr lang auf dem Gebiete des Cantons wohnen, in unabh 


J 
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gigem Stande leben, in bie Solbatenlifte eingetragen und 30 Jahr alt find, wenn 
fie nicht verheirathet find, oder gewefen find, und blos 20 Jahre, wenn fie ver: _ 
beirathet find, oder gewefen find, und endlich „ weldhe ein Grundftüd oder eine 
hypothekariſche Schuld von 500 Schweizerfranten befigen. Jeder Bürger des Can⸗ 
tons kann das Bürgerreht zu Solothurn erlangen. 


Zweiter Titel, 
Bon den politifhen Gemalten. 


5. Ein großer Rath, beftehend aus 60 Mitgliedern, giebt, Gefege, Verorb« 
nungen und andre Acte der höchften Gewalt; berathet ſich über die Anträge außer 
ordentlicher Zagfagungen; erneuert die Deputirten des Cantons zu ‚ordentlichen und 
auferordentlichen Zagfagungen; beftimmt die Vollmacht feiner Deputirten; ernennt: 

Etellen, deren Amtsverrichtungen fich über den ganzen Kanton erjtreden, unb 
lipt fih Rechenſchaft von der Vollziehung der Gefege, Verordnungen und anderer 
Acte feiner Verfügung geben. 

6. Ein Kleiner Rath von 21 Mitgliedern des großen Rathes, welche fortmäh: 
send einen Theil deſſelben ausmachen, und deren wenigftens einer aus jedem Bes 
* ſeyn muß, iſt mit der Vollziehung der Geſetze, Verordnungen und andrer 

der hoͤchſten Gewalt beauftragt; er ſchlaͤgt Geſetze, Verordnungen und andre 
Ihm noͤthig ſcheinende Acte vor; er leitet und beaufſichtigt die untern Behörden; er 
entiheidet in letzter Inſtanz über Verwaltungsſtreitigkeiten; er ernennt zu — 
Stelen, deren Wirkſamkeit ſich über einen ganzen Bezirk ausdehnt, und giebt bem 
großen Rathe Rechenfchaft von allen Theilen der Verwaltung. 

‚T. Zwei Schultheißen figen während eines Jahres abwechfelnd im großen und 
Heinen Rathe yorz der nicht fungirende erfegt den andern im Notbhfall; er gehört 
im Heinen Rathe an. 

8. Ein Appellationsgericht von 13 Mitgliedern des großen Rathes, worin ber 
niät fungirende Schultheiß den Vorſitz führt, entſcheidet in hoͤchſter Inftanz über 

il: und Griminalfadhen. Wenn es über die Anktage eines Verbrechens , worauf 
Iodeiftrafe ſteht, entſcheidet; fo nehmen vier Mitglieder des Eleinen Rathes, welche 
das Loos beftimmt, Sitz darin und Antheil am Spruce. 

9. Der große Rath verfammelt ſich alle ſechs Monate auf 15 Tage zu Sos 
Ist$urn; der Eleine verfammelt fich gewöhnlih. Er kann die Sigungen des großen 
Rathes verlängern und außerordentliche berufen. I 

10, Die beiden Schultheißen werben durch den großen Rath aus Mitgliebern 
des Heinen Rathes erwählt. 

Die Mitglieder des Eleinen Rathes werben von dem großen Rathe erwählt. 

‚ Die Mitglieder des großen Rathes werden erwählt, nämlich: ein Drittheil ums 
Mittelbar von den Quartieren und aus ihrer Mitte; die zwei andern Drittheile 
darchs Loos aus den von den Quartieren ohne Rüdjicht in den Bezirken, benen fie 
Kiht angehören, gewählten Candidaten. 

11, Die Mitglieder des Heinen Rathes werben alle zwei Jahre zum dritten 
&heile erneuert; fie find unbefchränkt wieder wählbar. | : 

Die Mitglieder des großen Rathes, außer denen, welche zu gleicher Zeit im Eleis 
um Rathe figen, koͤnnen durch ein im 18. Artikel näher beftimmtes Stimmgeriht 
der Quartiere abgefest werben. . | 
2. Die Quartiere tönnen dem von ihnen unmittelbar für den großen Rath 
mmählten Mitgliede eine Entfchädigung gewähren; die Amtsverrichtungen der uͤbri⸗ 
gm Mitglieder gefchehen unentgeltlich. 

Dritter Zitel, 
Bon den Wahlen und Abfegungen. 
m ei - ber Bildung des großen Rathes verfährt jedes dir 20 Quartiere auf 
ende Weiſe: 

Zuerſt wählt es das Mitglieb deö großen Rathes, welches es unmittelbar und 
Ws feiner Mitte wählen muß. i 

Darauf ernennt es vier Ganbidaten in vier Bezirken, zu denen es nicht ge: 
dit, Es kann nit mehr als drei in demfelben Bezirke ernennen. 

Bon 80 auf diefe Art in allen Bezirken erwählten Candidaten werben 40 
durde Loos beftimmt, welche in den großen Rath eintreten und beffen Anzahl durch 


ii Bereinigung mit den ZO unmittelbar durch die Quartiere erwählten Mitgliedern 
vervollſtaͤndigen. | 
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14. Im Ralle der Erledigung wählen bie Quartiere alle zwei Jahre zu ben 
Dlägen ber Mitglieder des großen Rathes, welche fie unmittelbar ernannt haben. 
Das 8008 erfegt die Übrigen, je nachdem fie erledigt werben, aus den auf der Liſte 
befindlichen Candidaten. | 

15. Fünf Jahre nach der erften Bildung bes großen Rathes, und darauf von 
neun zu neun Jahren, wird die Gandibatenlifte erneuert; uud wenn bie Pläge, zu 
benen das Loos ernannt, erledigt werden; fo werben fie fortwährend. unter die aul 
ber Lifte ſtehenden Candidaten pertheilt. 

16. Die Wahlen gefchehen durch geheime Abftimmnng und durch die abfolutı 
Mehrzahl der Stimmen. Geht die abfolute Mehrheit miht aus zwei Abftimmungen 
hervor; fo entfcheidet dad Loos zwifchen den zwei Gandidaten, welche die meiften 
Etimmen haben. 

17. Niemand Tann auf die Gandibatenlifte fommen, wenn er nicht Bürger, 
30 Jahr alt, Grundbefiger oder hypothekariſcher Gläubiger von 5000 Schweizer 
franten ift. Es reicht hin, Bürger, 25 Jahr alt, Befiger eines Grundſtuͤcks ober 
einer bypothefarifchen Schuld von 200 Schweizerfranten zu feyn, um unmittelbar 
von dem Quartiere, zu welchem man gehört, ernannt zu werben. 

18. Alle zwei Jahre zu Oftern enticheidet eine Commiffion von 15 Mifglies 
bern, gebildet in jedem Quartiere, und beftehend aus fünf der zehn Aelteſten, fünf 
ber zehn reichten Eigenthümer, und fünf aus allen Quartieren beliebig gewählten 
Mitgliedern, ob über ein Mitglied des großen Rathes, außer denen, welche im klei— 
nen Rathe fisen, ein Stimmgericht eröffnet werden foll. Entfcheidet die Mehrheit 
der Sommiffton dafür; fo bezeichnet fie das Mitglied, über welches dad Quartier 
‚zur Abftimmung berufen werben foll. Ä 

Das Quartier flimmt insgeheim für ober wider Abfegung des dem Gerichte 
unterworfenen Mitgliedes. 

Der Wunfc der Mehrzahl ftimmberedhtigter Bürger in dem Quartiere iſt er 
forderlich, um Abfegung zu bewirken. 

Die Mitglieder des großen Rathes, deren Namen durch mehrere Quartiere auf 
die Ganbdibatenlifte aefest worden find, Eönnen nur durch den Wunſch der Mehrzahl 
flimmberedhtigter Bürger in einer gleihen Anzahl Quartiere abgefegt werben. 

Die unmittelbar durch ein Quartier. ermählten Mitglieder können nur von ihm 
abgefegt werben. 


Vierter Titel. 
Nahmeifung und Garantie ber Berfaffung. 


19. Das Gefeg orbnet alle Einzelnheiten der Organifation der Gewalten, und 
bie Einrichtung niederer Behörden. 

20. Die Verfaffung garantirt bie in dem Canton befannten Gonfeffionen. 

21. Die Verfaffung garantirt das Recht, Zehnten und Grundzinfen abzulöfen. 
Das Gefes beftimmt die Art der Ablöfung nach einer richtigen Abſchaͤtzung. 


Dreizehntes GCapitel, 
n) Berfaffung bes Cantons Zeffin. 


Erfter Zitel. 


Gebtetseintheilung und politifher Stand der Bürger. 


1. Der Canton Zeffin umfaßt außer dem in feinen gegenwärtigen Gränzen 
eingefchloffenen Gebiete aucd das Thal Revantina. 
- 2 Er wird in acht Bezirke getheilt, nämlih: Mendriſio, Lugano, Locarno, 
Valle Maggia, Bellinzona, Riviera, Blenio und Levantina. Bellinzona ift Haupt» 
ort bes Cantons. 
* um Buͤrgerrecht in einer Gemeinde⸗ oder Kreisverſammlung auszuuͤben, 
muß man 
1) ſeit einem Jahre in einem Kreiſe oder einer Gemeinde wohnhaft geweſen; 
2) 20 Jahr alt und verheirathet ſeyn, oder geweſen ſeyn, oder 80 Jahre zaͤh⸗ 
len, wenn man nicht verheirathet geweſen iſt; 
8) Eigenthuͤmer ober Nutznießer eines Grundvermoͤgens von 200 Schweizer⸗ 
—— ober einer auf Grundſtuͤcken verſicherten Schuld von 300 Fran: 
en feyn; 
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4) in ben Kreifen, wo es Bürgerfchaften giebt, wenn man vorher nicht Buͤr⸗ 
ger einer der Cantonsgemeinden war, an die Armencaffe feines Wohnortes 
eine jährliche Summe zahlen, welche durch das Gefeg nach dem Werthe des 
Gemeindeeigenthums beftimmt ift, und deren Minimum fehs Branten, ‚das 
Marimum 60 Franken beträgt. Jedoch ift es bei der erften Ernennung hin⸗ 
reihend, 3 Procent des Preifes des legten Contracts über Erwerbung des 
Buͤrgerrechtes zu zahlen. KR 

Ausgenommen von. diefer vierten Bedingung find die Geiftlichen, und in ber 
—* oder in den vormals der Schweiz unterworfenen Gegenden gebornen Fa— 
milienväter, welche Väter von vier Kindern find, die in die Soldatenliſte eingetra⸗ 
gen find, und ein Gewerbe ober eine Wirthichaft haben. 

4. Mittelft der jährlich an die Armencaffe entrichteten Summe, oder bed Ca—⸗ 
pitals dieſer Summe, wird man Miteigenthümer der zum Bürgerrechte gehörenden, 
— und hat Anuſpruch auf die den Bürgern der. Gemeinde zugeſicherten Un— 
terftügungen. rt 

Fremde oder Echweizerbürger eines andern Canton, welche, nachdem fie -bie 
Beit der Anfäffigkeit und die übrigen durch das Geſetz beftimmten Bedingungen er— 
füllt haben, Bürger 'des Cantons Teſſin werden wollen, koͤnnen gehalten werben, 
das Capital zu 20 SProcent der jährlichen Summe, auf weldye das Eigenthum bes 
Bürgerrechts ihres Wohnfiges gefhäst worden ift, zu zahlen. Dies muß duch) 
eine befondere Acte der Gemeinde beſtimmt werden. ni — 


Zweiter Titel. 
Oeffentliche Gewalten. 


5. Es giebt in jeder Gemeinde eine Municipalität, beſtehend aus dem Syn⸗ 
dicus, zwei Adjuncten und cinem Municipalrathe von acht Mitgliedern zum wenig: 
fen, und fechzehn aufs hoͤchſte. Die Municipalbeamten bleiben fehs Jahre. im 
Amte; fie werden zum dritten Theile erneuert und find wieder wählbar. 

Das Gefeg beſtimmt die Obliegenheiten jeder Municipakität, betreffend: 

1) die Localpolizei; 
2) die Vertheilung und Einnahme der Auflagen ; 
3) die befondere Verwaltung der Gemeindegüter und ber Armencaffe, und bie 

Einzelnheiten der allgemeinen Verwaltung, welche ihr aufgetragen werben. 

6. Es giebt in jedem Kreife einen Richter; er leitet und beauflichtigt die Ge: 
meindeverwaltungen feines Bezirkes. Ä J 

Er fuͤhrt den Vorſitz in den Kreisverſammlungen und hat die Polizei derſelben. 

Er vermittelt die Streitigkeiten zwiſchen den Buͤrgern, und iſt gerichtlicher 
Polizeibeamte, beauftragt mit der vorlaͤufigen Unterſuchung im Fall eines Verbre— 
Gens; er entfcheidet mit feinen Affefforen Civilſachen von geringer Bedeutung. Das 
Geſetz beſtimmt jede feiner Obliegenheiten. 

7. Ein großer Rath, beſtehend aus 110, für fünf Jahre oder auf Lebens— 
zeit in den im 15. Art. beftimmten Fällen, ernannten Mitgliedern, übt die höchfte 
Gewalt; er verfammelt ſich den erften Montag des Mai zu Bellinzona, und feine 
sank Eigung dauert einen Monat, wofern ber Eleine Rath deren Dauer nicht 
vetlaͤngert. 

Der große Rath | 

1) —— ober verwirft die ihm von dem kleinen Rathe vorgelegten Geſetzes⸗ 
vorſchlaͤge; 

2) er läßt ſich Rechenſchaft von der Vollziehung der Geſetze, Verordnungen und 
Befehle ablegen; 
er empfäygt und fchließt ab die Finanzrechnungen des Kleinen Rathes; 

4) er beftimmt die Entfchädigungen der öffentlidhen Beamten; 

5) er genchmiget die Veräußerung der Domainen des Cantons; 

6) er berathfchlagt über die Anträge auferordentlicher Zagfagungen, ernennt bie 
Deputirten zu den Zagfagungen, und giebt ihnen ihre Anweifungen; 

T) er ftimmt im Namen ‘des Cantons. | 

8. Ein Kleiner Rath von neun Mitgliedern des großen Rathes, welche fort 
mährend darin fisen, und ſtets wieder wählbar find, hat die Initiative der Gefep: 
und Steuerentwürfe. 

Er ift mit der Vollziehung der Gefege und Verordnungen beauftragt; in bie 
fer Abſicht faßt er die nöthigen Befchlüffes er Teitet und beauffichtigt die unterges 
orbneten Behörden, und ernennt feine Agenten. Er legt dem großen Rathe von al: 
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Ien Theilen ber Verwal Rechenſchaft ab, und zieht ſich zurück, wenn über 
feine Gefhäftsführung und Rechenfchaft verhandelt wird. — 

Er verfügt über die bewaffnete Macht zur Aufrechthaltung ber Öffentlichen 
Drbnung. Gr kann die Dauer der ordentlichen Sisungen des großen Rathes ver: 
längern unb außerordentliche berufen. 

. 9° In Civil: und Griminalfachen giebt es Gerichte erfter Inftanz, deren 
Mitglieder durch die proceffirenden Parteien entfhädigt werden. 

Das Gefeg beftimmt die Anzahl, die Organifation und Competenz dieſer Ge 
richte: 

10. Ein Appellationsgeriht von 13 Mitgliedern entfcheidet in Tester Inſtanj. 
Es entfcheidet bei Griminalfadhen nur in Anwelenheit von neun, und bei Ber: 
bandlungen über Anklagen todeswürbiger Verbrechen nur bei der Anzahl von drei⸗ 
zehn Mitgliedern, Im Nothfalle zieht es Rechtsgelehrte zu. 

... Das. Gefeg beftimmt übrigens die VBerfahrungsart und die Dauer der Functio⸗ 
nen der Richter. 

.. 11. Ein Gericht, beftchend aus einem Mitgliede des Eleinen Rathes, und aus 
vier Mitgliedern des Appellationsgerichtes, entfcheidet über Verwaltungsſtreitig— 


ten. 
Dritter Titel, 


Art und Weife der Wahlen und Bedingungen ber Wähl: 
barfeit, 


12. Die Mitglieder der Municipalität werden durch die Gemeindeverfamms 
lung aus Bürgern von 30 Jahren erwählt, weiche Eigenthümer oder Nugniefer 
eines Grundſtuͤcks von 500 Schweizerfranken, oder einer auf Grundſtuͤcke verſicherten 
Schuld zu demſelben Betrage find. 

13. Die Friedensrichter werden durch den kleinen Rath aus Bürgern gewaͤhlt, 
welche ein Eigenthum, oder eine Schuld von 1000 Franken in derfelben Art von 
Gütern befigen. — 

14. Die Stellen im großen Rathe werden entweder durch unmittelbare Wahl, 
oder durch Wahl und Loos auf folgende Weiſe vergeben: 

Die in einem Kreiſe wohnenden Bürger bilden eine Verſammlung, welche 
nur kraft einer 15 Tage zuvor vom Friedensrichter erlaffenen‘, und fieben Tage zw 
vor von jeder Municipalität befannt gemachten Verordnung Statt finden Eann. 
Zede Kreisverfammlung vollzieht drei Wahlen: 

1) ernennt fie in ihrem Bezirke einen Deputirten, welcher ohne Dazwiſchenkunft 
des Loofes in den großen Rath eintritt. Das Alter von 80 Jahren ift für 
diefe Ernennung die einzige Bedingung. Der in der Verſammlung vorfigendt 
Friedensrichter fann in feinem Kreife nicht ernannt werben; 

2) ernennt fie drei Gandidaten außerhalb ihres Gebietes aus Bürgern, welde 

- Emipene: oder Nusnießer eines Grundvermögens von mehr als 16,000 

Schweizerfranken find, oder eine Schuld gleiher Summe, auf Grundftüde 

— beſitzen; zu dieſer zweiten Ernennung iſt ein 2djähriges Alter hin: 

reichend; 

8) ernennt fie zwei Candidaten außer ihrem Gebiete aus Bürgern über 50 Jah: 
re, und für diefe Ernennung reiht es hin, ein Eigentbum, eine Nugung, 
ober let Schuld auf Grundftüde von 4000 Franken zu beſitzen. 

Diefe 190 Eandidaten werben durchs Loos auf 72 gebracht, welche im Berein 
I ben 38 Deputirten der erften Ernennung 110 Mitglitder des großen Rathes 

Iden. | 

15. Die Mitglieder des großen NRathes von der zweiten und dritten Ernen- 
nung gehören keinem Kreife an. ’ 

Die der zweiten Ernennung find es auf Lebenszeit, wenn fie in einem Jahre 
von 15 Kreifen vorgefchlagen worden find. 

Die der dritten Ernennung find es gleichfalls auf Lebenszeit, wenn 30 Kreiſe 
fie in demfelben Jahre vorgefchlagen haben. 

- 16, Die Mitglieder des großen Rathes erfler Ernennung Eönnen von ihren 
Kreifen entfchädigt werben, die Functionen der übrigen find unentgeldlich. 

3u Stellen der zweiten und dritten Ernennung, welche im großen Rathe 
erledigt werden, beftimmt das Loos unter den Gandidaten, welche auf der Lifte 
verblieben find. Sie wird alle fünf Zahre erneuert. 

18. Finden fih zur Zeit der periodifchen Erneuerung im großen Rathe mehr 
als 34 Mitglieder am Leben; fo wird die Ueberzahl den 110 hinzugefügt; fo daß 
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bei jeder allgemeinen Wahl wenigftens 38 Bürger aus: der Elaffe der Grundbefiger 
von 16,000 Franken, oder der über 50 Jahr alten eintreten. 

19. Der Präjident des großen Rathes wird für jede Gisung aus den Mit: 
gliedern des Eleinen Rathes gewählt. Er ſtimmt nicht mit, wenn es ſich um Rech⸗ 
nungen und um Geſchaͤftsfuͤhrung biefes Rathes handelt. 

Er nimmt an den Verhandlungen des kleinen Rathes während feiner Präfidens 
tur feinen Ancheil. 4 

2. Die Mitglieder des kleinen Rathes werben vom großen Rathe auf ſechs 
Jahre erwählt und zum dritten Theile erneuert; der erfte Act der Ernennung bes 
fimmt die, welche am Ende bes zweiten und dritten Jahres austreten. 

Um wählbar zu ſeyn, muß man Grundbefiger, Nusnießer oder hypothekari⸗ 
ſcher Gläubiger eines Betrages von 9000 Franken in Grundftüden feyn. 

Der Heine Rath; wählt feinen Präfidenten monatlich. - 

21, Die Mitglieder der Bezirkögerichte werden vom Eleinen Rathe nach einer 
dreifachen vom Appellationsgerichte vorgelegten Rifte gewählt. Man fann nur uns 
ter Eigenthuͤmern, Nutznießern, oder hypothefarifchen Gläubigern zu dem Betrage 
von 3000 Franken in Grunbftüden wählen. . 

22. Die Mitglieder des Appellationsgerichtes werben vom großen Rathe er: 
nannt, und, außer der Bedingung der für den Beinen Rath geforderten Eigenfchaft, 
möffen fie fünf Jahre lang gerichtliche Funetionen verrichtet haben, ‘ober Mitglie- 


der der höhern Behörden gewefen feyn. | 
Bierter Titel, 


Allgemeine Verordnungen und Garantieen. 


23, Jeder fchmweizerifche Einwohner des Cantons Zeffin ift Soldat. 

A. Die Kreisverfammldngen können in feinem Falle weder unter einander, 
no mit Individuen oder Gefellfchaften außer dem Ganton correfpondiren. 

25. Die römifch: kathotifche Religion ift die Gonfeffion des Canton, 

Das Recht, Zehnten und Grundzinfen abzufaufen, und zwar zu ihrem wahr 
ten Werthe, wird garantirt. | 


Vierzehntes Capitel. 
0) Verfaſſung des Cantons Thurgau. 


Erſter Titel. — 
Gebietseintheilung und politiſcher Stand der Buͤrger. | 


1. Der Garton Thurgau wird in acht Bezirke getheilt, nämlich: Arbon, 
Etedborn, Frauenfeld, Weinfelden, Bifchoffzel, Zobel, Gottlicben und Dieffenho: 
fen. Frauenfeld ijt Hauptort. 

Diefe acht Bezirke find in 32 Kreife, beftehend aus mehrern Gemeinden, ge⸗ 
theilt, Städte von mehr als 2500 Einwohnern bilden einen befondern Kreis, Die 
Der: verfammeln fih, wenn es nöthig ift, in Gemeinde: und Kreisverfamm: 

ngen. | 

2. Um Bürgerreht in einer Kreis: ober Gemeinbeverfammlung auszuüben, 

man 

1) feit einem Jahre in der G:meinde oder dem Kreife wohnhaft feyn : 

2) 0 Jahr alt feyn, wenn man verheirathet ift, oder gewefen ift, und 80 Jahr 
wenn man nicht nerheirathet gewefen iſt; 

3) Eigenthümer eines Grundftüds von 200 Franken, ober Nutznießer einer hy⸗ 
pothefarifchen Smmobiliarfchuld von 300 Franken; 

) wenn man vorher nicht Bürger des Gantons war, an die Armencaffe feines 
Wohnortes eine jährliche, durch das Gefeg beftimmte, Summe zahlen, nach 
dem Eigenthbumswerthe der Gemeinde, deren minimum ſechs Franken, das 
maximum 100 Franken beträgt. Jedoch reicht es bei der erften Ernennung 
bin, 3 Procent vom Betrage des legten Erwerbvertrags des Bürgervechtes 
zu zahlen. — el 
Ausgenommen von biefer vierten Bedingung find Geiftliche und geborne Schwei⸗ 

ierfamilienväter, Vaͤter von vier Kindern über 16 Jahr, melde in die Soldaten» 
Üfte eingefchrieben, und ein Gewerbe oder eine Einrichtung haben. 
8. Mittelft einer jährlich an die Armencaffe bezahlten Summe, ober des Bas 
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pitals dieſer Summe wird man Miteigenthuͤmer der Vortheile des Buͤrgerrechte, 
und hat Recht auf die den Bürgern der Gemeinde zugeſicherten Huͤlfsleiſtungen. 

Fremde oder Schweizer eines andern Cantons, weiche, nachdem fie die Zeit 
des Aufenthalts. und die. verfchiedenen, durch das Geſetz beftimmten Bedingungen 
erfüllt habın, Bürger des Cantons werden wollen, können gehalten werden, da 
Gapital zu 20° Procent der jährlihen Summe, auf welche der Mitbefis ber Bor: 
theile des Bürgerrechts in ihrer Heimath abgefchägt war, zu bezahlen. Dies wird 
durch einen befondern Act der Gemeinde feftgefegt. 


e. Bmweiter Titel, 
Deffentlidhe Gemwalten. 


4. Es giebt in jeder Gemeinde eine Municipalität, beftehend aus einem Syn: 
dicus, zwei Abjuncten und einem Municipalvath von. acht Mitgliedern. wenigftens, 
und 16 hoͤchſtens. Die, Municipalbeamten bleiben fech8 Jahre im Amte; fie wer: 
den zum dritten Theile erneuert und find wieder wählbar. 

Das Gefeg beftimmt die Verrichtungen jeder Municipalität, betreffend: 

1) die Localpolizei; 
2) bie Vertheilung und Einnahme ber Steuern; 
8) die befondere ‚Verwaltung. der Gemeindegüter und der Armencaffe, und bie 
Einzelnheiten der allgemeinen Verwaltung, womit fie beauftragt werben kann. 

Sie beftimmt überdies die befondern Kunctionen der Syndici, Adjuncten und 
Municipalraͤthe. eek 

5. Es giebt in jedem Kreife einen Friedensrichter; er leitet und beauffictigt 
die Gemeindeverwaltungen feines Bezirkes. En | 

Er führt den Vorſitz in den Kreisverfammlungen und übt darin bie Polizei. 
Er ift Vermittler der Streitigkeiten zwifchen Bürgern, gerihtliher Polizeibeamter, 
beauftragt mit der vorläufigen Unterfuhung im Fall von Verbrechen, und er ent 
f&heidet mit feinen Affefforen Gtvilfachen von geringer Bedeutung. Das Gefeg be 
ſtimmt jede feiner Verrichtungen. 

6. Ein großer Rath, aus 100 für fünf Jahre, ober in den durch den 14ten 
Art. beftimmten Fällen auf Lebenszeit ermählten Deputirten beftehend, übt bie 
hoͤchſte Gewalt; er..verfammelt fi den erften Montag im Mai in der Stadt Frauen: 
feld, und feine ordentlihe Sitzung dauert einen Monat, wofern ber Eleine Katy 
feine Dauer nicht verlängert. 

Der große Rath | 

1) genehmigt oder verwirft bie ihm von dem Eleinen Rathe vorgelegten Gefeges 

‚entwürfe 5 

2) er läßt ſich Nechenfhaft von der Vollziehung der Gefege, Verordnungen u d 
Befehle geben; 
3) er empfängt und fchließt ab die Finanzrechnungen bes Eleinen Rathes; 
4) er beftimmt die Entfchädigungen der Öffentlichen Beamten; 
5).er genehmigt die Veräußerung der Domainen des Cantons; 
6) er berathichlagt über die Anträge außerordentliher Zagfagungen, ernennt bie 
Deputirten zu den Zagfagungen, und ertheilt ihnen Anweifungen; 
7) er ftimmt im Namen des Gantons. | 
7. Ein Heiner Rath von neun Perfonen des großen Rathes, welche ihren 
Sitz darin behalten, und fortdauernd wählbar find, hat die Initiative ber Gejeht 
und Steuerentwürfe. 

Er ift mit Vollziehung der Gefege und Befehle beauftragt. Zu dem Ende 
faßt er die nöthigen Befchlüffe; er leitet und beauffichtigt die untern Behörden, 
und ernennt feine Agenten. 

Er giebt dem großen Rathe von allen Theilen der Verwaltung Rechenſchaft, 
und’ zieht ſich zurück, wenn über feine Gefchäftsführung und feine Rechnungen ver 
handelt wird. b 

Er verfügt über die bewaffnete Macht zur Aufrechthaltung der oͤffentlichen 
Drbnung. 

— die Dauer der Sitzungen des großen Rathes verlängern und außer: 
orbentliche berufen. 

8 In Civil- und Griminalfahen giebt es Gerichte erfter Inſtanz, deren 
Mitglieder durch die proceffirenden Parteien entſchaͤdigt werben. , 

Das Gefeg beftimmt die Anzahl diefer Gerichte, ihre Drganifation und ihre 


-Competenz | 
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9. ‚Ein Appellationsgeriht von 13 Mitgliedern entfcheidet in lezter Inſtanz; 
es urtheilt hei Sriminalfachen blos in Anmefenheit von neun, und bei Verhandlung 
en über Anklagen tobeswürbiger. Verbrechen nur bei ber Anzahl von 13;, 68 zieht 
im Balle der Noth Rechtögelehrte, zu. Das Gefeg beſtimmt übrigens bie. Verfah⸗ 
rungsweife und die Dauer ber Amtsverrichtungen der Richter. 

10, Ein Gericht, beflehend aus einem Mitgliede des kleinen Rathes und vier 
Ditglidern des Appellationsgerihts, entfcheidet über, freitige Verwaltungsſachen. 


Dieitter EIteL _° | 


Urt und Weife der Wahl und Bedingungen ber Waͤhlbarkeit. 


11. Die Mitglieder der Municipalitaͤt werden durch die Gemeindeverſammlung 
aus Bürgern von 30 Jahren, Eigenthuͤmern oder Nutznießern eines Grundftüds 
von 500 Franken; oder einer Schuld deffelben Betrages, welche auf Grundeigzens 
thum verfichert ift, gewählt. | u 

12, Die Sriedensrichter werben burch ben Eleinen Rath aus Buͤrgern, oe Iche 
ein Eigenthum oder eine Schuld von 1000 Kranken in derfelben Art vor Gütern 
beſigen, gewählt. N: RE 

13. Die Stellen im großen Rathe werben durch unmittelbare Erwaͤhlung vers 
geben, oder dur) Wahl und Loos auf folgende Weife: : 

Die in einem Kreife wohnenden Bürger bilden eine Verfammlung, welche nur 
kraft einer vom Friedenerichter 15 Zage zuvor 'erlaffenen und von den Municipals 
bibörden fieben Zage zuvor befannt gemachten Verordnung gufammentreten Tann, 
Ice Kreisverfammlung nimmt drei Wahlen vor: .. 

1) ernennt fie in ihrem Bezirke einen Deputirten, welcher ohne Dazwiſchenkunft 
des Looſes in den großen Rath eintritt. Das Alter. von 30 Sahren iſt die 
einzige Bedingung der Wählbarkeit für diefe erjte Ernennung, Der in ber 
Berfammlung präfidirende. Friedensrichter kann in feinem Kreife nicht, ges 
wählt werben; u | 

- 2) ernennt fie drei Candidaten außer ihrem Gebiete unter den Bürgern, welde 

EigenthHümer oder Nugnießer eines Grundvermoͤgens von mehr ald 20,000 Kräns 

fen, oder einer Schuld defjelben Betrages find, welche auf Grundftüde verfis 

hert ift, und zu bdiefer zweiten Ernennung reiht ein Alter von 25 Jah⸗ 
ren bin; & 

8) ernennt fie außer ihrem Gebiete zwei Ganbidaten über, O Jahr; und zu bie 
fer dritten Ernennung reiht Beſitz oder Niefbrauh oder hypothekariſche 
Schuld von 4000 Franken in Grundvermögen hin. u: 

Die 160 Sandidaten werden durch das Loos auf 63 gebracht, welche mit ben 32 
Drputirten der erften Ernennung vereint, 100 Mitglieder des großen Rathes bilden. 

14, Die Mitglieder des großen Rathes von ber zweiten und dritten Ernens 
nung. gehören keinem Kreife an. 

Die der zweiten Ernennung find es auf Lebenszeit, wenn fie in einem Sabre 
von 15 Kreifen vorgeſchlagen werben. 

Die der dritten find gleichfalls auf Lebenszeit, wenn 30 Kreife fie in einem 
Jahre vorgefchlagen haben. 

Die Mitglieder des großen Rathes ber erften Ernennung koͤnnen von ih— 
ren Kreifen entichädigt werden; die Amtsverricdhtungen der andern find unentgeldlich. 

16, Zu Stellen ber zweiten und dritten Ernennung, weldje im großen Rathe 
erledigt werden, beftimmt das Loos unter den auf der Lifte verbliebenen Candida—⸗ 
ten; fie wird alle fünf Jahre erneuert. Ä | en 

17. Wenn zur Zeit der periodifhen Erneuerung im großen Rathe ſich mehr 
ald 32 Mitglieder am Leben befinden; fo wird bie Ueberzahl der Zahl von 100 beis 
pelint, fo daß bei jeder allgemeinen Wahl in den großen Rath zum menigften 

Bürger aus der Glaffe der Grundbefiger von 20,000 Franken, oder der übes 
0 Jahr alten eintreten. | 

‚18. Der Präfident des großen Rathes wird für jede Sitzung unter den Mits 

gliedern des Kleinen Rathes gewählt; er ftimmt nicht mit, wenn es fih um Red 
Rungen oder Gefchäftsführung dieſes Rathes handelt. 

Er nimmt während feiner Präfidentur Feinen Theil an den Verhandlungen bes 

klleinen Rathes. | 

19, Die Mitglieder des Heinen Rathes werden von dem großen Rathe für 
Ks Jahre ‚gewählt und zum dritten. Theile erneuert; der erſte Act der Ernennung 
bezeichnet die, welche am Ende des zweiten und vierten Jahres austreten. 
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Mn wählbar gu ſeyn, muß man Eigenthuͤmer, Nutznießer oder hypothekari⸗ 
ſcher Gzlaͤubiger des Betrages von 9000 en in —— — ü 

Der kleine Rath erwählt feinen Präfidenten monatlich. 

„ 20. Die Mitglieder der Bezirkögerichte werden von dem Heinen Rathe nad 
einer dreifachen vom Appellationsgerichte vorgelegten Lifte gewählt. Man kann fie 
nur aus Eigenthuͤmern, Nutznießern oder hypothekariſchen Gläubigern zu dem Ber 
trage von 3000 Franken in Grundftüden wählen. 

21. Die des Appellationsgerichtes werden durch den großen Rath ernannt, 
end außer ber für den kleinen Rath erforderlichen Eigenfhaft müffen fie fünf Jahre 
gerichtliche Aemter bekleidet haben, ober Mitglieder der höhern Behörben gewe⸗ 

Vierter Titel, 
Allgemeine Berordnungen und Garantieen. 


22.. Zeber fchweizerifche Einwohner des Cantons Thurgau ift Soldat. 

23. Die Kreisverfammlungen Eönnen in feinem alle weder unter einander, 
nod) mit einem Individuum oder einer Gemeinfhaft außer dem Canton corre 
fpoı adiren, | 

24. Die völlige und durchgängige Freiheit der Tatholifchen und proteftantis 
ſche n Confeljion wird ‚garantirt. * 

Gleicherweiſe wird das Recht, Zehnten und Grundzinſen zu ihrem wahren 

Werthe abzukaufen, garantirt. 


Funfzehntes Capitel. 
p) Verfaſſung des Cantons Unterwalden. 


1. Der Canton unterwalden wird in zwei Theile getheilt, nämlich: in Ob: 
und Nidwalden. Das Gebiet von Engelberg bleibt dem Nidwalbner Lande einver 
keibt. Die beiben Landfchaften werben fich über ihre Verhältniffe in dieſer Rüdficht 
verftändigen, und, im Fall des Zwiſtes, entfcheidet die eidgenöffifche Behörde. 

Es kann zwifchen den Bürgern von Engelberg und denen des alten Gebietes 
kein Unterfcbicd obwalten, und es findet Gleichheit der Rechte zwifchen Ob= und 
Nidwalden Statt. Sarnen iſt Hauptort des erſtern, Stang vom legtern. 

. Die Gränzlinien beider Länder und ihre gegenfeitige Unabhängigkeit wer: 
ben hergeftellt; jedes von ihnen ernennt für fich einen Deputirten zur Zagfasung. 

Die katholifche Gonfeffion ift die Religion beider Länder des Cantons. 

Die Souverainetät jedes Theild des Gantons wohnt der Landsgemeinde bei. 

4. Die Landegemeinde, beftehend aus Bürgern von 20 Jahren, genehmigt 
‘ober verwirft die ihr vom Landrathe vorgelegten Gefegesvorfchläge. 

Es Tann fein anderer Pünct in Berathung genommen werden, ald nachdem er 
einen Monat zuvor dem Eleinen Rathe mitgetheilt und mit deffen Gutachten beglei- 
tet worden ift. 

Die auferorbentlihen Landsgemeinden können nur über Gegenftände, weshalb 
fie berufen worden find, berathfchlagen. 

5. Die Vorftcher beider Ränder, nämlich: die vier Candammänner, der Statt: 
halter, der Bannerherr, ber Eedelmeifter, der Bau: und Zeugherr, bie beiden 
Hauptleute, die beiden Fähndriche und der allgemeine Waifenvormund werben mit 
denfelben Rechten, nach berfelben Weife, und mit benfelben Vorrechten, wie vor 
mals erwählt, und bleiben diefelbe Zeit im Amte. 

6. In: Obwalden behalten ihre alten Gefchäfte,, biefelbe Werfaffung und bie: 
Selbe Weife der Erwählung: dec Landrath, der zweifache und dreifache Landrath, 
der Kirchenrath, die Siehner Gerichte und das Randesgefchmwornen : Gericht. 
Desgleichen. in Nidwalden der Landrath, der zweifache und dreifache Landrath, 
die Urti- Rathöherren, der Wochenrath ; die Givilgerichte erfter Inftang, das Ap⸗ 
pellationsgericht, und das Landgefchhmwornen : Gericht. 

Jedoch bleiben bie Givilverordnungen und Municipalrechte des Gebietes Engels 
berg proviforifch beftchen. i 

i 4 Es wird in der alten Criminal⸗, und Eorrectiond = Iuftigverwaltung nichts 
verändert. 

8. Alle Behörden müffen fich nach den Grundfägen der Foͤderalacte richten. 

Der Canton Unterwalden Tann Eeine directe oder ’indirecte Verbindung mit eis 
nem andern Ganton ober mit fremden Mächten anders, als nad) den Formen ber 
eidgenoͤſſiſchen Foͤderalacte eingehen. Bi 
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g) Verfaſſung des Cantons Uri. 


1. Der Canton Uri’wirb in zwei Bezirke getheilt, nämlich: das Gebiet: des 
alten Cantons und das Urferenthal. Die Fatholifche Eönfeffion ift die Religion des 
Cantons. Altorf ift Hauptort. Die Bürger bes Urferenthales haben diefelben 
Rechte ala die des ehemaligen Gebietes. 

2, Die oberfte Gewalt des Cantons wohnt ber Landgemeinde beider Bezirke 
beis-allein fie kann Über befondere Eigenheiten eines Bezirkes nicht entfcheiben. 

3. Die Landsgemeinde, beftehend aus den Bürgern von 20 Jahren, geneh⸗ 
migt oder verwirft die ihr von dem Landrathe vorgelegten Gefegesvorfchläge. 

Kein. Punct Tann in Berathung gezogen werben, als einen Monat barauf, 
wenn er fchriftlich dem Landrathe mitgetheilt und mit dem Gutachten diefes Rathes 
begleitet worden ijt. | 

Die außerordentlihen Landsgemeinden Fönnen nur über Gegenftände, derent⸗ 
wegen fie berufen worden, berathichlagen. | 

Das Recht jeder Gemeinde oder jedes Bürgers, gegen eine ihm durch einen: 
Befhlug der Landgemeinde zugefügte Beeinträchtigung zu proteftiven, bleibt bes 


hen. 

4. Die Organifation der Verwaltung und bes Gerichtsweſens des Urferen 
Tals, fo wie ber feiner Bevölkerung angemeffene Antheil an der Bildung ber’ _ 
— bes Cantons, wird in ber im 7, Art. vorgeſchriebenen Formel 

immt, 

Indeffen behalten die Nachgemeinde, die Auffahrtgemeinde, der Rath und bie 
Sandleute, die Genoffame, und die Dorfgemeinde ihre früher ausgeübten Rechte. 

Es werden auch gewählt, mit benfelben Berechtigungen und derfelben Dauer 
des Amts wie ehemals, der Landamman, der Statthalter, der Sedelmeifter, der 
Bannerherr, der Landeshauptmann, der Zeugherr, die beiden Faͤhndriche und bie 
khs Gtaatöfecretaire, die acht Generalprocuratoren und der Großmaibel; 

der Landrath, der Wochenrath, der zwei- und bdreifahe Malefiz :Landrath, 
der Geheimerath, der Kriegsrath, und die andern Räthe und Ausſchuͤſſe; 

die frühern Civilgerichte, nämlich: die Dorfgerichte, das Siebner Landgericht, 
die Eiebner zur Reuß, das Gaffengericht, und das Funfzehner Gericht. 

Im Urferen Thale werben gleicher Weife ermählt in derfelben Form, mit den⸗ 
ken Rechten , derfelben Dauer des Amtes wie fonft, die Thalvorſteher, nämlich: 
der Thalamman und fein Stellvertreter, der Sedelmeifter, der Thalfchreiber, das 
ey und überhaupt die mit der verwaltenden oder richterlichen Gewalt bekleide⸗ 

rger. 

5. Alle Behoͤrden richten ſich nach den Grundſaͤtzen der Foͤderalacte. 

6. Der Canton Uri kann weder in directe noch indirecte Verbindung mit ei⸗ 
am andern Canton noch mit fremden Mächten anders, als in Gemaͤßheit der eid⸗ 
gendffifchen Köderalformen treten. 

7, Ein Ausſchuß von 13 Mitgliedern aus dem alten Gantonögebiete und dem 
Irferen Thal, welcher von der Landsgemeinde aller Bürger berufen wird, wird 
über die Mirtel der Vollziehung des 1. $. im 4. Art. berathſchlagen. Diefe Arbeit 
echält Gefegeskraft, fobald fie von der Tagfagung genehmigt worden if. Allein 
die Veränderungen dürfen die Grundfäge und Verordnungen der Foͤderalacte in 


nichts verlegen. 
Siebzehntes Capitel. 
r) Berfaffung bes Eantons Waadt. 
Erfter Titel. | 
Bebietseintheilung und politifher Stand der Bürger. 


1. Die gegenwärtigen Gränzen des Cantons Waadt werben in nichts veräns 
Die vormaligen Landvoigtsien Payerne und Avenches bleiben ihm einverleibt, 
und Raufanne ift Hauptort. 

2. ein Gebiet wird in 60 Kreife, welche aus mehrern Gemeinben: beftehen, 
Etheilt. Städte von mehr als 2000 Einwohnern bilden einen befondern Kreis. 
Die Bürger verfammeln. fih, wenn es erforbertich ift, in Gemeinde: und Kreis 
verſammlungen. 


* um Bürgerrecht in einer Gemeinde⸗ ober Kreisverfammlung auszuüben, 
man „.e 
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4) feit einem Jahre in ber. Gemeinde oder dem Kreife wohnhaft ſeyn; 
2) 20 Zahr alt, und verheirathet feyn oder gemwefen feyn, oder 30 Jahr, wenn 
man nicht verheirathet geweſen iftz | 0 
8)" Eigenthümer oder Rusnieper eines Grundftäds zu dem Werthe von 200 Schweizer 
franten, oder einer hypothekariſchen Schuld in Grundſtuͤcken von 300 Franken ſeyn; 
4) wenn man vorher nicht Bürger einer Gantondgemeinde gewefen ift, am bie 
Armencaffe feines Wohnortes einen jährlichen Beitrag zahlen, der durch das 
Geſetz nad) dem Werthe des Befises in der Gemeinde beftimmt wird, und 
beffen Minimum fehs Franken und das Marimum 180 Franfen- beträgt, 
Jedoch reicht es bei der erften Wahl hin, 3 Procent der. Summe des legten 
Contractes über Ermwerbung des Bürgerrechte zu zahlen. 
‚Ausgenommen von biefer vierten Bedingung find die Geiftlichen und Familien» 
väter, welche in der Schweiz geboren find, und vier Kinder, die über 16. Jahr 
alt, in die Goldatenlifte eingetragen find und ein Gewerbe oder eine Einrichtung 
befigen, haben. 

4. Mittelft der jährlih an die Armencaffe entrichteten Summe ober des Cu 
pitals diefer Summe wird man Miteigenthümer der zum Bürgerrechte gehörenden 
— und ‚hat Recht auf die den Bürgern ber Gemeinde zugeſicherten Unter 

Sungen. 

Fremde ober fchmeizerifche Bürger eines andern Gantons, welche, nachdem fie 
die Zeit des Wohnortes und die übrigen durch das Gefes beftimmten Bedingungen 
erfüllt haben, Bürger des Gantons Waadt werden wollen, Eönnen gehalten wers 
den, das Capital zu 20 Procent der jährlihen Summe zu bezahlen, auf melde 
ber Mitbefisg der Vortheile des Bürgerrichtes ihres Wohnortes angefchlagen war. 
Dies wird durch eine befondere Acte der Gemeinde beftimmt. 


Zweiter Titel. 
Deffentlihe Gewalten. 


5. Es giebt in jeder Gemeinde eine Municipalität, beftehenb aus einem Syn 
dicus, zwei Abjuncten und einem Municipalrathe von wenigftens acht und hoͤch⸗ 
ftens 16 Mitgliedern. Die Municipalbeamten bleiben fehs Jahre im Amte, wer 
ben zum dritten Theile erneuert, und find wieder wählbar. 

Das Gele beftimme die Gefchäfte jeder Municipalität, betreffend: 

1) die Ortspolizei; 
2) die Vertheilung und Einnahme der Steuern ; 
8) die befondere Verwaltung der Gemeindegüter und ber Armencaffe, und bie 

EinzelnHeiten ber allgemeinen Verwaltung, womit fie beauftragt werden Tann. 

Es beftimmt außerdem bie befondern Gefhhäfte der Syndici, Adjuncten und 
Municipalräthe. 

6. Es giebt in jedem Kreife einen Friedensrichter; er leitet und beauffichtigt 
die Verwaltung der Gemeinden feines Bezirkes. . 

. Er führt den Vorfig in den Kreisverfammlungen und übt darin bie Polizei. 

Er ift Vermittler der Streitigkeiten zwifchen den Bürgern und gerichtlichen 
Polizeibeamten, beauftragt mit ber vorläufigen Unterfuhung im Ball des Verbre— 
hend, und entfcheidet mit feinen Beifisern Civilſachen von geringer Bebeutung. 
Das Gefes beftimmt alle feine Verrichtungen. | 

Ein großer Rath, beftehend aus 150 Deputirten, welche auf fünf Sahre, 
ober auf Lebenszeit in ben im 14. Art. beftimmten Fällen ernannt werden, übt bie 
hoͤchſte Gewalt ; er verfammelt ſich den erften Montag des Mai in ber Stadt Lau: 
fanne, und feine ordentlihe Sitzung bauert einen Monat, wenn ber Keine Rath 
deſſen Dauer nicht verlängert. 

Der große Rath: — Ä 

Er oder verwirft die ihm vom Eleinen Rathe vorgelegten Gefegesents 
würfe; 
2) er läßt fi von der Vollziehung der Gefege, Befehle und Verorbnungen Res 

chenſchaft ablegen ; j 

5) — und ſchließt ab die ihm vom kleinen Rathe vorgelegten Finanz⸗ 
rechnungen; 

4) er beftimmt bie Entfchädigungen ber Öffentlichen Beamten; 

5) er genehmiget die Veräußerung der Domainen des Cantons; 

6) er berathichlagt über die Anträge außerordentliher Zagfagungen, ernennt bie 

Deputirten zu ben Zagfagungen, und giebt ihnen ihre Anweiſungen; 


——— Te 


— 
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7) ex ftimmt im Namen bes Cantons. er | 
8. Ein Kleiner Rath, beſtehend aus neun Mitgliedern. bed großen Rathes, 
welche fortwährend darin figen, und beftändig wählbar find, ‚hat die Initiative der 
Gefege und Steuerentwürfe. Er ift mit Vollziehung der Gefege und VBerorbnuns 
gen beauftragt; zu dem Behufe faßt er die nöthigen Befchlüffes er leitet. und be« 
auffihtigt die untern Behörden, und ernennt feine Agenten. Er legt dem großen 
Rathe von allen Theilen der Verwaltung Rechenſchaft ab, und ziehlt ſich zurüd, 
menn über feine Gefhäftsführung und über feine Rechnungen berathſchlagt wird. 
Er verfügt Über die bewaffnete Macht zur! Erhaltung der Öffentlichen Ordnung. 
Gr kann die Dauer der orbentlihen Sigungen bes großen Rathes verlängern, und 
außerordentliche berufen. 

9. In Civil»: und Griminalfahen giebt es Gerichte: erfter Inſtanz, deren 
Mitglieder durch die proceflivenden Parteien entſchaͤdigt werden. Das Gefes bes 
fimmt die Anzahl dieſer Gerichte, ihre Organifation und ihre Gompetenz. 

10, Ein Appellationsgeriht, beftehend aus 13 Mitgliedern, entfcheidet in 
—* Inſtanz. Das Geſetz entſcheidet uͤber die Form der Urtheile in Grimie 
nalſachen. 

11. Ein Gericht, beſtehend aus einem Mitgliede des kleinen Rathes und vier 
Mitgliedern des Appellationsgerichtes, entſcheidet über Verwaltungsſtreitigkeiten. 


Dritter Titel. 


Art und Weiſe der Wahlen, und Bedingungen der Wähle 
| barkeit. 


12, Die Mitglieder der Municipalität werben durch die Gemeindeverfamms 
lung unter den Bürgern von 30 Jahren, und Eigenthümern oder Nusnichern eines 
Grundftüdes von 500 Franken, oder einer Schuld gleiher Summe, welche auf 
Grundftüdte verfichert ift, gewählt. 

18. Die Friedensrichter werben aus Eigenthümern, oder Gläubigern eines 
Summe von 1000 Franken in gleihen Gütern, von dem Eleinen Rathe gewählt. 

14. Die Stellen im großen Rathe werden durch unmittelbare Erwählung mits 
telſt des Looſes folgendermaßen vergeben: 

Die Buͤrger, welche in einem Kreiſe wohnen, bilden eine Verſammlung, welche 
nur kraft einer 15 Tage * vom Friedensrichter erlaſſenen und ſieben Tage zus 
bot von jeder Municipalitaͤt publicirten Verordnung Statt finden kann. 

Jede Kreisverfammlung verrichtet drei Wahlen: 

1) ernennt fie in ihrem Kreife einen Deputirten, welcher ohne Dazwifchenkunft 
des Looſes in den großen Rath tritt. (Die Stadt Raufanne wählt nach Vers 
hältnig ihrer Bevölkerung drei.) Ein Alter von 30 Jahren ift die einzige 
Bedingung der Wählbarkeit für biefe erfte Ernennung. Der in diefer Vers 

' fammlung vorfigende Friedensrichter Tann in feinem Kreife nicht gewählt 
werden 5 

2) ernennt fie drei Candidaten außer ihrem Gebiete, aus Eigenthämern ober 
Nupnießern eines Vermögens von mehr als 20,000 Schweizerfranfen, ober 
einer Schuld gleichen Betrages, welche auf Grundftüde verfichert iftz zu dies 
fer zweiten Ernennung reiht ein Alter von 25 Jahren hin. 

3) ernennt fie zwei Sandidaten außer ihrem Gebiete aus Bürgern über 50 Jahr, 
und zu diefer Ernennung reicht hin ein Eigenthum oder Nießbrauch einer hy— 
pothefarifhen Schuld in Grundftüden von 4000 Franken. | 
Diefe 300 Gandidaten werden durch das Loos auf 118 gebraiht, welche, mit 

J unmittelbar ernannten Candidaten, die 180 Mitglieder des großen Rathes 
en. 


15. Die Mitglieder des großen Rathes von ber zweiten und dritten Wahl ge⸗ 
hören keinem Kreife an. 


Die der zweiten Wahl find es auf Lebenszeit, wenn fie in einem Jahre von 
15 Kreifen vorgefchlagen worden find. 

Die der dritten Wahl find es gleichfalld auf Lebenszeit, wofern fie von 30 Krei⸗ 
ſen in demfelben Sahre vorgefchlagen worden find. 

16, ‚Die Mitglieder der erften Ernennung im großen Rathe Eönnen von ihren 
Kreifen entfchädigt werben; die Functionen der übrigen geſchehen unentyeldlich. 

17. Zu den Gtellen der zweiten und dritten Ernennung beftimmt das 2008 


im dalle der Vacanz unter den auf der Liſte gebliebenen Candidaten. Sie wird 
alle fünf Jahre erneuert. | 
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18. Wenn zur Zeit ber perlodiſchen Erneuerung ſich im großen Rathe wehr 
ats 59 Mitglieder am Leben befinden; fo wird die Weberzahl zur Zahl von 180 hin 
zugefügt, fo baß bei jeder allgemeinen Wahl wenigſtens 59 Bürger von der Claſſe 
= — von 20,000 Franken, oder derer über 50 Jahr, in ben großen 

ath treten. 

19. Der Präfident des großen Rathes wird für jede Sitzung aus den Glie 
bern bes Kleinen Rathes gewählt; er ftimmt nicht mit, werin über Rechnungen und 
Amtöführung diefes Rathes verhandelt wird. 

. Er nimmt während feiner Präfidentfchaft Feinen Theil an den Verhandlungen 
des Eleinen Rathes. ' 

20. "Die Mitglieder des Kleinen Rathes werben durch den großen Rath für 
ſechs Jahre ernannt; fie werden zum dritten Theile erneuert; der erfte Act der 
Ernennung bezeichnet bie, welche zu Ende des zweiten und vierten Jahres austreten. 

um wählbar zu ſeyn, muß man Grundbefiger, Nugnicher ober hypothekari⸗ 
feher Gläubiger "von 9000 Kranken in Grundftüden feyn. i 

Der kleine Rath wählt feinen Präfidenten monatlid. 

21. Die Mitglieder der Bezirkögerichte werben durch den Eleinen Kath nad 
einer dreifachen, vom Appellationsgerichte vorgelegten Kifte gewählt. Man kann fie 
nur aus Grundbefigern, Nusnießern und hypothekariſchen Gläubigern von 3000 
Franken in Grundftüden wählen. | | 

22. Die Mitglieder des Appellationsgerichf8 werben vom großen Rathe gu 
wählt; und, aufer der für den Kleinen Rath geforderten Bedingung, müffen fie fünf 
Sahre lang gerichtliche Aemter bıikleidet haben, oder Advocaten bei einem Gerichte, 
oder Mitglieder der höhern Behörden geweſen feyn. 


Vierter Titel. 
Allgemeine Verordnungen und Öarantieen. 


23.. Jeder fchmeizerifche Einwohner des Cantons Waadt ift Soldat. 

24. Die Kreisverfammlungen fönnen in feinem Falle weder untıe einander, 
—* mit einem Individuum oder einer Geſellſchaft außer dem Canton corre— 
pondiren. 

25. Die volle und durchgaͤngige Freiheit der gegenwärtig im Canton beſte— 
henden Eonfeffionen wird garantirt. | 


Achtzehntes Capitel, 
s) VBerfaffung bes Santons Zug, 


1. Der Canton Zug wird in feinen alten Gränzen hergeftellt. Die Gerech— 
tigkeitöpflege und die politifchen, vormals von der Stadt Züri und dem Abte zu 
Einfiedeln über einen Theil des Cantons ausgeübten Rechte, find abgefchafft. 

Die Stadt Zug hat weder Grund noch Recht, vinen befondern Gefandten zu 
ben außerordentlihen Zaafagungen zu fenden. / 

2. Die Fatholifhe Confeffion ift die Religion bed Cantons. 

Die Souverainetät wohnt ber Landsgemeinde bei. ‚Die vormaligen Linters 
thanen bes Cantons Zug können daſelbſt fliimmen, wenn fie die fonft erforderlichen 
Bedinguugen erfüllen. 

4. Die Landögemeinde, beftehend aus allen Bürgern bed Gantons über zwan⸗ 
zig Sahr, genehmigt oder vermwirft alle ihr von dem Rathe des Cantons vorgeleg- 
ten Geſetzesvorſchlaͤge. 

Kein andrer Punct kann dafeldft in Berathung gezogen werben, als einen 
Monat darauf, wenn er fhriftlih dem Rathe des Cantons mitgetheilt und mit 
feinem Gutachten‘ begleitet worden ift. Ä 

Die aufßerordentlichen Landsgemeinden Eönnen nur über Gegenftände, weshalb 
fie berufen worben , berathfchlagen. : 

5. Die Vorfteher des Cantons, nämlich der Amman, der Statthalter, ber 
Landeshauptmann, der Bannerherr, der Landesfähndric und der Staatsfecretair, 
werben auf diefelbe Weife und mit bdenfelben Obliegenheiten wie früher gewählt; 
fie bleiben diefelbe Zeit hindurch im Amte. Die abwecyfelnde Ordnung, ruͤckſichtlich 
Dee — des Ammans und der Ernennung der Deputirten zur Tagſatzung, bleibt 
eſtehen. 

6. Der Stadt- und Amtsrath, welcher fortwährend das Appellationsgericht 
bildet, die befondern Räthe in der Stadt und in den brei Bezirken, Munzingen, 


* — 
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Egeri und Bar; das Achtergeriht, das Schuldgericht, das befondere Gericht zu 
Zug, und dad Zuchtgericht jeder Gemeinde behalten ihre alten Obliegenheiten, dies 
felbe Organifation und Art der Wahl: Jedoch wird die Zagfagung die Organifa- 
tion ber vormals der Stadt unterworfenen Gemeinden beflimmen, fo wie den ihrer 
Bevölkerung gemäßen Antheil, den fie an der Bildung des Rathes des Gantons 
und an der Ernennung bes Achtergerichtes haben follen. 

7. Alle Behörden müffen fid) nad) den Grundfägen der Föberalacte richten. 

Der Canton Zug kann weder directe noch indirecte Verbindung mit einem ans 
dern Santon, oder mit fremden Mächten anders, als in Gemäßheit der Formen 
der Foͤderalacte unterhalten. | 


Neunzgehntes Capitel. 
| t) Berfaffung des Cantons Zuͤrich. 
Erfter Titel. 


Gebietseintheilung und politifher Stand der Bürger. 


1, Der Canton Züri wird in fünf Bezirke getheilt, nämlich: die Stadt 
Züri, Horgen, Uſter, Bielach und Winterthur. 

2. Jeder Bezirk wird in 13 Zünfte getheilt. Die alten Bünfte der Stabt 
Züri werden hergeftellt. Außer der Stadt werden die Zünfte aus den am meis 
fen in dev Bevölkerung gleichen und möglihft nahen Zheilen des Bezirkes ohne 
Unterfhied des Gewerbes, Standes oder Handwerkes gebildet. 

- Jeder Tchweizerifhe Einwohner des Gantons ift vom 16ten Jahre an 
oldat, | | 

4, Mitglieder der Zünfte find Bürger oder Bürgersfohne einer Gemeinde des 
Gantons, welche ein Jahr lang auf dem Gebiete des Cantons gewohnt haben, in 
einem unabhängigen Etande leben, in die Milizrolle eingefchrieben, und 30 Jahre 
alt find, wofern fie nicht verheivathet find oder gewefen find, und nur 20 Jahr, 
wenn fie verheivathet find oder gewefen find, und welche endlich ein Grundeigens 
thum oder hypothekariſche Echuld von 500 Schweizerfranken befigen. Jeder Bür- 
ger des Cantons kann das Bürgerrecht zu Zürich erlangen. 


Zweiter Titel, 


Bon den politifhen Öemalten. 


5. Ein großer Rath, beftehend aus 195 Mitglicdern, giebt die Gefege, Ver: 
ordnungen und andere Acte der oberjien Gewalt, berathſchlagt über die Anträge 
außerordentlicher Tagſatzungen, ernennt die Deputirten zu den ordentlihen und aus 
krordentlichen Zagfagungen, beftimmt die Vollmacht feiner Deputirten, ernennt 
u Xemtern, deren Wirkfamkeit fi auf den ganzen Canton erftredt, und läßt ſich 
Rehenfhaft von der Vollziehung der Grfege, Verordnungen und anderer Acte feis 
ner Verfügung geben. 

6. Ein Eleiner Rath, beftehend aus 25 Mitgliedern des großen Rathes, welche 
fortwährend darin Gig behalten, und deren einer wenigftens aus jedem Bezirke ift, 
bat die Vollziehung der Geſetze, Verordnungen und anderer Acte der höchften Bes 
dörde zu beforgen. Er fchlägt Gefege, Verordnungen und andere Verfügungen, 
die er für noͤthig erachtet, vor; er leitet und beaufſichtigt die untern Behörden; er 
entjheidet in Tester Inſtanz ftreitige Verwaltungsſachen; ernennt zu Stellen, des 
von Wirkſamkeit ſich über einen ganzen Bezirk erfireden, und giebt dem großen 
Rathe von allen Theilen der Verwaltung Rechenſchaft. 

7. Zwei Bürgermeifter führen wechfelsweife während eines Jahres den Vor: 
ft im großen und Eleinen Rathe. Der nicht fungirende erfigt den andern im Noth: 
file; er gehört dem Fleinen Rathe an. 

8. Ein Appellarionsgericht, beftehend aus 13 Mitgliedern des großen Rathes, 
worin der nicht fungirende Bürgermeifter Yen Vorſitz führt, entfcheidet in höchfter 
Snftang über Civil: und Griminalfahen. Wenn es über die Anklage eines todes: 
würdigen Verbrechens entſcheidet; fo nehmen vier Mitglieder des Kleinen Rathes, 
durch das Loos gewählt, Sig darin und am Spruche Antheil. 

„I Der große Rath verfammelt fi alle fehs Monate 15 Tage lang zu Zuͤ— 
ri; der kleine Rath, verfammelt fich gewöhnlih. Er kann die Sigungen des gro: 
pen tl verlängern oder außerordentliche berufen, 1a 
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Fern Die beiden  Bürgermelfter werden vom großen Rathe aus bem kleinen 
ewählt. 
ß Die Mitglieder des Eleinen Rathes werben vom großen NRathe gewählt. 

Die Mitglieder des ‘großen Rathes werden gewählt, nämlich: ein Dritttheil 
unmittelbar durch die Zünfte und aus ihrer Mitte; die zwei andern Dritttheile 
durchs Loos aus den durch die Zünfte, ohne Rüdfiht auf die Bezirke, denen fie 
nicht angehören, gewählten Candidaten. Ä 

11. Die Mitglieder des Eleinen Rathes werden alle zwei Jahre zum britten 
Theile erneuert; fie find unbefchränft wieder wählbar. Die Mitglieder des großen 
Rathes, außer denen, welche zugleich im. Eleinen Rathe fisen,, Eönnen duch ein im 
18. Art. naͤher beftimmtes Stimmgericht von den Zünften abgefegt werden. | 

12. Die Zünfte Zönnen den unmittelbar erwaͤhlten Mitgliedern des großen 
Rathes eine Entfchädigung gewähren. Die Verrichtungen der übrigen gefchehen 
unentgelblich. 


Deitter Titel. | 
Bon den Wahlen und Abfegungen. 


13. Zur Bildung bed ‘großen Rathes fchreitet jede der 65 Zünfte folgen 
dermaßen: 

Zuerft wählt fie das Mitglied des großen Rathes, welches fie aus ihren eig: 
nen Mitgliedern wählen muß. | | 

Darauf ernennt fie vier Candidaten aus den Bezirken, denen fie nicht ange 
hört. Sie kann nicht mehr als drei in demfelben Bezirke wählen. 

Bon 260 alfo in allen Bezirken erwaͤhlten Candidaten werden 130 durchs Loos 
zu Mitgliedern des großen Rathes beftimmt, welchen fie, durch die Vereinigung 
mit 65 unmittelbar durch die Zünfte erwählten Mitgliedern, vollzählig machen. 

14, Im Falle der Erledigung wählen die Zünfte alle zwei Sahre zu ben 
Etellen der Mitglieder im großen Rathe, die fie unmittelbar ernannt haben; das 
Loos erfegt die übrigen, je nachdem fie erledigt werden, und ernennt unter ben 
auf der Liſte ſtehenden Candidaten. 

15. Fünf Sahre nad) der erften Bildung des großen Rathes, und darauf von 
neun zu neun Jahren, wird die Candidatenlifte erneuert; und wenn bie Gtellen, zu 
denen das Loos ernennt, erledigt werden; fo werden fie fortwährend unter die auf 
der Lifte befindlichen Candidaten vertheilt. 

16, Die Wahlen gefchehen durch geheime Abftimmung und nach abfoluter 
Stimmenmehrbeit. Geht die abfolute Mehrheit nicht aus zwei Abftimmungen her: 
vor; fo entfcheidet das Loos unter den- beiden Candidaten, welche die meiften Stim: 
men vereinigt haben. 

17. Niemand kann auf die Gandidatenlifte gefegt werben, wenn er nicht Bür: 
ger, 30 Jahre alt, und Eigenthümer eines Grundftücds ober einer hypothekariſchen 
Schuld von 20,000 Schweizerfranken if. Es reicht zu, Bürger über 25 Jahr, 
Grundeigenthümer oder Hypothekarifcher Gläubiger zu feyn, um unmittelbar von 
der Zunft, welcher man angehört, ernannt werden zu Fönnen. | 

18, Alle zwei Jahre zu Oſtern entfcheidet ein Ausfhuß von 15 Mitglichern, 
welcher durchs Loos aus jeder Zunft gewählt wird, und aus fünf der zehn älte 
fien, fünf der zehn reichſten Eigenthümer, und fünf aus allen Mitgliedern ber 
Zunft ohne Unterfchied gewählten Mitgliedern befteht, ob ein geheimes Stimmges 
richt über ein oder zwei Mitglieder des großen Rathes, außer den im kleinen Ra: 
the fisenden, gehalten werden fol. Stimmt die Mehrheit der Commiſſion für das 
Stimmgeriht; fo bezeichnet fie das Mitglied, über welches bie Zunft zur Abftim: 
mung berufen werden foll. ——— > 

Die Zunft ftimmt insgeheim für oder wider die Abfesung des, dem Stimm: 
gerichte untermworfenen, Mitgliedes. 

Der Wunfh der Mehrheit ftimmberechtigter Bürger in einer Zunft ift erfor: 


derlich, um Abfegung zu bewirken. 


Mitglieder ded großen Rathes, welche durch mehr als eine Zunft auf die Can: 
didatenlifte gefegt worden find, können nur durch den Wunfch der Mehrheit flimm: 
berechtigter Bürger in einer gleichen Anzahl von Bünften abgefeßt werden. 

Mitglieder, welche unmittelbar von ihrer Zunft erwählt worben find, koͤnnen 
auch nur durch fie abgefegt werden. ‚ 
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Bierter Titel. 
Nahmeifungen und Garantieen der Verfaffung. 


19. Das Gefeg ordnet die Einzgelnheiten der Organifation der Gewalten, und 
bie Einrihtung der untergeordneten Behörden. — 
— 20, Die Verfaſſung leiſtet Gewähr für die in dem Canton‘ beftehenden Con 
tionen.‘ 
21. Die Berfaffung garantirt das Redt, Sehnten und Grundzinfen Toszufau: 
fen. Das Gefeg beſtimmt die Art des Ruͤckkaufs nach einer richtigen Abfchägung. 


Zwanzigftes Capitel. — 
u) Bundesacte. 


‚- Erfter Titel. 
- Allgemeine Verordnungen. 


1. Die neunzehn Gantons der Schivtiz, nämlich: Appenzell, Aargau, Baſel, 
Bern, Freiburg, Glarus, Graubündten, Lucern, St. Gallen, Schafhaufen, Schwyz, 
Solothurn, Teffin, Thurgau, Unterwalden, Uri, Waadt, Zug und Zürich find un: 
ter einander verbündet in Angemefjenheit zu den in ihren refp. Berfaffungen aus: 
gefprohenen Grundfägen. Cie garantiren ſich gegenfeitig ihr Gebiet, ihre Freiheit 
und Unabhängigkeit, ſowohl gegen fremde Mächte, als auch gegen Uſurpation eis 
nes Cantons, oder einer befondern Partei. 

2. Die Truppen oder Geldcontingente, welche zur Vollgiehung diefer Ga: 
rantie nötig feyn dürften, werden von jedem Canton nad) folgendem Berhältniß 


geleiftet ; 

3u 15,203 Mann ftellt: 
Bern 2 2 2 2 0 0 0 0 + 2 Appenzell » z 
BE sea #09 Golotyum - - 2 =. . j 
Bolt 2» 446682 Belle a ee nee MOD 


Glen. #- 0.200 35 8qhwyß43 301 
Ban. 5-46 Er ie, REN. eure 241 
Graubünden «© » «oe + . . 1200 Schafhauſen . 233. 
% a a a Ti en Unterwalden - - 0. 191 
MR 2 Euer 0. + 857 ar ee A 
Thuraat. © oo = 0 0 0 0. 835 Uri i Ran 118 
Bm 0 0 a 0005. 680 

Und zu der Summe von 490,507 Franken zahlt: | 
Graubündten 0000 13,000. Zhurgau . 2.220. 25,052 
Chu.» 0 0000. 8012 - Feb nr. 18,591 
Unterwaldten > =» # 0. «1907 DEN 0 00. 0. 91,695 
De ı 1184 Zuͤrich ... eo 0... 77,188 
BR. ee 18,089 Waadt . . 0.2. 59,278 


Appenzell . . = 97283. Aargau. © = 2.2.2.0. 52242 


Glarus . 5 „4823 Solothurn . =» 2 2 2 2 ..18,097 
ENT 2497 Schafhaufen - 2 2 0 2... 689%7 
Gt. Gallen . . 3— * 89,451 Bafel e “ ° . . J 20,450, 


BR 2 4.2 0 0 00 = 86,016 

8. Es giebt in der Schweiz weder Unterthanenländer, noch Privilegien der 
Dexter, der Geburt, der .Perfonen oder Familien. 

4, Jeder ſchweizeriſche Bürger hat das Recht, feinen Wohnfig in einen an- 
dern Ganton zu verlegen, und dafelbft frei fein Gewerbe zu treiben; er erwirbt 
die politifchen Rechte in Gemäßheit zu dem Gefege des Cantons, wo er fich nie: 
berläßt; allein er kann zugleich nicht in zwei Cantons politifche Rechte genießen. 

5. Die vormaligen Gefälle von ber Ein= und Ausfuhr find abgefchafft; der 
freie Umfag von Lebensmitteln, Vieh und Waaren wird garantirt; keine Steuer 
von Acciſe, Einfuhr und Zranfito oder Zoll kann im Innern der Schweiz einges 
führt werden; die Zölle an den aͤußern Gränzen kommen den an das Ausland gräns 
zenden Gantons zu gut; allein die. Zollanfäge müffen ber Genehmigung der Tag— 
fagung unterworfen werden. 

6, Jeder Ganton behält das zur Ausbefferung von Wegen, Kunftftraßen und 
Blafufern beftimmte Weggeld. Die Anfäge haben gleihmäßig Beftätigung ber 
Tagſatzung nöthig. | FR 
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7. Die in der Schweiz geprägten Münzen führen gleiche Auffchrift, melde 
die Zagfagung beſtimmt. 

8. Kein Canton kann einem gefeslidh verbammten Verbrecher, fo wenig als 
einem gefeglich verfolgten Angeklagten, einen Zufluchtsort gewähren. 

. 9. Die Zahl der befoldeten Truppen, welde ein Canton unterhalten kann, 
ift auf 200 Mann befchräntt. 

10. Jedes Bündniß eines Cantons mit einem andern oder mit einer fremden 
Macht ift unterfagt. \ 

11. Die Regierung ober der gefeßgebende Körper jebes Cantons, weldher ei: 
nen Beſchluß der Zagfasung Übertritt, Tann als Rebell vor ein, aus den Präfis 
nn ber Griminalgerihhte aller übrigen Cantons gebildetes, Gericht gezogen 
werben. 

12. Die Cantons genießen alle Rechte, welche nicht ausdruͤcklich der eidgenöf 
fiihen Behörde zugemwiefen worben find. | 


Zweiter Titel, 
Bon dem Vororte (Canton - directeur), 


13. Die Zagfasung verfammelt ſich abwechfelnd von einem Jahre zum andern 
zu Kreiburg, Bern, Solothurn, Bafel, Zürich und Lucern. 

14. Die Gantons, deren Hauptorte genannte Städte find, werben nad und 
nah Bororte. Das Jahr des Vorfiges beginnt mit dem erften Ianuar. 

15. Der Vorort giebt den Deputirten bei der Tagſatzung Wohnung und eine 
Ehrenwache; er forgt für die Koften der Sigungen. 

16. Der Scultheiß oder Bürgermeifter des Vorortes fügt zu feinem Zitel 
den eines Landammans der Schweiz; er bewahrt das Eiegel der helvetifchen Repu— 
blik; er darf fi nicht aus der Stadt entfernen. Der große Rath feines Cantons 
gefteht ihm eine befondere Vergütung zu, und läßt ihm die mit diefem Amte ver: 
Inüpften nöthigen Koften auszahlen. 

17. Die auswärtigen Minifter überreichen dem. Landamman der Schweiz ihre 
Grebitive und Abberufungsfchreiben, und wenden fih in Gefchäften an ihn. Er iſt 
Bermittler in andern diplomatifchen Beziehungen. 

18, Bei der Eröffnung der‘ Tagfagung giebt er die ihm rüdfichtlich der in: 
nern und äußern Angelegenheiten, welche die Eidgenoffenfhaft angehen,  zugelom: 
menen Aufklaͤrungen. Ä 
| 19. Kein Canton kann in feinem Innern mehr als 500 Dann Soldaten auf: 
bieten und in Bewegung fegen, ohne davon den Landamman der Schweiz benad): 
zichtigt zu haben. 

20. Im Fall der Empörung im Innern eines Cantons, oder in jebem an: 
dern dringenden Nothfalle, läßt er Truppen aus einem Santon in den andern mar: 


—ſchiren, jtdoh nur auf Verlangen des großen und Eleinen Rathes des Kantons, 


weicher Hülfe verlangt, und nad Einholung der Meinung des Vorortes, mit Bor: 
behalt der Einberufung ber Tagſatzung nad) Unterbrüdfung der Feindfeligkeiten, oder 
bei fortdauernder Gefahr. 

21. Erheben fidy während der Ferien der Tagfagung zwifchen zwei oder mehr 
Gantons Zmiftigkeiten; fo wendet man fi an den Landamman der Schweiz, wel: 
cher, je nachdem bie Umftände mehr oder weniger dringend find, Schiedsrichter 
ur Dermittelung ernennt, ober die Verhandlung darüber auf die naͤchſte Tag: 
— verſchiebt. 

22. Er benachrichtigt die Cantons, wenn ihre innere Auffuͤhrung die Ruhe 
der Schweiz bedroht, oder wenn bei ihnen etwas Ordnungswidriges und Unregel— 
mäßiges, entweder gegen die Bundesacte oder gegen ihre befondere Verfaſſung vor: 
fommt. Er kann alsdann die Berufung des großen Rathes, ober bie Landöges 
meinden, in den Orten, wo bie hoͤchſte Gewalt unmittelbar durch das Volk aus» 
geübt wird, anorbnen. 

Der Landamman der Schweiz fendet im Nothfalle Infpectoren aus, be 
auftragt mit der Unterfuhung der Straßen, Wege und Ufer. Er orbnet brins 
gende Arbeiten in diefen Gegenftänden an, und läßt im Falle der Noth gerabezu, 
und auf Koften deffen, dem es zufteht, bie Arbeiten, welche zur vorgefhriebehen 
Zeit nicht angefangen oder beendigt find, ausführen. 

24. Seine Unterfhrift giebt den damit verfehenen Acten Beglaubigung und 
Nationalanfehen. 
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Dritter Titel 
Bon ber Tagſatzung. 


25. Jeder Santon fendet zur Zagfagung einen Deputirten ‚welchem man ei: 
nen en Räthe, um ihn im Fall der Abwefenheit oder Krankheit zu erfegen, 
beigeben Tann. — 

26. Die Deputirten bei der Tagſatzung haben beſtimmte Inſtructionen und 
Vollmachten, und ſtimmen nicht gegen ihre Inſtructionen. 

7. Der Landamman ber Schweiz iſt von Rechtswegen Deputirter des Vor: 
ortes. 

3. Die 19 Deputirten, welche bie Tagſatzung ausmachen, bilden bei Be— 
rathſchlagungen 25 Stimmen, Die Depütirten der Gantons, deren Bevoͤlkerung 
üser 100,000 Einwohner ift, nämlih: Bern, Zürich, Waadt, St. Ballen,’ Aar— 
gau und Graubündten, haben jeder zwei Stimmen. Die Deputirten der Canton, 
deren Bevölkerung unter 100,000 Einwohner ift, nämlih: Zeffin, Lucern, Thur: 
gau, Freiburg, Appenzell, Solothurn, Bafel, Schwyz, Glarus, Schafhaufen, 
Unterwalden, Zug und Uri, haben jeder nur eine Stimme. 

29. Die Zagfagung, worin der Candamman ber Schweiz präfidirt, verfams 
melt jih den erften Montag im Zuni, und ihre Sitzung darf nicht länger als ei: 
nen Monat dauern. 

3%. Es finden auferorbentlihe Zagfasungen Statt: 

1) wegen Klagen benachbarter Mächte, oder eines der Canton, welche vom 
großen Rathe des Vorortes angenommen worden find, der zu ‚diefem Behuf, 
wenn er Ferien hat, verfammelt wird; 

2) nah dem Gutachten bes großen Ruthes oder ber Landesgemeinde von fünf 
Cantons, welche in diefer Rücficht eine vom Vororte abgewiefene Klage für 
gegründet erkennen; ’ 

3) wenn fie vom Landamman der Schweiz zufammenberufen werben. 

31. Kriegserflärungen. und Friedens» oder Allianzverträge gehen don der’ 
Zavlagung aus; aber die Zuftimmung von drei Viertheilen der Cantons ift nothe 
wendig. 
32. Sie allein fchließt die Handelöverträge und Gapitulationen für fremden 
Diet. Sie ermächtigt die Cantons in vorkommenden Fällen, über andere Gegen 
finde mit einer fremden Macht für ſich zu verhandeln.- 

35. Es kann ohne ihre Zuftimmung in feinem Canton für eine fremde Macht 
ricrutirt werden. 

34. Die Tagfasung beftimmt das für jeden im zweiten Artikel feftgefeste 
Zruppencontingent. Sie ernennt den General, der fie commanbiren fol, unb 
nimmt fonft alle für die Sicherheit der Schweiz und für die andern Verordnungen 
des erften Artikels nöthigen Maaßregeln. Sie hat daffelbe Recht, wenn Unruhen 
in einem Canton die Ruhe der übrigen Cantons bedrohen. 

55. Gie ernennt und fendet außerordentlihe Botfihafter ab. 

36. Sie entfcheidet über Streitigkeiten, welche zwifchen den Gantons ausbres 
&en, wenn fie durch Schiedsrichter nicht beendigt worden find. Zu biefem Behufe 
bildet fie fih zu Ende ihrer ordentlichen Arbeiten in ein Syndicat; allein dann 
beſizt jeder Deputirte eine Stimme, und Fann ihm in bdiefer Rüdjicht keine In— 
fruction gegeben werben. 

57, Die Protocolle der Zagfagungen werben in das Regifter eingetragen, des 
een eines dem Vororte verbleibt, und das andere, mit dem Ötaatöfiegel bebrudt, 
zu Endg Decembers an den Hauptort des Vorortes gebracht wird. 

88.. Ein Kanzler und ein Schreiber, welche von der Tagſatzung für zwei 
Jahre ernannt und vom Vororte, in Gemäßheit der Verordnung ber Zagfasung, 
bezahlt werden , begleitet beftändig das Siegel und die Regifter. 

39. Die Verfaffung jedes Gantons, auf Pergament gefchrieben, und mit dem 
Cantonsſiegel bedrudt, wird in den Archiven der Tagſatzung niedergelegt. 

40, Gegenwärrige Bundesacte, fo wie die befondern Verfaffungen der 19 Can— 
tons, machen alle frühere Verordnungen ungültig, die ihnen entgegen ſeyn könn 
im; und es kann kein Recht in Hinficht auf die innere Regierung des Cantons, 
und ihre gegenfeitigen. Verhältniffe auf den vormaligen politifhen Zuftand der 
Schweiz gegründet werben. -“ Be ER 
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In Angemefjenheit zu dieſer Vermittlungsacte hielt bie — 
Gentralregierung der Schweiz am 5. März 1803 ihre letzte Sitzung 
und: am 10. März trat der für das erfte Jahr ernannte Landamman 
d'Affry die Regierung an. Die erften Cantonsregierungen wurden bis 
zu Ende des Aprilö gebildet, ohne daß bedeutende Unruhen entflanden, 
obgleich beide Parteien noch nicht verföhnt waren, und man auch in den 
meiften Gantonen zu den alten Formen ſich hinneigte. So hatten in 
‚ Bern die patricifchen Familien die Wahl ausfchließend auf Männer ih: 
rer Partei zu leiten gewußt; in Freiburg war die Mehrheit der Ges 
wählten ariftofratifh; in Solothurn, dem Alten treu ergeben, wat 
doch ein Landbuͤrger Schultheiß geworden; in Lucern zeigte fich Vor: 
liebe für das demokratifche Syftem, und Ruͤttimann, der für dad 
Haupt der Republikaner galt, war einer der beiden Schultheißen; in 
Zürich äußerte ſich der Partheigeift am lebhafteſten; die Ariftofraten 
fiegten; doch fanden fich auch Demokraten im großen Rathe, und Ufteri 
war Mitglied des Eleinen Raths. In Bafel beftand eine Mifchung bei: 
der Parteien; in Glarus hielt man ziemlich die Mittelftraße; in St. 
Gallen und Thurgau regierten gemäßigte Republikaner; allein in 
Schwyz, Uri, Unterwalden, Zug, Appenzell, undim Waadt 

lande fiegte die demokratifhe Partei. Im Aargau war, unter Berns 
“ Einfluffe, die Wahl zur Regierung auf Ariftofraten gefallen; und in 
Bündten blieb man bei den alten Formen. - 

Mit Frankreich ward (27. Sept. 1803) ein Defenfivbündniß 
und eine Militaircapitulation abgefchloffen. Ein Sahrzehent hin: 
durch blieben die Parteien im Innern der Schweiz beruhigt. Sie reg: 
ten fich aber von neuem, ald Napoleon, nach der Völferfchlacht von 
Leipzig, den Boden Teutfchlands verlaffen mußte, und die Verbündeten, 
die von der Schweiz am 18. Nov. 1813 befchloffene, und von Napo— 
leon anerkannte, Neutralität der Schweiz nicht zugeflanden. 

Das Heer des Fürften von Schwarzenberg ging durch die Schweiz 
über den Rhein, nachdem die Verbündeten am 21. Dec. 1813 aus Fre: 
burg in einer Erflärung über die Angelegenheiten der Schweiz dahin ſich 
ausgefprochen hatten: „Der Zwed der verbündeten Souveraine ift, der 
Schweiz, in Anfehung ihrer auswärtigen Verhältniffe, dieſelbe freie und 
vortheilhäfte Stellung zu fichern, in welcher fie fih vor den Revolu— 
tionsftürmen befand, die vollfommenfte Unabhängigkeit diefes Landes. 
Mit ihr ift aber. der gegenwärtige Zuftand der Dinge, in welchem bie 
Schweiz aus einem freien Vereine für fich felbft beftehender Repubtifen, 
zu einem unmaächtigen, leidenden Werkzeuge franzöfifcher Herrſchaft her: 
abgewürdigt war, durchaus unverträglich. Wenn bdiefem' Uebel gruͤnd⸗ 
lich abgeholfen, wenn die Integrität des ſchweizeriſchen Gebiets‘ in. fer 
nen alten Graͤnzen auf allen Seiten wieder hergeftellt und die. Schweiz 
in eine Lage verſetzt ſeyn wird, die es ihr moͤglich macht, die Grund— 


& 
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lage ihres kuͤnftigen Foͤderativſyſtems und der von ihr 
febft zu wählenden Form, ohne alle Rüdficht auf fremden 
Einfluß, anzuordnen; dann werben die verbündeten Mächte ihr 
Berk als vollendet betrachten, » Die innere Verfaffung und Ge: 
feggebung der einzelnen Gantone, und die. Beflimmung ihrer 
wechfelfeitigen Verhaltniffe, ift eine reine Nationalangelegenheit 
der Schweizer, die ihrer eignen Gerechtigkeit und Weisheit Überlaffen 
werden muß.’ | 

Bald nach diefer Erklärung, am 29. Dec. 1813, fprachen die zu 
Züri, verfammelten Gefandten der Cantons Zürich, Lucern, Bafel, Glas: 
ud, U, Schwyz, Zug, Freiburg, Schafhaufen und Appenzell, bie 
Auflöfung der Bermittelungsacte aus, 


8) Webereinfunft vom 29, Dec. 1813. 


Die in Zürich verfammelten Gefandten der alt=eidsgendffifhen Stände Uri, 
Schwyz, Lucern, Zuͤrich, Glarus, Zug, Freiburg, Bafel, Schaf: 
haufen und Appenzell beider Rhoden haben, bei reifer Bergthung über bie 
dermalige bedenkliche Lage des gemeinfamen Vaterlandes, ſich einmüthig überzeugt, 
dab von Außen her, und nach den im Innern der Schweiz vorgefallenen Ereignif- 
fen, die gegenwärtige Bundesverfaffung, fo wie fie in der Mediationsacte enthal- 
ten ift, einen weitern Beftand haben koͤnne; daß aber für die Wohlfahrt des Va— 
terlandes hohe Nothwendigkeit ſey, den alten eidsgendffifchen Verband nicht nur 
beisubehalten, fondern neu zu befeitigen; zu weldhem Ende ihren fämmtlichen Com— 
„ mittenten folgende Webereinkunft zu möglichft befchleunigter Ratification vorgefhlas 
gen wird: 

1. Die beitretenden Gantone fihern fi im Geifte der alten Bünde und ber 
kit Jahrhunderten unter den Eidögenoffen beftandenen gluͤcklichen Verhältniffe brü: 
derlichen Rath, Unterftügung und treue Hülfe neuerdings zu. 

2. Sowohl die übrigen alt= eidegenöffifchen Stände, als auch diejenigen, 
weihe bereits feit einer langen Reihe von Jahren Bundesglieder gewefen find, wer: 
den zu dieſem erneuerten Verbande förmlich eingeladen. 

3. Zu Beibehaltung der Eintraht und Ruhe im Vaterlande vereinigen ſich 
die beitretenden Santone zu dem Grundfage, daß keine mit den Rechten eines freien 
Volkes unverträglichen Unterthanen = Verhältniffe hergeftellt werben follen. 

4, Bis die Verhältniffe der Stände unter fid und die Leitung der allgemei- 
nen Bundesangelegenheiten näher und feiter beftimme find, ift der alt= cidgenofjiiche 
verort Zürich erfucht, dieſe Leitung zu beforgen. 

5. Im Gefühl der Dringlichkeit, auf die Erklärungen ber] hohen alliicten 
Nichte vom 20. Decbr. diefes Jahres, welche auf die Stellung der Schweiz bis 
zu einem allgemeinen Frieden Bezug haben, eine angemeffene Antwort zu ertheilen, 
Ind die beftimmenden Stände bereit, hierüber in Unterhandlungen zu £reten, ’ 

tum in Zürich, den 29. Dechr. 13813, 

Gemeineidögendöffifhe Eanzlei. 


Während der Kampf der Verbündeten gegen Napoleon auf franzd- 
fihen Boden fortdauerte, wachten in der Schweiz die verfchiedenen 
Parteien von neuem auf, um ihre SIntereffen geltend zu machen; 
befonderd beabfichtigte die eine Partei die völlige Wiederherftellung 
der alten DVerhältniffe. Da traten die Abgeordneten der verbündeten 
Nähte vermittelnd auf, und behaupteten einen wefentlihen Einfluß auf 
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bie neue politifche Geftaltung der Schweiz in ihrem Innern, bis die end: 
liche Entfcheidung ihres Schickſals auf dem Gongreffe zu Wien erfolgte, 

Zwar fchloffen bereitd die 19 Gantone der Schweiz am 8. Sept. 
1814 zu Zürich einen Bundesvertrag; auch gaben fich die meiften 
einzelnen Gantone im Laufe des Jahres 1814 ihre befondern neuen 
Verfaffungenz allein es verzog ſich bis zum 7. Aug. 1815, bevor 
ber Bundesvertrag feierlich befchworen ward, weil in der Zwoifchenzeit 
zwifchen der Abfchließung (am 8. Sept. 1814) und der Befchmwörung 
(am 7. Aug. 1815) theild drei neue Gantone — Genf, Wallis und 
das preußifche Fürftenthum Neuenburg — mit der Eidsgenoffenfhaft 
verbunden wurden, theild, nach der Ankunft der fehweizerifchen Abgeord⸗ 
neten in Wien, am 20. März 1815 die Erklärung des Wiener Con 
grefies über die Angelegenheiten der Schweiz, fo wie am 27. Mai 1815 


die eidögenöffifche Beitrittsurfunde zu der Erklärung des Wiener Congreß— 


ſes erfolgte. In der Wiener Congreßacte vom 9. Jun. 1815 be 
treffen die Artifel 74—84, und 9L— 95. die Entfcheidung der Angele 
genheiten der Schweiz. Später erfannten zu Paris am 20. Nov. 1815, 
in einer förmlichen Urkunde, Oeſtreich, Frankreich, Großbritannien, Ruf 
land, Preußen, Spanien, Portugal und Schweden die immermwäh: 
rende Neutralität der N und die Unverlegbarfeit. ihres Ge 


. biete an. 


9) Erklärung des Wiener Congreffes vom 20. Mär; 
1815, über die Angelegenheiten der Schweiz. 


Die Mächte, welche berufen find, zur Erfüllung des fechften Artikels 
des Pariſer Vertrags vom 30. Mai 1814, durch ihre Dazwifchenkunft die 
Berhältniffe der Schweiz feftfegen zu helfen, überzeugt, daß das allgemein: 
Staatenintereffe zu Gunften der fchmeizerifchen Eidsgenoffenfhaft die Aner— 
Pennung einer immerhwährenden Neutralität erheifht, und gefinnt, durch 
Rüderftattungen und Ueberlaffungen von Landesgebiet, ihr die, für die Ei: 


| ‚herftellung ihrer Unabhängigkeit, und für die Handhabung ihrer Neutralität 


erforderlichen Mittel darzureichen, — 


. 
* 


Nachdem fie über die Intereſſen der verſchiedenen Cantone alle erfor: 
derliche Erfundigungen gefammelt, und die ihnen durch die fchreizerifche 
Geſandtſchaft vorgetragenen Begehren in Betracht gezogen haben, — 


Erflären: 


Daß, fobald die ſchweizeriſche Tagfagung zu den in dem gegentoärtigen 
Bergleich feftgefegten Bedingungen ihre Zuftimmung in guter und gehöriger 
Form wird ertheilt haben, eine Urkunde ausgefertigt werden foll, welche von 
Seiten aller Mächte die Anerkennung und Gewährleiftung der immerwaͤhten⸗ 
den Neutralität der Schweiz innerhalb ihrer neuen Örenzen enthalten, und 
einen Beſtandtheil derjenigen Urkunde bilden wird, die in Vollziehung des 
32. Artikels des obbenannten Parifer Sriedensfchluffes vom 30. Mai bie An: 
ordnungen diefes Vertrages vervollftändigen fol. 
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Berg leid. 


1. Der unverlegte Beftand der neunzehn Gantone, wie fich diefelben 
im Zeitpunct der Uebereinfünfte vom 29. Chriftmonat 1813 als Staats: 
förper befanden, wird als Die Grundlage des ſchweizeriſchen Bundesſyſtems 
anerkannt, 

2, Das Wallis, das Gebiet von Genf, das Fürftenthum Neuenburg, 
find der Schweiz einverleibt, und werden drei neue Cantone bilden; das vor: 
mals zum Ganton Waadt gehörige Dappenthal wird demfelben zuruͤck⸗ 
gegeben. 

3. Auf den von der Eidsgenoſſenſchaft geaͤußerten Wunſch fuͤr die Ein⸗ 
vetleidung des Bisthums Baſel, und in der Abſicht, das Schickſal dieſes 
Landes endlich feſtzuſetzen, erklären die Mächte, es ſoll das genannte Bis: 
ttum und die Studt Biel mit ihrem Gebietsumfang kuͤnftighin ein Beſtand⸗ 
theil des Cantons Bern ſein. 

Hievon ausgenommen ſind nur folgende Bezirke: 

1) Ein Bezirk von beilaͤufig drei Quadratmeilen Umfang, der die Ge: 
meinden Allſchweiler, Schoͤnbuch, Oberweiler, Terweiler, Ettingen, Fuͤrſten— 
ſtein, Platten, Pfeffingen, Aeſch, Bruck, Reinach, Arlesheim, in ſich be— 
greift, welcher Bezirk dem Canton Baſel einverleibt werden ſoll. 

2) Ein kleines Stuͤck eingeſchloſſenen Landes zunaͤchſt bei dem neuenbur⸗ 
giſhhen Dorfe Lignieres gelegen, und das gegenwaͤrtig für Civilſachen unter 
Neuenburg, für Criminalfaͤlle aber unter biſchoͤflich-baſelſcher Gerichtsbarkeit 
ſteht, ſoll der Landeshoheit des Fuͤrſtenthums Neuenburg vollſtaͤndig ans 
or 

1) Die mit den Gantonen Bern und Bafel vereinten Einwohner des 
— Baſel, fo wie jene von Biel, find in jeder Hinſicht, ohne Unter— 
[hied der Religion (die in ihrem gegenwärtigen Zuſtand verbleibt), der nam: 
lichen bürgerlichen und politifchen Nechte theilhaft, deren die Einwohner der 
ülten Beftandtheile der genannten Cantone geniefen, und merden genießen 
Kinmen. Sie haben demnach mit ihnen yleihe Anfprüche auf Repräfentanz 
und andere Stellen nad) Inhalt der Cantonsverfaffungen. Der Stadt Biel 
und den Dorffchaften, die ihren Gerichtsbann bildeten, follen diejenigen Mus 
nieipalgerechtfame, welche mit der Verfaffung und den allgemeineg Staatseins 
ühtungen des Cantons Bern vereinbar find, beibehalten werden. 

2) Die Verkäufe der Nationaldomänen bleiben anerkannt, und die Feodal⸗ 
tenten und Zehnten können nicht wieder hergeftellt werden. 

3) Die beiderfeitigen Vereinigungsurfunden ſollen, in Gemäßheit der oben 

ausgefprochenen Grundfäge, duch Gımmiffionen errichtet werden, die aus ei: 
ner gleichen Zahl Abgeordneter jedes betreffenden Theils gebildet find. Die 
Übzeordneten des Bisthums Bafel folen durch den Directorialcanton aus den , 
angefehenften Bürgern des Landes gewählt werden. 

Die ſchweizeriſche Eidsgenoffenfchaft wird diefe Urkunden gemährleiften. 
Alle Puncte, worüber beide Theile ſich nicht verftändigen koͤnnen, werden 
duch einen Schiedsrichter, den die Tagſatzung ernennt, entfchieden. 

4) Die ordentlichen Landeseinkünfte follen für Rechnung der beftehenden 
Verwaltung, bis auf die Zeit des Beitritts der Zagfagung zum gegenwaͤrti⸗ 
gen Vergleiche, bezogen werden. Ein Öfeiches fol in Bezug auf die Nüd: 
Ründe der benannten Einkünfte gefchehen; die außerordentlich erhobenen, aber 
Mod nicht eingegangenen, follen nicht weiter bezogen werden. 

d) Weil der geweſene Fürftbifhoff von Baſel Eeine Entſchaͤdniß oder Jahr: 
gehalt für denjenigen Theit des Bisthums erhalten. hat, welcher vormals zur 
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Schmeiz gehörte, indem der teutfche Neichsabfchied vom Jahre 1803 nur mit 
Hinſicht auf die dem Reiche zugehörigen Länder Verfügungen traf; fo über 
nehmen die Gantone Bern und Bafel, ihm, zur Vermehrung feines lebens: 
länglihen Sahrgehaltes, die Summe von zwölftaufend Reichsgulden, vom 
Beitpunct der Vereinigung des Bisthums Baſel mit den Gantonen Bern 
und Baſel an gerechnet, zu bezahlen. Der fünfte Theil diefer Summe fol 
für den Unterhalt der Domherren der vormaligen Stiftskirche von Baſel br 
flimmt und verwendet werden, in VBervollftändigung des durch den erwähnten 
teutſchen Reihsabfchied ihnen ausgemittelten Jahrgehalts. 

6) Die fchweizerifhe Zagfagung wird entfcheiden, ob es erforderlich fer, 
ein Bisthum in diefem Theile der Schweiz beizubehalten, oder ob dieſes 
Bisthum mit demjenigen koͤnne vereinigt werden, das, in Folge. neuer Ber: 
fügungen, aus den bis dahin zum Bisthum Konftanz gehörigen ſchweizeti⸗ 

Then Gebietstheilen foll gebildet werden. 
= Sm’ Ball, das Bisthum Bafel follte beibehalten werden, wird ber Can 
ton Bern, in dem VBerhältniß der übrigen Landfchaften, welche kuͤnftig unter 
der geiftlihen Verwaltung des Biſchoffs flehen, die erforderlichen Summen 
für den Unterhalt diefes Prälaten, feines Domftiftes und Seminariums liefen, 

5. Um die Handeld: und Militairverbindung Genfs mit’ dem Canton 
Waadt und der Übrigen Schweiz zu fichern, und um in diefer Hinficht den 
vierten Artikel des Parifer Vertrags zu vervollftändigen, willigen Se. Ale: 
chriſtlichſte Majeftät ein, der Douanenlinie eine folhe Richtung zu geben, 
daß die von Genf über Verfoy nad) der Schweiz führende Straße jederzeit 
frei bleibe, und daß dafelbft weder Poften noch Reiſende, noch Waarenfen: 
dungen, mit irgend einer Douanenunterfuchung beläftigt, oder irgend einer 
Gebühr unterworfen werden. 


Gleichmaͤßig bleibt einverftanden, daß. bafelbft der Durchmatſch der Schwei⸗ 
zertruppen keinerlei Hinderniß leiden darf. 


In den nachtraͤglichen Anordnungen, die uͤber dieſen Gegenſtand zu 
treffen ſind, ſoll die Vollziehung der Vertraͤge, welche die freie Verbindung 
zwiſchen der Stadt Genf und dem Mandement von Peney betreffen, auf die 
den Genfern guͤnſtigſte Weife geſichert werden. Se. Allerchriſtlichſte Majeſtaͤt 
willigen weiterhin ein, daß die Gendarmen und Milizen des Cantons Genf, 
auf der Landſtraße von Meyrin, aus beſagtem Mandement nach der Stadt 
Genf und umgekehrt, auf geſchehene vorlaͤufige Anzeige beim naͤchſten Mili— 
tairpoſten der franzoͤſiſchen Gendarmerie, ihren Weg nehmen. 

Die dazwiſchenkommenden Maͤchte werden darüber hin ihre gute Ber 
twendung eintreten laffen, um für die Stadt Genf, gegen Savoyen hin, ein? 
angemefjene Gebietserweiterung zu erhalten. 


6. Bu Feftfegung gegenfeitiger Entfhädniffe werden die Cantone Aargau, 
Waadt, Teſſin und St. Gallen den alten Cantonen Schwyz, Untermalden, 
Uri, Glarus, Zug und "Appenzell (Inner: Rhoden) eine Summe bezahlen, 
die zum Behuf öffentlicher Unterrichtsanftalten und zur Beſtreitung der Ko 
ften der Landesverwaltung (jedoch vorzuͤglich für den erften Gegenftand) in 
den genannten Cantonen verwendet werden fol. Der Betrag, die Zahlungs 
weife und die Vertheilung diefer Geldentfhädigung erden auf nachſtehende 
Meife beftimmt: 

1) Die Cantone Aargau, Waadt und St. Gallen bezahlen den Cantonen 
Schwyz, Unterwalden, Uri, Zug, Glarus und Appenzell (Inner: Rhoden) ein 
Capital von fünfmalhunderttaufend Schweizerfranten. 

2) Seder der erflern wird die Binfe * ER Antheils jährlich pi 
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Grundftüden, nad) feiner Wahl zuruͤckzahlen. 

3) Die Vertheilung fowohl für die Zahlung als für den Empfang. diefer 
Gelder foll nach den Verhältniffen der für die Beftreitung der Bundesaus⸗ 
gaben feitgefegten Beitragsfcala getroffen merden. 

4) Der Canton Teffin wird dem Canton Uri alljährlich die Hälfte des 
Erttags der Zölle im Kivinerthal bezahlen. 

Eine durch die ITagfagung ernannte Commiffion’wird über die Voll: 
jiehung der vorftiehenden Verfügungen wachen. 

7. Zu Beendigung der fih, in Bezug auf die von den Gantonen 
Zürich und Bern in England angelegten Gelder, erhobenen Discuffionen 
wird verordnet: 

1) Die Cantone Bern und Zürich bleiben in dem Befig der Capital 
fummen, wie folche im Jahr 1803 zur Zeit der Auflöfung der helvetifchen 
Regierung. beftanden, und fie genießen, vom 1. Januar 1815 an, die da= 
von verfallenden Zinfe. — 

2) Die ſeit dem Jahr 1798 bis und mit dem Jahr 1814 verfallenen 
und angehäuften Zinfe follen zur. Bezahlung des noch übrigen Theils von 
dem Gapital der, unter dem Namen der helvetifchen Schul befannten, Na⸗ 
tionalſchuld verwendet werden. 

3) Der Mehrbetrag der helvetifhen Schuld foll von den übrigen Santonen 
getragen werden, zumal Bern und Züridy durch die vorftehende Verfügung 
davon entlaftet find. Der Antheil jedes einzelnen der zur Uebernahme diefes 
Nehrbetrags verpflichteten Gantone wird im WVerhältniß der zum Behuf der 
Bundesausgaben beftimmten Beiträge berechnet und bezahlt. Die feit 1813 
der Schweiz einverleibten Landſchaften können zu feinem Beitrage in Betreff 
dr ehemaligen helvetifhen Schuld angehalten werden. | 

Im Fall daß nad) Bezahlung der obbenannten Schuld fich ein Ueber: 
ſchuß der Zinfe ergeben würde, foll derſelbe zwifchen den Gantonen Bern 
und Zürich, in dem Verhältniß ihrer beiderfeitigen Gapitalien, vertheilt 
Werden, 

4) Die gleichen Verfügungen. follen auch auf einige andere Schuldforde— 
rungen angewandt werden, deren Zitel unter der Obhut des Präfidenten der 
Tagſatzung verwahrt liegen. 

8, Die dazwiſchenkommenden Mächte, in der Abficht, die Zerwürfniffe 
auszugleichen, welche fich in Hinficht auf die ohne Entſchaͤdigung aufgehobes 
non Löbergerechtfamen (Laudemien) erhoben haben, verordnen: es foll den 
Privaten, welche Eigenthuͤmer von Laudemien find, eine Entfchädigung bes 
zahlt werden. | 

Um alle weitere Anftände zwifchen ben Santonen Bern und Waadt zu 
berhüten, wird diefer leßtere der Negierung von Bern die Summe von dreis 
maldunderttaufend  Schweizerfranfen bezahlen, um dieſe hernach unter die 
Verniſchen Angehörigen, welche Laudemienbeſitzer find, zu vertheilen. 

Die Zahlungen follen zum fünften Theile jährlich, vom 1. Sanuar 1816 
m gerechnet, geichehen. F 

9. Die dazwiſchenkommenden Mächte, anerkennend, daß die Gerechtigs 
teit erheiſche, dem Fürftabt von St. Gallen ein ehrenvolles und unabhaͤn— 
38. Daſeyn zu ſichern, werordnen: der Canton St. Gallen wird ihm einen 
kbenslänglichensFahrgebaft: von fechstaufend Reichsgulden, und feinen Beam: 
iin einen lebenblaͤnglichen Jahrgehalt von zweitaufend Reichsgulden bezahlen. 

Dieſe Jahtgehalte ſollen, vom 1. Jaͤnner 1815 an gerechnet, vierteljährlich 
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dem Directorialcanton zugeſtellt werben, welcher dieſelben nad) obigem Ver: 
hältniffe an die Verfügung des Fuͤrſtabts von St. Gallen und feiner Beam- 
teten wird auszahlen laffen. 


Die Mächte, welche ihre ——— bei den Schweizerangelegen⸗ 
heiten eintreten laſſen, geben durch die obſtehende Erklaͤrung einen offenba— 
ren Beweis ihres Verlangens, den innern Frieden des Bundesvereins ſi ſichet 
zu ſtellen. 

Sie machen es ſich hinwieder zur Pflicht, nichts zu unterlaſſen, was 
die Vollendung deſſelben befoͤrdern kann. 

Sie ſtehen demnach in der Erwartung, es werden die Cantone dem 
Gemeinwohl jede untergeordnete Betrachtung zum Opfer bringen, und nicht 
laͤnger zögern, dem durch die freien Beſchluͤſſe der großen Mehrheit ihrer 
Mitftände zu Stande gekommenen Bundesvertrag beizupflichten, indem der 
gemeinfame Vortheil gebietend erheifcht, daß alle Theile der Schweiz in mög: 
Vichft Eurzer Friſt ſich unter die nämlihe Bundesverfaſſung vereinigen. 

Die dem Bundesvertrag angehängte Uebereinkunft vom 16. Auguſt 
1814 Eann diefe Vereinigung nicht länger verzögern. Dadurch, daß ihr 
Zweck vermittelft der Erklärung der Mächte fchon erreicht ift, foll dieſelde DOM 
ſelbſt als nicht ‚gefchehen angefehen werben. 

Um die Ruhe der Schweiz mehr und mehr zu befeftigen, liegt es in 
dem Wunſch der Mächte, daß eine allgemeine Amneftie allen denjenigen er 
theilt werde, melche, durch eine Zeit von Ungemißheit und Spannung ine 
geführt, auf irgend eine Weiſe der beftehenden Drdnung zumider handeln 
mochten. Diefer Act der Gnade, weit entfernt, das rechtmäßige Anfehen ber 
Negierungen zu ſchwaͤchen, wird diefelben vielmehr neuerdings defto eher be 
rechtigen, jene heilfame Strenge gegen Jeden geltend machen, welcher Eünf: 
tig Unruhen im Lande anzuftiften wagen würde, 

Endlich wollen die dazwifchen fommenden Mächte fich gern un hal: 
ten, e8 merden die Vaterlandsliebe und die richtige Urtheilskraft der Schmwei: 
zer ihnen beides, die Schidlichkeit und die Nothwendigkeit darthun, ſich ger 
genfeitig die Erinnerung der Zwiſte, die unter ihnen walteten, zum Opfer 
zu bringen, und das Merk ihrer Reorganifation dadurdy zu befeftigen, daß 
fie an berfelben Vervollkommnung, in einem der gemeinfamen Mohlfahrt 
Aller entfprechenden Geift, ohne Ruͤckblick auf die Vergangenheit, arbeiten. 


Die gegenwärtige Erklärung ward in das Protocol des in Wien ver: 
fammelten Gongrefjes in der Sigung vom 19. März 1815 eingerüdt. 

Gefchehen und ald wahrhaft bezeugt durch die bevollmächtigten Gefand: 
ten der acht Mächte, die den Frieden von Paris unterzeichneten. 

Wien, den 20. März 1815. 


uUnterföriften: 


Defterreich. Der Fürft von Metternich. 
— Der Freiherr von Weſſenberg. 

Spanien. S. Gomezifabrabor. 

Frankreich. Der Fuͤrſt von Talleyrand. 


Der Herzog von Dalberg. 
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Frankreich. s Graf von Latpursdu:Pin 
Der Graf Aleris de Noailles. 
Großbrittannien. Wellington. | | 
oa Clancarty. 
Cathcart. 
Stewart. 
Portugall. Palmella. 
Saldanha. 
| Zobo. | | 
Preuffen. Der Fürft von Hardenberg. 
| Der Baron von Humboldt, 
Rußland. Der Graf von Stadelberg. _ 
Der Graf von Raſumoffsky. 
Der Graf von Neffelrode.. 
Schweden. | Der Graf von Löwenhielm. 


10) Beitritt der Gidögenoffenfhaft vom 27. Mai 
1815 zu der Erklärung des Wiener Congreffes. 


Die Zagfagung der [hmweizerifhen Eidsgenoffenfhaft, 
zu Zürich außerordentlich verfammelt — | 

Nachdem fie in ihrer Eigung vom 3, April 1815 durch die Dazwi—⸗ 
(henkunft der bei der Eidsgenofjenfchaft beglaubigten Minifter, nämlic) 

des Herrn von Schraut, öftreichifchen Minifters, im Namen Sr, 
fall, koͤnigl. apoftolifchen Majeftät, fo mie auch in Kraft befonderer Voll: 
mahten im Namen Sr. 8. H. des Prinzen Negenten von Portugal; 

des Heren Stratfort:Canning, im Namen St. Maj. des Königs 
da vereinigten Königreiche von Großbrittannien und Irland; | | 

des Heren Grafen Auguft von Zalleyrand,. im Namen St, aller: 
Öiftlichften Majeftät des Königs von Frankreih, fo wie aud in Kraft bes 
ſonderer Vollmacht im Namen St. Maj. des Könige von Spanien und 
biden Indien; Ä | er | 

des Herrn Baron von Chambrier d’Dleyres, im Namen Sr. 
Naj. des Königs von Preußen; 

des Herrn Sefchäftsträgers, Baron von Krübdener, im Namen Sr. 
Naj. des Kaiſers von Rußland; 

die auf die Angelegenheiten der Schweiz bezügliche Erklärung empfans 
gm hatte, welche dem Protocoll des Gongrefjes von Wien am 19. März 
1815 eingerudt, und am 20, durch die Bevollmaͤchtigten der acht Mächte 
unterzeichnet ward, welche: den Parifer Vertrag vom 30. Mai 1814 ges 
(hoffen hatten — | 

beeilte fich, diefe Verhandlung den neunzehn verbündeten Ständen mite 
hellen, und diefelben einzuladen, durch ihre Zuftimmung.die Tagfagung 
m den Fall zu fegen, den allgemeinen Beitritt der Schweiz zu den in dem 
mwähnten Vergleich enthaltenen Bedingungen in guter und gehöriger Form 
ausfprechen zu Eönnen. | 

Nachdem. dann auch die höchften Behörden jedes Cantons den Gegen: 
hand diefer Ueberweifung in reife Berathung gezogen, und ihre Endbefchlüffe 
darüber der Bundesbehoͤrde nach und nach eingefandt haben; 

So hat die Tagſatzung der ſchweizeriſchen Eidsgenoffen- 
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Schaft, in Kraft der in ihrem Archive niebergelegten Urkunden, amd. ber in 
ihre Protocol eingeruͤckten Erklärungen, aus denen ſich ergiebt, daß eine, jene 
Stimmenzahl, welche der Bundesvertrag für die Annahme der wichtigſten 
Beſchluͤſſe der Eidsgenoffenfchaft erheifht, überfteigende Mehrheit der Gan- 
tone ihre bejahende Stimme ausgefprochen hat, woraus dann in Gemäßheit 
ber Verfaflung die Annahme der gefammten Eidsgenoffenfchaft von felbft 
hervorgeht, u 

beſchloſſen, was folgt; 

1. Die Zagfagung fpriht im Namen der ſchweizeriſchen Eidsgenoffens 
fhaft den Beitritt zu der Erklärung der am Gongreffe in Wien verſammel⸗ 
ten Mächte vom 20. März 1815 aus, und verheißt, daß die Bedingungen 
des, dieſer Urkunde einverleibten, Vergleichs getreu und gemiffenhaft ‚erfüllt 
werden follen. 

2. Die Tagfagung druͤckt den unverlöfchlichen Dank der Schweizerna: 

tion gegen die hohen Mächte aus, welche ihr durch obgedachte Erklärung, 
neben einer günftigen Gebietsausrundung, wichtige vormalige Gränzen zu: 
rücdgeben, drei neue Gantone ihrem Bunde einverleiben, und die feierliche 
Verſicherung ertheilen, die immermwährende Neutralität, anzuerkennen und zu 
gewährleiften, welche das gemeinfame europaͤiſche Staaten = Sntereffe zu Gun: 
ften der Eidsgenoſſenſchaft erheiſcht. Sie bezeugt die gleichmäßigen dankba— 
ten Gefinnungen für das ausharrende MWohlwollen, womit die erlauchten 
Monarchen ſich die Ausgleihung der Zerwürfniffe haben angelegen feyn laſ— 
fen, die zmwifchen den Gantonen entflanden waren. 
83. Sn Folge der gegenwärtigen Beitrittsurfunde und‘ der zu Mien 
unterm 20. März 1815 von dem Fürften von Metternich, Präfidenten 
ber Sonferenzen der acht Mächte, an die ſchweizeriſchen Abgeordneten gerich— 
teten Note, drüdt die Zagfagung den Wunfh aus, daß es den in der 
Schweiz reſidirenden Miniftern II. MM. gefallen möge, in Gemäßheit ber 
ihnen zugefommenen Aufträge und Vollmachten, den Berfügungen der Er: 
klaͤrung vom 20, März Folge zu geben, und bie Vollziehung der darin aus: 
gedrüuͤckten Verpflichtungen zu vervolljtändigen. | 

Zu VBekräftigung des Obftehenden ward Gegenwärtige8 unterzeichnet 
und befiegelt, in Zürich am 27. Mai 1815. 

| Im Namen der eidsgenoͤſſiſchen Zagfagung: 

Der Amtsbuͤrgermeiſter des Cantons Zuͤrich, Praͤſident derſelben, 
von Wyß. 
Der Kanzler der Eidsgenoſſenſchaft, 
Mouſſon. 


11) Bundesvertrag zwiſchen den 22 Cantonen der 
Schweiz vom 7. Auguſt 1815. 


Im Namen Gottes bes Allmaͤchtigen. 

1. Die 22 fouverainen Gantone der Schweiz, als: Züri, Bern, 
Lucern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Glarus, Zug, Freiburg, 
Solothurn, Bafel, Schafhaufen, Appenzell beider Rhoden, 
St. Gallen, Sraubündten, Aargau, Thurgau, Teſſin, Waadt, 
Wallis, Neuenburg und Genf, vereinigen ſich durch den gegenwaͤrti— 
gen Bund zur Behauptung ihrer Freiheit, Unabhängigkeit und Sicherheit 
gegen alle Angriffe fremder Mächte, und zur Handhabung der Ruhe und 
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Drbmung im Innern, Sie gemwährleiften ſich gegemfeitig ihre Werfaffungen, 
ſo wie diefelben von dem oberften Behörden jedes Gantons, in Uebereinftinn " 
mung mit den Grundfägen des Bundesvertrags, werden angenommen wor⸗ 
den fern. Sie gemährleiften fich gegenfeitig ihr Gebiet, 

2. Zu Handhabung. diefer Gemäprleiftung und zu Behauptung der 
Neutralität der Schweiz, wird aus der waffenfähigen Mannfchaft eines jes 
den Cantons, nad) dem BVerhältnig von 2 Mann auf 100 Seelen Bevoͤl— 
kung, ein Gontingent gebildet, Die Truppen werden von den Gantonen 
deliefert, wie folgt : 

Buck 2 2 2 202 020. 83858 Mann. 

Bem 2 2 222. 4584 
fun 2 2 2 2200. 1734 
1: ea ee >; 


er - 


15 Schwyz....... 602 — 

Unterwalden....382 — 

Suaruıs. . 2. 2 482 — 

h Me U 

‚ Selbug . = 2.2.2. 120 — 

k Solotbun . . 2.2... 904 — 

{ Balls. u 618 — 

Schafhaufen = 2 466 — 

Appenzell . . 2 872 — 
St. Saln . . 2. .2%630 — 
Graubünden . . » . . 2000. — 
Aargau. 2 2 2 2 20. 2410 — 
Zhumau . 2» 2 2.0.6160 — 
Zen . 2 2 .2.2.2.1804 — 
Wade. . 2 2 202. 2I6E — 

f Mali . - 2 2 2.2. 120 — 

Neuenburg. - » » . .. 1000 — 

| SHnf . 2» 2... 20.60 — 

i Total: 32,386 Mann. 


' Die vorläufig angenommene Scala foll von der näcft bevorſtehenden 
tihen Zagfagung durchgefehen und nad obigem Grundfag berichtiget 
en, 


3. Die Geldbeiträge, zu Beſtreitung der Kriegskoften und anderer 
knegaben des Bundes, werden von den Gantonen nach folgendem Verhaͤlt⸗ 
fe entrichtet: & 

Züch . 2 2 2 2 2.774153 Frank, 


} Bern ® » 5 . . . . 91,695 — 
um. > 2 2 2 2. 26016 — 
Uri 4184 


Schwyzz.3612 
Unterwaden . . 2... 1907 
Slarus. . 2 220202074823 
BU ee et RT 
Seeburg . 2 2 02020. .18591 
Sobtbun. . . " . .. 18,097 
Ball 2 2 2 2 20450 
Schafhaufen -. . 2» 2.9377 
Up 2 2 2 2 2.978 
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. St. Salem . -. .» ... 39451 Frant. 

: GSraubündten . » . .. . ‘12000 — 
Arm 2 2 02. IA — 
Zhurgau . 2. 272 ..0.:.25,052 — 
Refn . 2» 2 20:02 18039 — 
MWadt.». 2. 2 2 22.973 — 
Mais. - » => 4600 — 
Neuenburg . 2 2... 25,000 — 
Snf . 2» 2 2.2020. .1500 — 


Zotal: 540,107 Fran, 


Diefe Vertheilung ber Geldbeiträge ſoll ebenfalls duch die naͤchſt be 
vorftehende ordentliche Zagfagung ducchgefehen, und mit Nüdficht auf die 
Befchwerden einiger Gantone berichtiget werden. ine Ähnliche Nevifion fol 
fpäterhin, wie für die Mannfchaftscontingente, von 20 zu 20 Jahren 
Statt haben. De 

Zu Beſtreitung der Kriegskoften foll überdies eine gemeineidsgenoͤſſi iſche 
Kriegscaſſe errichtet werden, deren Gehalt bis auf den Betrag eines doppeb— 
ten Geldcontingents anwachlen foll. 

Diefe Kriegscaffe foll ausſchließlich nur zu Militairkoſten bei eidsgenoͤß 
fifchen Auszügen angewendet, und in ſich ergebenden Fallen die eine Hälfte 
der Ausgaben durch Einziehung .eines Geldcontingents nad) der Scala be 
flritten, und die andere Hälfte aus der Kriegscaffe bezahlt werden. 

Zu Bildung dieſer Kriegscaffe foll eine Eingangsgebühr auf Waaren 
gelegt werden, die nicht zu den nothdürftigften Bedürfnijfen gehören. 

Diefe Gebühren mwerden die Gränzcantone beziehen, und der Zagfagung 
alljährlich darüber Rechnung ablegen. 

Der Tagfagung wird überlaffen, fowohl den Zarif diefer Eingangsge 
buͤhr feftzufegen, als auch die Art der Nechnungsführung darüber, und die 
Maafnahmen zur Verwahrung der bezogenen Gelder, zu beftimmen. 

4. Im Fall äußerer oder innerer Gefahr hat jeder Canton das Redit, 
die Mitftände zu getreuem Aufſehen aufzufordern. Wenn in einem Ganten 
Unruhen ausbrehen; fo mag die Negierung andere Gantone zur Hülfe mah—⸗ 
nen; doch foll fogleih der Vorort davon benachrichtigt werden ; bei fort 
dauernder Gefahr wird die Zagfagung, auf Anſuchen der Regierung, die 
‚ weitern Maaßregeln treffen. 
| Sm Fall einer plöglichen Gefahr von Außen, mag zwar der bedrohte 
Canton andere Gantone zur Hülfe mahnen; doc) foll ſogleich der Vorort 
davon in Kenntniß gefegt werden; dieſem liegt ob, die Zagfagung zu wer 
— welcher. alle Verfügungen zur Sicherheit der Eidsgenoſſenſchaft zu 
ehen 

Der oder die gemahnten Gantone’ haben die Pflicht, dem Mahnenden 
Huͤlfe zu leiſten. 

Im Fall aͤußerer Gefahr, werden die Koſten von der Eidsgenoſſenſchaft 
getragen; bei innern Unruhen liegen dieſelben auf dem mahnenden Canton; 
es waͤre denn Sache, daß die Tagſatzung, wegen beſonderer Umſtaͤnde, eine 
andere Beſtimmung treffen wuͤrde 

5. Alle Anſpruͤche und Streitigkeiten zwiſchen den Cantonen über Ge 
genftände, die nicht duch den Bundesvertrag gemährleiftet find, werden an 
das eidsgenöffifche Recht gewiefen. Der Gang und die Form dieſer Rechts: 
handlung ſind folgendermaßen feſtgeſetzt: 

Jeder der zwei ſtreitenden Cantone waͤhlt aus den Magiſtratsperſonen 


Bundesvertrag vom 7. Aug. 1815. 209 


anderer. Cantone zwei, oder, wenn die Cantone datuͤber einig fallen, einen 
—— 

Wenn die Streitſache zwiſchen mehr, als zwei Cantonen obwaitetʒ ſo 
* die beſtimmte Zahl von jeder Partei‘ "gersähft.: 
Dieſe Schiedsrichter . vereint, trachten den Streit, in ber Minne und 
anf dem Pfad der Vermittelung ibeizulegen. 1." 4 

Kann diefes nicht erreicht: werden; - ſo wahlen die Schiedsrichter Ann 
Obmann aus den Magiſtratsperſonen eines! in der Sache unparteiiſchen Ganz 
tons, und aus welchem nicht bereits einer dee Schiedsrichter gezogen iſt. 

Sollten: die. Schiedsrichter ſich uͤber die Wahl des Obmanns nicht ver: 
einigen: koͤnnen, und einer: der Cantone darüber Beſchwerde führen; fo wird 
der Obmann. von der Tagſatzung gefegt, wobei aber. die im Streit ftehenden 
Cantone fein Stimmrecht haben; der. Obmann und. der Schiedsrichter ver 
ſuchen nochmals, den Streit. durch Vermittelung auszugleichen, oder sentfchei= 
den, im Fall alffeitiger -Uebergabe, ‚durch: Gompremißfpruch, Geſchiehet aber 
ftines von beiden; 10 ſprechen ſie uͤber Ne Saritſae, nach den Rechten, 
endlich. ad. 

a Spruch kann nicht weiter gejogen werden und, wird erforderlichen 

Zul durch Verfuͤgung der Tagſatzung in Vollziehung gefegt.i 

‚Bu ‚gleicher "Zeit mit der Hauptſache, fol auch über die Koften, beftes 
hend in „den Auslagen ber. . hiedsrichter- und, des Obmanns, entſchieden 
weiden 
"Die nach obigen‘ Bellimmüngen gewählten Schiedsrichter und Obmaͤn⸗ 
ner werden von ihren Regierungen des Eides für ihren Canton, in der ob: 
waltenden Streitſache, entlafſen. 


Bei allen vorfallenden Streitigkeiten, follen bie betreffenden Gantone 
ji id, jeder gewaltfamen Maaßregel, oder fogar Bewaffnung enthalten, den in 
diefem Artikel feftgefesten Mechtspfad genau „befolgen, und, dem Spruch in 
allen ‚Teilen, | tatt thun. 

6. Es follen unter den einzelnen Cantonen feine, dem allgemeinen 
= oder den Rechten anderer Eantone nachtheilige, Verbindungen geſchloſ—⸗ 
m werden. 


7. Die Eidsgenoſſenſchaft hulbiget dem Grundfag, daß, fo. wie. es, 
nach Anerkennung der 22, Cantone, keine Unterthanenlande mehr in der 
Schweiz giebt; z ſo koͤnne auch der. Genuß: der politiſchen Rechte nie das aus: 
ſchließliche Privilegium einer Claſſe der Cantonsbuͤrger ſeyn. 

8. Die Tagſatzung beſorgt, nach den Vorſchriften des Bundesvertrags, 
die ihr von den ſouverainen Staͤnden uͤbertragenen Angelegenheiten des Bun— 
des. Sie beſteht aus den Geſandten der 22 Cantone, welche nach ihren 
Juſttuctionen ſtimmen. Jeder Canton hat eine Stimme, welche von einem 
Geſandten eroͤffnet wird. Sie verſammelt ſich in der Hauptſtadt des jewei⸗ 
ligen Vorotts, ordentlicher. Weiſe alle Jahre am erſten Montag im Heumo— 
nat, außerordentlicher MWeife, wenn das Vorort diefelbe ausfchreibt, oder ‚vor 
Yap Begehren von fünf Gantonen. 

—— im Amte ſtehende waurg reueiſtet oder Schulcheiß des Vororts füge 

Vorfig. 

* Tagſatzung erklaͤrt Krieg und ſchließt Frieden; fie ie allein eriichtet 
Vündniſſe mit auswärtigen Staaten; doch find: für dieſe wichtigen Verhand⸗ 
a“ drei Viertheile der Gantonsjtimmen erforderlih. In allen übrigen 

Verfügungen, die ducch den gegenwaͤttigen Bund der Zagſabung uͤbertragen 
find, en die abfolute Mehrheit. R 
1 
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ru mit auswärtigen Staaten werden non. der — 
eſchloſſen 

Militaircapitulationen und Vertraͤge uͤber oͤkonomiſche und Polizeigegens 
ftände mögen von einzelnen Cantonen mit auswärtigen Staaten geſchloſſen 
werden, Sie follen aber weder dem WBundesverein, noch beftehenden Buͤnd⸗ 
niffen, noch verfaffungsmäßigen Rechten anderer Cantone zuwider ſeyn, und 
zu dieſem Ende zur Kenntniß der Zagfagung gebracht werden. 

Eidsgenöffifhe Gefandten, wenn deren Abordnung nothwendig erachtet 
wird, werden von der Tagſatzung ernannt und abberufen. 

Die Zasfagung trifft alle erforderlichen Maaßregeln für die. äufere und 
innere Sicherheit der Eidsgenoffenfchaft. Sie beftimmt die Organifation ber 
Gontingentstruppen, verfügt Über derfelben Aufftelung und Gebrauch, ernennt 
den General, den Generalftab und- die eidsgenöffifchen Dberften. Sie ord: 
net, im Einverftändni mit den Gantonsregierungen, die Aufficht über bie 
Bildung und Ausrüftung des Militaircontingents an. 

9. Bei außerordentlihen Umftänden, und wenn fie nicht fortbarernb 
verfammelt bleiben kann, hat die Zagfagung die Befugnig, dem Vororte 
befondere Vollmachten zu ertheilen. Sie kann auch derjenigen Behörde des 
Vororts, welche mit der eidsgenöffifchen Gefchäftsführung beauftragt iſt, zu 
Beforgung wichtiger Bundesangelegenheiten, eidsgenöffifhe Repräfentanten 
beiordnen; im beiden Fällen find zwei Dritttheile der Stimmen erfordetlich. 

Die eidsgendffifchen Nepräfentanten werden von den Gantonen gewählt, 
welche hiefür unter fih in folgenden ſechs Claſſen wechſeln. 

- Den eriten eidsgenöfft [chen Nepräfentanten geben abwechſelnd bie zwei 
Directorialorte, die nicht im Amte jtehen. 

Den zweiten Uri, Schwyz, Unterwalbden, 

Den dritten Glarus, Zug, Appenzell, Schafhaufen,. 

Den vierten Freiburg, Bafel, Solothurn, Wallis, 

j Den fünften Graubündten, St. — Aargau, Neuen: 
urg. 

Den ſechſten Waadt, Thurgau, Teffin, Genf. 

Die Tagſatzung ertheilt den eidsgenoͤſſiſchen Repraͤſentanten bie erforder⸗ 
lichen Inſtructionen, und beſtimmt die Dauer ihrer Verrichtungen. In je— 
dem Fall hoͤren letztere mit dem Wiederzuſammentritt der Tagſatzung auf. 
Die eidsgenoͤſſiſchen Repraͤſentanten werden aus der Bundescaſſe entſchaͤdigt. 

10. Die Leitung der Bundesangelegenheiten, wenn die Tagſatzung 
nicht verſammelt iſt, wird einem Vorort, mit dem bis zum Jahre 1798 
ausgeuͤbten Befugniffen, übertragen. 

Das Vorort wechſelt unter den Cantonen Zuͤrich, Bern und — 
je zu zwei Jahren um, welche Kehrordnung mit dem eiſten Januar 1815 
ihren Anfang genommen hat. 

Dem Vororte iſt eine eidsgenoͤſſiſche Canzlei beigeordnet; dieſelbe beſteht 
aus einem Canzler und einem Staatsſchreiber, die von ber Tagſatzung ges 
wählt werden. 

11, Für Lebensmittel, Landeserzeugniffe und Kaufmannswaaren iſt 
der freie Kauf, und fuͤr dieſe Gegenſtaͤnde, ſo wie auch fuͤr das Vieh, die 
ungehinderte Aus⸗ und Durchfuhr von einem Canton zum andern geſichert, 
init Vorbehalt ber erforderlichen Polizeiverfügungen gegen Wucher und ſchaͤd⸗ 
lichen Vorkauf. 

Die Polizeiverfügungen follen für die eigenen Gantonsbürger und bie 
Einwohner anderer Gantone gleich beftimmt werden. 
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Die dermalen beftehenden, von der Tagſatzung genehmigten, Zölle, Weg: 
md Brüdengelder verbleiben in ihrem Beftand, Es können aber. ohne Ges 
nehmigung der Zagfagung weder neue errichtet, noch die beftehenden erhöht, 
noch iht Bezug, menn er auf beſtimmte Jahte befchränkt war, verlängert 
werben. 

Die Abzugsrechte von Canton zw Canton find abgeſchafft. A 

12. Der Fortbeftand der Kloͤſter und Gapitel, und die Sicherheit ih— 
tes Eigenthums, fo weit es von den Gantonsregierungen abhängt, find ge: 
mwährleiftet; ihr Vermoͤgen ift, gleich anderm Privatgut, den Steuern und 
Abgaben unterworfen. , 

- 43, Die helvetifche Nationalfchuld, deren Betrag den 1. Nov. 1804 
auf drei Millionen einmal hundert achtzehn taufend drei hundert fech® und 
dteißig Franken feſtgeſetzt worden, bleibt anerkannt. 

14. Alle eidsgenöffifhen Goncordate und Verkommniſſe, feit dem Jahre 
1803, die den Grundfägen des gegenwärtigen Bundes nicht entgegen find, 
verbleiben in ihrem bisherigen Beflandez die Sammlung der in dem gleichen 
Beittaum erlaſſenen Zagfagungsbefchluffe fol der Tagſatzung des Jahres 1816 
zur Revifion vorgelegt werden, und diefe wird entfcheiden, welche von den: 
ſelhen ferner verbindlich ſeyn follen. i 

15. Somohl gegenmärtiger Bunbesvertrag, ald auch die Ganitonalvers 
foffungen, follen in das eidsgenöffifhe Archiv niedergelegt werden. 


Die 22 Cantone conftituiren fich als ſchweizeriſche Eidsgenoſſenſchaft; 
fe erflären, daß, fie frei und ungezwungen in diefen Bund freten, den— 
klben im Glüd wie im Unglüd als Brüder und Eidsgenoffen getreulich 
halten, infonderd aber, daß fie von nun an alle daraus entflehende 
Mihten und Verbindlichkeiten gegenfeitig erfüllen wollen; und damit 
‚ine für das Mohl des gefammten Vaterlandes fo wichtige Handlung, 
nah der Sitte der Väter, eine heilige Gewährfchaft erhalte; fo ifk diefe 
Bundesurfunde nicht allein durch die bevollmächtigten Gefandten eines 
jeden Standes unterzeichnet und mit dem neuen Bundesinfiegel verfehen, 
ſondern noch durch eirien theuern. Eid zu Gott dem Allmächtigen feierlich, 
befräftiget worden. 


Ufo gefchehen, unterfchrieben und befiegelt durch die nachgenannten 
Herren Gefandten und Legationsräthe der eidsgenöffifhen Stände, in Zürich, 
den 7. Auguftmonat im Jahre nad) Chrifli Geburt ein taufend acht hun- 
« det und funfzehn. 

| | Sm Namen des Standes Züri: 
David von Wyß, Buͤrgermeiſter. Paul Ufberi, Staatsrat. Hans 
ileob Peſtalutz, Staatsrath, - 

Im Namen der Stadt und Republik Bern: 
Niklaus Friedrih von Mülinen, Schultheiß. J. R. von Stuͤrler 
Rudolf Stettier. Ä i 
Im Namen der Stadt und Republik Lucern: 
Vincenz von Küttiman, Schultheiß. Pfoffer von Heidegg, Le 
gationstath. | 

| - + Im Namen des Cantons Uri: | 

Dom Epp, Landamman und Landeshauptmann. Carl Florian Luff⸗ 
ler, Landſchreiber. — | 
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Sm Namen des Cantons Schwyz: 
5. X. Wäber, tegierender Landamman. Soachim Somit, Land⸗ 
amman. 
Im Namen des Cantons Unter walden ob dem Wald, (als anerkannten 
eidsgenoͤſſiſchen Stands): 
J. Ignaz Stodmann, Pandamman. 
Im Namen des Cantons Glarus: 
Nikolaus Heer, Landamman, Carl Burger, — — und 
— —— RE ala 
Sm Namen des Gantons Zug. 
Joſeph Anton Heß, Alt-Amman. G. J. Sidler, Statthalter. 
Im Namen der Stadt und Republit Freiburg: ©; | 
Auguftin Gaffer, Staatsrat. Tobie de — Membre du 
Grand - Conseil, 
Sm Namen der Republik Solothurn: / 
Peter von Glutz-Ruchti, Schultheiß. Von N von EN 
heim, Appellationdrath. 
Sm Namen des Cantons Baſel: 
Joh. Heine. Wieland, J. U.D. Bürgermeifter. Joh. atob Min 
der, Staatsrath. 
Im Namen des Cantons Schafhaufen: . 
B. Pfifter, Bürgermeifter. 5. Ulrich von Waldkirch, des einen 
Raths. 
Im Namen des a Appenzelt beider Rhoden: 
Zellweger, Landamman. A. Faͤßler, Lands hauptmann. 
Im Ramen des —* St. Gallen: 
Zollikofer, Landamman. J. P. Reutti, Regierungsrath. 
Im Namen des Cantons Graubuͤndten: 
G. Gengel. 
Im Namen be Cantons Aargau: 
oh. Carl Fetzer, Buͤrgermeiſter. Franz Eubwig Hümer, Appell Ä 
tionsrath. 
Sm Namen bed Cantons Thurgau: | ' 
Sohannes Morell, Landamman, Joſeph Anderwert, — 
Im Namen des Cantons Zeffin: 
Andrea Caglioni, Consigl. di Stato. G. B. Maggi, Landammanno. 
Sm Namen des Cantons Waadt: 
Jules Muret, Conseiller d’Etat. Francois Clavel, Conseiller d’Etat, 
‚ Sm Namen der Republik und des Canton Waltis: - Ä 
Gafpar Eugen Stodalper, Alt: Landeshauptmann von Wallis. ' Mi- 
chel Dufour, Grand-juge. 
Im Namen des. Gantons Neuenburg: - ' 
De Rougemont, Procureur general et President du Conseil d’Etat, 
Le Comte Louis De Pourtales, Conseiller d’Etat, F. Aug. deMont- 
mollin, Conseiller d’Etat. | | 
Sm Namen ber Republik und des Cantons Genf: 
Joseph Desarts, Syndic, Depute du Canton de Genève. Jean 
Pierre Schmidtmey er, Conseiller d’Etat et Depute du Canton Geneve, 


Duch fpätere Beſchluͤſſe der Zagfagung in den Jahren 1816 und 
1817 ward folgende Scala der Mannſchafts- und Gelbdbeiträge 
aufgeftellt, und dadurch die, in vorftehender Urkunde, verändert und berichtigt: 
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| — contingent 
Zurich felt 2 2 2 2 22.22.3700 74,000 Fr. 
Um — 0. Br 104,080 
tum — 22 2 222.0. 1734 26,000 
ib u ae er 1180 
Schu — . ... 602° ‚3010 
Unterwalden ob dem Wald ſtellt a > | Ä : 1105 
Unterwalden nid dem Wald — . . . 161 805 
Starus fell . © 2 4882 ‚ 9615 
DE ee ae ar 20 1250 
greiburg — Et na a AO 18,600 
Solothurn ſtelli Ba ar Ban tn, SE 13,560 
Bafel — ee nu "BER 22,950 ° 
Schafhaufen ſtellt ... 466 9370 
Appenzell Außer: Rhoden ſteilt 2, 7720 
Appenzell Inner Rhoden — . .» : . 200 . 1500 
Et. Ballen ftelt. . - 2 2630 39,450 
Sraubündten — a re dr DOOR 12,000 
Yargau — ven... 2410 48,200 
Zhurgau — i 1520 22,800 
Zeffin — 1804 18,040 
Waadt — 2964 59,280 
Wallis — 1280 9600 
Neuenburg — 960 19,200 
Genf — 880 22,000 
Total: 33,758 M. 539,275 Fr. 


Die beſonderen Verfaſſungen der einzelnen 22 Cantons der 
Schweiz, ſeit dem Jahre 1814 abgefaßt und ins oͤffentliche Staatsleben 
eingeführt, folgen in chronologiſcher Ordnung, nach dem Tage ihrer 
Unterzeichnung. In dem Abriffe der Erdbefhreibung und 


Staatsfunde der Schweiz, von Gerold Meyer von Knonan ' 


(Zürich, 1824. 8.) findet fich folgende Bezeichnung des Charakters Dies 
fer einzelnen fchweizerifchen VBerfaffungen: 1) „Monarchifch =Tandftändifch: 


Neuenburg. 2) Patricifch: ariftofratifch mit bedingter Reprafentation: 


Bern und Freiburg; oder patricijch=ariftofratifch mit einigen reprä= 
jentativen Beimifhungen: Freiburg; patricifch=ariftofratifch mit reprä- 
jentativen Beimifchungen: Bern. 3) Ariftokratifch= reprafentativ mit bes 
deutendem Webergewichte des Hauptortes: Zürich und Solothurn. 


4) Ariftofratifch = repräfentativ mit verhältnigmäßig>geringerm Ueberge⸗ 


wihte des Hauptorted: Lucern und Bafel: 5) Ganz repräfentatio, 
doch mit Uebergewicht des Hauptortes: Schafhaufen und Genf. 
6) Repräfentativ mit ariftofratifchen Beimifhungen: Aargau und Thurs 
gau, 7) Repräfentativ mit wenigen ariftofratifchen Beimifchungen: ©t. 
Gallen. 8) Repräfentativ mit geringen arifföfratifchen Beimifchungen: 
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Teſſin und Waadtz oder: Repraͤſentativ mit groͤßern oder geringern 
ariſtokratiſchen Einſchraͤnkungen: St. Gallen, Aargau, Thurgau, Teſſin 
und Waadt. 9) Demokratiſch-foͤderativ: Graubuͤndten und Wal: 
lis; im letzteren Staate mit 'ariftofratifchen Beimifchungen. 10) Des 
mokratifh: Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Glarus und 
Appenzell; zu Schwyz mit einigen Vorzligen des alten Cantontheilß, 
zu Zug mit Annäherung an repräfentative Verfaſſung. 


f 





a) VBerfaffung des Canton Bafel vom 4. Mär 
1814. nn 


Wir Bürgermeifter, Hein und große Raͤthe des Cantons Baſel, haben 
auf den Vorfchlag des Eleinen Raths gutgefunden, nachſtehende Verfaſſung 
bes Cantons Bafel in. allen ihren Theilen anzunehmen. 


Erfter Titel. 


Bon ber Eintheilung des Cantons und dem politifchen 
Stande der Bürger. 


Art. 1. (Bezirke) Der Canton Bafel ift in fünf Bezirke eingetheilt, 


nämlich: 
1) die Stadt Bafel; 
2) der Bezirk Waldenburg; 
3) der Bezirk Siſſach; 
4) der Bezirk Lieſtal; 
5) bee untere Bezirk, 

Art. 2. (Wahlzünfte.) Die vier Landbezirke find in dreißig, und bie 
große und Eleine Stadt in funfzehn Wahlzünfte eingetheitt. Die Eintheilung 
ber Wahlzünfte in der Stadt foll in Hinficht auf Zahl der Bürger in ein 
billiges Verhaͤltniß gebracht werden; jene in den Landbezirken aber verbleiben 
in ihren bisherigen Abtheilungen. | 

Art. 3. (Stimmfähigkeit.) Stimmfähige Mitglieder ber Wahlzünfte 
find: ale Bürger und VBürgersföhne einer Zunft oder einer zu derfelben ges 
hörenden Gemeinde, die nach unfern Gefegen mehrjährig find und einen un: 
abhängigen Stand haben, das heißt: die in Niemands Koft und Lohn 
fliehen, feine Armenfteuern genießen, und weder Falliten noch Accordanten, 
noch durch Urtheil und Recht ihres Aetivbürgerrechts verluftig oder flilfgeftellt 
find. Jeder Gantonsbürger übt fein Stimmrecht nur in der Zunft aus, in 
welchen er Gemeindsbürger ift. 

Art. 4. (Bürgerrechtserlangung.) Jeder Cantonsbürger kann das Bürs 
gerrecht fomwohl in der Stadt Bafel, als in jeder andern Gemeinde des San: 
tons, nach den bereit beftehenden, oder in Zukunft noch zu treffenden geſetz 
lichen Beftimmungen,- erlangen. = | 

Art. 5 (Milizpflichtigkeie) Nicht nur jeder Gantonsbürger, ſondern 
auch jeder im Cantone eingefeffene Schweizerbuͤrger, folk nach: Vorſchrift der 
Geſetze zu Mititairdienften angehalten, werden. 

Art. 6. (Gleichheit der politifchen Rechte.) Alle Bürger des Cantons 
genießen, nach Anleitung der in der Verfaffung enthaltenen Grundfäge, die 
gleiche politifche. Freiheit, 
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Zweiter Titel, 
Don den politifhen Gewälten 


I. Gefeggebende Behörde. Großer Rath. 

Urt. 7. (Rechte und Befugniffe.) Die Souverainetätsreckte des Gan- 

tons liegen in den Händen eines aus hundert und funfzig Mitgliedern bes 
ftehenden großen Rathes, welcher die gefeggebende Gewalt ausübt, Er er— 
läßt und giebt demnach nicht nur Gefege, die ihm von dem Eleinen Rathe 
votgeſchlagen werden, ſondern ex hat auch das Recht, fie durch Anzüge felbft 
in Vorfhlag zu btingen; er übergiebt fie aber vor ihrer Annahme der Bes 
rathſchlagung des ‚Kleinen Raths. Er entfcheidet die Anfragen wegen Zuſam⸗ 
menberufung außerordentlicher Zagfagungen; er ernennt die Abgefandten des 
Canton auf die gewöhnlichen und außerordentlichen Zagfagungen, beftimmt 
die denfelben zu ertheilenden Aufträge, und läßt fi über ihre Verrichtungen 
Bericht erftatten; er bewilligt die Veräußerung .der Cantonalgüter, und ift 
ausfchließlich befugk, die Erhebung von Abgaben, die für die Staatsbeduͤrf— 
niffe erforderlich find, zu verfügen; er prüft endlich die ihm alljährlich von 
dem Meinen Rathe abzulegende Rechnung über alle Zweige dee Staatsver— 
maltung. 
At. 8. (Sigung.) Der große Rath verfammelt ſich ordentlicher Weife 
ale zwei Monate, jemweilen am eriten Montag. Wenn es bie zu behandeln: 
den Gegenflände erheifhen; fo kann die Sigungszeit von dem Praͤſidium 
verlängert werden; eben fo kann auch der Eleine Rath, wenn es die Ger 
[häfte erfordern, den großen Rath außerordentlich zufammenberufen. 

At. 9. (Bildung und Wahlart.) 

a) Der große Rath wird aus ſechszig unmittelbar von den Zunften aus 
ihrer Mitte, und aus neunzig von dem großen Rathe ſelbſt auf hier⸗ 
nach beſtimmte Weiſe erwaͤhlten Mitgliedern gebildet; 

b) von den · unmittelbar von den Zuͤnften zu waͤhlenden Gliedern fallen - 
zwei auf jede der funfzehn Zuͤnfte der Stadt, und eins auf jede der 

dreißig Zuͤnfte der Landbezirke; | 

ec) So wie eine durch eine directe Zunftwahl zw befegende Stelle vacant 
wird, fol der Eleine Rath die Einleitung treffen, daß diefelbe von der 
betreffenden Zunft in einer: Monatsfrift, vom Eintritt des Erledi- 
gungsfalls an gerechnet, wieder befegt werde. Diefe Ernennung ges 
ſchieht durch das geheime abfolute Stimmenmehr; 

d) mit dee Miederbefegung der mittelbaren, von dem großen Rathe felbft 
zu wählenden Stellen wird immer fo fange abgemartet, bis drei Ba= 
canzfälle eingetreten: find; 

€) der Eleine Rath macht in diefem Falle dem großen Rathe bei feiner 
nähften Verſammlung Anzeige von den Vacanzen, und ber große 
Rath wählt alddann durch das geheime abfolute Stimmenmehr ein 
Vorfhlagscollegium von fünf Gliedern des Heinen und zehn Gliedern 
de8 großen Raths; 

N) dieſes Borfchlagscollegium wird fogleich nach einer angemefjenen For: 
mul beeidigt; es tritt unvermeilt — und bildet durch gehei: 
mes abfolutes Stimmenmehr einen Vorfchlag tauglicher und mit den 
verfaffungsmäßigen Erforderniffen ausgeftatteter Männer, in der dreis 
fahen Anzahl der zu befegenden Vacanzen; 

8) von drei Wacanzfällen unter den neunzig von dem großen Rathe 
ſelbſt zur befegenden Stellen follen immer zwei auf Stadtbezirke und 
einer Ahr einen Bürger der Landbezirke fallen; 


fünfiige Verfügung eat und förmlich aufgehoben wardana.ın ...; 


216er iiäfel,. 


h) das Geſetz wird das Nähere Über die Form der Vorfchläge und Wah⸗ 
len beſtimmen. 

Art, 10. (Wahlfaͤhigkeit.) Um Mitglied des großen Raths zu werden, 
muß der zu Ermwählende ein Gemeindebürgerrecht im Canton befigen, das 
vier und zwanzigfte Jahr zurüdgelegt haben, ftimmfähig feyn, Eeinen erbte 
nen und Rechnung gebenden Dienft. bekleiden, und Grundjlücde ober, Unter: 
pfand tragende Schufdtitel von fünftaufend Schweizerfcanten an Werth eigen 
thuͤmlich befigen, 

Die Unterfuchung diefer Erforderniſſe fol unmittelbar. nach ber Erwih; 
lung vorgenommen und durch den Eleinen Rath angeordnet werden. 


I. Vollziehende Behörde. Kleiner Rath. 


Art. 11. (Befugniffe nnd Obliegenheiten.) Ein Eleiner Rath, beftehend 
aus fünf und zwanzig Mitgliedern des großen Raths, die ihre Stellen in 
demfelben beibehalten, und unter welchen ſich wenigftens vier aus den Land- 
bezirken befinden müffen, iſt mit der Vollziehung der von der. höchften Ge⸗ 
walt ausgehenden Geſetze beauftragt; er ſchlaͤgt dem großen Rathe die Gefege 
vor, welche er noͤthig erachtet, und giebt uͤber diejenigen Gegenſtaͤnde, welche 
ihm derſelbe zur Berathung uͤberweiſet, feine gutachtlichen Vorſchlaͤge ein; er 
erlaͤßt die zu Vollʒiehung der Geſetze, zu Handhabung der Polizei und zum 
Behuf der übrigen in das Verwaltungsfach einſchlagenden Gegenſtaͤnde er— 
forderlichen Verordnungen und Beſchluͤſſe; er leitet die untern Behoͤrden, und 
hat die Aufficht über diefelben; er urtheilt in legter Inſtanz über alle Sttei⸗ 
tigfeiten in Adminiſtrationsſachen, und legt dem großen Rathe über alle Theile 
der Verwaltung Rechnung ab. 

(Sigungszeit.) Der Eleine Rath verfammelt fi, fo oft es bie Ge 
ſchaͤfte erfordern. 

(Wahlart.) Die Mitglieder deſſelben werden von dem großen Rathe 
durch geheimes abſolutes Stimmenmehr erwaͤhlt. 

Art. 12. (Buͤrgermeiſter.) Zwei Buͤrgermeiſter, welche von dem gro: 
sen Rathe aus der Mitte des kleinen Rathes durch geheimes abfolutes Stim: 
menmehr ernannt werden, fuͤhren abwechſelnd, jeder ein Jahr lang, den Vor⸗ 
fig im großen und im kleinen Rathe; derjenige, welcher nicht im Amte if, 
eht nöthigen Falls die Stelle des. andren. 


HI. Richterliche Behörde. 


Art. 13. (Appellationsgericht.) Fin aus zwölf Mitgliedern des gro: 
öen Raths und dem nicht im Amte ftehenden Bürgermeifter, welcher das 
Praͤſidium führt, beftehendes Appellationsgeriht urtheilt, in hoͤchſter Inſtanz 
über alle buͤrgerliche und peinliche Rechtsfaͤlle. 

Die Appellationsraͤthe werden, gleich den Mitgliedern des kleinen 
Katbap, bon. dem großen Rathe durch geheimes abjolutes Stimmenmeht 
erwählts „, 11 

Deitter Zitel, 
Xtgemeine Beſtirimungen. 


* Act. 14. " (Organifätion. der Gemalten.) Daß. Bit toirh die nähern 
Beftimmungen ‚über die Einrichtung ‚der Vewalian und die Organiſation der 
untergeordneten Behoͤrden ‚feliegen. = 

Art, 15. «Beftand der alten Örfebe.). Alle dermalen beſtehenden Ge⸗ 
ſetze und Verordnungen bleiben ſo lange in ihrer volien Fraft bis ſie durch 


dell 


sr 
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‚Art; 16. (Religionsgarantie.) Die, Staatsverfaffung fichert die Reli— 
gionsübung , zu melcher fich der Canton befennet. 
Art. 17. (Behnten: und Bodenzinsloskauf.) Die Verfaſſung garan⸗ 
- tiet die Fortdauer der Belugniſſe, auf geſetzlichem Wege Zehnten und * 
denzinſe loszukaufen. 

Alſo beſchloſſen in Unſerer großen Rathsverſammlung. 

Baſel, den 4. Maͤrz 1814. | 
Der Staatsfchreiber des Cantons Baſel, 

Braun. 





b) Berfaffung des. Cantons Lucern vom 29, März 
- 1814. 


‚Bir Schultheiß, Rath und Hundert der Stadt und Republik Lu— 
cern haben, auf den Borfchlag des täglichen Raths, nachflehende Revi— 
fion der Berfaffung des Cantons Lucern befchlofjen. 


Erfter Abſchnitt. 
Cinthbeilung bes Canton. 


1. Der Canton ift in fünf Aemter eingetheilt, als: erſtes Lucern, 
zweites Entlebuch, -drittes Williſau, viertes Surfee, fünftes Hochdorf. 


2% Jedes dieſer Aemter befteht, nach Beduͤrfniß feiner Localverhäft- 
ei aus mehrern Gerichtsbezirken, die fammthaft achtzehn Gerichtskreiſe 
den, | 


3. Das Gefeg wird ſowohl die Eintheilung der verfchiedenen Gemein- 
den in die Gerichtöbezirke feftfegen, ald die Hauptorte der Aemter und ber 
Geichtsbezirke beſtimmen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Oeffentliche Gewalten. 
a) Raͤth und Hundert. 


4. Die hoͤchſte ſouveraine Gewalt beruht auf ſechs und dreißig taͤgli— 
hm und vier und fechzig großen Raͤthen, deren Stellen lebenslaͤnglich find, 
präfidirt. durch einen Schultheiß, melde man fämmtlich nennt: Schult— 
‚ dis, Raͤth und Hundert der Stadt und Republif Rucern. 


5. Derfelbe befteht aus funfzig Mitgliedern aus der Bürgerfchaft der 
Stadt Lucern, und aus funfzig Mitgliedern ab der Landfchaft, unter welchen 
kötern fich immer drei. Mitglieder aus der VBürgerfchaft der Stadt Surfee, 
brei Mitglieder aus der VBürgerfhaft der Stadt Sempah, zwei Mitglieder - 
aus der Bürgerfchaft der Stade Willifau, und ein Mitglied aus der Bür: 
hetſchaft des Fleckens Münfter befinden müffen. 

6. Rath und Hundert beftätigen oder vermwerfen die Gefeged: und De— 
aetsvorſchlaͤge, die ihnen vom täglichen Rathe gemacht werden. 

7. Sie unterfuchen die alljährlich abzulegenden Staatsrechnungen, und 
ertheilen denfelben, wenn fie von ihnen wohl geftelt und richtig befunden 
worden find, ihre Genehmigung. 

8. Sie ernennen die beiden Schultheißen aus ben Mitgliedern des 
tigchen Raths. — — 
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9. Sie erwaͤhlen ebenfalls aus der Mitte des täglichen Raths dam 
Rathsrichter. 

10. Ferner ernennen ſie die Geſandtſchaften auf die adegenöſfhen 
Tagſatzungen, und ertheilen ihnen, auf den Vorſchlag des täglichen Mathe, 
die nöthigen Inſtructionen. 

41. Endlich beftätigen ober vermerfen fie Die Wahl der täglichen Raͤthe. 

12. Sie bewilligen die Erhebung von Auflagen und Abgaben, melde 
zur Beſtreitung der Staatsbedürfniffe erforderlich werden, fo wie den Ankauf 

und Verkauf von Staats-, Kirchen- und geiftlichen Gütern. 

13. Und fie üben das Begnadigungsreht und alle anderen Handlun⸗ 
gen der hoͤchſten ſouverainen Gewalt aus. 

14. Raͤth und Hundert verſammeln ſich ordentlicher Weiſe dreimal des 
Jahtes. Außerotdentlich werden fie durch ben täglichen Rath fo oft zufam: 
menberufen, als es die Gefchäfte erfordern würden. 

15. Bei den Ratheverfammlungen fteht jedem Mitgliede von Räth 
‘und Hundert da8 Recht zu, von fih aus Anträge und Vorfchläge zu thun, 
wenn es zuvor dem Amtsfhultheiß davon Anzeige gemacht hatz biefelben 
werden aber erft dann zumal dem täglihen Rathe zur Prüfung und Bericht: 
eritattung zugewiefen, wenn, nad vorläufiger Berathung, von Raͤth und 
Hundert durch die Mehrheit der Stimmen ihre ueberweiſumg foͤrmlich be⸗ 
ſchloſſen ſeyn wird. 

16. Auf das gemeinſame Verlangen von zwoͤlf Mitgliedern von Räth 
und Hundert ift der Amtsfchultheiß verbunden, eine obfchwebende wichtige 
Angelegenheit ſogleich an den täglichen Rath und von diefem an Näth und 
Hundert zu. bringen, damit darüber berathfchlagt werde, 


b) Zägliher Rath. 


17. Die höchfte vollziehende, vermwaltende und richterliche Gewalt übt 
ein täglicher Rath aus, 

18. Diefer befteht aus ſechs und dreißig Mitgliedern. 

19. Er fchlägt Raͤth und Hundert die nöthig findenden Gefege, De 
erete, Verordnungen und andere Beichlüffe vor, deren Erlaffung Räth und 
Hundert zukommt, und beforgt dann, nachdem fie die Genehmigung erhal 
ten, von fih aus ihre Vollziehung. 

20. Er erläßt die zu dieſem Ende ſowohl als zur Handhabung ber 
Molizei und zum Behuf der übrigen in das Staatsverwaltungsfach einfchla: 
genden Gegenjtände erforderlichen Verordnungen und Beſchluͤſſe. 

21. Er legt Raͤth und Hundert jährlich über alle Theile der ihm ob: 
liegenden Staatsverwaltung Rechenſchaft ab. 

22. Er urtheilt in legter Inſtanz über alle Streitigkeiten, welche in 

das Verwaltungsfach einfchlagen. 
| 23. Er ernennt aus feiner Mitte einen Appellationsrath, toelcher aus 
zwölf Mitgliedern befteht und von dem Amtsfhultheiß präfidict wird. Die 
Mitglieder des Appellationsrathes wohnen dem ungeachtet, gleich den übrigen 
Mitgliedern des täglichen Raths, deffen Sigungen bei, 

24. Der Appellationsrath beurtheilt in höchfter Inftanz alle bürgerliche, 
polizeiliche und peinliche Nechtsfälle, mit Ausnahme der Klagen über Verbres 
den, welche die Zodesftrafe nach fich ziehen. In diefem Falle wird durch 
den ganzen tägfichen Rath über den Beklagten das Urtheil gefällt. 

25. Alte Jahre auf St. Johann Evangeliftentag treten zwei Mitglie 
ber aus dem Appellattonsrathe aus, melde das Roos bezeichnet, bis die or: 
bentliche Reihenfolge angetreten feyn wird; fie find jedoch fogleich wieder waͤhl⸗ 
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bar. Kommt aber die Reihe zum Austritt zum zweiten Mal an fie; fo 
können fie vor Verfluß eines Jahres nicht wieder in dem Appellationsrath ges 
wählt werden, 

%. Zwei Schultheißen, welche von Rath und Hundert aus der Mitte 
de3 täglichen Rath8 gewählt werden, führen abmechfelnd jeder ein Jahr lang 
den Vorſitz, ſowohl im Näth und Hundert, als im täglichen Rath, Doc) 
muß der jeweilen ‘ind Amt tretende vorläufig duch Raͤth und Hundert in 
feiner Stelle beftätigt werden, 

27. Derjenige von ihnen, welcher nicht im Amte ift, vertritt nöthi- 
genfalls die Stelle des erftern, und führt den Vorfig beim Appellationsrathe. 

28. Der Amtsfhultheiß eröffnet alle an den Rath gerichtete Schreiben 
und übrige Schriften, und ift verbunden, diefelben ohne Auffhub dem Rathe 
vorzulegen, 

29, Er unterfchreibt alle Gefege, Decrete, Belhlüffe, Urkunden, Pus 
biicationen, Brieffchaften und Berichte, die von den Räthen ausgehen, * 

30. Ihm kommt die Befugniß zu, die Raͤthe zu verſammeln, und 
ohne fein Vorwiſſen darf nichts vor den Rath gebracht werden, 

31. Die zwei älteften Mitglieder des täglichen Raths werden Statt⸗ 
halter genannt. In Abwefenheit beider Schultheißen führt der Aeltere von 
Ihnen, oder wenn auch beide diefe abwefend mwären, das ältefte anweſende 
Mitglied des täglichen Raths an der Stelle der Schultheißen den Vorſitz. 

32, Der Rathsrichter, welcher alle Jahre auf St. Evangeliftentag 
friih gewählt wird, hält das Staatsfiegel in Verwahrung, und befiegelt das 
mit alle Gefege, Decrete, Befchlüffe, Urkunden, Verkommniſſe, Ernennungss: 
und Beglaubigungsacten, fo wie alle Brieffhaften und wichtigere Acten, 
weiche von Raͤth und Hundert oder dem täglichen Rathe ausgehen. 

33. Er hält die Umfrage in beiden Raͤthen, und unterfuht und er 

öffnet die Nefultate aller Abftimmungen und Wahlen, im Beifeyn beider 

Schultheißen und Statthalter. 

„3 Er wacht über die Ordnung in den Rathsverſammlungen und 

über die Beobachtung der hierüber feftgefegten Neglements. 

386. Er iſt auf den Fall, wo der Amtsſchultheiß fich weigern follte, 

einen am dem Math gerichteten Gegenftand vorzubringen, gehalten, diefem das 

von die Anzeige zu thun, und die daherige Klage oder den Anſtand von ihm 

mirkern zu laffen. 
Dritter Abſchnitt. 


Wahlen. 


a) Für Räch und Hundert, 

36. Jeder Gerichtsbezirk, fo wie jeder Municipafort, mit Inbegriff 
von Münfter, waͤhit aus der Zahl feiner Bürger einen Unmittelbaren, und 
die Bürgerfehaft der Stadt Lucern folher Zehn aus ihrer Mitte in Raͤth 
und Hundert. 

Die übrigen vierzig Mitglieder aus der VBürgerfchaft der Stadt Lucern 
und die neun und zwanzig Mitglieder ab der Landſchaft, mit Einfchluß ders 
Imigen, welche hierzu aus den Städten Surfer, Sempach und Willifau ges 
Nommen werden müffen, wählt Räth und Hundert von’ fih aus. 

37, Die Wahl der Unmittelbaren wird auf ber Kandfchaft im ben 

ptorten der Gerichtsbezirke durch: die Bürger des betreffenden Bezirks, in 
den Municipatftädten aber und in der Hauptftadt durch die Bürger des Orts, 
Adi unter Vorfig des Dberamtmanns, der dabei keine Stimme hat, vors 
Mommen, 
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b) $ür den täglihen Rath. 

38. Die Mitglieder des täglichen Raths werden durch dem. täglichen 
Math felbft aus der Mitte von NRäth und Hundert gewählt. 

39. Diefe Wahlen werden von Rath und Hundert ebenfalls nad) Vor 
ſchrift des $. 45. beftätigt oder verworfen. \ 

Im täglichen Rathe follen fi ab der Landfhaft immer menig: 
ſtens zehn Mitglieder vorfinden, mwocunter jeweilen zwei aus den Municipal 
orten und eins aus jedem Amte begriffen feyn muß. 

c) Bon den Wahlen überhaupt. 

41... Die Wahlen für den täglidyen Rath finden jeweilen an St. Jo: 
hann im Sommer und an St. Johann Evangelift im Winter Statt. 

42. Hingegen erfolgen die Wahlen für Räth und Hundert immer nur 
an St. Johann Evangeliftentag. 

43. Die unmittelbaren Nathsftellen werden, fobald eine derfelben erle: 
digt ift, gleih auf den breißigften Tag or gefalenen Erledigung ducd din 
betreffenden Wahlbezirk ergänzt. 
| 44. Sedesmal an St. Sohann Guangelifientag hat auch die Beftäti: 
gung des in das Amt tretenden Schultheißen und die Ernennung des Raths— 
richters zu erfolgen. 

45. Ale Wahlen gefchehen durch das geheime, abfolute Stimmenmehr. 


Vierter Abſchnitt. 
Stimmen- und Wahlfaͤhigkeit. 


46. Um ſtimmfaͤhig zu ſeyn, muß man 

a) Buͤrger inner dem betreffenden Gerichtskreiſe des — 
oder der Hauptſtadt ſeyn; 

b) das zwanzigſte Jahr erfuͤllt; 

c) wenigſtens ein Vermoͤgen von vierhundert Franken verfteuert haben; 

d) weder gefeglicy bevogtet feyn, noch eine entehrende Strafe auf fid 
liegen haben; 

e) eben fo wenig Fallit feyn, oder zum Nachtheil feiner Gtäubiger, in 
Folge eines gerichtlichen Concurſes, accordirt haben; es wäre denn 
Sache, daß die Gläubiger nad) der Hand für ihre Anforderungen zw 
frieden  geftellt worden wären. 

47. Um zum Mitglied von Räth und Hundert gewählt werden zu 

£önnen, muß man, neben vorftehenden Eigenfchaften, 

a) das fünf und zwanzigfte Jahr zurüdgelegt; | 

b) ein Vermögen von wenigftens viertaufend Franken verfteuert haben, 
auf dem Staate befonders geleiftete Dienfte Anſpruch machen 

nnen. 

48. Zur Wahlfaͤhigkeit fuͤr den täglichen Rath wird, neben den unter 

66. 46. und 47. feftgefegten Eigenſchaften, noch das zuruͤckgelegte dreißigſte 
Jahr erfordert. 

49. Nebenhin duͤrfen in dem taͤglichen Rathe weder Vater und Sohn, 

noch zwei Bruͤder zu gleicher Zeit Mitglieder ſein. 

50. Auch darf ein Mitglied des täglichen Raths wit in auswaͤrtigem 

ze landesabwefend feyn. 


Sünfter Abſchnitt. 


Allgemeine Berfügungen. 
51. Die chriftkatholifhe Religion ift die Religion des Cantons. 


— — 
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52. Das Geſetz wird die naͤhern Beſtimmungen uͤber die Organiſation 
der untergeotdneten Behoͤrden feſtſetzen. | 

53. Jeder, der Buͤrger des Cantons iſt, die erforderlichen Kenntniſſe 
befigt und über eine gute Aufführung ſich gehörig ausmeifen kann, hat zu 
allen geiftlichen und weltlichen Stellen und Aemterm den Zutritt. 

54. Jeder Gantonsbürger kann ebenfalls, gemäß den gefeglihen Ber 
fiimmungen, dag Bürgerrecht der Hauptftadt ſowohl, als jenes der Municis 
palorte und jeder Gemeinde des Cantons, an fidy bringen, Ä 

55. Die Verfaffung fichert die Befugniß zu, Zehnten und: Grund⸗ 
zinſe loszukaufen. 

Gegenwaͤrtige Cantonsverfaſſung ſoll, von Unſerm Amtsſchultheiß und 
Staatsſchreiber unterzeichnet, und mit dem Staatsſiegel verſehen, durch den 
täglichen Rath in das Staatsarchiv niedergelegt werden, welcher für derſelben 
öffentliche Bekanntmachung zu. ſorgen hat. 

Gegeben in unſerer Berfammilung von Raͤth und Hundert, Lucetn 
den 29, Märzmonat 1814. Bram: 

| —* MNamens⸗ derſelben: | 

Der Ümtofgjutheif, Vincenz Rüttimann. 
Für diefelben: 

Der Staatsfchreiber, &. Mohr 


c) Berfaffung ber Stadt und Republik Freiburg 
vom 4—10. Mai 18314, 


Wir Schultheiß, Elein und große Räthe der Stadt und Republik Frei⸗ 
burg haben, auf den Vorſchlag der von Uns niedergeſebten hohen Standes: 
ee on, nachſtehende Reviſion der Staatsverfaſſung Unſers Cantons be⸗ 
chloſſen: | | 


Erfter Abſchnitt. 
Eintheilung des’ Ganton®. 


1. Der Ganton Freiburg iſt in zwoͤlf Amtsbezirke eingetheitt, naͤm⸗ 
lich: Freiburg, Murten, Gryers, Gorbers, Bol, Caſtels, Remont, Rum, 
davernach, Montenach, Ueberftein, Stäfis. 


e Das Gefeg beſtimmt die nähere Eintheilung der Gemeinden in den 
emtern. | 


Zweiter Abſchnitt. 
Deffentlidhe Gemwalten. 
A. Untergeordnete Behörden. 


2, In jedem Amtsbezirke ift. ein Oberamtmann mit ber Vollziehung 
der Geſetze beauftragt. Ihm kommen ferner Befugniffe zu, die in das Rich— 
letamt und in das Verwaltungsfach einfhlagen. Die nähere Beitimmung 
fine Vorrichtungen ift dem Gefege überlaffen. 

3. Sn jeder Pfarr: oder Ortsgemeinde wird, nad) Beduͤrfniß, ein 
Amman ducch den Staatsrath erwählt und dem Oberamtmann untergeord: 
net. Diefer bildet mit feinen Beigeordneten, deren Zahl nad) Verhältniß 
der Bevölkerung beftimmt wird, die Gemeindeverwaltung. Ä 

Das Gefeg beftimmt die Berrichtungen diefer Behörden in Betreff 
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a) der örtlichen Polizei; 

b) der befondern Verwaltung bed Armenguts, ſo wie ber — 
Gegenſtaͤnde der allgemeinen Verwaltung, mit denen fie beauftragt 

 - werden Eönnen. 

4. Zür die bürgerliche und peinliche Mechtöpflege giebt es Gerichte et⸗ 
ſter Inſtanz, in welchen der Oberamtmann oder fein Amtsſtatthalter den 
Vorſitz führt. - 

Die Anzahl dieſer — ihre Einrichtung und ——— wird das 
Geſetz beſtimmen. 

B. Von dem großen Rathe. 


5. Die hoͤchſte ſouveraine Gewalt beruht auf acht und zwanzig Mit 
—* des kleinen, und hundert und ſechszehn Mitgliedern des großen Raths 
eren Stellen lebenslaͤnglich find, praͤſidirt durch einen Schultheißen, welche 
Bm nennt Schultheiß, Elein und große Räthe der Stadt und 
epublit Freiburg. 

6. Der große Rath wird aus hundert und acht Mitgliedern aus dr 
großen ober fogenannten patricifchen Bürgerfchaft der Stabt Freiburg, und 
aus ſechs ‚und dreißig Mitgliedern ab den Städten und der Landfchaft zus 
fammengefegt. Die Mitglieder .des großen Raths genießen alle, ohne Unter 
ſchied, gleiche Rechte und Vortheile. 

7. Der große Rath beftätigt oder verwirft die Gefeges= oder Det 
vorfhläge, die ihm von dem Eleinen Rathe oder von dem Staaterathe ge⸗ 
macht werden. 

Er unterſucht die altjährlich abzulegenden Staatsrechnungen, und ertheilt 
benfelben, wenn fie von ihm wohl aufgeftelit und richtig befunden worden, 
feine Genehmigung. 

Er ernennt bie beiden Schultheißen, aus den Mitgliedern des kleinen 

t 
u. . ernennt die Gefandtfchaften der eidsgenöffifchen Tagfagungen, und 
ertheilt ihnen, - auf den Vorſchlag des Staatsraths, die noͤthigen Ins 
ſtructionen. 

Er bewilliget die Erhebung von Auflagen und Abgaben, welche zur Be 
— der Staatsbeduͤrfniſſe erforderlich werden, ſo wie den Ankauf und 

erkauf von Staatsguͤtern. 

Er übt das Begnadigungsrecht und Alle andere Handlungen ber böch« 
fin fouverainen Gewalt aus. 

Bei den Ratheverfammlungen ſteht jedem Mitgliede des großen Rathes 
zu, von ſich aus Antraͤge und Vorſchlaͤge zu thun, wenn es zuvor dem 
Amtsſchultheißen davon die Anzeige gemacht: hatz dieſelben werden aber etſt 
dannzumal dem kleinen Rathe zur Pruͤfung und Berichterſtattung zugewieſen, 
wenn, nach vorlaͤufiger Berathung vom großen Rathe, ihre Ueberweiſung 
foͤrmlich beſchloſſen wird. 


C Bon dem kleinen Rathe. 


8 Die höchfte. vollziehende, verwaltende und richterliche Gewalt übt 
ein Kleiner Rat) aus, Diefer befteht aus acht und zwanzig Mitgliedern, die 
zwei Schultheißen einbegriffen. | 

9. Der Eleine Rath; fondert fich in zwei Abtheilungen, die eine, aus 
dreizehn Mitgliedern, unter dem Vorſitze des regierenden Schultheißen, bildet 
den Staatsrath; die andere, unter dem Vorſitze des Altſchultheißen, bildet 
den Appellationsrath. 
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‚+40, : Der Staatsrath ift mic der Vollziehung ber Gefege und Verord⸗ 
nungen, fo wie auch mit ber Aufſicht über die untern Behörden, ‚beauftragt, 
Er erlaͤßt die zu diefem Ende fowohl als zur Handhabung der Polizei und 
zum Behuf der übrigen in das, Staatsverwaltungsfach einfchlagenden Gegen: 
fände erforderlichen Verordnungen und Beſchluͤſſe. Er legt dem großen Rathe 
jährlich uber alle Theile der ihm obliegenden Staatsverwaltung NRechenfchaft 
ab, Er urtheilt in legter Inſtanz über alle Streitigkeiten, welche in bag 
Verwaltungsfach einfchlagen, fo wie uͤber Polizeivergehen. Er fchlägt dem 
großen Rathe ‚die nöthig findenden Geſetze, Decrete und Verordnungen über 
Polizei: und Werwaltungsgegenftände vor. | 

Menn «8 aber um andere Gefege und Berorbnungen zu thun ift; fo 
muß der Vorſchlag von. dem ganzen Eleinen Rathe ausgehen. Gleichfalg 
wird der ganze Eleine Math zufammenberufen, wenn es um Ernennungen zu 
Imtern und Stellen aller Art zu thun feyn wird, deren Beſtellung dem 
feinen Rathe übertragen ift. 

11. Der Appellationsrath beurtheilt in letzter Inſtanz alle bürgerliche 
und peinliche Nechtöfälle, mit Ausnahme der Klagen über Verbrechen, welche 
die Todesſtrafe nach fich ziehen. In bdiefem Falle wird durch. den ganzen 
feinen Rath uͤber den Beklagten das Urtheil gefällt. Das Geſetz beftimmt 
ſowohl die Befugniffe, die dem Appellationsrathe Über Gegenftände der ober 
gerichtlichen Verwaltung gebühren, als die Auffiht, bie ihm über unterges 
tihtlihe Behörden und Beamten zukommt, in 
12. Zwei Schultheißen, welche. vom großen Rathe aus der Mitte des 
Heinen -Rathes; gewaͤhlt werden, führen abmwechfelnd, jeder ein Jahr lang, den 
Vorſitz, ſowohl im großen als auch im kleinen Nathe, 

7 Derjenige, der nicht im Amte ift, vertritt nöthigen. Falls: die Stelle 
andern, I | 


D. Bon den Genfurgerihten." 


13. Ein Genfurgericht, beftehend aus fieben Mitgliedern von. verfcies 
denen Gefchlechtönamen, die man. Heimlicher nennt, wird von dem großen 
Rothe, aus feiner Mitte, unter denjenigen gewählt, die durch hervorftechende 
Lugenden und perfönliches® Anfehen ausgezeichnet find; wohl verftanden, daß 
— wenigſtens immer eins aus jeder Abtheilung des kleinen Rathes 

en ſoll. | 

Diefer Behörde erhabener Beruf ift Aufrechthaltung der Verfaffung und 
der guten Sitten. N Ä no. 

Jedem Eingriffe im dieſelbe, ſo wie jedem Mißbrauche der Gewalt zu 
wehren, iſt unerlaͤßliche Pflicht für die Heimlicher; und fobalb dem einen 
Der dem andern ein folcher bekannt oder verleidet wird, ift er durch feinen 
Eid gebunden, denfelden dem Genfurgerichte zu hinterbringen, welches unge 
ſiumt um deſſen Abhelfung bedacht feyn, und zu diefem Ende das Zweck— 
mäßige entweder durch Anfinnen an die betreffende obere Behörde, oder, nöthia 
gen Falls, durch eigene Dazwiſchenkunft vorfehren wird. 

Das Cenfurgericht verfammelt ſich ordentlich jedes Jahr am Tage ber 

e Schlacht, um bie Öffentliche fomohl als Privataufführung eines: jes 
den Mitglieds des großen Mathe, das nicht zugleich Mitglied des Kleinen 
Ratte if, zu würdigen und zu pütteln. Es hat die Befugniß, diefelben 
einzuſtellen oder zu entfegen; muß aber dazu einhelig feyn. 

Bor demfelben legitimiren fich die neuerwählten Mitglieder des großen 

über die erforderten Wahlbedingniffe, und es hat über die fortgefegte 
Erfülung derſelben durch die wirklichen Mitglieder zu wachen. 
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Um die Stelle eines Heimlichers zu bekleiden muß‘ man wenigſtens bob 
vierzigfte Jahr feines Alters zurüdgelegt haben. 

Ferner Eönnen im Genfurgerihhte niemals Verwandien im eſtn un 
zweiten Grade der Blutsverwandtſchaft und im erſten Grade der Sippiäuft 
zugleich ftehen. 

"Aus der Mitte deffelben werden die Sammiehu ir den großen Rath 
gezogen 
Die Heimlicher bleiben oe) Jehre im Amte; find aber wieder waͤhlbar, 
jeboch nicht verbunden, den Ruf das iweite Mal anzunehmen. Ihre Der: 
richtungen find unentgeldlich. an, 
Das Geſetz beftimmt die Otganiſation dieſes Tribunals und die en 
berich Anzahl der Stimmenden bei feinen Verrichtungen. Ze 
"214, Sährlich am erften Sonntage vor St. Johann im’ Sommer "st: 
einigen ſich, in Abweſenheit des kleinen Raths, die grüßen RUE —* * 
den ein Cenſurgericht, genannt der gefreite heimliche Sonntag. * 
"Seine Verrichtungen find folgende: 2 
se Are jedes Mitglied‘ dieſes Cenfurherichts mag dies —* und di 
* Berivaltung des kleinen Raths! uͤberhädupt, ſo wie jene des Staate 
Aund Appellationsraths insbeſondere tadeln. Stinimt die Mehrheit den 
Bemlerkungen bei, die Über die Amtsfuͤhrung jener" Behsdtden gem 
5 worden; ſo werden ihnen ſolche dutch die Ganzer zugefandtz 
‚ b) wenn die Bemerkungen über die Verwaltung des kleinen —* ei 
220 ſchoͤpft ſind, wird zur Puͤttlung eines jeden Mitglieds; des“ Heinen 
Raths geſchritten. Kommt wider die" perfähliche Aufflihrnug ' eine 
bderſelben eine Rüge zum Vorfchein, und, erhäft’diee die? Zuftimimtind 
der Mehrheit; fo ergeht an: beſagtes Mitglied/die / baherige ¶ Warnur. 
durch die Canzlei; J 
c) wird dabei auf die Einſtellung ober. Entſetzung des Mitgtiede w 
. Kleinen Raths angetragen;_ fa, eröffnet der Präfident der Verſamm⸗ 
“fung die Berathung Über dieſen Anttag. — Iſt derfetbe durch bie 
"drei. Viertheite der Stimmen genehhtigt; fo wird die Klage am“ "fie 
genden Tage ber ‘großen. Rathsverfammlung' vorgetragen. "Drei Virt 
er theile der Stimmen bedatf es, um die Einfteltuf 0 ober‘ Mile 
| zu bewirken. on 
Dritter Asfgnitt | nen 
Von den Denn 
A. Für ben:geoßen Rath. 7 

15. Die Mitglieder des großen Raths, die aus bei ——— Ge 
fchledhtern genommen werden follen, werden durch den groͤßen Rath auf den 
Vorſchlag eines Wahlcorps erwählt, das bei jeder Wahlepoche aus dem gro‘ 
fen Rathe erkiefet und beftellt wird; Das Sefetz beftitmmt * — u 
die Verfahrungsart diefes Wahlcorps. | 

16. Die Mitglieder des großen Rathes, die Aus den Staͤdten * 
der Landſchaft insgemein zu waͤhlen ſind, werden auf einen dreifachen Vor— 
ſchlag der Amtsbezirke und der Städte, je nach dem Verhaͤltniſſe ihrer Ve 
völferung, von dem großen Nathe ernannt, Diefem Berhältniffe- gemäß 
kommt jedem Amtsbezirke und jeder Stadt, die an taufend Einwohner zählt; 
der Vorfchlag zu folgender Anzahl von Stellen zu: die Stadt Freiburg 4, 
Murten 1, Stafis 1, Remont 1, Bolt 1; der "Amtsbezirk — 8, 
Murten 3, Gryers 2, Gorbers 1, Boll * Caſiels 1, Remont 3 ; Ruw 3, 
Favernach 1, Montenach 2, Ueberftein 1, Stäfis 2, zuſammen ‚36. 
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17. Die den Amtsbezirken zulommenden Vorfchläge werben durch ein 
Wahlcorps gethan, das aus dem Oberamtmann, den Amtsftatthaltern, den 
untergerichtlichen Beamten und den Ammännern des Amtsbezirks gebildet 
wird. Jene der-Städte hingegen gefchehen durch den betreffenden Munici: 
paltath. 

Jeder Cantonsbuͤrger ohne Unterſchied, der die zur Waͤhlbarkeit efin 
detlichen Bedingniffe erfüllt, kann in Vorfchlag gebracht werden. 


B. $ür den Eleinen Rath. 


18, Die Mitglieder des Eleinen Rathes werden auf den dreifachen 
Borfhlag des Kleinen Rathes felbft, aus der Mitte des großen Rathes, auf 
folgende Weiſe gewählt: der große Rath genehmigt oder verwirft, durch ge: 
heimes und abſolutes Stimmenmehr, den ihm gethanen Vorfchlag eines je: 
den Candidaten. Wird der Vorfchlag genehmigt; fo entfcheidet das Loos 
die Emamfung. Wird hingegen derfelbe zum Theil oder im Ganzen ver: 
worfen; fo wird er dem Eleinen Rathe zurücdgewiefen, um diefen zu ergäns 
jen, oder eine andere Vorftellung vorzunehmen. 


; C. Bon ben Wahlen überhaupt. 


19. : Sedes Jahr auf St. Johann im Sommer werden die im gro: 
fen Rathe erledigten Stellen durch die betreffenden Wahlbehörden. ergänzt. 
Jene im Keinen Rathe hingegen immer vierzehn Zage nach vorgefallener Erz 
kedigung. 
2, Die Wahlen und Vorfchläge überhaupt, wenn nicht eine gefeglich 
beflimmte Ausnahme vorhanden, gefchehen durch das gehmime und abfolute 
Etimmenmehr. Dabei nehmen die Verwandten der Vorgefchlagenen im er: 
fin und zweiten Grade der Blutsverwandtfchaft, und jene im erfien Grade 
det Sippfchaft den Austritt, 

21, Die Rangordnung, nad) welcher die im großen Rathe figenden 
Mitglieder ab den Städten und der Landfchaft nach Vorſchrift der Artiket 
16 und 17 zu ergänzen find, wird durch das Loos, nach gefeglicher Be: 
fimmung, feftgefest. 

Nierter Abſchnitt. 
Wahlfaͤhigkeit. | 

72, Der Patricier, um in den großen Rath gewählt zu werden, muß 

a) das Patriciat oder das große Bürgerrecht der Stadt Freiburg erkennt 
haben ; ' 

b) das fünf und zwanzigfte Jahr feines Alters zurüdgelegt haben ; 

6) weder gerichtlich bevogtet noch Fallit feyn, oder zum Nachtheit feiner 
Gläubiger, in Folge eines gerichtlichen Geldtags, accordirt haben; es 
fey denn Sache, daß die Gläubiger nach der Hand für ihre Anfors 
derungen zufrieden geftelft worden; 

d) ein rechtfchaffener, in gutem Rufe ftehender, fittlicher Mann feyn, und 
‚nicht von unzahlbar gebliebenen Aeltern herſtammen, er habe fich denn 
„zuvor mit. den Glaͤubigern bderfelben abgefunden; 

e) eine gebildete Erziehung erhalten haben, der beiden, teutfchen und 
franzöfifchen, Sprachen Eundig feyn, und bie weſentlichern Begriffe 
der Rechtskunde oder ſonſt ausgezeichnete Kenntniſſe in irgend einm 
Fache der Staatsverwaltung beſitzen. 


m Um eine der Stellen im großen Rathe zu belleiden, zu welchen 
15 


m 
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ber Vorfchlag ben Städten und den Amtöbezicken zukommt, muß der San 
didat glaubwürdig darthun: 
a) daß er Buͤrger einer Gemeinde im Canton ſey, und ein hundert 
jaͤhriges Landrecht in demſelben habe; 
b) daß er von ehrlicher Geburt, ein rechtſchaffener , in gutem Ruf fle 
bender, fittlicher Mann fey ; 
e) daß er keiner Vormundſchaft unterworfen, und eigenen Rechtens fm; 
d) er habe das fünf und zwanzigfte Jahre feines Alters. zurückgelegt; 
e) er befige ein Vermögen von 20,000 Livres an abbezahltem Grund: 
eigenthum, wenn er durch einen Amtsbezirk vorgefchlagen wird. Iſt 
er es hingegen durch eine Stadt; fo mag jenes Vermögen die Hälfte 
aus abbezahltem Grundeigenthbum, und die andere Hälfte aus Schub: 
titeln beftehen, die auf liegendes Unterpfand verfichert find. 

24. Das Mitglied des großen Raths, das aufhört, die zur Waͤhl 
barkeit erforderlichen Bedingniſſe zu erfüllen, hört eben dadurch auf, Mitglied 
des großen Raths zu feyn. 

25. Zur MWahlfähigkeit für den Eleinen Rath werden, nebft dem zw 
ruͤckgelegten dreißigjten Fahre, die Kunde der beiden, teutfchen und franzöji: 
fhen, Sprachen und die Kenntniffe erfordert, die einen Staatsmann und 
Richter bilden. — Ein Mitglied des Eleinen Raths kann Feine mit den 
Pflichten und der Würde diefer Stelle unverträgliche öffentliche Werrichtungen 
oder Gewerbe ausüben. Das Gefeg beftimmt diefelben. 

26. In dem Eleinen Nathe dürfen weder Vater und Sohn, noch zii 
Brüder zu gleicher Zeit, auch nicht mehr denn del des naͤmlichen Geſchlechts⸗ 
namens zugleich ſitzen. 


| Fünfter Abſchnitt. 
Verwaltung des Stadteigenthbums der Stadt Freiburg. 


27. Die Liegenfchaften, die Schuldtitel und Einkünfte aller Art, aus 
welchen wirklich das Vermögen der Stadt Freiburg befteht, bilden forkhin 
da8 befondere Eigenthum diefer Stadt, und find der Sorge einer ausſchließ 
li aus Bürgern von Freiburg zufammengefegten Municipalverwaltung am 
vertraut. 

28. Diefer Güter ausfchließlihe Beftimmung ift forthin die Beſttei— 
tung jener Municipalausgaben, die bis anhin auf der Stadt hafteten. 

29. Das Gefeg beftimmt die Befugniffe diefer ee ‚die, Ans 
zahl und Wahlart ihrer Mitglieder. 


Schfter Abſchnitt.. 
Allgemeine Berfügungen, 


30. Das Gefeg wird die nähern Beftimmungen über — 
ſowohl der obern als untergeordneten Behoͤrden feſtſetzen. 

31. Die chriſtkatholiſche Religion iſt die Religion des Cantons; die 
Verfaſſung ſichert aber die freie und uneingeſchraͤnkte Ausuͤbung des proteſtan⸗ 
tiſchen nn. dem Amtsbezirke Murten zu. 

32. Das Protocoll der beiden Raͤthe und obern Behörden wird auf 
teutſch, als in der fchmeizerifchen Nationalfprache, geführt, und alle Verband: 
tungen und ze berfelben werden in diefer Sprache abgefaßt. 

33. Das Patriciat oder große Bürgerrecht der Stadt Freiburg, mit 
allen feinen Rechten und Freiheiten, ift zu Gunſten unferer lieben und ge: 
treuen Angehörigen zu Stadt und zu Land eröffnet. 
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Die billigen Bedingungen zur Aufnahme in daſſelbe ſollen — einer naͤchſt 
auszugebenden Verordnung beſtimmt werden. 

34. Die Verfaſſung ſichert die Befugniß zu, Zehnt- und Lehensge⸗ 
faͤle lobzukaufen. 


Siebenter Abſchnitt. 
Reviſion der Verfaſſung. 


35. Bor Verfluß von zehn Jahren kann keine Abänderung in der 
Staatsverfaffung gemacht werden. 

Wenn nady Verlauf diefes Zeitlaufs der Eleine Rath eine Abän- 
derung in derfelben nöthig findet, wird der Vorfchlag dazu dem großen Rathe 
gethan. Stimmen die zwei Drittheile dafür; fo wird ein folcher dem kleinen 
Rathe zutuͤckgewieſen, der dann über die vorzunehmenden Abänderungen be: 
tathſchlagt, und felbe nah) und nad der Genehmigung des großen Rathes 
votlegt. Letztere wird aber nur dann gefeglih, wenn fie durch die zwei Dritt- 
theile der Stimmen ertheilt wird. 

Gegeben zu Freiburg, in .. großen Rathsverſammlungen vom 


4, 6, 6., 7., 9. und 10. Mai 181 
Der Amtsfchultheiß, E. 3. Werro. 
Der Staatsfchreiber, Appenthel. 


d) Stastöverfaffung für den eidgensffifhen Stand 
Zuͤrich vom 11. Juni 1814. 


I. Allgemeine Grundfäße. 


1. Die evangelifch:reformirte Religion ift die herefchende Landesreligion. 
Den Eatholifhen Gemeinden Rheinau - und Dietiton find ihre bisherigen 
Befigionsverhältniffe duch die Verfaffung garantirt. 

2. Alle Bürger des Cantons Züridy genießen, nad) Anleitung der in 
den fpätern Artikeln diefer Werfaffungsurkunde enthaltenen nähern Entwide:. 
Imgen, der nämlichen politifchen Rechte, 

3. Die Gleichheit der bürgerlichen Rechte ift in dem ausdrücklichen | 
Sinn feftgefegt, daß alle Bürger des Gantons in Abfiht auf Gewinn und 
Erwerb die nämliche Freiheit genießen, und den namlichen Gefegen unterwors 
fm feyn follen, 

4, Seder Bürger einer Gemeinde des Gantons kann fi in jeder an: 
den beliebigen Gemeinde beffelben das Drtsbürgerreht, nad) Maaßgabe ih: 
"8 beftehenden Einzugsbriefes und der bereits vorhandenen oder binfünftig 
etſcheinenden gefeßlichen Verordnungen, erwerben. 

5. Jeder Gantonsbürger, fo wie jeder im Canton angeſeſſene Schwei: 
yrbürger aus einem andern Canton, ift, nad) Maaßgabe der gefeglichen Bes 
fimmungen, zu Militaicdienften pflichtig. 

6. Die Verfaffung garantirt die Fortdauer der Befugniß, Zehnten und 
Gtundzinſe auf gefeglihem Wege loszukaufen. 

Alle dermalen in Kraft beftehenden Geſetze, Landesverordnungen 
und Regierungsbefchlüffe behalten ihre vollftändige Gültigkeit, infofern fie 
nicht frmlich aufgehoben ober abgeändert werden. 


U. Potitifche Landeseintheilung Stimmfähigkeit. 
8. Die Bürger des Cantons Zuͤrich find zu — ihres politiſchen 
| DT ; 
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Wahlrechts in fünf und fechzig Wahlverſammlungen oder Zuͤnfte eingetheilt, 
Die Stadt Züri hat dreizehn, der übrige Theil des Cantons zwei und 
funfzig Zünfte, welche Iestere je aus den ftimmfähigen Bürgern der fih 
zunächft liegenden Gemeinden, mit möglichfter Beobachtung eines gleihmäfi: 
gen Bevölkerungsfußes, gebildet werden. 

9, Alte nach den beftehenden Gefegen volljährige, wirkliche Buͤrget 
einer Gemeinde, die zu einem Zunftbezirk gehört, find zunft- und ſtimm⸗ 


fähig. - 

10. Diejenigen Cantonsbürger, welche kein Gemeindsbürgerredht in 
“ derjenigen Zunft befigen, wo fie wohnen, dürfen ihr Stimmrecht nur in ds 
ner Zunft ausüben, wo fie wirkliche Gemeindsbürger find. 

11. Bom Zunft: und Stimmredht find ausgefchloffen: diejenigen, 
fo in Koft und Lohn ſtehen; die Almofengenöffigen; die Falliten und ge 
richtlich Accordirten, infofern fie nicht vehabilitirt find, und diejenigen, fo 
duch Urtheil und Recht ihres Activbürgerrechts verluftig erklärt, oder in der 
Ausübung deſſelben fuspendirt worden find, 


II. Großer Rath. 


12. Ein großer Rath von zwei hundert und zwölf Mitgliedern ift di 
höchfte Gewalt, der die Ausübung der Souverainitätsrechte und bie Geſetz 
gebung des Cantons zuſteht. | 

13. Die Gefandtfchaftsinftructionen des : Standes Zürich auf alle ot⸗ 
dentliche und außerordentliche Zagfagungen, werden, auf den Vorſchlag di 
Kleinen Raths, von ihm berathen und ertheilt. Er wählt die Gefandten und läft 
fi) von ihnen Bericht abftatten. Auch liegt ihm in Faͤllen, wo die Zu 
fammenberufung außerordentlicher Tagfagungen in die Frage fommt, der Ent 
ſcheid darüber ob. 

14. Der große Rath hat die ausfchliefende Befugniß, Steuern zu mm 
fennen. Die alljährlihe Staatsrehnung wird von ihm geprüft und nad 
Kichtigbefinden abgenommen. Ueber den Gang der vaterländifchen Angek: 
genheiten überhaupt, und der innern Landesadminiftration des Cantons ink 
befondere, wird dem großen Rathe bei jedesmaliger Eröffnung feiner ordent- 
lihen Sigungen durch das Organ des Präfidenten Bericht erftattet. 

15. Der große Rath wählt denjenigen Theil feiner eigenen lieder, 
welcher nicht unmittelbar von den Zünften gewählt wird; ferner die Mitglie 
der des Eleinen Raths; die beiden Standeshäupter; die Mitglieder des Staatd 
raths; die Mitglieder und aus denfelben den Vicepräfidenten des Obergerichts; 
die weltlichen Mitglieder und das Prafidium des Ehegerichts; den Antiſtes 
der zürcherifchen Kirche; die weltlichen Glieder des Kirchenraths, und bie Mit: 
glieder des Erziehungsrathe. Ihm fteht ferner die Beftätigung der von dem 
fleinen Rath zu wählenden Staatscanzlei und der von dem Dbergericht zu 
mwählenden Obergerichtscanglei zu. 

16. Der große Rath wird ordentlicher Meife alljährlich zweimal, nam: 
lich im Brachmonat und im Chriftmonat, außerordentlicher Weife aber nad) 
Erforderniß der Umftände, von dem Eleinen Rath einberufen. 

17. Der große Rath wird folgendermaßen zufammengefegt: 

a) jede ber dreizehn Zuͤnfte der Stadt Zuͤrich wählt zwei, die Zunft 
Winterthur fünf, und jede der 51 übrigen Zünfte des Gantons ein 
Mitglied des großen Raths aus ihrem eigenen Mittel; 

b) die Wahl der hundert und dreißig übrigen Glieder ſteht dem großen 
Rath ſelbſt zu. 

18. So wie in Zukunft eine durch unmittelbare Zunftiwahl zu be: 
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fegende Stelle erledigt wird, foll der Eleine Rath die Einleitung treffen, daß 
bie betreffende Zunft innert Monatsfrift, vom Eintritt des Erledigungsfalls 
an gerechnet, zufammenberufen und die erledigte Stelle durch das geheime 
und abfolute Mehr wieder befegt werde. 

19. Mit der MWiederbefegung der von dem großen Rathe felbft zu wäh: 
Inden Stellen wird fo lange gewartet, bis fünf Vacanzfaͤlle eingetreten find. 
Dann macht | 

a) der Heine Rath dem großen Rathe bei feiner naͤchſten Verſammlung 
Anzeige von. den Erledigungsfällen, und der große Rath wählt hier: 
auf durdy das geheime und abfolute Mehr ein Vorfchlagscollegium 
von fünf Gliedern des Eleinen und zehn Gliedern des großen Raths, 
und nimmt dafjelbe fofort in Pflichteid; 

b) diefes Collegium tritt unverweilt zufammen, und bildet durch gehei— 
mes und abfolutes Mehr eine Borfchlagslifte tauglicher und mit. den 
verfaffungsmäßigen Erforderniffen ausgeftatteter Männer in der drei: 
fahen Anzahl der Wacanzen, 'Eeineswegs aber einen Dreiervorfchlag 
für jeden einzelnen Platz; 

e) aus diefem Vorſchlag mählt der große Kath durch geheimes und ab: 
folutes Mehr fünf. Glieder. 

20. Um mwahlfähig in den großen Rath zu feyn, iſt erforderlich: 

a) daß der betreffende Gantonsbürger, wenn er unmittelbar durch eine 
Zunft gewählt werden fol, wirklich auf dieſer Zunft eingefchrieben, 
oder wenn es eine durch den großen Rath felbft vorzunehmende Wahl 
betrifft, wirkliches Mitglied einer der fünf und fechzig Zünfte fey; 

b) daß er das bdreißigfte Jahr angetreten habe. 

Ferner fol jedes Mitglied des großen Raths unmittelbar nach feiner 
Ermählung auf gefeglich zu beflimmende Weiſe darthun, daß es ein eigens 
. Vermögen von wenigſtens zehntaufend Schweizerfranfen vers 

wert habe, 

21. Die unmittelbar von den BZünften ‘gewählten Mitglieder des gro: 
fen Raths werden, je zu ſechs Sahren um (nämlich alle zwei Jahre zum 
Diittheil), einer neuen Wahl durdy ‚die Zünfte felbft unterworfen. Die Aus: 
tenden find immer wieder mählbar. 

22. Die andern, nicht von den Zünften gewählten Glieder des großen 
Kaths werden ebenfalls je zu fechs Jahren um (mit gleihmäßiger Beobach⸗ 
tund der Sönderung in drei Abtheilungen), einer neuen Wahl durch den gro: 
fen Rath felbft unterworfen. Die Austretenden find immer wieder wählbar. 

23. Die Mitglieder des Eleinen Raths und des Obergerichts find von 
dieſer periodifchen Erneuerung in der Eigenfhaft von großen Räthen ausge 
nommen, fie mögen nun unmittelbar von den Zünften oder fonft zu lies 
dem des großen Raths gewählt feyn. - 

24. Die nähere Beftimmung des Verfahrens bei diefen Erneuerungen 
beißt dem Gefeg vorbehalten. 


IV. Kleiner Rath, und Staatsrath. 


25. Ein kleiner Rath bejteht aus fünf und zwanzig Mitgliedern des großen 
Raths, von welchen mwenigftens eines aus jeder derjenigen Abtheilungen ge: 
Rommen werden foll, die unter der vormaligen Verfaſſung einen Bezirk aus: 
gemaht haben. Er fchlägt dem großen Rathe die Gefege und Beldhlüffe 
vor, und fegt diefelben nach ihrer Annahme in Vollziehung. Er entwirft die 

tandesinjtructionen auf ordentliche und außerordentliche Tagfagungen, und 
legt dieſelben dem großen Rathe vor. Er beforgt die täglichen Negierungs: 
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geſchaͤfte und die Correſpondenz mit den eidsgenoͤſſiſchen Ständen und dm 
auswärtigen Behörden. Er hat die Oberauffiht und Leitung über alle Theile 
bes Juſtizweſens und der Adminiftration, und wählt zu allen in diefe beidm 
Tücher einfchlagenden Stellen und Aemtern, infofern nicht ihre Befegung duch 
die Verfaffung dem großen Rathe vorbehalten iſt. Er urtheilt in legter Ju: 
fan; über alle adminiftrative Streitigkeiten. 

26. Zwei Buͤrgermeiſter führen abwechſelnd, jeder ein Fahr lang, das 
Präfidium ſowohl im Eleinen als auch im großen Rathe. Derjenige, melde 
nit im Amte ift, verfieht nöthigen Falls die Stelle des andern. 

27. Der Eleine Rath verfammelt fih regelmäßig auf den Ruf ds 
Präfidenten, fo oft ſolches die Gefchäfte erfordern. 

28. Die Mitglieder des Kleinen Rath werden von dem großen Rath 
aus feiner eigenen Mitte durch das geheime und abfolute Mehr gewählt, 
Eben fo wählt der große Rath auch die beiden Bürgermeifter aus den Mit: 
gliedern des Eleinen Raths. 

29. Um in den E£leinen Rath wahlfähig zu feyn, muß man das ſechẽ 
und dreißigfte Fahr angetreten haben. 

30. Die ‚Mitglieder des Kleinen Raths bleiben ſechs Jahre lang an 
ihren Stellen, in der Meinung, daß fie in drei Abtheilungen geſoͤndert wer 
den, von denen, je zu zwei Jahren um, eine durch den großen Math neu 
gewählt wird, Die Austretenden find aber ſtets wieder wählbar, 

31. Ein Staatsrath, beftehend aus den beiden WBürgermeiftern (die 
‚von Amts wegen Mitglieder find) und fünf andern dur den großen Kath, 
durch geheimes und abfolutes Mehr, zu mählenden Mitgliedern des kleinen 
Mathe, leitet, unter dem Vorſitze des Amtsbürgermeifters, die diplomatiſchen 
Geſchaͤfte. Ihm liegen die Vorberathungen, und unter dringenden Umſtaͤn⸗ 
den auch die vorläufigen Maaßregeln, bezüglih auf die innere und Aufer 
Sicherheit des Staats, ob. 


V. Geridtsverfaffung und Bollziehungsbeamte, 


32. Alle Streitfachen im Ganton müffen zuerſt vor ein Friedenstid: 
teramt gebracht werden, deſſen Drganifation und Gompetenz das Gefeg be 
ſtimmt. 

33. Der Canton Zürich iſt in zehn bis elf Amtsbezirke eingetheilt, 
deren Umfang das Geſetz definitiv feſtſetzen wird. 

24. Jedes dieſer Aemter hat eine erſte inſtanzliche Gerichtsbehoͤrde, 
welche Amtsgericht genannt wird, und aus einer durch das Geſetz zu beſtim— 
menden Anzahl von Mitgliedern befteht. 


35. Ein Dberamtmann führt den Borfig im Amtsgericht, und ver 
einige mit diefer Präfidentenftelle diejenige eines Obervollziehungsbeamten in 
feinem Amtsbezirk. 

36. . Die Amtsgerichte werden von dem Kleinen Rath alfo befegt, bai 
der Oberamtmann durch freie Wahl aus allen zünftigen Bürgern des Gan: 
tons gewählt: werden kann, die Amtsrichter oder Beifiger aber aus aller 
Bürgern des Amtsbezirks gezogen werden müffen. 


37. Künftige Gefege werden die Gompetenz, Attribute, Befoldung unl 
periodifhe Erneuerung dieſer Beamten näher beftimmen. Die Ausmittelun: 
ſchicklicher Sigungsorte für die Amtsgerichte, fo wie die allfällige Anweifuni 
amtliher Wohnungen fir die Oberamtleute und die Ganzleien, bleibe gleich 
falls dem Geſetz vorbehalten. 


38. Das Geſetz wird auch das Naͤhere in Bezug auf die — 
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Pflichten und Befugniffe derjenigen Unterbeamten feftfegen, die ben Oberamt⸗ 
leuten ihrer Eigenfchaft von Obervollziehungsbeamten nachgefest find. 

‚39. Für die Matrimonialfachen wird ein Ehegeriht aus weltlichen und 
geiftlichen Gliedern gebildet, deſſen nähere Drganijation dem Gefeg vorbehal- 
ten bleibt, - 

4. Ein von dem nicht im Amte flehenden. Bürgermeifter präfidirtes 
und (diefen Präfidenten ungerechnet) aus dreizehn Mitgliedern beftehendes 
Obergericht beurtheilt in letzter Inſtanz alle Civil: und Griminalfälle, infos 
fern die letztern nicht malefizifch find. | 

41. Diefes Obergericht ſoll fich regelmäßig auf den Muf feines Praͤ⸗ 
ſidenten verfammeln, fo oft es die Geſchaͤfte erfordern. | 

42, Die Mitglieder ‚diefes Obergerichts werden von dem großen Rath 
aus feiner eigenen Mitte durch das geheime und abfolute M-hr gemählt. 

43. Um m das Obergericht mwahlfähig zu feyn, muß man das feche 
und dreißigfte Jahr angetreten haben. | 

44. Die Mitglieder des Obergerichts bleiben ſechs Fahre lang an ih: 
en Stellen, im der Meinung, daß fie in drei Abtheilungen geföndert wer— 
den, ‘von denen je zu zwei Jahren um eine durd den großen Rath neu ges 
wählt wird. Die Austretenden find aber immer wieder wählbar. | 

45. Sn allen Fällen, wo eine Todeöftrafe eintreten kann, werden vier 
Mitglieder des Eleinen Rathes durch das Loos zugezogen, welche vereint mit 
dem Dbergericht das Malefizgericht bilden. 

46. Alle in der gegenwärtigen Verfaſſung nicht ausdruͤcklich beſtimm⸗ 
ten nähern Anmendungen und. Entwicklungen follen fucceffiov durch die Ge: 
frgebung ausgeführt werden, | 

Vorftehende Berfuffung ift von dem großen Rath des eidsgenöffifchen 
. Standes Zürich angenommen und in Kraft erkennt worden, Samflag den 
11, Brahmonat 1814. 

Sm Namen des großen Raths unterzeichnet: 
Der Amtsbürgermeilter, 3. C. Eicher. 
Der erfte Staatsfchreiber, Lavater. 


} 


e) Berfaffungsurkunde des Fürftenthbums Neuen: 
burg vom 18. Suni 1814. 


i Wir Kriedrih Wilhelm II. von Gottes Gnaden König von Preus 
nu f. mw. 

Die Siege, welche die göttliche Worfehung Unfern Waffen verliehen hat, 
gerährten Unferm Herzen die hödhft angenehme Befriedigung, treue und ge: 
lebte Völker auf immer an Unfere Herrſchaft zu Enüpfen, die Unferm Haufe 
entweder gewaltſam entriffen, oder, um größeres Unglüd von ihnen abzuwen⸗ 
den, durch Uns abgetreten wurden. Diefe Genugthuung, Theure und Liebe, 
gewährt Uns vorzüglich die Rückkehr der gluͤcklichen, zwifchen dem Fuͤrſten 
und feinen Unterthanen ein volles: Jahrhundert durch beftandenen Wer: 
hältniife, Ueberzeugt, daß der Wohlftand, wozu euer Kunftfleiß und eure 

Mltengungen ein von Natur wenig fruchtbare Land erhoben haben, 
nicht allein die Frucht. einer väterlichen Verwaltung, fondern auch einer 
mohlbercchneten Verfaſſung und der durch Unfere Vorfahren zu verfchies 

n Zeiten ertheilten Freiheiten und Befreiungen waren, haben Wir 
ine Prüfung diefer letztern vornehmen laſſen, in der Abficht, denſelben 
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eine neue Gewaͤhrleiſtung zu ertheilen, und nur in ſolchen Puncten darin 
Abänderungen vorzunehmen, die mit den gegenwärtigen Kortfchritten ber Ci⸗ 
viliſirung, und mit den engern Verhaͤltnifſen, welche zwifchen dem Fürften: 
thum und der ſchweizeriſchen Eidsgenoffenfhaft Statt finden werden, under 
träglich find. Mir haben demnach die gegenwärtige Erklärung ausgeftellt, 
welche Wir treu zu halten und zu beobachten verhoffen, und welcher alle 
Könige von Preußen, Unfere Thrönfolger, als fouveraine Fürften 
von Neuenburg nachzukommen verheißen werden, indem fie nach ihrer Thron 
befteigung und in Gemäßpeit alter Uebung die gegenfeitigen ide leiſten. 
Wir erflären demnad: 

I. Dog Wir und Unfere Nachfolger, die Könige von Preußen, 
unter Unferer unmittelbaren Herefchaft behalten- werden das fouveraihe Für 
ſteothum Neuenburg, mit allen feinen Zubehörden, Pertinentien, Domainen | 
und Einkünften jeder Art, um daffelbe in feiner vollfommenen Unabhängig 
feit, Unveraußerlichkeit und Untheilbarkeit‘zu behalten, ohne daß folches Eünne 
verringert oder jemals einem jüngern Prinzen als Leibgeding überlaffen, noch 
als Lehen oder Afterlehen, an wen es immer waͤre oder auf welche Weiſe 
ſolches gefchehen Eönnte, übertragen werden. 


II. Die freie Ausübung der proteftantifchen und der Fatholifchen Re 
ligion, über die Wir Uns förmlich Unfere landesherrlihe Obergewalt vorbe 
halten, follen von Uns und Unfern Nachfolgern, ohne Ruͤckſicht auf Wohn: 
ort, erhalten und gefhügt bleiben; die proteftantifche Religion unter: der dis 
tung und Gewalt der Claffe der Pfarrer und der Confiftorien. Wir beflätis 
gen hierdurch alle von jener Claſſe erworbenen Rechte und insbefondere dat 
jenige, die Pfarrer zu ernennen, fie in ihren Verrichtungen einzuftellen, zu 
entfegen und abzuändern, und über Gegenjtände, welche die Geiftlichkeit be 
treffen, zu urtheilen. Die Eatholifche Religion fteht, in allem, was Orb 


nung und. Disciplin betrifft, unter der Leitung und Gewalt des Biſchofs 
von Lauſanne. 


III. Jeder Unterthan und Einwohner des Fürftentyums kann, ohne 
dadurch fein Buͤrgerrecht in demfelben zu verlieren, und mit der Befugnif, 
jederzeit in feine Heimath zurückehren zu können: | 

1) das Fuͤrſtenthum ungehindert verlaffen zum Behuf von Reifen fo: 
wohl, als für auswärtige Niederlaffung ; 

2) In Kriegsdienfte einer fremden Macht treten, infofern nämlich dieſe 
mit dem Souverain im feiner Eigenfchaft als Fuͤrſt von Neuenburg 
nicht im Kriege ſich befindet. Werbungen dürfen ohne dafür ertheilte 
‚Bewilligung des Kürften nicht Statt finden. 

IV. Wer nicht Landesuntertyan und im Fuͤrſtenthum anfäffig it, 
kann feine Civil: oder Mititairftelle bekleiden. Won’ diefer Beſtimmung ifi 
einzig die Stelle de8 Gouverneurs ausgenommen. Gleichmaͤßig find diejeni⸗ 
gen von Staatsbedienungen ausgefchloffen, welche Aemter und Stellen im 
Dienft eines andern Fürften ‘oder fremden Staats befleiden. Die Beſtal— 
lungsbriefe der Staatsbeamten oder der Mitglieder von Gerichtsftellen und 
Notarien, mit Ausnahme der Gerihtsboten, follen die Beftimmung enthal: 
ten, daß die Ernannten an ihren Stellen fo- lange bleiben werden, als fie 
ſich wohl verhalten, fo daß fie nicht dürfen entfegt werden, aufer in Folge 
fattfam erwiefener Verbrechen, Verwaltungsuntreue, fchlechter Aufführung, 
oder offenbarer Unfähigkeit. Dieſer Artikel fol in Bezug auf das Mititair 
diejenigen Ausnahmen erfeiden, welche durch die Verbindung mit der Schweiz 
erforderlich ‚werden. EST he | ad 


Berfaffungsurfunde vom 18. Suni 1814. 233 


V. Die volllommene und gänzliche Handelsfreiheit im Lande und aus: 
wärtd wird den Unterthanen und Einwohnern des Fürftenthbums zugefichert, 


foweit ſolche den Verpflichtungen nicht zumider Läuft, welche der Eintritt des 


Landes in den Bund der fchweizerifchen -Eidsgenoffenfhaft mit ſich führt. 
Wir behalten uns das Recht vor, die erforderlihen Polizeivorfchriften zu er 
tbeilen, in Hinficht auf den Verkauf folcher Gegenftände , “welche die Sicher: 
heit des Staats gefährden könnten, und eben fo in Fällen, wo das öffent» 
liche Wohl foldyes erheifcht, die Ausfuhr von Lebensmitteln oder Gegenjtäns 
den eriter Nothwendigkeit zu verbieten. 

VI Der wirkliche status quo in Hinfiht auf Verwaltung und Rechts» 
ordnung wird in allen feinen Theilen beftätigt, und es foll derfelbe anders 
nicht, ald entweder durch den Willen ded Fürften, oder durch das Gefeg, 
je nach Befchaffenheit der Umftände, verändert werden dürfen... Es foll ins> 
befondere duch die Landftände für die Aufitellung- eines einzigen Appellationds 
gerichts im Fürftenthume geforgt werben. 

VI. Die Polizeiordnungen gehen vom Fuͤrſten aus, und follen uns 
mittelbar im ganzen Staat bekannt gemacht und vollzogen werden. Die 
Vewilligungen, Eraft welcher Corporationen oder Gemeinden die Polizei aus> 
üben, bleiben jederzeit Unferer Oberaufſicht unterworfen. 

- VIO. Wir beftätigen ansdrüdlich das Uns zuftehende Recht, Uns, fo 
oft Wir es dienlich erachten, in den VBerfammlungen aller Staatscorporationen 
ohne Ausnahme repräfentiren zu laffen. 


IX. Kein Unterthan oder Einwohner des Fürftenthums darf in Vers- 


haft gebracht werden, in Neuenburg ohne ein Urtheir der vier Meneftrals, 
und in den übrigen Gerichtshezirken ohne ein durch wenigſtens fünf Richter 
dir Gerichtsftelle des Drts, wo das Vergehen Statt fand, unterzeichnetes 
Urtheil, Wenn einer auf frifcher That ergriffen, oder wegen eines fehr ho= 
ben Verdachtes angehalten wird; fo darf ein folcher proviforifcher Verhaft 
niht länger al8 dreimal vier und zwanzig Stunden dauern. Nah Verfluß 
derfelben foll der Beklagte entweder frei gelaffen oder gefangen gefegt werden, 
infofern das fegtere durch die Gerichtsftelle befchloffen ward. Das Vermögen 
ins Beklagten darf unter Eeinerlei Vorwand, ganz oder theilmeife, weder 
eingezogen noch fequeftrirt werden, fo lange derfelbe nicht richterlich beurtheift 
der verfällt ift. | 
X. Keine Abgabe oder neue Auflage, unter welchem Namen und Tis 
tl es ſeyn mag, darf anders ald vermöge eines Gefeges erhoben werben. 
ig allgemeinen Aenderungen, welche man mit den gegenwärtig fchuldigen 
und bezahlten Abgaben vorzunehmen nöthig erachten möchte, follen gleichfalls 
duch Gefege angeordnet werden. Diefer Artikel findet Eeine Anwendung auf 
die durch Polizeimaafnahmen angeordneten Leijtungen und Abgaben. 


XI, Alle Unterthanen und Einwohner des Fürftentyums Neuenburg, 
ohne Ausnahme, find von ihrem adhtzehnten bis in ihre funfzigftes Jahr 
waffendienftpflichtig; fie koͤnnen aber in. wirklichen Dienjt zu keinem andern 
Zweck gerufen werden, als für die Erhaltung der öffentlichen Ordnung, für 
die Randesvertheidigung und für die Erfüllung der Verträge, welche das Fuͤr— 
ſtenthum mit der, Schweiz verbinden. Die Mitizen ſtehen Eünftig unter Un: 
ſetet alleinigen Oberaufficht; fie follen von nun an nur einerlei Fahne und 
Cocarde haben, und jede diefem zumiderlaufende Berilligung wird hiermit 
ausdruͤcklich von Uns aufgehoben. Wir behalten Und vor, durch eine be: 
fondere Verordnung ‚alles, was den Militairdienft betrifft, zu teguliven, und 
es folen die Beftimmungen derfelben den Verhältniffen angepaßt werben, 


-_ 
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weiche unſer Fürftenthum mit ber ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft verbinden 
werden. | —— 

XI, Wir behalten Uns hinwieder vor, in Kraft einer mit Unferm 
Fuͤrſtenthum Neuenburg zu fchließenden Capitulation, ein Bataillon Ttup⸗ 
pen in Sold zu nehmen, das zu Unferer Garde gehören und mit ihr gleiche 
Vorrechte genießen foll; es wird foldes viechundere Mann ſtark feyn, und 
unfer Staatsrath. von Neuenburg hat Uns die dabei anzuftellenden Officiere 
zur Genehmigung vorzufchlagen, mit Ausnahme des Commandanten, beffen 
Ernennung Wir Uns felbft vorbehalten. Ueber die freiwillige Werbung und 
über die Bildung dieſes DBataillons fol ein befonderer Vertrag geſchloſſen 
werben. ü 

XII. Das bewegliche und unbemwegliche Eigentyum der Corporationen, 
der: Unterthanen und Einwohner, darf durch Eeinerlei Eingriffe verlegt wer 
den. Wenn, nach dem Befinden des Fürften, für Gegenftände öffentlichen 
und allgemeinen Vortheild die Verfügung über irgend ein Eigenthum noth: 
wendig wird; fo foll deshalb mit dem Befiger gütlidy unterhandelt, und bi 
fich ergebenden Schwierigkeiten. eine gerichtliche Schägung des Gegenftandıs 
veranftaltet werden. 

XIV. -Um Unfern getreuen ‚Unterthanen ginen neuen Beweis Unfers 
Wohlwollens und Unferer ‚Zuneigung zu ertheilen, haben Wir befchloffen, die 
Landſtaͤnde wieder ald gefeggebende Behörde und Nationalcath herzuftellen, 
und die Stellvertretung jedes Bezirks nad feiner Wichtigkeit und Bevöͤlke— 
rung feftzufegen. Die Bildung und die Attribute der Landftände follen in 
einer befondern, mit Unſerer Unterfchrift verfehenen, Verordnung enthal 

ten ſeyn. 

XV, Ale Gefege, Befreiungen, Freiheiten, wohlhergebrachte Uebun: 
gen, gefchriebene und nicht gefchriebene Urkunden und Bewilligungen, die det 
gegenwärtigen Erklärung nicht zumiderlaufen, find beibehalten und beftätigt, 

Gegeben in London, am 18. Bradymonat des Gnadenjahrs eintau: 
fend achthundert und vierzehn. | 

(L. S.) Unterz. Friedrich Wilhelm. 
Und weiter unten: | 
Der Fürft von Hardenberg. 


Drganifationsedict für die Landftände des Für: 
| ſtenthums Neuenburg. 


ge Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Pre 
Ben, u |. w. | 

Mir haben Unfern getreuen Unterthanen von Neuenburg und Ba: 
langin einen neuen Beweis Unferer Eöniglihen Sorge für ihr Wohl gege- 
ben, indem Wir durch den vierzehnten Artikel der Verfaſſungsurkunde vom 
achtzehnten Brachmonat legthin die allgemeinen Landftände herftellten; 
durch die gegenwärtige Verordnung feßen Wir nunmehr derfelben Bildung, 
Befugniffe und die im ihrer Verfammlung zu beobachtende Ordnung. feft. 

1. Der Gouverneur des Fürftenthums, oder an deffen Statt der Äl 
tefte Staatsrath, wird die Landftände einberufen und den Vorſitz bei denſel⸗ 
ben führen. 

2. Die Landftänte follen beftehen aus ben zehn älteften Gliedern des 
Staatsrathe, mit Ausnahme jedoch Unſers Ganzlers, Unfers General: 
procurators und Unſers Staatsſecretairs, um der befondern diefen aufzutra⸗ 
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genden Verrichtungen willen; aus vierzehn Notabeln, welche nicht Staats⸗ 
raͤthe find; vier derſelben follen Diener des göttlichen Wortes feyn, umd fie 
werden ſaͤmmtlich von Uns ernannt; aus den Präfidenten der Gerichtsbezirke, 
deren Zahl nicht über vier:und zwanzig anfteigen darf; und aus dreißig ducch 
die verfchiedenen Bezirke Unfers Fürftenthbums ernannten Gliedern. 

In Fallen von Abweſenheit oder Krankheit vor Eröffnung der Sigun: 
gen, werden die Staatsräthe für diefe fegtern durch die ihnen im Range fols. 
genden, die Geiftlihen und Notabeln durch Ernennungen ded Staatsraths, 
die Gerichtspräfidenten durch ihre Statthalter, nach der im folgenden Artikel 
feftgefegten Ordnung, und die Deputirten der Bezirke durch Suppleanten, 
wie im vierten Artikel verordnet ift, erfegt. \ 


Die Gerichtsftatthalter, im Fall fie durch einen Bezirk als deſſen Des 
puticte ernannt find, behalten ihre Stellen, und koͤnnen die Gerichtspräfiden- 
ten nicht erfegen. 

3. Die Gerichtspräfidenten figen in nachfolgender Reihenfolge: Neuens 
burg, Valangin, Kanderon, Boudry, Walz de: Travers, Thiele, Locle, Chaur: 
de: Sonde, Lacote, Rochefort, Colombier, Sagne, Bevair, Cortaillod, Ver— 
tietes, Kignieres, Bregine, Brenets, Travers, Gorgier, Vauxmarcus. 


4. Die dreißig Abgeordneten der Bezirke, deren Vertheilung und Rang 
in dem der gegenwaͤrtigen Verordnung angehaͤngten Verzeichniß feſtgeſetzt ſind, 
werden folgendermaßen ernannt: Wenn ein Bezirk durch den Staatsrath 
aufgefordert wird, zur Ernennung eines oder mehrerer Abgeordneten an die 
Landſtaͤnde zu ſchreiten; ſo verſammeln ſich alle in dem Bezirk wohnhaften 
Staatsunterthanen, welche das zwei und zwanzigſte Jahr erreicht haben, die 
weder Falliten, noch duch ein Criminalurtheil betroffen find, und aus Ar⸗ 
mengütern nicht unterftügt werden, um duch Stimmenmehrheit und gemäß. 
dee in dem angehängten Verzeichniß bejtimmten Zahl, die Perfonen zur bes 
gihnen, welche fie zum Beifig in den Landftänden für die tüchtigffen hal— 
tn. Noh am gleihen Tage wo möglih, oder fpäteftens am darauf fok 
genden, verfammeln fich alle durch die Bezirke bezeichneten Perfonen in dent 
Hauptorte, den das Verzeichniß feftfegt, und nachdem fie allda in die Hand 
des Gaftellans oder Meiers den Eid geleijtet, ihre Stimmen gewiffenhaft 
denjenigen geben zu wollen, von denen fie dafür halten, daß diefeiben dem 
König und dem Staat durch ihre Rathfchläge die beiten Dienfte leiflen £ön« 
nen, fchreiten fie unter dem Vorſitz des Gerichtspräfidenten zur Verminderung 
ihrer Anzahl auf die doppelte der zum mwählenden Deputirten. Der Gerichts: 
[hriber wird einen Verbatproceß über diefe Wahlhandlung auffegen, um folchen 
Alfogleih den Mitglieoern des oder der Gerichtsftellen, die nady Angabe ded 
Verzeichniffes befammelt find, vorzulegen. Die Gerichtsbeifiger wählen nım 
aus den Vorgefchlagenen die Deputirten an die Landftände, und jene, welche 
die mindern Stimmen hatten, find die Suppleanten der Deputirten. Stirbt 
ein Deputirter; fo geht für feinen Suppleant, oder für den legten der Sup: 
pleanten, diefe Eigenfchaft verloren. Um von einer Gemeinde zum Candida= 
tem für die Landſtaͤnde gewählt zu werden, muß man das fünf und zwan⸗ 
jigſte Jahr zurücgelegt haben, geborner Staatsunterthban, im Bezirke ſeß— 
haft feyn, und ein fchuldenfreies Grundeigenthum von wenigſtens eintaufend 
Biored tourn. befigen. Won der Wahl find hinmieder auch ausgefchloffen 
alle, die nicht ihres eigenen Nechtens find, oder die gegenwärtig Armenunter⸗ 
Rügung empfangen. Die Gerichtsbeifiger, welche von den Gemeinden auf 
die Borfchlagstifte gebracht wurden, können fowohl in den Verfammlungen ber 
Candidaten, als: in denen der Gerichtsbeifiger ihre Stimmen geben. 
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Die vier Deputirten fowohl, als die vier Suppleanten ber Stadt 
Neuenburg, werden durch die vier Meneftrald, groß und kleine Raͤthe biefer 
Stadt unter dem Vorſitz Unfers Meierd ernannt. 

5. Ein Doppel des Verbalproceſſes jeder zu Ende gebrachten Wahl 
ſoll Unſerm Generalprocurator uͤberſandt werden, welcher gemeinſam mit Un⸗ 
ſerm Canzler und mit dem Secketair Unſers Staatsrathes pruͤfen wird, ob 
alle s in der erforderlichen Ordnung vor ſich ging. Im Falle, wo etwas 
Fehlerhaftes bei den Wahlen zum Vorſchein kommt, oder wo Einwendungen 
gegen ihre Guͤltigkeit gemacht werden, ſoll Unſer Generalprocurator den Staͤn⸗ 
den davon Kenntniß geben, die das Erforderliche deshalb beſchließen, und in 
der Zwiſchenzeit bleiben die beſtrittenen Stellen erledigt. 

6. Die Stellen bei den Landſtaͤnden ſind lebenslaͤnglich, fuͤr die von 
Uns ernannten Notabeln ſowohl, als fuͤr die Abgeordneten der Bezirke; die 
Staatsraͤthe und uͤbrigen Staatsdiener behalten ſolche, ſo lange ſie ihre Staats: 
ämter befleiden. 

T. Weil die Achtung für gute Sitten bie ficherfte Grundlage ber 
Wohlfahrt der Staaten ift; fo foll, im Fall wider Erwarten ein Mitglied 
der Landftände durch unfittlichen Lebenswandel öffentliches Aergerniß veran: 
laffen würde, auf die durd fünf Mitglieder der Landftände deshalb gefchehene 
fhriftlihe und geheime Angabe, durch Unfern Oeneralprocurator gemeinfam 
mit Unferm Ganzler und dem Secretair Unſers Staatsrathes unterfucht wer: 
den, ob Grund vorhanden fey oder nicht, um den Fall den Randftänden vor: 
zutragen, durch welche die Entfegung ausgefprochen wird, mas jedoch anders 
nicht als durch zwei Drittheile der Stimmen geſchehen barf. 

8. Der Gouverneur des Fürftenthums wird die Landftände fo oft ver: 
fammeln, als er e8 für dienlich erachtet; jedoch dürfen mehr nicht als zwei 
Jahre zwifchen dem Schluß einer Sigung und der Eröffnung der folgenden 
verfließen; der Gouverneur erklärt hinmwieder den Schluß jeder Sigung. Der 
Drt und Tag der Verfammlung werden duch eine Kundmachung beſtimmt, 
und die Mitglieder der Landftände erhalten befondere Einberufungsfchreiben. 


9. Die Mitglieder der Landftände follen vor Eröffnung der Sigungen 
in die Hand Unfers Gouverneurs den Eid leiften, ihre Stimmen gewiffen: 
haft zum Beften des Staats zu ertheilen, ohne ihre Meinung durch das 
Intereſſe irgend einer Corporation oder Individuums leiten zu laffen; keiner 
Berfammlung oder Verbindung beizumohnen, worin, unter welhem Namen 
oder Titel ſolches gefchehen möchte, Eingriffe in Unfere und Unferer Thron: 
folger Rechte auf das FürftenthHum, oder auch in die von Uns ertheilte Vers 
faffungsurfunde gefchehen koͤnnten oder wollten; aus allen ihren Kräften und 
fo viel von ihnen abhangen kann, die Ehre und den Wohlftand der ſchwei— 
zerifchen Eidsgenofjenfchaft zu befördern; und endlich weder für ſich ſelbſt, 
noch fuͤr die Ihrigen von fremden Fuͤrſten oder Herren irgend eine Penſion 
anzunehmen. 

10. Unſer Gouverneur wird jede Sitzung durch eine Rede eröffnen, 
welche in der Canzlei der Landſtaͤnde aufbewahrt bleibt. Hierauf ſoll Unſer 
Generalprocurator im Namen Unſers Gouverneurs die Gegenſtaͤnde vortragen, 
welche in Berathung fallen ſollen; er wird muͤndlich die Gruͤnde der getha— 
nen Vorſchlaͤge entwickeln, und alle Aufſchluͤſſe ertheilen, welche erforderlich 
ſeyn moͤchten. Inſofern der Gouverneur den Berathungen nicht ſelbſt beizu—⸗ 
wohnen fuͤr dienlich erachtet; ſo werden die Stimmen durch den Canzler ge— 
ſammelt. Die Beſchluͤſſe werden durch den Secretair unſers Staatsrathes, 
unter der Controlle des Canzlers, zu Papier gebracht, es wäre denn, daß 


Staatsverfaffung vom 28. Suni 1814. 237 


eine durch die Landſtaͤnde felbft emannte Commiſſion dazu den Auftrag ers 
hielte. Die Verhandlungen, Befchlüffe und. Vorftellungen der Lanbdftände 
werden durch ſechs von der Verſammlung dafür bezeichnete Deputirte und 
hinwieder durch den Ganzler und Secretair des Staatsrathes unterzeichnet. 


11. Kein Gefeg darf ohne die Zuftimmung der Zandftände erlaffen, 
abgeändert oder aufgehoben werden. Sie bejtimmen hinmwieder alles, was bie 
Auflagen betrifft. Ihre Entfcheidung über diefe wichtigen Gegenftände erfolgt 
nicht eher, als wenigftens ſechs Monate, nachdem ſolche ihnen find vorge 
legt worden. - Sie follen über die Handhabung der Verfaffung und der Urs 
funde vom 18. uni 1814 wachen, und am Scluffe jeder Sigung werden 
fie im Namen des Fürften aufgefordert, dasjenige zu eröffnen, wovon fie 
glauben, daß es zu Beförderung des gemeinen Beften und zum Wohl des. 
Staates beitragen könne, Was die Ausgaben betrifft, welche aus den von 
dem Staate gegen die ſchweizeriſche Eidsgenoffenfchaft eingegangenen Verpflich: 
tungen berühren, fo wie folhe, welche unvorhergefehene Fälle von Krieg 
und dergleichen betreffen; fo werden die Landftände dafür ohne Verſchub le— 
diglich die Art, wie fie gedeckt werden follen, zu beftimmen haben. Kein Ber 
hluß darf in Vollziehung gefegt werden, ehe er Unfere Sanction erhalten 
hat und durch— Uns fund gemacht feyn wird, 

12. Unſer Staatsrath. wird die Polizeiorbnungen und hinwieder das 
Geremoniel der Landſtaͤnde feftfegen. Unferm Generalprocurator insbefondere 
liegt ob, darüber zu wachen, daß geziemende Ordnung und Anftand in den 
Berathungen herrfchen, und er wird, ohne Ungebundenheit zu dulden, Sorge 
tragen, daß die Freiheit der Meinungen volllommen gefichert und geach— 
tet bleibe, 

Wir beauftragen anmit Unfern Gouverneur und Unfere lieben und ge 
treuen Mitglieder Unfers Staatsrathe von Neuenburg, die gegenwärtige Er— 
Mirung einregiftriven zu laffen, und darauf Hand zu halten, daß fie in allen 
Beiehungen möge vollzogen werden, denn dies ift Unfer Wille. Zu deffen 
Bekräftigung haben Wir ſolche eigenhändig unterzeichnet, fie durch Unfern 
Staatskanzler, den Fürften von Hardenberg, contrafigniren, und Unfer Staats» 
fiegel derfelben beidruden laſſen. | 

Gegeben zu Wien am 26. Chriftimonat de8 Onadenjahrs 1814, und 
Unferer Regierung im achtzehnten. 

Unterz. Friedrih Wilhelm. 

Und weiter unten: | j 

Der Fürft von Hardenberg. 


f) Staatsverfaffung bes Canton Appenzell der 
Außern Rhoden vom 28. Juni 1814. 


Allgemeine Beftimmungen. 


Die aͤußern Nhoden des Gantons Appenzell bekennen ſich fämmtlicy zur 
eangelifch reformirten Religion. Ihre politifhe Berfaffung ift rein demokra⸗ 
tiſch, und die höchfte Gewalt beruht auf der Gefammtheit des Wolke, Je— 
der Eingeborne ift Soldat und zum Mititairdienfte verpflichtet, fobald er das 
— Jahr erreicht hat und den Beitkitt zum heil. Abendmahl erhal⸗ 
m hat, - Ä 4 


— 


238 Appengell. 


Eintheilung. 

Der Canton iſt in die Gemeinden von vor der Sitter und hin— 
ter der Sitter eingetheilt. Jede dieſer Landesſeiten ſtellt fünf hohe Be: 
amte, naͤmlich den Landamman, Landsſtatthalter, Landsſeckelmeiſter, Lande 
haupimann und Landofahndrich in die Landesregierung, welche alle zwei 
Jahre im Rang abwechſeln und gegenſeitig in den gleichen Rechten und 
Pflichten ſtehen. Trogen und Heriſau find die Hauptorte des Gan 
tons; jedoch wird am erften Orte die hohe Juſtiz ausfchließlich verwaltet. 
Auf beiden Plägen befinden fid) die Landescanzleien und Archive vertheilt, 


Deffentlihe Gemalten. 


Die gefeggebenden und vollziehenden Behörden dieſes Cantons find bie 
Landsgemeinde, die Neu: und Alt: Räthenverfammlung, der große Nath und 
die Eleinen Raͤthe. 

1. Die Landsgemeinde oder bie allgemeine Verſammlung des 

Volks ift die höchfte Landesbehoͤrde. Sie befteht aus allen Angehörigen des 
Gantons im Alter von ſechszehn Jahren und darüber, wird alle Jahre am 
legten Sonntage des Aprilmonats abwechſelnd zu Hundwyl und Trogen ge 
halten, und erwählt duch freie Hand und Stimme die vier. Standeshäupter, 
die ſechs uͤbrigen Beamten, den Landwaibel und Landſchreiber, doch ſtets nur 
für ein Jahr, nad) deſſen Berfluffe alle wieder wählbar find. ° Der Lands: 
gemeinde müffen alle Bündniffe und Verträge, Kriegs: und Friedensſchluͤſſe, 
alle Borfchläge zu neuen Landesgefegen oder zu Abänderung der alten zur 
Entfcheidung vorgelegt werden, nachdem fie vom großen Rathe geprüft mors 
den find. Sie allein ift befugt, den Fremden das Lundrecht zu ertheifen oder 
fie abzumeifen. Außerordentliche Landsgemeiden können einzig von dem gro: 
ben Rathe erkennt und angeordnet werden. 
— 2. Die Neu: und Alt-Räthenverfammlung ift die ameite 
Behörde des Cantons, und ift aus ben fänimtlichen Landesbeamten, den 
Hauptleuten und einer für jede ‚Gemeinde feftgefegten Anzahl Rathsgliedern 
gufammengefegt. Ihr Zufammentritt gefchieht alle Jahre am zweiten Mon- 
tag an der Landsgemeinde abwechfelnd zu Derifau und Trogen, an welchem bie 
in den Kicchhören neu erwählten Gemeindsvorficher den Negimentseid ſchwoͤ⸗ 
ven und dann Gig und Stimme haben. . . 

Die Neu: und Alträthe ermählen oder beftätigen den Rathefchreiber, 
die beiden Landesbauherren, die Eraminatoren, alle höhere Militairftellen, den 
Landläufer, die Wegmeifter und andere Bedienungen. Das allgemeine Eits 
tens und Polizeimandat, das Militairreglement und andere Landesverordnun⸗ 
gen werden ihrer Prüfung, Beftätigung oder Abanderung unterworfen. ie 
verfügen über die Aufhebung oder den Fortbeftand der verfchiedenen Commil: 
fionen für die innere Staatsverwaltung und das Kirchen: und Schul-, das 
Mititair: und Polizeimefen. Sie verordnen die Erhebung temporärer Steuern 
entweder ſelbſt, oder übertragen die Vollmacht hierzu dem großen Rathe, und 
treffen alle die höhern Verfügungen, welche nicht"in die pofitive Gefeggebung 
und ausfchließlichen Worrechte der Landsgemeinde eingreifen. 

3. Der große Rath befteht aus den zehn Landesbeamten und ben 
fammtlichen tegierenden Hauptleitten der Gemeinden. Er verfammelt füch alle 
Jahre ordentlidy im Frühling und Herbſt zu Unterfuchung der Landrechnuns 
- gen, und übrigens’ unbeftimmt, nach Erforderniß der Gefchäfte, zu Trogen 
und Heriſau. Er übt die höchfte tichterlihe und vollziehende Gewalt aus, 
umd it die legte Inſtanz in Civil-, Juſtiz-, Polizeiz und. Criminalſachen. 
Der große Rath wacht über die Handhab der Gefege und die Vollziehung 
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ber Befchläffe und Verordnungen höherer Behörden. : Als Stellvertreter des 
Volks beforgt. er alle: feine allgemeinen und beſondern Intereſſen und Anger 
legenheiten. Bon ihm werden die Gefandtfchaften auf die Zagfagungen und 
Gonferenzen ernannt und mit Inſtructionen verfehen, und ihm die Berichte 
erftattungen ablegt. Alle vor die höchften Behörden gelangenden Anträge find 
feinee Vorberathung unterworfen. 

4, Die Eleinen Räthe verfammeln fih vor der Sitter alle erften 
Dienflage des Monats zu Trogen, und hinter der Sitter des Jahrs dreimal 
zu Derifau, Urnaͤſch und Hundwyl, denen einzelne Beamte und bie alther 
fommlihe Anzahl von Hauptleuten oder Rathsyliedern aus den betreffenden 
Gemeinden beimohnen. Sie beurtheilen in zweiter Inſtanz alle Streitigkeis 
ten und Proceßfachen; beftrafen Diejenigen WBergehungen, welche die Buße 
von zehn Gulden nicht Überfteigen; erkennen die Gant- und Rechtstage, und 
find Auffeher über alle Zweige der niedern Polizetpflege. 

Der regierende Landamman ift Prafident aller oben angezeigten hohen 
Standesbehörden, und er verwahrt das große Secret: nfiegel des Cantons. 
Alle amtliche Ausfertigungen, die Führung der Protocolle, die Regiftratur 
und Briefwechfel u. f. mw. werden von dem IE und Landfchreiber 
ju Heriſau und Trogen beforgt. 


Die Gemeindsbehoͤrden. 


Alle Gemeinden der aͤußern Rhoden dieſes Cantons ſind in PN 
was die Verwaltung ihrer Kirchen» und Gemeindsgüter, ihres Armenweſens 
und. innern Anjtalten betrifft, von einander unabhängig, und haben ihre eis 
genen Behörden, die man Kircphären unb Gemeinderath, oder Hauptleute 
und Räthe nennt. 

1. Die Kirchhoͤren oder die Geſammtheit alter Ortsbuͤrger besfornmelm 
ſich des Jahrs zwei Mal, nämlich: 

a) am Sonntage nach der gewohnten Landegemeinde, - zu Erwählung und 
Beftätigung der Hauptleute und Näthe; und 

b) zu Martini wegen Befegung der verfchiedenen Aemter und Bedienun ⸗ 

gen in der Gemeinde. | 

Die Kirchhören verfügen außerdem über bie Öffentlichen Anftalten und 
Defi isungen, bejlimmen die Steuern zur Abhülfe der eigenen Bedürfniffe, 
üben dag Collaturrecht aus, und entſcheiden uͤber alle innere Angelegenheiten 
der Gemeinden in Sachen von Wichtigkeit. Außerordentliche Kirhhören duͤr⸗ 
fen nur mit Vorwiſſen und Bewilligung eines der vier Standeshäupter ver 
fammelt werben. 

2. Der Gemeinderath befteht aus zwei Dauptleuten und fünf bis 
zwei und zwanzig Mitgliedern, welche non der Kirchhoͤre unmittelbar erwaͤhlt 
werden, Ihm obliegt die Leitung aller Gefchäfte und Intereffen der Ge: 
meinde, die fpecielle Ku cht über die innern Anftalten und Stiftungen, bie 
Verwaltung des Voigteiz, Armen: und Schulweſens, die Vollziehung der ho— 
—— Geſetze und Verordnungen und die Wachſamkeit uͤber Sittlichkeit, 

Ruhe und Ordnung. Er bewilligt oder verwehrt die Niederlaſſung der Frem⸗ 
den, verfuͤgt uͤber die Aufrichtung der Schuldbriefe, und iſt die erſte Inſtanz 
in Proceßſachen und Streitigkeiten. Die zwei Hauptleute wechſeln alle Jahre 
im Praͤſidium der Kirchhoͤren und des Gemeinderaths ab, verwalten den 
Rechtstrieb und vollziehen alle Auftraͤge der Landes⸗ und Gemeindobehorden 
— Gemeindſchreiber fuͤhrt das Protocol und beforgt die amtlichen Ausfer⸗ 
gungen. 

Ehefachen werden in erſter Snfany vom Pfarrer und den — 
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der Gemeinden und in zweiter und letter Inſtanz von einem aus weltlichen 
und geiftlichen Perfonen beftehenden Ehegericht, welches ſich alle Fahre am 
Mittwoch nach, der Landsgemeinde abwechfelnd zu Heriſau und Trogen ver 
fammelt, beurtheilt. 

Die gegenwaͤrtige Verfaſſungsurtunde der aͤußern Rhoden des. Canton⸗ 
Appenzell iſt zu Handen der hohen eidsgenoͤſſiſchen Tagſatzung ausgefertig 
mit den gewohnten Unterſchriften verſehen und mit dem großen Secret: ji 
fiegel verwahrt worden zu Trogen am 28ften Zag des Brachmonats im 
Jahr 1814. \ 

Der regierende Landamman, Zellweger. 
Namens des Raths: 
Der Rathsſchreiber, Schäfer. 


8) Staatöverfafjung des Cantons Appenzell di 
innern Rhoden, vom 30. Juni 1814. 


Gintheilung des Cantons. 


Der Canton Appenzell theilt fi in den Gantonstheil von une 
thoden und in den Cantonstheil von Aufferrhoden, laut Theilungsven 
‚trag von 1597. Die Eatholifche Religion ift ausfchließlich die ae 
nerrhodens; die reformirte Religion die Religion Aufferchodens. 


Politiſche Eintheilung des Cantons Appenzell der innen 
j Rhoden. | 


| Innerrhoden wird in fieben Rhoden eingetheilt, welche theils aus 
mwohnern der Gegenden zufammengefegt find, theils aus ge SM 
tern beftehen, ale: 
1) die Schwendiner Rhod; 4 
2) die Rütiner Rhod; = | 
3) die Lehner Rhod; 
4) die Schlatter Rhod; 
5) die Gonter Rhod; 
6) die Rinkenbacher und Stechlenegger Rhod; 
7) die Hirfchberger und Oberegger Rhod. 


Deffentlihe Gemalten. 


‚ Die erfte und fouveraine Behörde des Landes ift die — 
Sie beſteht aus der Geſammtheit aller Landleute, die die erforderlichen Ei 
genfhaften zur Stimmfähigkeit haben, die. achtzehn Jahre und älter find. ‘© 


Competenz ber Landsgemeinde, 


Die Landsgemeinde erwählt zwei Landammänner, einen Landsſtatthalter 
den Landsfedelmeifter, den Landeshauptmann, den Landsbauherrn, den Lands 
fähndrich, den Armen : Leuten: Sedelmeifter,- den Armen: Zeutenpfleger «afı 
Gemeindsverwalter, den Landwaibel und Landſchreiber für ein Jahr. Gebe 
im Amte ftehende ift wieder wählbar. Doc, Eann kein Landamman länge 
als zwei Jahre an. der. Regierung bleiben. Der ftilftehende Landamman-if 

Dannerherr. 
| Die Landsgemeinde empfängt, durch Umfrage bei den Hauptleuten -umi 
Beamten, den. Bericht über die abgelegten. Rechnungen ber von ihr beftellter 
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Verwaltungsämter, Die Wahlen ſowohl als bie: VBefchlüffe der Landsges 
meinde geſchehen duch offenes Mehr. Die Mehrheit der Stimmen ents 
ſcheidet. 

Die Landsgemeinde ertheilt das Landrecht an Katholiſche, nachdem die 
Erlaubniß um Bewerbung deſſelben vom großen Rathe eingeholt worden. 
Gefegesenrwürfe, welche der große Rath derfelben vorlegt, werden von ihr. ans 
genommen oder verworfen, oder zuruͤckgewieſen. Es kann aber fein anderer 
Gegenftand von der Randsgemeinde in DBerathung gezogen werden, als nach— 
dem ein folcher einen Monat vorher dem großen Rathe fchriftlich mitgetheilt 
und deffelben Vorbericht eingeholt worden. 

Die außerordentlihen Landsgemeinden Eönnen nur über diejenigen Ge- 
genftände, weswegen fie zufammenberufen worden, berathfchlagen. Die Lands— 
gemeinde beftätigt oder verwirft die ihr vom großen Rathe vorgelegten Buͤnd⸗ 
niffe, Kriege: und Friedensanträge, womit ‚der Gefandte zur Zagfagung in 
ſtruitt wird, 


Großer Kath. 


Die zweite oberſte Landesbehoͤrde iſt der große Rath. Er beſteht aus 
den gewählten Landesbeamten, acht kleinen und acht großen Raͤthen ſaͤmmt— 
licher Nhoden, nebft dem Kirchenpfleger der Pfarre: und Mutterkirche Appen: 
ll, und den zwei Rathsbeamten, — und Reichsvogt, in allem 124. 
Er entwirft und fchlägt der Landsgemeinde Gefege zur Ratification oder Ver— 
werfung vor. - Er bejtimmt. die Erhebung von Abgaben, und verfügt über - 
das adminiftrative Zah. Er verfügt über bie zweckmaͤßige Benusung und 
Anwendung der Gemeind» und Armengüter. Er fpricht in letzter Inſtanz 
über bürgerliche "Streitigkeiten, und bei Griminalfällen über Leben und Tod. 
Er ernennt die Geſandten auf die Tagſatzung, und ertheilt die Inſtructionen 
über Gegenftände, welche nicht der Landesgemeinde vorbehalten find. Er er— 
mihlt den Zeugherrn und Reichsvoigt. Er ermwählt aus feiner Mitte einen 
Voigteirath. Er über das Collaturreht aus. Er ertheilt’den Titulum mensae 
an Beiftlihe. Er ertheilt an Landleute Wirth» und Weinſchenksrechte. Sn 
keiner Befugniß -liegt die. Bewilligung oder Nichtbewilligung neu zu erbauen 
der Mühlen, Sägen und öffentlicher Waſſerwerke. Er ermählt die Kriegs: 
täthe und die Kaftenvögte über die Klöfter. Er vergiebt die Läufer, Bodens 
und Magmeifterdienfte. 


Der große Rath verfammelt. fi ch ordentlicher Weiſe breimal des Jahrs; 
im Srühjahr, im Herbſt und einen Monat vor der gewöhnlichen Landsge— 
meinde. Außerordentlich verfammelt er ſich auf Schluß von Wochenrath und 
Zuzug. Er entfcheidet feine Schlüffe und Rechtsfprüche durch offenes Mehr 
und relative Mehrheit der Stimmen. Bei gleich gefallenen Stimmen ent: 
[heidet das Praͤſidium. 


Kleiner Rath, aus fehszehn NRäthen beftehenb. 


Diefer befteht nebft den Beamten aus den gewählten Eleinen Näthen 
jedet Rhode; dieſe merden in drei gleichzählige Gänge oder Rathsſectionen 
abgetheit. in folcher Gang heißt ein Wochenrath. Jeder Gang hält mes 
nigſtens vier Sigungen und. DVerrichtungen. Ihre Kehrordnung ift umwech⸗ 
Ind. Im erftien Gang hat die eifte Stimme der jeweilige Landeftatthalter, 
im zweiten der jeweilige Landsſeckelmeiſter, im dritten . der jeweilige Lands: 
Hauptmann. Won. regierenden Landamman und den drei vorbemeldten Be— 
. wird die Eintheilung der Rathsgaͤnge jährlich gebildet. | 
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Competenz des Wochenraths. 


Diefer fpricht in bürgerlichen Streitigkeiten und Criminalfällen, melde 
nicht durch die beftehenden Geſetze dem großen Rathe vorbehalten find, in 
erfter Inftanz ab. In Fällen aber, wo erwiefene Polizei und andere Ber: 
gehungen am Tage liegen, fpricht diefer letztinſtanzlich ab; in wichtigen Faͤl 
Ion zieht er den Zuzug zu ſich. 

Shit und Taͤuſche von Liegenfchaften, welche zuvor bei ber Landes⸗ 
canzlei einprotocollirt ſeyn muͤſſen, werden demſelben in copia vorgelegt. Er 
entſcheidet uͤber Heirathsbewilligungen. Er bietet nach den Geſetzen Ungehorſame 
vor Gericht. Er erkennt und verordnet Beſichtigungen und richterliche Be— 
augenſcheinigungen und Spruͤche. Ueber Sprüche von Hauptleuten und Raͤ— 
then von Dberegg und Hirfchberg, wenn felbe von den Parteien weiter ge 
zogen werden, ift er die zweite Inftanz. Die Mehrheit der Stimmen ent 
fcheidet auch hier, und bei gleichfallenden das Präfidium. 


Sprühe auf Beaugenfdheinigungen. 


Seder Spruch ift erſt-, zweit-, dritt- oder viertinftanzlih. Jeder 
Hauptmann des Rhodbezirks, wo der Spruch aufgeführt wird, ift Praäfident 
des Spruches. Dazu werden in erjter Inſtanz noch vier -Eleine Räthe aus 
der gleichen Rhod, nebjt Landfchreiber und Landmwaibel, zugezogen. Bei ber 
zweiten Inſtanz werden nebjt den vorbemeldten Nichtern die noch übrigen 
Eleinen. Raͤthe, auch wenn es nöthig ift, große Raͤthe zugezogen, bis Die 
Zahl von dreizehn erfüllt ift. In der dritten Inſtanz werden von der glei 
chen Rhod nebft den vorigen die überbleibenden Nathsglieder gleicher Rhod 
zugezogen, dann aber von den Hauptleuten anderer Rhoden, fo viel nöthig 
find, bis die Zahl von fünf und zwanzig ergänzt ift. In vierter Inſtanz 
werden, nebft den vorigen, rhodenmeije erſt von Kleinen, dann von großen 
Räthen zugezogen, bis die Zahl von neun und vierzig erfüllt iſt. 

Bei diefen Sprüden fol Verwandtſchaft von Gefchwifterfind und nd 
her ausgefchloffen feyn. Bei der. vierten Inſtanz müffen auch beide Land: 
ammänner zugezogen werden, wenn anders die-Vermandtichaftsgrade mit dem 
Parteien fie nicht davon ausfchließen. Jeder Spruch foll nad) eingenom- 
menem Augenſchein und abgehörten Kundichaften auf dem Span und offer 
nen Felde gefhehen. Won der vierten Inſtanz hat Feine Weiterziehung (Ups 
pellation) mehr Statt. or, j 

Zuzüge. 

Diefe werden vom Präfidtum in den Eleinen Rath berufen, und. nadı 
folgender Zufammenfegung verftärkt. 

Einfaher Zuzug: die fämmtlihen Herren Beamten. Doppelter Zur 
zug: in wichtigern Faͤllen, nebſt den Vorigen, die regierenden Hauptleute. 
Verſtaͤrkter Zuzug: in noch wichtigern Faͤllen alle Beamte, reglerende und 
ſtillſtehende Hauptleute. Dieſe Behörde, vereint mit dem Wochenrath, fprich:: 
in Griminalfällen, auch in Civilftveitigkeiten, wenn wegen Wichtigkeit dei: 
Sache bdiefelbe vom MWochenrath dahin gemwiefen wird, Sie fpricht auch uͤben 
andere adminiftrative Gegenftände und Landesangelegenheiten, welche nächı: 
gefestich dem großen Rathe vorbehalten find. 


Voigteirath. 


Dieſer wird vom großen Rathe aus ſeiner Mitte gewaͤhlt, und wirt 
bei der Wahl und Zuſammenſetzung deſſelben dahin Ruͤckſicht genommen 
daß, nebſt den act vorderften Landesbeamten, bie. übrigen Mitglieder audi 
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Einen Räthen von. den verſchiedenen Gegenden gewählt werben, damit jede 
Gegend bei diefem Voigtei- oder Waiſenrath repraͤſentirt fey. 


Competenz bes Voigteiraths. 


Er nimmt Boigteien ab, beftätigt oder erwählt die Voͤgte. Er fpricht ‘ 
über Zahlung von Voigt: Kinderfhulden, über Anwendung von Voigteigut 
zur Nothdurft. Er erkennt und ftellt auf Widerlegbriefe. Er hört dag Ge: 
fu der Armen und Bedrängten an, und ertheilt ihnen Unterftügungen und 
Wocenfteuern. Demfelben mögen auch Käufe und Taͤuſche zur Ratificas 
tion vorgelegt werden. Nie aber hat er (der Voigteirath) zwifchen Mein und 
Dein abzufpeechen. Er verfammelt ſich jeden Monat ein Mat. 


Commiffionen. 


Die Criminalcommiffion, die Marktordnungss und die Schulcommiſ— 
fion beftehen aus jeweiligem Landsjtatthalter, Landsfedelmeifter und Baus 
hertn. Zur Schulcommilfion ift noch beigeorbnet jeweiliger Pfarrer und Kir 
chenpfleger des Hauptortes Appenzell, 


Competenz des regierenden —— 


Der regierende Landamman praͤſidirt alle Rathsverſammlungen. Er ers 
theilt das Recht zu Rathsverkuͤndigungen, zu Verhaftungen von Sachen al 
ke Art, zu Widerlegungen. Er giebt Gewalt, Verhaftungen und Sicheruns 
gen auf Perfonen zu nehmen. Er hat Oberaufficht über Polizei, er voll 
sieht Gefege und macht Verordnungen wirken. Er bewilligt die ihm vom 
großen Nathe zugeftandenen Begünfiigungen. Er urtheilt bei gefchloffenen 
Gerichten, und wo es dringender Fall ift, Erlaubnißfprüche abzuhalten, Er 
entfheidet bei Jahrmaͤtkten über Streitigkeiten des Marktrechtes. Er hat 
unter ſich die Canzlei und Bedienſtete. Er umterfchreibt und beftegelt alle 
abgehende Acten und Briefe, und die innern Actenſtuͤcke des Landes werden 
von ihm vifirt. Er fordert auf zue Rechnungsabgabe Kloͤſter⸗ und Pfruͤm⸗ 
denpfleger, milde Stiftungen und. Voigteiverwaltungen. Unter feinem Nas 
men werden Mäthe, Gerichte, Suzüge und Boigteiräthe zufammenberufen. — 
Der Landsſtatthalter übernimmt in Abweſenheit oder Krankheit des regierens 
den Landammans das — und die Amtsverrichtungen des Re 
Landammans. | 


‘ Stimmfähigfeit. 


Geber nicht richterlich entehrte Landmann von achtzehn Jahren bis ing 
hoͤchſte Alter iſt ſtimmfaͤhig bei der Lands» und feiner Nhodgemeinde. 


Hirfhberg und Oberegg. 


Hirfchberg und Oberegg werben jeder Theil ald eine halbe Rhode ges 
achtet, und gemeinfam als eine Rhode gezählt, und in dem großen Rathe 
Lichzaͤhlig repraͤſentirt. Jede derſelben hat fuͤr ſich das Recht, in erſter 
Snftanz in Civilfaͤllen abzuſprechen, und in Polizeivergehungen und Nicht: 
ahtung obrigkeitlicher Verordnungen bis auf zehn Thaler in ihren Rhodſeckel 

ju flrafen. . Im Fall die Zahl der Richter der einen Rhode durch Ausfchluß 
A Verwandtſchaftsgraden oder Parteilichkeit zu weit herunter kommt; fo 
werden von der andern Rhode die nöthige Zahl der Nichter verlangt. Cri— 
minal und SPatermitätsproceffe gehören vor die Zribunalien zu Appenzell. 
Die zweite richterlihe Inftanz dieſer beiden Rhoden iſt der Eleine Rath, bie 
dritte, der große Rath des Cantons. Beide Rhoden haben iht eigenes ge⸗ 
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ſondertes Gemeind⸗ und Armengut, und unter Aufſicht bes Cantons ihn 
eigene | Voigteiverwaltung. 

| Ihre befondern Localgefege werden dem großen Rathe zur Prüfung und 

Bekräftigung vorgelegt. 


Sollten Landamman und Rath und fämmtliche Landleute an biefer bis 
anhin ausgeübten, und buch allmählige Berichtigung zu Stande gefomme 
nen Landesverfaffung in die Zukunft abzuandern und zu verbeffern für nuͤtz 
lid und nothwendig erachten; fo behalten fie ſich dieſes Recht für ſich umd 
ihre Nachkommen vor; jedoch erbieten fie fih, eine ſolche vorzunehmend 
Abänderung, bevor fie in Ausübung gebracht wird, der hohen eidsgendife 
fhen Zagfagung zur Einfiht und Prüfung vorzulegen ‚ daß fie niemals et 
was enthalte, was mit den allgemeinen Verfügungen der eibsgenöffi [hen 
Bundesverfaffung im Widerſptuch ftehe. 

Segenwärtige Berfaffungsurkunde des Cantons Appenzell der innen 
Nhoden ift zu Handen der eidsgenöffifhen Zagfagung ausgefertigt und mit 
den gewohnten Unterfchriften und dem großen Siegel unſers Cantons ver 
mwahrt worden. 

ARIREN, den 30. Brachmonat 1814. 

Im Namen des großen Raths: 
Der u gandamman, Brühlmann. 
Kruͤſy, Landfchreiber. 


h) Berfaffung des Cantons Glarus vom 3. Zul. 1814. 


Die Regierung des hoben Standes Blarus hat der eidsge— 
nöffifhen Tagſatzung im Jahre 1815 die nachftehende Erklärung übe 
die Grundfäge der Verfaſſung diefes Gantons eingereicht. 


Wir Landamman und Rath und gemeine Landleute des gemeineids⸗ 
genoͤſſiſchen Cantons Glarus in der Schweiz: 


in Folge der Beſtimmung des Bundesvertrags, daß die Verfaſſung der ein: 
zelnen hohen Stände der hohen Tagfagung eingegeben und in dag Archiv ab⸗ 
gelegt werden ſollen — 
erklaͤren hiermit: 

daß wir zwar nie eine in Urkund geſchriebene Verfaſſung unſers Cantons 
gehabt haben; daß aber durch Jahrhunderte lange Uebung, durch allmaͤhlige 
Berichtigungen und durch die zwiſchen beiden Religionstheilen zu Stande ge 
fommenen Berträge, allmählig diejenige Derfaffung entftanden ift, die nad) 
dem Landsgemeind: Memorial vom 21. Suni 1814 auf nachfolgenden Grund: 
fügen beruht, und die wir unter dem Schuge. des Allerhöchften unfern Nad: 
kommen unverändert übertragen wollen. 

1. Die fouveraine, oberfte Gewalt des gemeineidsgenöffifchen Stan 
de8 Glarus fteht der gemeinen Landsgemeinde zu. 

2. Die Landsgemeinden jeder Religion treffen nach bisheriger Uebung 
die ihnen zuftehenden Wahlen, und verfügen über die Angelegenheiten jedes 
Religionstheils, 

3. Der gemeine Rath, fo mie der evangelifche und. der katholiſche 
Rath, behalten ihre ehemaligen VBerrichtungen, Einrichtungen und Wahlatt. 

4. Die Standeshaͤupter, der Landamman und Landſtatthalter, ſo wie 
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bie fämmtlichen Schranfenämter, werden, wie bis anhin, theil® von jedem 
Zheil, theild abwechſelnd von beiden Religionstheilen gewählt. Eben fo bleibt 
es für ſaͤmmtliche Landesdienfte beider bisherigen  Abtheilung. 

5. Die Gerichtsftäbe, nämlich die beiden Neunergerichte, die Fünfer: 
gerichte, daS Augenfcheingericht, fo wie die vermifchten Gerichte in Streitfas 
hen zwiſchen Angehörigen beider Glaubensbekenntniffe, das. Appellationgges 
richt und das evangelifche Chorgericht, fprehen nach Inhalt unferer Landes⸗ 
gefege in allen Streitfällen ab. 

6. Die gänzliche Religionsfreiheit beider Glaubensbekenntniffe und bie 
freie Ausübung des Eatholifhen und evangelifchen Gottesdienftes ift in den 
Diten, wo der eine oder andere ausgeübt wird, feierlichſt gemährleiftet. 

In Allem bleibt es bei unfern wohlhergebrachten Uebungen, Landesges 
fegen und Pandesverträgen, und und und unfern Nachkommen unbenommen 
und vorbehalten, diejenigen Abänderungen zu treffen, die Landamman und 
Rath und ſaͤmmtliche Landleute der Ehre und dem Vortheil unferd Standes 
zuträglich erachten merden. 

Urkundlich deffen haben mir diefe Erklärung in behöriger Form ausfer: 
tigen und mit unferm Gantonsfiegel verfehen laffen. 

Gegeben Glarus, den 3. Zuli 1814. 

Landamman und Rath und gemeine Landleute des gemeineidsge⸗ 
nöffifhen Gantons Glarus in der Schweiz. 
Sin deren Namen: 
Niklaus Deer, Landamman. - 
Carl Burger, Landftatthalter. 
Brunner, Landfchreiber. 





i) Berfaffung des Cantons Aargau vom 4. Jul. 1814. 


Erſter Abſchnitt. 
kintheilung des Gebiets und politiſcher Stand der Buͤrger. 


1. Der Canton Aargau iſt in eilf Bezirke abgetheilt, als Barau, 
Baden, Bremgarten, Brugg, Kulm, Laufenburg, Lenzburg, Mury, Rhein: 
filden, Zofingen und Zurzach. 

2. Die eilf Bezirke find in acht und vierzig Kreife abgetheilt. Die 
‚ gegenwärtige Kreiseintheilung wird beibehalten; mit der einzigen Werändes 
ung, daß die Gemeinden Brugg, Lenzburg, jede für ſich allein, Nheinfel- 
den vereinigt mit Augft und Ohlsberg, einen Kreis ausmachen. 

Das Geſetz wird über die Veraͤnderungen beſtimmen, welche dieſe Bes 
tichtigungen in den benachbarten Kreifen nöthig machen. 

3. Aarau ift der Hauptort des Cantons. 

4. Seder, der in irgend einer Gemeinde des Cantons das Ortsbuͤr— 
gerecht «befigt, ift Cantonsbuͤrger. Das Gefeg beftimmt die Art und MWeife, 
wie die Ortsbürgermeifter und das Gantonsbürgerreht erworben werden koͤn⸗ 
nen. Die Cantonsbürger allein Eonnen zu den durch die Verfaſſung einges 
führten Stellen wählen und gewählt werden. Das Geſetz wird diejenigen 
Bedingungen aufſtellen, unter welchen Cantonsbuͤrger, die in einem andern 
Camon politiſche Bürgerrechte. genießen, wählen und gewählt werden koͤnnen. 


5. Die Bürger vereinigen fi), wenn es der Fall ift, in Gemeinde: 
wahlverfammlungen und. in Kreiswahlverſammlungen. 
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6. Um bei einer Gemeindewahlverſammlung ſtimmfaͤhig zu fen, 
muß man > 
1) das fünf und zwanziafte Jahr zurüdgelegt habenz - 
‘2) feit einem Jahre in der Gemeinde wohnhaft feyn; 
3) ein fehuldenfreies Vermögen von drei hundert Franken in Liegenfhaf: 
ten oder hppothecirten Schuldtiteln befisen. 
Um bei einer Kreiswahlverfammlung ftimmfähig zu feyn, muß man 
1) das fünf und zwanzigfte Jahr zurücdgelegt haben; 
2) feit einem Jahre in dem Kreife wohnhaft fern; . 
3) ein ſchuldenfteies Vermögen von ein taufend Franken an Liegenfchaf: 
ten oder hypothecirten Schuldtiteln befigen. 
8. Don den Gemeinde: und Kreiswahlverfammlungen find ausge 
ſchloſſen: | 
1) diejenigen, die nicht eigenen Rechtens find; Ä 
2) diejenigen, fo zu einer infamirten Strafe verurtheilt worden find. Dat 
Geſetz kann auch andere Ausfchliegungsfälle als Strafmittel beftimmen, 


R Zweiter Abſchnitt. 
Deffentlide Behörden. 


9. Ein großer Rath, beftchend aus ein hundert und funfzig Mit: 
gliedern (von denen die eine Hälfte dem Eatholifchen, die andere aber dem 
teformirten Glaubensbekenntniß zugethan feyn muß), üht die höchfte Gewalt 
aus. Er verfammelt ſich alljährlich am etften Montage des Brachmonats 
am Hauptorte des Cantons, und Eann nicht länger wie einen Monat ver 
fammelt bleiben, es fey denn, daß diefe Sigungszeit duch einen Beſchluß 
des Eleinen Raths verlängert werde. Der große Rath -. . 

1) genehmigt oder verwirft die Vorſchlaͤge von Gelesen und Decreten, die 
ihm vom Eleinen Rathe vorgelegt werden. Die Auflagen, die Gr 
halte der durch die Verfaffung aufgeftellten öffentlichen Beamten, die 
Veräußerung von Staatsgütern, die Milderung oder Nachlaffung pein: 
licher Strafen gehören unter die Gegenflände, die nur durch das Ge 
feg oder durch ein Decret beftimmt werden Eönnen ; 

2) er fäßt fi von dem Kleinen Mathe über die Vollziehung der Gefebe 
und Decrete, fo wie Überhaupt über den Zuftand der öffentlichen Bir 

waltung Bericht erftatten; 

3) er nimmt deffen Rechnung ˖ Über die Verwaltung des Staatsvermoͤgens 
und der Staatseinfünfte ab, und paffirt fie; | 

4) er ernennt die Abgeordneten zur Tagfagung, ertheilt denfelben In— 
fiructionen, und berathſchlagt über die Zufammenberufung außerordent: 
licher Zagfagungen. 

Der Amtsbürgermeifter, oder in deffen Abmwefenheit der zweite Bürger: 
meifter, führt bei dem großen Nathe den Vorſitz. Die Verrichtungen ber 
Mitglieder des großen Mathe find als ſolche unentgeldblich. 

10. Ein Eleiner Rath, beftehend aus dreizehn Mitgliedern des gro: 
Ben Rathe, von ‘dem fie fortwährend. einen Theil ausmachen, übt die volk 
siehende Gewalt aus. Won diefen dreizehn Mitgliedern müffen wenigſtens 
ſechs dem reformirten umd wenigftens ſechs dem £atholifchen Glaubensbefennt: 
niffe zugethan feyn. ee | 

1) Er fchlägt dem großen Rathe die Gefege und Decrete vor; | 

2) er forget für die Wollziehung der Gefege und Decrete, und läßt die zu 
dem Ende nöthigen Befchlüffe und ‚Verordnungen ergehen; 
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3) er führt bie Aufficht über alle untergeordnete Behörden, und erthellt 
ihnen die noͤthigen Weiſungen; 

4) der kleine Rath ernennt ſeine Beamten, und hat das Necht, fie von 
ihren Stellen wieder abzurufen ; 

5) er legt dem großen Rathe über alle Theile ber öffentlichen Verwal: 
tung Rechenfchaft ab, und verläßt die Verſammlung, wenn über dies 
felbe abgeftimmt wird; | 

6) er verfügt über die bewaffnete Macht, um bie öffentliche Ordnung aufs 
recht zu erhalten und die Bundespflichten zu erfüllen; 

T) er kann die Dauer der ordentlihen Verſammlung des großen Rathe 
verlängern, und ihn außerordentlich zuſammenberufen; 

8) er entſcheidet über Anſtaͤnde, die ſich in Hinfiht auf Vertheilung der 
Steuern, Verwaltung der Gemeindeguͤter, und die mit den Gemeinde— 
bürgertechten verbundenen Nugungen und Beſchwerden ergeben mögen. 
11: In jedem Bezirke it ein Oberamtmann,.der mit der Boll: 

ziehung der Gefege und Verordnungen beauftragt ift, und über die unterges 
sröneten Behörden die Aufſicht zu führen hat, 

12. Sn jeder Gemeinde ift ein Gemeinderath, ber aus einem 
Amman und wenigftens zwei, höchitens zwölf Gliedern befteht. 

Der Amman ift der Vollziehungsbeamte der Regierung in der Ge: 
meinde. Er führt den Vorſitz bei dem Gemeinderathe und vollzieht defien 
Beſchluͤſſe. 

Der Gemeinderath iſt 

1) mit der Verwaltung der örtlichen Polizei; 

2) mit der Verwaltung des Gemeinde:, Armen: und Kirchenguts ; 

3) mit dem VBormundfchaftswefen ; 

4) mit denjenigen Gegenftänden der allgemeinen Verwaltung beauftragt, 
die das Gefeg beflimmen wird. Den Gemeinden, deren Bevölkerung 
und örtliche Verhaͤltniſſe es ganz befonders erheifchen,-fönnen für ihre 
Gemeinderäthe befondere und ausgedehntere Befugniffe durch das Ges 
ſetz ertheilt werden. 

13. In jedem Kreiſe iſt ein Friedensrichter, der 

1) die vorhandenen Streithaͤndel zu ſchlichten ſucht; 

2) über Streitigkeiten von geringem Werthe, die das Geſetz beſtimmen 
wird, endlich abfpricht; bei den Kreiswahlverfammlungen den Vor— 
fig führt. 

14. Sn jedem Bezirke ift ein Gericht, dag aus dem Oberamtmann, 
als Vorfizer, und vier Mitgliedern befteht. Dem Oberamtmann kommt in 
Zuchtpolizei- und peinlichen Fällen das Recht der Verhaftung und die vors 
läufige Unterfuchung zu. Er fpricht über Eleine, durch das Geſetz zu bes 
fimmende, Zuchtpofizeivergehen endlich ab. 

Das Bezirksgericht fpricht über bürgerliche Streitigkeiten und Zucht: 
polizeivergehen, nach einer durch das Geſetz zu beftimmenden Competenz, end- 
ld) ab, Es fpricht über bürgerliche Streitigkeiten und Zuchtpolizeifaͤlle, die 
kine Competenz uͤberſteigen, fo wie über alle peinliche Fälle in erſter Ins 
fan; ab. Es Hat die Aufficht über das Wormundfhaftswefen und über die 
Verwaltung der Kicchengüter. 

15, Ein Appellationsgericht, beftehend aus dreizehn liedern, 
(movon wenigftens fechs dem reformirten und menigftens ſechs dem fatholis 
ſchen Gtaubensbekenntniffe zugethan ſeyn muͤſſen) ſpricht über buͤrgerliche 
Streitigkeiten, Buchtpolizeis und uk Säle in legter — ab. 
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Dritter Abſchnitt. | 
Mahlart nnd Wählbarkeitsbebinge. 


16. Bon den 150 Gliedern des großen Raths werden 48 von den 
Kreisverfammlungen, 52 von dem großen Rathe ſelbſt, und 50 von- einem 
Wahlcollegium gewählt, das aus 13 Mitgliedern des Eleinen Raths, 13 ded 
Uppellationsgerihts, und aus 13 Mitgliedern des großen Raths, letztete 
durch das Loos bezeichnet, beftehen wird. 

Die Mitglieder des großen Raths werden auf zwölf Jahre ermannt, 
und alle vier- Jahre zu ‚einem Dritttheil erneuert. Sie find fogleich. wieder 
erwähldar. Die erfte Erneuerung des großen Naths, welche binnen vier 
Sahren vollendet feyn fol, wird duch das Cinführungsreglement beftimmt, 

Die Kreisverfammlungen werden alle zwölf Jahre zufammenberufen, 
theild um Mitglieder für den großen Rath zu ernennen, deren jede Verfamm: 
lung ein Mitglied zu erwählen hat; theils um Gandidaten für dem großen 
Rath zu wählen, deren jede Verfammlung drei zu ernennen hat. 

Um von einer Kreisverfammlung zum Mitgliede des großen Raths er: 
wählt werden zu Eönnen, muß man 

1) in dem Bezirke, wozu der Kreis gehört, entweder ein Bürgerrecht be 

figen oder wohnhaft feyn; 

2) das dreißigfte Jahr zurücdgelegt haben, und 

3) ein fchuldenfreies Vermögen von fünf taufend Franken befigen. 

Um von einer Kreisverfammlung zum Gandidaten des großen Raths 
ernannt werden zu können, muß man 

1) außer dem Kreife wohnhaft feyn; | 

2) das fünf und zwanzigfte Jahr zurücigelegt haben. Ueberdies müffen 

von den drei Gandidaten, die eine Kreisverfammlung zu ernennen hat, 
zwei unter den Bürgern gewählt werden, die wenigſtens funfzehn tau: 
fend Franken ſchuldenfreie Liegenfchaften im Canton befigen. 

Der große Rath wählt die Mitglieder, deren Ernennung ihm zukommt, 
unter den von den Kreisverfammlungen erwählten Gandidaten. 

Das Wahlcollegium Wählt diejenigen Mitglieder des großen Raths, de 
ren Ernennung ihm zukommt, unter allen Bürgern des Cantons, die das 
dreißigfte Jahr zurückgelegt haben, wovon aber zwei Dritttheile ein Vermoͤ— 
gen von funfzehn taufend Franken zu fehuldenfreien Kiegenfchaften oder hy: 
pothecirten Schuldtiteln befigen müffen. Diefes Wahlcollegium wird bei fei: 
nen Wahlen auf die verfchiedene Bevölkerung der Bezirke billige Rüdficht nehmen. 

Die in der Zwifchenzeit der Erneuerungsepoche durch Tod oder auf ans 
dere Weiſe erledigten Stellen werden, wenn die Ernennung den Kreisver: 
fammlungen zufommt, inner zwei Monaten nad) der Erledigung, und wenn 
fie dem Mahlcollegium oder dem großen Rathe zukommt, bei der nädhiten 
Bufammenkunft deffelben wieder befegt. Die auf diefe Weiſe ernannten Mit: 
glieder treten. in Ruͤckſicht der periodifchen Erneuerung an die Stelle der ab: 
gegangenen. | 

17. Die Mitglieder des Kleinen Raths werden von dem großen Rathe 
aus feiner Mitte gewählt. Sie bleiben zwölf Sahre am Amte, und wer 
ben alle vier Jahre zum Dritttheil erneuert. Die austretenden Mitglieder 
find ſogleich wieder erwählbar, Die erfte Erneuerung gefchieht fo, daß die 
vier zulegt ernannten Mitglieder zu Ende des vierten, die auf fie folgenden 
zu Ende des achten Jahres austreten. 

Wenn ein Mitglied des Eleinen Raths zufolge der periodifchen Erneue⸗ 
tung des großen Raths aus dem legten austritt, und nicht wieder gewählt 
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wird; fo bleibt e8 dennoch fo lange‘ an feiner Stelle im kleinen Rathe, bis 

die für feine Amtsdauer vorgefchriebene. Zeit: verfloffen:ift. 

Der Präfident und Vicepräfident des Eleinen Raths, unter dem Zitel: 
Bürgermeifter, werden vom großen Rathe ernannt. Jeder bleibt ein Jahr 
am Amte, und ift für die gleiche Stelle nicht fogleich wieder erwählbar, 
Sie müffen von beiden Religionsbefenntniffen feyn. 

18. Der Eleine Rath erwählt die Oberamtmaͤnner auf zwoͤlf Jahre; 
ſie ſind immer wieder erwaͤhlbar. 

19. Der Gemeindamman und die übrigen Glieder der Gemeinderaͤthe 
werden von den Gemeindewahlverfammlungen ernannt. Die Wahl des Ges 
meindammans aber unterliegt der Beftätigung des Kleinen Raths. Sie blei: 
ben zwölf Fahre an der Stelle, und werden alle vier Jahre zum Deitttheil 
erneuert. Die austretenden Glieder find fogleich wieder erwählbar. 

Die erfte Erneuerung gefhieht fo, daß die zulegt ernannten Glieder 
am Ende des vierten, die auf fie folgenden am Ende des achten Jahres 
austreten, 

Zwei Dritttheile der Glieder des Gemeinderaths müffen aus den Ortes 
bürgern der Gemeinde gewählt feyn. 

20. Der Eleine Rath erwählt die Friedensrichter auf fechs Jahre. Sie 
ſind immer wieder erwaͤhlbar. 

21. Die Glieder der Bezirksgerichte werden von dem kleinen Rathe 
auf einen dreifachen Vorſchlag des Appellationsgerichts ernannt. Sie blei— 
ben zwölf Fahre an der Stelle, und werden alle vier Jahre zum Dritttheil 
erneuert. Die austretenden Mitglieder find fogleich wieder erwählbar. 

Die erfte Erneuerung gefhieht fo, daß das zulegt ernannte Mitglied 
am Ende des vierten Jahres, das auf dafjelbe folgende am Ende des ach— 
ten Jahres, und die zwei zuerft ernannten Glieder am Ende des zwölften 
Sahres austreten. 

Um zum Mitgliede eined Bezirksgerichts ermannt werben su Eönnen, 
muß man das fünf und zwanzigſte Fahr zurüdgelegt. haben. 

22. Die Glieder des Appellationsgerichts werden. von dem großen Ra: | 
the emannt. Sie bleiben zwölf Jahre an der Stelle, und werden alle vier 
Sahre zum Dritttheile erneuert. Die austretenden lieder find fogleich wies 
der wählbar. Die erfte Erneuerung geſchieht fo, daß die vier zulegt ernanns 
ten Glieder am Ende des vierten, die auf fie folgenden am Ende des ach—⸗ 
ten Jahres austreten. 

Um zum Mitgliede des Appellationsgerichts ernannt werden zu Eönnen, 
muß man | 

1) das dreißigfte Jahre zurüdgelegt haben ; 

2) Mitglied, oder während fünf Jahren Actuar einer obergerichtlichen oder 
vollziehenden Behörde, oder während eines gleichen Zeitraums Mits 
glied oder Actuar eines Bezirksgerichts geweſen feyn, oder in einer 
Rathsſchule die Rechtswiſſenſchaft ftudirt, oder diefelbe während fünf 
Sahren im Canton durch eine unbefchränfte Ausübung angewendet 
haben. Der Prafident des Appellationggerichts wird aus einem dreis 
fahren Vorſchlag dieſer Behörde, für die Zeit feiner Amtsdauer als 
Mitglied derfelben, von dem Kleinen Rathe erwaͤhlt, und ift immer 
wieder ermählbar, 

23. Das Gefes wird über die unzuläffigen Berwandtfchaftsgrade ı uns 
ter den Mitgliedern des Eleinen Mathe, des Appellationsgerichts,- der - Bes 
jirfögerichte und der Gemeinderäthe, fo wie über bie Unvereinbarkeit — 
er Amtsſtellen, die Norm feſtſetzen. 
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Vierter Abſchnitt. 
Allgemeine Verfuͤgungen. 


24. Jeder Einwohner des Cantons Aargau, der ein Schweijerbüͤtga 
ift, Kann zu Milizdienſten angehalten werben? 

25. Es giebt im Canton Aargau keine Vorrechte des Drts, der Gr 
burt, der Perfonen oder Familien. 

26. Jeder Cantonsbürger hat das Recht, in jeder Gemeinde fi) nie 
— und in derſelben nach den allgemeinen Geſetzen ſein Gewerbe zu 
treiben 

27. Den kaͤtholiſchen und proteſtantiſchen Glaubensgenoſſen iſt die 
feeie und unbeſchraͤnkte Ausübung ihres Gottesdienſtes zugeſichert. 

25. Den. Zehnt: und Bodenzinspflichtigen ift der Loskauf diefer L- 
ſten nad) den beftehenden Geſetzen zugefichert. 

Alſo von dem großen Nathe befchloffen, Montag den 4. Heumonat 1814. 
Der Präfident des großen Raths, 
Suter, 
Die Secretaice, 
€ Bertſchinger. 
v. Schmid, Vicefecretair, 


k) Verfaſſung des Cantons Schafhaufen vom I. 
Juli 1814. 


1. Eintheilung des Cantons und politifher Stand ber 
Bürger. 


1, Der. Canton Schafhaufen ift für die Ausübung ber politiſchen 
Rechte ſeiner Buͤrger in vier und zwanzig Zuͤnfte eingetheilt, naͤmlich in die 
zwoͤlf ehemals beſtandenen und nun wiederhergeſtellten Zunfte und Geſel— 
ſchaften ſeiner Hauptſtadt, und in die zwoͤlf Zuͤnfte der Landſchaft, ſo wie 
ſelbige bisher sufammengefegt: grweien find. Die Rechte diefer Zünfte wer 
den durch die 68. 18. und 22. näher, bejtimmt. 

2. Stimmfaͤhige Per diefer Zünfte. find in der Stadt Schaf: 
_ haufen: alle majorenne wirkliche Bürger oder Bürgersföhne, für melde die 
Zunft verfchriftmäßig genommen iſt; und auf der Landſchaft alle jene wirk 
liche Bürger einer Gemeinde, welche das zwanzigfte Jahr zuruͤckgelegt haben. 

3. Sene Beifaffen, welche £ein Gemeindsbürgerrecht in ihrem Wohn 
orte befigen, werden zur Ausübung ihres Stimmrechts dahin gewiefen, m 
fie wirkliche Gemeindesbürger find, Diejenigen, welche althergebrachte dop 
pelte Bürgerrechte beſitzen, ſollen, den Gemeindsvortheilen unbeſchadet, ihte 
politiſchen Rechte nur in einer Gemeinde ausuͤben koͤnnen, und ein jedet 
derſelben wird ſich bei Einführung der gegenwärtigen Verfaffung, oder wie 
er das gefegliche Alter erreicht, erklären, in welcher Zunft er von demfelben 
für die Zukunft Gebrauch zu machen gefinnet fey. 

4. Auf die Ausübung diefes Rechtes können Feine Anfprüche machen: 
die Fulliten und gerichtlich Accordirten, infofern fie nicht rehabilitirt find; 
ferner diejenigen Bürger einer Gemeinde, die das öffentlihe Almofen ge 
nießen, oder duch Urtheil und Recht ihres Activbuͤtgerrechts verluſtig oder 
ſuspendirt ſind. 

5. Jeder Buͤrger einer Gemeinde des Cantons kann ſich in einer al 
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dem bellchigen Gemeinde deſſelben das Ortsbuͤrgerrecht, nach Vorſchrift der‘ 


bereits deſtehenden oder noch kuͤnftighin erſcheinenden geſetzlichen Verordnun⸗ 
gen, erwerben. 


I, Regimentseinrichtung. Klein und große Raͤthe. 


6. Die aus vier und fiebenzig Mitgliedern beftehenden Elein und gro= 
fen Naäthe find der Geſetzgeber und die oberfte Behörde des Gantons, wels 
her die Ausübung der hoͤchſten fouverainen Gewalt zukommt. 
7. Sie genehmigen oder verwerfen demnady nicht nur die Gefege und 
Verordnungen, welche ihnen von dem Eleinen Nathe vorgefchlagen werden, 
fondern ein jedes ihrer Mitglieder hat auch das Recht, durch Anzüge Vor: 
fhläge zu Gefegen und Berordnungen in Anregung zu bringen, die aber 
vor ihrer Annahme der gutachtlihen Berathung des kleinen Rathes uͤberge⸗ 
ben werden muͤſſen, welcher verpflichtet iſt, klein und großen Raͤthen in ih— 
tet naͤchſten Verſammlung ſeine gutachtlichen Gedanken daruͤber vorzulegen. 

8. Klein und große Raͤthe entſcheiden die Anfragen wegen Zuſammen— 
berufung außerordentlicher Tagſatzungen, und ernennen die Abgeſandten des 
Cantons auf die gewoͤhnlichen und außerordentlichen Bundesverſammlungen; 
fie beftimmen die denſelben zu ertheilenden Aufträge und Inſtructionen auf 
den Vorſchlag des Eleinen Raths, und Laffen fid) über ihre jedesmaligen Ver⸗ 
tichtungen Bericht erftatten. 

9, Die Staatsrehnung wird von Elein und großen Näthen jedes Jahr 
geprüft und nach Nichtigbefinden abgenommen; fie allein fchreiben die allger 
meinen Landesfteuern und Aogaben aus; ohne ihre Einwilligung kann auch 
kin liegendes Eigenthum irgend eines öffentlihen Amtes veräußert werden. 

10. Ueber den Gang vaterländifcher Angelegenheiten überhaupt, und 
insbefondere der Adminiſtration und Verhältniffe des Cantons, wird ihnen 
bi Eröffnung der Frübjahrfigung von dem Herrn Amtsbürgermeijter im Na— 
men des kleinen Mathes fchriftlicher Bericht erftattet. \ 

11. Die Ernennung in den wichtigften Stellen des Staats geht von 
Kin und großen Näthen aus; fpätere organifhe Gefege werden indeffen bie 
Grenzen dieſer Befugniſſe näher beftimmen. 

12, Klein und große Näthe verfammeln ſich in der Negel alljährlidy 
im Brachmonat zur Inftructionsertheilung für die Zagfagung, zur Verneh— 
mung der: Berichterftattung des Kleinen Rathes und zur Prüfung der abges 
köten Staatsrechnung, und dann nad) beendigter Zagfagung zur Relation 
über deren Verrichtungen. Außerordentlich koͤnnen fie zufammenberufen wer⸗ 
den, ſo oft der kleine Rath es nothwendig findet. 

13. Zwei Buͤrgermeiſter fuͤhren abwechſelnd, jeder ein Jahr lang, den 
Vorſiz in klein und großen Raͤthen; derjenige, welcher nicht im Amte iſt, 
derteitt nöthigen Falls die Stelle des andern. | 

14. Die Mitglieder des großen Nathes, welche nicht zugleich des Elei= 
nem Rathes find, haben als folhe Feine Befoldung vom Staate zu beziehen. 
Die Mitglieder "des großen Nathes von der Landfhaft follen jedoch von ih: 
ten Zünften für ausgelegtes Neifegeld und Zehrung eine angemefjene Ente 
hädigung zu empfangen haben, 

15. Ein Jeder, der duch feine Geburt Gantonsbürger ift, auf feiner 
Zunft das Stimmrecht genießt und ‘zwanzig Jahre alt iſt, iſt auch fähig, 
m den großen Math gewählt zu werden; ſolche hingegen, die das Bürger: 
techt erft erworben haben, oder noch erwerben werden, find, unbefchadet ih: 
uus Wahlrechts, für ihre Perfon dazu unfähig. Auch können weder Vater 
und Sohn, noch zwei Brüder zugleich Mitglieder von Elein und großen Raͤ— 
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then ſeyn. Wenn ein landesabweſender Cantonsbuͤrger durch feine Zunft ge: 
wählt wird, und feine Stelle nicht binnen fechs Monaten antritt; fo bleibt 
der betreffenden Zunft freigeftellt, denfelben beizubehalten, oder aber ein an 
deres Mitglied an feinen Plag zu ernennen. 
16. Diefe oberite Behörde des Cantons wird folgendermaßen erwählt: 
a) jede der zwölf Zünfte und Geſellſchaften der Stadt Schafhaufen m 
nennt in bdiefelbe, den directen Beſitzer des Eleinen Raths mitgered: 
net, vier Mitglieder aus ihrer Mitte; 
b) eine gleiche Befugniß zur Wahl von vier Mitgliedern ſteht aud der 
Stadt Stein zu; 
ec) die übrigen eilf Zünfte ber Landfchaft erwählen eine jede aus ihrer 
Zunftverfammiung ein unmittelbare, und dann außer derfelben in ei⸗ 
ner beliebigen Gemeinde des Cantons ein indirectes Mitglied in den 
großen Rath. 


Kleiner Rath. 


17. Ein kleiner Rath, beſtehend aus vier und zwanzig Mitgliedern 
bes großen Rathes, die Sig und Stimme in demſelben noch ferner beibe— 
halten, iſt mit der Vollziehung der von der hoͤchſten Gewalt ausgegangenen 
Geſetze, Verordnungen und Beſchluͤſſe beauftragt. Er beſorgt die taͤglichen 
Regierungsgeſchaͤfte und die Correſpondenz mit den eidsgenoͤſſiſchen Staͤnden 
und auswärtigen Behörden, leitet die untern Behörden, hat die Auffiht 
über diefelben, entwirft die Standesinftruction auf ordentliche und auferor 
dentlihe Tagſatzungen, und fchlägt Elein und großen Raͤthen diefelben und 
die ihm nothwendig fcheinenden Gefege und Verordnungen vor. 

18. Er urtheilt in legter Snftanz in Civil: und Verwaltungsftreitig 
keiten, fo wie in allen Griminalfällen, wobei jedoch bei Zodesurtheilen Kein 
und großen Rüthen das Begnadigungsrecht vorbehalten. bleibt. 

19. Die organifchen Geſetze werden beftimmen, wie weit ſich feine 
on zur Befegung der verfchiedenen Verwaltungs > und Juſtizſtellen 
erſtreckt 

20. Der kleine Rath uͤbernimmt ferner die Verpflichtungen, welche 
ihm durch den $. 10. der Verfaſſung auferlegt werden. 

21. Er verfammelt fi, fo oft e8 die Geſchaͤfte erfordern, unter Bor 
fig, und auf den Ruf des Amtsbürgermeifters, deffen Stelle nöthigen Fall 
auch durch den Unterbürgermeifter vertreten werden kann. 

22. Die zwei Bürgermeifter werden durch Elein und große Käthe aus 
den Mitgliedern des Eleinen Raths erwählt. Die Befegung des Eleinen Ru 
thes findet auf folgende Meife Statt: 

a) eine jede ber zwölf Zünfte und Geſellſchaften der Stadt Schafhaufen, 
fo wie aud) bie Stadt Stein, erwählt aus ihrer Mitte ein direct 
Mitglied in den kleinen Rath; 

b) die Mitglieder des großen Rathes von der Landfhaft, mit Ausnahme 
jener von Stein, erwählen ebenfalls aus ihrer Berfammlung fünf un 
mittelbare Eleine Rathsglieder; 

c) endlich ernennen noch gefammte Kein und große Raͤthe nach freier 
Mahl aus ber Mitte der großen Rathsglieder fehs Glieder in den klei— 
nen Rath. 

23. Wenn in Elein und großen Raͤthen Stellen vacant werden, die 
unmittelbar von den Zünften abhangen; fo follen diefelben in der Stadt bin 
nen vier. und. zwanzig Stunden, auf der, Landfchaft aber den naͤchſtkommen⸗ 
den Sonntag wieder befegt werden. Zur Ergänzung jener, welche von Kein 


BVerfaffung -vom 12. Zuli 1814. 253 


und großen Raͤthen abhangen, Ift hingegen die Zeitfrift von acht Tagen fefte 
geſezt. Im⸗ Falle des Wacantwerdeng - einer directen kleinen Rathsſtelle der 
Randihaft foll zuerft den nächftfommenden Sonntag durch die betreffende. 
Zunft die dadurch erfedigte große Rathsſtelle wieder befegt, und dann binnen 
rei Zagen duch eine in Schafhaufen abzuhaltende Verſammlung der. zwei 
und zwanzig großen Rathsglieder des Landes die neue Wahl vorgenommen 
werden. 

Ale Emennungen gefchehen durch geheime Wahl, und es wird zur 
Gültigkeit derfelben wenigftens eine Stimme mehr, als die Hälfte der Mäh: 
Imden erfordert. Zur Mählbarkeit in ben Eleinen Rath ift noch befonders 
erforderlich, daß das bezeichnete Individuum das dreißigfte Altersjahr anges 
treten habe. 

Jede gefchehene Wahl iſt einer Cenſur unterworfen; bei der erſten Er— 
nennung von klein und großen Raͤthen, fo wie bei einer jeden periodiſchen 
Gmeuerung derfelben, wird ſolche durch diefe oberfte Behörde des Cantons 
dergenommen ; im Fall!der Wiederbefegung einzelner Stellen liegt felbige hin⸗ 
gegen in den Befugniſſen des kleinen Raths. 

24. Von vier zu vier Jahren, und zwar das erſte Mal mit Pfinge 
fin 1818, werben Elein- und große Raͤthe erneuert, und auf dem durch die 
$6. 16, und 22, ber Verfaſſung vorgefchtiebenen Wege wieder: neuerdings 
befegt, wobei jedoch den Wählenden unbenommen bleibt, die nämlichen Mit- 
glieder wieder zu ernennen. So wie Elein und große Näthe ernannt und 
die erften Stellen des Staates durch diefelben wieder befegt find‘, leiſten fich 
Regierung und Buͤrger gegenfeitig den Eid der Treue; das Nähere wird ein 
von Hein und großen Raͤthen zu errichtendes Reglement beſtimmen. 

25. Sn allen Öffentlichen Acten führt die oberſte Behörde des Can- 
tond den Titel: Buͤrgermeiſter, Elein und große Raͤthe der Stadt und bes 
Cantons Schafhaufen ; fo wie auch der Eleine Rath jenen von: Buͤrgermei⸗ 
fer und Rath der Stadt und des Cantons Schafhaufen. 


IH, Allgemeine Beflimmungen. 


26. Den auf vorgefchriebene Art gefegten ermählten und conftituirten 
Kein und großen Raͤthen ift übertragen, durch organifche Gefege und Ver: 
odnungen die Einrichtung der Gewalten und verfchiedenen Regierungszmeige, 
die Beſoldungen und die Einrichtung ber untergeordneten Behörden feftzus. 
Ken. Ihre ganz befondere Obliegenheit wird es feyn, einer zweckmaͤßigen 
nanifation der Juſtizſtellen erſter Inſtanz ‚oder der Stadt: und Landges 
tihte ihre volle Aufmerkfamkeit und befte Einficht zu widmen, und diefels 
den, fo wie die für die Zukunft beibehaltenen Friedenstichterftelen, mit Bes 
auzung älterer und neuerer Erfahrungen, auf eine zweckmaͤßige Weiſe an⸗ 
juordnen, 

277. Seder Bantonsbürger, ober im Canton gefeglich oder mit Bewil⸗ 
ig der Regierung angefeffene Schweizerbürger oder Fremde, ift nad 

Naaßgabe der. bereits vorhandenen, oder noch kuͤnftighin aufzuſtellenden ge⸗ 
ſetlichen Beſtimmungen, zum Militairdienſt verpflichtet. 

W. Alle Buͤrger des Cantons ſtehen unter den gleichen Geſetzen, und 
—— in Abſicht auf Gewinn, Erwerb oder Handthierung die gleichen 
üteiheiten, 

29. Die vorhandenen dltern und neuern Gefege und Verordnungen 
deiben in Kraft, fo lange fie nicht: ausbrüdtlich und. foͤrmlich verändert ober 
aufgehoben worden find. Es wird aber der Eünftigen Regierung zur Pflicht 
gemaht, mit Beförderung eine Nevifion derfelben vorzunehmen. 


⸗ 
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-30. Die Verfaſſung garantirt die bisher geſchehenen Auskaͤufe von 

Srundyins und. Zehnten, und fidyert die Befugniß, diefelben noch ferner af 
‚ gefeglihem Wege loskaufen zu können. 

31. Die evangelifdy = reformirte Religion ift die herrſchende Landesreli 
gion. Der paritätifhen Gemeinde Ramſen find ihre bisherigen Religio 
verhältniffe durdy die Verfaſſung garantirt. 

32. Und damit die nad) diefer Verfaffung aufgeftellte Landesregi 
‚ihre Pflichten” ungeftört erfüllen, Nuhe und Drdnung im Canton. erhalte 
und das Wohl und die Ehre des Standes fichern und befördern koͤnne; 
wird der in unfern ehemaligen Gıundgefegen enthaltene. und in allen al 
und neuern vor der Revolution beftandenen Deffnungen wiederholte Gr 
fag neuerdings beftätigt, daß der= oder diejenigen, die fich unterfangen wuͤr 
den, durch heimliche oder öffentliche Verbindungen oder Verabredungen 
Öffentliche Ruhe zu flören, und allgemeine außerordentliche Zunft» oder 
meind3ver/ammlungen zu veranlaffen, nad) Befinden der-Umftande mit. 
Stellung oder Verluſt des Bürgerrechts, oder fonjt an Leib: und Gut ge 
werden follen. — Es bleibt indeffen jeder Gemeinde unbenommen , ſich, 
oft es ihre Zunft- oder Gemeindsangelegenheiten erfordern, mit Einmilligu 
ihrer Vorſteher, zur Berathung derfelben zu verſammeln; auch werden 
kuͤnftigen organiſchen Geſetze beſtimmen, wie von Zeit zu Zeit ſolche Zufall 
menfünfte in politifcher Hinſicht gefegmäßig abgehalten werden koͤnnen. 

33, Endlich foll alle zwölf Jahre duch Elein und große Raͤthe ch 
Reviſion der gegenwärtigen Verfaſſung vorgenommen merden, 

Borftehende Verfaſſung ift von dem großen Rathe des Standes Schi 
haufen einmuthig angenommen und in „Kraft erkannt worden. 4 
Dienftag, den 12, Juli 1814. Sm Namen des großen Raths. 

. Der Amtsbürgermeifter, Stierlim, 
Der Staatsſchreiber, 8. v. Mey Erbe 












ı Revidirte Berfaffung des Gantong — von 
28. Suli 1814, 


Eriter Abſchnitt. A 
Einthbeilung bes Gebiets, 4 

1. Der Canton Thurgau ift in acht Amtsbezirke, diefe find in m 
und dreißig Kreife, und die Kreife in Municipafgemeinden eingetheitt. 
nähere Regulirung biefer Eintheilung bleibt dem Geſetze vorbehalten. 

2, Frauenfeld ift der Hauptort des Gantons. 

. Zweiter Abſchnitt. 
Molitifher Zufland der Bürgern - 

3. Alle Buͤrger des Cantons Thurgau genießen der gleichen poli i 
Rechte, unter den in gegenwaͤrtigem Abſchnitt enthaltenen nähern Be 
mung en. 
44b. Wer Cantonsbuͤrger iſt * ein Gemeindbitegerrecht im Ga 

befist, hat als Activbürger Zutritt und Stimme in den Gemeind= und. 
verfamimlungen, infofern er das Alter der gefeglichen Majorennität erte 
has, und mwenigftens zweihundert Gulden Vermögen verfteuert. : 
Zedoch find davon ausgefchloffen ‚diejenigen, 

) welche wegen begangener Verbrechen und darauf: gefölgter infamiren 

Strafe der bürgerlichen Ehre verluflig geworden; 
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wieder rehabilitirt zu ſeyn; 

V unter Vormundſchaft ſtehen; 

| — — ig find, 

— kann Jeder nur da ausuͤben, wo er ein Ge⸗ 

gerrecht beſitztz; iſt er in mehrern Gemeinden verbürgert, fo darf er 
rn derfelben ausüben, 

Bein Bürgerverfammilungen, von welchen über Beſteuerungen und 


&. 


* 
n der Gemeindbuͤrger oder einer abgeſonderten Corporation betrefs 
hieden wird, hat jeder geſetzlich Angeſeſſene Stimmrecht, auch wenn 
—5 — feloſt nicht verbuͤrgert iſt. 

Der Gantonsbürger kann ſich überall im Canton haushaͤblich ans 
> mit völliger Gleichheit der Mechte fein Gewerbe treiben. Auch) 
Föngehörigen. anderer) ſchweizeriſcher Cantone ift das Recht der haushaͤb⸗ 
19 erlaffung im’ Canton eingeräumt, imfofern foldyes den Bürgern 
antons Thurgau in diefen Cantonen ebenfalls zugeftanden wird, Bei— 
inter Beobachtung diesfaͤlliger gefeslichen Beftimmungen. 

8. Ferner ſteht dem Gantonsbürger zu jedem ihm beliebigen Gemeind> 
echt der Meg offen; er muß ſich aber Antheil an den vorhandenen 
indgütern verfchaffen, und hierfür die Bedingungen erfüllen‘, welche 
Geſch vorfchreiben wird. 

“4 Man erlangt das Cantonsbürgerrecht durch einen Beſchluß des gro⸗ 
ths, und indem man ſich dann zugleich ein Gemeindbuͤrgerrecht im 


m verſchafft. 
Dritter Abſchnitt. 
7 Oberfie Gewalten. 
A, Großer Rath. 
1, Gin großer Rath von hundert Mitgliedern übt die hoͤchſte Ge⸗ 


Pr 


aus, 

4. Er verfammelt fid ich ordentlicher Weiſe alljährlich zweimal, nämlich 
der. erften Woche des Jaͤnners und in der erſten Woche des Brachmo— 
, am Gantonshauptort; die jedesmalige Sitzungszeit ift auf vierzehn 
ge befchränft.» Jedoch kann der Eleine Math ihre Dauer verlängern, fo 
auch außerordentliche Verſammlungen des großen Raths veranſtalten, 
biſondere Fälle es nothwendig machen. 

12. Der große Rath entſcheidet uͤber die Annahme oder Verwerfung 
efegesvorfchläge, die ihm vom Eleinen Rathe vorgelegt werden, fo tie 
de zu erhebenden Steuern und Anlagen. Er kann den Eleinen Rath 
Eineihtung neuer oder Abänderung ſchon beftehender Geſetze und De: 
— — in welchem Fall der kleine Rath ihm in der naͤchſten Ordi— 












Ne Baliehung der Geſetze und Verordnungen, und über den Zuſtand 
Zweige der Staatsverwaltung Rechenſchaft ablegen. Er 
—* kleinen Rath über die Verwaltung der oͤffentlichen Gelder Rech⸗ 
Er beftimmt die Befoldung der öffentlihen Beamten. Er be 
für den Ankauf und die Veräußerung von Gantonalgütern. Ihm 
B Recht der Begnadigung zu. Er berathfchlagt über die Zuſammen— 
——— Tagſatzungen, wenn ſolche begehrt wird; ernennt 
dneten des Cantons zu den Tagſatzungen, und ertheilt ihnen In— 
Er ſtimmt im Namen des Cantons. 


) welche ein Falllment erlitten, oder gerichtlich accordirt haben, ohne 


Begenftände der innern Adminiſtration, die nicht das ausſchließliche h 


fein’ Befinden über die Zufäffigkeit mittheilen wird, Er läßt fih 
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13. Der jedes Mal im Amte ftehende Zondamman in pain 1) 
großen Raths. 

14. Der große Rath wird auf folgende Weiſe befegt: 1 

1) ernennt jeder der zwei und dreißig Kreiſe durch die Verſammlung für 
ner Activbürger und aus der Mitte derfelben ein Ddirectes Mitglied, 

Sede Kreisverfammlung waͤhlt ferner drei Candidaten, naͤmlich ein 

unter den Bürgern des Kreifes felbft, und zwei außer demfelben; 

c 2) kommt einem befondern. Wahlcollegium die Wahl von ebenfalls zwei 
und dreißig Mitgliedern zu. Es kann diefelben frei in und, außer fi: 
ner Mitte ernennen, in feiner Mitte jedoch hoͤchſtens nuc zur Hälfte, 
Das Wahlcollegium: befteht 
a) aus den ſaͤmmtlichen Mitgliedern bes Eleinen Raths; 

b) aus neun Mitgliedern des Obergerichts, von ihm ſelbſt dazu ver 

u .. ordnet; | 
e) aus neun von. achtzehn Mitgliedern des großen Raths, welche le⸗ 

tere er ſelbſt dazu namſet, und unter denen ſodann das Loos bie 

+ Hälfte als wirkliche Wahlmänner bezeichnet; 

d) aus fechzehn der reichften, von der Claſſe ber weltlichen, * 
Güter beſitzenden Cantonsbuͤrger, nach der Anleitung, welche da} 
Einfuͤhrungsreglement hieruͤber enthalten wird; 

3) endlich ernennt der große Rath ſelbſt die uͤbrigen ſechs und dreißig 

Mitglieder, nämlich vier und zwanzig aus ber Zahl der von den Ktei⸗ 

‘ fen gegebenen Candidaten, und. zwölf unter den Gandidaten oder am 

bern wahlfähigen Bürgern, auf den Doppelnorfdilag einer von ihm 

aus drei Mitgliedern des Eleinen Raths und ſechs Mitgliedern des: ger 
fen Raths zufammengefegten Vorfchlagscommilfion. 

15. Um mählbar zu feyn, ift erforderlich, daß der betreffende Ganton® 
bürger das fünf und zwanzigſte Jahr angetreten habe, und ein Wermögen 
- von wenigftens drei taufend Gulden, und wenn er ald Gandidat foll ernannt 
werden können, ein Vermögen von mwenigitens fünftaufend Gulden verſteuere. 


16. Die erſte Erneuerung des großen Raths nach der vorgezeichnet 

Wahlart geht zur Häffte fogleih bei Einführung der gegenwärtigen tevidir 
ten Verfaffung vor fih, und wird nad) Ablauf eines Jahres vollendet. Die 
nähern Anordnungen hierüber trifft das Einführungsreglement, 
17. Die Amtsdauer der Mitglieder ift auf acht. Zahre feftgefegt; ab 
wechfelnd kommt alle vier Jahre die Hälfte derfelben, und zwar von jede 
der aus der DBerfchiedenheit der Wahlart hervorgehenden drei Abtheilungen 
befonderd, zum Austritt. Die Austretenden find jedes Mal wieder wählbar. 
Die Candidatenlifte wird ebenfals von vier zu vier Jahren zur Hälfte m 
neuett. | 

18, Die Ergängungswahlen für. Stellen, welche in der Zwiſchenjeit 
bee Erneuerungsepochen im großen Rath erlebigt werden, find,- wenn fie den 
Kreisverfammlungen zufommen, innerhalb zweier Monate, und wenn fie vom 
großen Rath abhangen, bei der nächften ordentlichen Verſammlung bdeffelben 
vorzunehmen; diejenigen aber, welche das Wahlcollegium zu treffen hat, wer 
ben bis zur nächftfolgenden Erneuerungsepoche verſchoben, fofern night bie 
Zahl der erledigten Stellen den vierten Theil der fämmtlichen Pläge von die 
fer Claſſe überfteigt. Ergaͤnzungswahlen für abgegangene Gandidaten finden 
keine Statt, 

19. Die Mitglieder des großen Raths (Cantonscthe) m. für 
ihre amtlichen Verrichtungen feine Entfchädigung.. . 
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2... Du uB Kleiner Rath. DER a 

WEtin einer Rath vom neun Mitgliedern, iſt die oberſte Völlzle⸗ 
hangs⸗ und Verwaltungsbehoͤrde. Von ihm gehen die Vorſchlaͤge der Ge⸗ 
fege und Steuerverordnungen aus. er trifft alle die Verfügungen, welche 
vie Voltziehung der Gefetze nothwendig macht, und faßt zu dem Ende die 
angemeſfenen Beſchlüſſe, Er hat die Aufſicht über das Juſtizweſen, und 
bie Reitting aller Zweige der Adminiſtration. Er hat ferner die Oberaufſicht 
im Allgemeinen über bie Verwaltung der Kitchen⸗, Schulz und Armeligüͤ— 
tet, der Gemeindguͤter und des Vermoͤgens der Kloͤſter und anderer geiftli- 
hen Gemeinheiten. Ihm kommt der Entſcheid In Streitfachen uͤber Ver: 
waltungsgegenſtaͤnde zu, Er legt über alle Theile der Staatsverwaltung 
dem großen Rathe Rechenſchaft ab, und wenn darüber und üben feine Amts: 
führung berathfchlagt wird, zieht er fih aus der Verfammlung zuruͤck. Er 
verfügt über die bewaffnete Macht zu Handhabung der öffentlichen Ordnung, 

21. Der kleine Rath wird von dem großen Rath aus feiner Mitte 
gewählt, und macht fortwährend einen Theil deffelben aus. 

22, Die Amtsdauer der Mitglieder (Megierungscäthe): ift auf neun 
Sahre feftgefegtz die Erneuerung des Seinen Raths geſchieht dritttheilsweiſe 
von drei zu drei Jahren. Der Austritt erfolgt in dev umgekehrten Ordnung 
dee Wahl; die Austretenden find jedes Mal wieder wählbar, | 

23. Zwei Landammänner ‚führen abwechfelnd von halb zu halb Jahr, 
den Vorfig beim Beinen, fo wie beim großen Nathe Wenn fie beide davan 
gehindert find, verfieht ein Landsftatthalter ihre Amtsverrichtungen. Zu dies 
Im Stellen ernennt der große Rath aus der Mitte des Kleinen Raths. Die 
Vahlen unterliegen alljährlich der Erneuerung. | 


Vierter Abfhnnitt. - u’ 
Gerihte-und untere Verwaltungsbehoͤrden. 


A. Gemeindebehörben, | 

24... Sede Municipalgemeinde hat einen Gemeinderath, beftehend aus 
einem Amman und wenigſtens vier Mitgliedern (Gemeinderäthen), welche 
durch die Verfammlung der Activbürger aus denjenigen von ihnen gewaͤhlt 
werden, die ein Vermögen von mwenigftens fuͤnfhundert Gulden verftsuern. 

25. Der Amman und die Mitglieder bfeiben drei Jahre im Amts; 
alfährlich wird der Gemeinderath zum dritten Theit erneuert. Das Gefeb 
beſtmmt die Werrichtungen und die Competenz diefer Gemeindbehörde. 


B, Kreisbehörben. 


26. Jedem Kreife fleht ein Kreisamtmann als VBollziehungsbeamter 
bet Regierung vor, den fie aus dem Bürgern des Kreifes, welche wenigſtens 
tauſind Gulden. Vermögen verſteuern, ernennt. Er hat die Aufficht. über 
die niedere Polizei, und wacht über ihre Handhabung, Bei den. Wahlver: 
fommlungen der Kreife führt er den Vorſitz. Er ift Vermittler in Streitig: 
keiten der Bürger. Ä 

27, Ein Kreiögevicht, bei. welchem ber Kreisamtmann ben: Vorſitz 
führt, fpricht Über Civilſtreitigkeiten von geringerm Belang und über minder 
wichtige Polizeivergehen ab. Die‘ Einrichtung defſelben ordnet das Gefeg 
am, welches auch feine Competenz beftimmt. | — 

0, 0 Bezairks beh oͤr den. 

28. Ein Oberamtmann, als erſter Vollzie hungsbeamter der Regierung 
in Amtsbezirke, wird von dem kleinen Rath aus — Buͤrgern 


* 
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des Amtsbezirks gewählt, welche das fünf und zwanzigſte Altersjahr erreicht 
haben, und wenigſtens zweitauſend Gulden Vermoͤgen verſteuern. 
amtmaͤnner, in ihren Verrichtungen als untere Pu m 
Gemeinderäthe ſtehen unter feiner Leitung. 

29. Jeder Amtsbezirt hat ein Gericht, welches in erſte 
gerlihe Nechtshändel und geringere Griminalfälle beurtheilt. Sam 
unter dem Borfige des Oberamtmanns aus fehs Nichtern, ai 2 fi 
Dreiervorfchlag des Obergerichts der Eleine Rath aus den Bürgern. — * J 
bezirks ernennt, welche wenigſtens funfzehnhundert Gulden ie | 
Amtsdauer und die Gompetenz des Gerichts beftimmt das Fels 


D. GCriminalgeriht erfier Inftanz — 


30. Fuͤr die peinliche Rechtspflege im Canton wird 4 Crim 
richt erſter Inſtanz aufgeſtellt. Seine Organiſation und — —— ſt 
Geſetz vorbehalten. 
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E. Obergericht. ie 

31. Ein Obergericht von dreizehn Mitgliedern fpricht in fester J 
über bürgerliche und peinliche Nechtsfälle ab. Um in Fällen, — 
nach ſich ziehen koͤnnen, ein guͤltiges Urtheil auszufaͤllen/ muß daſſel it 
zaͤhlig verſammelt ſeyn. 

32. Die Wahl der Mitglieder ſteht bei dem großen Rath: en 
fen das fünf und zmwanzigfte Altersjahe erreicht und ein Vermögen 
nigſtens dreitaufend Gulden zu verfteuern haben, fchon vorher in ger 
chen Functionen geftanden, oder Mitglieder der obern Behörden gen 
oder Nechtsgelehrte feyn. Die mweitern Beflimmungen über die Drganif 
des Dbergerichts trifft das Gefes. 


Fünfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beftimmungen. 


33. Die freie Ausübung des evangeliſch-reformirten und des tra 
Shen Gottesdienftes ift gefichert. | 
34. Der Fortbeftand der Klöfter und Gapitel, und die Sicherheit 
res Eigenthums, ift gewährleiftet; ihr Vermögen ift glei anderm P 
gut den Steuern und Abgaben unterworfen. / 
35. Seder im Canton Thurgau wohnende Schweizer kann zu 
tairdienften angehalten werden. 
36. Die Kortdauer der Loskäuflichkeit von Zehnten und: Boden; 
nach beftehenden Gefegen ift duch die Verfaffung garantirt. | 
37. Alle bisherige Gefege und Verordnungen, welche nicht mit 
Gantonsverfaffung im Widerfpruch ftehen, bleiben in Kraft, follen abe 
förderlicher Revifion unterworfen werden, L 


Sechſter Abſchnitt. — — 
Verhaͤltniſſe zwiſchen den beiden Gonfeffionscheiten, \ 


38. Die beiden Gonfeffionstheile nehmen an ber Staats. und, 
flizoerwaltung in folgendem VBerhältniffe neben einander Antheil:  ; 
a) im großen Rathe wird der Eatholifche, als in der Volkszahl Ele 
Theil der Cantongbürger, im Verhältniffe von einem Viertheil veprös 
fentirt;_ fo zwar, daß bei der Befekung des großen) Rath 

fünf und zwanzig Stellen in demfelben an tatholifche: — 


ogle 
h 
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wandte uͤbertragen, und auch nie seine geringe aß dieſe — den 
Erneuerungswahlen beibehalten werden foll; :: mir 
b) Der kleine Rathy wird; neben: zwei‘ Deitiheilen reformirter: init ei⸗ 
mem Drittheil katholiſcher Glaubensgenoffen: beſetzt. Der Vorſitz wech: 
ſelt nach beiden Confeſſionen ſp, daß jeweilen einer der Landammaͤn⸗ 
ner aus den reformitten undf einer aus den Eatholifchen Müpiedemn 

: gewählt. werden foll. 

c) In das: Obergericht werden vier Katholifche Mitglieder gewaͤhlt Der 

Vorſitz wechſelt, wie bei dem kleinen Rathe, unter ‚beiden Confeſſionen. 

d) Bei Beſtellung der übrigen Gerichts und. Verwaltungsbehoͤrden und 

Deamtungen. fol. im Algemeinen ein billiges Päritätsverhältniß beob- 

achtet: werden. 

39, Jedem Gonfeffionstheile — unter der hoͤhern Aufſi dt der 
Regierung, die eigene Beforgung feines Kirchen =, Schul⸗ und, Matrimonial⸗ 
weſens, und die daherige Organiſation zu, fo mie. die Aufſicht und Ver— 
waltung uͤber die ihm wirklich eigenthuͤmlich un ausſchließlich zugehoͤtigen 
Kichen:, Schuls und Armenguͤter. 

40. Bei Streitigkeiten zwifchen Gemeinden * paritaͤtiſchen Gemeindetheie 
Im, weiche ihren Grund in der Religionsverfchiedenheit haben, tritt ein 
(hiedtrichtecliches Berfahren ein. Zu dem Ende waͤhlt jede Partei zwei 
Schiedsrichter, und wenn es diefen nicht gelingt, fie zu vereinigen, noch «fer= 
ner ein Mitglied des Kleinen Raths ihrer Confefjion, wo fodann die beiden 
Regierungsglieder, in Verbindung mit den vier Schiedsrichtern,,. den Streit: 
gegenftand zu gütlicher Befeitigung zu bringen Bedacht nehmen. Fruchtlos 
bleibenden Falls wird von ihnen, unter dem Morfige eines Obmann, den 
der Heine Math frei wählt, über die Streitſache endlich abgefprochen.. 

Afo im verfammelten großen Rathe abgeſchloſſen und gegeben. 

Frauenfeld, den 28. Heumonat 1814. 
Der Praͤſi dent des großen Rathe, 
Anderwert. 
Fuͤr den großen Rath, 
Die Secretaite, Mitglieder deſſelben 
Locher J 
Vogler. 


m) Berfaffung des Gantons Waadt vom 4. Aug. 
1814. 


Erſter Titel 
andeseintheilung und politifher Stand der Bürgen 


1. Die gegenwaͤttigen Grenzen des Cantons Waadt bleiben unvetaͤn 
dett. Lauſanne iſt der Hauptort. | 

2. Sein Gebiet ift in ſechszig Kreife und neungehn Bezirke — 

Die Kreiſe beſtehen aus mehrern Gemeinden. Staͤdte, — mehr 
aid 3000 Einwohner haben, bilden einen eigenen ‚Kreis. | 

Die Bezirke find aus mehrern Kreifen zufammengefegt.:::; 2 

3: Wenn es um. Wahlen ‚zu thun iſt; fo. derfammgin i di⸗ Bir- 
ger in Gemeinde: und: Kreigwahlverfammlungen.. of 

Um die Bürgerrechte: in, ſolchen Verſammlungen auszuibe, — man 
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4) Buͤrger In einer Gemeinde des Gantons ober einer in — aner⸗ 
kannten und als Buͤrgerſchaft geachteten Eorporation einverleibt ſeyn; 

Bafeit Jahresftiſt in der Gemeinde oder im Kreiſe ſeßhaft ſeyn; 

3) das Alter von fuͤnf und zwanzig Jahren erteicht haben. 
—Um die Buͤrgerrechte in einer Germeinde- und Kreiswahlverſammlung 
auszwüben, muß man uͤberdies unter denjenigen Buͤrgern, welche die Grund: 
fieuer bezahlen, wo es feyn mag im Ganton, zw den drei Viertheilen ber 
am-meiften Befteuerten ‘der Gemeinde oder des Krelſes gehören. 

Derjenige indeffen, ‚welcher ſonſt die dreierlei Bedinge des. Buͤrgerrechts, 
bes: Wohnfige® und des Alters leifter, Die zufolge ‚des 20. Art. erforderlich 
find, um als. directes Mitglied des großen Raths erwählt zw werden, wird 

: in den Wahlverfammlungen feinee Gemeinde oder feines Kreiſes immerhin 
elaſſen. 

Weiterhin wird auch der Vater von drei in der Miliz eingefchriebenen 
und darin dienenden Söhnen, ‚der daneben die Bürgerrechtd: und Wohn 
figbebinge. erfüllt, in ben Gemeindes und Kreisverfammliungen -zugelaflen, 
wenn er gleich denjenigen Cigenthbumsbedingen nicht genugthun kann, welche 
ber gegenmärtige Artikel erheifcht. 

4: Sn den Gemeinde: und Kreisverfammlungen werben, fo. woig ald 
‚in: ben: Gemeindeverfammlungen, von denen im 6. Artikel. die Rede fem 
wich ;' Dienftboten zugelaffen, die bei ihren Herrſchaften in Koſt und Lohn 


Reben. 
| GBleichmig haben in dieſen Wahl⸗ und Gemeindeverſammlumgen nicht 
Zutritt : 
1) biejenigen, welche entweber felbft, oder ihre Weiber und Kinder, oͤf⸗ 
fentlihes Almofen genießen, fo lange bie empfangene Unterftügun 
nicht zurüdgeftelle if; 
2) diejenigen, welche’ ſich unter koͤrperlichem Gerichtszwang befinden; 
3) die Falliten, fo lange fie nicht die gaͤnzliche Bezahlung ihrer Schu⸗⸗ 
den beſcheinigen koͤnnen; 
4) die unter Bevoigtung oder Vormundſchaft ſtehen; 
5) die zu einer beſchimpfenden Strafe verurtheilt ſind. 

Das Geſetz kann noch weitere und neue Faͤlle von Ausſchließung als 
Strafe beſtimmen. 

5. Diejenigen, welche politiſche Rechte in einem Canton oder Staate, 
wo es immer ſeyn mag, genießen, koͤnnen dieſe Rechte im Canton Waadt 
nicht ausuͤben. 

Zweiter Titel 
effentlihe Gewalten. 
6. Jede Gemeinde, deren Bevölkerung nicht fünfhundert Seelen 
überffeigt, hat eine Gemeindeverfammlung. 

Um bei der Gemeindeverſammlung Zutritt zu haben, muß man 

) Buͤrger einer Gemeinde des Gantons, oder: Mitglied einet der Corpo⸗ 
rationen ſeyn, die im Canton anerkannt und den UNTER gleich 
geachtet find 5 

2) in. ber Gemeinde ſeit einem Zap wohrnheft ſegug 

3) dreißig Jahre zaͤhlen 
4) Hausvater ſeyn ⸗ San 

Wenwirdoih: ARE vn Bürger, — ale Be: 
dingungen darbieten, ſich mehr als ein Deictheik'sefinden, welche nicht Ge: 
meindbürger find; ſo wird man die Mindeſtbeſteuerten unter dieſen Michtbür: 
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gern aus dem Berzeichniffe. alſo ausſtreichen/ daß die Gemeindeverſammlung 
jedetzeit wenigſtens zu zwei Dritsheilen aus Bürgern beſteht. 

7. Gemeinden, deren Bevoͤlkerung fünfüundert Seelen überfteigt, has 
ben einen Gemeinderat. 

x Der. Gemeinderath beſtche aus —— fünf. J — und hoͤch⸗ 
ſieng hundert Perſonen. Sie bleiben achtzehn Jahre an ihren een wer: 
ben zum Dettheil ‚erneuert. amd find ſtets wieder wählbar. | 

'8...Die Gemeindeverfammlung und ‚der. Gemeinderath haben den Syn⸗ 
die der Municipalität zum Vorfiger. 

Sie ... die —— der Mumicipauitat und nehmen ihre 
Rechnungen ab 

Sie. — die Borfihläge u Verkäufen und Antäufen von Üügenden 
Srunden; zu Geldanlehen, zu Rechtshaͤndeln und zit Bürgeraumah welchin- 
gungen. 

| * Geſetz kann ihnen noch andere Verrichtungen übertragen. J 
9. Ina jeder Gemeinde iſt eine Mumicipalität die aus einem Syndic 
und wenigſtens zwei, hoͤchſtens ſechzehn Mitgliedern beſteht. 

Die Municipalbeamten bleiben zwoͤlf Jahre an ihren ‚Stellen , wetden 
zum Drittheil erneuert und ſind ſtets wieder wählbar. : 

Das Geſetz beſtimmt die Verrichtungen jeder Municipalität, weihe 

1) die Ortspolizei; | 

2) die befondere Verwaltung ber Gemeindegüter, die Armencaſſe und die 
Gegenitände TURM Verwaltung betreffen, bie ihnen — 
ſeyn koͤnnen. 

Die Syndics ſind, jeder in ſeiner Gemeinde;; mit Bollziehung * Ge: 
be, Dettete: und Befhtüffe beauftragt. : Das Geſetz beſtimmt die Aigen 
befoudern Verrichtungen der Syndics. 

10. Se, jedem Kreiſe iſt ein Frichensrichter— Der naͤmliche Fuedens⸗ 
| ticter kann fuͤr zwei Kreiſe beſtellt werden, aber er. muß in dem einen oder 
andern derſelben wohnen. | 


Der Friedensrichter ift mit Voltgiehung ber Geſebe und mit der Auf: 
fie. über die untern Verwaltungsſtellen feines SKreifes beauftragt. Er ift 
Vermittler in Streitigkeiten zroifchen den Bürgern, gerichtlicher 'Polizeibeam: * 
im, mit- den vorläufigen BVerhören bei Vergehen beauftragt, ‘und gemeinfam 
mit Beifigern Richter in bürgerlichen und Polizeifachen innerhalb der durch 
das Geſetz beſtimmten Schranken. 

11. Der Friedensrichter iſt Vorſitzer ber Wahlverſammlung bes Kreis 
ſes. Wenn der nämliche Friedensrichter zwei Kreifen vorfteht; fo bezeichnet 
dr Staatsrath den Beifiger, welcher in der Verſammlung besjenigen Kreifes 
den Vorfig führt, im welchem der Friedensrichter nicht ſeßhaft iſt. 

i Er Der Staatsrath hat feine Statthalter. Das Geſetz beſtimmt 
Ihre ahf, 

Der naͤmliche Statthalter kann mehrern Bezirken vorftehen; aber er muß 
nothwendig in einem berfelben ſeßhaft ſeyn. 

Die Statthalter find mit der Vollziehung der Gefege und mit bet Auf 
fit der untern Behörden beauftragt. | 

13. Ein großer Rath, aus hundert und achtzig Gliedern beftehenb, 
die für zwölf Jahre ernannt,  drittheilweife erneuert werden und immer wie: 
der wählbar find, übt die fouveraine Gewalt aus, 


Ä Er verſammelt ſich am erſten Montage im Mai, in der Stadt Lau⸗ 
anne. 
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Seine gewohnte Sitzung dauert: lingſtene einen Weit; Wen * 
der Staatsrath die Dauer derſeden — nr un 
Der große Rath tr 
4) nimmt an oder verwitft die Vorcſchlage von Shen, Decreten odet 
Auflagen, die ihm durch den Staatstath vorgelegt ‚werden.‘ Alles, 
‚was die Beſoldung deri: öffentlichen Beamten. und die —— 
von Cantonsdomainen betrifft, iſt der Gegenſtand eines) Decrets; mv 
2) er läßt ſich über die Vollziehung der or. und Decrete —** 
ablegen; 
3): diei Staatsrechnungen werden ihm vorgeligt und bisech: —— 
4) er berathet die Begehren außerordentlicher Tagſatzungen, ernennt die 
‚ »:. Gefandten an die Zagfagungen und ertheilt ihnen Inſtructionen: 
5) ſpricht den Willen des Cantons aus. Seine Sitzungen —— 
ffentlich. 


14. Ein Staatsrath, aus dreizehn Gliedern des großen Rh 7 


ſtehend, welche fortfahren, dieſem letztern anzugehoͤten und ſtets wieder wůhliar 
find, hat den Vorfchlag der Geſebe/ Decrete und Auflagen. 
Der Staatsrath ef 


1) ift beauftragt mit: Bollziehung * Geſete and Decete & entäpt Das | 


; für: die nöthigen Befchlüffe; 

2 er hält Auffiht über alle untere Behörden und ihellt Pat die noͤ⸗ 

thigen Weiſungen/ mit N ber — RER 
VUrctheile 

3) er begwaältiget zu Veräußerung und * Ankauf gende Seine von 

Seite der, Gemeinden ; 

4) er kann DMunitipalitäten, welche pflichtwidrig handein, in ihren Ver⸗ 
richtungen einſtellen und ſolche proviſoriſch verſehen laſſen, mit WVorbe⸗ 
halt, daruͤber dem großen Rath in ſeiner naͤchſten ordentlichen Sigung 
‚Bericht. zu verftatten;. | a BE 7112 

5) er ernennt feine Beamten und ruft ſolche zur; abe- 

- 6) er legt, dem großen Rathe über alle Theile der — — 

ab, und verlaͤßt die Sitzung, wenn. über feine Verrichtungen er Rede 
nungen berathſchlagt wird; | 

7) ex verfügt über. die bewaffnete Gewalt, für bie Xufrehihakuung väffen: 
licher Ordnung ; | 

8) er Fann die Dauer der Sigungen des großen Raths velängemn und 
ihn außerordentlich zufammenberufen. . 

15. ‚Es find neunzehn Gerichte erfter Inſtanz. Das Geſeb beftimmt 
ihre Dr Zegenlfaten und Befugniffe. 

Ein Appellationsgericht, aus dreizehn Mitgliedern beſtehend die 
für zwölf Jahre ernannt, zum Viertheil erneuert werden und ſtets ieder 
waͤhlbat ſind, urtheilt in letzter Inſtanz. Das Sefeg beſtimmt bie, ormen 
der Urtheile in Criminalfaͤllen. 

17. Eine aus einem Mitgliede des Staatsraths, als Präfi Äh und 


vier Mitgliedern des Appellationsgerichts beſtehende Gerichtoſtelle ennſcheidet 
uͤber ſtreitige Adminiſtrationsfaͤlle. | 


Dritter Zitel, 


Wahlform und Mählbarkeitsbedingniffe. 


18. Der Gemeinderath - wird durch die Vahlverſammlung ber € Gemeinde 
gewählt, - ; 
Um in denfelben ernannt zu werben, muß man 
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Mitglied ider Wahlverſammlung der Gemeindez "i 
a dreißig Jahre alt ſeyn. Era Barall 

49.0 Die Mitglieder, der Municipalitaͤt werben erkannt, le: bigt⸗ 

In den Gemeinden, deren Bevoͤlkerung fuͤnfhundert Selen. nicht uͤber⸗ 
hg, durch die Wahlverfammlung der Gemeinde, aus: den: Mitgliedern dies 
fer Berfammlung; ‚und ‚in: jenen, deren: Bevölkerung ſtaͤrker ift, : durch den 
ru und aus ben. Gliedern — denen ſie ſernechin an⸗ 
i oͤten — 

Jederzeit aber müffen drei Viertheile ber Stellen ‚de Gemeinbereth * 
wohl als in den Municipalitäten mit Gemeindbuͤrgern befegt feyn.. 

W. Die großen Rathsftellen werden auf folgende Meile. vergeben: 
6 Die Kreisverſammlungen werden vierzehn Tage vor der: Wahl: zufam- 
wenbitufen. Jede Munitipalitaͤt ündigt folche: ſieben Tage vor bet Wahl am. 
Die Wahlverfammlung des Kreiſes ernennt: in dem Umfange deſſelben 
einm ditecten Deputirten in den Heinen -Rathi:.ı (Die: Stadt. Bauform. er⸗ 
Mit: deten, mit Hinſicht auf ihre Bevölkerung; pie) 3..." 

Der Frĩedensrichter kann in demjenigen Seife deſſen wdeſcimiunz er 
—— werden. 

Im als dirxectes Mitglied des. großen Roths duch, die Wehienunm 
im des Kieifes ernannt werden zu fönnen, muß, va | A 

1) Mitglied diefer Verfammlung feyn ; — 59 
Nreißig Jahre zaͤhle;z; 

3) kigenthůmer von zmweitäufend "Fünf hundert. 'Zianten an im Canton 
gelegenen Grundftüden, oder von fünftaufend Ftanken an Schuldti⸗ 
ten fepn, “die auf im Canton gelegene, Grundſtuͤcke verfichert find. 

j Dieſes Eigenthumserforderniß wird auf funfjehnhunbert Franken an im 

Einton | gllegenen Grundſtuͤcken, oder auf dreitauſend Franken an Schuldti⸗ 

kn, die auf im Canton gelegene Grundſtuͤtke derfichett find, für diejenigen 

qs Rreife berabgefegt, in denen fich die mentäfteh Eigenthimer von zwei⸗ 
ge fünfhundert Franken und darüber finden: - 

U: Weitethin ſchlaͤgt jede- Wahlverfammlüng vier Eanpidaten für den 
* Rath vor, die außer dem Kreiſe gewaͤhlt erden? " " - 

Um als Candidat von den —— der Kteife emannt wer⸗ 

MM zu koͤnnen, muß men 

1) Mitglied der Wahlberſammlung eines Kteifes ini Canton feynz; 

2) Eigenthlimer von zehntaufend Franken an: im anton- gelegenen 
Grundſtuͤcken, oder von zwanzigtauſend Franken an Schuldtiteln ſeyn, 
bie auf im Canton gelegene Grundſtüuͤcke verſichert find. 

Dieſes Eigenthumserforderniß wird für die aus den ſechs im 20. Art. 

3 3. erwähnten Kreife gewählten Gandidaten auf fieberitaufend Franken, an 
| Santon gelegenen Grundftüden oder auf vierzehfitaufend Franken in 

San, die auf im’ Canton gelegene Grunbftüde vetfichert find, her: 

abgefept 

Aus den Candidaten ernennt der große Kath durch geheimes abfolutes 
Stimmenmehr drei und fechzig Mitglieder des großen Raths. 

2. Eine Wahlcommiſſion endlih, die, aus den, Mitgliedern bes 
Sintsrathe, jenen des Appellationsgerichts und vierzig durch das Loos bes 
zeichneten Gliedern des großen Raths zuſammengeſetzt iſt, erwaͤhlt: | 

1) feh8 und dreißig Mitglieder des großen Raths, aus allen Buͤrgern ers 
iefet, die vierjig «Fahre alt: und Eigenthümer von zehntaufend Fran: 
ken an im. Canton gelegenen Grundſtuͤcken, oder. von zwanzigtaufend 


Franken in auf im Canton gelegenen: oundtlann haftenden UBLAN> 
titeln find; ML pa 11:3: > BE" 
2): achtzehn Mitglieder des großen Raths die. aus alten fünf. an zwan⸗ 
zig Jahte alten Birgern erkieſet werden, —— Sigenthuns⸗ 
', nbebingungen unterworfen ſind. 
md Die vier und fünfzig: — die Wahlcemmiſton eramn. Mita 
muͤſſen übrigens: Nein 5 Ban 7 FE u , Ca Wr 
1) Bürger einer Gas, des Gantons ſeyn, * —* der im 
Eanton anerkannten und ı:den ae uns — —— 
rationenz u een 
» feit, einem Jehr im ‚Canton. ſeßhaft ſeyn 8. WTB 7 % 

23. Der Werth der, im den drei: ———— Artikeln wib auch 
— in‘ gegenwärtigen Verfaſſungsurkunde erwaͤhnten, liegenden Gruͤnde 
wird; den Cataſtetrangaben gemaͤß beſtimmt, nach Abzug der Haͤlfte ber auf 
dieſen liegenden Gruͤnden haftenden hypothekariſchen Schulden, mis! Ausnahm⸗ 
der Summe, wofuͤr die Frau auf die Guter ihres Mannes venfüchent:äk, 
und: eben ſo deſſen/ worauf der Uniderſal⸗Donator fuͤr idiervon ihn geſchenk⸗ 
ten Guͤter verſichert iſt; dieſe beiderlei Hypotheken werden / nicht: (abgezogen. 

"Die Muhnießung des Marines von feinem: Weibergutund end‘) — 
* Sohn von der Ausſteuer aus bem vätkıfiäyen une erhaͤ⸗ Werken en 
Eigenthume gleich geachtet. ip 

m, all derjenige, welcher ben Beweis des Eidenthitimede je Fr en 
fol, ale 6 acht von karl Gründen ind, von Schulttiteln um 
kann er bie * zu den erſtern ſchlagen, aber immet ing in Der: 
haͤltniß dee Werths der liegenden. ‚Grlmde, oe 

24. Dir Siellen welcht ‚im. oßen Nuthe durch Tod Ber a uf „andere 
Weife in der Zwiſchenzeit von einer Emeuerung zur audern ee Au 2 par 
den auf folgende 2 deiß zrgaͤzt: — 

Wenn es um ein drittes Mitglied: w ieh, iſtz ſo eh, "bie Bahr 
ſammlung des Kreiſes innerhafb zweier: Monate nach der Erledigung : zufam: 
menberufen, um zu einer neuen Ernennung zu ſchreiten. 

Iſi es um Erſehung eines durch den großen Nath oder durch die Wahl: 
commifft on zu ernennenden Mitglieds zu thun; fo wird dieſe bei hen: noͤchſen 
Verſammlung des großen Raths vorgenommen. 

Dilie auf dieſe Weiſe ernannten Glieder find fuͤr die vamuche Zeit ge 
wählt „welche jene, anderen Stelle fie traten, daran. ‚geblieben: waͤren. 

25. Die Kreiſe entſchaͤdigen jeder. feinen directen Deputirten. Die Ver: 
ne der übrigen Glieder. des großen Rache gefchehen unentgeldlich. 

| Die Mitgfieder des Staatsraths werden durch. den. großen Rath 
uf zwölf Jahre ernannt und viertheilweiſe erneuert. 

27, Der große. Rath ernennt unter, ben Gliedern des Staatsrathe 
zwei Präfidenten, die den Zitel Landamman führen. ” 

‚Die Landammänner bleiben vier Jahre an ihren > 

Sie wechſeln jährlich unter einander ab, 

Sie find nicht unmittelbar wieder wählbar. 

Bei der erſten Wahl wird det eine Landamman nur auf jmd zehe 
etrnannt. —— 

Der kandamman melde nicht im nie Ak, ir Bin des 
Staatsraths. 

Dev Landamman im Ami⸗ praͤſidirt ben großen Rath. : * 

Beide Landammaͤnner beriehen einen beſondern Gehalt. sr. m 
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u IPB De 1 DRicälieher: der 1, Getichte » erfter« Juſtanz > werden o vom beim 
) aus zwei Dreierv gen ernannt, „deren einer von bem Gericht, 
di Stelle erledigt wor en, und der andere vom — — 


t wird. 

pſtamui⸗ Gericht fol Heine Vorſchlagsliſte Da Üppeliations: 

* len, welches nach Gutfinden ſeinen Vorſchlag me; dieſer er 

ie mabhängiß von derfelben,, bilden kan 

Mitglieder der Gerichte erſter Inſtanz fünnem, nut as Bürgern 

ht werden, welche, Eigenthuͤmer find von dreitauſend Franken an im 
gelegenen, Grundſtucken Hoder von ſechstauſend — in Schuld⸗ 

ram im -Ganton gelegene Grundſtuͤcke perſichert ſind. 

29, Die Mitglieder des Appellationsgerichts werden Man den ‚großen: 
Mus Bürgern, ernannt, welche dreißig Jahre, alt, und die geweſen find: 

entweder Mitglieder einer Obern adminiſtrativen oder richterlichen Be— 


höorde; 

"ee während fünf — Mitglieder eines wBlaftanztichen Gerichtes, 
9 ae — 

ep am Appellarionsgerichte, ber die ben Hang und 
% octoten oder Licentiaten der Methte entweder bei ber 


















9 


von Harms oder im Auslande erhalten haben. 
"Dit Präfii ident des Appellationsgerichts wird von dem großen Rathe 
— den Gliedern des Gerichts ernannt. Er iſt ſtets wieder 
| "rn ——“* NE 

— rt Ältgemeine Verfügungen. 

5 — Schweizer, der im ‚Canton Waadt wohnt, iſt Senat, * 

Im Canton Waadt findet kein Vorrecht der Ortſchaften, * Se: 
5 Derionen oder der, Familien Statt, 

"3, Die Gemeinden duͤrfen die. Erwerbung des Buͤrgerrechts nicht 














Die Streiigeiten, welche fi ih) beehalb erheben Eönnten, heurtheift hen, 


th 
Du Gefes beftimmt die Art, wie ein Fremder das Buͤrgerrecht in. eis 
meinde \des. Cantons erhalten kann, 
3 Das Begnadigungsrecht ſoll Statt finden. Es wird vermittelſt 
| Dranis ausgeübt. Das Gefeg beitimmt die, Erforderniffe, um Be: 
aerhaftem zu können ſowohl, als die befondere Form des Decrets, 
3. Die Gemeinde: und ‚Kreisverfammlungen fönnen in keinem Falle, 
a unter einander felbit, noch, mit einzelnen Perfonen oder Gorporationen 
t dem Canton, Briefwechfel: führen, 
36. Die evangelifch veformirte Religion ift die Religion des Cantons. 
Defaffung gewaͤhrleiſtet den fatholifchen und vermifchten Gemeinden von 
A „Aſſens, Bottens, Bioley- Driulaz, Etagnieres, Poliez: le» Grand, 
ins Pitter St. Barthelemy und Bretegny, Billard : le: Zerroir und Ma: 
p * 9 die — der katholiſchen Religion, nach bisheriger Uebung. 
beftehende Geſetze, Decrete, Belhlüffe, Verordnungen 
a Mr miffe ‚bleiben fo lange in Kraft, bis fie gefeglic find abgeändert 


—— und Veit. im großen Rathe. 
Kaufanne „am 4; Augufi 1814. 
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eu Staatsverfaffüng des: ——— Sotothurn von 
an stinln, 1. Auguft 1 1 at. 1: * ll oe X 


Mir ——*z Mein und große Näthe der Republie Solbthun 
nachdem Wir den Verfaſſungsentwurf vom 8. Juli abhitidinet nähern Ne 
vifion untermwörfen, und nach genauer und forafättiger Prüfung ’ gefücht be 
‘ben, fowohl die verfchiedenen Intereffen der Stadt und des Landes in nähen 
Verbindung "und: beſſern Einktang.. zu ſetzen/ als auch durch Darbtingung 
großer Opfer die Ruhe und Eintracht: im Canton gänjlidy! herzüftellen, = 
haben dieſe endliche Redaction der Stadtsverfaffung für: den Canton "Sole 
thurn — tmgenanitähent * genehinigt, — anmit ind be 


I) 


een AR — 

| Geigennes —* Stantsverfaffung — Sotothumn 
— Erſter Aofhnitt. * — 
—Geſfetrgebende Gewalt ! dirsadhen 7206 


‚4 Die — Gewalt des ſouperainen ‚Standes Sötothum wird von 
einem aus hundert und einem Gliede beftehenden großen Rathe ausgeübt 
Er nennt fi) Schultheiß, klein und große Näthe, der Mepublit Splothum, 

2.. Dem großen Rathe ſteht die Geſetzg/ bung zu. Et erlaͤßt demnach 
nicht nur die Geſetze, welche ihm vom kleinen Rathe vorgeſchlagen werden, 
fondern er bat auch die Befugniß, diefe Behörde zu Einreihung eines 
fegesvorfchlags über einen beftimmten Gege ſtand aufzufordern. 

3. Der große Rath beſitzt das ausf ließliche Recht, Steuern ud A 
gaben zu erfennen, und bie Veräuferung von Staatsgütern zu bewilligen 
Die alljährliche Gtnaremung ift ſeines Prüfung und Bomhmiguni um 
terworfen. 

4. De — Rath ertheilt die Infituctionen des Standes Solothan 
auf die eidsgenoͤſſiſchen Zagfagungen; er ernennt die Geſandten, und laß 
ſich von ihnen Bericht abſtatten. Beträge, Gopitulationen: und Bunduſ 
werden von ihm abgeſchloſſen. 

5. Der große Rath uͤbt während feiner Verfammtungsgl Das Bgm 
digungsrecht bei Todesſtrafen aus. 

6. Der große Rath erwaͤhlt ſeine Mitglleder theils — theil 
aus einem dreifachen Vorſchlage. Er ernennt aus ſeiner Mitte die Glie 
des kleinen Rathes, ſo wie jene des Appellations- und Cantonsgericht 
Unter den Gliedern des kleinen Rathes bezeichnet er die zwei Schulthei 
Die Wahlen geſchehen durch geheimes und. abſolutes Stimmenmehr. 
7. Der große Rath verſammelt ſich ordentlicher Weiſe zweimal 
Jahrs, im Fruͤhling und im Herbſt. Jede dieſer — iſt 
die Dauer von acht Tagen eingeſchraͤnkt. 

8 Der große Rath wird folgendermaßen  zufammengefegt: 

Jede der eilf Zünfte der Stadt Solothurn zählt vier, jede der: Amtel 
Loͤbern und Olten drei, die Amtei Balıftall vier, die Buͤrgerſchaft don 

ten aber, ſo mie jede der fünf Amteien Bucheggberg, Kriegftetten, Goͤßg 
Dorned und Thierftein, zählen zwei Mitglieder aus ihrer Mitte im’ grof 
Mathe. Diefe werden aus einem von ihnen ausgehenden dreifachen V 
[lage genommen. Die übrigen fünf und dreißig Stellen im großen Rath 
werden durch eine freie, an keine Zunft oder Amtei gebundene Wahl derge 
ſtalt vergeben, daß vier und zwanzig davon ber Stadt Solothurn und t 
der Landſchaft zu Theil werden. 
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9 Die gimfte der Stadt Solothurn forohl- als die Buͤrgerſchaft vᷣvn 
Diten;, ſo wie die’ betreffenden Amteien, uͤben ihr Borſqhlagerecht durch ein 
aus ihrer Mitte genommenes Wahlcollegium aus. a0 077) 
10. Jedes Wahlcolfegium befteht aus funfehn Männernz:öfknf: aus 
zehn: Aelteſten, fuͤnf aus den zehn Meiſtbeguterten, fünf. aus. der Ges 
rk der anweſenden Zunftgemoffen: odern —— des ae: 
wetden durch das Loos zu Wahlmaͤnnern beſtimmt. 
11. Um. von einem Wahlcollegium zu einem Sue dee groß Ratho 


vorgeföfägen. werden zu. können, mußman - Mia u ara 
a) das vier und zwanzigſte Zap: authchgeiegt Haben a RD 
b) eigenen Rechtens ſeyn; N. Imui on el,‘ a ei 


ey) in Niemands Koft und Lohn ftehenzi 0 
d). ein Vermoͤgen von zweitauſend Franken Sin: Bisenfaften oder unter⸗ 
pfaͤndlichen Guͤltſchriften befigen, und endlich Fun 
ein. eretbtes oder ;feit sehn — —— Detsbängermeht im Wehr 
reife genichen, : 
12. Die nämlihen Eigenſchaften auch jene Männer in 1) 
nn — vom n großen Rate! öhne Vorſchlag erwaͤhlt werden. 


mind Bmweiter Yhlhnitt,, ne ge un RER 
—* ———— Gewate SATT SR 


13. En n”Eleiner Raͤth von ein, und zwanzig Stiedern bes großen Karhd,, 
von dem fie ‚fortwährend. einen Theit, ausmachen, iſt mit der. Vorſchlagung 
ſowohl als Vollzlehung der von der hoͤchſten Gewalt ‚ausgehenden Gefege fe 
auftragt. Er erlaͤßt die zu diefpm Ende. fowohl als zut Handhabung 
Polizei und zum Behuf der Übrigen, — der ——— er Be 
den Belhlüffe und Verordnungen, Er vetfuͤgt über, die bewaffnete. Mick, 
Er entwirft die Standesinftructionen auf die Tagfagungen, Er urtheilt 
lezter Inſtanz über alle Streitigkeiten im Berrsaltungswelen, und legt N 
jährlich dem großen Rathe. den alle Theile dev Wörwaltung die Staatsrech— 
nung ab, 

14. Der Eeine Nath bat’ das bil, Gen großen Rath außerordentlich 
zu verſammeln, und die ordentli che Sitzungszeit deſſelben zu verlängert. 
15. Der Heine Rath, mit Zugiehüng des - Appellationsgerichts, vergiebt 
die der hoͤchſten Gewalt nicht ausdruͤcklich vorbehaltenen Stellen,; und: übe: ” 
der Abweſenheit des. großen. Nathes das Vrgnadigungsrethtaus. ;-' 
46. ZJede der eilf Fünfte: hat von Rechtswegen "eins; die vaundichae 
aber vier: Glieder im kleinen Ruthe "Die Übrigen ſechs Glieder werden ohn⸗ 
itgend einen Unterſchied ats dern! großen Rathe gezogen. | Fr, 100 

17. Zwei aus der Mitte: des’ Heinen Rathes genommene Scutthetgeie 
— abwechſelnd/ jeder ein Jahr — den Vorſitz im kleinen und großen 

athe 

18. Meder im kleinen Relhe Ze in irgend einer Gerichtsbehörde 
dürfen Water und Sohn oder: zwei Bruͤder zu gleicher Zeit Mitglieder ſeyn. 

19, Der kleine Rath verfammelt ſich regelmäßig er den Ruf des 
Schultheißen ‚ fo.oft es bie Geſchaͤfte ‚erfordern. 


Dritter Abſchnitt. a 171 
Riyterlide Gewalt | 


W. Die Stadt Solothurn ſowohl als bie übrigen Oberaͤmter — 
für — Streitigkeiten eine erſtinſtanzliche Gerichtsbehoͤrde, welche Amts⸗ 
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gericht benannt wird. Daſſelbe beſteht aus dem Oberamtmamn und zwei, 
Beiſitzern. Der kleine Nash erwaͤhlt die letztern aus den im Amtskreiſe ge⸗ 
ſeſſenen Hrtöbürgern, Sn Polizeirechtsfaͤllen * der Oberamtmanu allein ber 
Bücytepsanfter una: 7 nut 8 A 

2... Ein. Cantonsgericht, beſtehend * acht ‚Siem, beuttheilt «m 
— Inſtanz alle Civil⸗ und. Palizeifälle, die. einer. Appellation faͤhig gr 
Daſſelbe ertheilt die neue Rechtsuͤbung, und bildet das Schuldengericht. 
wird von einem Mitgliede des kleinen Mathe, praͤſidirt, weiches! nur ! = 
eine Stimme hat, wenn die Meinungen ‚gleich getheilt find. . Bei dem 
Spruche des Cantonsgerichts -ift die. Gegenwart vom. fieben Richtern erforber: 
lich. Bei Schuldbetreibungen find fünf Richter, hinlaͤnglich. miss (dl 

22. Wierzehn Richter, woruntet ſede der eilf Zuͤnfte wenigſtens einen 
ihter Großraͤthe zaͤhlt, unter dem. Vorſitze des Alt⸗ Schultheißen oder: feines, 
aus dem kleinen Rathe genommenen, Statthalters, bilden das Appellations⸗ 
gericht, welches in letzter Inſtanz alle recursfaͤhige Spruͤche des: Cantonsge⸗ 
richts beurtheilt. Zur Guͤltigkeit ſeiner Spruͤche wird das Beiſeyn von eilf 
Richtern erfotdert. Die Meinung des Praͤſidenten zählt nur, wenn die Kid: 
ter in ihren Stimmen. glei) getbeilt- find. f 1: 4J 

23. Das vollzählig verſammelte Appellationsgericht übt in erfter umd 
letzter Inftanz die Griminafgerichtsbatkeit aus.’ In allen Fällen, wo 
Todesftrafe eintreten Eönnte, wird dieſer Gerichtshof, vermitteljt des LXoofed, 
mit. vier Gliedern des Eleinen Raths verftärkt. Sind die, Stimmen J 
gethellt; fo kann keine Todesſtrafe Skaͤtt finden. 
vn 24. Für die Streitigkeiten im Verwältungsfache find ebenfalls” 
Inſtanzen aufgeſtellt. Die erſte Inſtanz ft der betreffende‘ Obgramtmant; 
die zweite bildet ein dus vier Appellationsrichtern beſtehendes "und von ein 
neh praͤſidirtes Verwaltungsgericht, von welchem (ganz wie. im E 
vil: Rechts ange) die neue Rechtsuͤbdung ertheilt told; die dritte und kt 
Saar —* ber kleine Rath, | 


Vierter Abfhnitt. _ 0% . chi 
Genfur. “ 


25, Alte acht Jahre, während ber ordentlichen; Habt real je q 
Gen Raths bezeichnet das Loos fünfzehn Glieder, nämlich fünf aus de 
Heinen Rathe, fünf unter den Großraͤthen der Landſchaft. Diefe vereinig 
ſich auf der Stelfe, um die Frage zu enticheiden: ob eine Wiedererw aͤhlung 
des kleinen Raths Statt finden ſolle. Wird die Frage mit der abſoluten 
Stimmenmehrheit bejahet; fo wird dieſer Antrag ſogleich dem verſammelten 
großen Rathe kund gethan. Wird’ diefer, Antrag vom großen Rathe durc 
die Mehrheit von, zwei Drittel Stimmen genehmigt; fo wird unmittelbar 
darauf zur Wiedergrwählung des geſammten kleinen Raths geſchritten. f 


Fünfter Abfhnitt. — 
Allgemeine Beſtimmungen. 


26. Die roͤmiſch⸗katholiſche Religion iſt die Religion des Säntg 
Solothurn, mit Ausnahme des Dberamts Bucheggberg, wo "die evang 
teformirte nemährleiftet wird. 

27. Jeder Gemeindsbürger des Gantong, der bie erforderlichen Eigen 
genfchaften befigt, Hat das Mecht, zu allen Stellen und Aemtern zu g& 


langen. 
28. Der freie Gewerb⸗ und Handelaberkehr zu Stadt und Land iſt 
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förmlich aneılannt.: Die deshalb — —— ſolen mas 
von dieſem Grundſatze ausgehen. 

2. Im der Stadt ‚Solothurn fol nur ‚ein und das gleiche Blisgens 
mcht beftchen, und fomit ber Unterfchieb zwiſchen alten und neuen Bürgern 
abgeſchafft verbleiben. 

30. Keine Gemeinde des Cantons darf einem Drtöbüeger von: Stadt 
ober Land, wenn diefer bie durch das Gefeg vorzufchreibenden Bebingniffe 
wird erfüllt haben, die Aufnahme in ihr Ortsbürgerrecht verweigern. 

31. Eben ſo darf keine Zunft in der Stadt ſich weigern, einen Orts⸗ 
buͤrger, der noch auf keiner Zunft eingeſchrieben iſt, aufzunehmen, wenn er 
die ducrch das Geſetz zu beſtimmenden Bedingniſſe wird erfüllt haben. 

32. Jeder Einwohner des Cantons, der das ſechszehnte Jahr zurüͤck⸗ 
gelegt hat, kann zu Milizdienſten angehalten werden. 


Sechster Abſchnitt. 
Einführung ber Berfaffung. 


33. Det wirkliche große Rath, fobald er die feſtgeſetzte Anzehl der | 
Sroßräthe vom Lande in feinen Schoos wird aufgenommen, und auf diefe 
Weife ſich des Endlichen wird conftituirt haben, wird ohne Verzug zur Er— 
nahmfung des Kleinen Rathe, des Appellationss und Cantonsgerichts und 
der beiden Schultheißen fchreiten. 

34. Gegenmärtige Cantonsverfaffung foll von Unfern Amtsfhulthetg 
und Staatsfchreiber unterzeichnet, mit dem Staatsfiegel derfehen und in das 
eidsgenöffifche und Cantonsarchiv niedergelegt werden. 

Gegeben den 17. Auguft 1814. 

Der Amts: Schuttheig, 
Hermenegild vom Arregger. 
Der Staatsfchreiber, 
Friedrich von Rott. 





0) Berfaffung der Republit und des Cantons 
Genf vom 24. Auguſt 1814. 


Erfter Titel. 


Darftellung ber Regierungsform, Wahlrechte, Wählbar: 
feitsrehte und verfchiedene Verfügungen über die Stadt 
und Gemeinde Genf und über bie andern Gemeinden. 


1. Die Stadt und Republik Genf hat Wahlverfammlungen, einen 
Repräfentantenrath, vier Spndics, einen Staatsrath, ein erſtinſtanzliches 
und Polizeigericht fuͤr die Stadt und das Stadtgebiet, aus einem Statthal⸗ 
tet und ſechs Auditoren beſtehend; und fuͤr die Landſchaft erſtinſtanzliche und 
Polizeirichter. In Genf werden Civil: und Criminalgerichte aufgeſtellt. Der 
Kitchenrath wird beibehalten; ebenfo ein Chegericht für die Proteftanten; bie 
Alademie, welche der Repraͤſentantentath, auf den Vorſchlag des Staats: 
raths, in eine Univerſitaͤt umwandeln und ihr die: angemeſſen erachteten Orb: 
nungen und Statuten ertheilen kann; eine beſoldete Garniſon, deten Staͤrke 
der Repraͤſentantenrath feſtſezen und mad) den Umſtaͤnden vermehren oder ver⸗ 
mindern kann; einen Kriegsrath und eine ſtaatswirthſchaftliche Kammer. 

2. Wenn gleich. die proteſtantiſche Religion in der Republik Genf bie 
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herrſchende ift; fo. folk; ——* — eine Ar den Anton, Gotta 
beftimmte Kirche oder Kapelle ſeyn, worin.ndiefer,: wie bis anhin, gefeiert 
wird; fie ſteht unter der Oberaufſicht des Staatsraths, dem die Beſlaͤtigung 
der Wahl ihres Pfarrers zulomms:; Der ‚Staatseath wird die erforderlichen 
Schritte thun, damit diefe Kirche oder Kapelle dem Sprengel eines ſchwei⸗ 
zeriſchen Biſchofs zugezählt werde; die Koften: ihres Unterhalts werden von 
der Republik: getragen, und durch den Repraͤſentantenrath nach den Umſtaͤn⸗ 
den feſtgeſetzt. 

3. Die Berfaffung anerkennt kein Patriciat. und keine privilegicte Caſ⸗ 
fen z.alle Genfer find vor dem Geſetze pr 

4.: Die Preßfreiheit ift anerkannt; es foll aber jede Drudfhrift mit 
dem Namen des Druckers unterzeichnet und ſolcher hierfür veranttort: 
lich feyn. 

Dem Repräfentantenrath ſteht jedoch, wenn die Umſtaͤnde ſolches noithi 

machen, die Befugniß zu, durch beſondere Verordnungen den Gebrauch jener 
Freiheit zu befchränfen. 
65. Zu Ausübung des Stimmrechte ift Jeder befugt, der feinen Wohn: 
fig. in der Stadt oder auf ihrem. Gebiete hat, wenn er geborner Genfer if, 
indem ee nämlih vor dem 15. Aprit 1795 duch Recht. der Geburt das 
Bürgerrecht der. Stadt oder einer Gemeinde, oder das immerwährende Ans 
faffenrecht befaß, oder von einem Water oder Großvater abflammt, die dieſes 
Mecht befußen, oder wenn er foldhes vom Staatsrathe durch Verleihung oder 
Kauf fid erworben hat, Er muß überdies die nachſtehenden (Art. 7.) Be 
a erfüllen, 

6. 1) Der Staatsrat) kann das Stadtbürger: oder Stadtgemeinderecht 
durch Ertheilung oder gegen eine Kauffumme überlaffen, welche Iegtere 
dem Hofpitale von Genf zufällt. Die Zaren, welche von Aufenthalte 
bewilligungen bezogen werden, fallen in den Gemeindefedel von Genf; 

2) ‚die Ertheilung oder die Ueberlaffung gegen eine Kauffumme von Ge 
meinderechten ber Landfhaft muß durd den Staatsrat genehmigt 
feyn, und die davon herfließenden Gelder gehören der betreffenden Ge 
meinde zu. 

7. Die für Ausübung. des Wahlrechts erforberfichen Bedingungen, 

außer den im Art. 5. bereits erwähnten, find: 

1) das majorenne Alter oder das zurüdgelegte fünf und zwanzigfte Jahr; 

2) man muß an bdirecte Abgaben jeder Urt, gezwungenen oder freiwilligen, 
für feine eigene Perfon und-für feine Gattin, die Summe von zwar 

‚zig Schweizerfranten (oder 63 Fl. 9 S. Genfergeld) bezahlen, den 

Empfangfhein hierüber für das legtverfloffene Jahr vorweifen und von 
frühern Sahren her nicht im Rüdftande feyn; 

3) man muß zahlbar und nicht Fallit feyn; 

4) man muß nicht Dienftbote oder Almoſengenoͤſſi g — — bie em: 
pfangenen Unterftügungen ſowohl, “als den Viriltheil derjenigen, welche 

der Vater empfangen haben moͤchte, zuruͤckgezahlt haben; 

5) man muß von, feinem entehrenden Strafurtheil betroffen feyn; 

6) man muß endlich bewaffnet, equipirt und uniformirt feyn, ..8 fep 
benn, daß man durch Alter, Stand oder Krankheit vom NR 
befreit wäre, ;,.. | 

8, — Sämtliche Glieder. des Kicchenzaths, des Ehegerichts FE = Akıder 

nie oder Univerſitaͤt; der Bibliothekverwaltung, der Verwaltung des Hoſpitals 
von Genf, der: ſtaatswirthſchaftlichen Kammer, der vormundſchaftlichen Kam⸗ 
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mer, die Lehrer am Collegium, die Zehner, die Verwalter des franzoͤſiſchen 
und: teutſchen Armenguts, und die Genfer, welche: Mitglieder des wohlthaͤti⸗ 
gen Vereins ſind, genießen das Stimmrecht ohne Ruͤckſicht auf die gezwun⸗ 
gene oder freiwillige Bezahlung oder Nichtbezahlung der im vorhergehenden 
Attikel — Abgaben. 


—— Titel. 
Vom Repräfentantenrath, 


1. Der Repräfentantenrath befteht aus zweihundert und funfzig Abge⸗ 
otdneten weltlichen Standes, welche das dreißigſte oder, inſofern ſie verhei⸗ 
tathet find, das ſieben und wannſt⸗ Altersjahr zuruͤckgelegt haben. 

2. & wird duch die Syndics und den Staatsrath praͤſidirt, welche 
auch felbft Glieder deffelben find; durch diefen Zuſatz wird der Repräfentanz 
tenrath zweihundert und acht und fiebenzig Glieder ſtark. 

3. Derſelbe ift eine berarhende Verfammlung; er wird zu Vermei⸗ 
dung allzulanger Berathungen die dienlich erachteten Vorſchriften erlaffen. 

4, Wer fih um die Ernennung in den Repräfentantenrath bewerben 
will, kann ſich im der Ganzlei einſchreiben. Das Verzeichniß der Bewerber 
ſoll ffentlich bekannt gemacht werden; allein die Wahlmänner find feines« 
wegs auf die in diefem Verzeichniß enthaltenen Gandidaten beſchraͤnkt. 

5. Es werden alljährlicy dreißig Stellen in diefem Rathe erneuert, 


1) In diefer Zahl find einbegriffen die durch Ernennung in den Staate« 
tath, duch Tod, durch Entlaffung, oder durch zweijährige Abmwefenheit 
ohne Erlaubniß des Staatsrathe erledigten Stellen; 

2) die auf ſolche Weiſe aus dem Repräfentantenrath austretenden Depu⸗ 
tirten find ein Jahr nad ihrem Austritte wieder wählbar; 


3) die ein. Amt bekleidenden Deputirten bezahlen folches bis zum Schluß 
feiner gefeglihen Dauer, wenn fie in Kraft des Ernennungsgefeges aus 
dem Repräfentantenrathe treten; 

4) die erfte Erneuerung gefchieht durch das Loos; fie finder nicht eher als 
nad) Abflug von fünf Jahren Statt, und wird zunaͤchſt alle Deputir⸗ 
ten der erften Wahl befaffen, bis die Zahl derfelben gänzlich erfchöpft 
ift. In der Folge geſchieht fie nach der Zeit der Ermählung, fo daß 
die älteften zuerft austreten; und wenn ihre Zahl jene der zu erneuern: 
den Stellen überfteigt; fo entfcheidet das Loos. 

6. 1) Alle Genfer, der Stadt fomohl als der Landfchaft, welche bas 
Stimmrecht befigen und davon Gebrauch machen wollen, laffen ſich 
mit Tauf- und Gefchlechtenamen, unter Angabe ihres Alters und ih⸗ 
ter directen Abgaben, in ein, bei der Canzlei niedergelegtes, Regiſter eins 
zeichnen. Bmölfhundert der Eingefchriebenen nehmen an den jährlichen 
Wahlen auf nachfolgende Weife Theil: Die Namen aller Eingefchries 
benen werden in eine Urne gelegt und davon fehhshundert durch das 
Loos bezeichnet; Abmefende oder Kranke bleiben unerfegt. Jeder der» 
felden ernennt funfzehn in den Repräfentantenrath wählbare Perfonen. 
Aus diefen alfo Bezeichneten werden diejenigen, welche die meiften 
Stimmen haben, in der doppelten Zahl der zu befegenden Stellen, ber 
einen: Hälfte der fechshundere Wahlmänner vorgefchlagen; naͤmlich den⸗ 
jenigen Wahlmännern, welche Mitglieder der beiden Raͤthe und ber Ges 
tichte dee Stadt oder Gerichtsverwalter find, oder welche in die Claſſe 
derer gehören, bie der Art. 3. bes erften Titels bezeichnet, nad der 
Drdnung, in ber fie da: eingeſchrieben ſind; und endlich die aͤlteſten 
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unter bei ſechshundert. Dieſe dreihundert Dihe iame wife aus 
'den. ihnen Votgeſchlagenen die funfzehn zu ernennenden 


2): Die relative Stimmenmehrheit ift für die Ernennung hinreichend, "fin 


die Beibehaltung wird die nbfolute Mehrheit erfordextz bei gleich. ge 
theilten Stimmen werden ber oder die Älteften beibehalten, > 

3) Nach Vollendung diefer Hartdlung fchreitet man zur Wahl der funf: 
zehn andern Glieder des Repräfentantenrathe; dazu werden fechshundert 
neue. Wahlmänner aus der Urne gezogen, welche nad Vorſchrift des 
erften Paragraphs diefes Artikels die Wahl vornehmen. Die Namen 
der fechshundert erſten Wahlmänner werden nicht wieder in ‚die Urt 
gelegt. 

A) eve diefer Wahlen geſchieht in ber Stadt, und ſoll ſpaͤteſtens innen 
halb vier Tagen, von jenem am gerechnet, an welchem das Verzeichniß 
der fehshundere Wahlmänner bekannt gemacht morden ift, vollendet 
feyn. Die Wahlmänner ſowohl als die Glieder des Reptäfentanten 

raths Binnen keine Entfhädniffe anfprechen. 

5) Die Syndics, die Statkhalter, der Generalprocurator, zwei durch das 
Loos bezeichnete Glieder des Repraͤſentantenraths, der Decan der Claſſe, 
der Rector und ſechs durch das Loos gewaͤhlte Wahlmaͤnner, laſſen 
die Namen aller Wahlmaͤnner in die Urne legen, und es ſoll ſowohl 

“die Ziehung des Looſes der Wahlmaͤnner, als die Entſcheidung der 
Stimmzettel fuͤr die Ernennungen und fuͤr die Beibehaltungen, unter 
ihrer Aufſicht geſchehen. — Der erſte Syndic waͤhlt aus den Wahl: 
maͤnnern zwei Secretaire fuͤr dies Geſchaͤft. 

6) Der Repraͤſentantenrath erlaͤßt, auf ein Gutachten des Staatsraths, 
alle auf die Polizei dieſer Wahlen, das dabei zu beobachtende Ver— 
fahren, und die Fragen, welche ſich über die Wahl- und Waͤhlbar—⸗ 
feitsrechte erheben Eönnten, bezügliche Verordnungen. 

7) Es dürfen von dem gleichen Gefchlechtenamen und Familie nicht mehr 
als fünf Perfonen im Repräfentantenrathe figen. 

8) In den Wahlverfammlungen darf Eeinerlei Berathung vorgenommen 
werden, 


. 1) Dem Repräfentantenrathe fteht die gefeggebende Gewalt zu, unter 


Vorbehalt der Snitiative. der Spndicd und des Staatsraths, und in 
Uebereinſtimmung mit den allgemeinen Gefegen der ſchweizeriſchen Eids⸗ 
genoſſenſchaft. 

2) Ebenfo ſteht ihm das Recht zu, Abgaben zu beſchließen, aufzuheben, 
zu erhoͤhen, zu mindern, zu veraͤndern, zu modificiren und ihre Dauer 
feftzufegen; über alle außerordentliche Ausgaben, welche die Summe 
von 6500 Schweizerfranken überfleigen; über Anleihen, über außeror: 
dentliche Steuern und Staatslotterieen. Wenn dev Staatsrath in den 

“ Fall kommt, Ausgaben zu machen, welche geheim bleiben. müffen; fo 
verlangt er von dem Repräfentamtenrathe ſechs Commiffarien, die ſolche 
zu bewilligen Vollmacht erhalten, und das Geheimnig dev Verwendung 
diefer Bewilligung ſoll gewiffenhaft beobachtet werden, 

3 Ihm ftcht das Recht zu, Gapitulationen und Verträge mit. andern 
Staaten, die ihm durch den Staatsrath vorgefchlagen werden, gu ges 

nehmigen, abzuaͤndern und zw verwerfen; immer jeboch in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit den allgemeinen Geſetzen des Bundesſtaats. 


A) Er iſt befugt, Stantsämter, Tribunatien und Stellen zu errichten, in- 
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he * ſolche den Verfügungen der gegenwärtigen Verfaſſungsutkunde 
nicht widerſprechen. 
Afehen die Ernennungen für alle Staatsaͤmter, Gerichts⸗ and an⸗ 
. Stellen zu, die das Geſetz ausſchließlich den Mitgliedern des Mes 
antentaths zucheilt. 
) | —* Syndies, den Statthalter den Seckelmeiſter, die Staats 
un 1 he den Generalprocurator und die Auditoren erwählt; fo werden alle 
dDabtrichter, die Gerichtsverwalter und die im Act. 8. des erſten Ti: 
Br eihnten Perſonen, dem Repräfentantenrath, um an diefer Ev 
Theil zu. nehmen, beigeordnet, | 
fe * die endlichen Verfügungen über das Militair, Uber die Zeugs 
Oi ‚über Vermehrung oder Verminderung der Feſtungswerke, über 
ngeverfauf von Srundjtüden der Privaten, die zum Behuf der 
gzswerke unentbehrlich erachtet würden, ſo mie Über den Zwangs— 
von Privateigenthum, das für die Sicherheit oder Geſundheit 
Straße nothwendig oder auf andere Welfe von -augenfcheinlichem 
Ai fi für das Gemeinwefen erachtet würde; wohlverftanden, daß den 
betreffenden Privaten eine vollſtaͤndige Entſchaͤdigung zugeſprochen wer: 
"den oil, nachdem daruͤber ein Gutachten zwei beeidigter Sachkenner ift 
borgelegt worden, welche von ihnen und vom Staatsrath ernannt wur: 
den, und denen nöthigen Falls cin dritter durch die Sachkenner bei: 
der Theie Gewaͤhlter kann beigeordnet werden. 
4 ein Gutachten des Staatsraths verfügt er Über alles, was auf 
fe fe orbentl eh und außerordentlichen Tagfasungen Bezug Hat, und er: 
4 it den Jnſtruttionen und Aufträgen feine Sanction. Er ernennt 
Deputiten an die Tagſatzung; jedoch foll der erfte Deputitte jeder: 
"Mitglied des Staatsraths ſeyn; et kann auch dem Staatsrathe 
ie Wahl der Deputirten überlaſſen. 
r affen dem Repraſentaͤntenrath vorgetragenen Geſchaͤften kann ders 
ee Gutachten des Sthatstaths abändern; aber er muß ſich auf 
2* Berathung unterlegten Gegenſtand — 5—— | | 
; DE Poltzet ſeiner Sitzungen ſteht ihm zu, und er erlaͤßt daruͤber die 
iorderfichen Derordnungen. 
Stantsrath- legt. alljährlich dem Repräfentanteneath über, feine Ber: 
wallung Rechenſchaft ab; er ‚legt ihm eine Ueberfiht der Einnahmen 
—* Be des Caſſenbeſtandes, ſo wie hinwieder der vermuthlichen 
nahmen, und Ausgaben des kommenden Jahres vor. Der Repraͤ— 
aratt — zu Pruͤ ng. dieſer Ueberſicht eine Commiſſion, die 
Fr inem Syndic, zwei Staatsraͤthen und vier Deputirten aus ſei— 
3 Mittel —55 — er kann das Gleiche auch zum Behuf der übrigen 
gelegten Verwaltungsrechenſchaft thun. 
5 Reciatanen wird auf ein Gutachten des Stantenathe ent⸗ 
ſcheide ‚die Ausuͤbung der Gewalten und Vollmachten angehoͤrt, 
ale das Geſetz micht ausdruͤcklich uͤbergetragen find, und bei 
wehen Departementen ein Syndic den. Vorſitz führen ſoll. 
FR der Verfaſſungsurkunde kann feine Abänderung als dutch eine 
Ät von zwei —— der Stimmen in beiden Raͤthen vorgenom—⸗ 
ur nr 
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ordentlich durch ben Staatsrath einberufen werben, welcher alsbann bie 
Dauer ber Sigung beftimmt. 

10. Sn den periodifhen Sigungen können alle Glieder bes Reptäfen 
tantenraths Vorſchlaͤge oder Vorftellungen machen. 

- Der Staatsrath hat das Recht, einen Vorſchlag ansunchmen oder zu 
verwerfen. Wenn aber eine Vorſtellung die Uebertretung eines Gefeges über: 
trifft, und diefelbe in der nächftfolgenden Sigung erneuert und duch hundert 
Stimmen unterftügt wird; fo muß folhe innerhalb drei Zagen ſpaͤteſtens 
dem Repräfentantenrath zur Entfcheidung vorgelegt. werden, . 

In allem, was die Berfaffungsurkunde betrifft, fol den Beſtimmungen 
des 8. Artikels des gegenwärtigen Ziteld gemäß verfahren werden. Wird ein 
Antrag verworfen; fo. kann folder nur nad) Verfluß von fuͤnf Jahren wie⸗ 
derholt werden. 

11. : Der Repräfentantenrath hat bie ausfchließliche Befugniß,. von dem 
Münzrechte Gebrauch zu machen. 

12. Der Repräfentantenrath wird mittelft feiner, gefeggebenden: Gewalt 
die Luͤcken der gegenwaͤrtigen Verfaſſungsurkunde ‚ausfüllen; er wird ihr alle 
Entwidelungen geben, deren biefelbe bedarf, ohne von den Grundlagen, auf 
denen fie beruht, und von dem Verfügungen, welche fie enthält, abzu⸗ 
weichen. | | | Ä j 
| Dritter Titel, 


Bon den Syndics und vom Staatsrathe. 


1. Nur Mitglieder des Nepräfentantenrathe, und die das fünf und 
dreigigfte Jahr zurückgelegt: haben, tönnen in den Staatsrath gewählt mer 
den. Jedennoch find ſolche Glieder des Repraͤſentantenraths, die aus dem: 
felben in Kraft des. Gefeges der Erneuerung austraten, während, des ihrem 
Austritt unmittelbar folgenden Jahres wählbar, 

2. Im Stantsrath Finnen nicht neben einander figen, mehr, ais zwei 
Perſonen von gleichem Geſchlechtsnamen und Familie, ein Vater und ein 
Sohn, ein Großvater und fein Enkel, ein Schwiegervater und ein Tochter⸗ 
mann, zwei Brüder, ein Oheim und ein Neffe von gleichemn Namen und 
Familie. 

3. Der Staatsrath beſteht aus acht und zwanzig Gliedern, mit In⸗ 
begriff der vier Syndics, des Statthalters, "des Seckelmeiſters, der zwei 
Staatsſecretaire, welche berathende Stimme haben, und ber ftinf‘ Staats 
räthe, welche im Obergericht und Givilgericht ſitzen. "u" 

. Der Stantsrath iſt keiner Erneuerung unterworfen, über febes Jahr 
nach geſchehener Wahl der Syndics macht jener bei dem Reptäfentäntenrath 
die Einfrage, ob er die Staatsräthe dem’ Grabeau unterwerfen wolle. Wird 
diefe Frage durch geheimes Stimmenmehr "und mit 126 Stimmen bejahend 
entfchieden; fo werden alle Staatsräthe, mit Ausnahme der Syndics, des 
Statthalter, der ausgetretenen Syndies, des‘ Seckelmeiſters und: der Glieder 
des: Givilgerichts und Dbergerihts, einzeln und mittelſt Kugeln. den Grabeau 
unterworfen; jene, welche 126 Stimmen gegen fidy habe, :'tieten als 
Staasträthe aus, umd nehmen ihre Stellen im Repräfentantentathe wieder ein. 

Die Glieder des Staatsraths, welche: dena Grabeau nicht: unterworfen 
find, wohnen biefer Verhandlung. nicht. bei, mit Ausnahme ‚der Syndics, 
meld den Borfig ber Berfammlung führen, ohne Stimmen zugeben, 

5. 1) Der Staatsrath hat die Initiative uͤber alle an die Berathung des 

Repräfentantenraths zu bringende Gegenflände; ihm ſteht die voll: 

ziehende Gewalt zu, und er übt ſolche aus, für die Handhabung ber 
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Öffentlichen Ruhe, des Staats: und Privateigenthums und bet indivi- 
duellen Sicherheit; er hat die Poligeis und .Dberaufficht des Gultuß . 
und Unterrichtsweſens; ihm ſteht die. Aufficht Über. die untern Behoͤr⸗ 
den und die Befugniß zu, in ‚ben ‚durch das Geſetz unbeftimmt ges 
affenen Fällen das Recht des Vorfiges. zu. beftimmen. Es erläßt Po« 
ungen, und überträgt die Vollziehung ‚derfelben, wem folche 
zuiteht. —— 

2) Er ijt ausſchließlich mit Behandlung der auswaͤrtigen Verhaͤltniſſe bes 
fhäftigt, unter dem im Art. 7. $. 3. des zweiten Titels enthaltenen 
Vorbehalt. | | “ | 

3) Ihm ftehen die Wahlen für alle Stellen zu, ‘deren Ernennung nicht 
‚dem: Reptäfentantenrath oder andern Behörden: übertragen ift. Kür 
diejenigen Wahlen, welche dem Repräfentantenrathe zuftehen, reicht der 
Staatsrath einen doppelten Vorſchlag ein, welhem die Namen derer 

. beigefügt werden, welche. in diefem Rathe dafür weiter bezeichnet wur: 
den, oder die ſich bei der Canzlei eingefchrieben haben. 

4) ex beforgt die Finanzverwaltung, und ernennt eine Rechnungstimmer, 
welche unter feiner Auffiht und Leitung ſteht; er ernennt ihre Glieder, 
die aus einem Syndic, drei Staatsräthen und drei Deputirten deg 
Repräfentantenraths beſtehen. Sie kann ſich durch felbftgewählte Ad- 
juncte Hülfe verfhaffen; diefe Adjuncten können ihre Meinung eröffnen, 
fo oft fie..dazu aufgefordert werden, aber fie haben fein Stimmrecht. 
Die Rechnungstammer ift zugleich der Municipalräth der Stadt. Der 

Staatöräth "ordnet ihr vier Municipalräthe bei, die wenigſtens fieben und 
zwanzig Fahre alt feyn müffen; er ernennt diefelben für drei Sahre, Sie 
find wieder wählbar und haben Stimmreht. Die Rechnungstammer ent: 
fheiber über‘ Wermaltungsftreitfälle, unter Vorbehalt der MWeiterziehung an 
den Staatsrath. | — 

Der Staatsrath ſpricht in letzter Inſtanz über Gegenſtaͤnde, deren Werth 
tauſend Schweizerfranken nicht uͤberſteigt, ohne muͤndlichen Vortrag der Par: 
teien;. der Klaͤger kann jedoch eine ſchriftliche Eingabe machen. Wenn der. 
Betrag tauſend Schweizerfranken uͤberſteigt; fo kann der Kläger an den ober: 
ften Gerichtshof Recurs nehmen, durch mündlichen Vortrag oder fchriftlich, 
nad) eigner Wahl. ER er 

5) Der Staatsrath wird aus feinem‘ Mitte Commiffionen bilden, denen 

er befondere in feiner Competenz, liegende Verwaltungszweige übertragen 
kann; dieſe Commiffionen — wie im vorhergehenden Paragraph 
bemerkt war, unter ſeinen Befehlen. Sie duͤrfen, unter Genehmigung 
des Staatsraths, ſich Adjuncten ernennen, welche dadurch im Verwal: 
tungsfache Ausbildung erhalten. 

6) Obgleich die richterliche Gewalt von der vollziehenden geſondert iſt; fo 
hat jedoch der Staatsrat) Befugnis, für die Handhabung der ihm ges 
bührenden Achtung, gegen folche, die es daran ermangeln liefen, eine 
Strafe zu ‚erkennen, die nicht über einen Monat Gefängniß, oder drei 
Monate Hausarrefi und eine Geldbuße von ſechzig Schweizerfranten 
betragen kann, Inſofern der Staatsrath es ‚gut findet, oder wenn er 
dafür hält, das Vergehen verdiene eine höhere Strafe; fo überweifet er 
ſolches an die Gerichte. 

T) Der Staatsrath hat die Befugniß, Perfonen, welche wegen eines Ver: 
gehens angeklagt find, verhaften und ins Gefängnig bringen zu laſſen; 
er ift verpflichtet, folche innerhalb vier und zwanzig Stunden den Ge: 
— * 
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richtin zu Übergeben; gleichmaͤßig Überweifer" ex‘ bieſen auch ale Vo 
gehen, die zu feiner Kenntniß ‘gelangen, 

8) Er wacht über die genaue und gefliffene Erfüllung ber ben Gerichte 
ſtellen obliegenden Pflichten, und übt überhaupt bie ihm uuſtehende 
höchfte Gewalt für Handhabung der Gefege, Sitten und guter Orb 
nung, und zum Beſten des Handel und ber Manufarturen aus, ohme 
Eingriffe in die Befugniffe der Übrigen Staatsbehörden, 

9) Er entwirft Verordnungen für bie Aerzte, Wundaͤtzte und Apotheker. 

| 10) Er ernennt einen Großwaibel für ſechs Jahre; derfelbe iſt wieder waͤhl⸗ 
- bar, und kann in oder außer dem Repräfentantenrathe gewählt werden. 

11) Er hat die Polizei in feinem Innern, und. erläßt deöhalb bie erfordern 
lichen Verordnungen. 

12) Er hat, wie in fruͤhern Zeiten, die Befugniß, das väterliche Anfehen 
und jened der VBormünder und Curatoren zu handhaben; Verkaͤufe der 
Grundftüden von. Minderjährigen zu bewilligen, über Bevogtung mas 

| jovenner Perfonen zu enticheiden, und. Altersdispenfationen; zu ertheilen. 
13) Die Uebungen im Zielſchießen, in der Schifffahrt und. im Bogenfchiefen 
fiehen unter der Aufficht des Staatsraths, und ein Mitglied beffelben 
führt dabei den Vorſitz; der Oberinſpector der Artillerie fol. ein Staats: 
| tath ſeyn. 

6. 1) Er wird ‚uahk moͤglichſter Befoͤrderung das Verzeichniß ber Abvoco ⸗ 
ten aufnehmen ʒ auf. demſelben ſollen diejenigen Genfer eingeſchrieben 
ſeyn, welche entweder in Genf oder auf einer Univerſitaͤt zu Sachwab⸗ 
tern ernannt wurden. Diefe allein haben bei ben > Berichtsfiehen 
Zutritt, 

9) Er wird, nad vorausgegangener Prüfung, Notarien ernennen, und m 
ven Zahl feftfegen. Er ernennt die Procuratoren und fest deren: Zahl 
feſtz er läßt, ein Verzeichniß derfelben aufnehmen; nur jene, weiche 
darauf befindlich find, haben bei den Gerichtsftellen Zutritt, < 

3) Der Rath kann Advocaten und Procuratoren, wenn fie ihren Pfliche 
ten zumider handeln, in ihren Verrichtungen einftellen, oder ihnen ſolche 
unterfagen; die Gerichtöftellen haben gleiche Gewalt. | 

4) Künftighin muß man, um auf das Berzeichniß der Advocaten- gebracht 
zu werden, nach Inhalt fruͤherer Verordnungen, in Genf gepruͤft wor⸗ 
den ſeyn. 

7. Der Staatsrath wird eine Verordnung über Se, Eatſchadniſſe ber 
Öffentlichen Perfonen entwerfen, melde in Geſchaͤften der Privaten und in 
Rechtsſachen gebraucht werden, und eben ſo uͤber die Rechtskoſten 

8. Det Gehalt der Staatsraͤthe beträgt 650 Schweizerfranke 

9. Die Syndics fuͤhren den Vorſitz im Staatsrathe, und im lbgang 
derſelben der Erſte im Rang unter ben Altſhndics, gegen die tel ‚ Veitder: 
fungsgrund Statt findet. 

1) Die Syndics haben einftweilige Gewalt, in dringenden Alten Verfuͤ⸗ 
gungen zu treffen, unter der Verpflichtung , darlıder in kuͤtzeſtet Zeit⸗ 
friſt dem Staatsrathe Bericht zu erſtatten. 

2) Die Syndics oder jeder einzelne derſelben hat Befugniß, Perſonen, die 
emed Vergehens wegen angeklagt find, verhaften zu laſſen; der Ange 
klagte, infofern foldyer nicht auf der That felbft ergriffen ticd, muß, 
wenn er folched verlangt, vor einen der Syndics geführt werden. 


3) Der Gehalt ber vier Syndics beträgt das Doppelte von jenem ber 
REN 
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10.1): Bet der Wahl der Spnbied wird dem Mepraͤſentantenrathe das 
volftändige Verzeichniß der Staatsräthe vorgelegt, mit Weglaffung der 
vier Syndies und des Sedelmeifters, inſofern der lebtere ſich nicht in 
die Wahl ziehen laſſen will. 

2) Den Staatsräthen, welche das fü iebenzigfte Jahr zurücgelegt haben, — 
big nicht in die Wahl zu fallen begehren, wird ſolches von Rechtswe⸗ 
gen bewilligt. Der Staatsrath kann daruͤber hin zweien ſeiner Glieder 
die gleiche Bewilligung ertheilen, inſofern der Repraͤſentantenrath ſolche 
beſtaͤtigt. Kein anderes Mitglied des Rathes darf gleiche Entlaſſung 
verlangen. 

3) Die fünf Staatsraͤthe, welche Mitglieder des Obergerichts umd des Ci⸗ 
vilgerichts ſind, koͤnnen, ſo lange ſie dieſe Stelle bekleiden, an die 
Syndicsſtellen nicht gewaͤhlt werden. 

4) Der Repraͤſentantenrath ſchreitet auf dem Wege ber Ernennung und 
Beibehaltung zur Wahl. 

5) Nach geſchehener Wahl ſchreitet der Repraͤſentantenrath zur Auswahl 
des erſten Syndies, ohne Ruͤckſicht auf Dienſtalter. Auf gleiche Weiſe 
ernennt er den Syndic de la Garde, welchen dadurch feinen Vorrang 
uͤber ſeine Collegen erhaͤlt. 

11. Die Syndics werden für ein Jahre ernannt; fie können ein Jahr 
nad ihrem Amtsaustritte neuerdings gewählt werden. Nah Abflug ihrer 
Amtszeit erhalten fie den erften Rang im Staatsrathe; die Übrigen Staats- 
tüthe, fie mögen Syndics gemwefen feyn oder nicht, nehmen ben Rang nach 
Ihem Dienſtalter. 

12. Alle Ernennungen geſchehen durch geheimes Stimmenmehr. 


13. Der Staatsrath kann eine Reformationskammer errichten und 
Luxusverordnungen erlaſſen. 

14. Die vormaligen Geſetze, das Ausſchlagen der Ernennungen in 
die Raͤthe ſowohl als Gerichtsſtellen betreffend, ſind proviſoriſch wieder in 
Stoft geſetzt. 

15. Die Syndics, der Statthalter und der Generalprocurator koͤnnen 
von ihren Stellen nicht anders entlaſſen werben, als mit Zuſtimmung des 
Repräfentantenrathe, die auf ein Gutachten des Staatsraths hin erfolgt; 
ide andere Entlaffung wird duch den Staatsrath ertheilt. Er kann diefelbe 
dem, welcher folche einen Monat lang beharrlich verlangt hat, nicht verwei⸗ 
gem. Der Repraͤſentantenrath kann, auf ein Gutachten des Staatsraths, 
den Titel, Rang und Ehrenberechtigung der Staatsräthe demjenigen bemillis 
gen, welcher feine Entlaffung erhalten bat. 

16. Nach ihrer geſchehenen Ernennung leiſten die Syndics, die Staats⸗ 
tathe und die Deputirten in den Repraͤſentantenrath ihren Amtseid vor dem 
Repräfentantenrath. Die übrigen Magiftratsperfonen, Richter, bürgerlichen 
und geiftlichen Beamten leiften den Eid vor dem Staatsrath. 


Vierter Zitel 
Bon den Audienztribunal und den Gerichtsverwaltern oder 
Kaftellanen. 


1. Das Audienztribunal foll für die Stadt und ihren Bann berge: 
fellt werben, 
2. &8 befteht daſſelbe 
1) aus einem. für ein Jahr ernannten Statthalter; er wird. aus ben Glie⸗ 
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dern bes Staatsraths gewählt, und ift nach dem Zwiſchenraum eins 
Jahres wieder wählbar; ' — 

2) aus ſechs Auditoren und zwei Juſtizſecretairen, welche aus den. Gen: 
fern, die das fieben und zwanzigfte Jahr zurüdgelegt haben, gemählt 
werden; die Secretaite dienen nöthigenfalld als  Suppleanten. 

3. Die Auditoren und die Secretaire werden für drei Jahre ernannt, 
und. koͤnnen, wenn fie es verlangen, für drei meitere Jahre neu’ gewählt 
werden. 
4: Der Statthalter hat’ während feiner Amtsdauer berathende Stimme 
im Staatsrathe; an den Abftimmungen aber nimmt er Eeinen Theil, 

5. Das Aubdienztribunal ift mit der Polizei und der Vollziehung ber 
dahin einfchlagenden Verordnungen, unter der Dberaufjicht des Staatsrathe, 
beauftragt. 

6. Dem Statthalter und den Auditoren fteht das Recht ber Verhaftnahme 
zu. Der Auditor ift verpflichtet, den Angeklagten, inſofern diefer es vers 
langt und er nicht auf dev-Zhat ergriffen wird, vor einen Syndic zu füh: 
ven. Ein Auditor nimmt das Verhoͤr mit dem Beklagten auf, und beförgt 
die erſte Inſtruction der Griminalprocedur.: 

7. Das Aubdienztribunal ift Civil: und Zuchtpolizeirichter, und es er 
theilt dafjelbe eine Competenz in erfter und Iegter Inſtanz. 

8. Seder Bezirk der Landſchaft hat einen Gerichtsverwalter, welcher 
für die Dauer von vier Jahren ernannt wird und dreißig Jahre zuruͤckge⸗ 
legt. haben muß; er ift wieder wählbar. . 

Der Gerichtsverwalter verrichtet adminiftrative Geſchaͤfte; er ifl 
Richter in Civil- und Zuchtpolizeifällen. Für jene wird ihm eine erfte umd 
lestinftanzliche, und für diefe eine legtinftanzliche Competenz eingeräumt. Das 
Gefeg wird das Weitere Über die Organifation und Bildung feines Zribus 
nals beftimmen; er hat übrigens in feinem Gerichtskreiſe gleiche Nechte, wie 
das Audienztribunal, 

10. Es follen wie ehemals vier Procuratoren feyn, die vor dem Au: 
dienztribunal Proceffe führen; die Advocaten Eönnen demfelben rechtliche Gut: 
achten einreichen. 

: 11. Der Gehalt des Statthalters beträgt zwölfhundert Schweizerfran⸗ 
Lenz; er darf mit jenem des Staatsraths nicht zugleich bezogen werden. Der 
Repraͤſentantenrath wird die Gehalte und Entſchaͤdniſſe feftfegen für den Ge 
neralprocurator und feine Subftituten, für die Auditoren, SJuftizfecretaire 
und Gerichtsverwalter. Diefe Iegtern nehmen ihren Nang nach den Au: 
bitoren. 


* 1 ! 


Fünfter Titel. 
Dom Cipvilgeridt. 


1. Es wird ein Civilgericht für die Republik errichtet; daffelbe befteht 
aus fieben Gliedern; der Präfident ſowohl als der erfle Richter werden uns 
ter den Gliedern des Staatsraths gewählt; die“ fünf andern Richter, melde 
mindejtens dreißig Jahre alt feyn müffen, können nad) Gutfinden in oder 
außer dem Repraͤſentantenrathe gewählt werden. Das Gericht hat fernet 
vier Suppleanten, die das fieben und zwanzigfte Jahr müffen zurüdgelegt 
haben; diefe Stellen find alle lebenslänglich. sei 

2. Der Gehalt der Richter beträgt achthundert und jener des Präfl: 
denten eintaufend Franken; die Suppleanten beziehen feinen Gehalt. Det 
Präfident und derjenige Nichter, welcher aus dem Staatsrathe gewaͤhlt iſt, 
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duͤrfen nicht beide Gehalte des Staatsraths und Richters neben einander bes 
ziehen. Sie behalten ihren Rang nach dei Richtern am Obergericht. 
—3.In bürgerlichen. Rechtsfachen beurtheilt das Civilgericht letztinſtanz⸗ 
lich diejenigen Gegenftände, welche das Aubienzgericht und die Gerichtsver⸗ 
walter erſtinſtanzlich beurtheilten; für die übrigen foll ihm eine Competenz 
in erſter und letzter Inſtanz feftgefegt werden. 

4. Daſſelbe ift zuchtpolizeilicher Richter für die Republit, mit Aus: 
nahme der dem Audienzgericht und den Gerichtsverwaltern angetwiefenen, Com⸗ 
petenz. Don feinen Urtbeilen findet Appellation Statt; bis zu Austrag Die: 
fer legten verbleiben jene in Kraft. Die beiden Glieder des Gerichts, welche 
Staatsräthe find, richten nur in’ Civilſachen; der Staatsrath Präfident je 
doch führt den Worfig des Gerichts auch während der Behandlung von Zucht: 
polizeifällen, ohne dabei Stimmrecht zu haben. 


Schfler Titel. 
Bom Dbergeridte 


1. Es foll ein Obergericht beftehen aus einem Civilpräfidenten, einem 
Criminalpräfidenten, acht Richtern, welche wenigftens fünf und dreißig, und 
‚fünf Suppleanten, die mindeſtens dreißig Jahre zurüdgelegt haben; ihre 
Stellen find lebenslänglich. - Der Civilpräfident und die beiden erften Rich: 
ter werden unter den Gliedern des Staatsraths gewählt; der Präjident des 
Griminalgerichts wird aus dem Mepräfentantenrath, aber außer dem Staats: 
rath gewählt; die fechs übrigen Richter und die Suppleanten werden nad) 
Gutfinden in oder außer dem MRepräfentantenrath gewählt; der Gehalt der 
beiden Präfidenten beträgt zwölfhundert, jener der übrigen Richter achthun⸗ 
dert Schweizerfranken; die drei Glieder des Gerichts, welche Staatsräthe 
find, dürfen nicht die Gehalte beider Stellen zugleich beziehen; die Supples 
anten beziehen Leinen Gehalt. 

Der Civilpräfident und die beiden Richter, welche Staatsräthe find, be- 
halten den Rang, welchen fie in der legtern igenfchaft haben; der Grimi: 
nalpräfident genießt den Rang eines Staatsraths nach dem Zage feiner Prä- 
ro die übrigen Richter folgen im Range unmittelbar em Staats: 
tathen. 

2. In Civilſachen entſcheidet das Obergericht in ſouverainer und hoͤch⸗ 
fer Inſtanz über die an daſſelbe appellirten erſtinſtanzlichen Urtheile des Ci⸗ 
vilgerichts und des Handlungsgerichts. 

3. In Zuchtpolizeifaͤllen entſcheidet es uͤber die an daſſelbe appellirten, 
vom Civilgericht und vom Audienzgericht erſtinſtanzlich ausgeſprochenen Urtheile. 

4. Das Obergericht entſcheidet mit ſouverainer Gewalt alle höhere 
Griminalfälle, mit Vorbehalt des Recurfes in den durch das Gefeg beftimm: 
ten Füllen. Wenn das Obergericht fi mit Zuchtpolizeis und Criminalfäl- 
Im befchäftigt; fo wohnen der Givilpräfident und die beiden Staatsräthe, 
welche Mitglieder des Gerichts find, der Sigung nicht bei. Der Criminal: 
präfident führt den Vorfis. 

Der Griminalpräfident wohnt: der Sigung nicht bei, wenn bürgerliche 
Rehtsfälle behandelt werden. 

5. Ein Mitglied des Obergerichts nimmt die Verhöre mit dem Be: 
llagten auf, welche dem verfammelten Dbergerichte müffen vorgelegt werben. 
Die Gegeneinanderftellung der Zeugen, die Vorträge des Advocaten, des Bez 
klagten und des Generalprocurators, ſollen eine angemeflene Oeffentlichkeit 
haben (und e8 werden zu diefem Ende in jeder Sigung des Repräfentanten: 
taths einhundert Glieder deffelben durch das Loos bezeichnet, welche das Recht 


haben, dieſem heile der Procebur beizuwohnen; / und gleichmäßig folleniihe 
lich einhundert Wahlmaͤnner durch das Loos bezeichnet ‚werden, denen daß 
gleiche Recht. zuficht. Der Beklagte ift berechtigt, fich durch vier. feiner Ber 
wandten ober Freunde ins Verhoͤr begleiten zu laffen. 

6. Im Fall ein Mitglied des Nepräfentantenraths, bes Staatstaths 
oder der Gerichtöftellen vor dem Zuchtpolizeis oder vor dem Criminalgericht 
erſcheinen müßte; fo mird der Mepräfentantenrath entfcheiden, ob über das 
Mitglied des Staatsraths, und der Staatsrath, ob über das Mitglied dei | 
Repräfentantenvaths oder über den Michter eine richterfiche Beurttheilung 
Statt haben foll (ob Anklage Statt finde); bis zu dieſer Entfheidung wird 

man fic jedoch der Perfon des Angefchuldigten verfichern, infofern hinläng: 
licher Grund für deſſen Verhaftung vorhanden ift. Die obgenannten Perf: 
nen können auf diefes Vorrecht verzichten. | 

7. Die fünf Richter, welche Staatsräthe find, wohnen den Sigun 
gen des Staatsraths, fo lange fie ihr richterlicches Amt beffeiden, niemals bei. 

8. Die Prafidenten, die Richter, die Suppleanten der Gerichte und 


ber Präfident des Handlungsgerichtd werden durch den Repraͤſentantenrath 
ernannt. 


Siebenter Titel, 
Von dem Necursgeridt. 


1, Ein Recursgericht wird gebildet aus einem Syndic, zwei Staats- 
väthen, welche Syndics gemwefen find, vier Staatsräthen, den zwei Gliedern 
des Obergerichts, welche im Rang den beiden Staatsräthen diefed Gerichts 
folgen, den beiden erften Gliedern des Audienzgerihtd und des Handlungs 
gerichts und aus vier und zwanzig Gtiedern des Repräfentantenraths. 

2. Die Glieder des Staatsrathe, die in dem Mecursgerichte figen, 
werden durch den Mepräfentantenrath für ein Jahr gewählt und find wieder 
wählbar. Die vier und, zwanzig Glieder des Repraͤſentantenraths werden 
durch das Loos gewählt und in jeder periodifchen Sigung erneuert, | 

3. Das Gericht entfcheidet über Recurfe gegen Uxtheile oder über Be: 
gnadigungsrecurfe von Urtheilen, welche Leibesftrafen oder entehrende Stra: 
fen enthalten. Demfelben fteht das Recht des gänzlichen oder theilweien 
Strafnachlaffes und fogar auch der völligen und einfachen Losfprechung zu. 
Die Strafen dürfen nicht verfchärft werden. 

‚. 8 entfcheidet dafjelde auch über Ungültigkeiten in der Procedur; in 
diefem Falle weiſet es folche an die competirlichen Gerichte zu neuer Bez 
handlung zuruͤck. 

4. Die Appellation an das Recursgericht muß in Zeit von drei Ta— 
gen fpäteftens erledigt feyn. Das Gericht entfcheidet in Gemaͤßheit der: vor: 
liegenden Procedur. 

Dee Beklagte ift befugt, eine Denkſchrift einzureichen, ‚die durch einen 
Advocaten kann verlefen werden. 

Außer den Richtern, dem Generalprocurator und dem Advocaten did 
Beklagten wohnt Niemand den Verhandlungen bei. 

9. Die Urtheile, welche Todes: oder Leibesſtrafen enthalten, werden 
Namens der Syndics und Räthe ausgefälltz fie werden vor dem Rathhauſe, 
während die Syndics und die vier und. zwanzig erfien Richter im Gerichts 


and verſammelt find, und unter Beobachtung dev alten Gewohnheiten, 
verleſen. | 


Dem Statthalteramte wird die Vollziehung des Urtheild Übertragen. 
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Der RMepraͤſentantenrath wird auf den Vorſchlag des Staatsraths 
alles —— mas ‚auf die Drganifation, die Competenz und die Verrich⸗ 
tungen der Gerichtöftelien Bezug hat, anordnen; er wird ebenfalls m; Der 
— on der Geſetze uͤber die Criminalprocedur beſorgen. 


Achter Titel. 
om Genersliprocurator, 


1. Es wird ein Generalprocurator aus den Mitgliedern bes Repraͤſen⸗ 
tantenraths gewählt. Er muß das dreißigfte Jahr zurüdgelegt haben. Ihm 
find zwei. Subftituten untergeordnet, die mindeftens fieben und zwanzig Jahre 
alt feyn müffen. 

2. Der Generalprocurater und feine Subſtituten tragen Sorge fur 
das Vermoͤgen der Minderjährigen und für die Sicherheit bes Staatsei⸗ 
genthums. 

3. Sie verſehen das Amt des oͤffentlichen Anklaͤgers; fie legen in Geis 
minalfällen ihre Schlüffe vor; fie find die Fürfprecher ded Gemeinweſens; 
fie machen Anträge über ſolche Begehren der Privaten, bei denen das Staats⸗ 
eigenthum verflochten iftz fie wohnen den Familienräthen bei, und machen, 
wie vormals, die Anträge in Vormundſchafts- und Bevogtigungsfällen und 
bei Altersdifpenfen und Mundtodterklärungen. 

4. Der Generalprocurator wird für drei Jahre ermählt, und ift — 
her nur fuͤr drei andere Jahre wieder waͤhlbar. Die Subſtituten werden 
für fünf Jahre ernannt und find wieder wählbar. 

d. Der Generalprocurater iſt ausſchließlich befugt, in Abdminiſtrationo⸗ 
ne an den Staatsrat, und in Rechtsfahen an die Gerichte Anfuchen: 

ellen. 


Neunter Lite. 
Bom Kriegsrath. 


1. Es foll ein Kriegsrath gebildet werden aus dem Syndie de la Garde, 
drei Staatsräthen mit Majortitel, deren einer Dberinfpector der Artillerie ift, 
zwei Deputirten des Nepräfentantenraths, vier Officieren der Miliz und zwei 
Dfficieren der Garnifon, melche fämmtlid durch den Repräfentantenrath er» 
nannt werden. 

2. Der Kriegsrath if dem Staatsrath völlig untergeordnet, und kann 
nur in Gemäßheit der von ihm erhaltenen Aufträge handeln; ihm ſteht die 
Vollziehung der Gefege und Militairordnungen, und die beraufficht der 
Niliz, der Garniſon, der Feſtungswerke und Zeughäufer zu. 

3.. Der Repräfentantenrath erläßt die Gefege Über die Competenz ded 
Kriegsraths, in deffen Eigenſchaft als Richter bei Militairvergehen ; diefe Ge— 
ke müffen,, fo viel möglich, den fchroeizerifchen Einrichtungen angepaßt ſeyn. 

‚. Der Staatsrath ernennt alle Dfficiere der Garniſon; er kann fie 
mit Zuzug des Kriegsraths dem Grabeau unterwerfen; er ernennt die Offi⸗ 
siere der Miliz, aus einem doppelten Vorfchlag des Kriegsraths; der Staats 
rath kann denfelben, "wenn er e8 gut findet, vermehren. 

5. Seder Genfer, melcher das zwamigſi⸗ Jahr zuruͤckgelegt hat, muß 
ſich in die Miliz einſchreiben laſſen. 


Zehnter Titel. 
Allgemeine Verfügungen 
1. Die Genfer bringen der Religion und dem Vaterlande jede Erin⸗ 


nerung ihrer vormaligen Zwifte, jeden Groll und jeden Parteigeift zum Opfer; 
Niemand darf wegen politifcher Vergehen belangt werden, die vor Exlaffung 
bes gegenmärtigen: Verfaffungsedicts, welches zugleich ein feites und dauer: 
haftes Zriedensedict feyn foll, begangen wurden. ° * 

2. Hinſichtlich auf die Schulden und Bedürfniffe de Staats und bie 
befondern Verhältniffe, worin ſich derfelbe befindet, wird es unmöglich, in 
biefem Augenblide die Kevifion der beftehenden Abgaben vorzunehmen; die 
felben werden bis zum 1. Januar 1816 fpäteftens beibehalten.‘ Die Droits 
reunis find aufgehoben, mit Ausnahme des Salzverkaufs, welcher, wie vor 
mals, dem Staate zufteht, und des Droit de Garantie, wie folches durch 
Verordnung des proviforifhen Raths feftgefegt ift. | 

3. Sobald die Stadtfinanzen es erlauben, foll die Kornkammer her: 
geftelle werden. Der Repräfentantenrath wird ihre Einrichtungen feftfegen. 

4. Das Dctroi ( Eingangsgebühr von Getränken und andern Leben: 
mitteln), fo. wie die Fifcherei und Gaſſenkothpacht, gehören der Stabtge: 
meinde von Genf, unter der Verpflichtung, für den Unterhalt der Waſſer⸗ 
mafchine, der Stadtbeleuchtung, der vier Rhonebrüden und des Stadtpfla: 
ſters zu forgen, und nad und nach die Schulden der Mairie zu tilgen. 

5. Die Stellen der Meier der Gemeinden werden beibehalten, mit 
Ausnahme jener der Stadt Genf. Drei Gemeinden höcyftens Eönnen durch 
den gleichen Meier verwaltet werden. Den Meiern ijt ein Gemeinderath 
beigeordnetz; fie werden duch ben Staatärath ernannt; ber Repräfentanten- 
tath beftimmt ihre Verrichtungen und Befugniffe. Sie fiehen unter der um . 
mittelbaren Aufficht des Gerichtöverwalter ihres Bezirks und unter der Ober 
auffiht des Staatsrathe. 

6. Der Staatsrath kann jedes Jahr, infofern er e8 gut findet, dem 
Repräfentantenrathe den Antrag machen, die Gerichteftellen und die Richter 
dem Grabeau zu unterwerfen. Wird diefer Antrag vom Repraͤſentantenta⸗ 
the genehmigt; fo werden fammtlihe Richter, einer nad) dem andern, ins. 
Grabeau genommen; fie Eönnen jedoch nur durch zwei Dritttheile der Stim: 
men bei geheimem Stimmenmehr ausgefchioffen werden. Die Richter, melde 
Staatsräthe find, werden in der für das Grabeau der Staatsräthe beftimm: 
ten Form diefem unterworfen. 

7. Die Richter, welhe Staatsräthe find, nehmen ihre Stellen im 
Staatsrathe alfogleicy wieder ein, wenn ihr Richteramt zu Ende geht. 

8. Die Gerichtsftellen legen alljährlih dem Staatsrath die Ueberſicht 
ihrer Verrihtungen vor, der bavon dem Nepräfentantenrath Kenntniß giebt. 
9, Die Syndics, der Statthalter, die Auditoren, der Generalprocuras 

tor, der Sedelmeifter und die Gerichtsverwalter werden in der Sigung bed 
Chriftmonats ernannt. Iſt eine diefer Stellen erledigt; fo wird ſolche duch 
den Staatsrath proviforifh und bis zur naͤchſten Sigung des Repräfenten- 
raths befegt. Ein Syndic, deffen Amt allernähft zu Ende geht, kann als 
Statthalter ernannt werden; und ein Statthalter, deffen Amt allernächft zu 
Ende geht, kann hinwieder ald Syndic gewählt werden. Die Staatsräthe 
werden in der auf die Erledigung zunaͤchſt folgenden Sigung ernannt. Das 
Gleiche findet hinſichtlich auf die übrigen Stellen Statt, deren Wahl dem 
Repräfentantenrathe zuiteht. 

10. Der Repräfentantenrath wird Hochgeachtete, gnädige Herren und 
fouverainer Rath betitelt. 

Die Syndics insgefammt, der Staatsrath, das Kivilgericht, das Ober: 
gericht, das Mecursgericht und die Regierungscommiffionen führen den Zitel 


Hochgeachtete gnädige Herren. 


Verfaffung vom: 24. Aug. 1814. 283 


Die: Staatsraͤthe heißen --Adelige, aber. es geht biefer! Titel’ nicht auf 

ihre Nachkommen über. — | N 

nn Eilften Titel | 

Von dem Kirhenrath, vom Ehegerichte, von ber Verwaltung 
des Hoſpitals, von ber flaatswirthfhaftlihen Kammer, 
von der vormundfchaftlihen Kammer und von den uͤbri— 
gen wohlthätigen Anftalten. 


1. 1) Der Kirchenrath wählt alle feine Mitglieder felbft; ihre Ernen⸗ 
nung wird dem Staatsrathe zur Beflätigung vorgelegt; er übt das 

Grabeau über feine Mitglieder ebenfalls felbft aus; 

2) er erlaßt Polizeiordnungen für fein Inneres; er bleibt im Beſitze ber 
Wahlen, die ihm durch Gefeg und Uebung zuftehen, unter Vorbehalt 
deffen, was durch das gegenwärtige Verfaſſungsedict deshalb anders 
verordnet iſt; 

3) die Verordnungen, welche ber Repraͤſentantenrath über die Akademie 
erlaffen wird, infofern folche in eine Univerfität verwandelt wird, follen 
dem Kirchenrath feinen befigenden Antheil an den Wahlen der Profef: 
foren der Theologie, beider Profefforen der Philofophie, des Profeflors 
der fchönen Wiſſenſchaften und der Lehrer am Collegium beibehalten, 
und es koͤnnen feine Rechte bei dieſen Wahlen ohne feine eigne Zus 
fimmung nicht befchränft werden. Er ernennt Deputicte aus feinem 
Mittel in die Commiffionen, welche über die in diefem Artikel benann⸗ 
ten Gegenftande Gutachten zu entwerfen haben; 

4) er behält die Titel, Ehrenberechtigungen und Rang, in deren Genuf 
er vor dem Jahre 1792 fand. 

Ihm fteht das Recht zu, dem-Staatsrathe WVorftellungen für Hand 
badung der Religion und Sittlichkeit einzureichen, die fich jedoch einzig auf 
diefe Gegenftände beſchraͤnken follen; er kann ſich auch für die Handhabung 
ſeiner amtlichen Stellung an den Staatsrath wenden. 

Einer der älteften Pfarcherren wird vor dem Repräfentantenrathe einen 
Vortrag halten, wenn diefer zum Behuf derjenigen Wahlen verfammelt wird, 
bei denen gebräuchlih war, daß der Decan der Geiftlichkeit an die Mahl 
männer eine Crmahnungsrede richtete. 

2. Das proteftantifche Ehegericht ernennt feine weltlichen Glieder feldft, 
für eine Amtsdauer von ſechs Jahren; fie find wieder wählbar und müffen 
das dreißigfte Fahr zurücgelegt haben. Diefe Ernennungen find der Betas. 
tigung des Staatsraths unterworfen. 

An der Spige der weltlichen Glieder befinden fich zwei Stantsräthe, 
die gemeinfans durch den Staatsrat) und dem Kirchenrath für drei Jahre 
gewählt werden. Die Competenz des Chegerichts iſt die nämliche, welche 
bermald durch die Kirchenordnung feftgelegt war, mit Ausnahme jedoch des 
freitigen und rechtlichen Theils der Cheverfprechen, Trennungen und Schei: 
dungen der Ehe, morüber die bürgerlichen Geſetze verfügen werden. Dem 

gerichte fteht jederzeit das Recht zu, die Parteien vor ſich zu rufen und 

mahnungen an fie zu richten, 

3. Das Handlungsgericht wird beibehalten; es mählt feine Glieder 
eb, und ihre Ernennung bedarf der Beftätigung des Staatsraths; bet 
Präfident wird durch den Mepräfentantenrath ernannt; das Geſetz beftimmt 
die Competenz und das rechtliche Verfahren diefes Gerichte. Es hat feinen 
Rang unmittelbar nach dem Audienzgerichte. 

Die ſtaatswirthſchaftliche Kammer wird beibehalten. Sie ernennt 
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ihre Mitglieber. ſeibſt, deren Wahl: dem Stantsrathe zur Veſtaͤtigung vorge 
legt wird. Die wirklichen Mitglieder behalten ihre Stellen. lebenslanglich; 
tünftighin werden fie für zehn Jahre ernannt und find wieder wählbar, Der 
Dräfident ift ‚ein Mitglied des Staatsraths, und wird von bemfelben für 
zwei Jahre gewaͤhlt; er ift wieder wählbar; 

4) die ſtaatswirthſchaftliche Kammer verwaltet denjenigen Theil des alten 

gehferifhen Staatsvermögens, welcher ihr früher anvertraut wor; ale 
von ihr getroffene Verwaltungsbeſchluͤſſe find beftätigt; 

2) die von ihr beforgten Einkünfte werden, mie vormals, verwandt zum 
Unterhalt des proteftantifchen Cultus, des Öffentlichen Unterrichts, der 
Häufer, von melden fie Mierhzinfe bezieht, und der Gebäude, die 
nicht zu öffentlichem Gebrauche benugt werden; Alles unter’ der Auf: 

ſicht und Leitung des Staatsraths; 

3) wenn der Staatsrath der ftaatswirchfchaftlichen Kammer neue ober ver 
mehrte Ausgaben vorfchlägt, und die Kammer folche verweigern zu müf 
fen glaubt; fo wird, infoferne der Staatsrath feinen Antrag nicht zu 
rücdzieht, der Gegenjtand dem Mepräfentantenrath zur ntfcheidung 
vorgelegt. Die flaatswirthfcpaftlihe Kammer kann ihre MWeigerungs 

gruͤnde fchriftlich einreichen ; 

4) fie legt dem Staatsrath aljährlih über ihre Verwaltung Rechnung ab; 

5) die Aufficyt über den Cultus und das Unterrichtswefen wird nicht wei: 
ter von der wicthfchaftlichen Kammer beforgt, fondern ſteht dem Staat‘ 
tathe zu; 

6) der Depräfentantenrath kann, wenn er es gut findet, auf ben Vor 
flag des. Staatsraths über die Gebäude verfügen, welche der ſtaats⸗ 
wirthſchaftlichen Kammer zuftehen; ex übernimmt alsdaum bie Ber: 

pflichtung, theils folche zu unterhalten, theild der Kammer den Er 
trag, den fie davon gezogen hatte, zu erfegen. 

5. Die Verwaltung des genferifhen Hofpitald wird in ihrem wirkli— 
hen Beſtande beibehalten; ihre Mitglieder werden für die Dauer von neun 
Fahren von ihr felbft ernannt; fie find wieder mählbar, und ihre Wahl 
muß vom Staatsrathe beftätigt werden. Ein Mitglied des Staatsrathé 
durch Ddiefen gemeinfam mit. dem Kirchenrathe ernannt, führt den Vorſit. 
Er mird für ein Jahr gewählt und ift wieder wählbar, Der Wicepräfident 
wird von dem Kirchenrath für vier Fahre ernannt. Sie ſteht unter der 
Auffiht des Staatsraths, dem fie jährlich über ihre Verwaltung Rechnung 
ablegt. Weil das ihrer Verwaltung anvertraute Vermögen von Genfern ber 
rührt; fo follen auch nur die mirklihen Genfer und diejenigen, welche durd) 
Ertheilung oder Ankauf das Bürgerrecht von Genf an fich bringen, auf die 
Unterftügung des Hofpitals Anfpruc zu machen haben. 


6. Die Armenanftalten für die Unterftügung von Genfern, franzöfifder 
und teutfcher Abftammung, find unter der Aufſicht des Staatsraths beider 
halten; und wenn jemals der Fall eintreten follte, daß beide Raͤthe ſolche 
für entbehrlich anfähen, fo foll ihe Vermögen dem Spital von Genf zufak 
len. — Der mwohlthätige Verein ift beibehalten; derfelbe fteht unter der Auf: 
ficht des Staatsraths, bei dem er alljährlich die Bewilligung einer freiwilli⸗ 
gen Steuerfammlung anfucht, welche ihm bewilligt oder verweigert werden 
ann, Seine Mitglieder werden für fünf Jahre ernannt und find wieder 
wählbar; die Ernennungen derfelben bedürfen der Betätigung des Staatstaths. 


7. Die vormundſchaftliche Kammer iſt beibehalten; die zur Zeit ihrer 
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| en Verordnungen werten wieder in. Kaft; ber: Staats 
rath, unter deſſen Befehlen fie hebt. kann folche abändern. 

Zwei Mitglieder des Staatsraths, die der legtere ernennt, find Mit⸗ 
gledet und Vorſitzer der Kammer, 

8. Das Geſetz vom Jahre 1635, welches durch den fuͤnftenTitel 
des zweiten Buchs der Verfaffangenrfunde von 1791 hergeftellt und befräfs 
tigt wird, in Betreff der Eorrefpündenzen und. fremden Penfionen, wird beis 
behalten. Kein ee, darf von einer fremden =r ertheilte Ehren⸗ 
wichen — 


lichnitche ee > Republik und des Eantbne 


e) Verfaffungsgefes über einige Puncte ver Rechtspflege. 
Am 7. Hormung 1816 durch den Mepräfentantenrat) angenommen und in 
beiden Räthen durch zwei Dritttheile der Stimmen beſchloſſen.) 


Erfter Titel. 
0. Bon den. untern Gerichten... .- 
J * werden zwei untere Gerichte aufgeftellt: das Audienzgericht; das 


* — dehnt ſich uͤber den ganzen Canton aus. 
. 1. Bon dem —B——— 


2%. Das Aubienzgericht fol beſtehen: — 
1) aus einem Civil: and einem Polizeilieutenant, welche deffen vaſtn 
ſind und aus dem Staatsrath gewaͤhlt werden; 
2) aus zwoͤlf Richtern, die ohne Unterfchied in. oder außer ben“ Ropro⸗ 
ſentantenrathe gewaͤhlt werden 
+3) Der Civillieutenant bleibt lebenslaͤnglich an ſeiner Stelle; — 
v4) der Polizeilieutenant wird fuͤr ein Jahr gewählt, und iſt nach dem 
Bwifchenrnum eines Jahres wieder ‚wählbar; A 
5) die ſechs erften Richter des Audienzgerichts muͤſſen das dreißigſte Jahr 
zuruͤckgelegt haben. Sie werden auf Lebenszeit gewählt; 
v6) die ſechs festen Richter des ‚Aubienggerichtg, heißen . Auditoren. Gie 
muͤſſen das fieben und zwanzigſte Jahr zuͤruͤckgelegt haben. Sie weis 
den für. drei Jahre gewaͤhlt, und find für drei andere Fahre einzig 
wieder wählbar; 
7) das Geſetz wird die Befugniffe des Audienzgerichts in erfter und’ let⸗ | 
ter Inſtanz, als Givilgericht und als Polizeigericht feftfeken 
Daſſelbe witd hinwieder auch feine gerichtlich- — 2 und admini 
pollzeilichen Befugniſſe, ſo wie ſeine Ttennung in Kammern odet 
tionen anotdnen. 
* wird daffetbe die belendere Vollmacht der zwei dieutenants, fo wie 
Mr übrigen Mitglieder und derfelben Gehalte beftimirim. — 


$. 2, Vom Handelsgericht — Be + 


ne Gert wich bie Budung and die Befugniffe des — 
4. "Die Guedet des Handelsgeuchts werden, mit Nuentchine des Ph 
Deten, durch eine Verſammlung Yon Handelsleuten gewählte, deren Zuſam⸗ 
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menſetzung das Geſetz oſtinmen wird, Die 6 Mate Sf On 
migung des Staatsrath 


— Zweiter Titel. 


Bander Deffentlichkeit der Griminasverbandlungen vor dem 
4 Obergericht. 


—2 5. Die Eriminalproceſſe vor dem Obergericht ſollen öffentlich derhun 
delt werden. * 

6. Diefe Deffentlichkeit wird jedoch durch bie zwei nachfolgenden Be 
flimmungen befchräntt: 
| 4) der Eintritt in den Gerichtsſaal bleibt MWeibern und Kindern, ohne be 
Nodere Bewilligung des Präfidenten, unterfagt; 

2) die Hälfte der für Zuhörer beftimmten Plaͤtze wird ben Gliedern Di 
Repraͤſentantenraths, den Richtern und andern Magiſtratsperſonen Di 
Cantons vorbehalten, 

Das Gefeg wird bie übrigen Perfonen bezeichnen, welche auf bie vor 
behaltenen Plaͤtze Anfpruh machen Eönnen. 


Dritter Titel. 
Bon den aus dem Staatsrathe gewälhten Richtern. 


“- 6, Der Civilpräfident und die aus dem Staatsrathe gewählten Glie 
ber des Dbergerichts, fo wie auc der Civil: und der Polizeilieutenänt, 

halten ihren Rang im Staatsrathe. Sie haben in demfelben nicht. weit 
Sig und Stimme, Sie werden aber dennod in den durch das Geſeh P 
beftimmenden Fällen zum Beifige mit berathender Stimme berufen. 


Rüdnapmbeffimmung. F — 


7. In Folge ber in den eitf borftehenden Artikeln mathaltenen Bi 
miftigen find aufgehoben: 

Die Titel vier und fünf der Verfaffung. Ir 

Der 5. Art. des fechsten Titels von den Morten an: ae es * 
ben zudem Ende,“ bis zum Schluſſe des Artikels. 

Der 7. Art. des ſechſten Titels. 3 | 
Der 8. Art. des eilften Titels, ee ze / J 


. Vafaſſungẽdeſet uͤber einige auf die Wehien Bang ben 
Puncte. 


Am 18 November 1816 durch den Repehfentantent —* 


Wir S yndics und Raͤthe der. Republik und. des Gantons Gl 
thun kund, daß der fouveraine Mepräfentantenrath, auf ben Vorſchlag dei 
Staatsrathg, und mit zwei Deitttheil Stimmen in beiden Räthen; 

Nah Anficht des $. 9. des 3, Art, des Protocolls des Wiener Com 
greffes vom 29. März 1815, welcher beſagt: „Die Einwohner. bes abge 
tretenen Gebiets fehen in. Hinſicht auf bürgerliche und politiſche Rechte den 
Einwohnern der Stadt Genf von gleich; u üben ſolche mit ihnen gemein 
fihaftlih aus, u. f, w.5 — 

Nach Anſicht des — Vertrags vom 16. ‚März letzthin, melden 
defagt: „Auf alle jene Gegenftände, woruͤber ducch das Wiener Mrotocall 
vom 29. März 1815: Fürforge getroffen iſt, ſollen die eventuellen Geſehe 
der Verfaſſung von. Genf, nicht anwendbar feyn”;- — 
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In Betrachtung,/ daß zufalgenber oberwähnten. Verfügungen bes: Pro⸗ 
tocolld des Wiener Congreffes und des Turiner Vertrags, welche der Repraͤ⸗ 
fentantenrath angenommen und- ratificirt hat,’ die Artikel fuͤnf bis eilf ein- 
ſchließlich der eventuellen Geſetze nicht weiter anwendbar find; — 

In, Betrachtung, daß es billig iſt, die katholifche Geiftlichkeit der Rechte 
theilhaft zu: machen, welche der Art. 8. des eriten Titels, und die Urt. 6. 

und 7. des zweiten Titels der Verfaſſung einigen Glaffen der Wahlmänner 
ettheilen; 3— 

In Betrachtung, daß es, um der Wichtigkeit ihrer Verrichtungen wil⸗ 
— Midi iſt, den Meiern der. Gemeinden die naͤmlichen Rechte einzu: 
räumen; — 

In Betrachtung endlich, daß der Zutritt zum Repräfentantenrath den 
neuen Genfern baldmöglichft geöffnet werden fol, und daß bei den witklich 
etledigten Stellen in dieſem Rathe, fo wie bei den im Staatsrathe zu be— 
genden, jener Zweck, ohne Ueberſchreitung der im erſten Artikel des zwei⸗— 
ten Titels der Verfaſſung feſtgeſetzten Zahl erreicht werden kann; — 

Hat beſchloſſen mas, folgt: 


Erſter Titel. | 
Bleibende Verfügungen. 


1, Die Einwohner des durch den Vertrag von Paris vom. 20, Non, 
1815 und durch denjenigen von Zurin vom 16. März 1816 abgetretenen 
Gebiets, welche als Genfer anerkannt find, follen der, Wahl. und Waͤhlbar⸗ 
Bitäredpte theilhaftig ſeyn, und folche gemeinfhaftlih mit den Genfern des 
alten Gebiets, und. unter den gleichen Beftimmungen. ausüben. 

2, Die wirklichen und ausgedienten Pfarrer der Fatholifchen Kirchſplele 
des Cantons ‚welche. ſich im Falle des vorhergehenden Artikels, befinden, fol 
lm der ducch, den Art. 8. des erſten Titels und die Art, 6. und 7, des 
meh, Titels der Verfaſſung bewilligten Nechtfame. theilhaftig ſeyn. 

‚I: Die Meier aller Gemeinden des Cantons ſtehen in gleichen Rechten, 

Für die Ausübung des durch den Art. 6. des zweiten Titels einges 
riumten echtes. follen die Pfarrer nach den Mitgliedern des Kicchenraths 
und vor denen bes protejtantifhen Ehegerichts eingefchrieben werden. 


Zweiter Titel. ER 
Voruͤbergehende Verfügungen. — 


4. Sogleich nach Kundmachung des gegenwärtigen Gefetzes und des⸗ 
jenigen uͤber die Wahlen der Abgeordneten zum Repraͤfentantenrath, ſoll, uns 
ter Beobachtung der conſtitutionellen Formen, zur Wahl von acht und * 
Big Abgeordneten in den Repraͤſentantenrath gefchritten werden, 


v 5. Unmittelbar nach diefer Wahl foll gefchritten werden‘ | 

I) zu der duch das Gefeß vom 7. Chriftmonat 1815 verfejöbenen Eike 
don vier Gliedern des Staatsraths; 

2) zu der’igleichfalls durch. die Art. 1: und’ 2. des Gefeges vom 20, Hors 
nung 1816; verfhobenen: Wahl ber Mitglieder des Obergerichts und 
der zwei lebenslaͤnglichen Richter des Audienzgerichts. 

Der, Staatsrath iſt beauftragt, Gegenwaͤrtiges in vorgeſchriebener Zeit 
und Weiſe bekannt zu machen. 
Gegeben in Genf am 18. November 1816, unter dem — ber, Mes 
pub und mit ‚der Unterſchrift eines der Staatsfeeretaire. BIRRLrT 
Trembley, Staatsfecrefair.. un mar 
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(Vom Repraͤſentantenrathe am 28. Suli 1819 angenommen.) 


Mir Syndics amd Raͤthe der Republik und des Cantons Genf 
thun kund, daß der fonveraine Repraͤſentaäntenrath, auf eh des 
Suaatsrachs, mit der Myechei von zwei Deiechon — beſchoſſa 
hat, was folgt: 


— ————— Mitglieder des Repräfntantenar, werden * dag Wahl 
cotps gewaͤhlt. 

Dieſes beſteht aus allen Bi. welche das funf und zwan gigſte Jaht 
zuruͤckgelegt haben, im Canton wohnen, für ſich ſelbſt, ‚ihre Gattin oder 
—33 Kinder wenigſtens fuͤnf und zwanzig Gulden er Abgaben 

(en, und die durch Feine Beſtimmung des folgenden Artikels ausge 
—* en ſind. 9 

2. Mitglieder des Wahlcorps koͤnnen nicht ſeyn: BAER 

1) die Dienftboten; a 

2) die Falliten, Verrufenen ober Bevormiundfihäfteten? 

3) die, deren Nicht: Zanifähigkelt Aus einem Strafurtheil hervorgeht, ſo 

lange fie die Za sbeſcheinigung nicht vorweiſen; 

4) die, welche aus öffentlichen Armenanftalten empfangene Unterftügung | 
Pu nicht zuruͤckbezahlt haben; 

j * die, uͤber welche ein enttbeber entehrendes, ober ben rt des Veht 
tech mit ſich führendes‘ Steafuttheit ergangen iſt. 

3. Abgaben, die für die Bertifänrbeiten dezahlt wetben, welche arte 
— nur mit Bewilliguug der Polij ausgeübt etbe! pkfün;, Toten wi 

nee werden. 

7 Ein Genfer, rfhet winlget als fuͤnf und zwan utden diret 
ker Abgaben — und durch die Beſtimmungen des vorhergehenden Ab 
tikels nicht audgefch iöffen ift, kann als Wahlmann zugelaffen werden, wind 
er ae Summe. dutch eine freiwillige Abgabe vervollſtandigt, infofern et 
ui ich 

N entweder ſieben Gulden direcker Abgaben bez Bit, “über fire feime Mh: 

nung in der Stadt Genf mindeſtens 350 Gulden; odet in einer nt 

dern Gemeinde de8 Cantons 200, Bulden Miethzing bezahlt; 

2) jenen Nachtrag. für das Jahr, in welchem er das Wahlrecht ausuͤben 

will, und * 10:8 ber zwei vorhergehenden Jahre bezahlt hat. 

3:6 Bi Mofern- ein MWaͤhler mehr als fimf und zwanzig Bulden -birecter 
Asgabet bezahltz ſo wird dieſer Ueberfchuß zu Gunſten ſeiner Sohne berech⸗ 
net, inſofern dieſe geeignet ſind, Waͤhler zw werden und bei ihm wohnen 
um damit ihre Zahlrate als Waͤhler auszumitteln bder zu wvervollſtaͤndigen; 
dabei wird mit..dem-, äkteften der Anfang. gemacht, und weiter. fertgefahren, 
wenn es ber Fall ift, von dem ältejten zu „dem -unmittelbar folgenden. 

Die von einer Wittwe bezahlten diresten Abgaben, werden, dem gan: 
zen Betrage nach, ihren Söhnen in ‚gleicher, Ordnung ‚angerechnet, 
1: 6. Es ſoll das Verʒeichmiß der Glieder: er — allahrlich ver⸗ 
fertigt werden. 


7. Die jaͤhrliche Wahl von dieißig —— des are 
wird in Genf vorgenommen, Dieſelbe fol in dem durch das mn Se 
feg zu boſtimmenden Zeitpuntte —* und in dern Such ben ar 
bezeichnenden Zeitraum beendigt werden " geyen 
geben angewandt: 


| 










Diditized by GOR: 
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8 Dem: Wahlcorps ift jebe Berathung unterfagt. Die Wähler, fo 
wie die Mitglieder des Repräfentantenraths, find zu feinen Entfchädniffen 
berechtigt. 

| 9, Jeder Waͤhler foll dreißig wählbare Perfonen bezeichnen, Das or: 
ganifhe Gefeg wird beftimmen, in welchen Fällen die Wahlzettel, wegen 

Nichtbeachtung diefer Vorſchrift, entweder berichtigt oder aber vernichtet wer— 
den muͤſſen. 

410. Diejenigen Gandidaten, welche bie abfolute Mehrheit erhalten ha= 
ben, werden bis zu der vollen Zahl der dreißig zu befegenden Stellen und 
in der Ordnung dee Stimmenzahl, als Ermählte erklärt, wofern die Zahl 
der erhaltenen Stimmen nicht geringer ift, als der vierte Xheil der auf dem 
MWahlverzeichnig eingefchriebenen Mitglieder, 

11. MWofern die Wahl durch diefe Handlung nicht zu Ende gebracht 
ift; fo wird diefelbe durch eine Abtheilung des Wahlcorps vollendet, melche 
beftcht : | 

1) aus den Gliedern beider Räthe der Republik; 

2) aus den im vorhergehenden Jahre, in Folge der jährlichen Erneuerung, 
aus dem Mepräfentantenrath getretenen Wahlmännern ; 

3) aus den Wahlmännern, welche theild wirkliche, theils ausgediente 

Dfarrer oder Seelenhirten im Canton find ; 

4) aus den Wuhlmännern, die das ſechszigſte Altersjahr zurückgelegt haben. 

12. Diefer Abtheilung wird das Verzeichniß derjenigen Gandidaten 
vorgelegt, welche bei der erften Wahlhandlung die meiften Stimmen erhal: 
ten hatten, in der doppelten Zahl der Stellen, welche zu befegen übrig find. 

13, Jeder Mähler bezeichnet darauf fo viele Namen, als Stellen zu 
beſetzen find. 

14. Diejenigen Candidaten, welche die abfolute Stimmenmehrheit er: 
halten haben, werden bis zu der vollen Zahl der zu befegenden Stellen und 
in der Ordnung ihrer Stimmenzahl als gewählt erklärt, 


12. Mofern die Wahl nicht vollendet ift; fo wird ein Verzeihnig 


derjenigen Gandidaten, welche bei der legten Wahlhandlung die meiften Stim— 
men erhalten haben, in der gedoppelten Zahl der annoch zu befegenden Stel 
len verfertigt. Jeder Mähler bezeichnet darauf fo viele Perfonen, als noch) 
Stellen zu befegen übrig find, Die relative Mehrheit ift alsdann für die 
Wahl hinreichend. \ 

16. Wofern in den vorftehenden Wahlhandlungen fich gleich getheifte 
Stimmen ergeben; fo hat der Aeltere den Vorzug. 

17.: Der Repräfentantenrath wird, auf ein Befinden des Staatsrathg, 
die erforderlichen Verordnungen erlaffen, für die Polizei der Wahlen, für das 
Vahlverfahren felbft und für die Löfung der Fragen, welche tiber die Wahls 
und Mählbarkeitöberechtigung erhoben werden können. 


Vorübergehende Verfügung. 


Der Genfer, welcher, zufolge der Beftimmungen bes vierten Artikels, 
durch einen freiwilligen Nachtrag zu feinen directen Abgaben Wählmann wer: 
den kann, wird zur Ausübung diefes Rechts ſchon im gegenwärtigen Jahre 
zugelaſſen, wofern er ben erforderlichen Nachtrag, um den Betrag der obges 
dachten Abgaben auf fünf und zwanzig Gulden zu bringen, bezahlt. Er 
wid kommendes Jahr zugelaffen, wofern er feinen Nachtrag im gegenwärtk- 
| er — bezahlt hat, und alsdann das Erforderliche hinwieder auch 

trägt. 
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Vermoͤge der Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Gefeges find ber Art.7. 
bes erften Titels und der Art. 6., mit Ausnahme bes fiebenten Paragraphs 
des zweiten Titels ber Berfaffung, zurüdgenommen. 

‚Ebenfalls ift der Art. 8. des erften Titels zurückgenommen, infoweit 
derfelbe die Wahl des Repräfentantenraths betrifft. 

Der Staatsrath ift beauftragt, Gegenmärtiges in vorgefchriebener Zeit 
und Weiſe befannt zu machen. 

Gegeben zu Genf am 28. Juli 1819, unter dem Siegel ber Repus 
blik mit der Unterſchrift eines der Staatöfecretalre. 

Lullin, Staatsfecretair, 


0) Organiſches Geſetz über die Wahlen der Abgeordneten in den 
Repräfentantenrath. | 
(Vom Repräfentantenrath am 22. September 1819 angenommen.) 


Wir Syndicd und Raͤthe der Republik des Cantons Genf thun 
£und, daß der fouveraine Repräfentantenrath, auf den Vorſchlag des Staats: 
cache. ‚ befchloffen hat, was folgt: 

Erfter Titel, 
Eintleitende Verfügungen. 


1. Der Staatsrath wird alljährlich in der Maifigung dem Repraͤſen⸗ 
tantenrathe das Verzeichniß der erlebigten Stellen in bemfelben vorlegen. Das 
Verzeichniß wird an die Prüfung einer Commiffion Üüberwiefen, um hierauf 
vom Mepräfentantenrath vollends anerkannt zu werden, 

2. Wenn die im vierten Paragraph des fünften Artikels des zweiten 
Titels der Verfaſſung ‚erwähnte Ziehung des Loofes eintreten foll; fo wird 
diefelbe Öffentlich im Repräfentantenrath) am dritten Montag des Maimonats 
vorgenommen, Das von den Syndics präfidirte Bureau befteht aus zwei 
von dem im Amte ftehenden Syndic ernannten Secretairen und aus vier 
durchs Loos aus den, der periodifchen Loosziehung nicht unterworfenen lies 
dern bezeichneten, Mitgliedern des Repräfentantenrath3, 

3 Bevor zu diefem Loosziehen gefchritten wird, follen die Glieder 
des Bureau erwahren, ob die Namen aller dem Loos unterworfenen Glie 
ber des Mepräfentantenraths in die Urne gelegt worden find. 

Nach gefchehener Erwahrung zieht der ältefte. unter den durchs Lo . 
bezeichneten Gliedern des Bureau eine der Zahl der austretenden Abgeorbnts 
ten gleihfommende Zahl Namen aus der Urne. Er übergiebt jeden Zettel 
dem vorfigenden Syndic, welcher den Namen des austretenden Abgeorbnes 
ten ausfpricht. 

4. Der Staatsrath wird von jeder jährlichen Wahl das Verzeichniß 
des Wahlcorps. verfertigen laſſen; diefes Verzeichniß wird gedruckt, durch eine 
Kundmahung angezeigt, und in der Ganzlei ſowohl, als bei den Meier, 
ihrem Adjunct und bei den Zehnern niedergelegt. 

5. Es wird eine Commiſſion für die Einfchreibungen gebildet; bie 
felbe beſteht: 

4) aus zwei Syndich, zwei Staatdcäthen, zwei Mitgliedern des Repraͤ 
fentantenraths, zwei Wählen und zwei Meiern, die der Staatsrath 
ernennt ; 


‘ 
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2) aus ſechs Mitgliedern des Mepräfentantenrathd und zwei Meiern, 

welche durchs Loos bezeichnet werden; | 

3) aus zwei Secretaiten, die von den beiden in der Commilfion befindfi- 
hen Syndics gewählt werben. 

6. Der Generalprocurator ift berechtigt, den Sigungen der Commifs 

fion für die Einfchreibungen beizumohnen und im derfelben über die Bildung 
des Wahlcorps angehört zu werden. 


7. Dieſer Commiffion liegt ob, das Verzeichniß des Wahlcorps, ſo 


wie dasjenige der Bewerber, welche fih in Gemäßheit des vierten Artikels 
des ziveiten Titels der Verfaffung bei der Ganzlei eingefchrieben haben, zu 


erwahren. 

Sie eroͤffnet ihr Geſchaͤft acht Tage nach der Bekanntmachung dieſes 
Verzeichniſſes. | 

8. Der Staatsrat wird den Drt, die Tage und Stunden, an wel 
then dieſe Commiſſion fid) verfammelt, bekannt machen. 

9, Der Staatsrath ladet alle nicht auf dem Verzeichniffe eingefchries 
bene Bürger, welche dazu berechtigt zu feyn glauben würden, ein, fich vor 
diefer Commiffion innerhalb: vierzehn Tagen nach Eröffnung ihrer Verrichtun⸗ 
gen zu melden; nach Verfluß diefer Zeit werden Beine weitern Anſpruͤche 
mehr angenommen. 

10. Die Commiffion für bie Einfchreibungen wird diejenigen, welche 
fie von dem Verzeichniß ausftreichen zu müffen glaubt, auf eine beftimmte 
Beit vor ſich berufen. | 

11. Die von der Commiffion getroffenen Entfheidungen der Zulafs 
fung ſowohl als der Ausfchliefung, können auf dem Wege des Recurfes an 
dm Staatsrath angegriffen werden, ' 

Dieſer Recurs ſteht ſowohl der betroffenen Partei, ald dem Generaf- 
procurator frei. 

12. Nach Abflug des, durch den achten Artikel feftgefegten, Zeitraums 
lift die Commiſſion zwei Verzeichniſſe verfertigen : 

4) dasjenige des Wahlcorps; 

2) dasjenige der Bewerber für die Stellen von Abgeordneten. 

Dieſe Verzeichniffe mit den Angaben der Zulaffungen und Ausſchließun⸗ 
gen, gegen welche Recurs genommen wird, werden dem Staatsrath überwiefen, 
weldher über die Recurſe entfcheidet und die Verzeichniffe für gefchloffen erklärt. 

13. Der Staatsrath läßt diefe Verzeichniffe druden, und fendet jedem 
der Wähler einen Abdrud davon. 

14. Das Protocol der Verhandlungen der Commiffion wird durch 
den vorftehenden Syndic, ben Generalprocurator und einen der Secretaire 
unterzeichnet. Daffelbe wird im Staatsarchiv aufbewahrt. 


Zweiter Titel. 
Bonden Wahlen. | 

15. Die jährlichen Wahlen werden im Monat Auguft vorgenommen. 
16. Es wird eine MWahlcommiffion gebildet, welche befteht aus den 
Syndics, dem Polizeilieutenant, dem Generalprocurator, ſechs durchs Loos 
bezeichneten Gliedern des Nepräfentantenraths, dem Decan des Kirchenraths, 
dem Decan der genferifchen Pfarrer, dem Mector der Akademie, ſechs durchs 
8008 bezeichneten Wählern und vier durch den erften Spndic aus den Wäh- 
lem bezeichneten Secretaiten. n17 
17, Der Staatsrath Läßt diefe Commiffion in Thätigkeit treten, fo: 
bald er die Wähler -einberufen hat. 
, 19* 
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‚18. Die Syndics find die Vorfiger der Wahlverfammlung ; fie hand: 
baben die Polizeiz, fie nehmen den Wählern den Eid ab, und theilen aus 
ſchließlich die Wahlzettel aus. , 

19. Die Wahlcommiffion bedient fih für ihre Verrichtungen der Huͤlfe 
von. Wahlmännern, welche fie dafür erkiefet, die jedoch weder aus den Be 
werbern, noch aus den Candidaten genommen werden dürfen, 

Die Adjuncten haben berathende Stimme. 

20. Sie ift mit Eröffnung der Stimmzettel beauftragt. 

Diefe, aefchieht öffentlich. 

21. Sie entfcheivet über die Schwierigkeiten, welche ſich im Laufe 
dee Wuhlverhandlungen und der Eröffnung. der Stimmzettel ergeben Eönnen; 
diejenigen hingegen, welche auf die Wählbarfeit der ernannten Abgeordneten 
Bezug haben, werden dem Nepräfentantenrath überwiefen. 

22. Sie erklärt diejenigen, welche ernannt worden find, ald Abge: 
ordnete. Mofern die Wahl nicht vollendet ift, erklärt fie diejenigen al 
Gandidaten, welche der Wahlabtheilung vorgelegt werden follen. 

23. Das Verzeihniß der Gandidaten wird alfobald gedrudt, angeſchla⸗ 
gen und jedem Wähler ber Wahlabtheilung überfandt; nad Verfluß von 
wenigftens einem Zage wird die Wahlabtheilung einberufen, um zur Wahl 
zu [chreiten. 

24 Die Wahlen .müffen in vierzehn Tagen fpäteftens, von Erxöff: 
nung der erftien Stimmfammlung gerechnet, beendigt feyn. 

25. Sobald die Wahlen vollendet find, wird der Staatsrath das Ver— 
zeichniß der gewählten Abgeordneten druden, bekannt machen und anfdla: 
gen laffen. 

26. Die Beflimmungen des vierzehnten Artikels werden auf die Wahl 
commiffion ausgedehnt. 

27. In allen auf die Wahlen Bezug habenden Verzeichniffen wird 
iede Perfon mit ihrem Namen, Vornamen, Beruf, Alter und Wohnung 
bezeichnet. 

Für die zwei Berzeichniffe des Wahlcorps wird die alphabetifche Orb: 
nung befolgt; und diejenigen Wahlen, welche nicht wählbar find, werben 
durch befondere Schriftzeichen unterfchieden. 

Für das Verzeichniß der Bewerber und der Abgeordneten wird die Ord⸗ 
nung des Alters beobachtet. 

Für das Verzeichnig der Gandidaten wird die buch Stimmenzahl be 
gründete Reihenfolge beobachtet. 

28. Bor dem Stimmengeben foll jeder Wähler ſchwoͤren, der Republik 
und dem Canton Genf treu zu fenn, und feine Stimme denen zu geben, 
bie er zu den Stellen der Abgeordneten für die Zauglichften hält. 

29. Die Wahlzettel müffen in den Wahlzimmern felbft ausgefüllt 
werden. 

30. Die Wähler, welche ihre Stimmzettel nicht felbft fchreiben Fön 
nen, follen ſich dafür eines beliebigen Wähler bedienen; fie können nöthis 
genfalls den Beiltand eines Mitglieds vom Bureau verlangen. 

31. -Die Glieder des Bureau ſchwoͤren bei Eröffnung der Wahlhands 
lungen und in die Hände des Syndics den Eid, die Stimmen treu zu ſchrei⸗ 
“ben, und ſolche geheim zu behalten. 
| 32. Die Wahlzettel find mit der Unterfchrift oder dem Namenſtem⸗ 
pel eines Syndics verſehen und zeigen die Zahl der zu — Stimmen an. 
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33. Die Zahl der ausgetheilten Zettel foll, ehe. bie Urne, geöffnet 
wird, vom Präfidenten eröffnet werden. f 

34. Die in die Urne gelegten Zettel werden gezählt, ehe man zu ihs 
rer Eröffnung fchreitet. 

Wofern die Baht der in der Urne befindlichen Zettel jene der ausge: 
theilten Zettel um mehr als fünf überfteigt; fo wird die Stimmenfammlung 
für nichtig erklärt und von neuem angefangen. « 

MWofern die Zahl der vorhandenen Zettel- geringer ift als die der aus: 
getheilten Zettel; fo bleibt die Stimmenfammlung nichts defto minder gültig. 

35. Diejenigen Zettel, welche wenigere Stimmen, als zu befegende 
Stellen find, enthalten, follen ungültigefeyn. Auf den Zetteln, welche mehr 
Stimmen, ald erforderlich find, enthalten, werden die zulegt aufgezeichneten 
nicht gezählt. 

36. Für ungültig Eönnen nur folhe Stimmen erklärt werden, melde 
bie Wiederholung einer auf dem nämlichen Zettel bereits befindlichen Stim- 
me find, und Diejenigen, die, der Erklärung des Bureau zufolge, auf Eeine 
beftimmte Perfonen angewandt werden Eönnen. Die Ungültigkeit diefer Stim: 
men zieht diejenige der Zettel, auf denen fie. flehen, nicht nach ſich. | 

37, Nach jeder Stimmenzählung werden die Wahlzettel vernichtet. 


Dritter Titel, 
Allgemeine Verfügungen. Ä 


38. Die austretenden Abgeordneten fegen ihre Verrichtungen nicht 
weiter fort, fobald die Wahlen beendigt find. 

39, Sn der erften Sigung nad) den Wahlen ernennt der Repräfentanten: 
rath eine Commiſſion, welche die Gefeglichkeit der Wahl der neuen Abgeords 
neten unterfuchen und in möglichit Eurzer Frijt darüber Bericht erftatten foll, 

40. Auf den Bericht diefer Commiffion wird der Repräfentantenrath 
alfogleich die gefeglicy erwählten neuen Abgeordneten zur Eidleiftung zulaffen, 
und die Ausfchliefung derjenigen erklären, deren Wahl als ungefeglidy wäre 
erfannt worden. | 
‚ +. Die erledigten Stellen, welche im Repräfentantenrath eintreten 
koͤnnen, fey es zwifchen der Ziehung des Looſes und der Wahl, fey es in 
Solge der erlärten Gefegwidrigkeit einiger der neuen Wahlen, werden in das _ 
Verzeichniß der erledigten Stellen des folgenden Sahres aufgenommen. 

#2. Die Abgeordneten in den Repräfentantenrath, welche zufolge des 
Att. 4, des BVerfaffungsgefeges dom 18. Nov. 1816 gewählt worden find, 
jollen nicht als zur erften Bildung des Raths gehörend angefehen "werden. 


Vierter Titel, 
Verfügungen, welche auf die nähfte Wahl beſchraͤnkt find. 


43. Die Bildung des DVerzeichniffes der erledigten Stellen der Abge- 
otdneten, von melcher im erften Artikel dieſes Geſetzes die Rede ift, die Zie: 
hung des Loofes, wofern folhes Statt findet, und die Wuhlhandlungen, fol: 
km alſogleich nach Annahme des gegenwärtigen Gefeged vor fi gehen. 


Sünfter Zitel, 
Entkraͤftende Glaufel. 


4. Das Gefeg vom 23. Nov. 1816 über die Wahl der Abgeorbine: 
ten in den Nepräfentantenrath, ift aufgehoben. 


PT = St. Gallen. 


Der Staatsrat iſt beauftragt, Gegenmwärtiges in vorgeſchriebener Art 
und Weiſe Eund zu machen. 
Gegeben in Genf am 22. Sept. 1819, unter dem Siegel der Nepw 
blik und mit der Unterſchrift eines der Stantsfecretaite, 
Lullin, Staatöfecretair. 


p) ee des Cantons St. Ballen vom 
31. Aug. 1814. 


Erfter Titel 
Allgemeine Beflimmungen und Gewaͤhrleſſtungen. 


1. Die Verfaſſung ſichert die freie und uneingeſchraͤnkte Ausuͤbung 
des katholiſchen und evangeliſchen Glaubensbekenntniſſes und Gottesdienſtes. 

2. Jede Religionspartei beſorgt geſoͤndert, unter der hoͤhern Aufſicht 
und der Sanction des Staats, ihre religioͤſen, matrimoniellen, kirchlichen und 
kloͤſterlichen Verwaltungs: und Erziehungsangelegenheiten. Das Gefeg wird 
diefe Aufficht beftimmen und die Fälle für die. Sanction feftfegen. 

3. Es giebt im Canton keine Vorrechte des Orts, der Geburt, ber 
Derfonen und der Familien. 

4. Die Verfaffung fichert den Zehnt- und Grundzinsloskauf nach ben 
beftehenden Gefegen des Cantons. 

9 Nicht nur der Bürger, fondern jeder im Canton St. Gallen mwoh: 

nende Schweizer, kann zu Mitlitaicdienften angehalten werden. 


Zweiter Titel, 
Eintheilung bes Gebiets. 


6. Der Canton St. Gallen ift in acht Bezirke abgetheilt, naͤmlich: 
: 1) Stadt St. Gallen, 2) Rorſchach, 3) Goßau, 4) Ober: Log 
— 5) Unter: Toggenburg, 6) Rheintal, 7) Sargans, 8) 


nad). 
St. Gallen rn. der Hauptort bes Cantons. 
Das Gefeg wird die Hauptorte der Bezirke beſtimmen. 
7. Die acht Bezirke find in vier und zwanzig Kreife, und — in po⸗ 
litiſche und Ortsgemeinden abgetheilt. 
Dritter Titel. 
Politiſcher Stand der Buͤrger. 
8. Wer nach dem Geſetze das Bürgerrecht in einer Gemeinde des Cat: 
tons St. Gallen befigt, ift auch Bürger ded Cantons. 
9. Man wird Bürger des Cantons durch eheliche Abflammung von 
einem Bürger. Uneheliche erhalten das Bürgerrecht nur nad den Beſtim⸗ 
mungen bes Geſetzes. 

. 10, Man erwirbt dad Bürgerrecht des Cantons durch ein Decret bed 
großen Mathe. Der Werlangende muß fich aber vorläufig ausmweilen, daf 
ihm auf den Ertheilungsfall ein Gemeindsbuͤrgerrecht zugeſichert ſey. Hinge⸗ 
gen kann keine Gemeinde ihr Buͤrgerrecht an einen Nicht-Cantonsbuͤrger ſchon 
wirklich ertheilen. 

11. Man verliert das Cantons- und Gemeindsbuͤrgerrecht 

1) durch Verzichtleiftung ; 

2) dur) Verjährung ; 

3) durch Urtheile. 


Verfaffung vom 31. Aug. 1814. 295 


Fuͤt alle drei Faͤlle treten nähere Beftimmuugen- des Geſetzes ein; boch greift 
ber Verluſt nie auf jene, Kinder zuruͤck, welche vor der Verzichtleiftung oder 
Verwirkung ſchon erzeugt waren. F 

12. Jeder Cantonsbuͤrger iſt befugt, ſeinen Wohnſitz in eine andere 
Gemeinde des Cantons zu verlegen und feinen Gewerb daſelbſt frei zu trei— 
ben; vorbehalten jene beſondern perſoͤnlichen Ausſchließungsgruͤnde, welche durch 
das Geſetz beſtimmt werden. 

13. Die politiſchen Rechte koͤnnen in Kreis: und Gemeindsverſamm⸗ 
lungen nur von Gantonsbürgern ausgeübt werden, die in bürgerlichen Ehren 
fiehen, nicht gerichtlich bevoigtet find, noch Armenunterflügung genießen, mes 
nigfteng zweihundert Schweizerftanfen fteuerbares Vermögen befigen, und das 
ein und zwanzigfte Jahr angetreten haben, und zwar da, wo fie haushäb: 
li angefeffen find. Eben diefe Eigenfhaften, mit Ausnahme des Vermoͤ—⸗ 
genderforderniffes, werden erfordert, um in einer Berwaltungsgemeinde ſtimm⸗ 
fühig zu feyn, allein nur in jener, in welcher er nach den beftehenden Ge: 
noffenrechten ‚perfönlicher Nutznießer ift, | 


Vierter Titel 
Deffentlide Gewalten. 
Gemeinde: und Verwaltungsbehoͤrden. 


14. Jede politifche Gemeinde wählt einen Gemeinderath, der aus ei: 
nem Amtmann und mwenigftens vier, höchftens acht, oder wenn die Gemeinde 
über zweitaufend vierhundert Seelen zählt‘, zwoͤlf Mitgliedern befteht, bie 
ſichs Jahre im Amte bleiben, und von zwei zu zwei Jahren zum Drittheil 
austreten, aber wieder gewählt werden können, 

15. Jede Drtögemeinde, und in berfelben jeder Meligionstheil, der ein 
befonderes Eigenthum befigt, hat eine eigene Verwaltung, welche aus nicht 
weniger ald drei, und aus nicht mehr als neun Mitgliedern beftehen foll, 
mit Inbegriff des Worftehers, die von den Antheilhabern gewählt wird. Die 
Mitglieder diefer Verwaltung bleiben fech® Jahre im Amte, und treten von 
jwei zu zwei Sahren zum Drittheil aus, find aber wieder wählbar, 

16. Die aufzuftellenden Gefege beftimmen die Verrichtungen und Be: 
fugniffe dev Gemeinde: und Werwaltungsräthe, in Bezug auf die örtliche 
Polizei, Erhebung der Anlagen und alle übrige untergeorbnete Gegenftände 
* allgemeinen und oͤrtlichen Verwaltung, mit welchen ſie beauftragt werden 
oͤnnen. 

17. Die Stadt St. Gallen wird, in Ruͤckſicht ihrer Lage und be— 
ſondern Verhaͤltniſſe, eine eigene Organiſation in Verwaltungs: und Ge: 
tichtsſachen erhalten, und die Gompetenz ihrer Polizei, fo wie jene ihres Gi: 
bil: und eines Handelstribunals, Toll (den allgemeinen Principien der Wer: 
faffung unbefchadet) durch ein Gefeg näher beftimmt und auseinander gefegt 
werden. Das Gefeg mag aud andern Städten oder bedeutenden Marftfle: 
den, deren befondern Verhaͤltniſſen e8 angemeffen wäre, etwelche Ausdehnung 
der polizeilichen. und gerichtlichen Competenz gewähren. 


Kreisbehörden. 


13. Jeder Gerichtsfreis hat eine, aus einem Kreisamman und vier 
Richtern beftehende, Gerichtöftelle, ‚welche über Givilftreitigkeiten und Straf: 
fälle, die nicht in eine höhere Competenz einfchlagen, mit oder ohne Weiter: 
zdehung, uetheilt. Die nähere Beftimmung und Organifation bleibt dem 
Geſetze vorbehalten. | 
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19. Der Kreisamman führt den Vorfig und uͤbt bie Polizeisin den 
Kreisverfammlungen aus. Er ift der Vermittler in: bürgerlichen. Recptöfälen 
und der Unterbeamte der Regierung im Kreiſe. 


20. In jedem Kreife ift ein Hauptort, in welchem die Sigungen ab: 
gehalten werden müffen, nad) der nähern Beflimmung des Gefeges. 


Bezirksſtatthalter. 


21. In jedem Bezirke waͤhlt die Regierung einen Statthalter, der das 
Organ derſelben iſt. Er hat den Vorunterſuch in Criminalfaͤllen und die 
Oberaufſicht uͤber die Gemeindsverwaltungen und Polizeibehoͤrden in ſeinem 
Bezirk. Die naͤhere Beſtimmung der Befugniſſe dieſer beiden Beamten bleibt 
» dem Geſetze überlaffen. 

Großer Rath. 


22. Ein großer Rath von hundert und funfzig Mitgliedern übt bie 
höchfte Gewalt aus. Er verfainmelt ſich ordentlicher Weiſe alljährlich zwei: 
mal, als beiläufig einen Monat vor der eidsgenöffifhen Zagfagung und fpä: 
teftens drei Monate nad derfelben, in dem Hauptorte des Cantons. Die 
Sigungen dauern nicht "über einen Monat; doch kann der Eleıne Rath bie 
felben verlängern. 

Der große Rath 

1) nimmt die Gefegesvorfchläge an, die ihm vom Eleinen Rathe vorgelegt 
werden, oder vermwirft fi. Wenn der Eleine Rath in zwei auf einan 
ber folgenden Sigungen des großen Nathes Anjtand‘ genommen hätte, 
über einen ihm von dem großen Rathe empfohlenen Gegenftand einen 
Gefegesentiwurf vorzulegen, oder wenn ein von dem Eleinen Rathe vor: 
gelegter Gefegesentwurf in zwei auf einander folgenden Sigungen de} 
großen Rathes verworfen worden wäre; fo würde im erften Fall dem 
großen Rathe das Recht zuftehen, dem Eleinen Rathe für die Bera— 
thung diefes Gegenftandes eine Commiſſion beizuordnen, die nicht zahl: 
reicher fern darf, als der Eleine Rath, uneinbegriffen feinen Prafidenten, 
von welcher Vereinigung dann der neue, der Verſammlung vorzulegende, 
Entwurf ausgehen würde. In legterm Fall koͤnnte der kleine Rath 
einen ähnlichen Ausfchuß von dem großen Rathe begehen, um fich mit 
demfelben zu berathen; 

2) er laßt fi von dem Eleinen Rathe über die Vollziehung der Gefege 
und Decrete, fo wie überhaupt über den Zufland der .öffentlihen Ber 
mwaltung, Bericht erftatten ; 

3) er nimmt dejjen Rechnung über die Verwaltung des Staatsvermoͤgens 
und der Staatseinkuͤnfte ab, und beſchließt darüber; 

4) er beſtimmt die Befoldung und die Zahl der öffentlichen Veanuen und 
von der Regierung Angeſtellten; 

5) er bewilligt die Auflagen, bleibende Geldanleihen und die Veräußerung 
von Gantonalgüten; 

6) er berathichlagt über die Zufammenberufung der außerordentlichen Tag: 
fagungen, fo oft es der Fall-ift; ernennt die Abgeordneten des Ganz 
tons zu den Zagfagungen, beftimmt ihre Entfhädigungen, und ertheilt 
ihnen Snfteuctionen. Er ſtimmt im Namen des. Canton ; 

T) ee übt, auf den Vorſchlas des kleinen Rathes, das Begnadigungs⸗ 

recht aus; 

8) der große "Rath erwaͤhlt von zwei zu zwei Jahren, aus der Mitte des 
kleinen Rathes zwei Standeshaͤupter, welche von beiden Religionsbe⸗ 
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fermtniffen ſeyn follen, unter dem Titel Landamman. Jeder fuͤhrt 
während eines Jahres bei dem großen und kleinen Rathe ‚den Vorſitz. 


Kleiner Rath, 


23. 1) Ein Eeiner Rat) von wenigſtens neun Mitgliedern‘ des großen 
Rathes, von dem fie fortwährend einen Theil ausmachen, und bie 
immer wieder wählbar find, hat den Vorſchlug der Gefege, Decrete 
und Steuerverordnnungen ; 

2) er iſt die oberfte Verwaltungs» und Polizeibehörde. Ihm liegt bie 
Vollziehung der Gefege und Verordnungen ob, zu welchem Ende er die 
nöthigen Beichlüffe faßt. Er hat die Leitung und Aufficht über die 
untergeordneten Behörden, ernennt feine Beamten und Beauftragten, 
infofen die Verfaffung nicht darüber verfügt, und Eann fie wieder von 
ihren Stellen abrufen; 2: 

3) er legt dem großen Rathe über alle Theile der öffentlichen Verwaltung 
Rechenſchaft ab, und verläßt die Verfammlung, wenn über diefelbe 
abgeflimmt wird; 1 

4) der Eleine Rath verfügt über die bewaffnete Macht zu Handhabung der 
öffentlichen Ordnung und innern Ruhe, ftattet dem großen Mathe bes 
fondere Rechenſchaft über diefe Verfügung ab, und verfammelt ihn bei 
längerer Andauer derfelben; 

5) er beruft den großen Rath ordentlicher, und, wenn e8 der Fall ift, aus 
Berordentlicheer Weife zufammen; 

6) er entſcheidet über ftreitige Adminiftrationsfäte nach den Vorfchriften 
des Geſetzes. | 

Srftinftanzlihe Gerichte, 


24. Für bie bürgerliche Rechtspflege giebt e8 Gerichte erfter Inſtanz, 
deren Glieder durch die Parteien entfchädigt werden. Die Anzahl diefer Ge: 
rihte, ihre Amtsdauer, Einrihtung und Competenz wird das Geſetz beftims 
men, infofern nicht die Verfaſſung bereits Fürfehung gethan hat. 

25. Bezirksgerichte fprehen je nad ihrer gefeglich zu beflimmenden 
Competenz theilg erft=, theils legtinftanzlich ab. 

Appellationsgericht. 


26. Ein Appellationsgericht von dreizehn Mitgliedern ſpricht in legter 
Snftanz ab. Um ein Urtheil auszufällen, müffen eitf Glieder gegenwärtig, 
und bei Verbrechen, die die Zodesftrufe nach ſich zichen, muß das Gericht 
volftändig fepn. Das Geſetz beftimmt die Civil: und Griminalproceßform. 
27. Wie in legtinflanzlic) abgefprochenen Fällen gehandelt werden folle, 
in welhen Klage geführt würde, daß die gefeglichen Formen von dem Ge: 
tt überfchritten oder das Geſetz beifeite gefegt fey, oder Erläuterung deſſel— 
ben Statt finden follte, wird das Geſetz beftimmen. 


Fünfter Titel. 
Grundfäge über Religionsparität. 
28. Sn den paritätifchen Bezirksgerichten Obertoggenburg, Untertoggens 
burg, Rheinthal und Sargans ſoll diejenige Religionspartei, weldye die Mehr⸗ 


zahl der Bevölkerung inne hat, ein Mitglied mehr als die, welche die Min- 
derzahl hat, wählen. 


29. Im paritätifhen Kreifen und Gemeinden der vier obigen Bezirke 
(OU die Befegung der Kriegsgerichte und der Gemeindräthe und gemeinfamen 
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Berwaltungsräthe zur Hälfte von jedem Meligionstheil Statt finden; wo 
aber ein Religionstheil unter dem Drittheil herabſinken wuͤrde, foll ihm 
noch ber Drittheil der Stellen zukommen, infofern derfelbe noch einen 
Sechstheil des Kreifes oder der Gemeinde ausmacht, — unter diefem Sechs⸗ 
theil aber noch eine Stelle, wenn diefer dreißig ftimmfähige Gemeindebürger 
zählt, bei, einer Bevölkerung, die nicht über bdreitaufend Seelen geht. 
Das der Zahl nach ungerade Mitglied fällt immer dem ftärkern Religions: 
theile zu. 

30. Im Eleinen Rathe und XAppellationsgerichte foll diejenige Reli: 

gionspartei, welche die Mehrzahl der Bevölkerung inne hat, ein Mitglied 
mehr als die, welche die Minderzahl hat, befisen. 
‘31. In den Gemeinds- und BVerwaltungsbehörden mechfelt die Vor: 
fteherftelle nad) jeder Amtsdauer, wenn die Behörde von jedem Religionstheil 
zur Hälfte, nur zur dritten Amtsdauer aber, wenn fie von dem einen Theil 
nur zum Deittheil befegt wird. 

32. In den Bezirks: und Kreisgerichten, Gemeinds: und Verwal⸗ 
tungsräthen follen die Secretaire jederzeit in Parität mit dem SPräfidenten 


geſtellt werben. 
Schfter Titel. 
Wahlart und Wählbarkeitsbedingniffe. 


33. Um als Gemeinds: und Verwaltungsrath gewählt zu werden, 
muß man, nebft den Eigenfchaften der Stimmfähigkeit, fuͤnfhundert Schwei: 
zerfranfen fteuerbares Vermögen befigen und das fünf und zwanzigfte Jahr 
angetreten haben. 

34. Die fünf Mitglieder des Kreisgerichtd werden von den Kreisver— 
fammlungen gewählt, und aus denſelben beſtellt die Regierung den Kreis: 
amman. 

35. Um als Mitglied in das Kreisgericht gewaͤhlt zu werden, muß 
man das dreißigfte Jahr angetreten haben, und ein jteuerbares Vermögen 
von achthundert Schweizerfranten befigen. 

36. Die Statthalter der Bezirke werden von dem kleinen Rathe aus 
Bewohnern und Xctivbürgern des betreffenden Bezirks gemählt. 

37. Der große Rath wird aus directen und indirecten Wahlen gebil: 
bet, durch melche vier und achtzig Pläge auf die Katholiken und ſechs und 
fechig auf die Reformirten fallen, und zwar in einer dreifachen Reihenfolge, 
naͤmlich: fuͤr die erſte Reihenfolge waͤhlen ſaͤmmtlichr Wahlkreiſe unmittelbat 
ein und funfzig Mitglieder. Fuͤr die zweite Reihenfolge waͤhlen die Bezirks— 
wahlcorps neun und vierzig Mitglieder. Die dritte Reihenfolge von funfzig 
Mitgliedern wird von dem großen Rathe ſelbſt ernannt. 

Erſte Reihenfolge: In jedem Wahlkreiſe ernennt die Verſammlung der 
die politiſchen Rechte ausuͤbenden Buͤrger, aus Buͤrgern oder wahlfaͤhigen 
Einwohnern des Kreiſes, einen Abgeordneten in den großen Rath, die Stadt 
St. Gallen aber acht. Das Alter von dreißig Jahren iſt das einzige 
Waͤhlbarkeitsbedingniß fuͤr dieſe Ernennung. 

Zweite Reihenfolge: Die Mitglieder dieſer Claſſe werden in den ſaͤmmt⸗ 
lichen Bezirken aus Buͤrgern oder wahlfaͤhigen Einwohnern des Bezirks, 
welche das dreißigſte Jahr angetreten haben und viertauſend Schweizerfranken 
ſteuerbares Vermoͤgen beſitzen, durch Wahlcorps, und zwar nach folgendem 
auf Bevölkerung und Religionstheile gegründeten Verhaͤltniſſe, erwählt: Be 
zirk St. Gallen acht Mitglieder; Bezirk Rorſchach viere; Bezirk Goßau 
vierez Bezirk Obertoggenburg von Seite ber evangeliſchen Religion ſechs, von 
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ver latholiſchen drei (9); Bezirk Untertoggenburg Kathol. vier, Evangel. drei 
(N); Bezirk Rheinthal Evangel, vier, Kathol. drei (7); Bezirk - Sargans 
Kathol. drei, Evangel. drei (6); Bezirk Uznach vier, zufammen neun und 
vierzig Mitglieder. 

Dritte Reihenfolge: Die funfzig Mitglieder diefer Glaffe, wovon ber 
Stadt St, Gallen ebenfalls acht zugetheilt werden müffen, werden von dem 
großen Rathe aus einer dreifachen Vorfchlagslifte ernannt, welche durch ein 
Wahlcollegium, das der Eleine Rath, das Appellationsgericht und die Be: 
zirkoſtatthalter vereinigt bilden, verfertigt wird. Das Vermögensbedingniß 
diefer Glaffe ift ebenfalld viertaufend Schweizerfranten. Wenn die angenoms 
mene Parität der Meligionen von vier und achtzig Eatholifchen und ſechs und 
ſechzig reformierten Mitgliedern in den vorigen Glaffen nicht beobachtet wäre; 
ſo müßte diefelbe in diefer dritten Neihenfolge ausgeglichen werben; fonft aber 
tritt Reine Ruͤckſicht, ald die folcher Gantonsbürger ein, welche durch Bil: 
dung, Erfahrung und Anfehen vorzüglich geeignet find, in die oberfte Gans 
tonsbehörde einzutreten. | 

38. Ale Mitglieder der großen Raths treten von drei zu drei Jahren 
zum Drittheil aus, können aber fogleicy wieder gewählt werden. Den erften 
und zweiten Austritt beflimmt das Loos. 


39. Die austretenden oder fonft abgehenden Mitglieder werben alljähr: 
ich von der gleichen Stelle erfegt, von der fie gewählt wurden, und auf 
Stiche Art, u 

%. Die unmittelbaren Mitglieder des großen Raths follen durch bie 
Keife entfchädigt werden. | | 

41. Seder Bezirk bildet ein MWahlcorpe von MWahlmännern, die 
duch die Kreisverfammlungen gewählt werden; jeder Kreis ernennt deren 
hs, nach den im Art 29. aufgeftellten Paritätsgrundfägen. Die unmit: 
 tlbar in den großen Math Aögeordneten find zugleich Mitglieder des Bezirks— 
wahlcorps, werden aber dem Kreife an feiner Zahl MWahlmänner abgerechnet, 
und zwar nach der Religion, von ber fie find. Diefe Wahlcorps wählen 
durch geheimes abſolutes Stimmenmehr. Der Statthalter führt den Vorfig 
im Wahlcorps, und hat nur eine Stimme in demfelben, infofern er als 
' Bahlmann gewählt worden if. Das Wahlcorps der Stadt St. Gallen 
befteht aus dreißig Mitgliedern. Die immer wieder wählbaren Mitglieder 
des Mahlcorps erden von drei zu drei Sahren neu gewählt; das Wahl: 
cp erfegt die in der Zmoifchenzeit Abgehenden im Laufe des Sahıs. Um 
a8 Mitglied in diefes Wahlcorps gewählt zu werden, muß man bie im 
It, 35 den Kreisrichtern vorgefchriebenen Eigenſchaften befigen. 

42. Die Glieder des Eleinen Nathes werben von dem großen Rathe, 
fir neun Fahre ernannt. Die Erneuerung gefhieht immer zum Drittheil. 
Die Austretenden find fogleich wieder wählbar. Den erften und zweiten Aus— 
wit beftimmt das Loos. Um in den £leinen Rath wählbar zu feyn, muß 
man fehstaufend Schmeizerfranken fteuerbares Vermögen befigen. 

43. Der große Rath ernennt in oder außer feiner Mitte die Mitglies 
der des Appellationsgerihts für neun Jahre; die Ernennung gefchieht immer 
um Drittheil. Die Austretenden find fogleich wieder wählbar; den erften 
umd zweiten Austritt beflimmt das Loos. Der zu Ermwählende muß feche- 
taufend Schweizerfranken fteuerbares Vermögen befigen, und während fünf 
Sühten eine gerichtliche Stelle bekleidet haben, oder Mitglied einer obern Bes 
er gervefen feyn. Den Präfidenten wählt der große Rath aus den Mits 
dedern. | 
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44. Die Bezirksgerichte beſtehen aus neun Mitgliedern. Dieſelben 
werben aus einem zweifachen Vorſchlag der Bezirkswahlmaͤnner (Art. 4) 
und einem einfahen WBorfchlag des Appellationdgerichtd von dem fleinen 
Mathe ernannt. Sie werden aus der Claſſe von Bürgern genommen, welde 
ein fleuerbares Vermögen von zweitaufend. Schweizerfranken beſitzen. Sie 
find auf neun Jahre gewählt, treten von drei zusdrei Jahren zum Derittheil 
aus, und find nad der vorgefchriebenen Form wieder wählbar. Das Loos 
beftimmt den erften und zweiten Austritt. Aus ihrer Mitte wählt der kleine 
Rath den Präfidenten, - 


Schlußartikel. 


Alle jetzt beſtehende Geſetze und Verordnungen, inſofern ſie nicht durch 
die gegenwaͤrtige Verfaſſung als aufgehoben angeſehen werden muͤſſen, oder 
mit derſelben im Widerſpruch ſtehen, ſind, bis auf weitere Verfuͤgung und 

beſtimmte Aufhebung, vorlaͤufig ſammethaft beſtaͤtigt. Sie ſollen aber un— 
verzuͤglich und mit moͤglichſter Befoͤrderung revidirt werden. 

Alſo geſchehen in der großen Rathsverſammlung. 

St. Gallen den 31. Auguſt 1814. 

Der Praͤſident des großen Raths, 
Laurenz Meßmer. 
Im Namen des großen Raths: 
Der Secretair deſſelben, Kaver Gmur. 


g) Verfaſſung des Cantons Zug vom 5. Sept. 
1814. 


Mir Landamman und Rath des eidsgenöffifchen Gantons Zug, nadı 
dem Wir die Erkenntniffe und Erklärungen der zebn löblihen, den bisheris 
gen Ganton Zug bildenden, Gemeinden, in Bezug der, von der aus den De 
putirten derfelben beftehenden Werfaffungscommiffion entworfenen, unterm 
27. Auguft befchloffenen und den 28. des gleichen Monats vorgelegten Ber: 
faffung für den Canton Zug unterſucht haben, als nämlid den Gemeind: 
ſchluß der löbl. Stadtgemeinde Zug vom 28. Aug. 1514, der gefammten 
Löbl. Gemeinde Dber: und Unter: Aegeri vom 28. Aug. 1814, der Iöbl. 
Gemeinden, Menzingen vom 2, Herbftmonat 1814, Baar vom 1. Herbftm. 
1814, Cham vom 23. Auguft 1814, Hüneberg vom 28. Aug. 1814, 
Steinhaufen vom 28. Aug. 1814, Riſch vom 28. Aug. 1814, Walchwyl 
vom 28. Aug. 1814, welche fümmtlic die gehörige Authenticität befigen, 

“und in Folge welcher diefe Verfaſſung als die Verfaffung des Gantons Zug 
angenommen und von der Verfaffungscommiffion Uns als der darin aufges 
ſtellten Vollzichungsbehörde zur Vollziehung überwiefen worden — urkunden 
und erflären anmit, daß folgende Verfaffung die Verfaffung des eidsgenöffi: 
fhen Gantons Zug fey. Ä 


Berfaffung des Cantons Bug: 
I. Altgemeine Grundfäge. 


1. Die chriftliche Religion nad) dem römifch : Eatholifchen Glaubensbe: 
fenntniffe ift die Religion des Cantons Zug. 

2. Jeder Cantonsbuͤrger ift vor dem Gefege gleih, und es giebt im 
Canton Zug keine Unterthanen, 
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Cantonsbuͤrger find alle Jene, 

a) die vor 1798 mit oder ohne vollen Antheil am Gemeindgut Bürger 
einer Gemeinde waren. 

b) ihre rechtmaͤßigen Abkömmlinge, und 

e) die, welche, feither das Cantonsbürgerrecht auf gefeglichem Wege erwor⸗ 
ben haben. 

3. Die Ertheilung des Gemeindbuͤrgertechts kommt ausſchließlich der 
betreffenden Gemeinde zu, Wem aber ein Gemeindbuͤrgerrecht ertheilt wird; 
der ift gehalten, und zwar unter Verluſt des erhaltenen Gemeindbürgerrechts, 
innert Jahresfriſt das Cantonsbuͤrgerrecht auf gefeglihem Wege zu erwerben, 

Die Ertheilung des Cantonsbuͤrgerrechts ift dem Gefeggeber ‚vorbehalten, 
Niemand fann als Cantonsbürger angenommen werden, als folhe, die ein 
Gemeindbürgerrecht haben. Das Gefeg wird die Art und Meife der Erxtheis 
lung des Cantonsbürgerrechtd beftimmen. 

4, Jeder Gantonsbürger ift befugt, fich in einer andern Gemeinde 
niederzulaffen, daſelbſt Liegenfchaften zu erwerben, und Gewerbe nach beftehen- 
den Ordnungen und Verfügungen wie jeder Drtsbürger zu treiben. 

Um ſich aber niederlaffen zu können, muß er | 4 

a) von feiner Gemeindbehörde ein Zeugnip guten Leumunds haben, fo 
wie daß er mwenigftens fünf Jahre in der Gemeinde angefiedelt ges 
weſen; 

b) die Eigenſchaften beſitzen, der Gemeinde unbeſchwert leben zu koͤnnen. 
Er muß einen Heimathſchein mitbringen, worin fuͤr ihn und ſein 
Weib und alle ſeine Kinder die unbedingte Wiederaufnahme zu allen 
Zeiten und unter allen Umſtaͤnden zugeſichert iſt. 

Jeder Niedergelaſſene kann 

a) zu einer Realcautionsleiftung , welche nicht weniger als zmweihundert 
Franken feyn, und im Ganzen fünfhundert Franken nicht Operfeigen 
fol, und 

b) zu Beiträgen an die örtlich polizeilichen Auslagen angehalten werden. 
Jede Gemeinde ift befugt, den oder die Niedergelaffenen fortzumeifen, 

ı) wenn fie ſich eines unfittlichen Lebenswandels fchuldig machen; 

b) im Fall der Verarmung. 

Jeder foll fein politifches Bürgerrecht dort ausüben, wo er fein Ge: 
Meindbürgerrecht befi ist, Niemand kann fein politifches Bürgerrecht zu glei⸗ 
chet Zeit an zwei Orten ausuͤben. 

5. Alle Zug: und Abzugsrechte find abgeſchafff. 

6. Die Verfaſſung garantirt die Loskäuflichkeit der Zehnten, Grund: 
iinfe und Feudallaften nad) ihrem wahren Werthe. 

7. Seder Gemeinde, fo wie auch jeder geiftlichen und weltlichen Cor 
poration, bleibt ihr Eigenthum und deffelben Verwaltung duch die Verfaſ⸗ 
fung gefichert. 

8. Jeder Cantonsbeamte ift für feine amtlichen Verrichtungen dem 
Eantonsrathe verantwortlich. 

9, Jeder Einwohner des Cantons, wenn er das neunzehnte Jahr ers 
füle, ift Soldat für das Vaterland und deſſen Verfaffung- 


I. Eintheilung des Canton, 


10. Der Ganton Zug iſt einjtweilen in zwei Theile, als in das ine 
nere und aͤußere Amt, eingetheilt; 
a) die loͤbl. Stadtgemeinde Zug und bie! löbl. Gemeinden Cham, Huͤne⸗ 
berg, Steinhaufen, Rifh und Walchwyl bilden das innere, und 
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b) bie Iöbl. Gemeinden Ober⸗Aegeri, Unter: Aegeri, Menzingen mit New 
heim und Baar das Aufere Amt. 
Die Stadt Zug ift dee Hauptort des Gantons, 


II. Gantonsbehörden und deren Bildung. 


411. Das Volk ift der Souverain des Cantons; es übt feine Sow 
verainität theild am der Landgemeinde, theild an den verfaffungsmäßigen 
Gemeinden, und theild durch den dreifachen Landrath aus. 
12. Die Gemeindverfammlungen bilden, mit Ausnahme der Geifklichen, 
die fämmtlichen Gemeindbürger, welche die durch den $. 2. bezeichneten Eis 
genſchaften befigen und das neunzehnte Jahr erfüllt haben. 
- Bon diefen Gemeindverfammlungen find ausgeſchloſſen: 
/ a) die Zalliten, fo lange als fie ihre Gläubiger nicht werben befriedigt 


haben, und durch die gefegliche Behörde nicht wieder vehabilitirt fern | 


werden ; 


— 


b) jene, welchen die Gemeindverſammlungen zu beſuchen verboten worden; 


c) bie, welche duch Strafurtheile eine entehrende Strafe auf ſich haben; 

d) die in einem Griminalproceffe Verflochtenen bis nad) ausgefprochenem 
Urtheile; 

e) die von competenter Behoͤrde wegen Verſchwendung oder Bloͤdſinn Be⸗ 
vogteten; 

f) die, oder deren Kinder vom öffentlichen Almoſen leben. 


Befugniffe der Landsgemeinde, 


Wahn. SEE nn en 


13. Die Landsgemeinde verfammelt fich ordentlicher Weiſe altfähelch 
am erſten Sonntage im Mai, und außerordentlich, wenn es der Cantons⸗ 


rath nothwendig erachtet. 
- Die Landsgemeinde wählt die — 

a) den Landamman; 

b) den Landhauptmann; 

c) den Pannerhern; 

d) den Landsfaͤhndrich; 

e) den Landfchreiber; 

f) ferner die Gefandtfchaften zu den Zagfagungen es Eonferenzen. 

Der erfte Gefandte wird für ein Fahr aus dem innern, und abwech—⸗ 

felnd für ein Jahr aus dem aͤußern Amte ans freier Wahl gewaͤhlt. Wenn 


der erſte Gefandte aus dem einen Gantonstheile ift; fo wird der zweite aus 


dem andern genommen, 
| Befugniffe des Landammans, 


14, Der Landamman ift das erſte Standeshaupt, und wird abwech⸗ 
felnd auf zwei Jahre aus dem innern, und auf zwei Jahre aus dem aͤußern 
Amte aus freier Wahl gewählt; 

a) er präfidirt 

1) die Landsgemeinde; 

2) den dreifachen Landrath; 
3) den Cantonsrath; 

4) das Griminalgericht; 

b) er ruft den Gantonsrath zufammen, fo oft er es nothwendig findet, 
und das Griminalgeriht, wenn ein Fall oder Proceß demfelben zu be 
urtheilen übertragen ift; 

e) er bewahrt das Standesfiegel; 

d) er wohnt im Hauptorte bes Cantons; 
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e) er fegt die von dem Gerichten ausgefällten Urtheile in Vollziehung, und 
forgt für die Handhabung der vom Cantonsrath ausgefprochenen Ber: 
otdnungen ; 

f) er keitet die an ihn. gebrachten Klagen an Behörde, und verordnet die 
— erachteten Verhaftungen und Arreſte uͤber Menſchen und 

ffecten; 

g) er beſiegelt mit dem Standesſiegel die hoheitlichen Schreiben, Buͤnd⸗ 
niſſe und Tractate mit dem In- und Auslande, und mit ſeinem an⸗ 
gebornen Familienſiegel alle Kaufs, Tauſch- und Guͤltbriefe; 

h) er unterſchreibt nebſt dem Landſchreiber alle öffentliche Actenſtuͤcke, 
obrigkeitliche Briefe, Verordnungen und Urtheile; 

i) er entfcheidet bei dem Gantonsrathe im Fall gleich getheilter Stimm; 

k) er wacht über die Handhabung der Verfaffung; 

I) er fehmört zu dem Ende der Landsgemeinde ahrlich den Eid, und 
dieſe dem Landamman. 


Befugniſſe des Statthalters. 


15. Der Statthalter wird auf ein Jahr vom Cantonsrath aus freier 
Wahl gewählt. Er ift der Stellvertreter des regierenden Landammans in 
Fallen von Krankheit, Abwefenheit oder Verwandtſchaft. Er ift Präfident 
des Cantonsgerichts, und ruft dafjelbe zufammen, fo oft es der Fall ift, 
oder es dom einer freitenden Partei verlangt wird, Er entfcheidet als Präs 
fdent im Falle gleich getheilter Stimmen. 

Derfelbe muß in der Stadt Zug wohnen. 

16. Der Landeshauptmann, der Pannerherr, der in der Stadt Bug 
wohnt, der Landsfaͤhndrich bleiben lebenslänglic im Amte, und find Mitglieder 
des vom Gantonsrathe zu mwählenden Kreisrathe. 


BVBerrihtungen des Landfchreibers, 


17, Der Landfchreiber wird aus freier Wahl gewählt. Er hat an ber 
Iandsgemeinde, im Landrathe, im Gantonsrathe, in den Cantonsgerichten 
und bei den Standescommiffionen das Protocol zu führen. Er führt die 
Unterpfandsprotocolle, und refignirt die abgefchloffenen und ratificirten Käufe 
md Zäufche ein. Er beforgt die Feueraffecuranzregifter und deren ordentliche 
dettſetzung. Er beforgt die Standesarchive und die ihm von Behörde auf: 
gettagene Gorrefpondenz. Er unterfchreibt nebjt dem regierenden Landamman 
ale öffentlichen Actenſtuͤcke, obrigkeitlihe Briefe und Verordnungen, fo wie 
ud die einregiftrirten Kauf:, Tauſch- und Gültbriefe. Er beforgt die 
Stantögelder, und legt jährlich der zu dem Ende gewählten Commiſſion 
darüber Rechnung ab. Zur Erleichterung der Geſchaͤfte wählt er ſich einen 

Subflituten, unter dem Zitel: zweiter Landfchreiber, und einen Un: 
erihreiber, deren Betätigung dem Gantonsrathe zukommt. Er ift für feine 
Berichtungen fowohl, als jene feiner Canzleiangeſtellten dem Cantons— 
—* verantwortlich, und ſtellt demſelben fuͤr ſeine Treue zwei annehmbare 

ürgen, 


IV, Befugniffe der verfaffungsmäßigen Gemeinden. 
18. Die verfaffungsmäßigen Gemeinden verfammeln ſich ordentlicher 
Reife e alljährlich am zweiten Sonntage im Mai, und wählen 
a) ihre zum Cantonsrath treffenden Raͤthe; 


b) ihre zum dreifachen Landrath treffenden Mitglieber; dieſe werden auf 
ein Jahr gewählt; jedes Glied ift as wieder wählbar; 
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- €) bie ihnen treffenden Glieder zum Gantonsgericht; 
» d) einen Gemeindrath von freier Wahl; 

e) nebit Schreiber und Waibel. Die Zahl der Glieder zum Gemeindiath 
zu beſtimmen, bleibt jeder Gemeinde uͤberlaſſen; jedoch ſoll derſelbe aus 
nicht weniger, als aus einem Praͤſidenten und vier Gliedern beſtehen. 
19. Jede Gemeinde und jeder Gemeindrath iſt befugt, Vorſchlaͤge 

für Errichtung neuer Geſetze, oder für Abänderung der. ſchon beſtehenden zu 
machen ; folche muͤſſen aber von ihnen fehs Wochen, bevor fie der gelegge: 
benden Behörde vorgelegt werden, dem Gantonsrath eingegeben ſeyn, welde 
nad Anmweifung des $. 28 feinen Bericht hierüber zu machen hat. 

20. Die Gemeinden haben auch das ausfchließliche Verwaltungsrecht 
ihres. Gemeindgutes; zu dem Ende beftellen dirjenigen Gemeindbürger, melde 
vollkommene Antheilhaber an dem Gemeindgute find, ihre Verwaltungsräth 
in beliebiger Anzahl. „Um diefen verfafjungsmäßigen Gemeinden ſowohl al 
den Gemeindverfammlungen, welde über die Gemeindverwaltung ficy. ber 
then, beimohnen zu Eönnen, find die im $. 12, beflimmten Eigenfchaften eben 
»falls erforderlich. 


V, Dreifaher Landrath und deffen Befugniffe 


21. Der dreifache Landrath befteht aus dem Gantonsrath und auf 
zwei Gliedern, die jedem Gliede des Cantonsraths beigeordnet werden. E 
bildet die gefeggebende Behörde der Cantone; in diefer Eigenfhaft hat 
derfelbe 

a) über die von dem Gantonsrath ihm vorgelegten Gefegesvorfchläg, 
Bündniffe, Handelöverträge, Militaircapitulationen und Militairorgr 
nifationen zu berathichlagen, felbe anzunehmen, oder zu verwerfen; 
b) er inftruirt die Gefandtfhaften auf die Tagfagungen und Conferenjin, 
und läßt fih von felben genaue Relation abftatten; 
ce) demfelben kommt die Abnahme und Genehmigung der Staatsrehnun 
gen zu; 
d) er verfammelt fich ordentlicher Weife alljährlich 
1) am Schmwörtage zur Leiſtung des amtlichen Eides; 
2) am dritten Montage im Brachmonat zur Inſtcuirung der Ge 
ſandtſchaft; ; 
3) am erften Montage im .Weinmonat zur Abnahme der Relation 
der Staatsrechnung; 
4) fo oft es der Cantonsrath nothwendig erachtet. 
e) Zu einem gültigen Befchluffe des dreifachen Landraths ift die abſolute 
Mehrheit der gefammten Natheglieder erforderlich; 
f) fie £önnen von ihren refpectiven Gemeinden entſchaͤdigt werden. 


VI Gantonsrath und deffen Befugniffe. 


22. Der Gantonsrath befteht aus vier und funfzig Gliedern und dem 
Landamman, wovon die eine Hälfte vom innern und die andere Hälfte vom 
äußern Amt erwählt wird. 

Vom innen Amt wählt die Löbl. Stadtgemeinde Zug 11, die löbl. 
Gemeinden Cham und Hüneberg 9, Steinhaufen 2, Riſch 2, Walchwy 3; 
zufammen 27, 

Vom aͤußern Amt wählt die loͤbl. Gemeinde Dber:Aegeri 5, Unter: 
Aegeri 4, Menzingen 9, Baar 9; zufammen 27. Insgeſammt 54 Glieder. 

23. Der Gantonsrath ift nach hier folgenden nähern Beftimmungen 
die oberftrichterliche, vorwaltende und vollziehende Gewalt, 
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Er. erwaͤhlt am erften Montage nach dem zivelten Sonntage im Mai, 
ald an feinem gewohnten Schwoͤrtage, aus ſeiner Mitte 
a) den Statthalter; 
b) ben: Dice: Statthalter, . welcher . in Krankheitsr, Abweſenheits⸗ oder 
Berwandtichaftsfällen der —————— des Statthalters fl; 
c) ein Griminalgericht. 

Diefes Gericht befteht aus fünf und zwanzig Gliedern: der regierende 
Landamman, Praͤſident, 13 von der loͤbl. Stadtgemeinde Zug 55: Gemeinde 
Ober⸗Aegeri 2; Unter⸗ Yegeri 2; Menzingen 45 Baar 4; Cham 2; Hü: 
neberg 25 Steinhaufen. 1 3 giſch 13 Walchwyl 4, Jeber — bleibt 
ein Jahr im Amte, iſt aber wieder waͤhlbar, und kann vor Verfluß von 
zwei Jahren die auf ihn gefallene Wahl nicht ablehnen. Aus der Mitte 
diefes Gerichts werden zwei Verhoͤrtichter gewählt; dieſe bilden mit Zuzug 
eines Canzliſten, der das Protocolk führt, die Verhoͤrcommiſſion, und blei: 
ben Mitglieder des Gerichts; dieſe Commiffion beſtellt die nach Maaßgabe 
nothwendige Bedienung. 

24. Das Eriminalgericht urtheilt uͤber jene Criminalverbrechen, welche 
Tobesfteafe nach ſich ziehen koͤnnen, nachdem die Aburtheilung detſelben ihm 
vom Cantonsrathe zugeriefen feyn wird. Kein Zodesurtheil kann ausge— 
füllt werden, wenn nicht fehszehn Stimmen für den Tod geftimmt haben, 
Wenn ſich aber der Griminalfall als Staatsverbrehen qualificirt; ſo find zu 
einem gültiger Zodesurtheile wenigſtens zwanzig Stimmen re 

25. Der Cantonsrath beſorgt 

a) das Sanitaͤtsweſen; | 

b) das Kriegsweſen; 

c) das Finanzweſenz 

d) tr. wacht uͤber das — und die oͤffentlichen — 
e) derſelbe Hat die Oberaufſicht uͤber waiſenamtliche Gegenſtaͤnde; 


f) er unterſucht amd entſcheidet zals oberſte vollziehende Behoͤrde die dahe⸗ 

‚gen, ı le gebrachten. Klagen. 

W.Ber Kantonsrath ift bie oberſte Polizeibehörbe; derſelbe erläßt von 
ſich aus die —* Polizeiverfuͤgungen und andere in das Staatsverwal—⸗ 
tungsfach laſchlagende Verotdnungen, und ſorgt fuͤr deren Beobachtung. 
A. Derfelbe beſorgt alle übrige diplomatiſche Geſchaͤfte, welche nicht 
dee geſetzgebenden Behörde vorbehalten find. 

28. Dem Gantonsrath kommt das ausſchließliche Recht zu, der geſetz⸗ 
gehenden Behörde Worfchläge zu neuen Gefegen, oder Abänderung der ſchon 
beftehenden vorzulegen, Er ift gehalten, bie ihm nad Anleitung des $. 19. 
zugelommenen Anträge ebenfalls an die gefeggebende Behörde zur Annahme 
oder Verwerfung zw bringen. Es kann kein Gefeg abgeändert werden, als 
durch die geſetzgebende Behoͤrde, und zwar nur auf den Vorſchlag des mit 
abſoluter Mehrheit (28 Stimmen) dafür ſtimmenden Cantonsrathes. 
+2. Der Cantonsrath kann zur Beförderung und Erleichterung der 
Geſchafte aus feiner Mitte Commiſſionen ernennen, und dieſelben mit den 
nothwendig erachteten Vollmachten verſehen. Jede Commiſſion iſt ihm fuͤr 
Erfüllung -ihrer Aufträge verantwortlich. 

Der Gantondrath ift Revifionsrichter; in biefer Eigenfchaft kann 
er über jene Streitigkeiten, bei deren Aburtheilung Informalitäten oder nicht 
genugfamer Unterſuch der Rechtsgründe Statt gehabt, oder neue Gründe vors 
ie Meten, nach richterlichem — Reviſion ertheilen. Er urtheilt 

20 
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über Scheltungen: und Kränfungen an Ehre. und guten Leumden ab. Der: 
felbe hat die Befugnig, uneheliche Kinder zu legitimiren.: | 

31. Der Gantonsrath nimmt die Mitglieder des Gerichts, den zwei⸗ 
ten Landſchreiber und den Unterſchreiber, ſo wie auch: die Waibel und Liu 
fer, in Eid und Pflicht... Er läßt die vom Landfchreiber abzulegende Staatt 
rechnung jährlid duch eine Commiſſion unter dem Präfidium des Statthals 
ters vöorprüfen, welche mit beigefügtem Commiffionaltapport dem dreifachen 
Landrathe zur endlichen Sanction vorgelegt wird. 

Derſelbe hat die Entſchaͤdniſſe fuͤr die von Cantonswegen aufgeſtellten 
Beamten, Beauftragten und Bedienſteten zu beſtimmen und ſeſtzuſeben Er 
wird, wie bis anhin, von den Waibeln bedient. 2 


VL Berigeswrden,. ' 
Cantonsgeriht und deffen Befugniffe. Balz 


32. Das Gantonsgericht beftcht aus ſechs Richtern und „bern Präfiden 
ten, als: ber Statthalter iſt von: Amtswegen Praͤſident 13 die loͤbl. Stadt⸗ 
gemeinde Zug wählt einen Richter, die loͤbl. Gemeinden Ober— und. Unter 

Uegeri 1, Menzigen 1, Baar 1, Cham und Hüneberg hr Steinhaufen, 
Riſch uud Walchwyl 1. | 


Es entfcheidet über. alle Civilgegenftände, die nicht, in. = Gompeten 
der Gemeindgerichte liegen; fo wie auch über Eigen; und, €b, und fertigt 
die Fallimenter, zu welchen e8 aus feiner Mitte eine. ‚Sonmiffien von drei 
Mitgliedern ernennt, und fpricht über diesfällige Streite ad. 


33. Im Fall der durch den Cantonsrath nah $. ‘30, erbeten Re⸗ 
viſion wird der ſtreitige Gegenſtand an das Cantonsgeticht zuruͤckgew iefen, 
welches aber in dieſem Falle mit ſechs Gliedern, die der Cantonsrath‘ am 
jährlichen Schwörtage aus feiner Mitte erwählt, vermehrt wird. Diefes Ge 
richt fpricht dann definitiv und ſummariſch ab. ll 19 


Gemeindgerihte und: deren Befugnifſe. s. ( 


34. In jeder Gemeinde bildet ſich ein Gemeindgericht, — aus 
dem Gemeindpraͤſidenten mit zwei Veifigern Aus dem Rathe, welche von 
der Gemeinde bezeichnet merden. Diefes Gemeindgericht fpeicht befinitto über 
jene Streitigkeiten ab, melde den Werth von zwölf Franken nicht hberflet: 
gen; die ſtreitenden Parteien mögen Bürger dergleichen! Gemeinde ſeyn ober 
nicht. Diefes Gericht kann ebenfalld Aber Streitigkeiten; deren Werth zwei 
und dreißig Kranken nicht überfteigt, definitiv aburtheilen , infofern ‚die ſtrei⸗ 
tenden Theile Bürger der ‚gleichen Gemeinde find. Uebeeſteigt der Werth des 
Streited zwölf Franken; ſo muß das Gericht noch fit zwei von der Ge 
meinde gewählten Richtern vermehrt werden. ' Der Präfident "ber Gemeinde 
in welcher der Beklagte wohnt, iſt bei jeder Streitigkeit; ſelbe mag meht 
oder weniger betreffen, amtlich gehalten, eine gütliche Vermittlung in m 
Gegenwart auf Begehren des Klaͤgets einzuleiten. - 

| 35. Die Stadt Zug’behält: ihr beſonderes Schsehnergeriht. für ſ id) 
bei, über Bauftreitigkeiten innert den Ringmauern. 


VII, Gemeindraͤthe und. deren Befugniffe., 


| ‚36. Die Gemeindräthe, nach Anleitung des $. 18. erwaͤhlt, Silo 
die niedere Polizei in ihrem Gemeindbezirke. Das Geſet wird hierüber das 

Naͤhere beſtimmen. 
37. Der Gemeindrath verwaltet das der Gemeinde gehoͤrige Etgenthum, 
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dad Kircheuguit und: das. Armengut, und legt den vollen Antheilhabern diefer 
Güter ordentliche Rechnung nach beftehenden Verfügungen ab. 

Die Gemeindräthe beforgen. die. vormundfchaftlihen Sachen, beftellen 
bie Voigte und Anwälte, und laſſen fih von diefen ordentfihe Rechnung 
ablegen. "Sie fertigen die Käufe und Zäufhe, welche ihnen in Zeit von 
drei. Wochen bei. Strafe der Ungültigkeit müffen eingegeben werden, Sie be: 
firafen die Vergehungen unerlaubten oder zu frühzeitigen Beifchlafes, im Fall 
feine erſchwerenden Umftände eintreten, die dieſes Vergehen zu einem Grimi: 
nalverbrechen eignen, ' Sie vollziehen die von dem Cantonsrathe erlaffenen 
Verordnungen. 

38. Der Gemeindöfchreiber führt bei den Raths- und Gemeindver: 
fammlungen: und bei dem Gemeindsgerichte das Protocol. Er unterfchreibt 
mit dem SPräfidenten die von da ausgehenden Acten. Seine Unterfhrift 
giebt diefen öffentlichen. Actenftüden ſowohl als Kauf- und Zaufchbriefen, Verga= 
dungen und Zransactionen, Lebens: und Gefundheitsfcheinen volllommene 
Glaubwuͤrdigkeit. 

IX. Finanzweſen. 

39. Die Cantonsausgaben werden durch den Ertrag: det Regalien ſo⸗ 
wohl, als durch indirecte Auflagen und directe Gemeindſteuern, inſofern erſtere 
nicht hinlaͤnglich ſeyn werben, beftritten. Die indirecten Auflagen zu beſtimmen, 
foll dee Cantonsrath vorfchlagen und zzur ‚Genehmigung der gefeßgebenden 
Behörde vorlegen. Dieſe beftehen hauptfüchlic a re a ap 

a) in einer Gonfumabgabe auf ale in den Canton eingeführten, Ges 
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b) ee ee — 

‚e) Handels⸗ und Jagdpatentenn. mann 
Die directen Steuern, fo wie die übrigen Ca tonslaſten aber. follen von 

den betreffenden Gemeinden nad dem Berhälenifte ihrre Reptaͤſentation Im 
Contonsrathe enttichtet werdeen. nern hier 
X. :Kraftgültigkeit der beſtehen den Gefege. i © 

40. Die Ättern und neuern Geſetze 'und"in. Gefegestraft"übergegange: 
nen Verordnungen follen durch den Cantonsrath mit möglichiter Birdeperung 
tedidirt, und die Mevifion der’ gefegtichen Beftimmungen der Gefeggebu 
zit Genehmigung vorgelegt‘ werden. Bis dies geſchehen "fepn wich, fetten 
ſelbe in Kraft verbleiben. a EL 5 

ae ot 419 
XI Beſtimmung über allfällige Abänderung der Ber: 
2 * faffung: 1130 M248 * *8 

41. Es kann an der Verfaſſung nichts geaͤndert werden, als durch die 
geleggebende Behörde, und zwar nur auf den Vorſchlag des mit fünf Sche- 
teilen (45 Stimmen) ausdruͤcklich "dafür fimmenden vollzähligen Ganz 
tonstaths ER — 

Zur Urkund und Bekraͤftigung deſſen iſt vorſtehende Verfaſſung durch 
den regierenden Landamman, Statthalter, Vieeſtatthalter und die wirklich 

s in Unferer Mitte figenden Alt» Ammänner und durch Unfere Standescanzlei 
unterichrieben, und: mit Unferm Standesfiegel verwahrt, doppelt ausgefertigt 
worden, wovon das eine Doppel in Unfer Gantonsarhiv, und bas andere, 
nach Vorfchrift des -$. 15. des allgemeinen Bundesvertrags der neun⸗ 
—— der Schweiz, in das eidsgenöffifche Archiv niedergelegt wer: 

ol. 5 | 


/ 
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Gegeben in Unſerer Rathsverſammlung Montags den fünften Herbſt⸗ 
monat des Jahrs ein taufend acht Hundert und: vierzehn. — 
Landamman und Rath des Cantons Zug. 
| In deren Namen: 
Der regierende Landamman, C. F. Brandenberg, 
| Der Statthalter G. Joſeph Sidler, 
Der Viceſtatthalter F. J. Müller, Pannerher. 
Die Alt-Ammaͤnner: 
Franz Joſeph Michael Letter, 
Joſeph Anton Heß, 
Praͤſident der Gemeinde Unter= Aegeri. 
Die Canzlei des Cantons Bug. 
Sin deren Namen: 
Der Landfchreiber Karl Anton An der Matt. 


J 


r)Berfaffung.des eidögenöffifhen Standes Grau— 
= bühdten vom 1. Nov. 1814. und 19. uni 1820. 
’ > Standbesverfaffung. . 


.. Wir. Präfident und großer Rath, bes fouverainen eidsgenöffifhen Stans 
de8 Graubuͤndten Urkunden anmit: "daß, nachdem die Verfaffung deffelben 
bereitd durch den am 11. Nov. von der damaligen oberiten Standesbehoͤrde 
genommenen Beſchluß feſtgeſetzt, auch von den Raͤthen und Gemeinden, ale 
der oberften Staatsgewalt unfers Freiſtaats, genehmigt und beftätigt worden 
fit, wir diefelbe mit den auf par is ug Wege erhaltenen nähen 
Beftimmüngen in "unferer heutigen Sigung für vollfommen berichtige umd 
gefchloffen erklärt, und demnach befchloffen haben, dieſe Standesverfaffung, 
fo wie fie hier folgt. in das eidsgenoͤſſiſche Archiv niederlegen zu laffen: 
4. Der Freiſtaat Graubündten bildet, ‚zufolge der Bunbdesacte, einem 
fouvetainen. Mitftand, der ſchwelzeriſchen Eidsgenoffenfhaft.. PURE: 
1.2. Die, Sopuverninetät deſſelben beruht auf der Geſammtſchaft ber. 
Raͤt e und Gemeinden, und aͤußert ſich durch die Mehrheit ihrer geſetzmaͤßig 
eingeholten und aufgenommenen Willensmeinungen oder Gemeindsmehren. - 

ae Eintheilung und Graͤnzen. \ 

3. Derfelbe ift in drei Bünde, und diefe in politifcher Nüdficht mies 
ber in Hochgerichte und Gerichte eingetheilt, welche mit Vorbehalt desjenigen, 
was in den Art. 5. und 15. beftimmt ift, in denjenigen Gränzen verbleis 


ben, in welchen fie fih am 20. Dec. 1813 befunden haben. In Ruͤckſicht 
auf die Milizeinrichtung iſt derfelbe, wie bisher in neun Kreiſe eingetheift. _ 


Befugniffe ber Hochgerichte und Gerichte. 


4. Die Hochgerichte erwählen ihre Vorſteher und Obrigkeiten, durch 
welche die -niedere Polizei und ihre Juſtiz- und Gemeindsmwefen vermaltet 
wird; fie find befugt, die dahin einfchlagenden Ordnungen feflzufegen, melde 
jedoch den allgemeinen Gantonsgefegen oder dem Eigenthumsrecht eines Drit⸗ 
ten nie zuwider feyn dürfen. Sie ernennen frei aus allen Bürgern ihres 
Gerichts oder Hocgerichts ihre Mitglieder zum großen Rathe, und ertheilen 
ihnen die nöthigen Vollmachten. Sie haben das Recht, über die, von den 
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Landesbehörden ihnen“ vorgelegten, buͤrgerlichen Geſetze, Staatsverträge und 
Bundniffe zu berathfchlagen, und ſolche anzunehmen oder zu. verwerfen. 

5 Es ſteht jedem Gericht und jedem unter Einem Staab ftehenden 
Hochgerichte frei, mil Zuftimmung von drei Viertheilen aller daſſelbe bilden: 
den Xheile, Abänderungen in feiner Verfaſſung vorzunehmen, welche jedoch 
der Verfaſſung und den Gefegen des Gantons nicht zumider feyn dürfen, 
und in diefer Rüdficht dem großen Rathe vorzulegen find. \ 

Wo einzelne Gerichte fich in einem ganzen Hochgerichte befinden, Eön- 
nen fie fih unter eine gemeinfchaftliche. Obrigkeit vereinigen, wenn in jedem 
der zu vereinigenden Gerichte deffen gefegmäßige Mehrheit dafür ſtimmt. 

In beiden obgenannten Fällen bleibt der fich befchwert glaudenden Mins 
derheit dee Recurs an den großen Math vorbehalten, welcher über ihre Ans 
fände eidlich abfpricht. 

Sn keinem ‚Falle kann ein bdermalen beftehendes ganzes‘ Gericht oder 
Hochgericht in Eleinere politifche oder Juſtizbezirke zerftückelt werden. 

6. In den Hochgerichten und Gerichten, welche in frühern Zeiten eine 
auf Vorrechte und Feudaleinrichtungen gegründete Verfaſſung hatten, oder‘ 
in welhen Verhaͤltniſſe zwifchen beiden Religionstheilen feitgefegt waren, vers 
bleibt e8 im dieſer Hinficht bei derjenigen Ordnung, melde am 20. Dec. 
1813 eingeführt war. 


Dberbehörden und deren Befugniffe. 
1. Großer Rath. 


7. Der große Rath befteht dermalen aus fünf und fechszig ſtimmge— 
gebenden Mitgliedern, welche mwenigftens ein Jahr im Amte bleiben, und 
bei ihrem Austritt wieder wählbar find. Die Mitglieder des Eleinen Raths 
wohnen den Sigungen deffelben mit rathgebender Stimme bei, 


8. Der große Rath bildet in Verwaltungs: und Landes: Polizeianges 
kgenheiten die oberfte Behörde, und die berathfchlagende über die bürgerlichen 
Geſetze, Staatsverträge und Bündniffe, die den Gemeinden zur Sanction 
vorzulegen find. Er wählt die Beamten des Standes, deſſen Abgeordnete 
und Stellvertreter, und beeidigt und inftruirt diefelben, wo es erforderlich ift. 
Er laͤßt ſich alljährlich von dem Eleinen Rathe und der Standescommilfion 
Rehenfhaft über ihre Amtsführung und die Verwaltung der Finanzen able 
gm, wovon er auc den Gemeinden Kenntniß zu geben hat. Er beſtimmt 
und vertheilt nach einem geſetzlich aufzuftellenden Maaßſtabe den Betrag der 
Offentlihen Beiträge an die Kantonscaffe, wenn die Einnahmen die Ausgas 
den nicht decken follten; aber neue Erhöhungen der Standesgefälle kann er 
nicht ohne Genehmigung der Räthe und Gemeinden einführen. Er claffifis 
at die Mehren der Gemeinden entweder felbft oder durch die von ihm nies 
dergefegten Gommiffionen. Er wacht über die Vollziehung der Befchlüffe 
ber eidsgenöffifchen Dberbehörden. In Streitigkeiten zwiſchen Gemeinden 
ur * politiſchen Verhaͤltniſſe ſpricht er als alleiniger Richter eidlich und 

ich ab. 

9. Der große Rath verſammelt ſich regelmaͤßig im Anfange des 
Vrachmonats, und außerordentlich, ſo oft der kleine Rath ihn einzuberufen 
für nothwendig findet. Er wählt einen Ptaͤſidenten und Vicepraͤſidenten frei 
aus der ganzen -Verfammlung. Vor der Stimmenaufnahme hat eine Dies 
cuſſion Statt. Das Protocol wird teutfh und zwar von demjenigen Se⸗— 
"tale der Negierungscanzlei geführt, welchen die Sigung beſtimmen wird. 
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10. Der. große Rath beſtellt jedes Jahr eine: Standescommiffion. von 


neun. Mitgliedern, von welchen die ganze Sigung: drei aus den Bürgern: 


nes jeden Bundes frei erwaͤhlt; bdiefe werden nebſt den Bunbdesftarthaltern 
zur Mitberathung und Erledigung der woichtigern Regierungsgefchäfte einbe 
rufen. Diefelbe verſammelt ſich regelmäßig unmittelbar. vor ‚der Einberufung 
des großen Raths zur Worberathung det demfelben vorzüulegenden: Geſchaͤfte 
und zur Beurtheilung allfälliger Recurfe. Sie muß einberufen werden, wenn 
Mahnungen zu Hülfleiftungen oder zu militairifchen Aufgeboten von eidsgenif: 
fiihen Behörden .oder Gantonen an die Regierung gelangen; in allen Fällen, 
wo die Ruhe des Cantons oder der Schweiz von innen oder von außen be 
droht wird; und überhaupt bei wichtigen und dringenden Umftänden, wo 
der große Rath nicht fogleich verfammelt werden kann, und allenfalls, wenn 
nur eins der Mitglieder des Kleinen Raths ihre Werfammlung verlangt, 
Sie ift dem großen Rathe NRechenfhaft von ihren Verhandlungen ſchuldig 


(At. 8.). 
i 2. Kleiner Rath, 


11. Die täglihen Negierungsgefhäfte find einem Kleinen Rathe von 
drei Mitgliedern übertragen. Diefelben werden alljährlich, je eins aus jedem 
Bunde, frei aus allen Bürgern deffelben durch die_ abitimmenden Mitglieder 
des ordentlichen großen Raths in gemeinfchaftliher Sitzung gewählt. Gie 


bleiben ein Jahr im Amt, und find im zweiten wieder wählbar, Fönnen abe | 


jedesmal nicht länger als zwei nach einander folgende Jahre diefe Stelle be 
Eleiden. Sie können nicht zu gleicher Zeit mit einander austreten; ein Be 
fhluß des großen Rathes wird darüber das Angemeffene feftfegen. 


12. Dem Eleinen Rath ift die Vollziehung aller vom großen Rathe 
oder von den eidsgenöffifchen Dberbehörden ergangenen Befchlüffe übertragen, 
Er beforgt die Verwaltung des Gantonsvermögens an Liegenfchaften, Gefüb 
len, Zöllen und. Straßengeldern. Er hat die Aufficht über die Landespoligel, 
über die Erhaltung der Straßen und über die Aufnahme des Handlungswe— 
fens, immer mit billiger Rüdfiht auf die Commerzialftraßen im Canton; 
endlich über das Schulmefen, nach den jemeiligen Verfügungen des großen 
Rathes, und infofern e8 nicht von den befondern kirchlichen Einrichtungen 
abhängt. Er führt die feiner Stelle obliegende Gorrefpondenz mit den eids— 
genöffifchen und andern auswärtigen Behörden. Bon ihm ergehen, ment 
ber große Nath nicht verfammelt ift, die nöthigen Erlaffe an die Räthe und 
Gemeinden. Er beftimmt in Streitigkeiten zwifchen Particularen oder Ge 
meinden gegen Gemeinden oder Corporationen den Richter, wenn im Hoch⸗ 
gerichte oder Gerichte kein unparteiifcher Richter zu finden wäre, und zwar 
durch Anweifung dreier nahe gelegenen Gerichte, wovon jede Part eins aus 
fhlägt und das .dritte aburtheilt. - Er übt die Aufficht über den Rechtsgang 
der Civil: Rechtspflege; das Gefeg beftimmt feine Befugniffe in diefer Hin 
fiht. Ueber feine deshalb ergehenden Beſchluͤſſe kann an die Standescom⸗ 
miffion recurrirt werden, weldye darüber eidlich und endlich abfpricht. Ihm 
kommt laut Urt. 19. auch die Aufficht über die Griminalrechtspflege zu. Er 
hat die Dbliegenheit, wenn bei ihm Klagen über die Nichtvollziehung von 
Civil: oder Griminalurtheilen einfommen, nad) Berathung mit der Stan—⸗ 
descommilfion deren Vollziehung zu veranftalten, und wenn die betreffende 
Obrigkeit nach zweimaliger Aufforderung ſolche nicht vollzogen hat, ſie ſelbſt 
vollziehen zu laſſen. ; 

13. Die Bundesftatthalter find auf gleiche Weife und zu gleicher Zeit 
mit den Mitgliedern des Kleinen Raths zu wählen und zu beeidigen; fie find 
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ihrer: Stelle nach Mitglieber der Standescommilfion. In Fällen, wo ein 
Mitglied des Eleinen. Raths auf Längere Zeit abweſend ſeyn muß, hat ders 
ſelbe den Bundesftatthalter aus dem gleichen Bunde einzuberufen. 

14 Die Ganzfei der Regierung wird von ihm mit möglichfter Er⸗ 
fpamiß ernannt. 


Suftizeinrihtung und Tribunale. 


15. Die Zuftizeinrichtungen. in den Hochgerichten und Gerichten bleis 
ben in dem Beftand, wie fie den 20, Dec. 1813 feftgefegt waren, jedoch 
mit Berudfichtigung der, Art. 5., 16. und 17. dieſer Verfaſſung. Dem 
zufolge bleibe Haldenftein dena Hochgericht der fünf Dörfer einverleibt, und 
"die Gemeinde Zarafp in denfelbigen Einrichtungen und Verhältniffen zu dem 
Gericht Obtasna, wie folhe in dem erwähnten Zeitpuncte feftgefegt waren. 

Die endliche Zeftfegung der Juſtiz- und Polizeiverwaltung auf dem 
fürftbifhöflihen Hofe bleibt vorbehalten. 

16. Es follen in den Gerichten und Gemeinden Vermittlungsämter 
- aufgeflellt werden, mit einer gewiſſen Competenz zur inappellabeln Entfcheis 
dung. Dem Gefege bleiben die nähern Beſtimmungen vorbehalten. 

17. Die Berfaffung ftellt ein Cantons= Appellationsgeriht für Civil 
freitigkeiten, aus neun Mitgliedern beftehend, auf; diefe werden von ber 
Verſammlung der abftimmenden Mitglieder des großen Raths zu gleichen 
Eigen aus jedem Bunde erwählt. Das Gefeg wird die Einrichtung diefes 
Zeibunal® und feine Competenz beftimmen, welche jedoch für Gegenftände 
von benannten Werthe nicht unter taufend Gulden Bündner Währung ges 
fegt werden Eann. 

18. Die Hochgerichte jedes Bundes Eönnen durch Einverftändniß uns 
tr fi ein oder mehrere Appellationstribunale für Streitigkeiten von gerin= 
germ Werth in denfelben aufitellen, deren Organifation aber dem großen 
Rathe zur Genehmigung vorgelegt werden muß. 

19. Die VBerfaffung ertheilt dem kleinen Rathe die Oberaufficht über 
da8 Griminaljuftizwefen ; das Gefeg beftimmt die nähere Einrichtung deffelben. 

20. Dem Gantonsgeriht ift die Unterfuhung und die definitive Ab⸗ 
urtheilung über Staatsverbrehen und Aufruhr gegen die Standesbehörden 
oder ihre Angeftellten übertragen. Es verwandelt fich in folchen Fällen in 
kn Griminalgericht, deffen Einrichtungen und Befugniffe das Gefeg näher 
eſtimmt. 

21. Das gegen Landſtreicher und Gauner aufgeſtellte Cantons-Cri⸗ 
minaltribunal wird beibehalten. 

22. In Rechtsanſprachen gegen ben. Canton ſoll ber Anſprecher ſo— 
wohl, als die Regierung, jeder Theil wenigſtens zwei Schiedsrichter, welche 
ihter Eide gegen den Stand entlaſſen werden, ernennen. Sollten ſich dieſe in 
ihtem Spruche, und auch uͤber die Wahl des Obmanns, nicht vereinigen 
können; ſo ſoll die eidsgenoͤſſiſche Tagſatzung, wenn ſie verſammelt iſt, und 
in Ermanglung deſſen das Vorort der Schweiz, erſucht werden, einen Ob⸗ 
mann außer dem Canton zu ernennen. Diefes. Gericht fpricht, nach Frucht: 
loſem Verſuch der Güte, eidlich und endlich) ab. | | 


Bürgerreht und Pflichten. 


23. Das Xctivbürgerreht in Stimmen und Mehren über Landesfa: 
Gem fängt mit dem Eintritt im das fiebenzehnte Jahr des Alters an, und 
wird nur an demjenigen Orte ausgeibt, wo ein jeder anerfannter Gerichts⸗ 
und Gemeindsbürger if. Um fähig zu feyn, in Standesbehörden gewählt 
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zu werden, wird ber Eintritt in das ein und zwanzigſte Lebensjahr erfor: 
dert; das. Recht, zu flimmen und mehren fowohl als jenes‘, Standesämterzu 
bekleiden, kann zu gleicher Zeit nur in einer Gemeinde ausgeübt werden, 

Das politifche und dkonomifche Bürgerrecht kann einem Gemeindöge 
noffen nur durch Urthel und Recht, und zwar nur der Perfon des Schuldi⸗ 
gen, nicht aber feinen Nachkommen, das Heimathrecht in feiner Gemeinde 
aber in keinem Falle entjogen werden. 

24. Jeder Einwohner ift an dem Orte, mwo- er anfäßig ift, von dem 
Eintritt in das fiebenzehnte bis nach zuruͤckgelegtem fechszigften Lebensjahr 
milizpflihtig.. Dem Gefege ift es vorbehalten, diefe Dienftpflichtigkeit, ihre 
Abftufungen und die Einrichtungen der Mitizen überhaupt näher zu bejlimmen, 

25. Die Gantonsbürger können fi unter den vom Canton aufgeſtell⸗ 
ten gefeglichen Bedingungen aller Orten, im ganzen Ganton, frei niederlaf: 
fen. Der freie Ankauf von Liegenfchaften, ber freie Verkehr und die Aus 
übung ihrer Induſtrie, welche letztere jedoch der Gefundheitspolizei und den 
Einſchraͤnkungen der vom Ganton aufgeftellten Gemwerbsordnung unterworfen 
bleibt, ift ihnen ebenfall® im Umfang des ganzen Gantons zugeſichert. Ge 
gen andere Eidsgenoffen iſt das Gegenrecht aufgeftellt; in Betreff von Aus 
ländern wird das Geſetz verfügen. | | 

26. Das Locations: und jedes andere Zugrecht, mit Ausnahme des 
Käufzugrechts fuͤr Verwandte, Mitbelehnte und’ Miteigenthuͤmer, bleibt auf 
gehoben. 


Allgemeine Berfügungen. 


27. Das reformirte und das römifch: Eatholifhe Glaubensbekenntnij 
werden ald Religionen ded Standes anerkannt, und beiden die freie Reli 
gionsübung zugefichert. 1 
| Bei allen Standesämtern, Commiffionen und Deputationen for 
len zwei Drittheile der Stellen mit veformirten und ein Drittheil mit father 
lifchen Gantonsbürgern befegt werden. 

29. Die Loskäuflichkeit von Zehnten, Bodenzinfen und von jeder At 
Feudallaſten bleibt zugefichert; jedoch Eönnen die zu Gunften frommer Stif: 
. tungen und Gorporationen beftehenden Bodenzinſe, Zehnten und ähnlide 
Befchwerden zwar mit Einwilligung derjenigen (geiftlihen oder weltlichen) 
Behörde, welche darüber von Mechtöwegen zu verfügen hat, unter den mit 
ihr einzuverftehenden Bedingungen losgekauft, niemals aber die Beſitzer wi 
ber ihren Willen von Seiten der Zins» oder Zehntpflichtigen zu ſolchen Lo% 
kaͤufen angehalten werden. 

Ueber die Auskäuflichkeit der Weidrechte auf Privatgütern wird das Ge 
feg das Naͤhere feftfegen. | 

30. Alle Verordnungen des großen Nathes, und die von den Näthen 
und Gemeinden bisher genehmigten Landesgefege, bleiben einftweilen in Kräf 
ten, infofern fie der gegenwärtigen Verfaſſung ded Standes und ber Eid& 
genoffenfchaft nicht zumider find. de 

Der große Rath wird ihre Nevifion in diefer Beziehung anordnen. 

31. Die von den Standesbehörden zu entwerfenden gleichförmigen bir 
gerlichen und Gtiminalgefege folen binnen den drei nächften Jahren berathen, 
nn den ehrfamen Raͤthen und Gemeinden zur Genehmigung vorgelegt 
werben. 

32. Ein Gefeg oder ein Beſchluß des großen Rathes kann nur dam 
abgeändert werden, wenn von dem Zeitpunct ded Antrags an ein Jahr ver 
floffen, oder wenn zwei Drittheile der Mitglieder des großen Rathes die 
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Dringlichkeit dee Abaͤnderung erkannt haben, und, nachdem‘ bei Antrag von 
der Standescommiffion reiflich erdauert worden iſt. Alle Gefegesabänderun: 
gen können nur mit Genehmigung ber ehrfamen Räthe und Gemeinden 
Statt haben, 

33. Die Siegel der Oberbehoͤrden des Standes’ enthalten, wie bisher, 
die Wappen der drei :Bimde. Das größere oder eigentliche Standesfiegel 
dient dem großen, und das Kleinere oder Regierungsfiegel dem Eleinen Rathe 
welcher beide in Verwahrung hält, zu ihren Ausfertigungen. | 

34. Der oberften Gewalt der Räthe und Gemeinden bleibt es vorbe= 
halten, die gegenwärtige Verfaffung zu beffern, erläutern, mindern und meh: 
ten, Wenn der große Rath einen diesfälligen Antrag vorläufig zugelaffen 
bat; fo foll er bis zur nächftfolgenden ordentlihen Verſammlung deffelben 
von der Standescommilffion erdauert, dem großen’ Mathe mit ihrem Gutach— 
ten vorgelegt, und falls diefer ihn gut heißt, auf die Gemeinden ausgefchries 
ben werden; jede - Abänderung kann aber nur mit einer Mehrheit von zwei’ 
Drittheilen dee Gemeindeftimmen als gültig anerkannt werden. 

Zur Bekräftigung haben wir gegenwärtige Verfaffungsurfunde mit uns 
frm großen Standesfiegel und mit den Unterfchriften unfers Präfidenten und 
Ganzleidirectors verwahren und ausfertigen laffen. | 

Gegeben in Chur in unferer Sigung vom 19. Juni 1820. 

Der Präfident, 
(L. S.) Johann Friedrih von Zicharner, 
Namens des großen Raths: | 
Der Ganzleidirector, C. C. Wredow. 


3) Verfaſſung der Republik und des Cantons Teſ— 
ſin vom 17. Dec. 1814. 


Erſter Titel. 
Allgemeine Verfuͤgungen. 


1. Die roͤmiſch-katholiſch-apoſtoliſche Religion iſt die Religion bes 
ons. — 

2. Die fouveraine Gewalt des Cantons gehört weſentlich der Geſammt⸗ 
heit der Buͤrger an; ſie wird durch ihre, den conſtitutionellen Formen gemaͤß 
etnannten, Stellvertreter ausgeübt. 

3. Seder Einwohner des Cantons ift Soldat. 

4. Es giebt im Canton keine Worrechte des Orts, ber Geburt, der 
Perfonen, der Stände, der Gerichtsjtellen, oder der Familien. 

5. Die Geiftlihen können zu feinen Stellen der vollziehenden ober ber 
tichtetlichen Gewalt ernannt werden. | 

6. Die Freiheit des Handels und die freie Ausübung der Künfte und 
Gewerbe, unter Aufficht der Gefege, ift gewährteiftet. 

7. Es fol im Canton nur ein Gewicht, nur ein Maaß und nur 
ein Muͤnzwerth beftehen; das Gefeg wird hierfür beförderlich forgen. 

8. Es follen gleichförmige Criminal», Zuchtpolizeis und Civilgefege 
ch Canton gegeben werden; die Gefeggebung wird hierfür beförderlich 
otgen. 


9 Für die Sicherheit und für die Befoͤrderung des Handels ſollen 


314 Teſſin. 


Cantonaldouanen errichtet werden; das un ‚wird Sal, Det und Einrid: 


tung — beſtimmen. 
— Z3weiter Titel— 
Landesgebiet bes Canton. 


10. Der Canton Zeffin ift in Bezirke und Kreiſe eingetheilt. 

Der: Bezirke find acht, naͤmlich: Mendris mit dem Kreiſe Riva Sm 
Vitale Lauis, Luggaris, Vallmaggia, Bellenz, Riviera, Blenio und Livinen, 

Die Zahl der Kreiſe iſt acht und dreißig, naͤmlich: Mendris, Stabbio, 
Balerna, Caneggio, Riva San Vitale, Lauis, Cereſio, Carona, Agno, 

Magliaſina, Seffa, Breno,. Taverne di Sotto, Zefferete, Sonvico, ” 
gaffona, Vezia, Luggaris, Gamborogno, Onfernone, Melezza, Iſole, Ra 
vegna, Verzasca, Maggia, Rovana, Lavizzara, Bellenz, Ticino, Giubiase, 
Riviera, Malvaglia, Caſtro, Dlivone, Giornico, Faido, Quinto, Airolo. 

Das Gefeg wird folche nach den Bedürfniffen der Dertlichkeit und dr 
Bevölkerung berichtigen. 

11. Der große Rath und der Etaatsrath halten abmechfelnd, jedes 
mal für den Zeitraum von ſechs Sahren, ihre Sigungen in den Städten 
Bellenz, Lauis und Luggaris, Das Loos bezeichnet die Kehrordnung zul 
fehen denfelben. . 

Dritter Titel. 


‚Politifher Stand der Bürger. 


12. Um die Rechte der Activbürger auszuüben, ift erforderlich: 

a) daß man Bürger einer Gemeinde des Cantons fey; 

b) daß man das Alter von fünf und zwanzig Jahren zurückgelegt habe; 

c) daß man ‚Eigenthümer eines Grundftüds von 200 Franken an Math, 
oder Nugnießer von 300 Franken an Schuldtiteln fey, die ein im Gar 

ton gelegenes Grundftüd zum Unterpfand haben; 

d) daß man feit einem Sahre in derjenigen Gemeinde wohnhaft und in 
ihre Bürgerregifter eingefchrieben fey, in der das Bürgerrecht ermorden 
werden foll. 

13. Ein Ausländer, welcher das Gantonsbürgerrecht erlangen will, muß: 

1) ein Gemeindebürgerrecht erworben haben. 

Die Erwerbung eines Gemeindbürgerrechts kann nicht anders, als durd) 
freiwilligen Vertrag mit einer Gemeinde des Cantons erworben werben, wozu 
von drei Viertheilen ihrer ftimmfähigen Bürger die Einwilligung erforderlich ill. 


2) Das Landrecht durch einen Act der gefeggebenden Behörde erlangt be 


Zn 


ben; hiervon findet für feinen Ausländer eine Ausnahme Statt, wie 


lange er auch im Canton ſich aufgehalten haben mag. 
Das Gefeg wird die übrigen Bedingungen beftimmen, 
3) Auf jedes andere Bürgerrecht Verzicht geleiftet haben. _ 
14, Das Bürgerrecht geht verloren oder wird eingeftellt in nachſte⸗ 
henden Fällen: 
1) bei foldyen, die zu einer entehrenden Strafe verurtheilt find; 
2) bei folhen, die überwiefen find, Beftehungsmittel angewandt zu ha 
ben, um zu einer öffentlichen Stelle zu gelangen; 
3) bei bürgerlichen oder ftrafbaren Falliten; 
4) bei gerichtlich Bevoigteten. 
Das Gefeg wird über diefe Fälle das Nähere verfügen, und es kann 
beren noch mehrere beftimmen, bei welchen der Verluſt oder die Einftellung 
des Bürgerrechtd ald Strafe Anwendung findet. 
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Bierter Titel. 
Deffentlide Gewalten 


45.. In jeder Gemeinde ift ein Gemeinderath, der aus menigftens drei 
und hoͤchſtens eilf Gliedern befteht, mit Inbegriff des Ammans, der ihr 
Praͤſident iſ. Ihm ſteht die Gemeindeverwaltung und die Drtspolizei zu. 
Das Gefeg beftimmt feine übrigen Verrichtungen. 

Die Mitglieder des Gemeinderath bleiben drei Jahre an ihren Stel: 
In, werden zum Drittheil erneuert, und find wieder wählbar, 

16. In jedem Bezirke ift ein Friedensgeriht. Das Gefeg beftimmt 
feine Verrichtungen. | 

17. In jedem Bezirk ift ein einziges Gericht erfter Inſtanz für Ci⸗ 
bil: und Griminalfäle. Das Gefeg ordnet feine Befugniffe und die Zahl 
Kr Richter an. 

18. -Ein für den ganzen Canton beftimmtes Appellationsgericht urtheilt 
- letzter Inſtanz über Civil: und Griminalfälle. Es befteht aus dreizehn 

jedern. 

Das Gericht urtheilt nur in vollſtaͤndiger Zahl ſeiner Glieder, die in 
Abweſenheitsfaͤllen durch Suppleanten vertreten werden. 

Es haͤlt ſeine ordentlichen Sitzungen abwechſelnd in Bellenz, Luggaris 
und Lauis. Die außerordentlichen Sitzungen fuͤr Criminalfaͤlle werden in 
der Stadt gehalten, wo die Regierung ſich befindet. 

19. Ein Staatsrath, aus eilf Gliedern des großen Rathes beſtehend, 
welche fortfahren, dieſem anzugehoͤren, und die ſtets wieder wählbar find, hat 

1) die Snitiative der Gefegesvorfchhläge, der Abgaben, der Begnadigungen 
und Strafverwandlungen; 

2) er ift mit der Vollziehung der Gefege, Verordnungen und Reglemente 
beauftragt, und erläßt dafür die erforderlichen Beſchluͤſſe und Anord⸗ 
nungen ; 

3) er hat die Leitung und Aufficht über die untern Behörden, ohne auf 
die Richter bei den Gerichtöftellen Einfluß auszuüben ; 

A) er ernennt feine Agenten und Beamten; 

d) er legt dem großen- Rathe über alle Zweige der Verwaltung Rechnung 
ab, und entfernt ſich während der Berathung über feine Verrichtun— 
gen und Rechnungen ; \ 

6) er führt die Gorrefpondenz mit den übrigen Gantonen und mit dem 
Auslande ; | | 

7) verfuͤgt uͤber die bewaffnete Macht zu Handhabung der oͤffentlichen 

nung; 

8) er kann die Dauer der ordentlichen Sigungen des großen Rathes vers 
längern und denfelben außerordentlich zufammenberufen ; | 

9) fieben feiner Mitglieder müffen wenigftens täglich in dem Hauptort 
zugegen feyn und an den Berathungen Theil nehmen. 

20. Zwei Landammänner führen abmwechfelnd ein Jahr hindurch dem 
Vorfig im großen Rath und im Staatsrath. Derjenige, welcher nicht im 
Amte fteht, ift nöthigenfals des andern Stellvertreter. 

Sie find Mitglieder des Staatsraths. 

Die beiden Landammänner bleiben zwei Jahre an ihren Stellen. 

21.. Die fouveraine Gewalt wird durch einen aus ſechs und fiebenzig 
Deputitten gebildeten Rath ausgeuͤbt; ſie werden fuͤr ſechs Jahre gewaͤhlt, 
md find immer wieder wählbar. Der große Rath verſammelt ſich alljährs 
ih am erften Montag des Brachmonats, in der durch die im eilften Artie 
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kel bezeichnete — beſtimmten Stadt. Seine ordentliche Sitzung 
dauert einen Monat, inſofern der Staatsrath ſolche nicht verlängert, Die 
Berrichtungen des großen Rathes find: | 
1) er genehmigt oder verwirft die Worfchläge von Belegen und Auflagen, 
die ihm durd den Staatsrath vorgelegt werden; 

2) er übt das Begnadigungsreht in Criminalfaͤllen durch Beſchluͤſſe aus, 
die auf den Antrag des Staatsraths, dem das Gutachten. des Appel 
lationsgerichtd beigefügt ift, gefaßt werden. Für die Abfaffung eines 
Begnadigungsdeerets. find brei Biertheile der. Stimmen im großen Ne 
the erforderlich ; 

3) er läßt fich über die Vollziehung der Gefege, Verordnungen und Re 
glemente, und hinwieder über die Verwaltung und die Finanzen dei 
Cantons Rechnung ablegen ; 

4) er beftimmt die Entfhädniffe und die Gehalte der öffentlichen Behir: 
den und Beamten; 

5) er bewilligt und ratificirt die Veräußerung von Gantonalgütern; 

6) er berathfchlagt über die Einberufung außerordentliher Tagfagunge; 
er ernennt die Deputirten an die Zagfagung, und ertheilt. ihnen In— 
fructionen, von denen fie nicht abweichen dürfen; er ernennt gleichfals 
die Nepräfentanten in den Bundesrath; 

T) er ernennt die Glieder des Staatsraths und aus denfelben beide Land: 
ammänner; er ernennt. die Mitglieder des Appellationsgerichts, dan 
Staatsfecretair, den Staatsfedelmeifter, den Oberften der Miliz; 

8) die Mitglieder des großen Rathes können feine untergeordneten Der 
mwaltungsitellen bekleiden ; 

9) der Staatsrath ftellt, während der Dauer feiner Sisumgen, eine Eh⸗ 
renwache an deſſen Verfügung ; | 

10) er ſtimmt im Namen des Gantons. 

22, Wenn der Staatsrath in zwei auf einander folgenden Sitzungen 
bes großen Raths vermeigert hat, den Vorſchlag für ein Gefeg, Auflage, 
Begnadigung oder Strafverwandlung zu bringen, ber, ihm vom großen Nat) 
empfohlen war; oder wenn ein folcher Entwurf, der vom Staatsrathe vor 
gefchlagen war, in zwei auf einander folgenden Sigungen des großen Rathes 
verworfen ward; fo ift alsdann, im erften Falle, der große Math berechtigt, 
dem Staatsrathe für die Berathung diefes Gegenftandes eine Commiſſion 
von zehn Gliedern beizuordnen, von meldyer, vereint mit ihm, der dem gt" 
Ben Rathe vorzulegende Entwurf ausgehen fol; im zweiten Falle iſt de 
Staatsrath berechtigt, eine ähnliche Commiffion von dem Rathe zu verlan 
gen, mit’ der er in gemeinfame Berathung treten Fann. 

23. Der regierende Landamman ift der Präfident des großen Kathi; 
derſelbe hat ‚Eeine Stimme, wenn es fih um Prüfung der Rechnungen und 
der Gefchäftsführung des Staatsraths handelt. Während der Zeit, in det 
er den Vorfig des großen Raths führt, wohnt er den Berathungen des 
Staatsraths nicht bei, 

Jedes Mitglied des Staatsraths gehört diefem nicht mehr an, went 
ed aufhört, Mitglied des großen Raths zu feyn. 


Sünfter Titel. 
MWahlart und Wählbarkeitsbedinge. 


24. Jedes Mitglied einer — Behörde muß nothwendig Activ: 
—— ſeyn. 
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25. Die Gemeindevorgefegten werden von den Gemeindeverfammlun- 
gen ernannt aus den Actioblirgern, welche das dreißigfte Jahr zurüdgelegt 
haben, und ein Grundſtuͤck von drei hundert Franken Werth eigenthuͤmlich 
oder als Nutznießer beſitzen. 
%, Die Friedensrichter werden von dem Staatsrath aus einem brei= 
fachen Vorſchlage der Kreisverfammlung ernannt; fie müffen Activbürger und 
in’ dem Kreife angefeffen feyn, das dreißigfte Jahre zurüdgelegt haben, und 
Gigenthümer von Grundftüden von ein taufend Franken Werth feyn; ihre 
Amtsdauer ift fünf Jahre, und fie find wieder wählbar. 
77. Die Mitglieder der Gerichte erfter Inftanz werden vom Staats: 
rath ernannt, aus einem dreifachen von dem betreffenden Bezirkscongreffe aus 
Bürgern des Bezirks gebildeten Vorſchlage. Die Bezirkscongreffe beftehen 
aus den vier Wahlmaͤnnern, welche von den betreffenden Kreisverfammluns 
gen bei Gelegenheit. der Ernennung der Deputicten in den großen Rath ges 
mählt werden. Die Amtsdauer der Glieder der erftinftanzlichen Gerichte iſt 
ſechs Jahre; fie werden zum Drittheil erneuert und find wieder wählbar. 
Cie müffen Eigenthämer von Grundftüden, die drei taufend Franken Werth 
haben, und dreißig Jahre alt feyn. 
23, Die Mitglieder des Appellationsgerichts erben vom Staatsrath 
für ſechs Jahre ernannt; fie werden ‚zum. Deittheil erneuert und find wies 
dee wählbar. Sie müffen 
1) Befiger von Grundftüden vom Werth von fünf tauſend Franken⸗ und 
2) Rechtsgelehrte, ſeyn; 

ober fünf Jahre hindurch richterliche Stellen bekleidet, oder wenigftens ein 

Jahe hindurch Mitglieder der hoͤchſten Behörde 'gemefen-fepn. 

„ Das Alter der Glieder des Appellationsgerichts darſ nicht unter dreißig 
ten ſeyn. 

29. Die Mitglieder des Staatsraths werden vom großen Rathe für 
ht: Jahre ernannt; ſie muͤſſen dreißig Jahre zuruͤckgelegt haben und für“ 
den Werth von acht taufend Franken Grundeigenthum befigen. 

30, Die beiden Landammänner werden: vom großen Rathe aus den 
ef Mitgliedern ded Staatsraths ernannt, und find mieder, wählbar, 

er Die Ernennungen. in: den großen Kath geſchehen al folgende 


Me Activbuůrger jedes Kreiſes bilden eine Verſammlung. die nur in 
Solge einer duch den, Staatsrath vierzehn Tage vorher gefchehenen 
und wenigftens fieben Tage zuvor von dem Bemiiadenche vo Dres 
befannt gemachten Einberufung Statt findetz ' ° 

b) diefe Verfammlung ernennt aus ben Activbürgern des eigenen Kreiſes 
(gemäß dem 12. Art.) einen ummittelbaven Deputirten durch abfolutes 
Stimmenmehr. Der directe Deputirte muß dreißig Jahre alt und Bez 
figer und Nugnießer von im Canton gelegenen Grundftüden von wes 
nigftens vier-taufend Franken Werth feyn; 


e) jede Kreisverfammiung ernennt auf gleiche Weife vier Wahlmänner aus 
den Activbürgern ihres Kreifes, welche Befiger oder Nutznießer von‘ im 
Canton gelegenen Grunbftüden von. vier. taufend Franken Werth find; 
in Ermangelung folcher werden jene aus dee Claſſe der größern Güters 
befiger gewählt... Der directe Deputitte kann nicht Wahlmann feyn; 

d) die von den Kreifen ernannten Wahlmänmer verfammeln ſich im Haupts 
orte des betreffenden Bezirks, und bilden auf obbefagte Weife eine 
Lifte von Wahlcandidaten des betreffenden Bezirks, in doppelter Zahl 


a — u | 
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ber Kreife, aus benen jeber Bezirk beſteht. Diefe Candidaten müffen | 


ein Eigenthum oder Nugnießung im Canton gelegener Grundftüde von 


acht taufend Franken haben, und wenigftend fünf und zwanzig Jahe 


zählen ; 5 


e) aus dieſer durch die Wahlmaͤnner der betreffenden Bezirke gebildeten 


Vorſchlagsliſte ernennt der große Rath die acht und dreißig Glieder, 
. ‚welche den neuen großen Rath vervollftändigen follen, alfo daß aus je 
dem Bezirk die Hälfte der. vorgefchlagenen Gandidaten gewählt wird; 
f) die drei und dreißig auf der Lifte zuruͤckbleibenden dienen zum Erf 
der Mitglieder ihrer Glaffe, welche durch Tod oder Entlaffung ent: 


digt werden; alfo daß der Subftitut immer aus den Candidaten ii 


Bezirks gewählt werden muß, dem der zu Erfegende angehörte. 


32. Im Fall des Abgangs eines directen Deputirten durch Tod, Ent: | 


erſetzt. 

— wird jeder Subſtitut in irgend einer verfaſſungsmaͤßigen 
Behörde nur für. die Zeit gewählt, die dem, welchen er erfeßt, noch an fl 
ner Stelle zu bleiben .. war, und auf die Art und Weife, mie diefer fr 
PUIHREIR. 


Sechſter Titel 
c: » Allgemeine Verfügungen und Gemwährleiftungen. 


33. Diejenigen vom großen Rathe ausgegängenen Beſchluͤſſe und De⸗ 
erete, welche Über Begnadigungsſachen und uͤber Gegenſtaͤnde der Staatsbet 


(affung, oder auf andere Weife, wird folcher durch den betreffenden Kriis 


—EEZ 


waltung erlaſſen wurden, die fein Vorwurf der Geſetzgebung und nur auf 


Partitulatverhaͤltniſſe bezüglich ſind, bleiben in Kraft und find unwidertuflich 

34. Das Gefeg über Loskauf der Zehnten, Bodenzinfe, Köber und 
dergleichen, ‚bleibt. unverändert und unwiderruflich. 

.35.: Die beftehenden Gefege, Deerete und Verochnungen bleiben ii 
Keaft, fo weit als folche mit der gegenwärtigen Verfaſſung in feinem Wi 
berfpruche ſtehen, und fo lange fie er fein fpäteres Geſetz ausdruͤcklich zw 
ruͤckgenommen find, 


36. Sm. Staatsräthe fotwoht; ale in ber gleichen Gerichtsftolle, din 


fen nicht zu gleicher Zeit fich befinden Water und Sohn, Bruder, Odein 
und Neffe, Schwager, Tochtermann und Geſchwiſterkinder. 
u.r.737.5 Die ‚gleichzeitige. Ausübung. oberer. fowohl als unterer Kichterfi 
len und der. Adooratur find unvereinbar. 
38. Alle Theile des Cantons follen, fo weit ſolches mit dem gemei⸗ 
n. Wohl verträglich iſt, bei Vergebung ber öffentlichen. Stellen nad) dem 
—* tee, Bevölkerung betrachtet. werden, | 


Siebenter Titel. 
Borübergehende. Verfügungen. 
+39. Fuͤr die erfte Bildung‘ des großen Raths wird das Loos bie acht 


ua dreißig Mitglieder bezeichnen, die den neuen ‚großen Wach vervols 
ftändigen follen, in der Meinung , daß aus jedem Diftricte die, Hälfte der 


vorgeſchlagenen Gandidaten gewählt ‚werde, 


40, Der erfte: Ernennungsact wird bie vier Mitglicder des Staats⸗ 
raths bezeichnen, welche im Juni 1817, die vier, welche um gleiche Zeit 
im Jahre 1819 ‚austreten follen, und bie drei, —— bis auf gleiche Zeit 
im Jahre 1821 an ihren Stellen verbleiben. 
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Auf gleiche Weiſe werden die vier Appellationsrichter bezeichnet, welche 
bei der erſten Erneuerung “gleichmäßig austreten, die vier, welche bie; zweite 
kifft, und die fünf, welche die vollen ſechs Jahre an ihren Stellen bleiben. 

Bellenz, am 17. Chriſtmonat 1814. | 

Fuͤr den großen Rath: 
Der Praͤſident, Joſeph Rusconi. 
a Pe Bun un 0 Bu Die Käthe und Secretaire, 
R Domini Frizzi. 
Auguftin Dazzont. 





J Btantsverfaffung der Republif und des Gontons 
Wallis vom 12. Mai 1815. . 


Im Namen des allmächtiger Gottes. 
de er Erſter'Titel. Ä 
LSB: heilige, apoſtoliſche, katholiſche, roͤmiſche tigen iſt aus⸗ 
ſchlieflich die Religion des Staates; dieſe allein hat einen oͤffentlichen Got⸗ 


teödienft; das Gefetz forget, daB ſelbe weder im ihrer a noch in ihrer 
—* — zen“ | | 


— dmeiter: Ritel 


J „2 Sie einen fteien unabhaͤngigen Stagt, und mit der 
Aweizerifichen degmoffenfchaft einvetleibten Ganton, melcher durch die näms _ 
iche —A und Sf [ege, regiert wird; „feine Regierungsform ift — 


151 Dritter Titel, 5 
vermepeg bes Sehtere 


er, Canton, Malle. Alt, in "Dre ehn Zehnen eingetheilt, nämlich: | 
8 * Ba Raten, "end, und ee in ihren alten Grängenz 
Sreng, in den Gränzen, des botigen Zehneng Heremenz ſammt den — 
den Savieſe, Ayent und Arbaz; Sitten, beſt hend aus den Gemeinden Sit⸗ 
‚tm, Bremis, Salins, Veyſona und Grimslen; Gundis, gebildet aus den 
Gemeinden Gundis, Neudaz / Ardon und Chamoſon; Martinach, in fich bes 
in — Martinach, Fully ; Saillon ‚o Leytron, Riddes, Iſe⸗ 


„„St. M M 
ke arg —0—— Entremont, „St. Maurice und onthey in 


 #..:Sitten, ift —* aüptort dee, Cantongʒ die. Höchfte Behörde hat & ba 

t Sigungen,, dag 5 1. Bis) WC Bun yr rein Te © im aut an 

sd on uscnelsd: u Bieter he er Eat —— 
ellen, Suftand ber Bürger. a 


* U. uͤrger Walleſiens — anerkannt alle diejenigen, welche 
gend in einer Burgſchaft oder ‚Gemeinde, wirktiche Bürger - oder Gemeinder 
find, oder fich als folche werden annehmen laffen; davon find ausgenommen 
ime, ‚welche ſich feit 1802, als Bürger; oder Gemeinder. haben annehmen 
fen, ob —8 die durch das Gele vorgeſchtiebene Naturalifation er 

ju.-haben: - 0, ef 

6. ‚Die Fremden ı werden nicht 218: Bürger ober Gemeinder Einem 
angenommen werden, bevor. fie. von: dem. Landrathe. find naturalifict worden, 
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7. Niemand iſt ſtimmfaͤhig, bevor et das achtzehnte Jahr erreicht ht; 
derjenige, der in: mehrern Gemeinden dad Gemeindrecht befigt, kann nur in 
einer einzigen Gemeinde flimmen, und er kann diefes Recht in einersandern 
nicht ausüben, ohne feine Erklärung ben Häuptern ‚beider Gemeinden eh 
Monate voraus gemacht zu haben. | 

8. Niemand kann vor erfüllten ein und zwanzigſten Jahre zu den 
Gemeindeftellen und vor fünf. und zwanzig Jahren zum Haupt des Ger 
meinderath®, noch Zehnenämtern gewählt werden. 


Fünfter Titel. 
Zujtand der Grundgüter. 
11.9 Kein Grundſtuͤck ift mit einer ewigen umd unauslöslichen Be 


ſchwerde beladen. 
Schfier Titel. 
Gemeinde: und Behnenbehörben. 


10. Sede Gemeinde hat einen Gemeinderath, der mit ber Verwal 
tung der Gemeindegüter, Beſtimmung der Ausgaben, Austheilung der Be 
ſchwerden und der Verordnung der Ortspolizei beladen‘ ift. Die Grumdlüg 
diefer Einrichtung mwerden durch ein auf alle Gemeinden des Landes anwend⸗ 
bares Geſetz beſtimmt werden. 

11. In einem jeden Zehnen iſt ein Rath, welcher zu ben Stellen ſo 
ihm eigen find, ernamſet, die Ausgaben beſtimmt, die Beſchwerden unt 
den Gemeinden vertheilt, und uͤberhaupt Alles, ſo den Zehnen betrifft, der 
ordnet, . Ein Geſetz des Landraths beſtimmt gleichfalls auf eine allgemein 
2 Weile bie. Drganifation diefes Rathes. 

12. Ein jeder Zehnen hat einen Voiſteher und einen Statthalter, h 
ihn in Abmwefenheit und Krankheitsfall erſetztz fie werden durch dem Zehner 
rath gewählt. Die Bedingniffe der. Waͤhlbarkeit find: die naͤmlichen, melht 
duch) Art. 18. für die Gefandten auf den LZandrath vorgefchrieben find. 

13. Der Zehnenvorſteher ruft den Pehnetrath zufammen; er, führt 
darin den Vorſitz; er iſt mit ber Vollziehung der Geſete und ben Veröd 
nungen der Ober: und Zehmenbehörden beladen; er’ anal bin die dr 
ta ſo ihm diesfalls untergeordnet find. “ 


L nur J 7 


Bu: Siebenter Ziteh. RE men | 
a Bon der Bee n 


44, Die Shih Gewalt iſt einen eicztgi — unter dem N 
men .) anvertraut, 
Der Landrach befteht aus den Gefandten 290: Zehnen; jede Zeh⸗ 
nen bie vier Gefandte, welche aus der Staatscaffe bezahlt werden. 

16. Jeder Gefandte des: Landrathe :ftimimit insbefondere, und die Stims 
men werden Eopfweife gezählt. . 

17. Die Gefandten auf den. Landrath een" buch den. Zehnentath 
ernannt: Die Zehnenvorſteher find’ von Rechtswegen Geſandte auf dem kLand⸗ 
rath; die Geſandten bleiben zwei Jähre lang‘ an ihrer Stelle, und hie be 
mer wieder wahlfähig. | 
48. Um auf den Landrath wählbar au: ſeyn, nuß man fünf um 
zwanzig Jahre erreicht, das Amt seines Geſetzgebers "Richters, oder Verwal 
ters in den höhern Behörden, oder im Zehnen befeffen, oder. das Amt ei 
nes öffentlichen Schreibers ausgeübt, oder den Rechter oder Medicin = Doctor 
grad erhalten, oder. eine: Officierftelle. in. den. Linientruppen bekleidet haben. 


Staatöverfaffung vom 12. Mai 1815. 321 


19. Der hochwürdigſte Biſchof hat Sig und Stimme im Landrathz 
ne Stimme gilt fo viel ald jene eines Zehnens, und zahle für vier Stimmen ’ 

20%: Der Landrath hat die geſetzgebende Gewalt; die Gefegesvorfchläge 
werden durch den Staatsrath ‚vorbereitet; Fein Gefeg kann vollzogen erden, 
bevor es den Zehnenraͤthen wird‘ hinterbracht umd durch die Mehrheit: derfels 
ben beftätigt "worden »feyn. Die Finanzgegenftände, -Mititaircapitulationen 
und Annehmungen der Fremden zu Landesleuten, werden nicht nur -den Zeh⸗ 
nentaͤthen, ſondern auch den Gemeinderäthen hinterbracht. Das Referendum 
iſt nicht auf jene Gegenſtaͤnde anwendbar, welche das Wallis als Schwei— 
jercanton betreffen, und aus den durch den men beſtinmten Ver⸗ 
haͤltniſſen und Obliegenheiten herfließen. | 

21. Er befchliege Mititaircapitulationen und — Vertraͤge über Pos 
lhei⸗ und oͤkonomiſche Gegenſtaͤnde. 


22, Er ernennt zu. den geiſtlichen Würden und Pfruͤnden, zu wel⸗ 
hen die ehemalige Regierung ernannte, 


W. Er hat das Recht zu begnadigen und die Strafen zu verändern. 


24. Er hat;ausfchlieflih das. Necht, Geld zu fehlagen. Er nimmt 
alle Jahre im Maimonat die Rechnungen des Landſecelmeiſters ab, und 
macht ſie bekannt. 

25. Der Landtath ernamſet einen Landshauptmann, einen. Landes 
hauptmannn Statthalter, einen Randjedelmeifter und. zwei Staatsräthe; ‚fie 
werden in oder außer „feiner Mitte :gewählt. Der Landeshauptmann sStatk: 
halter, Landſeckelmeiſter und die Staatsraͤthe, einmal gewaͤhlt, ſind von Rechts⸗ 
wegen in der Zahl der Geſandten ihrer reſpectiven Zehnen einbegriffen. 

Er ernamſet auch aus: feiner Mitte zwei Schreiber, um das. Protocoll 
von-feinen Berathfehlagungen abzufaſſen, und ermählt . geichfal die Abge⸗ 
ſandten des Cantons Wallis auf, die eidsgenoͤſſiſche Tagſatzung in der Schweizs 

Alle dem Landrath; zugehörende- Ernamſungen werden durch geheimes 
und abſolutes Stimmenmehr entſchieden. 

26. Um zu den Wuͤrdigkeiten eines kandehauptmanns, Landehaupt: 
mann⸗Statthalters, : Landfedelmeifters und eines. Staatsraths gelangen zu 
können, muß man das bdreißigfte Jahr zurüdgelegt und das Amt eines Ge—⸗ 
higher; Richters oder Verwalters in den oberm. Behörden bekleidet haben. 

27. Bon’ den. fünf Mitgliedern. des Staatsraths werben immer zwei 
and den weſtlichen Zehnen, und. die drei übrigen aus den acht orientalifchen 
gewählty von den zwei Staatsgliedern der weſtlichen Zehnen wird einer im⸗ 
mer mit einem der drei erſten Aemter dieſes Corps bekleidet feyn.. 

Es kann aus den — Sehnen winmale mehr als ein- Mitglied 
im Staatsrath ſeyn. 

23. Er verfammelt. fich: — des Iehees, naͤmlich den erſten Mon⸗ 
tag Mais, und den letzten Montag Wintermonats. 

29. Der Landshauptmann führt im. Landrath und Staatsrath den 
Vorfig; er unterzeichnet und, figillirt die Gefege und, alle übrige Acten der 
herbehoͤrden. Bei eintreffender Stimmengleichheit iſt feine Stimme ent: 

ser empfängt, die Hittſchriften, und, dig an die Regierung geſchick⸗ 
te Briefſchaften; trägt die dutch den © taatsrath den Berathfchlagungen des 
kandraths vorzulegende Gegenſtaͤnde por, und giebt dem Landrath Bericht 
bon, feinem mit den, — — der. Sehweiz und mit dem Auslande 
Shaltenen. ‚Briefiwed a Nang: 


* a wilde die Zehnenrache * Sanbessefommtung vor: 
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zubtingen wuͤnſchen, muͤſſen dem —— mitgeteilt werden, um 
— im Staatsrathe berathſchlagt zu werden, 
30. Der Landshauptmann⸗ Statthalter erſetzt dem. kandehauptmaun 
in, Krankheits⸗ und andern Berhinderungsfälen. 
3b: Die Schreiber des Landraths contraſi ignieen bie Gefege und am 
dere von diefer Verſammlung ausgehende Acten; einer ſchreibt und verfaßt 
in der teutfchen, der andere in- der franzöfifchen Sprache. 
32. Der Staatsrath, welcher in. dem Hauptorte des Canton? vs 
fidiet, befteht aus dem Landeshauptmann, Landeshauptmann : Statthalter, 
- Kandfedelmeifter und zwei Staatsräthen; er ernennt feinen Secretair unter . 
dem Titel eines Landfchreibers, fo wie auch die übrigen für fein Bureau 
noͤthigen Beamten. 
33. Der Staatsrath ruft ſowohl die gewoͤhnlichen als außerorbenti- 
chen Landräthe zufammen; er bereitet alle ihren Berathungen vorzulegende 
Gegenftände. Er ift mit der Vollziehung der Gefege, mit der öffentlichen 
Verwaltung, mit der Generalpolizei, mit der Entfheidung der Verwaltungs 
zwiſtigkeiten beladen, und trägt die diesfalls nöthigen Beſchluͤſſe; er Hat die 
Aufficht ‚über .die Landfirafen; er beforgt die Correſpondenz mit bem Direct: 
rium der fchweizerifchen  Eidsgenofjenfhaft, mit den Regierungen ber übel: 
gen Gantone und mit dem Auslande. 
34. Der Staatsrath kann die Geſandten des Landraths auch aufer 
ordentlich, fogar in minderer Anzahl als gewöhnlich, zufammenberufen; in 
diefen. aus: geringerer Zahl beftehenden Verſammlungen kann über Feine an 
dern Gegenftände berathen werden, als jene, bie in dem Einladungsbriefe 
find angekündigt worden. Auf das Begehren von brei Behnen ift der Staatk 
rath gehalten, einen. außerordentlichen Landrath sufammen zu berufen, : Dei 
gleichen kann er auch nicht verfagen, dem Landrath einen. durch drei Zehnen 
begehrten Gegenfland vorzutragen. 
35. Wenn’ die. innere Ruhe - oder dufere Sicherheit bedroht werben 
follte, ann der Staatsrath über die bewaffnete Macht verfügen, iſt aber 
gehalten;,; die Zehnen ſogleich von den getroffenen Maaßregeln einzuberichten, 
und wenn es die Umflände erfordern, einen aufßerordentlichen Landrath zw 
befchreiben. 
836. Die Dauer ber Amtsverrichtungen des kandshauptmanns, bes 
Hauptmann: Statthalters, Landfedelmeifters, der Staatsräthe ift auf zwei 
Jahre beſtimmt; der: Landeshauptmann : Statthalter, der Landfecdelmeifter und 
die Staatstaͤthe find immer wieder wählbar; aber der Landshauptmann kann 
nur nad) einem Zwiſchenraum von zwei Jahren wiederum zu ce Amte 
erwählt werben. 
Achter Titel. 


Gerih8:DOrdnumg. 


37. Eine jede Gemeinde kann einen Richter erfter Inſtanz unter dem 
Namen Caſtellan haben, vor welchen alle Givilhändel gebracht werden, und 
welcher ein Endurtheil bis auf den vom Geſetze zu beftimmenden Betrag fält, 

38. Die Caftellane werden durch die Gemeindeverfammlungen in einer 
er Gemeinde auf einen von dem Mathe gemachten breifachen Vorſchlag 
gewaͤhlt. 

39. Dieſe Beamten bleiben zwei Jahre in ihren Verrichtungen, find 
immer wieder wählbar, und leiſten den Eid in die Hände des Srofcaftellant. 

40. Sie haben einen Statthalter, — ‚auf. bie naͤmliche hd und 
für die m. Zeit" gewählt wird. x 
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4. In einem jeden Zehnen tft ein Obertichter unter dem Namen 
——— der auch einem: Statthaltet hat. 

42.Der Großtaſtellan wird durch den Zehnenrath gewaͤhlt; er legt 
den: Eid in die Haͤnde ſeines Vorgaͤngers abz er bleibt zwei Jahre Im 
Amte und kann wieder beſtaͤtigt werden. 

43. Der Großcaſtellan⸗ Statthalter wird and; durch ‘den zehnentath 
gewaͤhlt, und leiſtet den Eid in die Haͤnde des Großcaſtellans. 

44, Um zu den Stellen eines Großcaſtellans und Grofraftellan-Statt 
halters zu. gelangen, werden eben: jene Deringuiſſe erfordert, wie fuͤr einen 
Abgeſandten auf dem Landrathe. 

45. Sn. ben Zehnen, welche wegen ihrer Gemeindebequemlichkeiten 
eine Caſtellane haben wollen, koͤnnen die Großcaſtellane die Verrichtungen 
des Richters erſter Inſtanz "erfüllen. Der erſte Gerichtsbeiſitzer erfeßt den 
Großcaſtellan⸗ Statthaltet in. Ktankheits- und andern Verhinderungsfaͤllen. 

46. Von einem in erſter Inſtanz gefaͤllten Urtheile wird an den Zeh— 
nengerichtshof appelfict; dieſer beſteht aus dem Großcaſtellan oder feinem 
Statthalter und ſechs Beiſitzern; dieſe Beiſitzer werden ducch den Zehnenrath 
erwaͤhlt, und aus den geweſenen Großcaftellanen, ihren Statthaltern, Rich— 
tern, Altrichtern, geſchwornen Schreibern und andern Perſonen genommen, 
welche durch ihre Sitten und Kenntniſſe die empfehlungswuͤrdigſten find. 

Der BZehnengerichtshof trägt ein Endurtheil bis auf den‘ Betrag einer 
durch das Gefeg- beflimmten Summe; er hat auch in Polizei⸗ = und Crimi⸗ 
nalgegenftänden eine beftimmte Competenz. | 

47. ‚Die Behnenricjter. werden für zwei Jahr⸗ erwaͤhlt, und koͤnnen 
immer wieder ernamſet werden. 

48. Es werden zwei Stelloertreter ernamſet, um dieſe Beiſitzer zu 
erlegen. 

49. Ein Richter kann bei einem Handel, über welchen er fchon ge: 
ſprochen, nicht im Appellationsgericht figen. 

50. Der Großcaftellan oder deffen Statthalter fammt acht Beifigern, 
gewählt wie im Art. 48. gemeldet ift, bilden das Eriminal: und Correctio— 
nalgericht erfter Inſtanz; der Großcaftellan mit zwei Beifigern richtet den 
— — dieſer Gerichtshof hat auch zwei Stellvertreter. 

Es iſt ein oberſter Gerichtshof fuͤr den ganzen Canton, welcher 
— die civiliſchen als criminaliſchen Haͤndel, die die Competenz der 
untern Gerichtshoͤfe überſteigen, ein Endurtheil fäut; er beſteht aus dreizehn 
Gliedern, die durch den Landrath im Verhaͤltniß eines Gliedes durch Zehnen 
in oder außer ſeiner Mitte ernamſet werden. 
Er bat auch das Recht, den Öffentlichen Schreiber zu ernamſen. 

52. Die Richter im oberften Gerichtshof bleiben zwei Jahre in ihten 
Amtsverrichtungen und koͤnnen allezeit wieder gewaͤhlt werden. 

63. Der Gerichtshof erkieſet ſeinen Praͤſidenten unter feinen eigenen 
Gliedern; dieſer wird Oberſt-Landrichter, und ſein Statthalter kandrichter⸗ 
ee genitint ; er eenamſet auch feinen Gerichtsſchreiber. | 

| Neunter Titel. 
Ion RT ——— Verfuͤgungen. | 

64. Die Gerichts: und Verwaltungsverrichtungen ſind mit einande 
ach unverträgliche — 3 1, null » Du Mi 

55. Bei dem Abſtimmen ‚über alle Verfuͤgungen und Beſchluſſe FR | 
Landrathe. entfcheibet; dije Mehrheit der — und ze bie ARE 
der — folgen. el, 

2 + 
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56.:: Der Staat iſt mit den Unkoſten des öffentlichen Unterrichts in 
* Gollegien von Sitten, Brig und St) Mawigibeladm.:< . © 
+1 57:° Bor Verlaufi:von fünf Jahren können: in der gegentodrtigen Ber 
faſſung keine Abaͤnderungen gemacht werden; die Veraͤnderungen ſind unzu⸗ 
laͤſſig, wenn fie nicht in zwei aufı ‚einander folgenden Landraͤthen geneh⸗ 
migt und durch die Mehrheit. von. neun und: deeifig Stimmen befchlofen 
werden. 

58. Das Sigill des Cantons hat dr ‚weißes: und rothes Seth mit 
dreigehn Sternen, deren Farbe weiß im. rothen und: roth im weißen * 
iſt. Die Inſchift wird ſeyn: Sigillum Reipublicae Vallesiae, 


Der conftituirende Landrath beſchlleßte — 


Daß die gegenwaͤrtige in acht und funfzig Artikeln beſtehende Berfaf 
fung. des walleſianiſchen Volkes angenommen iſt, vr bie Seundverfaflug 
des: Cantons Wallis zu feyn. 

Daf fünf Originalien derfelben abgefaßt und von. dem Draft denten und 
den Seeretaiten des Landraths unterſchrieben werden ſollen, um. drei der ge⸗ 
meldten Originalien Ihren Excellenzen den Miniſtern von Oeſtreich, Ruf: 
land und England bei der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft zuzuſtellen, das 
vierte der ſchweizeriſchen Tagſatzung vorzulegen, und. das fünfte in das Ar 
iv abzugeben. - - 

Auszug. aus dem, Protocolle dee Landraths von Wallis, ‚den 12. Mai: 
monat ein taufend acht —— und funfzehn. | 
se — Der Praͤſident des Landraths, 

de Sepibus. u 
Die Sectetaire eb Landraths, 
Roten. Duͤfour. 


urkundliche Erklaͤrung des großen Kath von 
. Bern vom 21. Sept. 1815. 


Wir Schultheiß klein und große Raͤthe der Stadt und Republik Bern, 
entbieten hiermit allen Unſern lieben ‚amd: getreuen Angehörigen der Stadt 
und. des. ganzen Landes: Unfern freundlichen Gruß And geneigten Willen, 
und geben ihnen dabei zu vernehmen: RO 

Us dann bereits feit bald zwei ‚Jahren, durch ‚bie hans ber. göti 
hen Vorſehung, nad mancherlei Verwirrungen und druͤckenden ‚auswärtigen 
Verhältniffen, auch in Unferm Vaterlande die rechtmaͤßige Landesobrigkeit 
und deren alte Verfaſſung im Weſentlichen wieder hergeſtellt worden, -feither 
dann mancherlei Umſtaͤnde, Eroͤrterungen und ſelbſt Gefahren, welche die 
Sicherheit der ganzen Schweiz und Unſers beſondern Cantons bedrohten, 
jede ruhige Berathung uͤber die innern Landes- und Verfaſſungsangelegen⸗ 
heiten erſchwert und gehindert haben; fo ift endlich durch den gefegneten Aus: 
gang des erneuerten Krieges’'det hohen verbuͤndeten Mächte gegen den Feind 
der allgemeinen Ruhe der laͤngſt erwuͤnſchte Zeitpunck eingetreten, wo Wit 
Uns in. den. Moͤglichkeit befinden, nicht allein den ordentlidhen: Geſchaͤftsgang 
berzuftellen, fondern auch die Revifion Unferer Fundamentale: oder Vetfaſ⸗ 
fungsgefege: vorzunehmen, "iind die ehrwuͤrdigen alten! Grundlage der. Repu⸗ 
blik zu erweitern, zu befeſtigen und mit den en ‚der nr —* 
in —— zu bringen. 


* 


J 
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0 Bader Wir nun dieſe wichtige Arbeit beginnen, halten Wir Uns fo- 
wohl durch die, Natur der Umſtaͤnde ſelbſt, als durch Unſere gegen alle Stände 
und Claſſen des Volks tragende dankbare Geſinnungen verpflichtet, damit 
een machen, Unſern lieben und getreuen. Angehörigen, die Uns 
in Jahrhunderten des Gluͤcks und des Wohlſtandes fo viele treue 
geleiftet, fondern auch in den Tagen der Alngerechtigkeit und allge 
— 2 die ruͤhrendſten Beweiſe der Anhaͤnglichkeit und Ergeben⸗ 
nn . mehrern, entſcheidenden Zeitpuncten Uns eifrig, geholfen und 
‚ allen. auf), neue Verwirrung zielenden, Umteieben ſich ſtandhaft wir 
‚ und noch in den neueſten Zeiten, gleich der hieſigen Buͤrgerſchaft, 
nit ruͤhmlicher Bexeitwilligkeit dem Vaterlande „große, und ſchwere Opfer ge: 
Brac bracht. haben, die. Grundfäge feierlich zu ‚erklären; nach denen Wir, gleich 
Awo ordern, wenn auch unter, minder guͤnſtigen Umſtaͤnden, die Mer 
g von Stabt und Land auszuüben geſonnen ſind; bei dieſem Anlaß, 
ge kſichtigung ganz veränderter. Umſtaͤnde, allen Städten, Land: 
und. einden, theils ihre ‚ehemaligen und wirklich beſitzenden 
Be en. anzuerkennen, zu beftätigen. und ‚gegen, jeden. ‚möglichen 
ifel dern, theils ſolche mit ‚neuen, Gerechtſamen und Freiheiten zu 
ehren he ‚mit -Unfern Wünfchen, mit den , Bedürfniffen der, Zeit, und 
roh rechtſchaffener, durch Einſichten und, Kennt⸗ 
a theilnehmender Männer uͤbereinſtimmend, das 
„zwifchen., Stadt und Land auf ‚ewige Zeiten knuͤpfen, und 
fer ——* efen ftärken und befeftigen koͤnnen. 
* dieſen Betrachtungen haben Wir nad einet forgfältigen Berathung, 
Au Ba —— Unſers täglichen Raths und. fechszehn ihm beigeordneter 
‚Standesgtieder, als des feit Jahrhunderten zur Vorbereitung 
ee wich igem in‘ bie Verfaffang einfchlagenden. Gefege beauftragten Colle⸗ 
von Rathe und Sechszehn, befchloſſen, nachfolgende urkundliche 
Em 
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ung feierlich ‚auszuftellen, und hiermit zu erfennen und: zu derord- 
as von einem zum andern fofget : i 
"Die evangelifch = reformirte Religion iſt und bleibt als die herr⸗ 
—— des dermaligen Cantons anerkannt; in denjenigen Theilen 
mit Unferm Gebiet zu vereinigenden bifchof= baſelſchen Landfchaften abet, 
2 — ſich zu der roͤmiſch-katholiſchen Religion befennen, wird 
Be und freie. Ausübung -derfelden, fo wie der Schuß aller. da: 
EB tigen noch vorhandenen Güter und Erziehungsanitalten zugefichert. 
nähern Beſtimmungen hieruͤber werden in der Vereinigungsconvention 
* fen ‚werden. 
af 2, Gleichwie es bereits im Jahre 1803 gefchehen, werden allen Städ- 
in t, Kai Rute und. Gemeinden ihre ehemaligen Rechte, Freiheiten und . 
Deo hnheiten, inſofern ſie mit den allgemeinen Einrichtungen des Cantons 
Y Fahc find, fo wie das Eigenthum und. die Verwaltung ihrer befigenden 
& ter und Einkünfte, Gebäude: und Localanftalten, beftätigt. 
J “7 Die, Uns. zuftändig geweſenen kleinen Zehnten und andere unent- 
4 y aufgehobenen Gefälle und Leiftungen find und bleiben abgefchafft. 
h werden alle. gefchehenen Loskaͤufe von Zehnten, Bodenzinfen und Le— 
5 ich nicht allein unwiderruflich von Uns beſtaͤtigt, ſondern es ſoll ihre 
kauflichkeit auch für die Zukunft, und zwar nach dem durch die Verord— 
‚vom 25. und 29, Juni und 2, Juli 1803, fo wie durch das De: 
| en 18. Mai: 1804 beftimmten Preis ferner geftattet feyn. 
ld 5e ‚Alte von den vorigen Regierungen feit 1798 über obrigkeitliche Guͤ— 


r 


ter und Biegenfchaften. im Canton Bern geſchloſſenen Kaͤufe, Verkäufe und 
amdere Verhandlungen werben ebenfalls unwidertuflich betätigt; auch: ſollen 
die Verordnungen, Gefege und Decretei der jimgſt abgetretenen: Gantondre 
gierung fernerhin fortbeftehen; inſofern fie moch auf die gegenwaͤrtige Ber 
faſſung anwendbar find, und nicht von Uns auf — Untetſuchu 
werden abgeſchafft ‚oder verändert: werden. dal 

5. Die Freiheit des Handels’ * der Gewerbe wi, unter Vorbe⸗ 
haft der für die gemeine Sicherheit, die Aufrechthaltung des Zufrauens und 
die Emporhebung der Gewerbe ſelbſt zu machenden Polizelgeſete, allen Fate 
desbuͤrgern fernethin garantirt. N . 

6.- Alle in irgend einet Stabt -oder Gemeinde des Landes Berblrget 
ten ‚Cantensangehörigen find ebenfalls; gleich, den Bürgern’ der Hauptftadt, 
zu alfen Stellen und Aemtern im Staate wahlfaͤhig z inſofern fi e die — 
gen geſetzlichen Eigenſchaften und Bedingungen erfuͤllen. — 

7. Die Aufnahme ir das regimientsfähige ‚Bürgerrecht der ei 
Bern iſt und bleibt in Folge des Decretd vom Aund 26. März allen d 
irgend einer Stadt oder "Gemeinde des Landes verbuͤtgerten Perſonen 
billigen Bedingungen geöffnet, und "Mir erklären, daß es in Unſern 
nungen liegt, dieſe Bedingungen nicht nur nie zu erfchweten, —— 
noch zu erleichtern. Auch behalten Wir Uns noch ferner vor, beſagtes N 

errecht, felbft ohme Bewerbung, an einheimifche oder fremide Petſonen/ de 
ch um den Stand Bern beſonders verdient gemacht haben, zu ſchenta 
oder auch von uͤbrigen geſetzlichen Bedingängen zu difpenfiren. an mab 

Um ndlich in ‚Befolgung und näherer. Beſtimmung der Decrete 
vom 21. Dec. 1802 und 18. und 20. Sännet 1814 Unſere Regierun n 
den rechtſchaffenſten und einſichtsvoliſten Männern des ‚gangen” Gäntong 
umtingen, auch alle Beduͤrfniſſe beffer zu kennen und zu ‚befbiedigen, A 
ten Mir überdies noch eine Landesdeputatlon oder Reptäfentgtion von, neun 
und neunzig Mitgliedem von Städten und Landfdaften ‘an ebrdilet "häßen, 
welche, vereint mit den Zweihunderten der Stadt Bern, die Höchfte Gemal 
ausüben und gleiche Rechte im Regiment genießen follen. 

9. Diefe neun und neunzig Mitglieder werden theils von den Pe: 
fenden Städten und Amtsbezieten, theild unmittelbar von dem großen Ruth 
ſelbſt, in nachfolgender Zahl frei gewählt: 


1) die größern Städte, Thun, Burgdorf, Pruntrut, Biel, Peuenftaht ; 


und Delfperg, wählen aus der Zahl ihrer eigenen oder anderer mit ih: 
rem Zutrauen beehrten Gantonsbürger jede zwei Mitglieder; die übt 
gen Städte hingegen, als Aarberg, Büren, Erlach, Htidan und Lauf 
fen, jede-ein Mitglied, zufammen fiebenzehn; 3 

die zwei und zwanzig Amtsbezitke des jetzigen Cantons follen in Kük 
übung des Decrets vom 16. Februar 1814, ſtatt fünf und dreißig, 


2 


— 


zufammen ſieben und funfzig Mitglieder, nach ber hiernach beſtimmten 


Form, frei wählen können, als nämlich: die dreizehn groͤßern Amts 
bezirke Bern, Seftigen, Nidau, Aarberg, Fraubrunnen, Burgdorf, 
Wangen, Aarwangen, Trachſelwald, Signau, Konolfingen, Thun und 
Interlaken, jeder drei; die neun kleinern Aemter aber, Lauffen, Erlach, 
Büren, Nieder- Simmenthal, Dber- Simmenthal, Saanen, Frutigen 
Oberhagti und Schmargenburg, jeder zwei Mitglieder; alles in dem 
Berftand, daß wenn Wir auch in Zukunft gut finden follten, die 
Zahl dee Dberämter nach fich -erzeigenden Beduͤrfniſſen zu mehren odet 
zu mindern, dadurch an der * dieſer Mitglieder im Ganzen nichts 
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: abgeändert werden fol: Die in den biſchof⸗ haſelſchen Landen einzu⸗ 
führenden Amtsbezirke werden nach), gleichem Verhaͤltniß zwoͤlf oder 
dteizehn Mitglieder: auf. die naͤmliche Weiſe zu waͤhlen haben: . 
Die Mitglieder von den Amtsbezirken ſollen von eigends hierzu einzu⸗ 
führenden Wahlcolleglen gewaͤhlt werden, und ein zugleich. mit dieſer Urkunde 
heraus zugebendes Reglement wird die Zuſammenſetzung dieſer Wahlcolfegien 
und der Wahlform ſelbſt beſſimmen. 2 
In den Staͤdten geſchieht die Wahl von der geſammten Magiſtratur 
* — Stadt, und. die Beſtimmung der Wahlform iſt ihnen ſelbſt 
uͤherlaſſen. ed ee Er nt 
‚Mm: fowohl von den ‚Städten, als von den. Wahlcollegien der Amtsbe⸗ 
jirfe in den großen Rath gewählt werden zu Eönnen, wird. erfordert: daß, der 
zu MWählende- von ehrlicher : Geburt, ein vechtfchaffener, in gutem, Rufe ſte— 
bender, fietlicher Mann ſey; daß er ferner -in irgend einer Stadt oder, Ge⸗ 
meinde des. Cantons verbürgert und, eigenen, Rechtens ſey, das neun und 
jwangigfte Jahr Alters zurückgelegt, babe, und entweder Befiger: eines Grund: 
eigenthums, an dem wenigſtens ein ‚Werth: vom zehntaufend Livtes bezahlt 
ſeyn muß, oder Eigenthuͤmer von bedeutenden Manufactur- oder Handelsan⸗ 
ſtalten ſey, oder ſeit fuͤnf Jahren in obrigkeitlichen Aemtern oder in Stadt⸗ 
und. Gemeindsverwaltungen feinem. Vaterlande treu gedient, oder die naͤm⸗ 
liche Zeit hindurch eine Offieiersſtelle in den Auszuͤgern bekleidet hahe. 
3) Um endlich theils etwa entſtehende Mißverhaͤltniſſe der Repartition aus⸗ 
zugleichen, theils auch ſolche Perſonen zu beruͤckſichtigen, die ſich in 
obrigkeitlichen Aemtern, ‚in; hoͤhern Militairbedienungen, durch Wiſſen⸗ 
[haft u. fi. w..befonders ‚Ausgezeichnet und um den Staat verdient 
gemacht haben, ſollen die übrigen zwölf oder dreizehn ohne Unterfchied 
in dem ganzen Santon, mit Inbegriff der bifchof = bafelfhen Landfchafs 
ten, auf, den Vorſchlag unferer Räthe und Sechszehn von dem gro: 
‚gen Mathe felbft, jedoch nur aus den Municipalſtaͤdten oder. ‚aus: den 
Landgemeinden, ‚gewählt werden. Be N. 
; 10. Die wirklich nach: Unſerm Deeret vom. 16, Februar 1814 von 
Städten und Landfchaften. vorgefehlagenen und von Uns gewählten Standes: 
glieder find als Abgeordnete der betreffenden Städte und. Landfchaften zu be: 
trachten, von denen fie vorgefchlagen worden find, werden aber gleichwohl 
das ihnen ertheilte Bürgerrecht von Bern behalten, und. daffelde auch für 
ee genießen, fobald. fie die übrigen: gefeglichen Bedingungen 
en, 


In Zukunft aber follen fie: auf die in dem vorhergehenden Artikel be 
Rimmte Weiſe erfegt werden, fo daß bdermalen nur die: zwei und zwanzig 
den Amtsbezirken des jegigen Cantons neu beigelegten, die Mitglieder aus 
den ehemaligen - bifchof = bafelfchen Landen und die von dem großen Mathe 
KR zu Waͤhlenden, hinzuzufügen find. | 

“411. Bei Verledigung der Stelle eines Mitglieds von Städten oder 
Landſchaften, durch Tod, Reſignation oder andere Gruͤnde, wird ſie alſobald 
auf die oben angezeigte Weiſe wieder erſetzt, und. endlich werden dieſe Abge— 
ordneten, gleich den übrigen Standesgliedern, alle Jahre der gewöhnlichen 
Confur oder Bejtätigung in der duch bie zutünftigen Gefege zu beftimmen: 
den Form, unterworfen feyn. 

‚12, Auf diefe Grundlagen und vorläufigen Zuſicherungen hin, werben 

num unverzüglich) die Reviſion Unferer Fundamentalgefege vornehmen, 
und nichts Angelegeneres haben, al die. volftändige Einrichtung des Regi⸗ 
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ments; den ordentlichen Gefchäftsgang und alle ſchuͤtzenden Formen, dem 
‚Snbegriff die Republit ausmacht, wieder herzuſtellen. 4 
Und gleichwie Wir duch) - diefe feierliche Urkunde jedermaͤnniglich Unfere 
Gefinnungen an Tag gelegt, allen Cantonsangehörigen eine ehrenvolle Lauf⸗ 
bahn eröffnet, und, den. Städten und Landſchaften Unſers Gebiets einen seht 
bedeutenden Antheil am Unſerer Regierung: eingeräumt haben; -fo haben Wir 
zu allen Unfern lieben und getreuen Angehörigen des ganzen Landes: hinwie 
"der das. Vertrauen, daß -fie Uns auch mit. ähnlicher: Geſinnung ventgegen 
kommen, und nicht nur die äußere Ruhe befeſtigt, ſondern auch ein: innens 
Band der Liebe, der wechfelfeitigen Hülfe und des Gemeinfinns geknüpft 
werde, ducch welches, unter dem Schuge bes Allerhoͤchſten, Unſer gemein 
Weſen wachſen und blühen möge. - t | 
-- Damit endlich ‚diefe Urkunde befto allgemeiner bekannt -und beſſer beok 
‘achtet werde; fo wollen und verordnen Wir, daß fie nicht allein der erneuet 
ten Sammlung . Unferer Fundamentalgeſetze einverleibt, ſondern auch in'tuk 
ſcher und franzöfifcher Sprache durch den Drud bekannt. gemacht, und jet 
Stadt, Landfhaft oder Gemeinde des Cantons ein Exemplar derſelben zuge 
ſtellt werde. | an Er 
Gegeben: in Unferer großen Ratheverfammlung den 18., 49., 20, ud 
21. Herbftmonat, und fowohl von Unferm fürgeliebten Ehrenhaupt, alt, 
von Unferm geliebten Staatsfchreiber unterzeichnet, in Bern, den 21. Hbf 
monat, im Jahr ein taufend acht hundert und funfzehn. \ 
/ 2.” Der: Amts: Schultheiß, 
RR von Wattenwyl. 
Der Etaatsfchreiber, . 
Zhormann. 


Der Stand Bern hat nie eine im ſyſtematiſchem Zufammenhange 9 
ſchriebene Verfaſſungsurkunde gehabt. Bet’ Auflöfung der franzöfifchen Me 
diation im December 1813 ift Berns alte Verfaffung im Weſentlichen wie⸗ 
ber hergeſtellt worden. Der rechtmaͤßige Landeshert hat, in Erwaͤgung deſſen, 
was er bei veränderten Umſtaͤnden der Ehre und dem Nutzen des Standes 
:angemeffen gefunden; den Städten und Landſchaften des Cantons diejenigen 
Rechte und Freiheiten eingeräumt, die in feiner urkundlichen Erklärung vom 
18., 19., 2. und 21. September 1815 aufgeftellt find, folcher auch bie 
fpäterhin mit dem Canton Bern vereinigten, vormals bifchof= bafelfchen Land 
ſchaften theilhaftig gemacht. Seither hat der fouveraine Rath, in feine 
nunmehrigen Zufammenfegung, die Altern Zundamentalgefege und Dectete 
tevidirt, und es bleibt ihm, als der hoͤchſten Gewalt, unbenommen, ‚in dir 
felben, wie in andern innern. Zandeseinrichtungen, nach gefrglicher Form dir 
jenigen - Abänderungen zu treffen, welche Höchftderfelbe der Ehre und dem 
Nutzen des Standes zuträglich erachten wird. 

Folgendes iſt der wefentliche Inhalt diefer revidirten Gefege und Decrete. 


Auszug aus den, die Verfaffung betreffenden, Geſetzen un 
Decreten bes großen Raths der Stadt und Republik Bert. 


Allgemeine Grundfäse. 


1. Die ewangelifch=reformirte Religion ift die herrfchende Landesreli 
gion. In denjenigen Gemeinden ‚der mit dem Ganton vereinigten, vormals 
biſchof⸗ baſelſchen Landſchaften, wo die roͤmiſch-katholiſche Religion gegaP 
waͤttig beſteht, iſt die freie Ausuͤbung derſelben gewaͤhrleiſtet. 
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2 Allen ·Staͤbten Landſchaften undn Gemeinden ſind ihte ehemallgen 
Rechte, Freihelten und Gewohnheiten, inſofern fie mit den allgemeinen Ein⸗ 
richtungen des: Cantons vertraglich find, fo. wie das Eigenthum und‘ die 
Verwaltung ihrer beſtehenden Güter: und. Einkünfte ,. beſtaͤtigt 


3. Die der Republik zuſtaͤndig geweſenen kleinen Zehnten und anbete 


unentgeldlich aufgehobene Gefaͤlle und Leiſtungen bleiben abgeſchafft. 
Die bisherigen Loskaͤufe von Zehnten, Bodenzinſen und — 


ſind beſtaͤtigt und ihre ehe: Loskäuflichkeit, nach gefeglichen Beſtimmun⸗ 


gen, geſtattet. ncu aid 

4. Alle Verordnungen, Geſete und. Decrete der — Cantons⸗ 
tegierung verbleiben⸗ in Kraft, inſofern ſie noch auf: die gegenwaͤrtige Werk 
faſſung anwendbar ſind und: nicht werden abgeaͤndert oder aufgehoben werden. 


5.Die Freiheit des: Handels und der: Gewerbe iſt, unker Vorbehalt 


der für die gemeine Sicherheit, die Aufrechthaltung des Zutrauens und die 
Empothebung dev: Gewerbe * zu machenden Polizeigefege, alten ‚Santonss 
bürgern ferner garantikt. .: 

6. Alle in irgend. * Stadt. ober Gemeinde des Santos — 
Cantonsangehoͤrige ſind, gleich den. Buͤrgern der Hauptſtadt, zu allen Stel⸗ 
len und Aemtern im Staate wahlfaͤhig, inſofern fie die bbeigen oeſchuchen 
Eigenſchaften befigen. yo 

7. Die Aufnahme, in das vegimentsfähige Bürgerrecht in Stadt Bern 
bleibt, in Folge beftehender Decrete, allen in irgend. einer. Sta t ‚oder ‚Ges 
meinde des Cantons verbuͤrgerten Perſonen, ater billigen hedingungen, 
geöffnet, 

8. Jeder im, Ganton angeſeſſene Schweizer vom is au ſechs⸗ 
zehnten bis zum angetretenen funfzigften Jahre Alters iſt, Maa — 
br gefeglichen Beſtimmungen, zum Militairdienſt pflichtig. 


Politiſche Eintheilung bes Gantone 


9. Der. Canton- Bern iſt in. Amisbegik, und diefe in thai 
den: eingetheilt, | 
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10. Die. fouveraine, Höchfte und öberfte Gewalt wird ausge * 
Schultheiß, klein und große Raͤthe der Stadt und Repuhlik 
Bern, beſtehend aus den zweihundert der Stadt Bern und neum ‚und 
neunzig von Städten und Landfchaften gewählten Mitgliedern. — Die zwei⸗ 
hundert der Stadt Bern werden aus dem Mittel der regimentsfaͤhigen Buͤr⸗ 
‚gt, welche das neun und zwanzigſte Jahr‘ Alters zuruͤckgelegt haben, durch 
in Wahlcollegium gewählt, beſtehend aus '.denjenigen Mitgliedern. des klei⸗ 
nen Raths, welche aus den zweihundert gewählt werden, und einem mit 
Ihm vereinigten Ausfhuß von fechszehn Gliedern des großen Raths aus der 
Baht der zweihundert. Zu ihrer jeweiligen Ergänzung wird von dem glei⸗ 
den Wahlcollegium ein Verzeichniß von Candidaten, die das fünf und zwan⸗ 
gigſte Jahr zuruͤckgelegt haben, gebildet; die Eandidaten treten ſucceſſive, nach 
ihtem Altersrang, bei jeder Verledigung in den großen Rath ein, doch muß 


der Eintretende volle neun und zwanzig Jahre zählen. Bei jeder Erneues: 


tung des Gandidatenverzeichniffes follen, collectiv, auf demfelben und unter 
den wirklichen Mitgliedern der zweihundert : weniger nicht als achtzig buͤr⸗ 
gerliche Gefchlechter von Bern ſich befinden, 

Die neun und neunzig Mitglieder aus Städten und Landfchaften wer: 
den theild von. dem ——— Staͤdten durch die Stadtmagiſtrate, theils 


’ 


330 Ur . er Us Bern. 


von: jedem Amtsbezirke durch, ein aus ſeinem Mittel zuſammengeſetztes Wahl 
collegium und nach einem beſondern Wahlreglement, theils unmittelbar von 
dem. großem Rathe ſelbſt, in nachſtehender Zahl direct und frei gewaͤhlt; 

Die großen Staͤdte wählen jede zwei Mitglieder, bie. Eleinern jede. ein 
Mitglied, zufammen.:17. 

Die größern Ynmssheice jeder drei, die kleinern jeder zwei Mitglieder, 
sufommen 70. 

Der große Rath felbft, aus. ben. Municipalftädten und Landgemeinden, 
die übrigen 12. 

Die erlebigten. Stellen werden: von den, betreffenden Städten, und Amt 
beziefen: fogleidy ‚nach erfolgter Vacanz, bieder Wahl des großen Raths vow 
behaltenen: Stellen dann. in deſſen mächfter . ordentlicher Sahresfigung ergänzt. 
:, U. Alle Mitglieder des großen Mathe. find einer jährlichen Def 
gung untermorfen. 

—12. Zwei Schultheihe fuͤhren abwechſelnd, jeder ein Jahr ang, do 
Pedf dium ſowohl im großen als im Eleinen Rathe. : u... 

413. Der große Rath Hat zu Behandlung der wichtigern, 4 dat 
Ges: bezeichneten Gefchäfte zwei ordentliche Jahresſitzungen; fonft verfam: | 
melt er fich ‚gewöhnlich jeden erften Montag: in’ jedem Monate, oder fo; 4 

es die Geſchaͤfte weiter erfordern moͤgen. 
14. Vor den Entſcheid des großen Rathes gehören: 
* a) die Standesſtimme für die Zufammenberufung Tinfertebentifäer Tag) 
ſatzungen, die Wahl und Inſtruction der Gefandten auf die eidsgendk 
he Zagfagung, die Natification ihrer Befhlüffe und die Schliefun‘ 
Verben Stand verpflichtenden Verträge, inſofern fie, nad) bem Dur 
desvertrag, den einzelnen Cantonen überlaffen iſt; 

b) die Errichtung, Abänderung oder Aufhebung aller one und 

andern allgemeinen‘, Geſetze; J 

0) die Errichtung aller neuen bleibenden Stellen; | 
d) die Ermählung der beiden Schultheiße, des Sedelmeifters, der Mit 

glieder des Eleinen Raths, der fünf Hauptcollegien, des Appellationt 

gerichtö, des obern Ehegerichts, des Staatsfchreibers, der Oberamtmän 
ner, des oberfien Decans und mehrerer andern durch das Geſetz be⸗ 
ſtimmten Stellen; 

6) das Begnadigungsrecht, nach kuͤnftigen gefeglichen Beftimmungen; 

f) die Ausfchreibung von Steuern und Abgaben, Standesanleihen od 

Geldanwendungen, Käufe oder Veräußerungen von Eigenthum der Re 
publik; der Entfcheid über bedeutende Ausgaben, mit Ausnahme dt 
von ihm bdeligirten Competenzen und daherigen, gegenwärtigen odet 
zufünftigen, gefeglihen Beſtimmungen; die Abnahme und Paffation 
der Standesrechnungen und die Einficht der Brand: Affecuranzıcd: 
nung; 

9) endlich, alle diejenigen Gegenftände, welche der große Rath, nad) vor 

gegangener Unterfuchung, vor ihn zu ziehen gut finden wird. 

Die Gefchäfte Eönnen nicht anders vor den großen Rath zum 
Entſcheid gelangen, als nad) vorheriger Berathung des Eleinen Rath? 
oder von Rath) und Sechszehn. 

Abänderungen und Aufhebung von conftitutionellen Geſetzen und 
Decreten koͤnnen nur durch zwei Drittheile des anweſenden dafuͤt ver— 
ſammelten Tribunals beſchloſſen werden. 


15. Der kleine Rath beſteht aus den beiden Schultheißen, drei und 
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zwanzig Mitgliedern und zwei Heimlichern, und wird von dem großen Mathe 
aus feiner Mitte gewählt, » Die Mitgiieder des kleinen Raths ven. ber jaͤhr⸗ 
* Beſtaͤtigung des großen Raths unterworfen. 

16. Der kleine? Rath ſtellt, wenn er nicht mit: dem ——* Rathe 
vereinigt ift, die ordentliche und gewöhnliche Megierung des Standes Bern 
vor, und hat‘ im diefer Eigenſchaft, nach vorhandenen. Gefegew und Ordnun⸗ 
gen, oder in Ermangelung deifelben nach Eid und: Gewiffen, alle 'täglichen 
laufenden Geſchaͤfte vom fih aus zu beſorgen; bie wichtigern aber, welche der 
große Rath ſich vorbehalten Hat;:oder die der kleine . Teip vor ihn zu 
bringen gut findet, vorzuberathen. 

47, Die Heimlicher insbeſondere ‚haben Pflicht Fer Rede, y' Auf bie 
Erhaltung und - Handhabung der Verfaffung zu wachen und eufäligt * 
— oder Eingriffe dem großen Rathe anzuzeigen. 

48, Ein’ aus’ dem gefammten Kleinen. Rathe und! ſecheſehn — *— 
hun das Loos gewählten Mitgliedern des großen Raths, unter dern Namen 
von Räthe und Sochs ze hn gebildetes Collegium’ hat Gewalt und Recht, 
jedes Mitglied des großen Raths jährlich zu beſtaͤtigen, zu ſuſpendiren oder 
ju entfegen;z auch follen "alle Vorſchlaͤge ‚zu Errihtung von neuen, zu Abs 

-oder Aufhebung von beſtehenden die Verfaffung betreffenden Satzun⸗ 
gen und Ordnungen, von- diefem ‚Collegium vorberathen werden. 

19. Sie die Erledigung det unbebeutendern nnd die Vorberathung ber 
nihtigern Geſchaͤfte find Fünf Hauptcollegien aufgeftellt: 

Ein geheimer Rath zur Leitung der diplomatiſchen Angelegenheiten und 
iur Handhabung der innern und aͤußern Sicherheit; insbeſondere dann hat 
derfelbe während der Zeit, da nach dem Bundesvertrage dem Stand Bern, 
a8 eidögenöffifchern. Vorort, dig Direction ber ‚Allgemeinen, DBundesang legen: 

vbliegen wird, die baberigert Geſchaͤfte, in "Kolge "näherer geſehlichen 

Beſtimmungen, theils ſelbſt zu: erledigen; theils zu unterfuchen, vorzuberathen 
ind darüber an den kleinen Rath zu zeferiven. 

Ein Finanzrath, | 
Ein‘ Suftiz: und: Pole: | re ED Bl j 

Ein. Kirchen- und Scyultath.: et, N —F 
Ein Kriegsrath. 
Deren Obliegenheiten und Befugnifle durch ein Sefontend Se be 
fimmt find, 

20. Ein aus ber Mitte des großen Rache gewaͤhltes Appellations⸗ 
Bericht beurtheilt in letzter und hoͤchſter Inſtanz alle Civil: und Criminal⸗ 
wörsfälle. Zu WBeurtheilung von’ Snpftaloerbteihen werden demfelben vier 
Mitzlieden.des. Heinen Raths zugegeben. ; | 

21. Ein oberes Ehegericht fpricht — Juſtavz uͤher alte. Ehe⸗ 
md Paternitaͤtsfaͤlle in dem reformirten Theil des Cantons. Das Geſetz 
Bid uͤber deſſen weitere Competenz verordnen. a 

22. In jedem Amtsbezieke ift aufgeftellt: 


a). ein Oberamtmaun , der nad) einem befondern Wohlreglement von dem 
großen Rathe erwählt wird. Er ift der Stellvertreter. der Landesobrig- 
keit, beforgt die Vollziehung ihrer Verordnungen und Befehle, wacht 
über die öffentliche Ruhe, die Sicherheit, Polizei und gefegliche Ord⸗ 
nung in feinem Bezirke, und beauffichtigt die Werwaltung der Ges 
wmeinds⸗ und Voigtsſachen. Er übt das Amt eines — 
aus, und iſt, unter geſetzlichen „Richter in 
Polipei: und Anninifhntionsjschen. | Ä 
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h) ein Amtsgericht: zur erſtinſtanzlichen Beurtheilung ber Criminalfaͤlle de 
„Bezirks, und iſt auch, unter geſetzlichen Competenzen, Richter ini 
ſter Inſtanz in Civilfaͤllen. Daſſelbe wird auf ſeinen doppelten Bor 
— einen einfachen des Oberamtmann⸗ durch ben‘ kleinen Cut 
vr. erwählt. 
| : 23. In jedem Kirchſpiele ift aufgeftellt: ein Zertigungegerlätz, def 
Präfident , der, Gerichtsſtatthalter, iſt zugleich < dev erſte Unterbeghute: feines 
Gerichtshezirks, und. wird durch den Oberamtmann aus: dev Anzahl det Bei 
ſitzer des Fertigungsgerichts erwaͤhlt. — ‚im aeſacnieier — des 
tons: ein Chorgericht. 
Gegenwaͤrtige Erklaͤrung und Auszug aus, den. hie, Berfaffung baſ 
den Geſetzen und Decreten iſt von U. G Hi Deren. und Obern, Schuttheh 
klein und großen Raͤthen der Stadt und Republik Bern, nach vorhergegn 
gener Pruͤfung, gut geheißen uud beſchloſſen worden, daß derſelbe, als de 
Grundlagen der nunmehrigen Staatsverfaſſung ber "Stadt; — Re 
— in das eidsgenoͤſſiſche Archiv niedergelegt perer ſoll. 
* Bern, * 26. Auguſt | 
Der —— Schuitheiß 


en u rn. * deſſen Abweſenheit der Alt⸗ 
EEE Ä — Rudolf von Wattenwyk 
Ä Ä IR TER, Namens des großen ‚Raths,! 

| — vn. ber: Staatsichreibers 1; “ 

>10. Unterz. Gruber. ro 


Montonsverfaffung Des eidsgenoͤſſiſchen Pr 
des Unterwalden ob bem Wald vom — ae 
1816. un 


1. Der Canton Unterwalden ob dem Wald heſteht aus fieben a7 
gemeinden, ald Sarnen, Kerns, Sachſeln, — Giswyl, Runge 
das Klofter und Thal Engelberg. 

2. ı Sarnen iſt dag Hauptort. 
3. Die chrifttatholifhe Religion iſt die Religion des Landes. 


Deffentlide Gewalten.“ — 
| a) Die Landsgemeinde. * 9 


4 Die hoͤchſte ſouveraine Gewalt beruht auf der Landsgemeinde ode 
allgemeinen Verſammlung des Volks. 

5. Dieſe beſteht aus den vechtlichen Landleuten, die das zwanjiſ 
Jahr erfuͤllt haben, weder fallit, noch ſonſt durch eine Sentenz entehrt unl 
davon ausgeſchloſſen find. ; 

6. Die Landsgemeinde verſammelt ſich jaͤhrlich ordentlicher Weiſe at 
* Sonntage im April; außerordentlich wird fie zuſammenberufen, wam 
‚der Landrath ſolches wegen dringender wichtiger Geſchaͤfte nothwendi 
erachtet. 

7. Die Landsgemeinde waͤhlt den regierenden Landamman und di 
uͤbrigen Vorgeſetzten des Landes; ſie ernennt ferner die Standescanilei un! 
die übrigen Landesbedienſteten. 

8. Landesvorgeſetzte ſi ind: vier Landammaͤnner, der Landoſtatthalte 
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wLandsſeckelmeiſter, der Landsbauherr, der Pannercherr zwei Landehaupt⸗ 

inner, zwei Landsvenner und zwei Zeugherren. 

9. Sie ernennt den Geſandten auf die jaͤhrliche Tagſatzung. 
10, Sie beſtaͤtigt oder verwirft die Geſetzesentwuͤrfe und andere wide 

e Anträge, die ihr von dem Landrathe vorgelegt werden. | 
‚41: Sie wird jährlich von dem Beflande des Landfedels in Kenntniß 

kt, und fie bewilligt die Erhebung der. zu Beftreitung der Landesbedürf- 

ſe erforderlichen Landiteuern. 

- $2.: Ihr fteht die Befugniß zu, Landrechte an diejenigen zu ertheilen, 

üben. der Acceß hierfür von dem Landrath geflattet ift. 

. 13. Kein anderer Gegenftand kann an der Landsgemeinde in Berathung 
en werden, er fey dann zuvor .dem Landrathe eingegeben worden, und’ 
deffen Gutachten. 

44. Die auferordentlihen Landögemeinden können nur über diejenigen 
Beuftinde berathfchlagen, wegen welcher fie zufammen berufen worden find, 


b) Der Landrath. 


15.- Der Landrath befteht aus den von der Landsgemeinde gewählten 
*— und aus fuͤnf und ſechszig von den ‚Pfarrgemeinden gewaͤhlten 
Hegliedern. 

16. Von dem Landrathe wird die hoͤchſte vollziehende, verwaltende und 
heitichtetliche Gewalt, ausgeübt, 

17, Er fchlägt der Fandsgemeinde die nöthig findenden Gefege vor, 
d beforge nach erhaltener Genehmigung die Vollziehung bderfelben. 

18, Er erlaͤßt zu dieſem Ende ſowohl als zur Handhabung ber Pos 
* uͤber die in das Fach der Verwaltung einſchlagenden Gegenſtaͤnde, 

otdetlichen Beſchluͤſſe. 

19. Er beſorgt die Vollziehung der Verfuͤgungen der Bundesverfaſſung 
ber Tagſatzungsbeſchluͤſſe. 

W. Er ertheilt der Geſandtſchaft auf die eidsgenoͤſſi ſchen Tagſatzungen 
Yutfindenden Ssnftructionen. 

Fey Er ertheilt Niederlaffungsbewilligungen nah WBorfchrift bes 
thes 
2, Er prüft die Rechnungen der Sandesverwaltungen. 

3, Er ernennt die Verwalter des Armenguts und ber Polizeibes 


age 


ra, Der Landrath entfcheidet in letzter Inſtanz Über Gegenftände, 
Abe in die Sudicatur der Gemeindräthe einſchlagen, desgleichen uͤber sug⸗ 
tigkeiten. 
2, Sr ertheilt Reviſion über civilrichterliche Urtheite 
"2%, Er übt die ihm zufteheriden Collatur—⸗ und Gonfirmaionsete de 
hr oe Pfeuinden aus, - 
—*— Er beurtheilt die: polizeilichen und minder wichtigen peinlihen 
alle. 


ur Es liegt in feiner‘ Gompetenz, in ‚wichtigen Geiminalfällen * 
und dreifachen Landrath zuſammen zu berufen. 
29. ‚Bon dem einfachen Landrathe. hängt der Entfcheid. ab⸗ ob ein 
htoceß als Malefiz zu behandeln ſey, oder nicht. 
Im erſten Falle wird der dreifache Landrath in der Eipenfäaft: 
RL verſammelt, — —— Recht zuſteht, ein _ 
Menrihei, zw. fällen, mi via on | 8. a 


3. Unterwalben:ob- dem Wald. 
6) Der regierende Landamman 


31. Der regierende Landamman führt fowohl an den Enriögemfhe, 

als, bei dem ein-, zmweis und dreifachen Landrath den Vorſitz; im feiner Ab 

wefenheit vertritt der Landsſtatthalter defjen Stelle, und wann biefe beide ab: 
weſend jeweilen der aͤlteſte Landamman. 

32. Der regierende Landamman vetſammelt den Landrath, fo oft e 
die vorliegenden Geſchaͤfte erfordern 

33. Er öffnet die an den Rath gerichteten Schreiben, und legt Ihm 
biefe und andere zu behandelnde Gefchäfte zue Berathung vor, Es iſt abe! 
jedes Rathsglied befugt, mit Vorwiffen des Landammans, gutfindende Bor) 
träge zu machen. 

34. Er verwahrt das von der Landagemeinde ihm amvertrante Sci 
der Gerechtigkeit und das Landesſigill. 

35. Er unterzeichnet alle unter dem Landesfigill ausgehenden Sri 
[haften und Actenſtuͤcke. 

| 36. Er nimmt in Pflihe und Eid die Beamten und alle ir, 
‚bie durdy das Landesyefeg zu Leiftung bderfelben verbunden find. 

37. Ueber Polizeivergehen und. peinliche Gtiminalfälle, mit Ausnahm 
des Malefizgerichts, führt er gegen den Delinquenten die Klage, * 
dann bei dem Urtheil keine Stimme. 1 

| d) Die Civilgerichte. | 

38. Die bürgerliche Juftizpflege wird verwaltet: 

. a) von ben Siebenergerichten als erfler Inſtanz; 

b) von dem Gefchwornens oder Appellationsgericht. 

39. Jede Pfarrgemeinde hat ein Siebenergericht, welches jähetit s 
geändert wird. 

40. Das Gefchwornengericht“ befteht, nebft dem regierenden Landın 
man, welcher dabei den Vorſitz führt, aus fechszehn Richtern, welche vl 
den fieben Gemeinden gewählt und jährlich abgeändert werben. Der al 
dem Amt. tretende Landamman ift jeweilen ein Mitglied diefes Gerichte, 

41. Bor diefen Gerichten werden alle Givilftreitigkeiten,, die Hab 
Gut, Ehre und Eigen betreffen, entfchieden, mit Ausnahme der Zugreht# 
ftreitigkeiten, welche der Judicatur des Landraths unterworfen find, 


e) Das Landgericht. 

42. Diefes Gericht befteht aus dem verfammelten Landrath, und mid 
bei offener Thür gehalten. Die Vermächtniffe und teflamentlichen Verot 
nungen, welche demfelben vorgetragen werden, erwachlen in Judicatum, im 
Falle fie nicht im zu beſtimmendem Termin rechtlich angefochten. und mil 
trieben werben. 





PER AB — gr 


Wahlart. 


8, Die Landsgemeinde wählt den regierenden — und di 
übelgen $. 7, genannten Vorgefegten, die Canzleöi’und die übrigen Landesbe 
BON 
:-. 44, Der vegierende Landamman wird jährlich abgeändert. Der Land 
fectetmeifter und Landsbauherr reſigniten jährlich ihre Äemter, find aber Tr 
gleich wieder wählbar. Die übrigen Landesvorgefegten bleiben iebenslaͤnglich 
im Amte. Die Ganzlet und uͤbrigen Landesbedienſteten aber müſſen 19 
jaͤhrlich um die Beſtaͤtigung in ihren Stellen melden. 
ia 45. Die ſieben Gemeinden wählen bie ſie betteffenden Mitglieder des band⸗ 
raths und des Geſchwornen⸗ oder — — in folgendem Verhaͤltniſſe: 
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a) die beiden größern ‚Gemeinden, ‚Samen und: Kerns; waͤhlen jede funf⸗ 
zehn Rathsglieder und zu dem Geſchwornengericht dre Mitglieder; 

b) die fünf Eleinern Gemeinden, Sachſeln, Altnacht, Giswyl, Lungern 
und Engelberg aber, jede fieben Glieder des Landraths und zwei Rich—⸗ 
ter des Geſchwornengerichts. 

46. Nach der Anzahl der jeder Gemeinde betreffenden Nathsglieder und 
der darin wohnenden Landesvorgeſetzten, wählen: fie auch ‚bie Mitglieder bes 
jweis und dreifachen Landraths. 

47. Sie wählen auch jährlich die Mitglieder des Siedenergerichts, 
welches in allen Gemeinden mit drei Rathsgliedern und vier Richtern aus 
bie Gemeinde beſetzt wird. Sarnen allein wählt dazu vier Rathsglieder und 
bei aus der Gemeinde, | 

48. Zu Befegung bes Geſchwornengerichts wählen die Gemeinden Sar⸗ 
nen und Kerns jährlich zwei Mitglieder des Landraths und einen Richter aus 
ber Gemeinde, die übrigen Gemeinden aber jede ein Rathsglied und einen 
aus der Gemeinde. 

49. Die Wahlen, fomwohl bei der Landsgemeinde als bei den Kirche 
—— und bei ben Rathsverſammlungen, geſchehen durch offenes 

mehr. 

50. An der Zandogemeinde, bei zwei⸗ und dreifachen Rathsverſamm⸗ 
fingen, wird das Mehr durch den Landwaibel und die ſieben Gemeindswai—⸗ 
bel gegeben. Bei dem einfachen Landrath gefchieht folches durch den Land⸗ 
waibel. 

Stimm: und Wahlfähigkeit. 


j = Um an ber Landgemeinde ſtimm⸗ und mahlfählg zu 1 
muB man 
N ein rechtlicher und ehrlicher Landmann feyn ; 
b das zwanzigfte Jahr erfüllt haben. Ä 
2. Zur Stimm: und Wahlfähigkeit an ben Kirchgangsgemeinden 
wird nebſt den obigen Eigenſchaften erfordert: 
* daß er Antheilhaber am Gemeindsgut ſey, oder das Recht dazu ar 


un 

* daß er in der Gemeinde wohne. 

53. Vater und Sohn oder zwei Bruͤder können nicht zu gleicher Zeit 
Ratheftellen im einfachen Rathe befleiden; doch. bleibt es der Landsgemeinde 
—* bei den Wahlen der Vorgeſetzten hierin Ausnahme zu machen. 

behalten auch die Mitglieder des Landraths, welche zu Worgefegten ers 

t werden, ihre. Rathsſtellen bei. 
Das vor dem Jahre 1798 beſtandene Landrecht iſt wieder hergeſtellt. 

55. Es liegt in dem Souverainetaͤtsrecht der Landsgemeinde, auf den 
Voſſchiag des Landraths, in eint- und anderm Artikel dieſer Cantonalver⸗ 
ſaſſung Abaͤnderungen oder. gutfindende Zuſaͤtze zu machen. 

Alſo von der am 10. Heumonat verſammelten auferordentlichen Landes 
gemeinde befchloffen, nun aber durch die wegen der Vereinigung des Kloſters 
und ham Engelberg mit Unferm Stande ‚Aue Folge habenden Veiſate und 

inderungen vermehrt. 

Paraet, den 28. April 1818, ‚n 

Lili | Der regierende Sandamman: 

u 3 zn u Ä Unteyz. Nic. Imfeld. 

— Der erſte Landſchreiber, 
unterz. Ignaz Rohrer, 


336. Minterwälbei: nid. dem Kernwald. 

w) Verfaffung des eidsgenöffifhen: Cantond Un: 

R ‚terwalden nid, dem Kernwald vom 12. Augih 
1816. n 


I. Allgemeine Beſtimmungen, 


— 
ul "De. Gonton Unterwalden nid dem. m bekennt. n ih ungetheilt jur 
miſch⸗-katholiſchen Religion. 

Seine Berfaffung ift rein demofratifch. 1X 
Die hoͤchſte Gewalt des Cantons beruht auf dem Volke. 
Jeder Landmann, der die geſetzlichen Jahre erreicht hat, iſt Soldat, 
und nach den beſtehenden Einrichtungen zum vaterlaͤndiſchen Dienſt Er 
tet. Weber die übrigen Einfaffen verfügt das Geſetz. 


&ı: * ILII. Landeseintheilung. 


Der Canton Unterwalden nid dem Wald beſteht aus ſechs Pfarreien, 
und. diefe -bilden dreizehn Irtenen. 

Die Pfarrei Stanz begreift in fih: 1) Die Irty Stanz; 3) Ennr 
moos 3) Thallenwyl und Wyſenberg; 4) Stansſtadt, Obbuͤrgen und Sir 
ſiten; 6) Oberdorf und Walterfperg; 6) Buͤten unter dem Bach; dann folt 
7) die Irty Buochs; 8) Ennetbürgen; 9) Wolfenſchießen, Boden, Alzelım 
und Oberrickenbach; 10) Büren ob dem Bach; 11) Beckenried; 1 Hu 
giswyl und 13) Emmeten, 


IH. Deffentjide Gemwalten. 


Dieſe beſtehen in der Landsgemeinde, Nachgemeinde, Raͤthen und Land 
leuten; in dem dreifachen, zweifachen und, einfachen Zandrath; in dem Br 
chen⸗ und Extrarath; in dem Blutgericht und Geſchwornengericht, und in 
den Siebener- und Friedensgerichten. 

N A. Die Landsgemeinde iſt die hoͤchſte Cantonsbehoͤrde. Sie ie 
ſteht aus allen Landleuten, die das Geſetz nicht unfähig-erklärt. Sie beſeht 
. bie Landesehrenämter, ald die vier Landammänner, und beftimmt denjenigen, 
der ind Amt treten fol. Sie ernennt den Statthalter, Pannerheren, di 
Sedelmeifter, Landeshauptmann, Obervoigt, Zeugherrn, Bauz und Stu 
ßenhetrn, den Randsfähndrih und den Polizeidirector, beide Landferei: 
ee Landwaibel und den Standesläufer, 

Von obigen Aemtern find allein der. jährlichen Weftätigung unterworfen 
ber Landesſtaithalter und‘ Landsſeckelmeiſter; hingegen “beide Landfchreibtr, 
Landwaibel und Läufer müffen alle ſechs Jahre für die Beftätigung in ihren 
Aemtern ſich melden. 

Sie ernennt die Ehrengeſandten auf die jährlichen — Tagſatzun⸗ 
gen, den Landsfaͤhndrich außer dem Rath und die drei Landmajoren. Sie 
nimmt neue Landleute an, und zwar auf den Ammanfatz. 

Sie berathet ſich und ſchließt ab. uͤber Militaircaͤpitulationen; fie ertheil 
Inſtructionen uͤber Krieg, Frieden und Dündufffe, und erkennt auf ben Vor: 
ſchlag des Landraths Landesfteuern. 

B. Die Nahgemeinde errichtet, ober, ändert Gefege ab, umd 
macht andere nothwendige Verordnungen“ Sie’ rtnennt die Randrchäger, Rech⸗ 
nungsherten, Aawaſſervoigte, die Kaſtenvoigte beim Frauenſtift St. Clata, 
beſtaͤtet die Proviantfcäger, ertheilt Schügengaben und nimmt Hinterfaflen 
auf MWohfverhalten an. 

Under Nachgemeinde, den 12. Mai 1816, ift erfannt und zu einem 
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verbindlichen . Randesgefeg gemacht worden, wie folgt: es fole fürohin an 
Landes oder Nachgemeinden kein Vorfchlag oder Anzug gefchehen, wenn nicht 
derſelbe in beftimmter Zeit vorher einer hochweiſen Obrigkeit zur Prüfung 
vorgelegt worden ift. Herentgegen ift auch der Landrath nicht befugt, den 
ihm vorgelegten Anzug oder Vorfchlag zurüdzumeifen, wenn: derfelde nichts 
wider die Ehre und lorie Gottes, nichts wider die Ehre und Wohlfahrt 
des Waterlandes, und nichts gegen die Landesverfaffung oder geſchworenen 
Bimde und, Verträge enthält. Mit dem Beifage, daß dann alle von der 
hochweiſen Obrigkeit nad) dem Sinne diefes Gefeges geprüfte und vorzubrins 
gen bewilligte Vorſchlaͤge acht Zage vorher. in allen Pfarreien durch öffentlis 
he Vorlefung zu jedermanns Kenntniß gebracht werden follen, damit jeder 
freie Landmann in Stand gefegt fey, vorläufig über das Schädliche und 
Nüsliche des Vorſchlags feine Ueberlegungen zu machen. 

C. An Räthen und Landleuten ann jeder mwahlfähige Land⸗ 
mann erfcheinen. Die Competenz derfelben. ift, den: Ehrengefandten auf die 
Tagfagung Inſtructionen zu ertheilen. Sie hört ihre Verrichtungen an und 
beuttheilt dieſelben. ” 

Wenn die Regierung es fuͤr nothwendig erachtet, Vieh in das Land zu 
verbieten; fo iſt dieſe Befugniß Raͤthen und Landleuten eingeräumt. 

D. Der dreifache Landrath beſteht aus dem eins und zweifachen 
kandrath, und dann wird auf jedes Rathöglied einer jeden Irty annoch ein 
verftändiger Mann beigegeben. 

Der dreifache Landrath behandelt alles. dasjenige, was ihm von der 
Lande: und NMachgemeinde aufgetragen wird. | 

E, Der zweifahe Landrath befteht aus dem einfachen Land: 
tth, und dann wird auf jeden Irtyrath noch ein verfländiger Mann bei: 
geyeben. Ä 

Diefer ernennt alle ſechs Jahre das Salzdirectorium, ratificirt die abs 
jufhliegenden Salztractate, und beflimmt den Preis des Salzes, 

F. Der einfadhe Landrath befteht aus allen Herren Vorgeſetz- 
tn und acht und funfzig Irty-Rathsherren, in welchen nac folgendem 
Maaßſtabe von den Irtenen ernannt werden: 

1. Stan . 2 2 2 02020. Rathsglieder. 

2: Ennemoos..46 —_— 

3. Thallenwyl und Wopfendag. . 4 
4. Stansftadt, Obbürgen und Kirfiten 4 
5. Oberdorf und Walterſperg 
6. Büren unter dem Bad . 
7. Buochs er 

8 


BREES 


. Ennetbürgen ER 
9, Wolfenſchießen, Boden, Altzelle 
und Oberridenbah . . . . 
10. Büren ob dem Bad) 
11.-Bedenried . i 
12, Hergiswyl . 
13. Emmeten . 


WU DDr 


III ll 


Saͤmmtlich 58 Rathöglieder, 
Ferner find des Mathe die zwei Herren Landfchreiber und der Landwai⸗ 
‚wenn fie ihre Beamtungen aufgeben. 
Der. einfache Landrath. ernennt die Zoller im Lande, den Suſtmann 
wu — und den Boten, und behandelt alle uͤbrige im Geſetzbuche 
| 22 
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ihm uͤbertragene WBerwaltungsgegenftände. Er hat auch bie Befugniß, fih 
in einen Malefizlandrath zu conftituiren, ws 

G. Der Wochenrath befteht aus dem jeweiligen regierenden Land⸗ 
amman, oder an deffen Statt. ben Amtsftatthalter, und aus jeder der deeis 
zehn Irtenen wenigſtens einem Rathsglied; jedoch mögen die Tit. Hemen 
Vorgeſetzten, wie auch andere Rathsglieder, ſich dabei nach Willkuͤhr ein 
finden. 

Derſelbe hehandelt minder wichtige Civil-⸗, Polizei⸗ und Proviſionalge⸗ 
genſtaͤnde, erlaubt Steuern anzulegen, unter dem vierten Grad vaterhalb, ent 
läßt von Voigteien, die nicht vom Vater beftimmt find; er bevoigtet und 
ernennt Voigte bis auf das nächte Gefchwornengericht; er ſetzt Commillio 
nen, beantwortet die eingefommenen hoheitlihen Schreiben, und hat beine 
bens Gewalt, in gefährlichen Zeiten Spiel und Tanz einzuftellen und zu 
verbieten, 

H. Der Ertravath foll wenigftens aus fieben Mitgliedern beftchen, 
und kann von dem regierenden Landamman in dringenden Fällen, die keinen 
Berfchub leiden, zufammenberufen werden. 

Des Rathsplages find unfähig erklärt: die Falliten und bie Ihe 
Schulden nicht bezahlen können; diejenigen, welche unter Vogt oder Freund: 
fchaft ſtehen; und. endlich alle diejenigen, die laut Uebung und Gefeg zu er 
ner foldyen. Stelle untauglicy erklärt find, 

. Der Kriegsrath beiteht aus allen Herren Worgefegten, ben 
Staabsofficieren und den auf dem Piket jtchenden Officieren. 

Diefer verfammelt fih, wenn das Vaterland von außen bedroht, od 
im Innern ducch ſchwere Gährung in Gefahr gefegt werden follte. Er trifft 
die erforderlichen Mititairanftalten, und ordnet alles dasjenige an, mas zum 
Abmarfch der Truppen auf jede allfällige Aufforderung erforderlich ſeyn ti, 
um die Gefahr des Vaterlandes von außen oder im Innen mit Bundeshülft 
abwenden zu. ‚helfen. 

K. Den:Sanitätsrath bilden alle Herren Landammaͤnner, der Statt 


halter, zwei Herren: Doctoren und zwei Chirurgi, die das Wartgeld beziehen, 


wenn dieſelben ſchon nicht des Mathe find. 


I 


Diefer verſammelt fih, wenn Anzeigen von — Krankheiten 
unter Menſchen oder Vieh einlangen. Er trifft bei ſolchen Umſtaͤnden dieje⸗ 
nigen Anftalten, die geeignet feyn mögen, diefen Krankheiten oder Viehfeuden 
den Eingang zu. vermehren, oder, wenn: diefe im Lande felbft Wurzel gefat 


hätten, durch die möglichften Verforgungsmittel zu daͤmmen. 
IV. Richterliche Behörden. 


1. Das Blutgericht befteht aus dem einfachen Landrath und aus | 


allen Landleuten, die das dreißigfte Jahr erreicht haben, mit Ausnahme fob 
gender: 
a) die einen geiftlichen Stand anzutreten gebenfen; 
b) welche deg Eides unfähig erflärt, und endlich 
c) diejenigen, welche den Beklagten unter dem vierten Grade blutsver⸗ 
wandt find, Ä 
Die Anmwefenden folfen dann bei Eiden verbunden feyn, das Urtheil 
über den Delinguenten auszufüllen. 
| 2. Das Geſchwornengericht beſteht aus dem regierenden Land⸗ 
amman als Praͤſident, in deſſen Abweſenheit aus dem Amttsftatthalter, oder 
aus dem älteften Landamman in Abweſenheit des zweiten, und - aus eilf 
Mitrichtern. 
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ODaſſelbe ſpricht ab Aber alle Streitgegenftände, die Ehe oder Gut be⸗ 
treffen, amd zwar ohme weitere Appellation. Ä ! 

Dahin gehören auch alle bußfaͤllige Sachen, auf welche Geldſtrafen ges 
est find, | Ä / 
' leise ernennt Voigte und beftätet die vorgelegten Teſtamente 

3. Die Siebenergerihte von Stanz, Buochs und Molfenfchies 
fen beftehen aus fieben Mitgliedern. Diefelden fprehen ab über Civilmiß⸗ 
hälle, die unter dem Werthe von dreißig Gulden zu fliehen kommen, inap⸗ 
pellabel. 

4. Die Sriedensgerichte jeder Pfarrei beflchen aus drei Mitglie⸗ 
den, Alle Streitgegenftände müffen bei denfelben vorwalten, che fie: vor eine 
höhere Gerichtsinftang gezogen werden koͤnnen. Ihre Weifung if, mit der 
möglichften Wirkſamkeit den Parteien zuzureden, und die vorwaltenden Ums 
finde, wo möglich, in Güte beizulegen. —— 

Die Friedensgerichte ſprechen inappellabel, was unter dem Werthe von 
zwoͤlf Gulden iſt. FEN 

Wir Landsftatthalter und Rath des Gantond Unter: 
walden nid dem Wald verordnen hiermit, daß bie Verfaſſung des 
Cantons aus dem Gefegbuche erhoben, und mit Ausftreihung des Gebiets 
und der ehemaligen Verhältniffe Engelbergs in das eidsgenöffifhe Archid nies 
dergelegt werben foll, 

. Kraft Erkanntniß eines hochweilen Landraths vom 4. März diefeg 
Jahres. 
Stanz, den 12, Auguſt 1816. | 
Der tegierende Amtsftatthalter, _ 

Franz Joſ. Bufinger., 

Im Namen des Raths, 
Der erſte Landſchreibet, Kaͤslin. 


x) Verfaſſung des Standes Uri vom 7. Mai 1820; 


Die Regierung des hohen Standes Uri hat der Zagfagung vom Jahr 1820 
die nachfolgende Erklärung der Grundlagen ber Verfaffung ihres Gans 
tons eingereicht. j 


Wir Landamman und Rath und gemeine Landleute des gemeineidsges 
nöffifhen Gantons Uri in der Schweiz — in Folge der Beftimmung des 
$. 15. des Bundesvertrags, daß die Verfaffungen der hohen Stände der ho⸗ 
bin Ragfagung eingegeben und im das eibsgenöffifche Archiv abgelegt werden 
ſolen — erklären hiermit: 

Daß wir zwar nie eine in Urkund gefchriebene Verfaffung unfers Can⸗ 
ton gehabt haben, daß aber duch Jahrhundert lange Uebung und beftehende 
Geſehe dieſelbe auf folgenden Grundfägen beruht, die wir unter dem Schut⸗ 
des Auerhöchften unfern Nachkommen unverändert übertragen wollen. | 
j a Die Religion des eidsgenoͤſſiſchen Standes Uri ift die roͤmiſch⸗ka⸗ 

oliſche. er 

2. Die fouveraine, oberfte Gewalt ſteht der Landsgemeinde zu. | 

3. Die Landegemeinde trifft nach bisheriger Uebung die ihr zuffehen. 
den Wahlen, und "verfügt über die Angelegenheiten des Landes, 

# Die Standeshäupter, Landamman, Landeftatthalter und andere ſteh 
vorgefegte Aemter, fo wie die Landfchreiber, Landsfuͤrſprechen, Amtleute mb 

ar Ä 
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übrigen Landesdienſte, werden von der Landsgemeinde, die Rathsherren aber 
von den eilf Genoſſamenen, wovon das alte Land zehn und der Bezirk Um 
fern die eilfte ausmacht, gewählt. 

5.: Der Wochenrath, der einz, zwei- und breifache Landrath, der ge: 
heime oder Verwältungsrath und das Gericht zu Reuß und Schäden behal: 
ten ihre alten, auf Uebung ‚und Gefegen beruhenden Verrichtungen, Einrich— 
tungen und Wahlart, fo audy der Bezirksrath von Urfern laut beſtehendem 
Vertrage. 

6. Die Gerichte, ald das Siebner: unh Eilfergericht, das Bezirksge⸗ 
richt in Urſern und das Cantons- oder Appellationsgeriht, fprechen nad 
Inhalt upferer Landesgefege in allen Streitfällen ab. | 

In Allem bleibt es bei. unfern wohlhergebrachten Uebungen und Lan: 
beögefegen, und uns und unfen Nachkommen unbenommen und vorbehalten, ' 
diejenigen Abänderungen in unfern innern Landeseinrichtungen zu treffen, die ' 
Landamman und Rath und eine ganze Landsgemeinde der Ehre und dem | 
Vortheil unfers Standes zuträglid erachten werden, | | 

Zu Urkund deflen. haben wir diefe Erklärung in gehöriger Form aut: 
fertigen, und mit den. Unterfchriften unferd dermaligen Standeshauptes und 
eines Landfchreibers, fo wie mit unferm Gantongfiegel verſehen Laffen, 

Gegegeben Altorf, den 7. Mai 1820. 

Landamman und Rath und gemeine Landleute des 
eidsgenöffifhen Cantons Uri, 

Der Landamman, Anton Maria Schmid. 

Der Landfchreiber, Earl Florian LKuffer 





y) Verfaffung des Stande Schwyz. 


Der Canton Schwyz hat fein Grundgefeg bei der Tagſatzung 
nicht eingereicht. Er hat auch feit Aufhebung der mediationsmäßigen Ver— 
faffung, ohne förmlihe Beſchluͤſſe, nur durch die Ruͤckkehr zu den alten 
Ordnungen und Uebungen, diefe legtern wieder angenommen, welche nie in 
‚Urkunde oder förmlicher Verfaffungsacte in Schrift verfaßt waren, ſondern 
aus einzelnen Grundgefegen beftehen, die im Laufe von Sahrhunderten fih 
allmählig einander anreihten, und jegt wieder, wie vormals, eine nicht immer 
ganz zuverläfjige oder unzweideutige Gefammtheit bilden. | 

Der nachfolgende Abriß kann demnach Eeinen officiellen Chas 
rakter an fich tragen; aber er ift eine getreue Darftellung der wir 
lich anerfannten Verfaffungseinrichtungen (und entlehnt aus Ujteris 
Handbuch). on 


Allgemeine Beflimmungen. 


Der Canton Schwyz befennt fih ungetheilt zur Eatholifchen Religion. 
Seine politifhe Verfaſſung ift rein demofratifh, und die hoͤchſte Gemalt bes 
ruht auf der Gefammtheit des Volkes. Jeder Eingeborne iſt Soldat und 
zum vaterländifchen Militairdienfte verpflichtet, fobald er das ſechszehnte Jahr 
erreicht hat, | 

= / Zanbeseintheilung. 

Der Canton ift in- fieben Bezirke eingetheilt, nämlih: Schwyz, Gerfau, 
Mach, Einfiedeln, Kuͤßnacht, Vorder- und Hinterhof, oder Wollrau und 
Pfeffikon. Jeder dieſer Bezirke hat feinen eigenen Rath und Gericht erſter 
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/ Snflany. Schwyz tft der Hauptort d°8. Cantons, und allda wirb ausſchließ⸗ 
lich bie ‚Höhere Juſtiz verwaltet und ausgeübt, — 


| Oeffentliche Gemwalten., 


Diefe begreifen die Landsgemeinden, die Raͤthe m die Gerichte; 

— 1. Die Santons-Landsgemeinde oder die allgemeine Volksber⸗ 
| ſammiung iſt die hoͤchſte Landsbehoͤrde. Sie beſteht aus allen Angehoͤrigen 
des Cantons, die das ſechszehnte Jahr erteicht haben; fie wird alle zwei 
Sahre am erſten Sonntage im Mai zu Schwyz gehalten, und, fie erwaͤhlt 
durch freie Hand und Stimme den Landamman, Statthalter, Pannerheren, 
Sedelmeifter und Zeugherrn, und die Gefandten auf die Tagfagung. Die 
Landsgemeinde rathſchlagt über alle auswärtige Buͤndniſſe und Werträge, 
Kriege: und Friedensſchluͤſſe; fie erläßt allgemeine Landesgeſetze, ober ändert 
bereits beftehende ab. 

In jedem Bezirke wird alljährlich eine befondere Landsgemeinde 
verſammelt, von welcher die erſten Vorſteher derſelben, als Landamman, 
Statthalter, Sedelmeifter, auf zwei Jahre, und der Landwaibel und Land: 
ſchteiber errwählt werden; dieſe Verfammlung ermwählt ebenfalls die Richter, . 
und in einigen Bezirken aud die Nathsherren. Diefe Landsgemeinden bil: 
den gleichfalls die höchfte Gewalt des Bezirks, und erlaffen Geſetze, ‚oder aͤn⸗ 
ben folhe nach Belieben ab, infoweit diefelben in der Befugniß eines ein: 
zelnen Theils des Gantons liegen mögen, 

2 Der allgemeine gefeffene Landrath ift aus ſechszig Mit: 
gliedern des Raths vom Bezirke. Schwyz, außer, dem Landamman, Statt: 
halter, Sedelmeifter, ee ea Pannerherrn und Zeugherrn, zufam: 
| mengefegt, und zu dieſer Zahl geben die übrigen ſechs Bezirke. zufammen 
noch ſechs und dreißig Mitglieder. Diefer Rath beſchaͤftigt fi mit Abfaf: 
fung von Vorfchlägen allgemeiner Geſetze und Verordnungen für den ganzen 
‚ Ganton. Er wahr für das MWohi und die Sicherheit des Cantons, und uͤbt 
‚die höhere Polizei aus. Ihm kommt zu, die Organifation der Milizen und 
andere allgemeine Mititairanjtalten zu treffen. _ Er beurtheilt auch die Gri: 
minalfaͤlle, infofern diefelben nicht H wichtig fi find, daß zufolge der Criminal: 
vrdnung Todesftrafe eintreten ann. Für diefe Fälle iſt 
© 3, der zweifahe Landrath aufgeftellt. Derfelbe befteht aus ſaͤmmt⸗ 
lichen Mitgliedern des allgemein gefeffenen Landraths und aus eben fo viel 
Zuzuͤgern, die von den Gemeindsverfammlungen erwählt werden. Er ift der 
oberfte Griminalrichter, und fpricht nur über [chwere Criminalfäle, worauf 
Zodeöftrafen anwendbar feyn Eönnen. 
| 4. Der dreifahe Landrath befteht aus zmweihundert und acht 
und achtzig ordentlichen Mitgliedern und den erften Beamten. Er verfams: 
melt ſich ordentlicher MWeife zweimal im Jahre, und feine Befugnifle beftehen 
in Abfaffung der Sinftruction auf die Tagfagung, und Anhörung der Re: 
Iation der Gefandtfchaft in feiner zweiten Verfammlung. 

5. _Bezirksräthe. Jeder Bezirk hat feinen eigenen Rath; derſelbe 

beſorgt das Polizeiweſen deſſelben und trifft Verordnungen und Beſchluͤſſe, 

wilche die Lage und Umſtaͤnde ſeines Wirkungskreiſes erfordern moͤgen. Der 
Bezirksrath von Schwyz, der ſich ordentlicher Weiſe wöchentlich ein: 
mal verfammelt, beforgt und leitet auch die allgemeinen Gefchäfte des Can— 
tons und die Correſpondenz; in wichtigen Fällen jedoch ruft er den allgemei: 
nen gefeffenen Landrath zufammen. 

6 Das Cantonsgericht ift aus fämmtlihen Abtheilungen bes 
Cantons zufammengefegt in gleichen Verhältniffen, wie der gefeffene Land: 
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rath. Daffelbe fpricht Über alle Civil-⸗ und. Snjurienhändel, bie von ben Be 
zirksgerichten appellitt werden Eönnen, in zweiter und legter Inſtanz ab, ‚Kein 
Rechtshandel kann appellict werben‘, deſſen Betrag oder Werth nicht bie 
Summe von zmweihundert Gulden überfteigt. | 
. Das Neunergericht urtheilt über Rechtsfragen, welche Ehre 
und guten Namen betreffen; über Erbflreitigkeiten; über Hag uud Mard, 
Steg und Meg. Ä DEE Eee 
8. Das Siebenergericht hingegen fpricht Über alle andere Civilan 
fprachen ab,’ die das Mein und Dein betreffen. | ur 


Gemeindsbehärben, 


9. Jede Gemeinde hat einen Kirchen: ober Gemeindberath; | 
dem es obliegt, die Kirchen» und Gemeindsgüterangelegenheiten zu beforgen 
und zu verwalten, fo wie das Armen» und Vormundſchaftsweſen. Die | 
Mitglieber werden von der Gemeindsverfammlung ermählt; wichtige Angelo | 
genbeiten werden auch von dieſer legtern unmittelbar berathen.' | 





2) VBerfaffung der Republit Wallis vom 30. Aug 
| 1802. ; 2 

Noch bevor die Mediationsacte (1803) das poltifche Schidfal der 
Schweiz unter der Leitung Bonaparte’s, ald erften Conſuls der franzöfe 
fhen Republik, entfchied, ward (Aug. 1802) das Wallifer Land von | 
der Schweiz getrennt, und zu einem eigenen Freiſtaate, umte 
ber Leitung eined Grand» Bailli, umgebildet. Diefer neue Freiftaat warb 
unter den Schuß der franzöfifchen, italienifchen und helvetifchen Republik 
geftelt. Er erhielt am 30. Aug. 1802 die nachſtehende Verfaffung. — 
Allein am 12. Nov, 1810 ward diefe Republif Wallis, angeblich wegen 
der im ihr berrfchenden Anarchie, und weil fie die ihr auferlegte Bedin—⸗ 
gung in Hinſicht der Straße über den Simplon nicht erfüllt habe, unter 
dem Namen: Departement Simplon Frankreich felbft einverleibt, 
Sm Sabre 1814 kam Wallis wieder an den helvetifchen Bund zurüuͤck. 


Im Namen des allmaͤchtigen Gottes. 


Erſter Titel. 


Art. 1. Die Heilige, roͤmiſch-katholiſche, apoſtoliſche Religion iſt die Religion 
bes Staates; fie allein hat einen Öffentlichen Eultus; das Gefes foll darüber 
wachen, daß diefelbe weder in ihrer Lehre, noch in ihrer Ausübung geftört werde. 


Bweiter Titel. 


Urt. 2, Das Wallis macht einen freien und unabhängigen, von der franzb: 
ſiſchen, ber helvetifhen und ber italienifhen Republik ifolirten Staat, unter dem 
Schuß biefer drei Republiten, aus, die bafür Gewähr leiften. 

Ürt. 3. Die Gewährleiftung der Unabhängigkeit der helvetifchen Republik, fo 
wie biefelbe im 11. Art. bes Friedensfchluffes von Küneville von Seiten Frankreichs 
ift ausgedbrüdt worden, bleibt auf das Wallis anwendbar, ald welches zur Zeit 
jenes Friedensfchluffes zu Helvetien gehört hat 

Art. 4. Der franzdfifhen Republik koͤmmt der freie und immerwaͤhrende Ge 
brauch einer Handels⸗ und Militärfiraße über den Simplon zu, die vom Departo 
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ment bed Montblanc an bis auf das Gebiet: der italieniſchen Republik das Wal: 
lis durchfchneidet. J ‚ts, w #) 0° 4 


i nd 
Dritter Titel, — 


Art. 5. Die Straße, welche gegenwärtig über den Simplonberg eröffnet wird, 
fol auf Koften der franzöfifhen und der italienifchen Republif erbaut und unter: 
halten werden; die Eigenthümer derjenigen Grundftüde, welche für"biefe Straße 
gebraucht wurden, oder noch gebraucht werden koͤnnten, ſollen von jenen zwei Mes 
publiken allein entfchädigt werden, und die Regierung bes Wallis wird über die, 
diefer Straße zu gebende Richtung, angehört werben. | 

Art. 6. Das Wallis wird bie vorhandene Straße von St. Gingoulph bis 
Brieg auf feine Koften unterhalten... Es wird die mangelhaften Theile derfelben 
berftellen und für die Sicherheit der Neifenden fowohl ‚als der Waarentransporte 


D 


auf feinem Gebiete Sorge tragen. — 

Art. 7. Das Wallis ſoll nicht verpflichtet ſeyn, ſeine Paͤſſe zu bewachen 
(de garder ses passages), bie franzoͤſiſche Republik nimmt die Bewachung derſel⸗ 
ben allein auf ſich; ſie wird ihre dafuͤr erforderlichen Truppen bezahlen und die 
nothwendigen Werke auf ihre Koſten erbauen und unterhalten. | 


Art. 8. Die franzöfiihe Republik wird alle erforderliche Einrichtungen im | 


Ballis alfo treffen, dab die Bedürfniffe ihrer Truppendurchmaͤrſche, in Bezug 
auf Herberge, Unterhalt, Zourage, Transporte und Lieferungen aller Art, keiner⸗ 
ki Schwierigkeiten erleiden und dem Lande nicht zur Laſt fallen. * 
Art. 9. Das Wallis verpflichtet ſich, keine neue Communicationsſtraße mit 
den angrenzenden Staaten zu eröffnen, es habe ſich denn zuvor mit der franzoͤſi⸗— 
fhen Republik darüber verftändigt. rn 
Art. 10. Die franzöfifhe und italieniſche Republik machen keinen Anſpruch 
auf irgend eine Douanen:, Zoll: oder Zranfitabgabe, die, unter weldhem Namen 


6 auch wäre, auf dem Gebiete des Wallis von wegen ber Anlegung der Straße 


über den Simplon gefordert werden koͤnnte; das Wallis feinerfeits verpflichtet 
Do: Abgaben folcher Art anders nit, als im Einverftändniffe mit der, franzöft- 
ſchen und der italienifchen Republik zu errichten. | 


At. 11. Das Wallis, die frangdfifche und bie italienifche Republik, werben 
‚ mit einander einverftanden und gleichzeitig , eine jede fo weit es fie betrifft, diejeni⸗ 
Ä In EAU RERNANGER treffen, welche für ben Dienft der Straße nöthig erachtet 
werben. 

At. 12. Die Hofpitien auf dem Simplon und auf dem St. Bernhard und 
die dahin führenden Straßen follen in gutem Stande erhalten -werden. 


Art. 13. Das Wallis behält das Recht bei, anerkannte Regimenter in aus: 
wärtigen Dienften zu balten. 


Urt. 14. In Betracht, daß bie Republit Wallis Botfchafter fowohl, als 
pelitifche und Dandeldagenten, nur allein an bie brei Garantie leiftenden Republi- 
tn fendet, und auch von dieſen allein folche annimmt, werden die Botfchafter und 
Handeldagenten der franzöfifhen Ropublik an denjenigen Orten, wo das Wallis 
feine Agenten hält, diejenigen Bürger bes Wallis in Schus nehmen, welche ihre 
Verwendung anrufem | 

Art. 15. Das Wallis bleibt in Kraft feiner Unabhängigkeit In dem vollen 
Befige des Rechtes, Veränderungen mit der gegenwärtigen Verfaffung vorzunehmen, 
in fo weit, als folche die Artikel dieſes dritten und jene des vorhergehenden zwei— 
tn Zitels nicht betreffen, welche ihrem woͤrtlichen Inhalte nach endli und unab- 
änderlich bleiben follen. 


Vierter Titel, 
Eintheilung des Gebiets. 
Art. 16, Das Wallis bildet eine Republit, welche der nämlichen Verfaf: 
fung und den gleichen Gefegen unterworfen ift, | 
Eitten (Sion) ift der Hauptort der Republik, und die obern Behörden halten 
dort ihre Sitzungen. | ! 


— 17. Das. Gebiet der Republik iſt in zwoͤlf Zehenden (Dixains) ab— 


alt und habe ein Jahr lang auf dem Gebiete der Republit gewohnt. Nieman 


344 Fi: Wallis. 
Dieſe Zehnden find: 
Gombs (Conches) . | 
Brieg (Brigue) | 
Vispach (Viege) Mit denjenigen Hauptorten, bie fie im 3. 1797 
Raron (Rarogne et Mo£rel) hatten und in ihren damaligen Grenzen. 











Leud (Loöche) 
Siders (Sierre) 
- Sitten (Sion) in ben Grenzen feines gegenwärtigen Bezirkes und mit Inbegrif 
von Nenda, Veyſona und Sallins. ; 

Deremence (Hermence) eben fo, ohne Nenda, Beyfona und Sallins. 
Martina (Martigny) 
a In den Grenzen ihrer Diftricte, 
Monthey (Monthey) 

Diefe ſechs letztern Zehnden behalten die Hauptorte, welche fie während der 

Diftrictseintheilung gehabt haben. 


Fünfter Titel, 


Politifher Stand der Bürger. 


\ Urt. 18. Bürger bes Wallis find: F 
A. ſolche, die, in Kraft der gegenwaͤrtig in der helvetiſchen Republik beſtehenden 
Geſetze, Activbuͤrger im Wallis find und ſich in irgend eine Gemeinde ald 
Gemeindebürger annehmen laffen, nad) einer für diefe Claſſe von Einwohnern 
durch das Gefes feftzufegenden, die Aufnahme erleichternden, Vorſchrift; 
B. die Fremden, welche fich ein Gemeindebürgerrecht erwerben, nachdem fie zur 
vor durch den Landrath naturalifirt wurden, gemäß den durch das Geſetz auf 
zuftellenden Bebdingniffen. Br 
Art. 19. Niemand kann dad Bürgerrecht ausüben, er fey denn zwanzig Ya 


kann fein Stimmredt in einer andern Gemeinde geltend maden, als in jener, 
er als Gemeindebürger angehört. 

Art. 20, Niemand ift zu Gemeindebeamtungen wählbar, er habe dann ba? 
zwanzigfte Jahr, zu Zehendbeamtung, er habe bann bas fünf und zwanzigfte, und 
zu höheren Beamtungen, er habe dann das breißigfte Jahr znrüdgelegt. 

Geiftliche Beamtungen find mit den Civilbeamtungen unvereinbar. 

Art. 21. Das Gefep beftimmt die Bälle, welche den Verluſt oder die Suspen: 
fion des Bürgerrechts bewirken. 


Schfter Titel, 
Verhältniffe der Grundftüde, 


Art. 22, Kein Grundftüd darf mit einer ewig unablösbaren Abgabe be 
ſchwert feyn. 

Urt. 23. Alle gegenwärtig beftehende Abgaben biefer Art, und namentlid 
bie Zehenden und Grundzinfe, find loskaͤuflich. al 

Art. 24. Die Art des Loskaufs fol fpäteftens am Schluſſe des Landrathes 
von 1803 feftgefegt feyn. | 


Siebenter Titel 


Gemeinde: und Zehndenbehörden. 


Art. 25. Dede Gemeinde hat einen Rath, ber aus höchftens zwölf Gliebern 
und aus den Secdelmeiftern (Syndies) der Gemeinde beiteht, welchen die Verwal: 
tung ber Gemeindegüter, die Beflimmung der Ausgaben, bie Vertheilung der 
Abgaben und die Örtlihen Polizeiorbnungen obliegen. | 

Die Präfidenten, Sedelmeifter und Mitglieder des Gemeinberath3 werden von 
— — aller Gemeindebuͤrger ernannt. Sie beſtimmt die Dauer ihrer 

tszeit. 

—* 26. Die Vorſteher des Gemeinderaths ſorgen fuͤr die Vollziehung der 
Geſetze und derjenigen Adminiftrationsverordnungen ;” welche ihnen durch die Praͤſi⸗ 
denten bed Zehndenraths zugefandt werden. * | 
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Ich N. Jeder Zehnden hat einen — der aus einem Präfidenten und aus 
ben Vorſtehern der Gemeinderäthe beſteht. 

‚Die Gemeinden; welche mehr als hundert Actiobuͤrger haben, ſenden uͤberdies 
fuͤr jedes Hundert Bürger einen Deputirten zu dieſem Rathe, und. es muß einer der 
Syndics unter- dieſen Deputirten begriffen feyn. 

Art. W. Der Zehndenrath macht die ihm zukommenden Ernennungen, verfügt 
über die Ausgaben der Zehnden, vertheilt bie Abgaben auf die Gemeinden, mit Vor: 
behalt der Anrufung des, zufolge der Vorſchrift des Art. 59. gebildeten, Staats⸗ 
raths, und‘ berathfchlagt Über die gemeinſamen Angelegenheiten des Zehnden. 

Art. 29. Der Präfident des Zehndenraths ordnet deffelben orbentliche und aus 
ferordentlihe Verfammlungen an. 

Er ift von Rechtöwegen einer ber Deputirten des Zehndens zum ofgeiteinen 
Landrath. Er ift, unter. dem Befchlen des; Staatsraths, mit der’ Vollziehung der 
Geſetze, Beihlüffe und Verördnungen beauftragt, und er bedient ſich dafuͤr der 
Borfteher der Gemeinderäthe, welche ihm zu diefem Behufe untergeordnet fi find. 

Art: 30. Die Präfidenten der Zehndenräthe erhalten eine Entſchaͤdniß, die 
durh den Lanbrath F— beſtimmt werden. Das Geſetz beſtimmt ihre Ernen⸗ 


nungsweiſe. 
Achter Titel. 
Von der Regierung. 


Art. 31. Die Republik wird durch einen allgemeinen Landrath (Diete gendrale) 
und durch einen Staatsrath regiert. 

Art, 32. Der allgemeine Landrath befteht aus den Deputirten, welche, jeder 
Zehnden in dem BVerhältniffe von einem Deputirten auf zweitaufend Seelen, mit 
Snbegriff des Zehndpräfidenten ernennt. Das Gefeg wird über die Bruchzahlen ver 
fügen. Kein Zehnden darf weniger als zwei Deputivte haben. 

Der hochwuͤrdigſte Bifhoff ‚von Eitten. hat Sig und Beratgungsftimme im 
kendrath. Er ift der einzige Geiftliche, der dabei Zutritt hat. . 

Art, 33. Die Deputirten zum allgemeinen Bandrathe werben dürch die Zehnd⸗ 
raͤthe ernannt, welche ſich dafür am erften Sonntage im Mai verfammeln. Sie 
beiden. zwei Jahre an ihren Stellen und fönnen wieder gewählt werben. , 

Art. 34. Um in den Landrath wählbar zu feyn, muß man entweder gefepges 
bende, richterliche oder adminiftrative Beamtungen an höhern Stellen ober in den 
Zehnden bekleidet, oder das Amt eines Öffentlichen Notard verfehen haben, oder 
mdlih Offizier bei den Rinientruppen geweſen feyn. 

Art. 35, Kein feit dem Jahre 1780 geborner Bürger kann als Deputirter in 
den Landrath gewaͤhlt werden, wenn er nicht im Stande iſt, beide Sprachen — die 

tiutſche und franzoͤſiſche — zu verſtehen. 

Art. 36, Der Landrath erwählt aus feiner Mitte feinen Präfidenten und ſei— 
nen Vicepräfidenten. Der eine von diefen muß aus den oberhalb dem Fluffe Raps 
pili (Raspille), der andere aus den unterhalb deffelben gelegenen Zchnden gewählt 


fon. Sie werden für zwei Jahre ernannt und find wieder wählbar, jo lange als 
fe Glieder des Landraths find. 


Art. 37. Die. Glieder des Landraths erhalten eine Entſchaͤdniß, welche von 
diefem wird beftimmt werben. 

Art. 33. Der Landrath verfammelt fi jährlich zmeimal, nämlich am 15. Mai 
und am 15. November. Seine ordentlichen Sitzungen follen nidyt länger als vier— 
sehn Tage dauern. Der Staatsrath kann fie verlängern und den Landrath außer: 
erdintlih zufammen berufen. Er kann audy bie Meinungen der Glieder des Lands 
u. durch Kreisfchreiben einfammeln und fih dafür des Präfidenten des Landraths 
dienen. 

Art. 39. Der Staatsrath befteht aus einem Präfidenten, welcher Landshaupt⸗ 
mann (Grand Baillif) heißt, und aus zwei Staatsräthen. Der Landrath ernennt 
fie in oder außer feinem Mittel, und fie haben einen Staatöfecretair, deffen Ernens 
nung ihnen zukommt. 

Urt. 40. Die Entfhädniffe der Mitglieder des Staatsraths werden vom Land⸗ 
rathe beftimmt. Sie werden nur von ben anmwefenden Mitgliedern bezogen. 

Art. 41. Es Können niemals zwei Mitglieber aus dem gleichen Zehnden im 
Staatsrathe feyn. 

Art. 42. Ein kandehauptmannſtatthalter (Vice Baillif) und zwei Statthalter⸗ 
ſtaatsraͤthe erſchen jene Beamten im Falle von Abweſenheit oder Tod. Sie werden 
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vom Sandrathe in oder außer. feinem Meittel gemählt und Hören auf, Mitglieder 
des Landraths zu feyn, wenn fie es vorher gewefen find. * 

Art. 43. Um als Landshauptmann, Landshauptmannſtatthalter, Staatsrath 
oder Statthalterftaatsrath gewählt werben zu können, muß man vor ober feit bem 
ee ra höhere, gefeggebende, vichterlihe oder abminiftrative Beamtungen be 

t aben. et 

Urt. 44. Die Mitglieder des Staatsraths bleiben drei Jahre an ihrer Stelle. 
Sie werden jedes Jahr zum britten Theil erneuert. . Die erfte Erneuerung wird 
im Sabre 1805 ihren Anfang nehmen. Die austretenden Glieder find nur nach 
Verfluß von drei Jahren wicder wählbar. 


Neunter Titel, 
Don den Befugniffen bes Landraths, 


Art. 45. Die gefengebende Gewalt gehört dem allgemeinen Landrathe zu. Kein 
Gefes kann von bemfelben in Berathung genommen werben, außer auf den Vor: 
flag des Staatöraths, welcher zu diefem Behufe aus dem Landbshauptmann, ben 
beiden, Staatsräthen, dem Landshauptmannftatthalter und ben zwei Statthalter: 
ftaatsräthen zufammen gefegt feyn muß. 

Art. 46. Die Ernennungen gefhehen vom Landrathe duch das geheime 
Screutinium. | — * 

Art. 47. Die vom Landrathe gutgeheißenen Geſetze find für bie ganze Repus 
blik verpflichtend, von dem Augenblide an, wo bicfelben gefiegelt und durch den 
Staatörath promulgirt feyn werden. 

Art. 48. Der Landrath erhält alljährlih im Monat Mai die Rechnungen des 
Staatsraths für das verfloffene Jahr und er madjt folche Öffentlich bekannt. Der 
Staatsrath legt ihm zu gleicher Zeit eine Ueberfiht der Einnahmen und Ausgaben 
des fommenden Jahres vor. 

+ Art. 49. Der Landrat) ernennt zu denjenigen geiftlihen Würden und Be— 
nefiden, für welche die Ernennung ber ehemaligen Regierung bed Wallis an= 
gehörte. j J 

a Art. 50. Dem Landrathe koͤmmt das Begnabigungsreht und das Recht der 
Strafverwandlung zu, jedoch nur auf ben dazu nothwendig erforderlichen Antrag 


J 


des Staatsraths hin. 
Zehnter Titel. 


Von den Befugniſſen des Staatsraths. 


Art. 51. Der Staatsrath iſt mit ber Vollziehung der Geſetze und mit ber 
gefammten Staatsverwaltung, die barauf bezüglich ift, beauftragt. 
Art. 52. Der Landeshauptmann, in feiner Eigenfchaft als Praͤſibent des 
Staatsraths, befiegelt und promulgirt die Gefege und unterzeichnet die Befchlüffe 
des Rathes, der Staatsfecretair contrafignirt biefelben. 
Seinem Departement gehört ferner an: 

Die innere und Äußere Cicherheit der Republik. 

— —— politiſchen und Handelsverhaͤltniſſe mit den auswaͤrtigen 

chten. 

Die Militairverwaltungen und die Verfuͤgungen uͤber die bewaffnete Macht. 

Die Annahme derjenigen Briefſchaften und Bittſchriften, die überhaupt an den 
Staatsrath gerichtet find, ihre Vertheilung an die verfchiedenen Departements 
und überhaupt alle diejenigen Gefchäfte, welche keinem Departement insbefon= 
dere angewieſen find. 

Art. 53. Der eine der Staatsräthe ift beauftragt: 

Mit der Verwaltung ber Civil: und Criminaljufliz. 

Mit der Polizei im Innern. . 

Mit dem Öffentlichen Unterrichtsiwefen. 

Mit den Verhältniffen zur ‚geiftlihen Gewalt. 

Mit den Verwaltungsgefchäften (regime administratif), 

Und mit den öffentlichen Gefundheitsanftalten. 

Art. 54. Der zweite Staatsrath ift beauftragt: 
Mit ber Domainenverwaltung. 2 
Mit der Verwaltung und bem Bezuge ber öffentlichen Einkünfte jeber Art. 


_ — — — — — — — — r — — 
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Mit dem Bau uud dem Unterhalt von. Straßen, Bruͤcken, Chauſſoͤen und — 
öffentlichen Arbeiten. 


‚Mit. sen Bergwerken , ‚Pulver und Salpeter. 
Mit der Aufliht über Handel und Kunftfleiß. 
tt. 55. Die Gefchäfte werden beim Staatsrathe, auf angehörten Bericht 
—X Mitgliedes, in beffen, Departement ſie gehören, berathen: und ent⸗ 
eden 
Jedes Mitglied des Staatsraths ift für Verzdgerungen in der Behandlung for 
wohl, als Ausfertigung ber Gefchäfte feines Departements, verantwortlich. 

Art. 56. Der mit bem Finanzweſen beauftragte Staatsrath ift ſchuldig, eine 
von dem Landrathe annehmlich erfundene Caution zu leiſten. 

Art. 57. Der Staatsrath legt jedes Jahr im Monat Mat dem Sanbrathe 
feine Rechnungen über Einnahmen und Ausgaben vor. Wenn cr auf den beftimms 
ten Beitpunct diefe Rechnungen nicht ablegt; ſo erklärt ihn der Sandrath als facs 
tiſch ‚Ein: Stelle entſetzt. 

Art..58. Der Staatörath verfügt über die bewaffnete Macht, beren: Betrag 
und Einrihtung durch das Gefeg beftimmt wird. 

Art. 59. Die Behandlung der abminiftrativen Streitigkeiten kommt dem 
Staatsrathe in Verbindung mit den Praͤſidenten der — zu. 


„EilfterrTitel258. * 
— — m. 


Urt. 60. Jede Gemeinde Tann in ihrer Mitte einen Richter erfter Sftang; 
unter dem Namen Kaftlan (Chatelain), haben, vor welchen alle Givilftreitfälle ges 
bracht werden, und der. in lester Inſtanz bis auf den Betrag einer durch das Ges 
er beftimmten Summe urtheilt. | an 

» Diefe Stelle ift mit der bes erften Gemeinbevorgefegten nicht unvereinbar. it 
Art. 61. Die Kaftlane der Gemeinde ‚werden, aus einem von dem Gemeinde⸗ 
rath gemachten vierfachen Vorſchlage, durch die Generalverſammlung der Gemeinde 
armöple Sie geſchieht alle zwei Jahre am legten Sonntage im April, 

Art. 62. Die Kaftlane ber Gemeinde, bleiben. zwei Jahre an ihren: Stel: 
* ſie ſind jederzeit wieder waͤhlbar; fie. leiſten den Eid in die Hand des Groß: 
lans. 

Art, 63. Jeder Zehnden hat einen Richter unter dem Namen Großkaſtlan 
(Grand Chatelain), welchem ein Statthalter zugegeben iſt. 

Art. 64. Der Statthalter des Großkaſtlans iſt erſtinſtanzlicher Richter fuͤr 
diejenigen Gemeinden, welche keinen Kaſtlan haben. 

Art. 65. Von einem erſtinſtanzlichen Urtheile findet Appellation an das Zehn⸗ 
dengericht ſtatt, welches aus dem Großkaſtlan, feinem Statthalter und ſechs Bei: 
figern befteht. Diefe Beifiger werben aus den Gemeindrichtern, ben geweſenen Rich: 
tern, Großkaftlanen und den Statthaltern defjelben, in ihrem eigenen oder in ben 
benachbarten 3ehnden gewählt. Das Geſetz beſtimmt die Ernennungsart derſelben. 

Art. 66. Niemals kann ein Richter im Appellationshofe Sitz nehmen, wenn 
es um eine Sache zu thun iſt, uͤber welche er in erſter Inſtanz geſprochen hat. 

Art. 67. Der Großkaſtlan wird alle zwei Jahre von dem Zehendrathe ge— 
wählt, der ſich am erſten Sonntage im Mai verſammelt. Er leiſtet den Eid in 
die Hand feines Vorgängers und das erflemal in diejenige des Diftrictsgerichts: 
Präfidenten. 

Art. 68. Der Großfaftlan Fann einmal wieder gewählt. werben; nach vier: 
jähriger Amtsdauer aber müffen zwei Jahre verfließen, che er wieder wählbar ifk. 

Art. 69. Um als Großkaſtlan wähldar zu feyn, muß man in dem betreffenden 
Zehnden domiciliren, und Richter ober Notar gewefen feyn,: au), vom 3. 1810 
an gerechnet, die Rechte ftudirt haben. 

Art. 70. Der Statthalter des Großfaftland wird auf gleiche Weiſe, für bie 
gleiche Zeit unb auf bie nämlidyen Bedingungen gewählt, wie diefer. Er ift ber 
Stellvertreter des Großfaftlans, wenn bdiefer fein Geſchaͤft nicht felbft verrichten 
Tann, und er leiftet den Eid in die Hand beffelben. 

Art. 71. In Griminals und Zuchtpolizeifaͤllen bilden der Großkaſtlan oder 
fein Statthalter, denen mit Zuzug von zwei Beiſitzern die Inſtruction des Pros 
zeffes zukoͤmmt, mit acht Beifigern, weldye nach der Vorfchrift des 65. Art. ges 
wählt find, das erftinftanzliche Gericht. 

Art. 72. Ein Appellationsgericht für bie ganze Republik urtheilt in letzter 
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— über Civil⸗ und Criminalfaͤlle. Das Geſetz beftimmt die Organiſation deſ⸗ 
elben. 

Art. 73. Bei contradictoriſchen Civil- und Griminalprozeffen werben bie 
Sigungsgebühren der Kaftlane, Großkaftlane und Beifiger nach der, durch das Ge 
fe& zu beitimmenden, Zare bezahlt.- Bei inquifitorifchen Griminal: und Zuctpoli 
zeifällen, bezahlt der- Staat die Koften, unter Vorbehalt des Recurſes, gegen wen 
es gebühren mag. 2 

Art. 74. Bon dem Augenblide der Annahme ber gegenwärtigen Verfaffung an 
follen die am erften Ianuar 1798 beftandenen Gefege allein in Kraft feyn, fo lange 
der Landrath Feine Veränderungen damit vornimmt. Diefer Artikel Icidet Feine An- 
wendung auf Feudalgegenftänbe. 

Art. 75. In Erwartung ber Revifion ber Griminalgefege kann das Appella: 
tiondgeriht, wann es folches zuträglic achtet, dem Landrathe Strafmilderungen 
vorfhlagen ; es überfendet zu diefem Behufe dem Staatsrathe die Prozeßacten mit 
feinem Berichte begleitet. 

9 — 76. Gerichtliche und Verwaltungsſtellen ſind nicht unvereinbar in einer 
erſon. | 


Der Landrath ber Republik Wallis 


nah angehörtem Berichte - feines Verfaſſungsausſchuſſes und nach reifer Ueber: 
legung bat einmüthig befchloffen: es ift die gegenwärtige, in 76 Artikeln beftehende, 
Berfaffung im Namen des Wallifer Volkes angenommen, um die Grundverfaflung 
der Republik Wallis zu feyn. A 

Es follen vier Originalausfertigungen davon verfertigt, diefelben unten an je 
der Seite durch den Präfidenten und die Secretairs des Landraths bezeichnet (para- 
phees) und mit der gegenwärtigen, mit ihrer Unterfchrift und dem Siegel der Re 
publik verfehenen Annahmsacte, begleitet werden; von dieſen Ausfertigungen follen 
drei den Abgeordneten der drei garantirenden Mächte übergeben, und die vierte ih: 
nen in der Abficht überreicht werben, daß fie von ihnen vidimirt uud mit ihrem 
Siegel verfehen werden möge, um als Originalurkunde betrachtet und im den Ar: 
chiven der Republik niedergelegt zu werben. | 2 Ä 

Ausgezogen aus dem Verhandlungsprotokoll des Landrathes ber Republil 
Wallis, am 30. Auguft 1802. 

d Befiegelt mit dem Siegel der Republik. 
* Der Präfident des Landrathes, Stofalper. 
Die Secretairs des Landrathes, Zoufard Dol: 
bec. Auguftini. 

Die Abgeordneten der NRepublifen von Frankreich, Stalien und Delvetien be 
zeugen, daß die gegenwärtige Urkunde, eine der vier Originalausfertigungen der Ber: 
faffung der Republit Wallis, und ber durch den Landrath befchloffenen Annahme 
derſelben ift. 

Ber, am 13. Kruftibor im 10. Jahr der franzöfifchen Republik, und Eits 
ten, am 31. Auguſt 1802. 

Zuregu. Müller Friedberg. Lambertenghi. 


Der Bundeövertrag vom 7. Aug. 1815, fo wie die Verfaffungen 

ber 22 einzelnen Gantone der Schweiz, beftanden bis zum Herbfte 1830 
ohne irgend einen. Verfuch zur Veränderung berfelben, wenn gleich in 
mehreren Cantonen eine mißbehagliche Stimmung über die Macht deö 
Patriciats vorherrfchte. Allein im Spätjahre 1830 begann *), als Folge 
ber Juliusrevolution in Frankreich und der gleichzeitigen politifchen Be: 
wegung in mehreren europäifchen Ländern und teutfchen Staaten, eine 
*) Vergl. Actenftüde, die in einzelnen Cantonen entftandenen Unruhen und ftatt- 


gefundenen Abänderungen ber Verfaffung betreffend; in den neueften Staats: 
acten,.22, Band, ©. 149 ff. | 
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machtige Aufregung in mehreren -Gantonen, und: verbreitete ſich bald 
über den ganzen Bundesſtaat. Die entgegengeſetzten politiſchen Parteien 
traten einander, wie früher von 1798 — 1802, und wie in den Jahren 
1814 und 1815, nachdrüdlich gegen über. In mehreren Gantonen 
beabfichtigte die Partei der Liberalen eine Veränderung der Verfaſſung 
und deö Perfonale der Regierung; in einigen rüftete fich die Ariftofratie 
zu faftigem Widerftande, Die Stimmung in den gehaltenen Volksver⸗ 
fammlungen kuͤndigte fi) in einigen Gantonen fo ſtark gegen die beftehende 
Regierungsform an, daß mehrere Gantonsregierungen es gerathen fanden, 
ihre Aemter niederzulegen. Doc arbeiteten die Anhänger des neuen 
Syſtems feit. dem Iahre 1831 mehr auf die Umgeftaltung der einzels 
nen Santonverfaffnngen, als des ganzen Bundes hin, ‚obgleich, 
auf .den Antrag Zürich, auch eine Revifion des Bundeövertrages bes 
ontragt und "verfucht ward. — Doch muß erinnert werben, daß bereits 
vor der Zulimoche zu Paris die Gantonsverfaffung in Ref fin, Waadt 
und Lucern verändert ward. 

Nachdem mehrere einzelne Gantone zu einer neuen Gantonverfafz | 
fung fich entfchloffen, und neue Negierungsbehörden ihre Aemter angetres 
ten hatten, vereinigten fich im Jahre 1832 (die 7 Concordatscantone) 
- die Gantone Zürich, Bern, Lucern, Solothurn, St. Gallen, 
Yargau und Thurgau, in welchen dad neue politifche Syflem zum 
Ücbergewichte gelangte, zu einer Art von neuer Eidögenoffenfchaft, 
gleihfam zu einem Bunde im Bunde. Der Zweck diefes Bundes war, 
eine Revifion des Bundesvertrages vom Jahre 1815 zu bewirken. Diefe 
Revifion warb am 17. Juni -1832 von der Tagfasung befchloffen, 
und einer Commiſſion derfelben übertragen, in welcher Roffi. und Cams 
brier für gemäßigte Grundfäge wirkten*. Allein diefe Revifion der 
Bundesverfaffung erfuhr Widerfpruch und mehrfache Modificationen, wenn 
fie gleich ‚von einzelnen Gantonen angenommen ward. Die endliche Ente 
(heidung darüber wird auf der, am 1. Sul. 1833 eröffneten, ordent⸗ 
lihen Tagſatzung des Jahres 1833 erfolgen. 

Dagegen bildete fich frühzeitig der Hauptwiderftand gegen die bes 
abfichtigte neue Ordnung der Dinge in der reichen Stadt Bafel. Bes 
witd im Jahre 1830 übernahm der große Rath zu Bafel die Revifion 
der Cantonsverfaſſung. Weil er aber die Rechtögleichheit der Bewohner 
der 46 Landgemeinden mit den Bürgern der Stadt nicht anerkennen 
wollte; fo errichteten jene eine eigene Regierung für fi). Zwar mußte 
diefe vor den Waffen der Stäbter fich flüchten, und die Landgemeinden 
nahmen die Verfaſſung Bafels an. Als aber die Stadt Bafel den Rath 


(Roſſi), Bericht über ben Entwurfder Bundesurfunde, erftats 
tet an die eidsgenöffifchen Stände von ber Commiſſion der Tagſatzung, bera⸗ 
then nnd befchloffen im Lucern den 15. Dec. 1832, Zürich, 1883. 8. | 
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der helvetiſchen Tagſatzung, den Landgemeinden voͤllige Anmeftie zu ts 
theilen, verwarf; fo begann in Diefen der Aufftand von neuem, und bie 
Städter, welche am 21. Aug. 1831 gegen Lieftal zogen, wurben vom 
Landvolke nach hartem Kampfe zurückgeworfen. Den Bürgerkrieg zu be 
endigen, beſetzten eidsgenoͤſſiſche Truppen den Canton. Weil aber die Tag: 
ſatzung die Garantie der Verfaffung Baſels nur mit Einſchraͤnkungen über 
nehmen wollte; fo ſprach der große Rath der Stadt Bafel am 22. Febr. 1832 
die Trennung der Stadt von den Landgemeinden aus, worauf Bafel 
Landfchaft als felbftftändiger Canton fich conftituirte, eine eigne Ver: 
faffung fih gab, und in ber Zagfasung als Halbcanton Sitz und 
Stimme erhielt, wo, im Ganzen, die Abgeordneten von 174 Ständen 
erfchienen. — Allein auf ähnliche Weife, wie die Landfchaft Bafel von 
der Stadt Bafel, beabfichtigte auch in dem Gantone Schwyz (getheilt 
in das innere und außere Land Schwyz) das dußere Land de 
firengen Abhängigfeitöverhältniffe von dem innern Lande aufzuheben. Das 
aͤußere Schwyz verlangte, wie Bafel-Landfhaft, gleiche Nechte und 
gleiche Selbftftändigfeit, wie dad innere Schwyz. Allerdings batirte 
die erneuerte ſtrenge Abhängigkeit des dußen Schwyz von Alt-Schwyj 
erft vom Jahre 1821. Diefe aufzuheben, verlangte das -außere Schw 
im April 1831 die Bermittlung der Zagfagung. Als diefe an der Fe 
figkeit der Vorfteher von Alt Schwyz fcheiterte, wählten die äußern 
Bezirke einen Verfaſſungsrath, deffen Entwurf auf der Landögemeinde 
zu Lachen am 6. Mat 1832 ald Grundgefeg für den Canton Sami 
Außerland angenommen warb. 
Bei diefer gegenfeitigen feindlichen Stellung der Anhänger des neuen 
und des alten Syftemd gegen einander, bildete ſich in der Sarner 
Eonferenz eine ernfihafte Oppofition gegen das neue Syftem. Zu 
diefer Sarner Conferenz gehörten: Stadt Bafel, das innere 
Schwyz, Unterwalden, Uri und Neufchatel, welche fortdauernd 
die Beſchickung der Tagſatzung verweigerten, weil diefelbe Deputirte von 
der Landfchaft Bafel und der außern Schwyz aufgenommen habe. 
- . Während nun auf der Tagſatzung zu Zürich) der revidirte Bundes 
entwurf berathen und die Gahrung zwiſchen der Tagſatzung und der Gar: 
ner Gonferenz immer mehr gefleigert: warb, beabfichtigten die Anhänger 
des Altern politiſchen Syſtems, duch einen Fühnen Schlag, dam 
Gange der Dinge eine andere Richtung zw geben. Denn gleichzeitig mit 
ber Befegung von Kuͤßnacht — dem Hauptorte von Außer: Schwyz 
— durch den: Landesftatthalter Abyberg mit 600 Mann im Namen 
- der Sarner Gonferenz, drangen am 3. Aug. 1833 aus der Stabt Ba: 
fel 1600 Mann in die Landfchaft Bafel vor, um diefe mit Waffenge 
walt in die vorigen Abhängigkeitöverhältniffe zurüd zu bringen, Allein 
dieſer Verfuch-mißlang völlig, und die aus ber Stabt Baſel ausgezoge⸗ 
nen Streiter würden, mit großem Verlufte, befiegt und theilweiſe zerftveut. 
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Nach diefen Vorgängen beſchloß die Tagfagung zu Zürich ernſtliche 
Maasregeln zur Herjtellung der innern Ordnung und Ruhe innerhalb 
des Bundes zu ergreifen. Die Stadt Bafel warb durch Bundestruppen 
befeßt; die Truppen. derfelben wurden entwaffnetz Abyberg mußte Küß- 
nacht räumen; auc faßte am 12. Aug. 1833 die Tagſatzung folgende 
Beihluffe: „bie unter ber Benennung Sarner Eonferenz 
beftehbende Verbindung eidsgenöffifcher Stände foll nit 
weiter beftehen. Jeder eidögenöffifche Stand, der fernerhin an einer 
jolhen Verbindung Antheil nimmt, macht fich der Verlegung der bes 
ſchwornen Bundeöpflichten gegen die Eidsgenoſſenſchaft fchuldig und das 
für verantwortlich. Die gegenwärtig bei der Tagſatzung nicht repräfens 
tirten Stände werden aufgefordert, fih im Schooße der Zagfakung vers 
treten zu laſſen.“ — Gleichzeitig befchloß, nad) Berathung mit den abs 
gefandten eidögenöffifhen Commiffarien, der Landrath von Schwyz: bie 
Sarner Conferenz foll aufgegeben, und mit den aͤußern Bezirken eine, 
auf gänzliche Rechtögleichheit ſich gruͤndende, Verfaffung - bearbeitet wers 
den. — In Hinfiht Bafels befhloß die Zagfagung am 17, Aug, 
1833, daß der Canton Bafel, nach feinem Verhältniffe zum Bunde, 
wie bisher einen einzigen Staatöförper bilden, in Hinfiht der Verwal 
tung aber in zwei befondere Gemeindewefen getheilt werben folle. An 
demfelben 17. Aug. flimmte die Zagfagung über den ganzen, mehrfach 
modificirten, Entwurf der Bundesacte. Diefen Entwurf nahmen unbes 
dingt an: Zürich, Bern, Solothurn, Schafhaufen, St. Gallen, Aargau, 
Genf, Zhurgau, Waadt; mit Vorbehalt der Ratification: Zeffin, Ap⸗ 
penzell, Glarus, Lucern. 

Noch ift die wichtige Angelegenheit ber politifchen NReugeftaltung der 
Schweiz, weder in Hinficht der Gültigkeit mehrerer neuer Verfaffungen der 
einzelnen Gantone, noch auch in Hinficht der mehrmalö revidirten Bun⸗ 
deiverfaffung definitiv entſchieden. Es Eönnen daher auch für jest nur 
bie, ins innere Staatöleben bereits eingetretenen, neuen Verfaſſungen 
aufgenommen. werden. | | | | 


A) Staatsverfaffung für den eidögendffifhen 
Stand Züri, vom 10. März 1831. | 


Titel 1. 
Allgemeine Grundfäge. 


1... Dee Canton Zürich iſt ein Freiſtaat mit repraͤſentativer Verfafs 
fung, und als. foldyer ein: Glied der Schweizerifchen Eidsgenoffenfchaft. Die 
Souverainetät beruht auf der Geſammtheit des Volkes. Sie wird ausges 
Do Maßgabe der Verfaffung durch den großen Rath als Stellvertreter 

es. — 


der Canton Zürich iſt in Bezirbe, und dieſe in: Zuͤnfte und Sie 
meinden eingetheilt. Die nähere Begränzung ift dem Gefege vorbehalten, 
% Alle Bürger des Cantons haben gleiche ſtaatsbürgetliche echte, 
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unter Vorbehalt der durch die Verfaſſung, Art. 24: 26. und 33., aner⸗ 
kannten Ausnahmen. Alle Bürger find vor dem Gefege gleich. Jeder hat, 
wenn er die duch Verfaſſung oder Geſetz verlangten Eigenfhaften beſiht, 
‚ Butritt zu allen Stellen und. Aemtern 
4 Die Glaubensfreiheit ift gemährleiftet. Die chrifttiche Religion 
nach dem evangelifchsreformirten Lehrbegriffe ft die vom Staate anerkannte 
Landesreligion. . Den gegenwärtig beftehenden katholiſchen Gemeinden find 
ihre Religionsverhältniffe gewaͤhrleiſtet. 4. — 
5. Die Freiheit der Preſſe iſt gewaͤhrleiſtet. Das Geſetz beſtraft den 
Mißbrauch derſelben. Die Cenſur darf niemals hergeſtellt werden. 
u 6. Seder einzelne Bürger, jede Gemeinde, ‘oder dom Staat anerkannte 
Corporation, fo wie jede Behörde, hat das Recht‘, auf dem Wege der Pr 
tition Anfichten, Wünfhe und Befchwerden vor den’ großen Rath zu. brük 
gen. Das Gefeg wird hierüber das Mähere beftimmen. 

71. Die Freiheit des Handels und der Gewerbe ift ausdruͤcklich ge 
währleiftet, fo weit fie mit dem Wohl der Gefammtbürgerfhaft und demje 
nigen der handel=, gewerb- und handmerktreibenden Glaffen vereinbar if, 
In diefem Sinne follen die Handwerksordnungen beförderlichft durch die Gr 
feßgebung revidirt - werden. 

Das bisherige gefegliche Syſtem hinſichtlich des Erforderniſſes obrigkeit: 
licher Bewilligung fuͤr einige an beſtimmte Localitaͤten gebundene Gewerbe, 
als Taverne-Wirthſchaften, Metzgen u. ſ.'f., fol fortbeſtehen, jedoch den 
Zeitumſtaͤnden gemäß modificirt werden. Jusbeſondere ſoll ein befoͤrderlich 
zu erlaſſendes Geſetz Vorſorge treffen, daß den Forderungen des Gemein 
wohls und den vorhandenen oͤrtlichen Beduͤrfniſſen durch Ertheilung der er⸗ 
forderlichen Bewilligungen, vorzugsweiſe an Gemeinden, in freiem Sinn 
Genüge geleiftet, und daß die.ausfchließliche Befugniß der bereits vorhande 
nen, oder noch entſtehenden Gewerbe diefer Art nicht auf eine drüdend 
Meife ausgedehnt, fondern mit der Freiheit der Einzelnen, befonders der 
Landwirthſchaft treibenden Glaffe, möglichjt vereinbart werde. 

8. Jeder Bürger einer Gemeinde des Gantons hat das Recht, in je 
der andern unter Erfüllung der gefeglichen Bedingungen das Bürgerrecht zu 
erwerben, oder ſich in derfelben niederzulaſſen. Die Verhältniffe der Anfägen 
und die diesfälligen Gebühren find befördertich einer geſetzlichen Reviſion zu 
unterwerfen. 


9, Die perfönliche Freiheit jedes Bewohners des Cantons iſt gewaͤhr⸗ 
leiſtet. Ein jeder, der in Unterſuchungshaft geſetzt wird, ſoll innerhalb einet 
durch das. Geſetz zu beſtimmenden Zeitfriſt vernommen und vor feinen or 
dentlichen Richter geftellt werden. Die Bedingungen der Verhaftung, ſo 
vie der Entlaffung mit oder ohne Gaution, wird das Gefeg beftimmen. 

10. Der Wirkungskreis der verfchiedenen Behörden im Staate fol 
nah dem Grundfage der Trennung der Gemwalten eine genaue Beftimmung 
und Abgränzung erhalten. 


Die. Befugniß, Streitiges zu entfcheiden und Straffälle zu beurteilen, 
kommt ausfchließlich den ordentlichen Gerichten zu; weder die gefeßgebende 
noch die vollziehende Gewalt dürfen richterliche Verrichtungen ausüben. Bor 
| behalten find die, Beftimmungen der Art. 41. und 67, fo wie auch dasje 
nige, was bie Berfaffung binfichtlich der Streitigkeiten im Verwaltungsfade 
feſtſetzt; das Geſetz wird zwifchen den Verwaltungs- und Givilftreitigkeiten 
eine genaue Ausſcheidung treffen und das bei Behandlung der erſterrn zu 
beobachtende Verfahren beſtimmen. Auch kann das Geſetz den Militairbe: 
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hören: eine Strafbefugniß Für Dienftvergehen, und der Aufſichtsbehoͤrde uͤber 
die Strafanſtalt eine — für — die im Innern des Hau⸗ 
ſes verübt werden, einräumen. 

Sin Gerihteftand, der nicht in ber Berfaffung vorgeht, darf weder 
axrichtet· noch‘ angeſprochen, niemand ſeinem verfaffungsmäßigen Richter ent 
jogen werden.» Vertragsmaͤßige Scyiedsgerichte find geftattet. - —  - 

41 Reinigeiftlicher oder weltlicher Beamter kann’ feiner Stelle entfegt 
erben, außer in Folge: eines Urtheils des zuftändigen Gerichtes. 

12, Jede qrteleo⸗ ſoll vor wenigftens zwei Inſtanzen gebracht 
werden koͤnnen⸗ 


13. Die Deffentlichkeit ber Verhandlungen dor den ‚Gerichten: ift als 


Regel aufgeftetit: ) Die Ausnahmen hat das Gefes zu beftiminen. - 

14: Das Geſetz wird für. Abſchaffung der Peinlichkeit forgen. 

15. ‚Die Verfaſſung ſichert die Unverleglichkeit des tue: und 
gerechte Entſchaͤdigung für Abtretungen, die das öffentliche Wohl erheiſcht. 
Die Fotderung der Entſchaͤdigung, wenn ſie ſtreitig wird, iſt Rechtsſache 
Das Geſetz wird das Naͤhere beſtimmen. 

16. Die Verfaſſung gewaͤhrleiſtet die. Befugniß, Zehnten und Grund⸗ 
zinſe auf geſetzlichem Wege loszukaufen, oder auch dieſelben nach geſetzlichen, 
auf billige Weiſe feſtzuſetzenden Vorſchriften durch —— mit dem 
Berechtigten in reine jährliche Geldleiftung umzumandeln. 

Der Boden ſou mit keiner nicht loskaͤuflichen kLaſt belegt fm, od 
belegt werden. ia 
“SAT, Das Geſetz wich dafuͤr forgen, daß alle vom State: zu enich 
inde Beſoldungen künftig in baarem Gelde geleiſtet werden. 

' 118,093 Alle ⸗Einwohner des Cantons ſollen moͤglichſt lleichmaͤßig nach 
Vendaen, Einkommen und Erwerb zu den Staatslaſten beitragen. + 

"1%: Zeder Eantonsbuͤrger und uͤberhaupt jeder im Canton, angefeffene 
Chweizerbürger iſt zu Militairdienften nach der Beſtimmung des ns 
verpflichtet, 

Mititaircapitulationen: mit fremden Staaten fi find unterſagt. 

W. Sorge für Vervollkommnung des Jugendunterrichts iſt Pflicht 
nd Volkes und feiner Stellvertretet. Der Staat wird die niedern: ‚und /hoͤ⸗ 
hern Schul⸗ umd, Bildungsanſtalten nach Kräften pflegen und unterſtuͤtzen. 

21. Alle, gegenwärtig. beftchende Gefege und Verordnungen bleiben 
bie zu ihrer gefeglihen Abfchaffung oder Abänderung in Kraft. Nach er 
folgter Sanetiom der Verfaffung ſoll unverzüglich eine. vollftändige „Revifion 
des gefammten Staats haus haltes und aller heſtehenden Geſetze durch eine, 
dem großen Rathe angemeſſen ſcheinende, Zahl außerordentlicher Commiſſio⸗ 
nen, die er in oder außer ſeiner Mitte waͤhlt, vorgenommen werden. Dieſe 
haben ihre. Veveichtungen big zu deren Beendigung ununterbrochen fortzuſetzen, 
und ihre Antraͤge ganz oder in einzelnen Abfhnitten, nach vorgaͤngiger * 
thellung an dem Regierungsrath, dem großen Rathe vorzulegen. 

ı u. | Bitel 2. 9. 
Stimmre ht * MWählbarkeit.. Zunftverfammlungen. Er— 
"1. wählung des großen Rathes. 

22 Jeder Cantonsbürger erlangt das ſtaatsbuͤrgerliche Sammruht 
mit angetretenem 2Often Altersjahre: 

W.Jeder flimmberschtigte Bürger ift auch zu allen Stellen wähle, 
— — der naͤhern Beſtimmungen der Verfaſſung und der Gef: 
gedung, 
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24. Bon — — und der si — im: 
Die Almofensgenöffigen. 
2 Die Volljährigen, welche unter Bormunbfäaf Reben. im Ä 
, 3) Die Falliten. 
4) Die gerichtlich Kccochkten, u Rebabikitirten;. in ‚Bene: * dnd 
Stimmrecht ein Jahr lang, vom Tage des gerichtlichen Accommode⸗ 
mients oder der Mebabilitation an geuschnet, in —— auf die Vehr 
karfeit- für: Cantonal⸗ und Bezirkoſtellen auf immet. 
5) Die in Criminaluntexſuchung Befindlichen. | 
6) Diejenigen, welche durch Urtheil und Recht ihres Actobängechts wo 
luſtig erklärt. oder darin eingeſtellt find. 
25. Für die Erwählung des großen Raths iſt der Genen in Zinfte 
eingetheilt, Die ‚Stadt Zürich bildet: 13, : der übrige ‚Canton. 52: Zünfte, 
Dem Geſetze ift eine Reviſion dieſer Zunfteintheilung vorbehalten. 


26. Die Zmfie der. Stadt ‚Zurich beftchen aus den füinmmfähign 


Bürgern der Stadtgemeinde. Jedem von dieſen ſteht der. Eintritt in eine 
der 13 Zuͤnfte nach beliebiger Auswahl offen. ‚Dies Bürger von. Zürd, 
welche zugleich ‚Bürger: einer kandgemeinde ſind, haben ihr Zunftrecht auf 
einer Stadtzunft auszuuͤben. 

Die Zünfte der Kandfchaft ;beftehen zunaͤchſt aus dee ſtimmfaͤhigen Bür 


BE  .'— . N...” WO 


gerfchaft der zu der Zunft gehörenden, Gemeinden. Wer: in mehrern Land | 


gemeinden zugleich Buͤrger iſt, darf ſein Zunftrecht nur in einer derſelben 
ausüben, deren Auswahl ihm frei ſteht. Denjenigen Buͤrgern der Land⸗ 
ſchaft, welche: in- einer ‚Landggmeinde, mo » fie nicht das ‚Bürgerrecht: befigen, 
feit wenigftens einem -Sahre ı auf Grundeigenthum oder: mit Familie ange 


ſeſſen ſind, ſteht frei, ihr Zunftrecht an thren Bürgerꝛtechtsorte oder an | 


tem Wohnorte auszuüben. — 
Die auf der Landfchaft — Buůcher von Zurich haben auf ei⸗ 


ner Stadtzunft; die in der Stadt Zürich angeſeſſenen Landbuͤrger an ihtem 


Buͤrgerrechtsorte ihr Zunftrecht auszuuͤben. 

27. Buer Ausäbung ihter Wahlrechte verſammeln fidy ‘die Zünfte or⸗ 
dentlicher Weiſe alle zwei Jahre Außerordentlicher Weiſe wird eine Zunft 
zuſammen berufen, wenn eine von ihr beſetzte Stelle im großen Rathe * 
Abfluß der verfaſſungsmaͤßigen Amtsdauer erledige: wird. Alsdann iſt ſie in 
nerhalb Monatsfriſt, vom Einttitte⸗ des — an gerechnet, u 
verfommeln, — mi 

28. Die. auf gefekmähige Einberufung: zu eine Zunftverfarmmfung zu: 
ſammen getretenen Zunftgenoſſen .. das el m der Zunft aufleben 
den Wahlen vorzumehmen. 

29. Zur Leitung ihrer Wohtgeſchafte waͤlt iebe Zunft durch offene? 
abfolutes Mehr einen Praſi denten aus ihrer Mitte auf eine Dauer von groel 
Jahren. 

30. Die Zuͤnfte nehmen bie bien zuftehenden Wahlen für ben gro: 
Ben Rath mittelft des geheimen,‘ abſoluten Mehres vor. * * einzelne 
Stelle ſoll eine beſondere Wahl Statt finden. 13 

31. Die Anerkennung der Geſchzwaͤßigkeit ber: won ie Zünften für 
ben großen Rath; getroffenen Mahlen and bie. Gpeigelbung für folche, bie 
ſtreitig find, flieht dem großen Rathe zuu. « 

32, Fuͤr die Befeitigung von Streitigkeiten, Aben, bie Sttmmfähigkit 
einzelner Bürger wird das. Gefeg ein moͤglichſt kutzes und: einfaches; ng 
. ven anordnen. 
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38. :Diergeoße Rath wird folgendermaßen zufammen geſetzt. 

a) Von den 13 Zuͤnften der Stadt Zuͤrich waͤhlen die zwei groͤßten jede 
ſechs, die vier an Mitgliederzahl auf ſie folgenden jede fuͤnf, die ſie— 
ben übrigen jede vier Mitglieder des großen Rathes nach freier. Aus—⸗ 

.. wahl aus’ der gefanimten zuͤnftigen Stadtbürgerfchaft, 

b) Bon den 52 Zünften der Landfchaft wählt Winterthur fünf und jede 

| = 51 Übrigen: Zünfte Ein Mitglied des großen Rathes aus ihrer 

itte, 

: 6) Meberdies wählt jede der 52 Landzuͤnfte Ein Mitglied des großen Ra⸗ 
thes, ſey es aus ihrer Mitte, oder nach freier Auswahl aus den zuͤnf⸗ 
tigen Buͤrgern der Landſchaft uͤberhaupt. 

d)-Die: Zuͤnfte Winterthur, Staͤfa, Maͤnnedorf, Hottingen, Nichterſch⸗ 
weil, Waͤdenſchweil, Horgen, Thalweil, Baͤtentſchweil und Egg 

wählen überdies, bie. erſte zwei, bie uͤbtigen jede Ein Mitglied des 
großen Rathes, fey es aus ihrer Mitte, oder’ nach freier Auswahl aus 
den zuͤnftigen Buͤrgern der Landſchaft uͤberhaupt. 

Bei einer kuͤnftigen verbeſſerten Eintheilung der Landzunfle wird das 
Geſetz an den Beſtimmungen b. c. d. die dannzumal noͤthigen Abaͤnderun⸗ 
gen vornehmen. 

e) Die Erwaͤhlung der — 38 Mitglieder ſteht dem großen Rathe 
ſelbſt zu. 11 derſelben ſind aus der zuͤnftigen Buͤrgerſchaft der Stadt 
Zuͤrich, 22 aus den zuͤnftigen Bürgern der Landfchaft zu wählen. 

34. Wer von mehren Zünften zugleich zum Mitglied des . großen 

Rathes gewaͤhlt wird, foll binnen. ſechs Tagen erklären, von welcher Zunft 

er die auf ihm gefallen Wahl: annehme. Die andern ‚betreffenden Zuͤnfte 

—* alsdaun neue Wahlen vorzunehmen. 

85, Der große Rath: nimmt die ihm zuftehende Erwählung von Mit: 
vide: feiner | Behörde durch. geheimes - abſolutes Mehr fuͤr jede einzelne 
Stelle vor. Wer im erſten Scrutinium weniger als fuͤnf Stimmen hat, 
faͤlt aus der Wahl. Erledigte Stellen werden in derjenigen ordentlichen, 
oder zum Behuf eines Wahlſgeſchaͤftes veranſtalteten außerordentlichen Ver: 
fammlung wieder befegt, welche zunaͤchſt auf den Erledigungsfall eintritt. _ 

36, Jeder zuͤnftige Buͤrger, welcher das 30ſte Altersjahr augetreten 
hat, kann in den großen Rath gewaͤhlt werden. 

37. Die Mitglieder ‚des großen Rathes werden auf eine Dauer von 
vier Fahren gewählt und je zu zwei Jahten um zur Hälfte einer neuen 
Wahl unterworfen, 

Bu diefem Ende wird jede der’ beiden Abtheilungen bes großen Kat es, 
naͤmlich die von den Zuͤnften und die von dem großen Rathe ſelbſt gewaͤ —* 
in zwei moͤglichſt gleiche bear ag geſondert, von denen je zu zwei 

Neyig um die eine austritt, Das Gefeg wird diefe Sonderung auf ſolche 

Weiſe vornehmen, daß jeder ſolchen periodiſchen Wahl die Abgeordneten ie: 

der Zunft annähernd zur Hälfte Unterworfen werden. 

Die austretenden Mitglieder des großen Rathes find ſtets wieder wählbar, 

De periodifche Austritt iR im * 1832 erfolgen. . .-, 

nd en enteo disc Fern eu 

—— | Großer Rath, — 
38. Die Ausübung. bee hoͤchſten Gewalt nach Borfcheift der Verſaſ⸗ 

ſung iſt einem großen. Rathe von 282 Mitgliedern übertragen! Ihm ſteht 
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die Geſetzgebung und die Oberaufſicht über. die Sao zu. Er 
iſt der Stellvertreter des Cantons nach Außen. 
39.Ausſchließlich von dem ‚großen Gabe, als Gefeggeber,, schen alle 
Beſtimmungen aus, welche: 
1) auf die öffentlichen und Privatsechte — Pflichten der Bürger, Be 
haben. 
29 Der Geſammtheit oder einzelnen Claſſen der Buͤrger * Steuer ‚oder 
Abgabe an den Staat auferlegen. 
Ä 3)‘ Eine bleibende oͤffentliche Beamtung ‘ errichten. oder aufheben, die Be: 
..: foldung« einer: ſolchen feftfegen oder abändern. . 
4) Die Feftfegung der Münzverhältniffe und. die Beftätigung der von 
det Megierungsrafhe in dringlichen. Fällen erlaffenen. Verordnungen 
über die. Werthung der «Geldforten betreffen. 
2 2 Eine‘. Zutücnnhme, Einſtellung, Abänderung Oder. Grtäuterung eines 
beſteheuden ‚Gefeges: enthalten... 1... - | 
40. Bermöge feiner DOberaufficht hat der. — Rath 
—) das Rede; won: dem: Zuſtande des geſammten Staatsgutes, untet 
welcher: Betwaltung ed. immer ſtehe, jederzeit Einſicht zu mehmen, und 
deffen Verwaltungsweife anzuordnen. 
— Er beitimmit jährlich. den Voranſchlag (Budget) der Einnahmen * 
Ausgaben des Staates, und bewilligt gleichzeitig die Erhebung: der zu 
Beſtreitung der Staatsbedurfniſſe erforderlichen ‚Auflagen. | 
..3): Abjaͤhrlich wid dem großen: Rathe die: Staatsrechnung , fo. wie bie 
Rechnungen über die unter befondern Verwaltungen -ftehenden Cantt 
nalguͤter, zur Pruͤfung und. Abnahme : vorgelegt. ine. Ueberficht du 
Rechnungen ift jedesmal durch den Drud bekannt zu ‚machen. 4 
4) Er hat ausſchließlich das Recht, irgend ein die Öffentliche Wohlfahn 
bezweckendes Unternehmen zu beſchließen, deſſen Koſten — nicht aus 
der ordentlichen” Jahreseinnahme beſtreiten laſſen. 
| 5 * entſcheidet uͤber die Annahme eines Darlehens fuͤr den Stat, 


"Der große Rath, Hat. das Necht, Über den Zuſtand der geſamm 
ten gankleverndlluhk oder einzelner. Theile derfelben Bericht einzuforder, 
Wegen Verlegung der DVerfaffung, Gefege oder Amtspflichten erläßt er am 
den Regierungsrath und an dis Obergericht Mahnungen für die Zukunft, 
ober ſetzt die Mitglieder diefer Behörden vor dem großen Rathe in Anklage 
zuftand.‘ Die nähern Beſtimmungen hierüber trifft das Geſetz. 

42. ‚Dem großen, Rathe fteht bei Zodesurtheilen. das Begnadigunge 
recht zu Die nähern Beſtimmungen ſind dem Geſetze vorbehalten. — 

43. Der große Rath führt die Stimme des Cantons in allen ed 
genöffifchen Angelegenheiten. Er entfcheidet über die Trage der Zuſammen 
berufung außerordentlicher Tagfagungen, erwählt die Gefandten auf die uf 
dentlichen und außerordentlichen Tagſatzung, ertheilt denſelben die erforberlis 
chen Aufträge im Geifte einer Eräftigen und für die gemieinfamen_ vaterländi: 
ſchen Bedürfniffe befriedigenden Vereinbatung der eidgenöfiifchen Canton, und 
läßt ſich Über ihre Verrichtungen Bericht erftatten. 

Er ſchließt mit andern Ständen! dert! Eidgenoſſenſchaft und ausmärtigen 
Staaten Verträge und Verkommniſſe, ‚fo tpeit die, Cantonal⸗ und Bund 
verfaffung e8- geftatten. 

Der große Rath erwaͤhlt denjenigen Theil feiner Mitglieder, wel⸗ 
* nicht unmittelbar von den Zuͤnften gewaͤhlt wird. 

Er wählt, feinen Präfidenten und Bisepräfidenten nach Vorfehuit des Art, 48, 
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Er wählt, die Mitglieder des Megierungsrathrs und des Obergetichts, ſo 
wie die Präfidenten diefer beiden Behörden, die Mitglieder cumd: aus; ihnem 
den Präfidenten. des Criminalgerichte, das; Cantonal-Verhoͤramt und den 
Staatsanwalt nad) Anleitung. dee Art, 68. und) 6853 ferner den Antiftes 
der Zürcherifhen Kirche und die Mitglieder des Kirchenraths nach Anleitung 
des Art. 69., die Mitglieder und aus — den ae — des — 
rathes ai. 

Er beſtellt endlich feine Kanjteibenmten, ” 

“Alle diefe Wählen nimmt en ra sim asftuns Stimme 
J vor. 

Dem Geſetze iſt vorbehalten; ‚une; die Veſhung anderer Gantorfet 
len dem großen Rathe zu Übertragen. -- © 

45. Der große Ratly erläßt ‘die Geſetze und. Befchlüffe auf Vorſchlage | 
be ihm’ der Regierungsrath von’ ſich aus, oder in Folge einer Aufforder 
tung des großen Rathes Hinterbringt, und‘ die der’ große Rath, ſey es um: 
verändert oder mit Abänderungen annimmt, : oder verwirft, voder zuruͤckweiſet. 

"Seine Mitglieder Eönnen aber audy felbft durch: Anzug Gefege oder 
Befehtäffe in Borfchlag bringen, welche von ‘dem großen’ Mathe: auf : beliebige 
Meife berathen werben, jedoch vor ihrer endlichin: Xanähme dem ——— 
tathe zur Begutachtung zu uͤberweiſen find. 

Der große Rath verſammelt ſich ordentliche Weife viertefjährlic, 
außerordentlicher Weife nach Erforderniß ‚der Geſchaͤfte, oder auf ein von mes 
nigſtens 24 Mitgliedern unter Angabe INA Gründe are, „Vingeveichtes, 
gemeinfames Begehren. 

47. Die Zufammenberufung - des großen. Kaches gefchicht dutch den 
Pröfidenten deffelben auf: das Verlangen des Negierungsrathes.. Einzig in 
dem durch den vorhergehenden Artikel bezeichneten Falle eines von Mitglies 
gliedern des großen Rathes geitellten Begehrens hat der Präfident die Zus 
fammenberufung von ſich aus vorzunehmen, zugleich * dem ——— 
rathe von dieſer Verfügung Kenntniß zu geben. „N 

48. In jeder legten Verſammlung des Jahres wähle dee große Rath 
jur Leitung feiner Geſchaͤfte einen Praͤſidenten und einen Vicepraͤſidenten aus 
ſeiner Mitte für das naͤchſtfolgende Jahr. Nach Verfluß dieſer Amtsdauer 
if jeder von ihnen für die naͤmliche Stelle nicht unmittelbar wieder wählbar. 

49. Die Verhandlungen des großen Rathes find in der Negel öffent: 
id: Das Meglement beftimmt, unter welchen Umftänden und wie die 
Sizungen für geſchloſſen erflärt werden können. 

Ueber 'die Zulaffung von Zuhörern, in fo fern Eünftig das Sitzungelo⸗ 
tal ſie geſtattet, wird das Reglement das Naͤhere beſtimmen. 

Die Redactoren Öffentlicher Blaͤtter, oder von ihnen beauftragte Perſo— 
nen, werden zum Behuf der Aufzeichnung der Verhandlungen zu den Si: 
sungen Zutritt erhalten. Das Ragament wird auch hierüber das Mähere 

hen. 

Alhaͤhrlich werden die Ergebniſſe der Verhandlungen durch den großen 
Kar felbft, mittelft eines beleuchtenden Berichtes, zugleih mit der Ueber: 
—* der Staatsrechnung zur Kenntniß ſaͤmmtlicher Beneiuben des Gantons 
gebracht, 

90, Jedes Mitglied de3 großen Rathes Hat die Pflicht, feinen. Rath 
und feine Stimme nach Freier Ueberzeugung..fo zu geben, wie es ſolches fuͤr 
das Wohl des geſammten Cantons zutraͤglich erachte. 

51. Die Mitglieder des "Großen: Rathes haben für ihre Theilnahme 
an den Verſammlungen deſſelben ‘Beine Entfäyädigung. vom Staate zu bezie⸗ 
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| pen. Den ‚Zünften, wo fle es gut finden, beißt —* ihr Selder 
treter zu entſchaͤdigen. 

52. Ein befoͤrderlich zu erlaſſendes Reglement) wieb die A, 4 I 
‚große Rath — Befugniſſe ausübt, naͤher beſtimmen. 


Regierungsrath. 


53. Die oberſte Verwaltungsbehoͤrde des Cantons bildet ein Rai 
rungsrath von 19 Mitgliedern, melde der große Rath nach freier Auswahl 
aus. dem ganzen Canton, in oder außer ſeiner Mitte, exwaͤhlt. Zur Waͤhl 
barkeit wird das angetretene 30ſte Altersjahr erfordert. 

. 54 Die Amtsdauer -der Regierungsraͤthe ift auf ſechs Jahre feſige 
ſetzt. Jedes zweite Jahr tritt ein Drittheil derſelben aus, und fuͤr jede ein⸗ 
zeine Stelle: ergeht eine neue Wahl. Die Austretenden find wieder wählbar, 

: 99. Zwei Bürgermeifter. führen abmechfelnd, jeder ein Jahr lang, im 
Megierungsrathe den Vorſitz. Derjenige, welcher nicht im Amte iſt, verfieht 
nöthigen Falls die Stelle des andern. 

Sie ‚werden von dem großen Rathe aus den Mitgliedern des * 
rungsrathes auf eine Dauer von zwei Jahren gewählt. Jaͤhrlich tritt der 
eine. von ihnen ab, iſt aber ſogleich wieder wählbar. Der erſte ſolche Aus 
tritt wird mit dem Ende des Jahres 1831 erfolgen. 

56. . Im. Regierungsrathe, und eben fo in den übrigen Berwaltungse 
hörden, dürfen nicht gleichzeitig figen Vater und Sohn, Schwiegervater und 
Tochtermann, ober zwei, Brüder, 

97. Der Regierungsrath entwirft oder begutachtet die Vorſchlaͤge zu 
Geſetzen und Beſchluͤſſen des großen Rathes, ſetzt dieſelben nach erfolgter 
Annahme in Vollziehung, und erlaͤßt die zu dieſem Ende erforderlichen Ver— 
ordnungen, Das Reglement des großen Rathes wird Worforge, treffen, daß 
diefe Verordnungen die Schranken der Berfaffung und der Gefege nicht 
überfchreiten. 

Dem Regierungsrathe liegt bie Führung ſaͤmmtlicher Regierungsge: 
fhäfte ob. Er beforgt die auswärtigen und innern Angelegenheiten ; er wacht 
über bie Erhaltung ber öffentlichen Drdnung und Sicherheit; er verwaltet 
unmittelbar oder mittelbar das gefammte Staatsvermögen; er beforgt. dad 

Kriegsweſen. 
Er beſtellt die fuͤr das Regierungsweſen erforbecfichen Collegien, insbe 
fondere einen Stantsrath für die auswärtigen Angelegenheiten, einen Rath 
für die innern Angelegenheiten, einen Polizeirath, einen Finanzrath, einen 
Kriegsrath, einen Rath für die Gefggebung und einen Geſundheitsrath. 
Die beiden Bürgermeifter find von Amtswegen Mitglieder des Staatsrathes. 

Der Regierungsrath hat die Aufficht über den Kirchen- und Eyie 
hungsrath. 

Er beſtellt, ſo weit nicht Verfaſſung oder Geſetze etwas Abweichendes 
verordnen, die zur Führung der Geſchaͤfte erforderlichen Beamten, haͤlt über 
biefe, die Bezirks⸗ und Geweindsbehoͤrden Aufficht, und übertweifet Amts⸗ 
vergehen den Gerichten. 

Er beurtheilt in letzter Inſtanz die an ihn gejogenen Streitigkeiten im 
Verwaltungsfache. 

Seine Canzlei beſtellt er ſelbſt. 

58. Der Regierungsrath waͤhlt, unter Beſtaͤtigung des großen Rathes, 
einen Staatsanwalt, welcher in Strafſachen von Amtswegen im Wannen 
des Staates vor ben Gerichten klagt. Das Gefeg wird: feine Verrichtun⸗ 
gen, für die er dem Regierungstathe verantwortlich iſt, naͤher bezeichnen. 


Staatöverfaffung: dom 10. März 1831. 360 


Die Vollʒiehungsbehoͤrden find verpflichtet, die Lrſten Spuren von Ver⸗ 
gehen zu erheben, diejenigen Maaßregeln zu treffen, welche wegen Gefahr 
im; Vetzug der, Ueberweiſung an die Gerichte. vorhergehen muͤſſen, und uͤber⸗ 
haupt den. von. Seite der Gerichte zum. Behuf der Behandlung: von Rechts⸗ 
* geſtellten Begehren Genuͤge zu leiſten. —* 

59. Die Gerichte find. von dem Regierungsrathe unabhängig, und 5 
fee dieſem keinerlei Einwirkung auf Rechtsſachen zu 

60. Geſetzliche Beſtimmungen werden die Art, mie, der Regierunge- 
tath und feine: — — une: — haben, de ber 
zeichnen. v 5. 


MITTE IE FRE 


61. Für den ganzen Canton ‚befteht ein Sbergericht von eilf Mitgle⸗ 
dern, welche der große Rath nach freier Auswahl, in oder außer ſeiner Mitte, 
errgählt. Zur Waͤhlbarkeit wird das angetretene 30ſte Altersjahr erfordert, 
Meitere —— kann das Geſetz auf elfeh. 

62. Die Amtsdauer des Obergerichts iſt auf ſechs Jahre feftgefegt. 
Jedes zweite Jahr tritt ein Drittheil derſelben aus, und für’ jede einzefnd 
Stelle ergeht eine neue Wahl. Die Austretenden find wieder. wählbar. 

63. Zwei Präfidenten führen abwechfelnd, jeder ein lang, im: 
Dbergerichte den Vorſitz. Derjenige, welcher nicht im Amte iſt, verfieht noͤ⸗ 
thigen Falls die Stelle des andern. "Der große u mählt beide aus den 
Mitgliebern bes Gerichted auf eine Dauer von zwei ahren. Jaͤhrlich tritt 
ber eine von ihnen ab, iſt aber ſogleich wieder wählbar. "Der erſte folche 
Austritt wird mit dem Ende des Jahres 1831 erfolgen, 

Die Canzlei des Obergerichtes wird von dem Gerichte ſelbſt beſtellt. 

64. Das Gefes wird die Art beſtimmen, tote’ für das Obetgericht, 
und eben fo für die Übrigen Gerichtsſtellen, ein: Angemeffene Zahl von Er: 
fngmannern beftellt werden foll. Der naͤmlichen Verſammlung oder Be: 
höre, welche die Richter. wählt, ſteht auch die Erwählung der Erſatzmaͤnner zu. 
- 65% Im Obergerichte, und eben fo in allen uͤbrigen Gerichtsitellen,. dürs 
fen nicht neben einander. figen. Vater und. Sohn ,. Schwiegervater und Toch⸗ 
tetmann, noch zwei Brüder oder zwei Schwäden., :. 

66. Das Obergericht. ift die höchfte Behörde für Nechtsſachen, ſowohl 
in formeller als materieller. Beziehung. An daſſelbe gehen. die Appellationen 
und Recurſe von dem Criminalgerichte und den Bezirksgerichten. Alle dieſe 
Getichtsſtellen ſind ihm fuͤr ihre Verrichtungen verantwortlich, und. ſtehen 
unter ſeiner Aufſicht. Dem Obergerichte ſteht die Oberaufſicht über die Frie— 
denstichter und die untern Gerichte, über das geſammte Notariats- und Ad⸗ 
boraturwefen, fo tie über den Rechtstrieb, zu. 

Das Obergericht.ift dem großen Mathe für feine Vetrichtungen verant: 
wortlich. Alljaͤhrlich erfiattet es demſelben einen Bericht über den Zuſtand 
des Gerichtsweſens und die Gefchäftsführung ſaͤmmtlicher Gerichtsftellen. 

Ein Reglement wird über die ASTRO KUNDEN ————— bie naͤ⸗ 
km Vorſchriften aufſtellen 

67. Alle Conflitte zwiſchen dev eichtertichen und der; voltlehenden Ge 
walt entſcheidet ‚eine, fuͤt jeden einzelnen Fall zu bildende, Commiſſion 
Dieſelbe wird: ſo füfartinten geſetzt, daß. der Megierungsrath und das Dberge 
* jedes zwei Mitglieder aus ihrer Mitte und drei Mitglieder des großen 

Rathes außer ihrer - Mitte bezeichnen, worauf diefe zehn Committirten zu 
ſammen treten und aus ihrer Mitte einen — —2 * er 
wird die nähern Beftimmungen erlaffen. 
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CEriminalgmer iſcht. sin.m 7 


| 68. As erſte Inſtanz fuͤr alle Criminalfaͤlle * J — 
für den. ganzen Canton aufgeſtellt, beſtehend aus einem Praͤſidenten und 
vier Mitgliedern, welche ber große Rath auf eine Dauer von ſechs Jahren 
erwaͤhlt, und die je zu drei Jahren um zur Haͤlfte einer neuen. Wahl me 
terroorfen merden. Zur Waͤhlbarkeit wird. das angetretene 8Oſte Altersjahr 
erfordert. Weitere Wählbarkeitserforderniffe Eann das Geſetz aufſtellen 
1 Getrennt von dem Griminalgerichte beſteht ein, feinen: Aufficht unter⸗ 
worfenes, Verhoͤramt, welches: der :große Rath auf: einen‘ Beriälng: — 
minalgerichtes fuͤr eine Dauer von drei Jahren beſtellt. 
Das Criminalgericht ernennt feine Canzlei ſelbſt. 

Die Befugniſſe des —— die Einrichtung des Verhoͤramtes 

und ‚das Verfahren vor dieſen Behörden find durch das Geſetz zu befimumen 
Kichen rrath. 


69. Die Organiſation des gefammten Kirchenweſens, und inabefonder 
ber Synode, als ber verfaffungsmäßigen- Verſammlung der Geiftlichkeit, if 
* auf eingeholtes Gutachten der Synode zu 'erlaffenden Gefege von 
ehalten. | 

Die Auffiht über das Kirchenweſen iſt einem Kirchenrathe tibertragen, | 
Derfelbe befteht aus dem Antiftes, als Präfidenten, und einer durch dag 
Gefeg zu. beſtimmenden Zahl von- "Mitgliedern, , Den Antiftes wählt der 
große Rath auf einen Dreiervorſchlag der Synode, Die Kirchenräthe mer 
den theild unmittelbar von dem großen Rathe, theils von der Synode, mit 
Vorbehalt der Beftätigung des großen: Rathes, auf, eine ‚Dauer von ſechs 
Sahren gewählt. Se zu zwei Jahren um wird ein Drittheil derſelben et⸗ 
neuert, wobei die Austretenden wieder waͤhlbar ſind. 


-Erziebungsrath 

70. Die Auffa über bie. ſaͤmmtlichen Schulanſtalten des Gantond, 
die Förderung ber wiſſenſchaftlichen ſowohl, ‚als. der: Volfsbildung , ift ‚einem 
Erziehungsrathe aufgetragen,: Die Mirgliederiideffelben, und. aug ihrer Mitte 
der Prafident, werden von dem großen Rathe auf eine Dauer von ſechs 
Sahren gewählt. Je zu zwei. Jahren um wird ein Drittheil derſelben er 
neuert, wobei die Austretenden wieder waͤhlbar ſind. 

Die Organiſation des Erziehungsweſens, und insbeſondere bie. Etih⸗ 
tung einer Schulſynode, iſt einem, auf eingeholtes Pc des Enie 
hungsrathes zu — Geſetze vorbehalten. 


Titel 4. 
Bezirtsbehärden 


71. Der Canton ift in eilf Bezirke eingetheilt. ‚In Hinficht auf den Be 
zirk Zuͤrich bleibt - dem Gefege vorbehalten,. die WVerhältniffe zwiſchen det 
Stadt und Landgemeinden feftzufegen, und eine. zweckmaͤhßige Theilung der 
Bezirksverſammlung und: der Bezitksbeamtungen anzuordnen. 

72. Jeder Bezirk hat eine Bezirksverſammlung, beſtehend aus 200 
Mahlmännern, welche von den einzelnen Kichgemeinden, des Bezirkes durch 
offenes abſolutes Mehr auf eine Dauer von drei Jahren, nach Verhaͤltniß 
ber Zahl der ſtimmfaͤhigen Bürger , gewählt, werden, ſo jedoch, daß, keine 
Gemeinde weniger als drei Wahlmaͤnner ernennt. Bei dieſen Wahlen find 
diejenigen im, Bezirke verbürgerten Anſaͤßen, welche feit mindeſtens einem 
Jahre auf Grundeigenthum oder mit Familie in der Gemeinde wohnen, 
une ſtimmberechtigt. | En 
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: Die Bezirksberſammlung iſt eine bloße Mahtbehörde,' Ste ulmmt die 
ihr zuſtehenden Wahlen unter dem Vorſitze eines von ihr ſelbſt gewähltes 
Ptaͤſidenten durch geheimes abſolutes Stimmenmehr:vor, 

73. Jeder Bezirk hat einen Bezirksrath, beftehend "aus dem Statt: 
halter, als Praͤſidenten, und zwei Bezirksraͤthen, denen⸗ zwei Erfagmänner 
beigeordnet ſind Dem Geſetze iſt vorbehalten, die Zahl der — er 
es das. Örtliche , Beduͤrfniß erfordert ‚; zu vermehren. - 

Der Statthalter wird von dem Regierungsenthe auf RR Danier‘ don 
ſechs Fahren: aus: einem! Dreietvorfchlag erwählt, den - die Beʒirksverſamm⸗ 
lungsmäch. ſteier/ Auswahl: aus. allen! Bürgern: des Cantons bildet. Die Be 
ziresräthe und ihre Erfagmänner waͤhlt die Bezirksverſammlung j ebenfalls 
auf ſechs Jahre, aus den. flimmfähigen ‚Einwohnern des Bezirk. Noch 
Verfluß ihrer Amtsdauer find der Statthalter, die Bezitksraͤthe und Erſatz⸗ 
männer wieder mwählbat. 

74. Der Statthalter ift der Stellvertreter des Regterungsrathes und ihm 
für feine Verrichtungen verantwortlich. Er forget für die Vollziehung der Ge⸗ 
fege und Verordnungen; er wacht über. die Erhaltung der öffentlichen Ord⸗ 
nung und Sicherheit, und hat, umter Leitung ‘der Oberbehötde, die Auffiht 
über das: Straßenwefen. Als Anwalt des Staates im Bezirke hat er nad) 


den Beſtimmungen des Geſetzes die Pflicht der Uebermweifung oder der Klage | 


bei Verbrechen. und Wergehen. ‘Er erhebt die Abgaben und Gefälle des 
Staates im Bezirke, fo weit ihm diefe Vertichtung ducd) das Geſet uͤber⸗ 
tragen wird. 

75. Der Beritksrath hat die Aufſicht uͤber benieiclunmn Birk des 
Bezirkes, wo folche vorhanden: find, über die Verwaltung "der: Gemeinden 
und ihrer. Güter, und. über die Waifenpflege. Er urtheilt in erſter Inftanz 
über Streitigkeiten im Verwaltungsfahe. Er wählt die Gemeindammaͤnner 
aus den Zwelervorſchlaͤgen der Gemeinden. 

76. In jedem Bezirke wird ein Bezirksgericht aufgeſtelt, beſtehend 
aus fuͤnf Richtern, welche von der Bezirksverſammlung auf eine Dauer von 
has Jahren gewählt, und je zu drei Fahren um zur Hälfte einer neuen 

Wahl unterworfen werden. Den Präfidenten und Bicepräfidenten des Ge: 
tichtes wählt gleichfalls die Bezirksverſammlung aus den Richtern. - Dem 
Gefege ift vorbehalten, für diejenigen zwei Bezirke, welche bis dahin zahl⸗ 
teichere Gerichte gehabt: haben, auch für die Zukunft eine größere Richterzahl 
aufzuftellen.. Zur Waͤhlbarkeit für das Bezirksgericht wird das angettetene 
2öfte Altersjahr erfordert, 

Die Bozirksgerichte bilden die zweite Inſtanz fuͤr die von den untern 
Gerichten beurtheilten, und die etſte Inſtanz für alle übrige Eivil⸗und 
Strafpotizeifälle, fo wie für Matrimonialfahen, in welcher Hinfiht ihnen 
die Befugniffe des bisherigen Chegerichtes übertragen werden. Das Geſetz 
wird für Sicherung einer der gerichtlichen Behandlung von Eheſcheidungen 
vorangehenden, religisfen und fittlidyen Einwirkung, fo wie auch dafür for: 
gen, daß bei der gerichtlichen Behandlung felbft die nöthige Sorgfalt ange: 
wendet werde, 

Die Bezirksgetichte haben die Aufficht Über die Friedensrichter, die Ait- 
ten Gerichte und. die. Motarien des Bezirkes, über. den Rechtstrieb in dem: 
klben, und über die Rechtsanwälte, 

Sie beftelen ihre Ganzleien ſelbſt. i 

77... Zeder Bezirk hat nad) Derhaͤltniß ** —— drei bis 
ſechs untere Gerichte, beſtehend aus drei bis fünf Mitgliedern, die von ben 
Buͤrgern des Gerlchtskreiſes auf eine Dauer von vier Sahren gewählt wer⸗ 


Han. Die Eaidamn und bie Befugniſſe betſeben wird das Gig te 


Die Appellation und PR Returs gehen von den untern Gerichten an 
das Bezirksgericht. 
* —— — koͤnnen nicht Mitcde der untern Gerigte fern, 
0. : Feder, Bezirk hat fuͤr feine, kirchlichen Angelegenheiten eine: befon: 
dere ia Das Geſet uͤber die —— des — 
wird das Naͤhere beſtimmen. 

79. Jeder Bezirk bat für. feine ———— — — dem: befonben 
Aufficytebehörde, ‚Dem Gefege. über die. Einrichtung des. — ſind 
die wor Beftimmungen vorbehalten. 


* Titel 5. | 
FF "Gemeindsbehärden. 


. ; 80. Jede politifche Gemeinde hat eine ———— beſte 
hend aus ihren in das Buͤrgerbuch eingetragenen ſtimmfaͤhigen Buͤtgem. 
Sie wird ordentlicher Weiſe zwei. Mal des Jahres, außerordentlicher Weite 
bei vorhandenem. VBedürfniffe, oder auf ſchriftliches Begehren sines Seche 
theils der Gemeindsbürger durch dem Gemeindspräfidenten abgehalten. 
: Bei außerordentlichen Gemeindeverfammlungen ift zur Gültigkeit der 
Verhandlungen die Anwefenheit der Mehrzahl der in der Gemeinde befindli; 
chen — erforderlich. 

Die Gemeindsverſammlung iſt berechtigt, innerhalb der Schran 
Een en "Verfaffung und ber. ‚Gefege des Gantons bie Angelegenheiten dt 
Gemeinde, zu ‚ordnen und ihre Einrichtungen feftzufegen. 
| Sinsbefondere ift der Gemeindsverfammlung vorbehalten, bie Auffiht 
über den Gemeindshaushalt, die Bewilligung von Gemeindsfteuern , und die 
Genehmigung von Ausgaben, welche einen von der Gemeinde feftzufegenden 
Betrag überfteigen, die Ertheilung des Gemeindsbürgerrechtes an Ausmär 
Fige, unter Vorbehalt der dem Megierungsrathe zuftehenden Ertheilung de 
Randrehts, und die Erwählung der Gemeindsvorſteher. 

Die Gemeindsbeſchluͤſſe ergehen auf den Antrag einer. Gemeindsbehoͤrde, 
oder auf einen von einem Gemeindsbürger gemachten und von dem Gemeind: 
rathe begutachteten Anzug. 

82. Jede Gemeinde wählt auf die Dauer von vier: Jahren einen Ge 
meindrath, der von zwei zu zwei Jahren zur Haͤlfte zu erheuern iſt, beſit⸗ 
hend aus dem Gemeindspraͤſidenten und zwei bis zwölf Gemeindraͤthen. Dem 
Gemeindrathe kommt die Vorberathung und Vollziehung der Gemeindsbr 
fhlüffe, die Verwaltung der Gemeinde und ihrer Güter, und. die Beforgung 
ber. MWaifenfachen zu. Ueber diefe legtern wird das Wormundfchaftsgefeg dad 
Nähere beftimmen. Der Gemeindrath ift der Gemeinde für feine Vertiqh 
‚tungen verantwortlich, 
83. Die Volkziehung der Gefege und Verordnungen, fo wie der Auf 
träge der obern Behörden, und die Handhabung der Polizei ift einem Br: 
meindbamman übertragen. Er ift Stellvertreter des Statthalters in der Gr 
‚meinde, und ihm für feine Verrichtungen verantwottlich; er hat in ‚Straf: 
fällen nach ben Beſtimmungen ber Verfafjung (Art. 58.) und ber, Geſehe 
die noͤthigen Einleitungen zu treffen. 

Der Gemeindamman wird aus einem Zweiervorſchlag det Gemeinde 
auf eine Dauer von vier Jahren durch den Bezirksrath ernannt. 

Die Stellen des Gemeindammans und des — koͤnnen 
in Einer — vereinigt ſeyn. 
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84. Jede Gemeinde hat einen, . oder, wo: es die Dertlichkeit erfordert, 
mehrere Friedensrichter, welche fie auf eine Dauer von vier Fahren wählt. 
Alle bürgerliche Rechtsftreitigkeiten find zuerft vor den Friedensrichter 
zu bringen, » ’ Denis. me | 
8. Jede Kirchgemeinde bat einen Stillſtand, beftehend aus dem 
Pfarrer, ald Präfidenten, den übrigen an der Gemeinde angeltellten Geifts 
lichen, den Präfidenten der übrigen Gemeindsbehörden, dem Gemeindaniman 
und wenigftens vier Stilftändern, welche die Kirchgemeinde auf eine Dauer 
von vier Jahren erwählt, und von zivei zu zwei Jahren zur Hälfte erneuert, 
Die Pfarrer und Helfer der Gemeinden werden, künftig bei eintretenz 
den Erledigungsfällen auf. einen Dreiervorfhlag des. Kirchenrathes aus ber 
Bahl der in das Zuͤrcheriſche Minifterium aufgenommenen: Geiftlihen von 
der Kirchgemeinde erwählt. Die. Beftimmung der diesfälligen Wahlart, ſp 
wie der Verhaͤltniſſe derjenigen Gemeinden, mo das Collaturrecht ‚nicht dem 
Staate zujteht, ift dem Gefege vorbehalten. in ne 
Der Stillſtand verwaltet das Kirchen: und Armengut; vorbehalten find 
folhe abgefonderte Verwaltungen, die in Folge eigenthuͤmlicher Verhältniffe 
vom Gefege anerkannt werden. Dem Stilljtande ſteht in alien Ehefachen 
die Einleitung und das Dermittleramt zu. ‚Seine übrigen Befugniffe bes 
fimmt dag Gefes. Eu 

86. Jede Kirchgemeinde hat eine Schulpflege, beftehend aus dem Pfars 
ter, als Präfidenten, und wenigftens vier Mitgliedern, welche von den Kirch— 
genoffen auf eine Dauer von vier Jahren erwählt und von zwei zu zwei 
Jahten zur Hälfte erneuert werden. Wo mehrere Schulen in einer Kirchs 
gemeinde find, hat jede derfelben, unter der Auffiht der Schulpflege, einen 
Verwalter des Schulgutss, der von den Schulgenoffen auf vier Jahre er— 
wählt wird; inſofern diefe Verwaltung nicht einer andern Behörde, unter 
geſetlicher Anerkennung Übertragen ift. Die übrigen Befugniſſe der Schul 
pflege beſtimmt das Geſetz. En Zen ae a 
Jeder Schulgemeinde fteht von nun an bei! eintretenden Erledigungs— 
füllen die Erwaͤhlung der Schullehrer an. ihren Clementarfhulen zu, auf eis 
Ren von dem Erziehungsrathe gebildeten Vorſchlag dreier. geprüfter, und für 
wählbar erklaͤrter Schulmänner. — Eu age 
87. Die Beftimmung der Eirchlichen und Schuluschältniffe, zwiſchen 
der Stadt Zürich und den dahin kirchgenoͤſſiſchen Landgemeinden, fo wie der— 
Imigen der Stadt Winterthur, ift dem Geſetze vorbehalten. 

88. Alljaͤhrlich ſoll Über. die Verwaltung des Gemeinde-, Kirchen-, 
Armen: und Schulgutes den Antheilhabern Rechnung abgelegt werden. Es 
legt in der Befugniß der Gemeinde, ‚entweder eine Rechnungscommiſſion 
jur Begutachtung der Mechnungen, oder einen Ausſchuß der Bürger zur Erz 
weiterung und Beauffihtigung der Gemeindsvermwaltung , aufzuftellen. 

89. Die Oberauffiht Über die Verwaltung, der Gemeinde-, Kirchen :, 
Amen: und Schulgäter kommt den ‚Bezirks: und Gantonalbehörden zu, 
weiche über deren Erhaltung zu wachen. haben, . — 

90. Zur Waͤhlbarkeit fuͤr alle Gemeindeaͤmter wird das angetretene 
Vfte Altersjahr erfordert, * 

91. Jeder in der Gemeinde anweſende Gemeindsbuͤrger, welcher nicht 
bereitg eine Öffentliche Stelle befleidet, ift verpflichtet, ein ihm übertragenes 
Gemeindeamt wenigftens für eine Amtsdauer zu übernehmen. ‚Borbehalten 
find ſolche Ablehnungsgründe, welche von den. oben. Behörden als gültig 
Mmerfanne werden. — 


92. Ueber die Führungen der Gemeindsverſammlungen fol ein Regle⸗ 


’ 
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ment, und über. die Beriätunge ber Gemeinden fe Geſche m 
— werden. 
* Titel 6. 


Revifion und Beſchwoͤrung ber Verfaffung. 
2Waͤhrend der naͤchſten ſechs Jahre, von der Annahme der Verfaſſung 
an gerechnet, ſoll diefelbe unverändert fortbeſtehen. 

“Nah Verfluß dieſes Zeitraums kann eine Abänderung ber Verfaffunz 
auf dem — der Geſetzgebung vorgenommen werden. Ein Geſetzesdor— 
ſchlag dieſer Art iſt aber einer zweimaligen Berathung durch den großen 
Rath zu ‘unterwerfen. Am Schluſſe der erſten Berathung entſcheidet dr 
große Rath, ob der Vorſchlag zu befeitigen, oder einer zweiten DVerathung 
untermwerfen fey. Dieſe kann nicht’ eher‘, als ſechs Monate nad der er 
Men, Statt finden. Wird alsdann der Worfchlag ganz’ oder mit Abinde 
rungen angenommen; fo iſt das diesfaͤllige Geſetz noch der geſammten Bir: 
gerſchaft des Cantons zur Annahme oder Verwerfung vorzulegen. 
94. Nach erfolgter Sanction ſoll die Verfaſſung von der Obrigkeit 
und dem Volke beſchworen werden. 
Das Geſetz wird hieruͤber das Naͤhere beſtimmen. 
Alſo angenommen und beſchloſſen von dem großen Rathe des Stande 
Zuͤrich, Donnerſtags den 10. Maͤrz 1831. 
Im Namen des großen Rathes: 
Der Amtsbuͤrgermeiſter, 


My. 
Der dritte Staatsfchreiber, 
F. Meyer. 


Seſchius des großen Rathes, betreffend die Anerkennung 
der Staatsverfaſſung vom 10. März 1831 als Grund: 
geſetz des Cantons Zürid. 


Don der Verfaſſungscommiſſion wurde dem großen Rathe eine, aus 
den Protocollen der fämmtlichen Gemeinden -ausgezogene, tabellarifhe Ueber 
fiht, der Abſtimmung über die Stuatsverfaffung vom 10, März 1831 ver 
gelegt, welche nad) den verfchiedenen Amtsbezirken folgendes Ergebnif 
darbietet. 


Amtsb'e ir Unnehmende | Wermerfende 





Stimmen. Stimmen, 
Zuͤrich, die Stadt . . 2. 2 2 2. 1791 138 
Züri, die — a ——— 4316 95 
Knonau:. 2. ae 1767 76 
Waͤdenſchweil a Te 3874 36 
RUM, 5 ae at 3719 119 
BRUNO 3967 : 537 
Su Se eier te ee!) - 3955 233 
Seeeee 3233 129 
Winterthuu. 46566— 117 
Andelfingen. en 3169 36 
Eubrache 3568. | 407 
in Kegensberg een 2488 8 


Gefammtzahl, . 7 40603.  |.; 1721 


\ 
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1) vorſtehende Ergebniß ! der Abftimmung wird in Folge der vorges 
nommenen Unterſuchung als richtig anerkannt, und demnach die von 
der Buͤrgerſchaft des Cantons angenommene Staatsverfaſſung vom 
10. Maͤrz als Grundgeſetz des — erklaͤrt, ae unverzüglich 
in Kraft treten foll. 


2) Eine biesfällige von ber Commiſſ ion angetragene —— wird 
genehmigt, und ſoll ſammt einer Ueberſicht der — gedruckt 
“in alle Gemeinden des Cantons verſandt werden. 

Zuͤrich, den 23. Maͤrz 1831. 
Im Namen des großen Rathes: 
Der Amtsbuͤrgermeiſter, 
Wey 


B. er) 
Der britte Scantsfehreiber, ‚Di 
5. Meyer. 


D Berfaffung ehr die Republik Bern, vom 6. Juli 
1831. 


Titel 1. 
Allgemeine Beftimmungen. 


1. Die Republit Bern ift ein freier Staat, mit ——— Ver⸗ 
fffung, umd- bildet einen Canton der ſchweiriſchen Eidsgenoſſenſchaft. 

2. She Gebiet iſt in ſieben und zwanzig Amtsbezirke eingetheilt. 

Die allfaͤllige Ausgleichung und — derſelben bleibt jedoch dem 
Geſehe exlaffen. 

Die Einrichtung einzelner Zweige der Staatsverwaltung tkann ſich uͤber 
ei diefer Amtsbezirke zugleich, oder über Theile von Amtsbezirken er 

ecken. ? 

3. Die Souverainetät. beruht auf der Gefammtheit des Volkes, 
Sie wird einzig durch den großen ao als Stellvertreter des Volkes, vers 
faſſungsmaͤßig ausgeübt, 

Der große Rath überträgt dem Weste, kraft der Verfaſſung, 
bie noͤthige Gewalt zu Handhabung und Vollziehung der Geſetze, und dem 
Gerichtsſtellen die Gewalt zu Beurtheitung, der Streitſachen und Straffälle, 

As der hoͤchſten Staatsgewalt,. bleibt jedoch dem großen Rathe bie 
Oberaufficht ſowohl über die volziehenden, als ‚über die gerichtlichen Behoͤr⸗ 
den, und das Begnadigungsredht, 

4. Das Recht der Gefeggebung wird durch den ‚großen Rath, eins. 
yig ausgeübt, 

Die Ausübung‘ der völlziehenden und ber tichterlichen Gewalt ſoll in 
allen Stufen der Staatsverwaltung getrennt bleiben. 

5. Jedes Mitglied des großen Rathes und jeder Staatsbeamte 
ſoll bei dem Antritte ſeiner Stelle auf die Staatsverfaſſung und. auf bie 
Erfilung feiner Amtspflichten: beeidigt werden. 

6. Kein Staatsbürger der Republik: ‚Bern, der. in einem andern 
Staate politifche Rechte ausühe; rg - echte zugleich in der — 

ausuͤben. —AA 

7. Alle Craig der Republik find. gleich vor dem: Sefee. 


GH 
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Ber, Alle, Staatsbürger der Republik haben gleiche politiſche Rechte, 
iufofern fies. die durch: die Berfaffung felbft beftimmten Eigenfchaften beſihen. 
1. Be Der Staat anerkennt feine‘ Vorrechte des Dres, der. Geburt, 
ben Perſonen und der Familien. r | 
. Kein Staatsbürger foll fi) im Gebiete der. Republik eimes fremden 
Adelstitels bedienen. 

"416. Kein Glied des großen Rathes, und kein Beamter des. Staate, 
darf von einer fremden Macht eine Penfion, einen Titel, odes einen Didn 
annehmen. 

11. Die Glaubensfreiheit ift zugefichert. 

Die Rechte der beftehenden evangeliſch⸗ reformirten Landeskirche, fo wit 
bie der roͤmiſch-katholiſchen Kirche, in den ſich zu ihnen bekennenden Gr 
meinden, werden gemwährleiftet. 

Diie Einrichtung der Gapitelsverfammlungen und einer Generalfpnod 
fol der veformirten Geiftlichkeit das Necht zu Anträgen und zu der freim 
Vorberathung in Kirchenſachen zufichern. Die Zufammenfegung der Gem: 
ralfpnode fol auf dem Grundfage der freien Stellvertretung beruhen, 

12. Die Befugniß „su, lehren iſt unter gefeglichen Beſchraͤnkungn 
freigeſtellt. 

Niemand darf die ſeiner Obhut anvertraute Jugend ohne den Gt 
von Unterricht laffen, der für die untern Schulen vorgefchrieben ift. 

Die Sorge für Erziehung. und Unterricht der Jugend ift die Pfliät 
des Volkes und feiner Stellyertreter. 

Der Staat foll die öffentlihen Schul: und Bildungsanſtalten unter 
ftligen ‘und befördern, 

13. Die Preßfreiheit iſt gewwährletftet, und- zwar fo, daß rilemaß die 
Genfur, noch irgend eine vorgreifende Maßnahme Statt finden Eann, 

' Das Geſetz wird: die Strafen des Mißbrauchs der Preffe beftimmen. 

14. Die perfönliche Freiheit iſt gemwährleiftet. Niemand darf verhaf⸗ 
fet werden‘, außer in den Fällen, die das Gefeg beſtimmt, und mir unit 
Beobachtung der vorgefchriebenen Formen und Bedingungen. 

_ Niemand darf feinem ordentlichen Richter entzogen werben. 

45. Es follen weder bei der Verhaftung, oder bei det Enthaltung ed 
ner Perfon unnöthige Strenge, noch zu Erpreſſung eines Geſtaͤndniſſes ie 
gend ein Eörperliches Zmwangsmittel angewendet werden, 

ZJeder Angeklagte ift als ſchuldlos zu betrachten, fo lange kein Utthei 
Be Schuld ausgeſprochen hat. 

» 16.- Die Freiheit der Siederfäffung , des Landbaues, des Handels m) 
ber Gemerbe wird ausdruͤcklich anerkannt, unter Vorbehalt gefeglicher Bedin 
gungen, welche das Allgemeine Wohl und erworbene Rechte erfordern, 
17. Jebde Perfon, jede Gemeinde, oder vom Staat anerkannte Cor 
poration, fo mie jede Behoͤrde, hat das Recht, Über jeden Gegenftand ih 
Anfichten, Wünfce oder Beſchwerden, mittelbar, oder. — vor 
jede Staatsbehoͤrde zu bringen. 

Das Geſetz wird die Form beſtimmen 
18. Alles; Eigenthum iſt unverletlich. 

Wenn das gemeine Woht die —— eiues — 9*— 
ben: erfordert; for geſchiehtnes! bloß unter dem Vorbehalte vollſtuͤndiger Ent⸗ 
ſchaͤdigung. Die Frage: über die Rechtmäßigkeit: dev. Enofehävigungeforderung 
und bie — des — der — weten vun din: Ci 
vilrichter entfehleben, : 
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II. FJede buͤrgerliche Stelle ſoll entweder auf! eine beftintimte "Amtes 
dauer erfheilt werden, oder auf periodifhe Betätigung hin. Er, 
20, Jede Behörde, jeder Beamte: und Angeſtellte iſt für feine Amts⸗ 
verrichtungen verantwortlich rn ee 
Das Gefeg wird diefe Verantwortlichkeit beftimmen. u 
Kein Beamter und Angeftellter kann feiner Stelle entfege werden, als 
durch ein Urtheil des competenten Richters. F SEE NT 
"Keiner kann abberufen oder eingeftellt werben, als durch einen 'motis 
vieten Befchluß der competenten Behörde. | a Ba Er SE en 5 
21. Das Gefeg wird die Faͤlle beftimmen, in welchen mehrere Stels 
(m nicht von der gleichen Perfon bekleidet werden können. : | 1. 
22. Perfönliche Leiftungen und dingliche Laſten, weiche gefeglich ab⸗ 
gelhafft oder losgekauft find, bleiben aufgehoben. Et J 
Die Verfaſſung gewahrleiſtet die Befugniß, die noch beſtehenden Zehn⸗ 
ten und Grümdzinfe:loszukaufen., nm = 
Das Gefeg foll den Loskauf, die Art der Entrichtung der Grundzinfe, 
fo wie die Umwandlung dee’ Behriten in fire Leiftungen- in Geld oder Natus 
alien möglichft, das heißt, fo weit es ohne weſentliche Verminderung, der 


—F 


reinen Staatseinkuͤnfte geſchehen kann, erleichten.. 

Kein Grundſtuͤck ſoll künftig, weder durch Vertrag, noch, durch letzte 
Villensverotdnung, einem Zins oder einer Rente unterworfen werden, die nicht 
loskaͤuflich ſeyen. > OR 1. Bis n— J 

23. Wenn zum Behuf der Staatsausgaben die geſetzlich beſtehenden 
Einkuͤnfte nicht hinreichen; fo ſollen die noͤthigen Auflagen moͤglichſt gleich⸗ 
maͤßig auf alles Vermoͤgen, Einkommen oder Erwerb verlegt werden. 
24. Das gegenwaͤrtig vorhandene Capitalvermoͤgen des Staates, befz 
im Betrag der große Rath beſtimmen wird, ſoll nicht angegriffen werden, 
als auf einen Beſchluß des großen Rathes mit zwei Drittel Stimmen der 
Geſammtzahl der Glieder deſſelben. — —— ee 

"Der Anteag und die Summe müſſen bei Einberufung des großen Raths 
angezeigt worden Teyn. ' 2 | ae, 

25. Der Staat fol die Oberaufficht uͤber das Armenweſen und bie 
keitung beffelben führen, und den Gemeinden durch Rath und That in der 
Verpflegung der Armen beiftehen. ZU ee A 

26. Der Staat traͤgt Sorge für den Unterhalt der Landſtraßen und 
für das Straßenweſen überhaupt, Dad Geſetz wird die baherigen Leiftun- 
gem des Staates‘ und’ der betreffenden‘ Gemeinden in billigem Verhaͤltniſſe 
näher beſtimmen. —— 
2ZJeder im Gebiete der Republik Bern angeſefſene Schweizerbuͤrger 
J * ben geſetzlichen Beſtimmungen, zum vaterlaͤndiſchen Militalrdienſte 

tet, . Eu ai Fe 5 

W. €s fol in Zukunft keine Milltaitcapitulation mit einem fremden 
Staate gefchloffen werden. | | = 

29. Die franzöfifche Sprache tft, gleich der teutſchen, die Volksſprache 
des Cantens Bern: Die teutfche Sprache macht in öffentlichen Acten und 


Urkunden die Urfprache aus. — 

In der Canzlei wird eine eigene Section zu Ueberſetzung der teutſchen 
Verhandlungen und aller Öffentlichen Bekanntmachungen ind Franzoͤſiſche nies 
dergefegt werden. Bu RER A 

‚Me Gefege, Verordnungen und allgemeine Beſchluͤſſe, und alle tiche 
rlihe Urtheile, : welche Theile: des Cantons betreffen; im denen die frange 


4 r ? 3* — aan “ Ar 
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ſiſche "Sprache: — it, folten in Biden — — * 
werden. 
IR UV RE : T itel 2 


| Stimmreht, Wählbarkeit und Wapien, — 


30., Jedes Glied, einer Gemeindscorporation im Gebiete der Republl 
Bern iſt Staatsbürger. 
31. Mm, in einer Urverſammiung der Republit Vern das Siam 
. ausüben zu fönnen, muß man: ' 
) Staatsbürger der Republit Bern, | 
2) im Gebiete derfelben wohnhaft, | Ä | 
3) nach den. Beſtimmungen des. Gefeges ehrenfähig feyn, ab | 
4) das drei und zwanzigfte Altersjahr- zurüdgelegt haben, | 
‚Unter. diefen Bedingungen und ‚den im zwei und dreißigſten * 
ausgedruͤckten Beſchraͤnkungen kann jeder Staatsbürger in den U 
fammlungen feiner Bürgergemeinde flimmen, ; 
Mer in einer Urverfammlung außer feiner. Wargergemeind⸗ fin 
will, muß überdies: 
5) feit wenigſtens zwei Jahten in der betreffenden. Gemeinde wohnha 
feyn, und 
6) den ‚ Befig . eines Grundeigmthume ober eines auf Le. 
verficherten Capitals von mindeftend fünfhundert Schrpeizenfuunte 
ſcheinigen; 
oder aber einen Pacht oder einen Miethvertrag, kraft welches ad 
nen Jahrzins von wenigſtens zweihundert Schweizerfranken bezahlt 
— oder endlich ein obrigkeitlicher Beamter, Offigier im vaterländildl 
Dienſte, oder ein Gemeindsvorgeſetzter ſeyn, oder. einen wiſſenſchaf 
„Beruf, Eraft erhaltenen ‘Patente, ausüben. 
32. Von dem Stimmrechte überhaupt, find ausgeſchloſſen: 
) Alle diejenigen, welche die in. dem ein und dreißigften Artikel gefore 
“ten Eigenfchaften nicht befigen, oder fidy in dem durch den fechfen 
, tifel. beftimmten Ausnahmsfalle :befinden ; 
. 2) die Wahnfinnigen und Blödfinnigen ; 
3) diejenigen, welche der Ehrenfähigkeit eingeftellt f ind; 
Zul ‚diejenigen, welche feit dem zurüdgelegten achtyehnten Altersjahr für fl 
ſelbſt, für ihre Weiber oder für. Kinder, deren Unterhaltung ihnen 
liegt, eine Armenfteuer beziehen oder bezogen, und. nicht zuruͤcke 
tet haben. 
33. Das Gefeg wird die Zuläffi igkeit ber Bürger anderer eidgenoͤſſi 
Cantone zur Ausübung des Stimmrechts in den Urverſammlungen nach 
Gegenrechte beftimmen, infofern dieſe eidsgenöffifhen Bürger bie für 
Staatsbürger. der. Repudlik Bern vorgefchriebenen Eigenſchaften befigen. 
34. Um zum Wahlmanne gewählt werden zu können, muß man: 
14) alle Bebingungen der Stimmfähigkeit aufweiſen 3 
2) im Bezirke ‚der. Urverſammlung angeſeſſen ſeyn, in dem bie Wal 
Statt hat, und indas Verzeichniß der ftimmfähigen Staatsbürger ei 
gefchrieben feyn. 
.$. 35. .. Um ‚in, den. großen Rath N: werden zu Fönnen, mu 
man: 


..4) das Stimmrecht in einer, Urverſammlung ausuͤben bürfen ; 
.2) das, neun, und. zwangzigſte Altersjahr zuruͤckgelegt haben/ 


= 
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‚Bein Grundeigenthum oder ein auf Orunbeigenthum: verfichertes Capital 
von wenigſtens fünftaufend, Schweizerfranken befigen. 

Von dieſer Beſcheinigung eines Vermögens find jedoch enthoben: die 
vom Stgate angeſtellten Profeſſoren, und diejenigen, welche für die arſte 
Glaffe eines wiſſenſchaftlichen Faches patentirt find, — 

4) Mit einer Stelle in dem großen Rathe find nicht vereinbar: 

a. Geiſtliche Stellen und ; geiftliche Amtsverrichtungen; . 
. b.Ginitftellen und Mititairftellen in fremden Dienften, 

36. Die Bedingungen des Stimmrechts und der MWählbarkeit zu 

den Gemeindsbeamtungen „wird; das Gefeg aufſtellen. | 


Urverfammlungen. 


37. Jede Gemeinde bildet eine Urverſammlung. Die Kirchge— 
meinden, — als zweitauſend Seelen enthalten, koͤnnen durch das 
Geſetz, der Dertlichkeit nach, in mehrere Urverfammlurigen abgetheilt werden. 

38. Jede Uryerfammlung- ernennt ‚durch geheimes Stimmenmehr je 
auf einhundert Seelen, Bevölkerung ‚einen Wahlmann. Die Bruchzahl über 
funfzig zahlt jeweilen für Einhundert. 

Eine Urperfommlung ‚von weniger als einhundert Seelen Bevölkerung 
— 

Wahlverſammlungen. 

39. Die von den Urverſammlungen eines jeden diesmaligen Amts⸗ 
gerjchtsbe zirke, fo wie die von den Urverfammlungen des Stadtbezirks Bern 
ernannten Wahlmaͤnner, bilden je eine Wahlverfammlung. 

40. Jede diefer Wahlverfammlungen erwaͤhlt die ihr nah dem 
Verhältniffe der Bevölkerung zutommende Zahl von Gliedern in dem großen 
Rath; und erfegt nachher die Austretenden, welche fie erwählt hatte. 

„41: Die Wahlen ver Glieder des großem Raths durch die Mahl: 
veſammlungen ſollen, fuͤr jede Stelle einzeln, durch geheime Abſtimmung 
und die abſolute Stimmenmehrheit geſchehen. Sie koͤnnen frei auf jeden 
Siaatsbuͤrger fallen, der, nach den Beſtimmungen des Artikels fünf und dreis 
Fig der Verfaffung, wahlfähig ifl. | 

42. Die MWahlverfammlungen find aufgelöfet, fobald fie die ihnen 
auffellenden Wählen und die allfällige Ergänzung berfelben vollendet haben, 
wenn die eine oder die amdere durch mehrfache Wahlen der gleichen Per: 
—8 Ablehnung, wegen ihrer Unguͤltigkeit oder ſonſt, dahin gefallen 
eyn ſollte 

Fuͤr nachfolgende Wahlen muß durch die Urverſammlungen eine neue 
Wahlverſammlung erwaͤhlt werden. 


Titel. 4. 
Staatsbehörden. 


Abſchnitt. 1. 
Großer Rath. | ! 


43. Der große Rath befteht aus zweihundert und vierzig Gliedern. 
Zweihundert derfelben werden duch die Wahlverfammiungen, nad) ber 
Vorſchrift der Artikel vierzig und “ein und. vierzig, frei aus allen,.nach den 
Beftimmungen des Artikels fünf und dreißig wahlfähigen, Bürgern. ernannt. 
Diefe zweihundert erwaͤhlen und ergänzen, in vordommenden Fällen, bie 
rn vierzig Glieder, ebenfalls aus allen wählbaren Staatsbürgern. 
24 


- 


4 
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Wenm abet die Einwohnerſchaft der Stadt Bern bereits! ben Dunte dau 
Geſammtheit der Glieder im großen Rathe zaͤhlt fo’ darf’ Hei der erſten 
Mahl diefer vierzig Mitgliedet und bei den hüchfolgenden Ergähzlingen de 
periodifdyen Austritte derfelben, nicht mehr als Tine Wahl: auf’ einen State 
bürger fallen, ber in Bern’ anfäffig ft, "oder "ein: Jahr‘ vor der Mahl ir 
Dir er Re N Be ne A RE 1 
Die Wahı diefer vierzig" Mitglieder und ihre Ergaͤnzung geſchleht Hund 
das geheime, abfolute Stimmenmehr. Sie wird für jedes‘ Glied Hefänder 
vorgenommen. 4 Kls Zu Re ee.) J . Zen.‘ zZ * 
Der Waͤhltag für die Wahl und Erganzimg diefer vierzig Glieder Il 
den, duch, die Wahlverfammlungen ernannten, Gliedern des großen Rathe 
wenigftens vierzehn Tage vor der Wahlverhandlung . angezeigt, umd diefel 
bei Eiden zur Beiwohnung aufgefordert werden. 0.7.5, 
44. Nach ſechs Jahten Amtsdauer tritt, ein jedes Glied det ac 
N 
Mit dem Austritte aus dem großen Mathe find alich die Stellen a 
digt, die das austretende Glied bekleidete, inſofern fie durch ‚ein Glied dr 
großen Rathes bekleidet werden müffen.. * 


Die Glieder des groͤßen Mäthes werden in die Glaffen eingethellt, m 
welchen je eine alle zwei Jahre am ein und breißigften December auetrl 
und duch die vorher geſchehenen Wahlen erſetzt wird. 
Wenn ein Glied des großen, Rathes, vor, bee Vollendung; feinep Ant 
‚Dauer erfegt werden muß ; jo kommt das an feiner Stelle ernannte, in 
Claſſe des ausgetretenen,, und muß bann, fpäterhin. auch mit, diefer, Cal 
BERtTIEN.. 4 Free Be ae lee 
| Jedes austretende Glied des großen Rathes iſt fogleich wieder mahhit 
45. Die Mitglieder. des großen Nathes find Stellvertreter der 
fammtheit des Volkes. und nicht ‚der Wahlbezirke, durch welche fie, gem 
worden, Sie follen glfo mad) ihrer Meberzeugung für das Wohl, bes Gi 
‚zen flimmen und dürfen. feine Inſtructign annehmen. u, 
46. Die Mitglieder, des, großen Rathes beziehen keine Befoldung. 

° Diejenigen Glieder, die wegen auferordentlicher Dauer ‚der. Sigung 
‚mehr als eine Woche im Winter und eine Woche im Sommer in der Haty 
ſtadt zubringen, beziehen für die mehrere Zeit eine, auf, den Zag. berednd 
‚Entfhädigung, die das Geſet beftimmen wird... . u... un. aeg r 

eu, 
dia 


i Dieſe Glieder. haben auch Znfpri anf eine, durch, das SH 
ſtimmende, Entfhädignng für die nothwendigen Neifen zum 
Sigungen, Eh ae ee ran Fr: 
47. Ein Landamman, als erſter Ötagtöpeamter, praſiditt ben ‚gm 
Gen Rath, 2 Para bir An u ati 

Er wird duch das geheime und abfolute Stimmenmehr von dem gi 
fen Nathe aus feiner Mitte; jedoh mit Ausfhluß der Glieder des Rey 
rungsrathes, gewählt. | ER 

Der Landamman tritt fein Amt auf den erſten Januar an, Nad 
Ablauf eines Jahres bezieht er die Stelle’ im großen Rathe wieder, aus de 
er zum Landamman erwählt ‚wurde, und iſt für. das nächitfolgende Jah 
nicht wieder wählbar. - ; BEL OEL 

Auf die gleiche Weife und. unter den gleichen Bedingungen erwaͤhlt de 
große Rath einen Wicepräfidenten. u | DR Be DE > 
48; Der Staatsfchreiber oder in feiner Abwefenheit je der er 

Canzleibenmte im Range, beſorgt die Canzleigeſchaͤfte für den großen Rath 
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Den Stagtsſchtriber wird wong großem Rathe, durch has geheime, ab⸗ 
u Stimmenmehru:frei;-aug allen Staatsbuͤrgern ber. Republik etwaͤhlt. 
)ie Dauer feing& Amtes iſt ſechs Jahre ; na Auaavſ derſelben ie er aber 
en — — | 


‚hat; daß, Stänmredt- — Rathe nur dann, 
enn 2 "ich befiel en iſt. 

49. Der große Rath kann nur:-biejenigen , Antäurrrichtingen einer 
den: Behörde: ‚oder, Beamtung übertragen, deren -‚Webertragung bereits durch 
Staatsverfaſſung geſchieht, oder die er micht kraft der Staatsverfafjung 
bit ausüben muß. 

50; Als; unübertragbar muß. der große Rath bie machfolgenben Se: 
nfände, felbft, behandeln und ‚entfcheiden: | 
1), Die ;Erfaffung, - ‚Erläuterung, Abänderung und ufpebung von; ‚Belegen 

und allgemeinen, bleibenden Derordnungen, - 

) Jede gänzliche Erlaffung und jede gänzliche Umtanblung einer, durch 
ein peinliches Urtheil ausgeſprochenen, Straffee. 

3) Diſpenſation von, gefeglihen Ehehinderniſſen. 

4) Die Errichtung einer neuen, bleibenden und beloldeten Ste, fo wie 
die Beſt immung ihrar Beſoldung. ER (ac 

5) Die Entſcheidung über flreitige ober formmibrige Wein ·do Bas 
verſammlungen ‚und dei, Regierungsrathes. 

6) Die Beurtheilung vo ‚Gampetengitritigfeiten wilden: Wanjepungsbe 
hoͤrden und Gerichtsſtellen. 

Die Beſtimmungen des jährlichen Voranſchlages (Budget) üben das 
muthmaßůche Einnehmen. und Ausgeben des: Stanteg;' —— 

d Die Unterſuchung und Genehmigung der, Staatsrechnung. 

9) Die Ausfchreibung von Steuern und Abgaben. 

0) ‚Die Anleihen des Stagtes, welche nicht, als bloße Dorf, * 

Albrechnung im gleichen, Jahre getilgt werden. 

1) Die Anwendung von Geldern im, Auslande, welche,die,. ‚Summe, 208 
zehntaufend Schweizerfranken uͤberſteigen, und dieiengen im — 
unter dem Zinsfuße von, vier ‚von Einhundgkt: ug 3° 

2) Die Beftätigung aller Verträge für Sabjieferungen um) ber 3 
Pacht; der, Poſten. 

3) Die Betätigung aller Verträge, duch welche ein Srundeigenthum dee 
Staqtes, ‚ein Zehnten "oder, ein Grundzins erworben. oder vetaͤußert 
wird; wenn im, erjieun Sala, der Erwerbungspreis zehntaufend Schwei⸗ 
zerfranken uͤberſteigt, und im letztern dex Werth 96 m... Ban 
als viertaufend Schweizerfranken beträgt, s. < « 

4) Der Entſcheid uͤber alle ge welche cn, nicht bereits im 
zerfranken derurfachen: — 

5) Die Ertheilung aller außen Geatifictiomen, welche. eintanfend 
Schꝛpeizerfranken uͤberſteigen. 

6) Der Entſcheid über Angreifung des. (Gopitatvermögeng dns Sinntes, u 
‚Holge. des, Artikels vierundzwanzig der Verfaſſung. + 

T) Alte Vorſchriften über Schrot, Korn und ‚Wertpung - 0 inländifchen 
Geldforten,. und uͤbet das Verhaͤltniß der auslaͤndiſchen zu den inlaͤn⸗ 
diſchen Sorten. 

8) Die allgemeine Kriegsverfaffung des Gantond, Die‘ Verordnungen 
über die Verpflichtung zum Militairdienfte, uͤber die Organiſation, 
Competenz und Prozeßform der Kriegsgerichte. Kr 
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49) Die Aufſtellung und Entlaſſung eines ſtehenden Trppenetps, 

20) Die erſte Ernennung der Abgeordneten "auf eine eidgenoͤſſiſche Tag 
fagung und. die: erfte Inftruction derfelben, ſo wie die Abaho⸗ und 

Beurtheilung ihres Berichts. 

21) Die Ettheilung der: Standesftimme für Kriegeetirungen nf drie 
densſchluͤſſe. 

22) Die Abfchliefung oder Genehmigung aller Verträge mit andern Staa⸗ 

{ ten, inſofern fie nach dem Bundesvertrage den einzelnen Gantonen ji 

‚ ftehen, fo wie die- Ratification der Befchlüffe der eidgenöffifchen Tag: 
fagung. 

23) Ale Wahlen für eine Stelle, deren Wirkungskreis fich Über das gang 
Gebiet der Republik erftredt, oder die aus dem Mittel des großen 
Rathes ſelbſt getroffen werden müffen, oder die endlich; dem großen 
Mathe durch die Staatoverſaſſung oder durch beſondere Geſetze über 
gen find. - 

24) Die Ernennung des: Commandanten eines im - Cantonaldienfte aufge⸗ 
. flellten Truppencorps und aller Officiers, welche einen hoͤhern Rang 
"alssdenjenigen eines Hauptmanns haben. 

25) Die oberſte Auffi icht uͤber die Verwaltung und die Sereqheigten⸗ 
pflege! 

51. Der Megierungsrath fol dem Bandadrmannt, -fo oft es diefer ver 
langt, von allen feinen Verhandlungen Kenntniß geben, 


15 


52. Jedes Glied des großen Rathes hat das Rectht, ſchriftlich kn | 


Antrag zur Berathung eines Gegenftandes zu machen; das gleiche Necht hat 
auch .ein jedes Departement des Negierungsrathes in Bezug auf Gegenflände 
feines Amtskreiſes und der Regierungeratt in Bezug auf alle Gegenſtinhe 
ohne Ausnahme. 

Die Antraͤge eines einzelnen Gliedes möäffen, nad der. Anerkennung ih⸗ 
ver Erheblichkeit, zur Vorberathung an den Regierungsrath gewieſen werden, 
bevor über dieſelben entichieden werden kann. 


Die Anträge eines Departement? müffen durch den Regierungsrath von 


berathen und mit dem Gutachten befjefbeh dem großen Rathe zum Entſcheide 
Vorgetragen werden. 
53... Der große Rath kann alle an ihn gelangende Anträge genehmis 
gen, abändern oder vermerfen. 
} 54. Jeder Entwurf eines Geſetzbuches ſoll vor der endlichen Berathung 
durch den großen Rath gedrudt und befarnt gemacht werden, dantit der Ge 
feggeber die Anfichten des Landes darüber vernehmen und beruͤckſichtigen 
möge, zu welchem Ende das Gefes eine hinreichende Friſt beftimmen mir. 
- 55. Der große Rath forgt für die allgemeine Bekanntmachung feine 
Verhandlungen, des jährlihen Votanſchlags der Einnahmen und Ausgaben 
des. Staates, der Hauptergebnifje der Staatsrechnung und einer jährlichen 
Ueberſicht über die ganze Staatsverwaltung. 
56. Die Sigungen des großen Rathes find in der Regel öffentlich. 
Das Reglement wird die Ausführung dieſes Grundfages beftimmen. 
57. Der große Rath verfammelt fi zu Beſeitigung der vor benfelben 
gehörenden Gefchäfte jährlich zweimal zu ordentlichen Sigungen. 
Außerordentlich fol er durch den Landamman zufammenberufen werden: 
4) wenn der Landamman felbft es nöthig findet; 
2) wenn es von Seite des Regierungsrathes verlangt wird, und 


3) wenn zwanzig Glieder des großen Rathes die Zufammenbermfung bie: 
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Br hoͤchſten Behörde durch einen ſchriſtlichen, metloicten — be⸗ 
gehren. 


Abſchnitt I a 
Bollziehungsgewalt. BEER Ä 


Ein Regierungsrath, "durch die geheime, abſolute — 
heit = dem großen Rathe aus feiner Mitte erwaͤhlt, bildet die oberſte Voll⸗ 
ziehungsbehörde, 

59, Der Regterungsrach befteht aus dem Schultheißen, als Praͤſiden⸗ 
ten, und ſechszehn Gliedern, welche, fo wie der Schultheiß, durch dieſe Er: 
nennung ihre Eigenfchaft und Rechte als Mitglieder des großen Rathes nicht 
verlieren, aber auch in den Sigungen. bdeffelben fein Vorrecht und feinen 
Vorrang vor den Übrigen Mitgliedern’ haben. 

Ihre Amtsdauer ift auf die Zeit befchränkt, während welcher fi f e Mi 
glieder des großen Rathes find. 

Wenn fie wieder in den großen Rath ermwählt werden; fo find fie Tor 
gleich audy wieder wählbar in den Regierungsrath. 

60. Der Regierungsrath beforgt alle Theile der Staatsverwaltung, fo 
wie überhaupt die Führung der Negierungsgefchäfte, und legt dem großen 
Rathe alljährlich, oder fo oft es bdiefer fordert, darüber Rechenſchaft ab. 

Er wacht über alle höhere Intereſſen des Staates, und trifft zu Hands 
habung der gefeglichen Ordnung : die 'nöthig erachteten Vorkehrungen. : In 
Sällen von dringender, plöglicher Gefahr kann er. die vorläufigen militairi⸗ 
ſchen Sicherheitdmaßregeln anwenden. Er foll aber alſogleich dem großen 
Rathe davon Kenntniß geben, und feinen Entfcheid über die meitern, den Um 
Rinden angemefjenen Vorkehrungen abwarten, 

u = Der Schultheiß kann nicht zugleich Landamman der Repu⸗ 
eyn. 

Er wird von dem großen Rathe, aus der Mitte «des Regierungsrathes, 
dutch das geheime abfolute Stimmenmehr je auf ein Jahr erwählt. ae 
das nüchftfolgende Jahr ift er nicht ‚wieder mählbar. 

Die Amtszeit des Schultheißen fängt je den 1. Januar an. 

62. Als Stellvertreter des Schultheißen erwählt der große Rath, eben: 
falls durch die geheime, abfolute Stimmenmehrheit und unter den nämlichen 
Bedingungen, einen Vicepräfidenten. 

63. Im Regierungscath dürfen nicht zu gleicher Zeit fi figen: 

I) Vater und Sohn; 

2), Schwiegervater und Tochtermann; 
3) Brüder und Halbbrüder; 

4) Schwäger; 

9) Oheim und Neffe im Gebtüt. 

Trennung der Ehe hebt den Ausſchluß der Schwägerfchaft nicht auf, 

64. Das Gefes wird den Betrag des Gehaltes des Schultheifen und 
der Mitglieder des Regierungsrathes, fo wie die Gehaltszulage der Praͤſiden⸗ 
im der Departemente beſtimmen. 

65. Unter dem Regierungsrathe ſtehen ſieben Departemente, zu Vor: 
behaltung der Geſchaͤfte und zu Vollziehung der an ſie gelangenden Auftraͤge, 
welche durch das abſolute und geheime Stimmenmehr von dem großen Rathe 
erwaͤhlt werden. Nämlich: 

Ein diplomatiſches Departement. 
2) Ein Departement des Innern. 
9 Ein Juſtiz- und Polizeidepartement. 
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er. 4) Lin Finanzdepartemen Wr Bid‘ Tu le e 
5) Ein Erziehungsdepartemgnt. . get 


Era 
6) Ein Militairdepartement, — 
7) Ein Baudepartement, "7 an 
1.66, Der -Präfident und der en der” Departemente můſſen 
aus der Mitte des Regierungsrathes etwaͤhlt werden. a ma man 


„Das, Geſetz beftimmt die, innere Drganifation und die Amt sbenlchan⸗ | 
gen diefer Departemente, fo" wie die Zahl und die Amtsdauet Ihrer, Glieder, 
Doch foll nie die Mehrzapt eines Departements aus Mitgliedern des Ne 
gletungsrathes beftehen. 


67. Das Geſetz ordnet die Berhältniffe, ber Kanziet, des Ragiruge 
rathes und. der Secretariate der Departemente, 


"68. Ale Befchlüffe des Regierungsrathes, die fi & auf eingeht, ‚Per 
ſonen ober Gorporationen beziehen, follen motipirt werden, Ei: 

69. Der große Rath erwaͤhlt alljaͤhrlich durch das geheime. und abſo⸗ 

lute Stimmenmehr ſechszehn ‚Glieder aus feiner Mitte, die nicht Glieder dd 
Regierungsrathes find, um: an. allen Vorberathungen über Verfaffungsgegen⸗ 
ſtaͤnde und über Geſetze, die ſich aufsden Staatsorganismus beziehen, san 
ben Wahlen des Regierungsrathes, welche das Geſetz beſtimmen wird, und 
endlich an den. Verhandlungen über) die: Beftätigung oder Abberufung berjen: | 
gen. Staatsbenmten, zu. deren Erwählung fie mitgewirkt: haben, mit gleichen 
Rechte ‚wie die. ordentlichen ‚lieder des: Regierungsrathes, Theil: zu nehmen | 
in Die rgleichen ſechszehn Glieder Eönnen "in dem’ darauf folgenden Jahte 
nicht wieder gewählt werden. Sie dürfen weder unter ſich, noch mit einem 
Gliede des Regierungsrathes in einem! Grade verwandt oder verſchwoaͤgert 
fein ‚ welchen der Artikel 63 ausfchließt. 
* 70: ‚Der mit den Sechszehnern vereinte Regierungsrath ernennt’ burd) 
geheimes, aber abfolutes Stimmenmehr aus - der Geſammtheit aller Staats⸗ 
bürger, für jeden Amtsbezirk einen’ Regierungsſtatthalter, welcher unter dit 
Zeitung des Regierungsrathes- die Vollziehung der-Gefege und Werordnungen, 
die Verwaltung und die Polizei in dem Amtsbezirke beforgt, inſoweit diefe 
nicht ausprüdlich einer andern Behörde oder Veamtung für den einen odt 
andern Zweig übertragen find. 

71. Die Amtsdauer : des Regietungoſtatthalters iſt auf ſechs Jahre 
feſtgeſetzt. Er iſt ſogleich wieder waͤhlbar, jedoch nicht fuͤr den gleichen Amts⸗ 
bezirk; es ſei denn, daß ſeine Viedeeerwaͤhlung von der Wahlverſammlung 
dieſes Amtsbezirkes gewuͤnſcht werde. 

Das Geſetz beſtimmt ſeine Amtsbefugniffe und Pflichten, die Organi⸗ 
fation feiner — und feinen Gehalt, der mit feinen Spotteln verbunden 
feyn fol, 

72, Die nöthigen Unterftatthalter werden aus einem doppelten Worfchlage 
der flimmfähigen Glieder der Gemeinden des Bezirks feiner Amtsverwaltung, 
bei welchem jedoch die Worgefegten nicht mitfiimmen, und aus einem dop 
pelten Vorſchlage der ſaͤmmtlichen Vorgeſetzten des nämlichen Beitet, von 
dem Regierungsftatthalter gewählt. 

Die Amtsdauer der. Unterftatthalter - ift auf vier Fahre Ffteftt; —* 
ben ſind aber ſogleich wieder waͤhlbar. 

Wird ein Gemeindsvorgeſetzter zum Unterſtatthalter dmannt; fo hl et 
auf, Gemeindsvorgeſetzter zu ſeyn; doch kann er fogteich ioisder alt Ale 
erwaͤhlt werden. 
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. Der N va erwaͤhlt aus allen Staatsbuͤrgern, Det, die in 

U a 35. det Verfaſſung votgeſchriebenen Eigenſchaften haben, die zus 
ei te tökundige Männer und beider Sprahen mädhtig find, duch. das 
geheime und abſolute Stimmenmehr fuͤr die ganze Republik ein Obergericht, 
Beier aug einem Präfidenten und zehn. Mitgliedern befteht. 

uf. die gleiche Weife ernennt et zu Vertretung abwefender Mitglieder vier 
Euppfeanten durch. dag, geheime, äbfolute- Stimimienmehr, 

‚Der Vicepräfident des Obergerichts wird durch das geheime und abſo⸗ 
lute Stimmenmehr des Obergerichtes ſelbſt aus feiner Mitte erwaͤhlt. 

"74." Die Amtsdauer des Praͤſidenten iſt fünf, und die. eines jeden 
Obertichters funfzehn Jahre. Die letztern werden zum’ allmähligen Austritte 
in drei" Claſſen getheilt, von denen ‘je eme alle fünf Fahre austritt. Der 
Präftdent, fo mie die austretenden Glieder, find fogleich wieder wählbar. - ‘ 
75,0. Der Ausſchluß wegen Berwandefchäft. oder Schwägerfäjaft hat für 
das Obergericht gleich Statt, wie für den Regierungsrath. 

976 Dem: Obetgerithte wird ein’ Staatsanwalt” als" öffentlicher Anklaͤ⸗ 
gerbeigeordnet/ deſſen Amtsdauer, Eigenſchaften, Wahl und Tmntaptterige 
tungen das Gefeg beftimmt. 

‘IT. Eben ſo wird das ‚Gefeg die Drganifation ber. Kanglei des Ober: 
gerichts, wie auch die Gehalte des Praͤſidenten, der Oberrichtet, ag Staats 
— und der Kanzleibeamten beſtimmen. 

Das Obergericht entſcheidet in hoͤchſter Inſtanz alle Streitfälle, 
die Pr Serichtsftande nicht ausdruͤcklich durch die. Berfaffung . oder durch 
dad Gefeg entzogen find, und .die wor. ſelbiges appellirt werden. Es beurs 
theitt in höchfter Inſtanz alle vor daſſelbe gezogene. Fehler und: Vergehen, 
die nicht der Competenz einer untern, Gerichtsbehörde unterliegen. : Es beur- 
theilt endlich in hoͤchſter Inſtanz alle Verbrechen ohne. Ausnahme... ; 

In allen Straffällen foll- das Dbergeriht, falls der Angefchulbigte fich 
felbft zu vertheidigen oder vertheidigen zu laſſen begehrt, erft nach Anhörung 
der Vertheidigung urtheilen. 

Wenn es fih um ein Verbrechen: handelt, welches die Todesſtrafe zur 
Folge haben kann; fo follen bie vier Suppleanten an den Verhandlungen des 
Dbergerichts Theil nehmen und bei der Ausfällung des Urtheild mitftimmen. 

Sollten die Suppleanten nicht hinreichen,. um die. gefeglich vorgefchrie= 
dene Zahl der Richter zu vervollſtaͤndigen; ſo wird dieſe Vervollſtaͤndigung 
auf eine durch das Geſetz zu beſtimmende Weiſe Statt finden. 

Eben ſo wird das Geſetz die innere Organiſation des Obergerichts und 
feinen Gefchäftsgang ordnen. 

79. Die Sigungen des Obergerichts find, Öffentlich, ausgenommen in 
Faͤllen, wo das Staatswohl oder die Sittlichkeit eine Öffentliche Verhandlung 
unterfagen. Während der Dauer der Berathung und der Ausfällung des 
Urtheils treten aber die Zuhörer, die Parteien und ihre Anwälte ab. 

80. Dem ‚Gefege ift vorbehalten, für das ganze Gebiet der Republik 
hoͤchſtens ſechs peinliche Gerichte aufzuftellen, welche alle Verbrechen erftins 
ſtanzlich beurteilen. gr 

Ihre Zahl, Drganifation, ihre Amtsbefugniffe und ihren Gefchäftsgang, 
fo wie die Aufftellung eines Unterfuchungsrichters in jedem dieſer Gerichts: 
bezitke, wird das Geſetz beftimmen. 

81. Sn jedem Amtsbezirke und in jedem durch das Geſetz ausnahms⸗ 
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weife bezeichneten Gerichtskreiſe iſt ein Amtsgericht, welches aus einem Praͤ⸗ 
fidenten, vier Amtsrichtern und zwei Suppleanten befteht. 

82. Zur Wahlfaͤhigkeit für die Stelle eines Mitgliedes bes Aımtöges 
tichts oder eines Suppfeanten ift, nebft den Eigenſchaften zur Stimmfähig— 
keit in einer Urverfammlung, das Alter von zuruůcgelegten neun und san 
Jahren erforderlich. | 

Der Präfident fol Überdies ein rechtskundiger Mann ſeyn. 

83. Die Wahlverſammlung des Bezitks, welchen es betrifft, trat 
für die Erwaͤhlung des Präfidenten des . Amtsgericht?‘ einen doppelten. Von 
fhlag. Diefer kann durch das Obergericht mit zwei Candidaten vermehtt 
werden. Aus dieſem doppelten oder vierfachen Vorſchlage waͤhlt der Regie 
rungsrath, vereint mit den Sechszehnern, den Praͤſidenten des Amtsgetichts. 
84. Die vier Amtsrichter und die zwei Suppleanten werden durch ge 


heimes und abfolutes Stimmenmeht von der BBapiverfammlung des Gerichts⸗ 
bezirkes ernannt. 


Die gleichen Grabe von Verwandtſchaft und der Schwaͤgerſchaft ſchlit⸗ 
fen aus, wie bei dem Obergerichte. 

85. Die Amtsdauer des Präfidenten, ber Amtsrichter und der Sup 
pleanten iſt ſechs Jahre, Der Eine und die Anden find aber ſogleich wie⸗ 
der waͤhlbar. | 
886. Das Gefeg wird die Drganifation, ben Geſchaͤftsgang und bie 
Gehalte des Präfidenten, fo wie der Amtsrichter, beftimmen. Diefe Gehalt 
bürfen weder für den Einen, noch für den. Andern in Sporteln beſtehen. 

87. Das Amtsgericht beurtheilt in erfter Inſtanz alle Streitfaͤlle, die 
feinem Gerichtsſtande nicht ausdrücklich entzogen find, und ohne Appellati 
diejenigen, welche das Gefeg feiner Competenz unterwerfen wird. Es b 
theilt auf die gleiche Weife die Vergehen. 

Es beurtheilt endlich in erſter Inſtanz alle Verbrechen, bis bie peinl 
chen Gerichte aufgeftellt find. 

Sn allen Straffällen fol das Gericht, falls ber Angeſchuldigte fich ſelbſt 
zu vertheidigen oder vertheidigen zu laſſen begehrt, erſt nach Anhörung bet 
Dertheidigung urtheilen. 

Die Beflimmungen des Artikels 79, die Deffentlichkeit - dev Vethand⸗ 
kungen betreffend, find auch auf bie: Amtögerichte anwendbar, | 

88, Der Präfident einzig perficht die Amtsverrichtungen, melde bad 
Givilgefegbuch dem Richter überträgt. 

Er beurtheilt ferner als Polizeirichter diejenigen Fehler oder Frevel, bie 
nicht in die Glaffe der Vergehen fallen, und zwar die geringften, welche das 
Gefeg feiner Competenz unterwerfen wird, in legter Inſtanz, und mit Vor 
behalt der Meitersziehung, unmittelbar vor das Obergericht, diejenigen, welde 
diefe Competenz nad dem Gefege überfteigen. 

89. Das Gefeg fol Über die Anftalten von Friedensrichtern oder Frie⸗ 
bensgerichten die angemefjenen Verfügungen treffen. 

90, Eben fo fol das Geſetz die möthige Anzahl von Handelsgerichten 
aufſtellen, fo wie Kriegsgerichte für Militairperſonen im activen Dienſte. 
Die Einrichtung, die Amtsbefugniſſe und den Gefchäftsgang von beider 
wird das Geſetz gleichfalls beftimmen. 

91. Außer den in der Verfaſſung benannten Gerichtöftellen ud keine 
errichtet oder angerufen werden. 

92. Alle Urtheile follen motivirt werben. 
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03, Die Ba Eintheilung der Amtsbezicke in Kirchfpiele und 
Gemeinden bleibt beibehalten. Diefelde kann nur durch das Geſetz, nach jes 
weiliger Anhörung der Betheiligten,. abgeändert werden. 

94.. Die Gemeindsverfammlungen wählen die. ſaͤmmtlichen Gemeindss 
vorgefegten, Die Amtsdauer der Letztern ſoll hoͤchſtens auf ſechs Jahre feſt⸗ 
gefegt werden; jedoch ſind dieſelben fogleich nieder waͤhlbar. 

Sn jeder Kirchgemeinde oder jedem Gemeindsvereine follen je nach ben 
Beduͤrfniſſen, die zur Beſorgung der Gemeindsangelegenheiten im Allgemeinen, 
des Vormundſchaftsweſens, der. Armenpflege, der Ortspoligei, der Sittenpo⸗ 
lizei, deß Schulweſens, fo wie der nicht ftreitigen Gerichtsbarkeit. erforderlis 
hen Gemeindsbehörden nad) Anleitung des Gefeges aufgeſtellt werden, | 

Ale. Gemeindsverfaffungen müffen der Genehmigung des Megierungss 
tathes unterworfen werden, welcher befugt feyn foll, aus befondern Gründen, 
jedoch nur in Betreff der Droyanifation der Behörden, Abweihungen von ber 
gewöhnlichen Regel zu geftatten. 

Alle Bürgergüter follen ansfchliegfich unter det Verwaltung der Bürger 
der betreffenden. Gemeinde ftehen; auch follen fie als Privateigenthunn ange 
[eben werden, über welches die Negierung blos das Recht ber Oberaufſi cht 
auszuüben hat. | 

Zitel 95. 


Veränderung der Berfaffung. 


9. Bor dem Ablaufe von ſechs Jahren, von der Einfegung be8 gro⸗ 
ion Rathes am gerechnet, ſoll kein Antrag auf Veraͤnderung der Verfaſſung 
abgenommen werden: - 

96. Mach Berfluß diefer ſechs Jahre Eönnen Abänderungen der Ver⸗ 
faſſing auf dem Wege der Geſetzgebung Statt haben. 

Ein Gefe,; soorfchlag dieſer Art iſt einer zweimaligen Berathung ducch 
den großen Rath zu unterwerfen, welcher zu diefen Berathungen in der Zahl 
don wenigſtens zwei Dritteln dee Geſammtzahl feiner Mitglieder verfammelt 
ſeyn muß. Es foll auch die zweite Berathung nicht früher, als nah Vers 
fuß eines Jahres nach der erften Statt finden. 

Wird alsdann der Vorſchlag ganz oder mir Abaͤnderungen angenommen ; 
fo ift das diesörtige Gefeg der Gefammtheit der Staatsbürger in dem Urvers 
ſammlungen zut Annahme oder Verwerfung vorzulegen. Wird der Geſetzes⸗ 
borfhlag von der Mehrzahl der in den fämmtlihen Urverfammlungen ſtim⸗ 
mmden Staatsbürger angenommen; fo foll derfelbe von diefer Annahme hin⸗ 
or gleiche Kraft und Unverlegbarkeit haben, tie alle andere Artikel der 

affung. 

Alſo berathen und endlich beſchloſſen in Bern, den 6. Juli 1831. 

Der Praͤſident bes Verfaſſungstathes: 
Tſcharner. 
„Di Secretaits des Verfaſſungsrathes: 
. A. Watt, NR. Wyß. 
. Neuhaus Joh. Ludw. Schnell 

(Den 31, Zuli wurde über diefe Verfaffung abgeftimmt. Am 5. Au: _ 
suft hat die Standescommifjion das Ergebniß ber Abſtimmung ausgemittelt 
und in einer Promulgationsurfunde bekannt gemacht, daß die Verfaſſung 
mit 27802 gegen 2152 angenommen worden fep.) 


FE 
j >> .J 


378 TEST 142, Micaamı anf}. 


C) Staatöverfaffungsobes Brundgefeg des Can 
tons Lucern vom" 8 Januar 1831. 


he ie: 4,6 ** a, SC en 
hie er ud rd ee Titer, de Sn. yelsd 

— Urigemeine Grundfaͤtze. er at mi,u 

Der "Canton Lucern iſt ein Feeiſtoat mit einer Bu: reyti⸗ 

OR Betefiä, und als felhe, ‚ein Biunbesglicd der ſchwehertchen Eis 


genoſſenſchaf 
| yiaig an ‚Di chriſt⸗ katholiſche Rluglon iſt die Rellgion des "Stadte und 
nn ne ie Souvsrainetät beruht i in ber. Sefümbiheit des Volkes; äh | 


fie duch, feine, den sonftitutionellen, Formen "gemäß ernannten, Steloate | 


ter..auß, 

4. Es giebt im Canton Lucern keine Vorrechte weder der Orte, ned 
der Geburt, ber Perfonen oder Familien, ſondern alle Bürger fi ind an, poll 
tifchen Rechten und vor dem Geſetze gleich. 

Jeder hat, wenn er bie. exſprdeeiichen Eigenſchaften beſi ht, Zutritt nt 
allen, tellen und a > ee 
5.. Niemand kann, ‚gericht tif verfolgt, ober verhaftet erden, "ars in dei 


buch das Geſetz vorgefehenen Fallen und in der durch daffelbe‘ botgeſchriche | 


nen Form 
Niemand darf feinem ordentlichen‘ Richter entzogen werden. 


6. Die Verfaſſung ſichert die Freiheit der Preſſe und der Meinungh | 


aͤußerung fo wie das freie Petitionsrecht. ? 

Das Geſetz beftaft den Mißbrauch, diefer Freiheiten, 

7. Die Berfaffung fichert die Unverletzlichkeit des. Eigenthums, jr 
bie gerechte Entfhädigung für die Güter, deren Aufopferung das öffentliche 
Intereſſe fordern ſollte. 


8. Die Verfaſſung gewaͤhrleiſtet die fortdauernde Loskaͤuflichkeit det 


Zehnten und Grundzinſe. 
Der Boden foll mit keiner nicht loskaͤuflichen Laſt belegt ſeyn oder be 
legt werden. 

Alle perſoͤnliche und dingliche Leiſtungen, welche ſeit dem Jahre 17% 
unterblieben find, wie Fall, Ehrſchatz u. dgl, bleiben abgefchafft, 
9. Das Gefeg forget für den öffentlichen Unterricht. - 

10. Keine politifche Stelle oder Beamtung im Staate wird auf fe 

benszeit ertheilt. 

Dagegen kann Eein folder Beamter oder Angeſtellter ohne Grund, vor 
Ablauf der Amtsdauer, entfegt oder entlaffen werden, 

Megen Verbrechen oder Vergehen erfolgt die Entfegung durch eichterfi 
ches Urtheil. = 

Wegen notorifcher Untauglichkeit erfolgt die Entlaffung, nach genaut 
Unterfuhung, duch Regierungsfchlußnahme. 

: 11. Seder Bürger ift zur Vertheidigung des Waterlandes verpflichtel. 


Seder im- Ganfone wohnende Sqhtheizer kann ebenfalls zu Militairdien⸗ 


ſten angehalten werden. 


12. In Zutunft follen keine Mititaircapitulationen mehr mit fremden 


Staaten abgefchloffen werden. 


13. Keine Magifttatsperfon des Freiſtaats darf von nun an buͤrger⸗ 
liche oder Militairftellen, Titel, Orden oder Penfionen von fremden Staaten 


— 
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amehmen Die: Annahmẽ ſolcher wind als Verzichtleiſtuugnauf die betreffonbe 


Stelle in dem Freiſtaate betrachtet. En nun 
Wer don nun an mach dem’ Auslande ſich begiebt und mit Linen Orden, 
Titel oder einer· Penfton von einem fremden; Staate zurückkehrt, hat⸗ bevor 
er eine Magiſttatsſtelle bekleiden kann, hierauf Verzicht zu leiſtenz ſo Wie 
* Diejenigen, welche, ohne in das: Ausland ſich zu‘ —— eine ſolche 
Ausjeichnung oder Penſion von jetzt am annehmen wuͤrden 
14. Jeder Buͤrger des Cantons kann das Buͤrgerrecht pe Stade: Lü⸗ 
cern, fo wie jeder andern Gemeinde des Gantens, — nach geſttuchen Beſtim⸗ 


— an 19 RI: 11.8 
’ u}? ‚4 2: K 
Hi en 1 me on? ‚Titel 2, RENNEN niit Brgde 


Von den öffenttigen Gewatten‘ 1 — den A 
A. Meberhaupt. re an 


157: Die Ausübung der Höchften, fouverainen Gewalt wi einem 0 
fen Rathe von hundert Mitgliedern übertragen. 3 TU: 

Diefer überträgt die hoͤchſte vollziehende Gewalt einem Uses Rathe 
von funfzehn Mitgliedern, und die hoͤchſte richterliche Gewalt einem — 
tionsgetichte von dreizehn Mitgliedern, 

16. Die vollziehende.umd richterliche Gewalt — nie bereinigt, "bie 
Grenzen dieſer Gewalten muͤſſen durch das Geſetz ſorgfoaͤltig ausgeſchieden und 
die Verantwortlichkeit aller öffentlichen Beamten muß Bund, deſſelte genau 


beſtimmt werden. 


17. Bei allfaͤlligen Gonflicten zwifchen ber vofeenden ı und > site 
in Geal entſcheidet der große Rath. Sg rad ne) 


B. Großer Rath ı 0 20,3 Iudh 


18, * große Rath erlaͤßt und eiläutert die Geſetze und Berk 
nungen, 

Er . beftimmt jährlic den Voranſchlag (Budget) der, Einnahmen und 
Ausgaben des Staats, und bewilligt gleichzeitig die Erhebung der ‚Auflagen 
und Abgaben, welche zu Beſtreitung der Stautsbedürfniffe erforderlich find. 

Er unterfucht die alljährlich abzulegenden Staatsrehnungen, und ertheift 
denſelben, wenn fie. von ihm woohlgeftellt und richtig befunden worden fir nd, 
fine Genehmigung. Die allgemeine Ueberſicht derfelben wird jaͤhtlich durch 
din Drud bekannt gemacht. 

Ohne Bewilligung des großen Raths darf kein Darleihen fir den 
Staat aufgenommen, Eeine Bürgfchaft eingegangen und kein Anleihen an 
dad Ausland gemacht werden, fo mie auch Fein Ankauf und Verkauf von 
Staats-, Kirchen- und geiſtlichen Gütern Statt finden, 

Der große Rath läßt fi über die Vollziehung der Geſetze, Verordnuns 
gen und ‚anderer von ihm ausgehenden Beſchluͤſſe, fo wie über alle Theile 
der Staatsverwaltung Rechenſchaft ablegen. 

Er ernennt. die Abgefändten des Canton auf bie ordentlichen und au⸗ 
ßetordentlichen Tagſatzungen und beſtimmt den Auftrag dieſer Abgeſandten. 

Er ſchließt mit andern Staaten und Cantonen Verkommmniſſe, die nicht 
wider dag Glundgefetz des Cantons und die Bundesverlaſſung ſtteiten. * 

So oft, Behufs der innern Ruhe ober. zur Erflilung "der Bundes: 
—— Truppen —— werden, ſoll der yeope — gleichzeitig einbe⸗ 

rden. 

Er uͤbt endlich das Begnadigungbrecht und. —— Handlungen, 


660 rn Me. r 
welche der hoͤchſten fielpertsetenden Behoͤrde des (usa. But nen 


. aus, 

AI: Dee. große Rath mirb praͤſidirt durch ein: Mitglied deifeiben. 
‚20... Die Sigungen des großen Rathes find der Regel nad) öffentlich. 
Doch kann die geheime Sitzung beſchloſſen werden; mas durch das Rigle 
ment des großen Rathes naͤher beſtimmt werden ſoll. 

21. Der große Rath verſammelt ſich ordentlicher Weiſe dreimal de 


ahrs. | 

Außerordentlich wird derſelbe durch den kleinen Rath ſo oft zufammen 
berufen, als es die Gefchäfte erfordern. 

Auf das gemeinfame Werlangen von zwölf Mitgliedern des grofen 
Raths muß eine obfchwebende wichtige Angelegenheit ſogleich an dem Kleinen 
Math, und von diefem an den großen Rath gebracht werden. 

Das gleiche Verlangen kann der jeweilige Präfident des großen Natht 
ftellen. 

22. Ein Reglement wird die Art und Weife, wie der große Kath 
feine Attribute ausübt, näher beſtimmen. 


C. Kleiner Rath. 


23. Der Heine Rath ift mit der Vollziehung der von dem men 
Mathe ausgegangenen Gelege, Verordnungen und anderer Befchlüffe beauf 
tragt, und beforgt die Staatsverwaltung in allen Theilen. 

Er erlaͤßt die zur Vollziehung und Verwaltung nöthigen Beſchluſſe un 
Entfcheidungen. 

Das Gefeg wird die nähern Beſtimmungen hierüber aufftellen. 

Er leitet die untern Behörden, und hat die Aufficht über diefelben. 

Er legt dem großen Rathe jährlich, oder fo oft es diefer fordert, übe 
alle Theile der ihm obliegenden Staatsverwaltung Rechenfchaft ab, und ift dr 
für verantwortlich. In Folge diefer Verantwortlichkeit kann der Eleine Rath 
von dem großen Mathe abberufen werden. Das Gefeg wird dieſe Verank 
wortlichkeit näher beftimmen. 

Der Eleine Rath fhlägt aus eigenem Antriebe oder aus Auftrag dem 
großen Rathe Gefege, Verordnungen und andere Befhlüffe vor, bie diele, 
mit oder ohne Abänderung, annimmt, oder vermwirft. Zögert der Eleine Rath, 
einen ihm ertheilten Auftrag zu erfüllen; fo kann der große Rath den Auf 


trag einer Commiſſion ertheilen. Das Reglement wird die nähern Vor 


ſchriften hieruͤber aufitellen. 

24. Der kleine Rath wird praͤſidirt durch ein Mitglied deſſelben, das 
den Titel Schultheiß führt, 

— 25. In Abweſenheit des Schultheißen fuͤhrt ein Statthalter den 
orſitz. 

Dem Statthalter iſt das Staatsſigill anvertraut, 

Menn der Statthalter die Stelle des Schultheißen verfieht, erfegt jenen 
das den Amtsjahren nach aͤlteſte Mitglied des Eleinen Raths. 

26. Kein Mitglied des Eleinen Raths kann Mitglied irgend einer an 
bern untergeordneten Behörde feyn, wenn ſolches nicht durch ein Gefeg aus 
druͤcklich vorgefchrieben oder ausdrüdlich zugegeben ift. 

Ein Reglement wird die Art und Meife, mie bee Eleine Rath feine 
Verrichtungen ausübt, näher beftimmen. | 


D. Appellationsgericht. 
28. Das Uppellationsgericht beurtheilt in hoͤchſter Snftang ade buͤr⸗ 
gerliche, polizeiliche und criminelle Rechtsfaͤlle. 
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Daſſelbe übt: ber die untern Gerichte die Uchtetliche Oberaufſicht aus, 
welche —* Geſetz naͤher beſtimmen wird. 

Fuͤr Rechtsverzoͤgerungen und Rechtsverweigerungen iſt⸗ das Appellations⸗ 
gericht dem großen Rathe verantwortlich. Daſſelbe kann wegen ſolcher Hand⸗ 
lungen vom großen Rathe abberufen werden; worüber. bas Gefeg das Nähere 
beftimmen wird, 

29. Das Appellationsgeticht wirb praͤſidirt durch ein Mitglied deffelben, 

30.. Der Gerichtshof erhält acht Suppleanten, theil® um den allfällis - 
gen zeitigen Abgang von Richtern bei ihm zu erfegen, 'theils um. denfelben 
in Fällen, wo es. fih um eine Anklage auf den Tod handelt, mit Aus—⸗ 
ſchluß des Präfidenten, bis auf die sah von achtzehn Richtern zu ver⸗ 
mehren. 

31. In den gedachten Faͤllen, wo es ſich nämlich um eine Anklage 
auf den Zod handelt, zieht: fih das Appellationsgericht mittelft des Looſes 
ſechs von den ihm beigegebenen Suppleanten zu, welche dann an der as 
theilung Antheil nehmen, 

Mo, in Folge außerordentlicher Umſtaͤnde, der Zuzug ſämmtücher Sup 
pleanten, nicht genügen würde, um das Malefizgericht auf die vorgefchries 
bene Anzahl von achtzehn. Richtern zu bringen, find bie noch abgehenden mits 
telft des Looſes aus den Mitgliedern des großen Rathes zu „ergänzen. 

32. Das Appellationsgeriht. extheilt dem Eleinen Rathe zu Handen 
des großen Rathes alle Jahre einen Bericht uͤber ſeine Verrichtungen, damit 
derſelbe in den, allgemeinen. Bericht ‚über die Staatsverwaltung aufgenom⸗ 
men werde. ” 

33. Ein Reglement a die nähern Vorſchriften für die Verrichtune 
gen des as ai aufftellen. 


'E. Untergeordnete Behoͤrden. A 
34. Das Gefeg wird die nähern Beftimmungen ber bie Organifääien 
ber untergeordneten, vollziehenden und — Behsiden feſtſehen. 


Titel 3. 
Von den Wahlen und bem Ausreise 
A. ueberhaupt — 


35. Jeder übt in bee Regel ſein politiſches Bürgerrecht in — 
Vahlkreiſe aus, inner welchem er feinen Wohnſi is ( Domicilium) aufgeſchla⸗ 
gen hat. Waͤrde er aber vorziehen, daſſelbe im Wahlkreiſe ſeines Heimaths—⸗ 
otts auszuüben; ſo hat er ſolches der Behoͤrde ſowohl des Wohnorts als des 
Heimathsorts acht Tage vor jeder Wahlverſammlung anzuzeigen. 

36. Alle duch die Verfaffung vorgefchriebenen Wahlen gefchehen, ſo 
‚del möglich, durch das gehtime abſolute Stimmenmehr. 
Das Gefeg wird die nähern Beſtimmungen darüber aufftellen. 


B. Großer Rath. 


37. Die Bildung des großen Raths aus achtzig unmittelbaren und 
jmanzig mittelbaren Mitgliedern beftehend, gefchieht folgendermaßen: 

Die Stadt Lucem bildet einen” Wahlkreis, und die flimmfähige Eins 
—— derfelben erwaͤhlt in einer einzigen Wahlverſammlung unmittel⸗ 
dar achtzehn Mitglieder des großen Rath, worunter fechszehn aus den Ges 
— der Stadt (Buͤrger und Hinterſaßen) und zwei aus den 

in derſelben angefeflenen Cantonsbürgern feyn follen. 

Die Landfchaft des Cantons wird in Wahlkreife eingeteilt, welche zu⸗ 


TUR. IEBI na? wet. Tri 
fammentäfpet, vnd ſechs zig Mitglieder des großen Raths unmittelhat ig ode 


außer ihrer Mitte erwaͤhlen. sim nnna en ad V 
sroigieshle exſte Bildung des großen Raths wird die Landſchaft in vier 
und. zwanzig) Wahltreiſe eingetheilt/ und zwar aut den: 0m; Ende heige 
Urberficht.: Die kuͤnftige Gintheitung: den: Wahlkreiſe auf ader Kandſchath 
dem Geſetz vorbehalten. Dieſelben follen an ſtimmfaͤhiger Beyoͤlketung Ich 
waͤglichſt gleichen und einander; ſo viel thunlich, am naͤchſten liegen, 
DIT Stadt und Land vnmittelbar getbaͤhlten achtzig Mitgliedet did 
großem: Raths rwählen:"dio noch Übrigen: zruanzig Mitglieder deſſelben und 
zwab detgeſtalt⸗ daß fieben / alis dr Einwohnerſchaft der Stadt: Lucern, nim⸗ 
kich ſechs aus den Gemeindeangehoͤtigen Dderfelben (Bürger: und Hinterſaßen 
und einer aus den angeſeſſenen Cantonsbuͤrgern, fodann ſieben ab der Land⸗ 
ſchaft und: ſechs — fieler ** aus dem ganzem Gängen: — wer 
ben ſouen ln rni 
2: Wiede Jemand in weheern Wahltreſen au Mitglied. des m Mathed 
ertwählt; fo hat er ſich ‚su erklären, für welchen Wahlkreis‘. ex. ſich beſtimm⸗ 
worauf: in den anderm ‚neue Wählen vorgenommen "roenbeng ni 
nd 389 Alle zwei Jahte duf den erſten Söntitäg Im’ Maimont ‚befindet 


fich aunͤherungsweiſe ein Drittheil de8 großen R thes im Austrittz mit | 


ein Driktheil der vdutch die — Geloahlten, —— Deka der 
burch die’ directen ‚Mitglieder bes großen Raths Berwäptten. 22 


— Die düsßektetenen Mitdlledet —* wleder waͤhlbar ma a; 91 


dag Boos. beftimmt die Reihenfolge des Austritt, "Der 'efle, ‚Audit | 


findet: im Mai 1554.Haleıc nun sid de Humese id .& 


39. Alle zwei Jahre am erſten Sonntage im: Maimonnt, verlor | 
ſich bie ae a —— ergaͤnzen die von * befehten und | 


n itt exlebi te 
nl Pe "ori 8 Ai m Wiki hat’ vd — Be diretlen Mir 
dv 


bes‘ A —— ebenft fs die I; “ihren fkliher ge 
w — und ——— — IS 


eit, in dem gupßen Nathe durch den Tod abs 


ʒ 
ſonſt a alle En fo wird es mit, ber MWiedervefegung folgender 
maßen gehalten: gundıwea! 


init — Wahlkreiſe gewaͤhlt; I 


verfammelt ſich berſelbe inner nn Per nme: Erledigung, und 
nimmt die MWirberbefegung vor, : duch 4 
War das Mitglied odurch bie: teten: Mitglieder. * großen Raths ‚ge 
wählt; fo wird die Wieberbefegung — lner⸗ ıbei der nächften — des 
großen Raths dorgenommen. 5 ”—. . 
Jeder Gewaͤhlte tritt in die Fußtapfen ſeines Vorgaͤugers. 
41. Jedes Mitglied des igroßen Raths auf welche Weiſe es niit 
werde, hat das Intereffe der: Gefammtheit; des Volkes nach Wiffen und Gr 
— zu vertreten, und kann daher feine ‚Snfteuctionen In ſenen Wahlen 
nnehm ME | 
7 —— G, Vraſident des — Raͤther 
42 ‚Dee. — Rath erwaͤhlt ſeinen Praͤſidenten aus feiner Mitte, 
9 Die Amtsdauer deſſelben geht von einer — ee. bis an 
nächfifelgenden. © 
Das gleiche Mitglied⸗ kann nicht in. zoo sbentiäen ‚Sigungen nach 
einander. ‚die Stellendes Praͤſidenten bekleiden. nu2 % 


9 gun Rt) w; 16 40 3. 


de . a. „ * 


Staatöverfaffung vom? 9. Ian. 1831. bg 
D. Kleiner Rath und Appelrarlansgertge 8: 


(eine Math wird von dem „gtoßen Rathe aus fe * 3. 
KEN, 9 in bis er —— e ‚Su fee, 
Willifak, 19% az Und Enttebuch, fo wie Au 
ceen muß wenigiteng zei, Mifgliebogengmmen., werden 
Das A ppellationsgericht, n EN: — uppleanten, vird ‚von ben gr 
fen Räthe — aüßer ſanet itte gewaͤhlt In 0 | 
. m M itglledet des klainent Raths Behalten‘ Stk ih Sri in dem 
zogen Raͤthe Aeben ſo! die Mitglieder und Suppleanten des Aypellatlonsge⸗ 
then, Ayla" Mit tieder de großen · Rathes ſind; fie getiehen "Aber in dem⸗ 
ſelben keinerlel —2 bo As zeichnungen, welchet "Urt fie ſeyn moͤgen. 
Der kleine Rath verlaͤßt aber die Sitzung wenn ih ehe re 
gen "Hd Mediringen“ betathſchlagt tige arm © Tun srheine 
A et Juhre Ah Wikkridnat' befindet ſich eher ein 
Drittheil des kleinen Raths und bes Uppeitätibnageiiit®” * Austeitte. 
0 ee Atstretchbert ſind Wieder! nee 8 (d 
— dutch Tob Ob ſonſt · ledig⸗ (tens Ct Hein Rathe 


oder. * ri: — wird⸗ iewelen bei der ‚räclten 8 —— des 


der Stadt Lu: 


gofen er — 

— R 6 {5 
je en — S Sqhalthet ul" Stätepattee” I — ven 
46. Der Schulcheiß mien eg RB, de Dit des 

— R hes erwaͤhlt. hir} NND scusdsins ablagr meins (d 
‚ Die. ** aſſabenit in Sobr..: * 3a nord 
Das gleiche itglied des feinen Raths — no Wallendung feiner 


Antzdauer Jahre dang nicht wieder ala; Schultheiß erwaͤhlt werden. 
47.Der Statthalter: wird ebenfalld durch den großen: * aus der 
Die, des kleinen Rathes erwaͤhlt 17 one 399 bon vVeid 
Seine Amtsdauer ift ein Jahr. Er iſt — —— yählbar, 
48. Ber Schultheiß und der Statthalter werben ieweileg auf Weih⸗ 
Aachen erwählt, und ihre, Vewichtungen ‚beginnen mit dem manen — 


FEPrRTiDe ne ver uppeiidtichsgertiges. | 816 (® 


"0," "Der Hrafibent de "Kppktattondgerichts" wird und m. ‚sm 


—* aus der, Mitte deg Appe exichts 

„In dem, en un, wo ee ER In bes pp tionsgert t⸗ 
im Austriete He nbet, wird | — abter ara, bet Gericht: 
hofes, zur rein Wahl bi des € n — 

Der Abgetretene, faus er fe ph et dis Gerichts, m erwahit 
vurde, ee als Praͤſident ‚wählbar. 4 an a du id) 
R "Untergeordnete Behoͤrden und Beamten.— om 

"50, y’% untergeordnete "totleldpterliche und“ — Oecthe 
Yin follen vom ‚Volke gewählt werben. . | i 

, 28 ut; wird das Nihere hlerüher J—— 


——— * ud 1. IBIR 


N 


FR 1 ainpemaluisuu h Auer 4. B mi mt 365 
i BVon der Stimm: und Wasıyäpigin. | 15:0 am 
2 je Um. ſtimmfaͤhlg zu ſeyn muß, man! DEE IEN 


I 15 Ityssı Gt 799 
a) Hathofifcer Neligion; TREE ap he. 1 
b) Cantonsbuͤrger, weltlichen Standes em, En 





m: J ne re” 
- 7 vor IT “nn 
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ec) bas — Sek in — rs IR 

‚d),. ein Eigenthum von vierhundert Franken verfteuen; 

e) nicht in Koft und Lohn ftchen, als da find: Knechte, Geſellen u. dol, 
x infofetn fie alt das oben vorgeſchriebene Vermoͤgen vetſteuern. 


Ferner hab en Stimmrecht: 


5 der aͤlteſte Sohn eines Vaters, wenn Lesterer ein Cigenthum ve 
achthundert Franken verfteuert; (ber zweite Sohn, wenn der Dat 
zwoͤlfhundert Franken verſteuert, und ſo in auffteigender ‚Linie, fü 
jede vom Vater verfteuert werdenden vierhundert Franken mehr, c 
dritter und vierter Sohn u, 5 w., vorautgeſett, de die Som m 
dem Ve ter haushalten . 

® Mitizp ichtige auf fo lange, als dieſelben laut — Auöglgercontr 
„in den erſten oder. Zweiten. Kusyug, des Bundescontingents efetl 
dienſtpflichtig eingereiht find; 

» alle diejenigen Mitizpflichtigen, welche. ‚von nun an einen Feldzug fl 
ſich, im Dienſte des Baterlandeg,, wmitgemadht haben; werben. 


Gaͤnzrich ausgefchloffen von der‘ Stimmfäpigkeit find: 


a) gefeglih Bevogtete, anerkannt Bloͤdſinnige und ſolche, welche mi 

bar oder unmittelbar von den Armenaͤmtern unterffügt find, oder M 
»2 5 here Yenoffene Unterflügunigen nicht reſtituirt haben; 2 

— diejenigen, welche entehrende Strafen auf ſich liegen haben, 44 
in ihren bürgerlichen Nechten eingeſtellt 1 ef inden, fo lange: ſie nit 

' ehabttiise find; | 

9 Falliten oder Soiche, Goethe sum — die: Glaubiger⸗ in it 
5 ©" gineß: Ferichtlichen Concurſes, accotdirt haben z es ſey / denn Sache, 
die Glaͤubiger nach der Hand für ge vollen ro naeh 
geſtellt worden waͤten.. UL 

52. Um zum Mitgliede des dröfen Pate ertoäßie wetten zu Kim 

muß man neben der Reguifiten der Stimmfaͤhigkeit 
a) das fünf und zwanzigfle Jahr zuruͤckgelegt haben, und 
4. 9 ein Vermoͤgen von wenigſtens weitauſend ötanten au, pen 

Falle feyn. 

53. Jeder außer dem Canton wohnende Bürger, an welchen ein g 
ns‘ Mitglied des großen Raths ergeht, hat ſich inner "N Monarsfrift zu erfl 
‘ten: ob er denfelben annehmen wolle oder nicht; bejahenden Falls er binm 
einem Jahr in den Canton zurückehren, und darin fetnen Wopnfis zu nal 
men hat. 

Entſpricht er inner bee — Fuſt der da; ober ‚andern Dil 
Bedingungen nicht; To wird biefes ala foͤrmliche Verzichtleiſtung auf die a 
ihn gefallene Wahl angefehen, und es wird fofort wieder zu. einer neu 
Wahl gefchritten. 

54., Zur Wahlfaͤhigkeit für ben einen, Rath und das Appellation 
gericht werben die gleichen Eigenfchaften, wie für den ‚großen Rath geforbe 

55. Es dürfen im Beinen Nathe’und im Appellationsgerichte, fo w 
in allen unter Behoͤrden die Mitglieder. nicht in folgenden. erwandtſchaft 
graden zu einander ſich befinden,“ als da find: Water und Sohn und Pr 
ber; und nicht in folgenden’ Schwägerfchnftsverhältniffen, als: "Scyoltger 
ter und Schwiegerfohn, und leiblihe Schwäger, fo iange Hämlich die Pr 
fonen, durch welche die Schwägerfchaft begründet wurde, am Beben find, 
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56, Wer aufhoͤrt, bie zur Waͤhlbarkeit erforderlichen Eigenfchaften: zu 
haben, hört auch auf, Mitglied der betreffenden Behörde zw ſeyn. J 


Titel 5. 
Allgemeine Beſtimmungen. — SITE 


57: Dad Geſetz wird die Eintheilung des Cantons, fo wie die ne 
here Ausführung der im gegenmwärtiger Verfaſſung aufgeftelften - Grundſaͤt⸗ 
nach dem Sinn und Geiſt derſelben feſtſetzen. 

58. Die aͤltern und neuern Geſetze und Verordnungen ſollen mit 
moͤglichſter Befoͤrderung revidirt werden. Bis dieſes geſchehen ſeyn wird, ver⸗ 
bleiben dieſelben in Kraft. 

59. Gegenwaͤrtige Staatsverfaſſung ſoll von der Regierung une di 
Volke beſchworen werden. 


Titel 6. 
Abänderung der Verfaffung. 


60. Bor BVerfluß von zehn Jahren kann keine Abänderung * ber 
Staatsverfaſſung gemacht werden. 

61. Wenn jeweilen nach Abfluß von zehn Jahren der gtoße Rath 
findet, oder wenn fuͤnfhundert Activbuͤrger aus wenigſtens der. Hälfte der 
Mahikreife des. Gantons verlangen, daß Abänderungen in ber BVerfaffung 
—— feyen; fo ift der große Math gehalten, dem, gefammten Volke 

Begehren zu einer folhen Reviſion einfach vorzulegen. 

Stimmt die. abfolute Mehrheit der Activbürger des Cantons von ge 
fiellten Begehren bei; fo foll der große Rath einen Verfaffungseath von hun⸗ 
dert Mitgliedem, durch dag Volk gewählt, zufammenberufen. 

Diefer Verfaſſungsrath hat dann in. die gewünfdten Veraͤnderungen 
einzutreten, und das Ergebniß feiner Berathung dem fouverainen Volke zur 
Annahme oder Verwerfung vorzulegen, 

Im Falle der Verwerfung bleibt dad Grundgefeg unverändert, 

Gegeben in der Sigung des Berfaffungsrathe. Lucern, den 5. Jaͤn⸗ 
ne 1831. | 

Namens des Verfaſſungsraths: 
Der Praͤſident, 
J. 8. Ameyhn. 
Die Serretaire, Mitglieder. des Verfaſſungerathe, 
K. M. Kopp. 
J. B. Sidler. 

(Die Abſtimmung uͤber dieſe Verfaſſung erfolgte den 30, Jaͤnner. Das 
Derret des großen Rathes, vom 4. Hornung, woducch erklärt wird, dab 
dieſelbe zum Staatsgrundgeſetz erhoben ſey, giebt die Anzahl der zuftimmert: 
den Activbuͤrger auf 14,787 aus dee Gefammtzahl von 20,293 an.) 


Dy Staatsverfaffung des Cantons Schwyz ine 
res Land, vom 27. Apr. 1832, | 
Titel 1. 
Allgemeine Grundfäge. e 
Ar Die vier Bezirke Mar, Einfiedeln, — und pfeß 


fikon vereinigen fich, ufter Anerkennung nachfolgender Grundfäße, zu einem 
unabhängigen: und. felbftftändigen.. Staat unter.. dem „Namen Canton 
Schwyz außeres Land. 

2. Dieſer Santon Schwyz äußere Land bekennt fich zu einer 
rein demofratifhen: Verfaffung, und bildet in diefer Eigenfchaft in 
Bezug auf die Eidsgenoffenfhaft ein unabhängiger Theil ‚des feit Anno 


1803. beftandenen Gantons Schwyz, und ift baduch ein Bundesglied de 


ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft. 


3. Die chriſtkatholiſche Religion bleibt: die einzige Religion des Stan | 


tes, und ift als folche durch die Verfaſſung garantirt. 

4. Das Volk iſt der einzige Souverain, von dem alle Gemalt 
des Cantons ausgeht. Es giebt fih die Verfaffung und alle ‚Gefege mit 
eel= oder unmittelbar felbft, fo daß jedes Gefeg der Genehmigung des Bok 
kes unterliegt. 

5. Rechtsgleichheit faͤmmtlicher Gantonstheite und Car 
tonsbürger ift als unverleglic anerkannt, und duch die Verfaſſung um 
verfafjungsmäßigen Gefege gewaͤhrleiſtet. 

6. Handels: und Gemwerböfreiheit find in ber Regel gewaͤhr 
leiſtet. Beſchraͤnkungen, die das Geſammtwohl gebietet, wird das Geſeh 
beſtimmen, das aber nie.den Verkehr zwiſchen den Bezirken hemmen darf 


7. Sicherheit der Perfon wird gemährleiftet, und ein Jeder, dert | 


Unterfuhungsverhaft gefegt wird, foll innerhalb einer durch das Gefeg zu be | 
flimmenden Zeitfrift vernommen und vor feinen REDEN Richter geſtalt 


werden. 


8 Die Verfaffung fichert gleichfalls bie Unverfeglichkeit des Eigen | 


thums, fo wie die gerechte Entfhädigung für ſolche Güter, welche ber Staat 
für das öffentliche Intereffe zu benugen genöthigt wird. 


9. Die Wahl der Cantons- und Bezirksbeamten kann nicht: auf le | 


benslängliche Dauer gefchehen. Ein jeder Beamter wird nur auf beftimmte 
Zeit erwaͤhlt, iſt jedoch nach Verlauf feiner Amtsdauer wieder wählbar; ſo 


wie.er umgekehrt unmittelbar nach zurüdgelegtee Amtsdauer die gleiche Wahl ' 


abzulehnen berechtigt ift. 

10. Die Gewalten im Canton, ald die gefeggebende, ridhter: 
liche und vollziehende, dürfen nie vereiniget werden, und ihr Wirkungs⸗ 
Preis foll eine genaue Beltimmung und Abgrenzung erhalten. 

11. Jeder Gemeinde, fo wie auch jeder geiftlichen und weltlichen Cor: 
poration, bleibt ihe rechtlich erworbenes Eigenthum und die Verwaltung drfr 
felben gefichert. 

12. Die Klöfter ſtehen unter der Oberaufficht des. Staates, und 
die Aufnahme von folhen Novizen, bie nicht eidsgenöffifche Bürger. find, 
kann nur. mit ‚Genehmigung des GantonsrathE und gegen. Erlegung einer 
durch das Gefeg zu beftimmenden Niederlaffungsgebühr gefchehen. In Be 
zug der Annahme von Novizen aus andern Cantonen wird das Gegenrecht 
ausgeübt. 

13. . Die Klöfter find,. wie jeder andere Würger, in vorkommenden 
Streitigkeiten dem verfaffungsmäßigen Richter unterworfen, und nicht anders 
als der Bürger feldft zu beachten. Das Gefeg wird den jährlichen, orbent: 
lichen ſowohl, als jeden durch befondere Umftände nöthig gemachten außeror: 
bentlihen Beitrag beftimmen, den fie an den Ganton zu entrichten haben; 
fo wie duch ein Gefeg die Übrigen Verhältniffe ihrer Wirkſamkeit geregelt 
und beflimmt werden. In dem. Bezirk ihrer Niederfaffung und. in. denjeni: 
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gen, in denen ſie Vermoͤgen beſitzen, find fie" zu Baglckoſteuern, wie jeder 
andere Buͤrger, verbunden, und daher auch am erſtern Orte zu Beitraͤgen 
an Bezirkslaſten und oͤffentlichen Anſtalten verpflichtet, und den Verfuͤgun⸗ 
gen der Ortspolizei unterworfen, in allen Stuͤcken gleich dem Landmann... 

14. Den. Klöftern ft der Ankauf, die Erpachtung und der Erwerb 
von Liegenfhaften, fo wie der Ankauf von Gapitalien, unter mas immer fuͤr 
einem Zitel, unterfagt. Im Handel und Gewerbe find fie auf ihren Haus: 
bedarf und die Erzeugniffe ihrer ‚eigenthümlichen Güter befchräntt, 

15. Jeder Gantonsbürger kann ſich überall im Ganton nieberlaffen 
und mit völliger Gleichheit der politifchen Rechte fein Gewerbe treiben, hat’ 
aber keinen Anſpruch auf die Gemeinde: und Bezirksgüter und ihre Wer 
waltung, wern er nicht wahrer Genoß oder’ Antheilhaber derſelben iſt. — 

16. Die Verfaffung gemwährleiftet die fortdauernde Koskäuflichkeit der 
Behnten und Grundzinfe, wie folhe immer heißen mögen; und Jeder kann 
für fi felbft fein Beſitzthum hievon fedigen. Die Weife und Art des Los— 
faufs nach billigem Maaßſtabe wird das Geſetz beförderlichft beftimmen. " 

17. Jeder Bürger ift zur DVertheidigung des Vaterlandes verpflichtet, 
und auch jeder im Canton wohnende Schweizer kann zum Militairdienft 
angehalten werben | | — 

18. Es ſoll ein Civil- und Criminal-Geſetzbuch errichtet 
werden. | | Ar cn En 25 

19. Schul: und Erziehungsanftalten Tiegen in ber Pflicht, 
und flehen unter unmittelbarem Schuge des Staates. — 

20. Das Sanitätswefen ſteht unter dem Schutze und der Leitung 
des Staates, SR 

21. Münz, Gewiht und Maaß follen in möglichfter Baͤlde durch 
den ganzen Canton auf ein und benfelben Fuß geftellt werden; der Bezirk 
Kuͤßnacht kann fich hierin nach feiner örtlichen Lage richten, 20 

22. Jeder Bezirk fleuert an den Canton nad dem BVerhältniffe der 
Bevölkerung der Bezirke, Die MWeife und Art, wie die Steuern in den 
Bezirken erhoben werden follen, wird der gerechten Anordnung jedes Bezirks 
überlaffen. | 

23. Jeder Bezirk befoldet die ihm zuftehenden Gantonsbeamten. Der 
Vezjirk Kuͤßnacht aber hat feiner großen Entfernung wegen jährlich auf 
eine billige Entfchädigung Anfpruch zu machen, die gefeglich durch den gros 
fen Rath, beftimme werden fol. en ?777 

24. Ale Belhlüffe, die in. Gefegeskraft erwachfen, müffen den Bes 
iifen- mitgetheilt werden. -Der große Rath wird die Meife und Art diefer 
Nittheilung beftimmen. Ze 

a Er Titel 2. 

Gebietdeintheilung. 
1, Der. Canton ift in ‘folgende vier Bezirke eingetheilt: 
a) der Bezirk March: begteift. die Gemeinden "Lachen, Altendorf 
5 Balgenen,. Hinters'und VBorderwäggithal, Schübelba cd 
ATug gen mit Einbegeiff des Schloſſes Grynau, Wangen nebft 

Nuolen, und Reihenburg; Hauptort Lachen, 0 

b) Bezirk Ein ſie deln begreift ſeine ehevorigen ſieben Viertel, als Dorf 
—Eimwfiedeln, Bingen, Groß, Willerzell, Euthal, Etzel 
und Egg, Bennau und Trachslauz Hauptort Einfiedeln. 
e) Bezirk Kuͤßnaſch t. begreift die vier Zehnden, Kuͤßnacht, Immen— 
fee, Haltiken und Meerliſchachen; Hauptort Küßnacht. 
25 
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388 EL SE Schwyz 
) Bezirk Pfeffiton inner feinen, ehevorigen Grenzen; Hanptort:Pfef 


fiton. 
2. Hauptort des Can toms. Diefer wechſelt vom zwei zu zii 
Sahren zwifhen Laden und Einfiedeln. - 
Da, wo ſich der Reihe nach der Hauptort befindet, iſt der Si 
aller- Gantonsautoritäten. 
iR Zitel 3. 


Politifher Zuftand ber Bürger. 


1. Politifher Bürger ift jeder, welcher in irgend einem Baık | 


des nun beftehenden Gantons. Anno 1803 anerkannt worden, 
ober nachher auf gefeglihem Wege das Bürgerrecht erlangt hat, 

2. Das Gantonsbürgerreht kann nur von. ber Gantonsge 
meinde und .nur Solchen ertheilt werden, . die fchon in irgend’ einem de 
zirke des Cantons das Landrecht erworben haben. Die Art und Weiſe, wi 
- bei Ertheilung des Buͤrgerrechts verfahren werden folf, wird das Gefeg im 
Befondern beftimmen, 

3. Die Bedingungen, unter welchen das Niederlaffungsrecht geffattt 
werden mag, wird ebenfall® das Geſetz beftimmen, 

4. Jeder Bürger übt am; jenem Drte: fein politifhes Recht aus, m 


— 


er wohnt oder haushaͤblich iſt, und an dieſem Orte iſt er auch ſteuerpfith 


tig. Keiner aber kann ſein politiſches Recht an zwei Orten ausuͤben. 
5. Jeder Buͤrger, der das ſechszehnte Jahr zuruͤckgelegt und in bie 
gerlihen . Ehren fteht, mag das Activbürgerreht ausüben, 


| i Titel 4. 
— Cantonalbehoͤrden. 
1. Cantonsgemeinde. 
2. Dreifacher oder großer Kath, 
3. . Gantonsrath. 
4. Cantonsgericht. 
5. Schiedsgericht. 


Cantonsgemeinde, 


1. Die Santonsgemeinde befteht in der Verſammlung aller ſtimm 
fähigen Gantonsbürger und ift die hoͤch ſte Cantonsbehoͤrde. 
> 2, Sie verfammelt ſich alle zwei Jahre am legten Sonntage im Mo 
nat April am jeweiligen Hauptort ded Kantons, Außerordentlich wird fh 
nur vom Gantonsrath berufen. 

3. Sie wählt auf zwei Jahre hin die erften Santonsbeamten, ald 
Landamman, Statthalter und Sedelmeifter, mit freier Mahl aus fämmtls 
hen vechtlichen Landleuten. 

4. Der Landammann und Statthalter. dürfen nicht aus dem gleichen 
Bezirke gewählt werden; eben: fo wenig üdarf Einer Cantonslandamman und 
Beʒirkolandamman, CEantonsſeckelmeiſter und: Bezirksſeckelmeiſter * ſeyn. 
—5. Das Volk leiſtet alda den Eid der Treue und bed: Gehorſams 
dem Vaterlande, der Berfüffung und verfafſungsmaͤßigen Regierung. 

6. Der. Landsgemeinde' werden. die Inftructionen. für "die Gefandtfchäft, 
über Krieg und Buͤndniſſe, zur Genehmigung: oder! Wermerfung vorgelegt. 

7. Sie iſt die hoͤchſte gefeggehende Behoͤrde, ohne ihre Genehmigung 
darf. kein Gefetzesvorſchlag :gefegliche: Kraft erhalten. Jeder Landmann hat 
das Recht, Geſetzesvotſchlaͤge zu machen, unter folgenden Bedingungen: 
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a) Feder: Vorſchlag ſoll ſechs Wochen vor der‘ eendetemneinde dem Predfie 
dium des Cantonsraths eingegeben werden. 

b) Saͤmmtlich eingereichte Vorfſchlaͤge, fo wie die des stoßen Rath ſelbſt 
werben vier Wochen vor der Landsgemeinde, auf Koſten des Cantons 
gedruckt, und verhaͤltnißmaͤßig unter die Landleute ſatamtucher ur 
vertheilt. 

) Nach Verlauf dieſer angeſetzten Zeitfriſt werden ‚keine neuen Borfchläge 
"mehr angenommen, und an der Landsgemeinde duͤrfen Feine anberd 
Gegenftände berathen werden als die ſich auf dem Landsgemeindbogen 

" befinden; und. fomit allen Landleuten vorläufig bekannt: find, ' 

d) Ueber das befondere Eigenthum der Bezirke, . Corporationen, : Gemeint 
‚ den’ und Privaten. barf an den Lanbögemieinde. nicht: entſchleden — 
und eben fo wenig uͤber richterliche Gegenſtaͤnde. cin 
8. Die Landsgemeinde fol: jedesmal acht Tage vor ahrer — 

lung in allen Pfarrkirchen desi Gantonsiıpublicirt, And bei der Publication 
det außerordentlichen Landsgemeinden die Gegenſtaͤnde deu — * 
kannt gemacht werden. 1 
9 Die Wahlen: ſowohl, als bie Beſchluͤſſe ber⸗ —— Pe 
ſcehen durch offenes Mehr) Dies: Mehrheit der —** entſcheidet Ai⸗ 
ee überhaupt — der — — zer —n 


Destfaäer oder, ‚großer Kärh.“ 


1. De große Kath ift naͤchſt je Landsgemeinde bie — Behösbe 
des Cantons. Exrbefteht aus 64 Mitgliedern, ‚wozu -ieder Bezirk die ihm 
nach dem, Berhältnif feiner. Bevölkerung. treffende: Anzahl: giebt, : Er verſam⸗ 
melt fich jährlich. zweimal: außerordentlich ; fo. oft es der damtonkrath nöthig 

Sein. Präfident:ift der. Landammannn. 

2. Die Mitglieder des dreifachen, Rache: find zugleich Subflituten für 
die Mitglieder des Cantonsraths. 

3. Er. erwählt alljährlid aus ‚allen rechtlichen ——— des Cantons 
die Geſandtſchaft an die ordentliche: und außerordentliche Tagſatzung, und, er⸗ 
heilt ihe die nöthigen Inftructionen. - 

4. Er wählt den Zeugheren, boſtelt das Satan, das Polizelamt, 
Nünzamt und Poſtamt. 

5. Er beſtellt die Verhoͤreommiſſi on und den offentuichen Anklaͤger mit 
feier Mahl aus ſaͤmmtlichen kandieiei mit a der Appellations⸗ 
und Griminaleichten,: 

6. Er wählt den Randfchreiber, Landwaibel und Landeslaͤufer, jedoch 
unter fteier Concurrenz ſaͤmmtlicher Landleute und daheriger jedesmaliger 

litation. 

7. Er pruͤft diejenigen Geſetzesvorſchlage, bie an ihn gelangen, und 
entwirft ſelbſt Gefegesvorfchläge, legt: aber fowohl die legten als erftern der 

degemeinde zur Annahme ober Verwerfung vor. 

8. Der große Rath übt, die Oberauffiht über die allgemeine Lan- 

tung, fo: mie über Vollziehung der Gantonalgefege und Verord⸗ 
* und anderer ‚von ihm ausgegangenen Beſchluͤſſe aus. 

Seiner Prüfung unterliegen auc die im Canton bereits beftchen: 
den zit und Weggelder; ohne feine Bewilligung können Eeine neuen einge: 
führt, oder der Tagfatzung empfohlen werben. 

10. Er unterfucht die jährlih vom Cantonsrath abzulegende Staats: 
achnung und ertheilt derſelben nach Richtigbefinden die Genehmigung. Eine 


* 
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rubricirte Meberficht  diefer Rechnung: wird zahtlich durch — bekannt 
— und unter die Landleute verbreitet. 

11. Er läßt fih den: Voranſchlag der. —— —* —J Einnah⸗ 
men aufs: kommende Jahr vorlegen, und ertheilt demſelben Billigung oder 
Mißbilligung. Er bewilligt Erhebungen von Steuern zur — allge⸗ 
meine: GCantonalausgaben. 

12. Wenn ‚eines der drei. erfiin Cantonsaͤmter im Laufe des aber) 
a Zodfall, oder fonft ledig werden follte; fo wird. daſſelbe bis zur or 
dentlichen Cantonsgemeinde vom dreifachen oder großen Rath beſetzt. 

13. Er uͤbt die oberſte — uͤber die Kloͤſter und alle daher nd: 
thigen: Verordnungen: aus. 

44.Er ſchließt die —— ab: = begutachtet auch ande, nit 
bem In- und Auslande abzuſchließende, Vertraͤge 

Ad. In Competenzʒſtreitigkeiten zwiſchen zwei ober erst Berfähe 
‚hötben, ober: zwifchen: Bezirksbehoͤrden und dem Cantonsrath —— 
großer, Mathı mit jedesmaligem Austritt der Mitglieder der im: Serie he 
— Bezirke. 

46.Der Igroße Rath; beeidigt ſich ſelbſt, den: Gantonsrach, und dm 
Präfi denten: des, Gantorisgerichts ;: und Alle: von ihm. — augu 
Beamteten werben: durch ihn — * genommen ·· — 

17. Er entwirft eine —** fuͤr ſaͤmmtliche Behörden — 

18. Er entwirft ein Gutachten „über, die Beſoldung der drei erſten 
Gantonsbeamteten und der Amtsdiener/ und legt ſoiches der — 
zuͤt Annahme oder Verwetfung vor. I wur 3 
mei 49. Er trifft in außerordentlichen $älten noͤchig —** pofigeitiche ße | 
drdnungen, und’ fegt ſie in Woltziehungy'. fie bedürfen aber. zu ihrem geſehß 
hen Fortbeſtand der Ratification der naͤchſt Folgenden Landsgemeinder) 

20. Die Amtsdauer des: großen: Rathes iſt auf ſechs Jahre feſtgeſeht 
nach" Ablauf der orſten zwei Jahre tritt sin — und im ſechſten Jahr | 
der ui Drittheil der Mitglieder aus, 
en Die Verhandlungen” des’ toßen Rathes fi ind. öffenetich ib nur | 
eine — von: zwei Deittheil der Anweſenden mag geheime Sitzungen, 
jedoch auch dieſe nur durch öffentliche Discuſſion, beſchließen. Ro don | 
Bedienfteten gehen durch -geheimes Stimmenmehr vor ſich. 20 

—2 Er entwirft ein Reglement fuͤr ſeine Verhandlungen, 


Cantondratp, — 


1. Er beſteht nebſt dem Landamman, Statthalter * Ordner 
aus 13 Mitgliedern, die annähernd. dem Verhaeniß der Bevoͤlkerung folgen: | 
dermaßen zufammengefegt find: RN? 7 


| 


March 9 Mitglieder, Einſiedeln 5, Kuͤßnacht 3 und Pfeffikon Me 


glied. In der: Zwoifchenzeit foll beförderlich eine genaue Volkszählung vor 
genommen, und je nach dem Ergebniß das Weitere beftimmt werden. 
2. Wenn bei diefer Volkszählung ein Bezirk einen Ueberfchuß von 


500 Seelen, über die ald Maaßſtab angenommene Anzahl, hat; fo mag 


ein folcher Bezirk auf diefe Ueberzahl noch ein Mitglied wählen. 

3. Der Gantonsrath ift die höchfte vollziehende Behörde, und hat als 
folche für die Aufrechthaltung der DVerfaffung und Voliziehung der verfal 
fungsmäßigen Gefege und Verordnungen, der Landesgemeinde fowohl, al? 
des großen Rathes zu forgen, und ift-hiefür dem legtern verantwortlich. 

4. Er ift aud die Verwaltungsbehörde des Cantons, und ihm lieg! 
die Beforgung ;aller Gantonalfonds, Cantonalguͤter und Einkünfte ob, U und 
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leitet daher bien vom großen Rathe für dieſe Faͤcher aufgeſtellten Behörden; 
fo wie er die daher noͤthigen Vertraͤge auf Ratifitation des großen Rathes 
mit andern Cantonen abſchließt. 

5. Ihm koͤmmto die Handhabung der öffentlichen Ruhe — Poli⸗ 
zei! in ihrem ganzen Umfange zu; er ſorgt für. bie deshalb —— Dos 
Ielönflhtten: IB PRLIT, 

6.1: Er) beforgt das Militairwefen, beſſen Diganifation. unenigli 
vom Gefeger beftimmt. werden ſoll 

7. Er uͤbt die Oberaufſicht uͤber die Fluſſe * aue Vaupiteſ im 
Canton ; aus, trifft fuͤr die ‚gute Unterhaltung derſelben die. erforderlichen 
Veranflaltungen;; und ertheilt ihn: den. Bezisfräthen bie, nothwendigen 
Weiſungen. 

8 Die Oberaufſicht uͤber das Ersiehungemelan im; Alfgemeinen ſteht 
ihm zu, ſo wie er für Verbeſſernug der Uncerrichta⸗ und Lehrauſtalten be⸗ 
ſorgt ſeyn ſoll. 

9. Das Sanitätsweiengn im —— ‚fawebt als im Beſondern⸗ 
ſteht unter unmittelbarer Aufſicht des Cantonsraths. Das Geſet =: es 
bie Drganifation von Sanitätsbehörden das Nähere; beſtimmen a 

40. Er beſorgt die Gorrefpondenz mit dem. Sn und“ Auslande; x 
8 Berbinblichteiten baraus entftehen ſollten ia legt· er fie: en 

Pe alu! % f 
hm liegt 6; ob, — großen Rathe häßetich, Über die, Kautinaks 
— Rechenſchaft abgulegen, einen Voranſchlag der Einnahmen und 
Ausgaben fuͤrs naͤchſte Jaht zu entwerfen, und daruͤber die Genehmigung 
des großen Rathes — er ie: demfelben für ſeine Verwaltung ver⸗ 
— 4} 
Ey, ctirchlichen ——— forst.. der Cantonsrath für; bie 
Be bes Staats, berichtet in mwichtigern Faͤllen deshalb an den greßen 
Rath undlegt ihm Die zweckdienlichen Vorſchlaͤgezur Genehmigung voriinn 

13. Er übt die Oberauffiht über das Armenweſen im Canton ausa 
und fhlägt dem großen Rathe alle zur Hebung und Verhütung von Verar⸗ 
mung zweckmaͤßige Verordnungen vor. 

14. Zur Guͤltigkeit eines Beſchluſſes if die Anweſenheit von zwei 
Duitcheil Mitglieder" erfordetlich 
45.Die Amtsdauer iſt auf ſechs Jahre feſtgeſetzt und die‘ Auetob 
fung gefcjieht, wie beim ‚großen "Ra 

16. Er entwirft ein Reglement. über feine Werichtunge, und‘ die Art 
und Weife, wie zwiſchen den Verſammlungen des ‚Sahtonscathe“ did minder: 
wichtigen laufenden Gefhäfte beforgt werden follen.: "Das ganze Reglement 
io dem großen Mathe zur Genehmigung vorgelegt‘ werden. | 


Gantomsgeridhel 


1. Das Cantonsgericht befteht aus. 11 Mitgliedern, wozu jeder Be: 
zirk die ihm nach dem Verhältnig ber Bevölkerung zufommenden „Mitglieder 
zu wählen hat. Mitglieder des Cantonsraths dürfen. nicht zugleich itglie⸗ 
der des Cantonsgerichts ſeyn. 

Dazu giebt March 5 Mitglieder, Einſiedeln 3, Kußnacht 2 un Pfef⸗ 
filon 1 Mitglied, 

2. Auf jedes Mitglied koͤmmt jedem Bezirke ‘die Befugniß zu;,, einen 
Subftituten zu mählen, welcher in Krankheit = — Exceptionsfaͤllen die 
Stelle des Richters einnimmt. 

3. Der. Präfident und Bicepräfident wird * den Mitgliedern deſſel⸗ 
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ben burch den großen Rath ernannt; ber Praͤſident wird vom großen Rathe 
in Eid genommen, und. bad Gantonsgericht. durch feinen Praͤſidenten beeidigt. 

4. Das Cantonsgericht beurtheilt in hoͤchſter Inſtanz ale buͤrgerliche 
Rechtsfaͤlle, die gemäß der Gefeggebung der Appellation: fähig ſind. 

5. Es iſt auch die Höchfte Criminalbehoͤrde. Kür Faͤlle, mo über. fe 
ben und Tod geurtheilt werden muß, bilden alle Gantonsrichter:und Sub: 
flituten, welche gefeglich figen ‚mögen, und eilf Mitglieder. des: großen Rathé, 
die von dem legtern von zwei zu zwei Jahren: gewaͤhlt — das Cs 
minalgericht. | — 
6: Das Gantonsgericht verſammelt fi, fo oft Criminalfaue zu beur 
theilen find, ober wenn. fi zwei Parteien in bürgerlichen Senirigtenen bi 
dem Prafidium um Rechtstag gemeldet haben. 

7. Es ertheilt Revifion: über feine civil⸗ richterlichen Urtheile; dad Ni⸗ 
here wird das Geſetz beſtimmen. 

8. Die Amtsdauer des Cantonsgerichts iſt auf ſechs Jahre feſtgeſch 
der Austritt iſt wie beim Cantonsrath beſtimmt. 

9.: Bu einem gültigen. Uttheil iſt die — bei Derfaffungemb 
Big beftimmten Anzahl nothiwendig, 

- 40. Die Verhandlungen des Cantonsgerichts Fb, mit. Ausnahm 
der Abuttheilung ſelbſt, oͤffentlich. 

11. Das Cantonsgericht waͤhlt den Vertheidiger für folche Faquifteik 
bie fich nicht ſelbſt einen Vertheidiger erbeten wollen. 
ir 412%. Das Appellationsgericht bar im Staat gleiche Wuͤrde und: Tun 
wie bee Gantonsrath. 

13. Das Cantonsgericht wird: ein Reglement über die: Art und Bi 
fan Verrichtungen, über das Verhalten der appellivenden Parteien, die 
richtsſporteln und durch Verwandtſchaftsgrade  möthig werdenden Austritt de 
Richter entwerfen, und folches dem großen Ratte zur Discuffton und Ruth 
fication beföcderlich: — inzwiſchen bleibt es bei der RER —9 
— 

Sqchiedsgericht. F 


In Streitigkeiten um Eigenthumsrechte zwiſchen zwei Bezirken ſprit 
erſt⸗ und letztinſtanzlich ein Schiedsgericht ab, das folgendermaaßen aulan 
mengefegt wid, . - 
a) Jeder der ftreitenden Bezirke wählt ſich aus den übrigen Begitken J 
Mitglieder. 
..b) Die Bezirksraͤthe aller Bezirke geben jeder ein Mitglied. 
c) Der Gantonsrath giebt pin Mitglied, welches das fo zuſammengeſehtt 
Gericht praͤſidirt, und. aus einem ber nicht —— Bezirke gut 
gen werden muß. 
Titel: 5.: 


DEILERSONSEITER 


Bezirksgemeinde. 
Dreifacher Rath. 
Bezirksrath. 
Bezirksgericht. 
Friedensgericht. 
Gemeindsbehoͤrden. 


— Bezirksgemeinde. 
1. Dieſe iſt die hoͤchſte Behoͤrde des Bezirks und beſteht in der Der 
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ſammlung aller politiſchen Lanbleute, * bas ſechezehnte Jahr zuruͤctge⸗ 
legt haben; und in buͤrgerlichen Ehren ſtehe 

2. Die Bezirksgemeinde eines jeden —* ſoll ſich, nach abgehalte⸗ 
ner Cantonsgemeinde, und zwar am erſten Sonntag des Maimonats all⸗ 
jährlich verſammeln; außerordentlich ſo oft und zur Zeit, da der Benerecach 
es beſtimmt und nothwendig IR 

3, Seen: ©. 2; 

9 die erſten —— — Statthalter: u und. Soecelmei⸗ 
ſterz dieſe bleiben zwui Jahre im. Amte; zw. 

 bYidie dem Bezirke zulommendem Mitgticher in alle: Cantonalbehoͤrdbenz 

c);in denjenigen Bezirken, die nur aus einer Pfartei beſtehen, werben: die 

Mitglieder aller Bezirfsbehördem ebenfalls von der Landsgemeinde ges 

wählt, hingegen: in jenen Bezirken, die aus verſchiedenen BE bes 

- ftehen; fleht dies Recht den. Kirchengemeinden zu. — 

4. Sie ernennt Bezirtslandſchreiber und —E ı Pi 

9. Ihe werden alle Borfchläge für ——— der Vanſſung * 
** oder WVerwerfung vorgelegt. 

b.Ihr wird alljaͤhtlich gende Kennen uber: den oͤtonomiſchen Zu⸗ 
fand: des Ranbesiigegeben, - ©: 

7. Sie verfügt‘ über: Erhebung von Verrkoſteuern oder ſomſtigen fuͤr 
den: Bezirk zu entrichtenden Abgaben. 

8. Sie’ verfügt uͤber Veraͤußerungen von Vejlckegiteen, ſie kann aber 
über das beſondere Eigenthum „der; Gemeinden, Corporationen und Privaten, 
neder in. Bezug eder Veraͤußerung, noch ſonſt irgend etwas, beſchließen. 

Ihr muͤſſen alle Vertraͤge, die im Namen des Bezirks abgeſchloſ⸗ 
ſen werden, zur Ratification vorgelegt werden. 

40ZJedem Landmann ſteht es frei, an dieſer Verfammilung alles das⸗ 
jenige vorzubringen und in Berathung ſetzen zu laſſen, was er zn Er 
medung und Förderung de allgemeinen Beſten fürinüglic und zweckmaͤßig 
aactet, inſofern es nicht den Beftimmumgen der von fämmtlichen Bezirken 
angenommenen Berfaffung, oder einem beſtehenden —— — oder Ver⸗ 
nung zuwider Läuft. 

11. Die Bezirkögemeinde einzig ertheilt das Beʒirkobuͤroerrechtʒ uͤber 
die Weiſe und Art, wie man ſich hiefuͤr bewerben koͤnne, wird das Gefeb 
kflimmen;--bis- zum Erſcheinen beflelben bleibt es bei, dem: die, jegt in jedem 
Begitle beſtandenen Vorfchriften. _ 


Dreifaher Bezirksrath. 


1. Diefer befteht aus den Mitgliedern des Bezirksraths, nebft zwei 
Zuzuͤgern auf jedes Rathsglied, welche letztere wie die Bezirksräthe gewählt 
werden, Ihre Amtödanet und Austritt ift wie beim Bezirksrath. Ex bes 
eidigt fi fih ſelbſt. 

2. Demfelben werden alljährlich die Rechnungen des Bezirks zur Eins 
fht und zur Genehmigung oder Verwerfung vorgelegt. 

3. Alle wichtige Landesgefchäfte, die vom Bezirksrath an die Lanz 
drögemeinde gebracht werden‘ wollen, muͤſſen vorher dem dreifachen Rathe 
zur Vorberathung vorgelegt werden. 

4 Er wird vom Bezirksrath zufammenberufen. 


Bezirksrath. 


1. Im jedem: Bezirk beſteht ein Bezirksrath; die Anzahl feiner Mit: 
glieder wird von jeder Bezirksgemeinde beftimmt, Der ‚vegierende Landame 
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man iſt Praͤſident deſſelben/ Amtöftatthalter und Seckelmeiſter ſind Amtewe⸗ 
gen Rathsglieder. Der Landamman ſchwoͤrt den Eid an der en 
2. Er vollzieht im Bezirke: 
: a).nlle Cantonalgeſetze und Verordnungenʒz | 

‚ b) die Verordnungen. des Cantonalraths und bie —* und Beige 

gen aller höhern Behoͤrden; Ä 

c) ihm liegt auch die Vollziehung ber Berornungen ber: Bektsgmi 
den und der Uetheile des. Bezirksgerichts ob Yı 

3. Er ift die Verwaltungsbehoͤrde des Beyirks;; And berwaliet al⸗ 
ſolche die Bezirksgůter und deſſen Einkuͤnfte. Er beſorgt die oͤffentlichen 
Bauten, ſo wie den Straßenbau. Er trifft überhaupt! “alle zur Beförderung 
des Bezirks nöthigen. Vorkehrungen, worüber jedoch in wichtigen: Fällen dir 
Genehmigüng der. Landsgemeinde eingeholt werden’ muß 

4. Er ift die hoͤchſte Polizeibehörbe des Bezirks; und Bat bie Der: 
ordnungen der Gantonspolizei zu vollgiehen, und eigener vera voll 
Berordnüngen” zu: treffen. 136; 

5. Er übt die Sberaufficht über. das Bezirko Pofkainıt,, fo wie uͤhet 
die. Schifffahrt aus, und vergiebt die dahin. einſchlagenden Bedienſtungen. 

6. Das Suſtweſen ſteht unter der Aufſicht und. — des Bezirks 
raths. Er erwaͤhlt die Salzwaͤger, Läufer und Landjaͤger. 5 

Er beforgt die, vormundfchaftliche- Polizei ;: erläßt: die, daherigen noth 
wendigen Verordnungen, hat die Oberaufſicht uͤber die im Bezirk beftchen 
den Armenanſtalten, laͤßt ſich die Verbeſſerung derſelben, ſo wie die Abſchaß 
fung des Gaſſenbettelns ganz beſonders angelegen ſeyn, und ihm ſteht auch 
die Pruͤfung der von den — * Committenten zaͤhrlich abzu⸗ 
legenden Rechnungen zu. 12.3 euß unn 

8. Etziehungs- und Behsanfkalten. ſichen unter: ſeiner befonbent ir 
fi icht und Leitung. 

9. Nur von ihm werden Bewilligungen für Rechtobote entheit Jun 
feine Ganzlei beforgt' die Ausfertigung: der. Sauforiefe, Gult⸗ a Vertrags 
verſchreibungen, Zeugnißſcheine u. ſ. w. 

10. Er bewilliget die Fallimente, und beforge ‚bei Meinen durd 
die von ihm. hiefür aufgeftellten Beamten: 
| 14. Er ift correctioneller Strafrichter, und — — el 
an Hol; und ‘Feld, auf Allmeinden⸗/ Gemeinds⸗odern Corporationsguͤtem 
veruͤbt worden; fo wie alle Vergehen, die gegen Perfon oder. Eigenthum 
oder fonjtige beftehende obrigkeitliche Verordnungen Statt finden, und nicht 
als Griminalverbrechen nad) den zu entwerfenden Gefegen anzufehen find. 
Der Ertrag aller Strafen fällt in die Bezirkscaſſe. 

12. Wie über die Strafwürdigkeit des Vergehens, entſcheidet der Be 
zirksrath auch über die Entfhädigungsforderung der lädirten Perſonen; det 
an dem Eigenthum zugefügte Schaden wird durch beeidigte Schagung erde 
ben, und ift der. Maafftab der feftzufegenden Entfhädigung. 

13. Der Bezirksrath unterfucht und beurtheilt alfällig ſich ergebend: 
DVaterfchaftstlagen. Er entfcheidet über die ſich ergebenden ——ãA 
und beftraft die als fehlbar zum Vorſchein kommenden Perſonen. Die all 
gemeinen Gefege und Goncordate der Gantone dienen ihm zur Richtſchnut; 
diefelben werden zu mehrerer od amdigtelt in Uebereinftimmung mit den 
Gefegen anderer Cantone gebracht werden. 


14. Derfelbe erwählt aus feiner Mitte eine Werhörcommiffion, welche 
die in feiner Competenz liegenden Gegenftände, fo wie diejenigen, die ihr 
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von hoͤhern Behoͤrden zugewieſen werben ‚zwi unterfuthen hät. Derſelben ſte⸗ 
hen auch bei Eriminalfällen, welche im Bezirk Statt gefunden, ‚Be Necoo⸗ 
nitionsverhoͤre zu. 

16. Ueber die an den Bezirkecath ——— Sellungs⸗ ober Aus⸗ 
leftrungsgeſuche entſcheidet der Bezirksrath, nachdem eriden von ihm requi⸗ 
tirten Bürger oder Einwohner vor ſich beſchieden, und feine Verantwortung 
vernommen haben wird, 

16. Im Begitksrang ſteen nicht zuge Dirt“ ind Sohn und leib⸗ 
ip Bruͤder 

2. WhnıDie Amtsdauer iſt a. ſechs Jahre — Alle — Jahre 
—* ein Drittheil im Austritt, die Austretenden find: wieder waͤhlbart. 

18. Er entwirft ein Reglement, worin feine Geſchaͤftsfuͤhrung, die 
Befugniffe das Landammanns und anderer vom Kath, aus gewählten Bes 
amten feitgefegt "werden, Das Reglement wird bein dreifachen „Desiytsrath 
— vorgelegt. BIER... na 
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Jeder Bezirk hat, ein Bezirksgericht, ‚die —— * Anzahl 
det ee iſt jeder Bezirksgemeinde überlaffenz fie ‚darf ‚aber nicht uͤber 
I;;und; nit unter 7 beſtehen. Der Präfident, wird von der Bezirkslandes: 
gemeinde, und die Mitglieder, wie Die des Bezirköraths, ‚frei aus ‚alten Lands 
lauten, grwäht. — Nur dürfen ‚die Richten nicht zugleich Misgtieher des Be: 


Arpe 

8. Erin 2 Giziekegericht, ſpricht über alle Civil⸗ und Sniurienhäubel AN 
3. In allen diefen Fällen, ſoll jeder, der vor. dem Friedensrichter ger 
fanden und einen Leitungsfchein an das Gericht erhalten, ungebunden ans 
Reht gelaſſen werden. 

4 Streitfälle, welche "den Werth von. hundert Kronen oder mehr be: 

en, fo wie: Injurienhändel: und Streitigkeiten von unbeſtimmtem Werthe, 

fünnen appellirt, werden. . Ueber Forderungen unter. hundert Kronen urtheilt 
das Bezitksgericht erſt- und letztinſtanzlich. 
7 56. . In den groͤßern Bezirken werden: 4 bis 5, in den keinem 3 bis 
4 &uppleanten für. das Bezirksgericht von der Eandegemeinde gewaͤhu. die 
mugleich Gerichtsfuͤrſprecher ſind. 

6. Zu einem gültigen Urtheilsſpruch iſt die Anmwefenheit: der "wollen 
Anzahl der Richter nothwendig. 

7. Es ertheilt uͤber die von ihm ausgeſprochenen Urtheile, auf darge⸗ 
thane neue Gruͤnde, Reviſion. 

8. Die Amtsdauer der Richter und Suppleanten ift wie beim Be- 
zicksrath angenommen. 

9 Den Berwandfchaftsgrad des Austritts von Nichtern und Kund: 
Ihaften, die Gerichtöfportein, die Art und Weife der Ertheilung von Revf: 
fin und alle dahin einſchlagende Beftimmungen wird ein Organifations- 
geleg der Bezirke feftfegen; inzwifchen fahren die Gerichte nach den jegt bes 
fehenden Landrechten, Verordnungen und Uebungen fort. 
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J Friedensgericcht. 
1. In jedem Bezirk werden durch den Bezirksrath Friedensrichter auf 
zwei Jahre erwaͤhlt. 


Als für den Bezirk March 2, 1 in der Untermarch und 1 in der Ober: 
mach. Für den Bezirk Einfiedein 1, für Kuͤßnacht 1 und für Pfeffiton 1. 
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2. Kein Friedensrichter darf zugleich —— * ben: — 
chen Behoͤrde ſeon. j 

3. Er wird vom Bezirksrath in Eid genommen, Bf 
— 4. Die WVerrichtungen bes. Friedensrichters, das Verhalten in. du⸗ 
teien, Sporteln und: andere dahin on TEE werden durch 
das Geſetz feſtgeſetzt werden. 


Gemeindsseddrb:en. 


Die Srganifation ber — , fo wie die Befugniffe dafık 
ben und der Gemeinden felbft, ‚wird ebenfalls: das Geſetz — = 
zwifgen fahren biefelben, in. ihrer; bisherigen Kompetenz fort: 

Allgemeine Bemerkungen. ' 

| 1 Ueber die Annahme ber‘ Verfaffüng,,. | 

1. Die Verfaffung wird den Bezirksgemeinden des ganzen. Gantad 
am erften Sonntag des Eommenden Mai zuc Annahme oder Vermerfung 
vorgelegt. In jedem Bezirke gilt die Mehrheit, ver Gemeinde für die An 
zahl Wi ftimmfähigen Bürger des Bezirks, 

Es muß die Verfaffung in: ihrem ganzen Inhalte entweder ange⸗ 

— oder verworfen werden. 
3. Unmittelbar nach erfolgtem Entſcheid ſendet jeder Beꝛirt das Re 
fultat feiner Gemeinde dem 34 denten des Verfaſſungsrathes zu. 

4. Auf den zweiten Tag nach dem Entſcheide uͤber die ei 





fol fi) der Landrath am Hauptorte des Gantons verfammeln, und; im 
erfolgter Annahme der Verfaffung, Anſtalten treffen, damit die derfaſſunge 
mäßigen Behörden eingeführt werden. 


NM. Ueber Reviſion. — 4 


1.. Die Verfaſſung dauert vier volle Jahre unabaͤnderlich fo, a 
kann erſt nach dieſer feftgefegten Zeit ganz ober: theilweife, und nur. von 
Mehrheit des Volkes an dem Bezirksgemeinden, abzuändern oder zu vol 
ren befchloffen werden. 

2. Wenn nah Werfluß der feftgefegten vier Jahre von dem gro 
Mathe, ober einer Bezirksgemeinde dee Antrag zur Reviſion der Verfaſſum 
geſtellt wird; ſo ſoll dieſer Antrag im darauf folgenden Jahre ſaͤmmtlicht 
Beſirtksgemeinden zum Entſcheid vorgelegt werden. 

3. Im Fall ſich die Mehrheit der Bezirke fuͤr die Reviſi ion ber Du 
fafjung entfcheidet; fo :wird ein Verfaſſungsrath von den Bezieksgemeindel 
nad) dem Berhältniffe der Bevölkerung aufgeftellt, welcher die Reviſion DE 
arbeitet, und fie dann ben Bezirksgemeinden zue Annahme oder — 
vorlegt. 

Alſo, laut Landesgemeindſchluß, den 26. Juni 1831 und 15. X 
1832 vom Berfaffungsrathe der ſaͤmmtlich vereinigten Bezirke 2 
entworfen, 

Lachen, ben 27. April 1832. 

Im Namen des BVerfaffungsrathes : 
Der Präfident, 
Melhior Diethelm. 
Der Secretair: 
3. 3. Marty, Landſchreiber. 


(Bor abgehaltener Landsgemeinde, den 6. Mai 1832, wurde vorlie⸗ 
gende Verfaffung in ihrem ganzen angenommen und als Grundge 
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feg aufgeſtellt/ und: die Annahme: gegenwaͤrtig durch eigends ausgeſtellte Ur⸗ 
kunden jedes Bezirks bekraͤftigt. | t 
er, nt 1,7 Im Namen des Bezirk! Mary: | 
Der regierende Landamman: Joſ. Gregor Bammert. 
J W.8)⸗Fuͤr die Canzlei: Joſ. Marti, Landfchreibte. 
sr Sm Namen des Bezirks Einfiedeln: un 
Der regierende Landamman: of. Earl Benziger. a 
ILS) Für die Canzlei: Konrad Kälin, Landfchreiber, y 
Ju Am Namen, des Bezirks Kuͤßnacht: | 
- Der vegierende Landamman: Aloys Zruttmann. 
(L. S.) Für die Canzlei: Peter Ant. Truttmann, Landſchr. 
es Im Namen des: Bezirks Pfeffiton: 
Der regierende Landamman: Karl Stoder 
(L. S.) Für die Ganzlei: Zaver Brunner, Lanbfchreiber,) 





E) Staatöverfaffung des Canton Freiburg vom. 
| ‚ 24. San. 1832, | 


Titel 1 
Allgemeine Örundfäge und Sarantieen, 


1. Der Canton Freiburg ift ein Theil des ſchweizeriſch- eidgenoffifchen 
Bundesftaats. 

2. Seder in biefem Canton wohnende Schweizer iſt zu Militairdiens 
fien verpflichtet. 

3. Die Souverainität geht vom Volke aus; fie wird durch feine 
Stellvertreter ausgeübt. | 

4. Die Gleichheit vor dem -Gefege in allen Dingen ift ben Einges 
bornen des Cantons Freiburg gemährleiftet. 

5. . Die Gleichheit: der politifchen Rechte unter- allen Bürgern ift gleiche 
falls gewährleiftet. 

6. Jedes Vorrecht des Drts, ber Geburt, der Perfonen und ber Has 
milie bleibt auf immer aufgehoben. 

7. Die katholiſch-apoſtoliſch-roͤmiſche Religion iſt die einzige öffent 
liche Religion des Cantons Freiburg, mit Ausnahme des Bezirks Murten, 
e oa ui Religion ift die einzige öffentliche Religion diefes 

zitks. 


8. So oft Auslagen aus der Staatscaſſe, ſey es fuͤr den katholiſchen 
Gottesdienſt, oder für Gegenſtaͤnde, welche davon abhängen, ſey es für bie 
Erziehung der Eatholifchen Jugend, gemacht werden, fol auch aus derſelben 
Caffe, einer durch das Gefeg zu bezeichnenden Behörde, eine Summe zuges 
felt werden, die dem zehnten Theil diefer Auslagen gleihkömmt, um gleiche 
file, entweder für den evangelifch reformierten Gottesbienft und bie Gegen 
Ründe, die davon abhangen, oder für die Erziehung ber proteftantifchen Ju⸗ 
gend des Wezirts Murten verwendet zu werden. 

9, Die perfönlihe Freiheit ift gewährleiftet. Man kann nur in ben 
durch das Gefeg beftimmiten Fällen, und in Beobachtung der vorgefchriebes 
nen Formen verhaftet werden. | — 

10, © Die Folter iſt abgeſchafft. a 

11, Die. Preffe ift frei erklaͤt. Das. Gefeg: beſtraft bie Mißbraͤuche 
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derſelben, und zwar fo, daß niemals weder die Cenſur, noch irhend — 
dere vorgreifende Maaßnahme Statt haben können. © # 

12. Das Petitionsrecht iſt gewährleiftet:: - Das Geſet ſHeeit vor, 
was bei dem Gebrauche dieſes Rechts zunbeobachtem fen. 

13. ‚Der Loskauf der Zehnten,. der Bodenzinfer:umd aller andern Few 
dalrechte ift gewährleiftet.: Das u. u. für diefen Loskauf billige Be 
dingniffe feftfegen. . - 

14. Die nänliche Befreiung von Ksgabım, ı deren ‘ das Mebgewaͤche 
dieſes Cantons vor dem Jahre: 1798 genoß, iſt ihm gemährleiftet., 

15. Die franzoͤſiſche Sprache: iſt die Sprache der Regierung; jedoch 
ſollen alle Gefege und Decrete des großen Raths, fo wie alle Beſchluͤſſe des 
Staatsraths, welche fuͤr den ganzen Canton verbindlich ſind, in teutſcher 
und franzoͤſi ſcher Sprache ausgefertigt und oͤffentlich bekannt gemacht werden. 


Titel 2. 


Eintheilung des Cantons. 
16. Der Canton Freiburg iſt in dreizehn Bezirke eingetheilt, naͤmlich 
in die Bezirke: 
Freiburg (teutſcher Theil), proviſoriſcher Hauptort Freiburg. 
Freiburg (franzoͤſiſcher Theil), Hauptort Freiburg. 
Korbers, Hauptort Körberd, 


Greyers, — Greyers. 
Boll, — Boll. 
Kaſtels, — Kaſtels. 
Rum, — Ruw. 
Remund, — Remund. 
Favernach, — Favernach. 
Ueberſtein, — Ueberſtein. 
Staͤfis, — Staͤfis. 
Dompierre, — Dompierre. 
Murten, — Murten. 


17. Die Beſtimmung der Grenzen der Bezirke iſt dem Geſetze über 
wieſen; durch daffelbe kann felbft die Zahl der Bezirke vermehrt, und deren 
Hauptorte bezeichnet werden. 
18, Die Bezirke find in Gemeinden eingetheilt, 
19. Das Gefeg Eann für befondere Gegenftände andere Eintheilungen 
bed Gantons und der Bezirke machen. 
20. Freiburg ift der Hauptort des Cantons. 
EL .. 0 
Dbere Behböchen. 
I. Bom großen Rath, 
A, Bildung des großen Raths, 
| 21. Die Abgeordneten der Bezirke bilden den großen Rath; ſi e werden 
auf die hienach vermeldete Weiſe ernannt. 
22. Eine Bevölkerung von je tauſend Seelen wird durch einen Ab⸗ 
geordneten vertreten. 
23.. In der Zaͤhlung der Bevölkerung eines jeden Orts werden alle 
Einwohner deſſelben ohne Unterſchied begriffen. | 
B. Wahl der Abgeordneten im den großen Rath.: 
24. Die Abgeordneten werben durch MWahlcollegien ernannt. 
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25. Die: Wahlmänner werben durch die Urverfansmlungen ernannt. 


a: Bon den Urverſammlungen. 


26. "Auf eine Bevölkerung von wenigſtens hundert Seelen kann eine 
Umerfammlung Statt haben. 
27, Es koͤnnen auch Urverfammlungen auf mehrere hundert und ſelbſt 
auf mehrere tauſend Seelen Statt haben. 
28. Jeder Bezirk wird durch das Geſetz in fo viele Kreife für die 
Urverfammlungen :eingetheilt, als es nach feiner Bevölkerung und den Orte: 
verhältniffen erforderlich feyn mag. | 
29. Um in.einer Urverfammlung flimmen zu koͤnnen, muß man 
a) Bürger oder ewiger Einwohner einer Gemeinde des Gantons feyn, und 
nicht zum geiftlihen Stande gehören; 

b) das fünf und zmwanzigfte Jahr erfüllt, und 

c) feinen Wohnfl ig im Canton haben; 

d) nicht in einem fremden — ſtehen; 

e) nicht Dienſtbote, 

f) nicht interdicirt ſeyn; 

g) ſich nicht in einem Zuſtande von Bloͤdſt inn oder Wahnſinn befi inden; 

h) weder unzahlbarer Geldstager ſeyn, noch unter einer gegen ſich ausge⸗ 
ſprochenen Leibhaftsſentenz ſtehen; 

i) zwei Jahre vor der abzuhaltenden Urverſammlung keine Unterftügung 
von einem -Armenfedel empfangen haben; 

k) zu keiner entehrenden Strafe verurtheilt worden feyn. 

30. Seder Bürger oder Angehörige einer Gemeinde des Cantons 
fimmt entweder in feinem Geburts= oder in feinem Wohnorte. Wer meh: 
tere Bürgerrechte befigt, kann nur in einer Gemeinde flimmen, und foll er⸗ 
klaͤen, in welcher er feine politifhen Rechte auszuüben gedenkt, Eben fo 
verhält e8 fich mit Demjenigen, der mehrere Wohnfige hat. 

31. Das Gefeg beftimmt die Art, wie die Verzeichniffe der Bürger, 
die in den Urverfammlungen zu flimmen berechtigt find, follen verfertigt 
werden; es beſtimmt ferner den Zeitpunct dieſer Verfammlungen, und die 
Weife, wie man in denfelben verfahren fol. 

32. Jede Urverfammlung ernennt einen Wahlmann auf eine Bevoͤl⸗ 
krung von hundert Seelen, zwei auf zwei hundert Seelen u. ſ. w. Die 
Bruchzahlen über hundert bleiben unbeadhtet. 

33. Um zum MWahlmann ernannt werben zu Ennen, ift es hinlaͤng⸗ 
= dag man diejenigen Eigenfchaften befige, die durch den $. 29. erfor 

werden, 


B Bon den Wahlcollegien. 


34. Auf jeden Bezirk koͤmmt ein. Wahlcollegium. Ausnahmsweiſe 
hat die Stadt Freiburg mit ihrer Einung (Bürgerziel) ein befonderes Wahl 
collegium. 

35. Die Wahlcollegien bilden ſich aus den nach Anleitung der $$. 32. 
und 33. ernannten Wahlmännern. 

36. Jedes MWahlcollegium ernennt einen Abgeorbneten in den großen 
Rath auf eine Bevölkerung von taufend Seelen feines Bezirkes, zwei auf 
zwei taufend Seelen u, f. mw. 

37. Ergiebt fi eine Bruchzahl der Bevölkerung, und uͤberſteigt die⸗ 
ſelbe fünf Hundert Seelen; fo. ernennt das Collegium noch einen Abgeordne⸗ 
ten für diefe Bruchzahl. 
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38. Die Hälfte wenigſtens der einem Bezirke zukommenden Abgeort: 
neten foll unter den Bürgern oder Angehörigen irgend einer Gemeinde diefed 
Bezirkes gewählt werden. Ä | | 
+39. Wenn mehrere Wahlcollegien den gleichen Abgeordneten ernennen; 
fo foll derfelbe, fobald er von feiner Ernennung in Kenntniß geſetzt worden, | 
fich erklären, welchen Bezirk er vertreten wolle. | 
Das oder die andern MWahlcollegien, die ihn gleichfalls: erkannt, men 
den dann, in ber fürzeften Friſt, eine andere Wahl treffen. 

40. Das Gef beftimmt den Zeitpunet der Verſammlung der Walk 
collegien, und die Art, wie man in benfelben zu verfahren hat. Zu 
41. -Um von einem Wahlcollegium zum Abgeordneten in den gto 
Rath; gewählt werden zu können, genügt es, diejenigen Eigenfchaften zude ' 
figen, die hievor in $. 33. erfordert werden. ; 


c. Amtsdauer der Abgeordneten in ben großen Rath. 


42. Diejenigen, welche zu Abgeordneten in den großen Rath ermanıt 
worden, find während neun Jahren Mitglieder deffelben, mit der Ausnahm 
jedoch, dig aus der nachfolgenden Verfügung hervorgeht, | 

43. Der große Rath wird alle drei Jahre um einen Derittheil e 
neuert; die erfte Erneuerung wird im Monat April des Jahres 1834 Stat 
haben. — Die Reihe der austretenden Abgeordneten wird, im ber gemöhnls 
hen Sigung vor den Wahlen, durch das Loos bezeichnet. . 
44. Es wird jeweilen dur neue Wahlen zur Erfegung der audtte 
tenden Mitglieder gefchritten. Gleichzeitig und auf die nämliche Welfe mer 
den die durch Tod, Entlaffung oder Verluſt der ($. 41.) geforderten Eigm 
fchaften, im großen Rathe ledig gewordenen Stellen erfegt, 


D. Befügniffe des großen Rath, 


| 45, Er übt alle Theile der Souverainität aus, welche nicht ausbrid 
lich duch die gegenwärtige Staatsverfaffung andern Behörden übertragen 
find, und zwar namentlich folgende: 

a) Er erläßt die Gefege, entweder auf den Antrag eines feiner Mitzi⸗ 
der, oder auf denjenigen des Staatsraths. 

b) Er ſetzt den Gehalt der öffentlichen Beamten feſt. 

ce) Er bewilligt den Ankauf oder den Verkauf von Immobilien für du 
Rechnung des Staats, | 

d) Er läßt ſich über alle Theile der Cantonsverwaltung Rechnung ablegen 

e) Er beftimmt die öffentlichen Ausgaben, bemilligt die Auflagen, und | 
genehmigt die Staatsrehnung. in gebrängter Auszug dieſer Red 
nung wird öffentlich bekannt gemacht; bie Rechnung felbft fleht de 

Einſicht jedes Bürgers offen. Ä | 

f) Er ernennt die Abgefandten des Cantons auf die Tagfagung und be 
flimmt ihren Auftrag, Er berathet auch die Anträge zu außerorbenl 
lichen Zagfagungen. 

g) Er ſtimmt im Namen des Gantons, 

h) Er übt das VBegnadigungsrecht aus. Er kann aber Leinen Rechts 
— an ſich ziehen, noch ſich einen Theil der richterlichen Gewall 
zueignen. 

1) Er ertheilt bie. Naturaliſationsbrieſe. 

3%) Ex entſcheidet uͤber die Competenzſtreitigkeiten zwiſchen dam Staatsrath 
und dem Appellationsgericht. 
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4) Er rnennt die Mitglieder: des Staatsraths und diejenigen des Appel⸗ | 
lationsgerichts. 

= Er ernennt, auf einen doppelten Vorfchlag des Stantsrathe, den Ge: 
—— des REN, den. Oberauffeher. der ‚Sttaßen und nn 
Odberforſtmeiſtern 


Vefondete Beſtimmungen. 


26 Der große Rath ernennt feinen Präfidenten, der den Titel — 
se * zwei Vicepraͤſidenten und vier Stimmzaͤhler. Sie ſind auf drei 
Jahre gewaͤhit. 

FR ‚Er ernennt, nöthigen Falls, zwei Dollmetfher in oder außer feis 
ner Mitte, 

48., Ce, erwählt, auf den doppelten Vorfchlag des Staatsrathe, den 
Ganzlee und feinen Amtsgehülfen, welche feine Secretaire fi ind. Diefe Bes 
amten ‚werden auf zehn Jahre gemählt. | 

49. Der große Rath verfammelt ſich jedes Fahr den funfjehnten Mai 
und den zwölften MWintermonat in dem Hauptorte des Cantons. Er kann 
auch durch den Staatsrath außcrordentlih zufammen berufen werden, _ 

50. Die Mitglieder des großen Raths erhalten ein billiges Taggeld. 
Ein beſonderes Decret beſtimmt daſſelbe. Dieſes Decret wird auch die hier 
zu machenden Ausnahmen anzeigen. 

51. Ein Bericht der Verhandlungen des großen Raths wird iapeilen, 
in angemeffener. Zeitfolge und nad den in feinem ee zu beſtimmen⸗ 
den Vorfchriften, bekannt gemacht werben, j 


1. Vom Staatsrath. 


52, Der Staatsrath befteht aus dreizehn Gliedern. | 

53. Der große Rath erwählt die Glieder des Staatsrathe entweder 
in oder außer ſeiner Mitte. 

64. Jeder, der bie erforderlichen Eigenſchaften beſitzt, um zum Abge⸗ 
ordneten in en großen Rath erwählt zu werden, kann auch zum Mitgliede 
des Staatsraths ernannt werden. z 

55. Um Mitglied deffelben bleiben zu koͤnnen, muß man diefe Eigen: 
ſchaften behalten. 

56. Ein Mitglied des Staatsrathe, welches nach feiner Ernennung 
einen Jahrgehalt oder einen Orden (Penfion oder Decoration) von einer 
femden Macht annimmt, ift fo anzufehen, wie wenn es feine Stelle nies 
dergelegt hätte; es fey denn, daß es vom großen Rathe die Erlaubniß erhal 
ten habe, diefelbe anzunehmen, 

57. Die Mitglieder des Staatsraths find auf acht Fahre erwaͤhlt, mit 
Ausnahme derjenigen feiner erſten Bildung, die erſetzt werden, wie folgt: 
es werden nämlich zwei durch das Loos zu bezeichnende Mitglieder deffel: 
ben in der im Monate Mai abzuhaltenden Sigung des großen Raths aus: 


treten im Jahr 1835, 
| zwei = = 1836, 

zwei = = 1857, 

zwei = = 1838, 

zwei = 2 1839, 

zwei ‚ »:.» 1840, 

eins s = 1841; 


ee dep. * daß zufaͤllige Erledigungen durch Tod, Entlaſſung oder Valuſt 
der Eigenſchaften Statt gehabt hätten ‚in — Falle das 
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fen kann. 

58. Koͤnnen nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des Staetsrathe — die 
folgenden Blutsverwandten, ale: Afcendenten und Defcendenten;; Brüder, 
Oheim und Meffe, Gefchwifterkinder; noch die folgendem: verſchwaͤgerten Pır 
fonen, als: Scywiegervater und Zochtermann,. Schwüger, 

59. Der Staatsrath erwählt feinen Präfidenten, welcher den Xited 
Schultheiß führt, und feinen WVicepräfidenten (Statthalter). Sie- bleiben > 
Jahre im Amte. Der Schultheiß, der Präfident des großen Rath ift, kant 
nicht zugleich Präfident des Staatsrathe fein. Der Schultheiß,  der-Pri 
fident des Staatsraths gemwefen, kann erft nad Verfluß von zwei Jahren 
wieder dazu erwählt werden. 

Der Canzler und fein Amtsgehülfe (f. $. 48) find erfler und 
mMweiter Secretair des Staatsraths. 

61. Die Zahl der Angeſtellten ber Canzlei des Staatsraths wird duch 
ein Geſetz beftimmt. | 

62. Der Staatsrath hat folgende Befugniffe: | 

a) Er ift mit der Vollziehung der Gefege beauftragt, und kann dem gr 

fen Rathe neue vorfchlagen. 

b) Er beauffichtigt die untergeordneten Behörden, und ertheile ihnen die 
nöthigen Weifungen. Die Unabhängigkeit: ihrer Urtheile bleibt jedoch 
ausdruͤcklich vorbehalten. 

c) Er entfcheidet die Competenzflreitigkeiten, die fi ih ‚sroffen thnen erheben. 

d) Er verwaltet die Finanzen ded Staats. 

e) Er legt jährlich dem großen Rathe über alle Theile ſeiner Verwaltung 
Rechnung ab. Wenn dieſe hoͤchſte Behoͤrde die Verwaltung und die 
Rechnung des Staatsraths zum Gegenſtande ihrer Berathungen madht; 
fo nehmen diejenigen Glieder deſſelben, die zugleich Mitglieder des gro: 
fen Raths find, den Austritt. 

f) Er ernennt und enefegt feine Stellvertreter und Agenten in allen Tel: 
len der öffentlichen Verwaltung. 

g) Er vergiebt alle übrigen Stellen, bie et, nach ber Stantsverfaflung 

oder den Gefegen, zu vergeben befugt ift. 

h) Zur Handhabung der öffentlichen Ordnung iſt er über bie bewaffnete 
Macht zu verfügen berechtigt. 

i) Er beurcheilt in zweiter Inſtanz die DVerwaltungsftreitigkeiten, und die 
Straffälle der Verwaltungspolizei, fo lange das Geſetz keine andere 
Verfuͤgungen daruͤber getroffen haben wird. 

k) Er kann den großen Rath außerordentlich zuſammenberufen. 

Der Staatsrath theilt fih, zu leichterer Beforgung der Gefchäfte, in 
Dicafterien oder auf andere Weife, wie es das Gefeg feſtſetzen wird. 


III. Bom Appellationggeridt, 


63. Das Appellationsgericht befteht aus dreizehn Gliedern. Es hat 
dreizehn . ordentliche Suppleanten. 

Die Mitglieder und die Suppleanten des Appellationsgerichts 
werden durch den großen Rath, entweder in feiner Mitte, oder außer derſel⸗ 
ben erwählt. 

65. Die acht zuerft ermählten Glieder des‘ Appellationsgerichtes follen 
der teutfchen und franzöfifhen Sprache kundig fern. Vom erften Januar 
18410 an wird fogar die Kenntniß beider Sprachen von alles Gitiebern und 
Suppleanten des Appellationsgerichtö erfordert werden. Dieſe — 
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ſoll dutch eine ordentliche Prüfung erwahret werben: Ein beſonderes Geſeb 
wird) vorſchreiben, wie dieſe Peuͤfung Statt haben foll 

66. Die Mitglieder und. — des Appeliationsgerihts werden 
auf —— erwaͤhlt. 

Zoder, der die erfacheiichen Eigenfchaften rfigt, uns zum. Abges 
—— den großen Rath erwaͤhlt zu werden, kann auch zum Mitgliede 
des Appellationsgerichts ernannt werden. 

68. Können, nicht zugleich Mitglieder des Appellationsgerichts feyn, 
noch als Suppleanten Sig 34 die folgenden Blutsverwandten: die Aſcen⸗ 
denten und Deſcendenten, die Brüder, der Oheim und ber Reffe, und fers 
ner der Schwiegervater und- fein Tochtermann. 

69, Das — ernennt ſeinen Pröfidenten und Beige: 
fihreißer, 1° 
70. Der Präfi dent des Appellationsgerichts wird auf zwei Jahre 
exwaͤhlt. 

71. Das Appellationsgericht beurtheilt und fertigt in letzter Inſtanz, 
alle buͤrgerliche, peinllche und zuchtgerichtliche Rechtsfaͤlle und Geſchafte, 
welche die Competenz der Untergerichte uͤberſteigen 

72. Das Geſetz beſtimmt die uͤbrigen Befugniffe bes Appellations 
gerichts. 

73. Um ein gültiges Urtheil fällen zu koͤnnen, muͤſſen wenigſtens neun 
Mitglieder des vorſchriftmaͤßig gebotenen Appellationsgerichtes, die mit der 
Sprache der Procedur vertraut ſind, gegenwaͤrtig ſeyn. Das Gefſeb beſtimmt 
die Faͤle, wo das Tribunal vollzaͤhlig ſeyn ſoll. 

74. Bei dem Appellationsgerichte iſt ein vom Staatsrathe ernanntet 
Generalprocurator angeſtellt. Der Generalprocurator zieht, in den peinlichen 
und zuchtgerichtlichen Proceſſen, feine Schluͤſſe; in allen Geſchaͤften, wo das 
Intereſſe des Staats, der Waiſen, der Interdicirten und der Abweſenden ob⸗ 
waltet, kann er das Wort nehmen. 

Während der Berathung und DBeurtheilung zieht er fich zuruck 

Das Geſetz entwickelt die Verrichtungen des Generalptocurators md bes 
fimmt feinen Gehalt. 


IV. Vom Caſſationsgericht. 


75. Es kann ein Caffationsgericht errichtet werden, um bie. Michtigkei: 
ten, die im fegtinftanzlichen Sprüchen begangen worden, zu beuetheilen. 

76. Der große Rath wird die Mitglieder diefes Gerichts erwählen. 

77. Seine Organifation, die Form feiner Procedue und diejenige, die 
ju befolgen feyn wird, um neue Urtheile an die Stelle der vernichteten zu 
erhalten, werden ducch das Geſetz beſtimmt. 


Titel 4. 
Untergeordnete Behörden. 
L Bon den Oberamtmännern. 
738. Sedem Bezirke wird ein Oberamtmann vorgefegt. Der Staats: 
rath ernennt die Oberamtmänner und ihre Statthalter. 


Die Oberamtmänner find die Stelvertreter des Stantsraths, und alg 
ſolche mit der vollziehenden Gewalt beauftragt. Sie haben in ihren Bezir: 
fen die Aufficht über die untergeordneten Behörden. 

Sie beurtheilen in erfter. oder legter Juſtanz, je nachdem es das Gefeg 
beſtimmt, die Straffaͤlle der Verwaltungspolizei, welche die Competenz der 

26 * 
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Geme indsbehoͤrden · überfteigen y: fierBeusrheiten und Fertigen besgtekfendte Ok 
tigkeiten, twelche in die Verwallung einſchlagen, bis — daruher das um | 


andere Verfügungen gemöffewöhaben.wiedi— u; 
Das Geſetz entwidelt die — der —— 8*— 1 
79.* Die Oberamtmaͤnner werden auf“ ſechs Jahre *** te 


kann der Staatsrath iſte vor Verfluß dieferZeit wieder abrufem Sie folm 


f ch zu ber öffentlichen Religion der Bezirke, denen fie‘ vorſtehen / beblennen 
II. Bon den. Bezikksgerichten, 


80. Jeder Bezirk hat ein Gericht erfter Inftanz. Das Gefeg Belnnt | 


die Zahl feiner Mitglieder, fo wie auch die feiner .Suppleanten: 


81. Der Staatsrath erwählt die. Mitglieder der Bezivkögerichte, ie | 
Präfidenten und die Suppleanten; er kann fi e aber nicht abeufen, ı Eee ' 


nenut aud) die Gerichtsſchreiber. 


"82. Die Richter ſollen unter den — Bejite wohnenden Buͤrgern ge | 


wählt werden. 

83, Die Bezirkogerichte Beurteilen u fertigen die bürgerlichen, peine | 
lichen und zuchtgerichtlichen Händel und. Gefchäfte, nah Maßgabe der ihnen ' 

durch das Geſetz ertheilten Competenz, in erſter und letzter Inſtanz. 


| 


| 


84. Der Antheil, den fie an den Waifengefchäften zu nehmen babın, | 


ift durch das Geſetz beſtimmt. 


Sefege, ‚auf diefe Weife ausgefertigt, werden follen. 


| 


85. , Sie: fertigen deiegationsigeife diejenigen Gefchäfte, die nad dm | 


Dem Präfidenten des Gerichts, mit Beiftand des Gerichtsfchreiben, | 


koͤmmt es zu, das Präliminawverhör in Griminalfällen abzuhalten. 
87. Alle in den vorſtehenden $$. 83 und 86 erwähnte Gefcäfte 


follen nad) ‚den durch das Gefeg für jede Art. derfelben beſonders vorgeſchtir⸗· 


benen oder vorzuſchreibenden Formen gefertigt werden. 


88. Bei jedem Bezirksgerichte iſt ein vom Staatsrathe ernanntit | 


| Amtsprocurator angeftellt. 


In den peinlichen und. zucptgerichtlichen Procefjen zieht der Amtsprocu⸗ | 


rator feine Schluͤſſe. 

In allen Geſchaͤften, wo das ntereffe des Staats, der Waiſen, dr 
Interdicirten und der Abweſenden obwaltet, kann er das Wort nehmen. 

‚Während der Berathung und Beurtheilung zieht er ſich zuruͤck. 

Das Geſetz entwickelt ferner die Verrichtungen des Amtsprocurators und 
beſummt ſeinen Gehalt. 


HI, Bon den Handetögerigten. 
89. Es koͤnnen ein oder mehrere Handelögerichte errichtet werben. 
IV. Bon den Friedensridhtern. 


90. In jedem Bezirke werden ein ober mehrere Sriedensrichter beſtelll. 


Das Gefeg beftimmt ihren Amtskreis. 

91. Der. Staatsrath ernennt bie Friedensrichter, ihre. Suppleanten 
und Schreiber. 

92. Die Sriedensrichter find Vermittler in allen Civilſtreitigkeiten, und 
beurtheilen ohne Meiterziehung gemiffe Gefchäfte, nad Maaßgabe der darüber 
zu erlaffenden gefeglichen Beftimmungen. 


V. Bon ben Wailenämtern. 


} — In jedem Bezirke werden ein oder mehrere Waiſenamta auf: 
geſtellt 
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O4, Sie werden wech: et uns inatännch: befeot. , Das Geſet beſtimmt 
Befugniſſe und ihren Awtetcris. | Ä in 


EDDIE Von den Gemeindbehörden: — 
J Wire eg Ge aufgeel; das. Gefeb aceniſti 


— 7t bi „is 

IL Bon dem a und see Shosgeriäten bes Ber 
zirks Murten.” 

96. Dei Am und die Chorgerichte des Bezirks Murten find 

halten, 

Titel 5. 


re Revifion der Staatsverfaffung. 


97. An der gegenwärtigen a Eönnen vor drei Jahren 

e Mändergngen vorgeſchlagen werben. Bra Pan 4 au keine Abänderung 

ih vorgenommen werden, es fen dein di hwendigkeit davon Aner: 

‚ und die zu machenden Abänderungen- von dim großen Mathe in drei 

Prügen, Sitzungen ‚mon ‚Brei au hiel, andren, grgebrnipt worden. 
Kiel: 6 

2, Branfitorifche Beſtimmungen. ER Pi 


98, * — der Stab und RE —— vom Sub 

4 A aufgehohen | 

| Sind ebenfalls haft 
Di Verordnung “über die Aufnahme ie d48 große Birgerhe der 

Stadt Freiburg, vom 8. Brahmonat 1814. 

Das Reglement vom 28; Brachmonat 1814, Taut welchem fich dr 

größe Rath der Stadt und Republik Freiburg conftituirt bat, 

) Das etrſte conftitutive Reglement des Heinen: Muths der Stadt und 
Republik Freiburg vom 4. Heumonat 1814, mit-Ausnahme des 8. Arz 
tikels, betreffend die Gehalte: der Schultheige, der Mitglieder des Staats: 
rathe ‚und. Appellationscaths; ;(diefee Artikel Siſt beibehalten, _bis das 
Gefeg die Gehalte diefer Magiftratsperfonen anders fejtgefegt haben wird). 
d) Die nachträgliche Verordnung vom 18, Aprit 1815, betreffend die Er: 

gaͤnzung des Staats und Appellationsrathe, 2 \. 

"e).Der 8. und 10. Abſchnitt des Reglements für ben großen Rath der 
Stadt und Republik Freiburg vom Monat Februar 1816, fo wie alle 
Verfuͤgungen dieſes Reglements, welche mit der neuen Stautsnerfajfung 
nicht im Einklange fliehen. 

f) Das Reglement für. das Eenſurgericht vom Jebrnar 1816. 

g). Der erſte Abſchnitt des erſten Titels des Reglements für den; kleinen 
Rath vom Febtuar18146. (Die Wahlen; welche in Gemäßheit diefes 
Abfchnitts Art. 2. Litt. e. dem kleinen Rathe zukommen, follen einit: 
weilen durch den Staatsrath vorgenommen werden.) Der. dritte Ab: 
ſchnitt des nämlihen Titels, fo wie alle Verfügungen diefes Megle: 

— welche mit der neuen Staatsverfaſſung nicht im Einklange 

ehen 

100. Alle uͤbrige wirklich beſtehende Geſetze, Decrete, Verordnun⸗ 

m und Beſchluͤſſe, die der gegenwaͤrtigen Verfaſſung nicht zuwider find, 

leiben in Kraft, bis fie auf gefegliche Weife werden aufgehoben worden fepn. 

101. Alle Magiftratsperfonen, Richter, Öffentliche Beamten und An: 


PEOETE 222 2) 
H ıy,, 4° 
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geftellten bed Staat, alle Dierk und Unteroffizlece alle beſteheande Virwal⸗ 
tungen und Commiſſionen, alle Gemeindebehoͤrden und: derfelben Angiſtellti 
bleiben in Amt und Dienſt, bis ſie verfgſſungsmaͤßig oder auf gefeglice 
Weiſe werden erfegt worden feyn, — — 
Alſo geſchehen und befchloſſen durch die conſtituirende Verſammlieig dei 
Cantons Freiburg, den 7., 8., 10, 11., 12., 13., 14., 15., 17., 18:2! 
und 24, Jaͤnner 1832... «u. ter iaheid nad nolf JM 
| Der. Präfident dee conftituirenden Verfammlung: 
2.2.00. Dießbach von Torny.— 
EM er 7; Seccetait: 
Dr. Büffard. 
Der zweite Seeretair: 
#285 Badoud, 
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FE) Staatsverfaſſung ber Repubttt Sotbthurn 


vom 20. Dec, 1830. — 2 5/4 onu ‚ai 


Wir Schultheiß, Elein und größe WÄHLE der Rehublit 
Soldothuẽn. 


j 
1 


| 


In der Ueberzeugung ſowohl daß ein billiges Verhaͤltniß in der Stile | 
bertretung zwiſchen Stadt und, Land mothwendig fep, die, Bildung Unſeret 


Mitbürger freiere Formen fordere, und dir Staats einrichtungen Hauptfäclid 
auf das öffentliche Zutrauen geftügt feyn follen, als auch in der Abficht, di 
Geiftesentroidelung zu befördern, und die perföntiche Freiheit noch “mehr zu 
gewaͤhrleiſten, Be 
haben, ‚co * we ie 
in Folge Unferer Broclamation dom 26 Nop. abhin, und auf. den Vor 
ſchlag Unſerer zur Reviſion der Verfaſſung niedergeſetzten Commiſſion, ſo wie 
auch auf die Bemerkungen und ‚Anträge des Heinen Naths - 4. .... 
| befhtoffen:... 9 ehen 
Folgendes ift die Staatsverfaffung der Republik Solothum. : = 
Ab ſch ir et 1. ; — “ “2 a. 
; Gefeggebende Gewalt, FR vr 
1. Die hoͤchſte Gewalt des Cantons Solothurn gehet von’ dem Volke aus; 


— 
Di * 


fie wich aber nur durch feine Stellvertreter. ausgeübt, welche nach der von 


ihm ginehmigten Verfaffung gewählt werden, 
2. Diefe Stellvertreter, aus einhundert! neun Mitgliedern beftehend, 


bilden einen großen Rath, der fich „Präfiventsund: großer Rath der Repubii | 


Solothurn” nennt, 





3. Die Mitglieder des großen Raths werden / folgendetmaßen ecnannt | 


a) von den Wahlkreifen 263 

b) von den Wahlcollegien 705 WZ on" Diba a 

c) vom großen Rathe felbft 13, ZU Te Ben 

Sum VBehufe der Kreiswahlen wird der Canton Solothum: in jehn 

Wahlkreiſe eingetheilt, welche find: - 

1) Die Amtei Solothurn. u a 

2) — = WBudeggberg. 1 Be ion MW 

3) = 2 Keieoftetten. ee X 


j 


3 
ü 
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5 Die Gerichte? Balsthal und: Magendorf. DR: rare 
6): Die Gerichte: Denfingen und Egerkingen. 

7) Die Amtei Olten. 

8): rt ui Goͤßgen. 

92,200 Dorneck. 


— * re: —ã 


5 Die geſammte ſinmfaͤhige Buͤrgerſchaft des Kreiſes Solothurn er⸗ 


nennt acht, diejenige eines jeden der übrigen Kreiſe aber zwei Mitglieder 
des großen Rathes aus der wahlfaͤhigen Buͤrgerſchaft des Kreiſes ſelbſt. 
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b. Sn jedem Kreiſe wird ein Wahlcollegium gebildet, und zwar: 

9 In der Stadt Solothurn durch vier Quartiere, wovon jedes ein Drit—⸗ 

tel feiner im Canton wohnenden ftimmfähigen Bürgerfchaft als Wahr 

"männer etnennt. 

Die Quattiereintheilung wird von der Regierung fo vorgenommen, 
daß jede Abtheilung ſoviel moͤglich eine gleiche Anzahl Stimmfähiger 
zähle; "das Geſetz witd die Zeit beflimmen, mann’ eine Revifion der 
Quartiereintheilung vorzunehmen fey. 

b) In den Übrigen MWahlkreifen durch die Gemeinden, die von funfsig 
"Einwohnern einen Wahlmann erwählen; die Bevölkerung wird nad) 
"der jedesmaligem Tegten officiellem Zählung berechnet. 

4 Folgendes iſt die Zahl der Mitglieder des großen Raths, die von 


jedem Wahlcollegium zu ernennen ſind: 


Solothurn 26. 
Bucheggberg 4. 
Kriegſtetten 5. 
Laͤbern 6. 
— Balsthal und Mabendetf 4 4. 
Oenſingen und Egerkingen 4. 
Amtei Diten, 8. 
| Goͤßgen 5. 
Dorneck 4. 
-Thierſtein 4. 
8. Die Collegien wählen. die von ihnen zu anenmnenben Mitglieder des 


a 


großen 8 frei aus der gefammten Bürgerfchaft des Cantons, mit ber 
Ausnahme jedoch, daß jedes derfelben zwei Mitglieder ernennen fol, die nicht 
Ottsbuͤrger feines Kreifes find. 


9. Der, große Rath. ernennt durch abfolutes Stimmenmehr ſechs feiner 


Mitglieder ab der Landfchaft und drei aus der Stadt Solothurn; die Wahl 
der übrigen vier ift frei. 


4109. Alle im Ganton mohnende Ortsbuͤrger eines Wahlkreiſes, die 


weltlichen Standes ſind, haben das Recht, in ihrem Kreiſe, ſowohl bei Er⸗ 
nennung ber Mitglieder des großen Raths, als auch in ihren TER 
und Quartieren bei Bezeichnung der Wahlmänner zu ſtimmen. 


| Ausgenommen find: 
a) Die Minderjährigen. 
b) Die im öffentlichen Almofen Stehenden. 


ec) Die mit einer Criminalftrafe Belegten, fo lange fie nicht wieder in 


ihre bürgerlichen Rechte eingefegt find, 

d) Die nicht eigenen Rechtens, alſo bevogtet, in einer oͤffentlichen An⸗ 
ſtalt verpfründet, an einen ) Bein erkannt, oder mit Verlurſt vers 
geldstaget find, 


- 
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11. Jeder — Buͤrger eines Wahlkreiſes kann als Wahlmann 
ernannt werden, wenn er, ausgenommen bei — in Niemandes Koſt 
und Lohn ſteht. FR ER 

12. Um zu einem Mitgliede des großen Reche 5* werden zu 
koͤnnen, muß man die Eigenſchaften eines Wahlmanns haben, und uͤberdies 
ein ererbteg ober. feit zwei Jahren erworbene® Outsbürgerrecht im Canton be 
figen; — bie Eingetheilten jedoch find wählbar, ſobald fie: 22 vn Ortsbür: 
gerrecht erworben haben. 

13. : Ein befonderes. Gefeg wird bie Fälle beflimmen ‚in, weihe de 
Stelle eines Mitglieds des großen Raths als erledigt zn erflären ift. ı 

14. Dem großen Rathe ftehet die Gefeggebung zu; er-erläßt oder yer⸗ 
wirft demnach die Geſetze, welche ihm vom kleinen Rathe vorgeſchlagen wer: 
den; er hat aber auch das Recht, Zufäge und Abänderungen. an. denfelben 
zu machen, und bie Befugniß, diefe Behörde zu Einreihung- eines Gefegei: 
porfchlages in einer beftimmten Zeit aufzufordern.. Würde inner, derſelben fein 
Vorſchlag erfolgen; fo kann der große Rath durch eine aus, feiner Mitt zu 
ernennende Gommiffion ſich einen folhen vorlegen .laffen. .. 

15. Der große Rath befigt das ausſchließliche Recht, allgemeine — 
und. Abgaben zu erkennen, und die Veräußerungen. von Staatsgůtern, ſo 
wie auch den Ankauf von Liegenſchaften zu bewilligen „ welcher bie. —* 
von 5000 Fr. uͤberſteigt; in dringenden Umſtaͤnden darf jedoch Beer trag 


2ER 


nn der a Rechenſchaft ablegen, 

16. Der große Rath ertheilt die Inſtructionen —* die 
und außerordentlichen Tagſatzungen, berathet ſich über die Aufforderungen 
zu letztern ernennt die Geſandten, und laͤßt ſich von ihnen Bericht ab» 
fatten. Verträge aller Art mit andern Regierungen werden von ihm ab⸗ 
geſchloſſen. 

17. Dem großen Rathe koͤmmt allein das Recht zu, das Cantons⸗ 
buͤrgerrecht zu ertheilen, fo wie auch geiſtliche und andere fremde Corporatio⸗ 
nen in den Canton aufzunehmen, und benfelben die Nie detlaſfangebe win 

gung zu geſtatten. 

18. Das Begnadigungsrecht ſtehet dem großen Rathe zu; er kann je 

doch die Ausübung deſſelben einer von ihm zu beftellenden Behörde zum 
Theil oder ganz Übertragen. Ein befondered Gefeg wird das Nahere be 
fimmen. 
129. Der große Rath ermwählt aus feiner Mitte die Mitglibe des ki 
nen Math, und bezeichnet unter denfelben den Praͤſidenten. -Er ermählt 
ebenfalls die Mitglieder des Appellations- und Cantonsgerichts, inſofern der 
. fünftige große Rath die Beibehaltung. diefes letztern als nothwendig erachtel, 
und deren Präfidenten, fo wie den Staatsfthreiber und die Oberamtmänntr. 
Um zu diefen Stellen gewählt werden zu können, iſt nicht. erforderlich, Mit: 
glied des großen Raths zu feyn. 

20. Alle in dem vorhergehenden $. ermähnte Wahlen gefchehen durch 
geheimes und abſolutes Stimmenmehr, und ſind an kein Verhaͤltniß zwiſchen 
Stadt und Land gebunden. 

Die Oberamtmaͤnner duͤrfen weder Mitglieder des kleinen Raths, noch 
der ve obern Zribunalien ſeyn. 
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21. Der große Räth verſammelt ſich ordentlicher Weiſe zweimal des 
Jahres; jede dieſer Verſammlungen iſt aufadie Dauer von: funfzehn: Tagen 
eingeſchraͤnkt/ Kann "aber durch den kleinen Rath verlaͤngert; und — 
Rath durch denſelben auch‘ außerotdentlich zuſammen berufen werden. io 5} 

v 22: Mach jedesmaliger Beendigung einer großen ——— 
ſollen die Verhandlungen derſelben oͤffentlich durch den Dtuck bekannt ges 
macht werden, inſofern nicht ausdruͤcklich die Geheimhaltung angeordnet wird⸗ 

Ob die Sitzungen des: großen — — —— rn 
tigen. Sefebgebung: anheim geſtellt. Linn. u 9 1146512 


a) RT Er 9b 
on a X —BD—— Abſſchnaitt 20 3 1:47 ER 
nn ai Bein,ten. Gewalt‘ 1 van AND Mi 

| 29, ‚gi 2 von Fn Pen ‚be, großen Hachel 
bon dem fie e — —— 

ſowohl, als mit. der. Fe E kon;d er „böchften 1: Öemält, ausgejenden 
Öefege beauftragt. 

Er, grläßt, bie, zu ‚diefem ‚Ende, fo. fo wie ‚die zus, Handhabung, der: Holhel 
und zum Behufe der übrigen Ziveige | der N AD 
rat ſſe und Verordnungen. 4 

iefelbe bat Über ‚die bewaffnete, Macht zu verfügen, — bie Sufteue 
ten = Nr "Zagfagung zu entwerfen, — und alljährlich. dem großen —* 
über alle Theile der Qerpaltung Rechenſchaft abzulegen. , ‚Ferner fiehen auch) 
Ankäufe von — in feiner Befugniß, , wenn fi fi e,.die. Summe von 
5000 Fr. nicht überffeigen ; in- dringenden, Fällen darf, er; jedoch mit, einer, 
Mehrheit von dreizehn Stimmen. biejen Betrag auch uͤberſchreiten. 3 

Endlich wird von Del, ‚die, —————— in lebter 
SM, aushbt.: | 2 


Die Wahlhehoͤrbe Fi a —— Steellen welche nicht 
— der hoͤchſten Gewalt vporbehalten find, bildet der kleine Rath wit 
sehn Mitgliedern des großen Raths, von — Austern. auf zwei 
Jahre dazu bezeichnet werden. * 

as Geſetz vol betimmen, mir Seien vom Heinen. Darhe allein 
" vergeben, ſind. 1, II u 


25. Ein aus: sder. Mitte“ da⸗ — Rechs Peaſwent fuhrt 
* Vorſitz im kleinen und großen Rathe. Er kann nur zweimal. hinten‘ eins 
ander, jedesmal: für. ein Jahr lang, gewaͤhlt werden, : ‚und it Haie, ar 
nah Verfluß eines Jahres, nicht wieder wählbar; | 

26. Meder im Eleinen Rathe, noch in irgend einer Gaichisbehob⸗ 
oder in der. $. 24 aufgeftellten Wahlbehörde, "dürfen Vater und Sohn, oder 
zwei Brüder: zu gleicher Zeit Sig und Stimme haben. Eben fo wenig duͤr⸗ 
fen Praͤſident und  Staatsfchreiber in dem angegebenen’ Verwandtſchaftsver⸗ 
hältniffe. ftehen; das Gleiche gilt auch von den Htaſtdenten der Gerichtsbe⸗ 
> Ip die Gerichts- oder Amtsſchreiber. ⸗⸗ 

Wenn ein Mitglied des kleinen Raths ſtirbt, oder ſonſt zu er 
gen " ſo wird die Wahl deffelben ſogleich, nachdem ber Bi 3 bie 
** erhalten, vorgenommen. 


Abſchnitt 3. Mi 
Richterliche Gewalt." Ei 
Er Die richterliche Gewalt ift, mit Ausnahme der Verwaitungsge⸗ 
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zichtsbarkeit, und mit Vorbehalt’ der laut. F. 29° FERNEN 
gen, von’ ber vollgiehenden getrennt. ı 1. 

:29, Sn jedem Dbrramte befteht: für Cidil⸗ Polizei⸗ 4 Frevelgemtu⸗ 
fätte eine :erftinftanzliche Gerichtsbehoͤrde welche. Amtsgericht‘ ‚genannt wid; 
daſſelbe bildet auch das Schuldengerichti:.: Dem künftigen großen. Rache wird 
vorbehalten, zu beſtimmen, ob der betreffende Oberamtmann ‚oder ein — 
dazu etnannter Praͤſident dem Amtsgerichte vorſtehen ſolleee 

Durch das Geſetz wird ſowohl die Competen; der Friebenorichter, de 
Ortspoinei und der Oberamtmaͤnner, als die. Organiſation des Schuldenge 
richts feftgefegt werden. | 

30. Dem künftigen großen Rathe wird zu entſcheiden uͤberlaſſen, ob 
ein Cantonsgericht fortbeſtehen, und wie das Criminalgericht in erſter Inſtanj 
gebitde werben ſolle. 

Im Beibehaltungsfalle fol "das Caittönsgertcht is‘ Heim Richter, 
— ein Praͤfident, beſtehen; daſſelbe belirtheilt in zweiter Inſtanz all 
Civilfaͤlle, die einer Appellation fähig‘ find, und bildet in Criminalfaͤlen dit 
erſte Inſtanz. 

Für die Gültigkeit eines Eivilſpruchs wird die Anweſenheit don ſiebhen 
Richtern erfordert | 

Zur Beurtheilung von Criminalfällen follen neun Richter zugegen fen, 
und in jenen Fällen, wo eine Todesſtrafe eintreten koͤnnte, werden benfelben | 
vier Zuzüger beigeordnet. n | 

Die Gerichtscompetenz in Bevogtigungsfachen wird ein Gbfetz beſtimmen 
———— Dreizehn ‚Richter, worunter ein Präftdent, bilden das Appellations 
gericht, welches in letzter Inſtanz alle recursfähigen Sprüche in’ bürtgerlichn 
Streitfahen, fo wie in Polizei: und Frevelfaͤllen beurtheilt. Zur Glutgut 
feiner Sprüche wird das Beiſeyn von eilf Richtern erfordert. 

Das Appellationsgericht bildet auch die letzte Inſtanz im Crimtnälfäle, 
zu deren Beurteilung. die: Anmefenheit von dreizehn Nichtern erforderlich if, 
denen in jenen Fällen,’ wo eine Todeſtraſe eintreten tönnte, noch ſech⸗ dr 
züger beigeordnet wotden. 

32. Sind die Stimmen in dem einen: oder dem andern der beiden 
Tribunalien gleich getheilt; ſo kann keine Todesſtrafe ſtattfinden. 

. 33. Ein befonderes Geſetz wird die Art der Ernennung und bieCi 

genfhaften der Zugüger, fo wie jene bie Suppleantin ‚beider Tribunalien 
vorſchreiben. 
2.34 Die Praͤſidenten des Appellations⸗ und des Gantondgericht, wen 
legtered beibehalten wird, werden für vier Jahre. gewählt, und. find nah 
Berfluß diefer Zeit immer wieder wählbar.: — ‚Werden fie nicht mieder ald 
Präfidenten erwählt; fo bleiben fie. dennoch Mitglieder des Gerichts, mit 
Vorbehalt der Beflimmungen in Hinſicht ded Austrittes 8. 47. 

35. ‘Dem Gefege bleibt überlaffen, zu beftimmen, welche ‚Eigenfhaf 
ten erforderlich find, um als Richter gewählt werben zu. können. 

36. Für die Streitigkeiten im DVermaltungsfache find, zwei Inſtanjen 
—5 die erſte iſt der betreffende Oberamtmann, die zweite iſt det 
leine Rath. 

Das Geſetz wird eine ſtrenge Ausſcheidung der Civil⸗ und Vertvaltunge 
gerichtsfälfe feitfesen. | 

37. In der Regel follen bei den Rribunalien in Civil: und Crimi— 
nalfällen die Vorträge Öffentlich flattfinden. Wo: diefe Deffentlichkeit in ec 
nigen Fällen ganz ober theilsmeife beſchraͤnkt werden ſou, bleibt der Geſetz⸗ 
gebung vorbehalten. 
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3 Bei Erlminalſachen findet eine Anklage und Arccemigui fatt. 
Ei ms reine Gefeg wird das Nähere Bam. I. 


FR RE UN KR Titel 4. TEN — 
ee ro Amtsdauer und Austeitt, Pe? \ 


39. Bon ben durch die Rreisverfammlungen ernannten Mitglledern bes 
ofen Raths follen alle drei Jahre die Hälfte von den durch die Wahlcolle— 
Ermannten oder den dom großen Rathe felbft Gewaͤhlten alle zwei Jahre 
beitte Theil auszutreten haben, ‘fo daß alfo kein Mitglied für länger, als 
für die Dauer von ſechs Jahren ernannt wird, — 
Die Austretenden find immer wieder wählbar. | . 
Ides Mitglied behält Sig und Stimme, bis daſſelbe erſetzt PN die 
in Ermählten treten ſogleich ein, auch. "bevor das Wahloerbale genehmigt 


A. Die Rangordnung Zum Austritte wird fuͤr die durch die Serie: 
ummlungen gewählten Mitglieder das erſtemal, für jene ber durch bie 
ger und den stoßen, Rath ernannten bie zidei erſtenmale durch daß 
8 entichieden. 
42. Die Wahlcollegien werden alle: zwei Jahre, dfe Kreisverfammluns 
aber nur ale drei Fahre zuſammenberufen, und erfegen -die durch Aus— 
fowohl, als die in der’ Zwiſchenzeit duch Todfall, ; Entlaffung, er 
ſt ledig ‚gewordenen Stellen des großen Raths. 
Iſt ein vom großen Rath ſelbſt gewähltes. Mitglied zu erfegen; fo ge 
ht dies. ſogleich nach. gefdyehener :. Anzeige. 
45. Jeder neu ernannte Großrath tritt in Hinfiht des Austrittes ia 
" Zußtapfen feines Vorfahrers. 
‚44. . Der, Austritt, der Mitglieder. des — Raths seht von we 
jwei Fahren jedesmal zu einem Drittheil. 
Die Austretenden find twieder wählbar und fogkic zu er erfegen. 
Die Rangordnung zum Austritte wird für das zweite und vierte Jahr 
P das Loos beſtimmt. | 
3. Wird ein austretended Mitglieb des kleinen Raths nicht wieder 
ein ſolches — ſo nimmt es ſeine vorige Stelle im großen Rathe 
ein, und iſt erſt alsdann dem gewoͤhnlichen Austritte der Mitglieder 
| großen Raths unterworfen. 
Jedes neugewaͤhlte Mitglied des kleinen Raths gehoͤrt in Hinſi cht des 
ugttittes in die Reihe ſeines Vorfahrers. 
46. Beim Austritte des Praͤſidenten als Mitglied des kleinen Rathes 
die Praͤſidentenſtelle erledigt, und es wird zuerſt zur Ergänzung des klei⸗ 
fm Raths und erſt dann zur Wahl des Praͤſidenten geſchtitten. 
47. Von den Mitgliedern des Appellationsgerichts tritt alle zwei Jahre 
In ſechſte Theil, von jenen des Cantonsgerichts im VBeibehaltungsfalle aber 
En Sahre der vierte Theil aus, die Austretenden find immer wieder 
t 
Abſchnitt 5. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


48. Die roͤmiſch-katholiſche Religion iſt die Religion bed Cantons 
Eolotyurm, mit Ausnahme der Amtei Bucheggberg, wo die ewangelifhzre 
fumirte gewährleiftet wird. : - | 
49. Jeder Gemeindsbuͤrger bed Gantons, ber bie erforberlichen Eigen⸗ 
haften befigt, hat das Recht, zu allen Stellen und Aenitem gu gelangen. 
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50, Der freie Gewerb amd Handelsverkehr zu Stadt und Land iſt 
foͤrmlich anerkannt; allfaͤllige Polizeiverordnungen ſollen nur von dieſem 
Grundfatze ausgehen, und find von dem großen Rathe zu erlaſſen. 

51. Keine Gemeinde darf’ einem Drtsbürger von Stadt ober Land, 
wenn diefer die durch dus Geſetz vorzufchreibenden Bedingniffe wird ei 
bahen, die. Aufnahme, in ihr Drtsbürgerrecht. verweigern, 

‚92. Jeder Einwohner. des Cantons, der das ſechsehnie Jah auch 
gelegt bat, ann zu Milipdienften angehalten werden. Ä 

53. einer kann an zwei Orten fein politisches. Bürgerrecht ausüben, 
alfo auch nur an kinem Orte als Wahimann, und nur von einem ‚seit 
ald Großrath ernannt werden. 

Menn Jemand, Bürger verfchiebener Gemeinden iſt, und in einer der 
felben wohnt; fo übt er fei Recht in, dem Drte aus, mo er feinen, Mohn 
fig hat. Wohnt er aber nicht in einem der Orte, mo er das Buͤrgerrecht hat; 
fo muß. er ſich erklären, an welchem derfelben er. fein politiſches Recht auß 

wolle, 

Diefe Erklärung, iſt gůltig fuͤr zehn Sabre, ‚wenn |, ‚er nicht früher hat 
als in einer feiner Heimathsgemeinden nimmt. 

54. Behörden, Gorporationen und, einzelne Privaten haben das ed, 
Bitrfcheiften und. Vorftellungen- an die aberfte, Kandesbehärde zu richten. Die 
Art und: Weife, mie daffelbe ausgeübt ‚werden kann, * durch das ri 
beftimmt. 
=; "Die WVerfaffung -fichert die Freiheit der Duff und der Meinungklufe 
rung. Ein Gefeg wird Die zn ‚gegen 'ben ler diefes Recht? 
feitfegen. 

56. Ein befonderes Sefeg wich — wie fol gehalten wet: 
den; wenn ein. Wahlkreis oder Eolegtum die ihm zukommenden Wahlen 
nicht vornehmen wuͤrde. 

657. Nach Verlauf von on Jaͤhten kann, mit Ausnahme des $. 1. 
und $. 48, eine Nevifion der‘ Staatsverfaffung ſtatt finden, "wenn diefele 
vom großen Rathe nothwendig erachtet wird, ſey es auf den Anttag einti 
Mitglieds bes großen Raths oder durch Bitefehriften. | 
Diie Nothwendigkeit einer Reviſion muß durch abſolute Stimmenmhe 
heit der Gefammtheit des großen Raths ausgefprochen werden. | 
| Wird im, zehnten Jahre ‚kein Antrag. zur Revifion gemacht; fo fun 
diefes nachher zu jeder Zeit gefchehen, bis eine angetragene Abänderung an 
genommen oder verworfen wird; alsdann müffen neuerdings * Jahte zu⸗ 
gewartet werden. 


Abſchnitt 6. 
Einführung der Verfaffung 


58. Sobald gegenwaͤrtige Verfaſſung, nach der noch feftzufegenben 
Meife, die Genehmigung des Volkes erhalten haben wird, follen vom Ele; 
nen Rathe fogleidy die Kreis- und Gollegienwahlen angeordnet werben. 


59. Nachdem die Wahlen vor ſich gegangen, und die daherigen Ber 
balprozeffe dem Eleinen Rathe eingefendet, und von dem jegigen großen Rath 
richtig ‚befunden worden, beruft derfelbe die Gemählten ein, und erklärt, daß 
er feine Gewalt in die Hände des neuen großen Rathes niederlege, fobald 
legterer fi als berfaffungsmäßiger. großer Math erklärt, und von biefer Er: 
ans dem EUR bie Anzeige gemacht: haben wid, 
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OH Darauf Tcjteltet er zut raennung Nr wog‘ mangelnden 13 Mit⸗ 
gie des großen Raths. 

Iſtader große Rath auf dieſ Yet vervoitfländiget; fo acwaͤhlt er‘; ‚die 
Mitglieder des Eleinen Raths und“ deſſen Präfidenten,/!und - dann die Mit: 
glieder des Appellationsgerichts und deſſen Praͤſidenten/ die Wahlbehörde, und 
die Zuzuͤger in das Appellationsgericht. Nach vollendeter Wahl der Mits 
glieder jeder dieſer Behörden: erklaͤtt er die bis’ anhin beſtandenen fuͤr aufge— 
ol und macht dem Schultheißen und dem Praͤſi identen davon die ſchtiftliche 

i 

Die Mitglieber der übrigen Behoͤrden, die —— und die Be⸗ 
dienſteten bleiben in ihren bisherigen Verrichtungen, bis ſie von der neuen 
competenten Behörde abberufen werden. 

64. Einftweilen und bis zu der noch durch die Gefege zu beftintten: 
ben Zeit wird die. Juſtiz in allen Zweigen durch die bisherigen Behörden und 
nach den jetzt geltenden Formen beforgt. 

Die 88. 37, 54 und 55 der Verfaffung treten erft nach dem daſelbſt 
vorgeſehenen Gefeben in Wirkſamkeit. 

62. Die Suppleanten der Tribunalien werden, bis zu Erſcheinung ei⸗ 
nes andern Geſetzes, durch die Gerichte dem kleinen Rathe vorgeſchlagen und 
vom großen Rathe genehmiget. | 

63. Gegenwärtige Verfaſſung, die den eidsgenoͤſſiſchen Bundesverträs 
gen untergeordnet bleibt, fol von. unferm Amtsfhuftheiß und Staatsfchreis 
ber unterzeichnet, mit dem Staatöfiegel verfehen und, laut d. 15 des Bun: 
desvertrags, in das eidgenöffifhe und Cantonsarchiv niedergelegt werden. 

Gegeben . in unferer großen Rathsverſammlung, den 29. Dec. 1830, 

Der Amtsfhultheiß: 
Meter Glutz-Ruchti. 
Der Staatöfchreiber: 
Friedrich von Roll 


Mir * , Heiner und großer Rath beurkunden hiermit: daß die 
gegenwärtige neue Staatsverfaffung der Republik Solotyurn am 13. Senner 
dieſes Jahrs von fämmtlichen, auf 11,830 berechneten ftimmfähigen Buͤr— 
gern de8 Cantons mit der großen Mehrheit von 11,091 gegen 613, die zur 
Verwerfung, und 126, die weder dafür noch dawider geftimmt haben, ges - 
nehmigt worden fey. 

. vor großen Rath ben 18. Senner 1831. 

Der Altfchultheiß: 
Meter Glutz-Ruchti. 
Der Staatsfchreiber: 
Friedrich von Roll, 


6) Berfaffung für den Canton Bafel= Landfhaft 
vom 27. Apr. 1832. 
Abſchnitt 1. 


Allgemeine Beflimmungen. 


1. Der Canton Baſel-Landſchaft ift ein und. bilbet nem 
Theil, ber. ſchweijzeriſchen — 9*— 
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72: Die Sonverningtät- beruht: auf der Geſammiheit der Achnin 
ni diefelbe auf folgende Weiſe ausüben: | 
bier dadurch, daß die Verfaſſung und jede; Aenderung derſelben nur durth 

die Genehmigung der Mehrheit ihre- Gültigkeit erhaͤlt. 

durch die Wahl ihrer Stelivertreter im Landrathe, nach dem Ber 
haͤltniſſe der Bevoͤlkerung. 

e) duch Xbeinahme an der Geſebgebung wie in $ 20 das Naͤhere be | 

ſtimmt iſt. 

3. Kctioblirger ift jeder Einwohnre des Gantons. Bafıl — 
welcher: | | 

a) das Staats: und ein Gemeindebürgeruecht beſitzt, 

b) das zwanzigſte Altersjahr zuruͤckgelegt hat, | 
*e) en — Urtheil und Recht, ober als Accordant oder Batke file | 
ellt i 

d) nicht wegen Verſchwendung oder Geifiesgebrechen unter Dormund 
ſchaft ſteht, 

e) nicht durch fortdauernden — ſeiner Gemeinde zur Laſt faͤlt 
Auch Buͤrger anderer eidsgenoͤſſiſchen Stände koͤnnen zur Ausübung pr 
litifcher Rechte zugelaffen werden, 

Das Gefeg wird die Bedingungen nad) dem Grundfage der Gegenfi | 
theeit feſtſetzen. 

4. Die Verfaſſung anerkennt und gewaͤhile iſtet die Rechte der Din | 
ſchen auf Leib, Leben, Ehre und Vermoͤgen. | 

Die Berfaffung garantirt insbefondere noch die Befugniß der Bürger, 
unter fi) Wereine zu bilden, welche meder in ihren Zweden, noch in den | 
dafuͤr beſtimmten Mitteln redytswidrig oder rechtsfährlich find. 

Es giebt keine Vorrechte des Drts, der Geburt, des Standes, bed Ver 
moͤgens der Perſonen und Familien. | 

In öffentlihen Schriften und Verhandlungen ift jeder Gebrauch ad 
cher Zitel unterfagt. 

Die Bürger find alle gleich vor dem Gefege und den Behörden. 

6. Es dürfen keine Körperfchaften mit Vermoͤgensrechten (moraliftt 
Perfonen, todte Hand) ohne Einwilligung der oberften Landesbehörde gegrün 
det werden. Ueber das Verhältniß der beftehenden entfcheidet das Geſetz. 

7. Niemand Eann verhaftet, in der Ausübung feiner Rechte gehemmt 
oder derfelben verluftig gemacht werden, anders, als auf gefeglihen Mey 
und in gefeglicyer Form. 

Sede Art von Zwang zu einem Schuldgeftändniffe ift unzulaffig; jede 
Angeklagte als ſchuldlos zu betrachten, fo lange Fein Urtheil die Schuld auf 
geſprochen hat. 

Jedem Angeklagten kommt das Recht der freien Vertheidigung zu. 

Wer ohne eigenes Verſchulden peinliche Unterſuchung erduldete, erhält 
dadurch Anfprüche auf vollen Erſatz des ausgemittelten Schadens, nebit di 
fentliher Ehrenerklärung. 

8. Es darf fih Niemand feinem ordentlichen Richter entziehen ober 
demfelben entzogen werden, Die Aufftelung außerordentlicher Gerichte für 
einzelne Fälle und Zeiten ift verboten. 

9. Die Freiheit der Preffe und der Deinungsäuferung iſt gewaͤhrleiſtet; 
das Geſetz beſtraft deren Mißbrauch. 

10. Die Glaubensfreiheit iſt undetleblich. *r 

Die Rechte der beſtehenden ebangeliſch- reformitten, fo wie der. simifdy 
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kathoiiſchen Kirche, in den ſich zu ihnen befennenden Gemeinden, werden ge- 
waͤhtleiſtet, und nur die Diener dieſer beiden Confeſſionen beſoldet. 
Gemiſchte Ehen haben keine :rechtlichen Nachtheile zut Folge. 

11. Die Befugniß zu lehren iſt freigeſtellt, unter Vorbehalt der all⸗ 
gemeinen. Staatsaufſicht. Dev. Staat verpflichtet ſich, Schul⸗ und Bildungs⸗ 
anftalten zu gründen und zu unterhalten,  :: u E 

ever muß der ihm anvertrauten Jugend wenigſtens den, für die Uns 
terſchulen vorgefchriebenen. Unterricht -angedeihen laſſen. 

‘ Dee öffentliche Unterricht foll insbefondere auch die Grundfäge des Chri⸗ 
ſtenthums, das natürliche Menfchenrecht und, wenigſtens in Meberficht, . die 
Geſetze des Landes und die vaterländifhe Geſchichte umfaſſen. 

412, Jeder Bürger und jeder im. Canton angefefjene Schweizer ift 
waffen: und mwehrpflichtig. MM 

13. Es darf feine Capitulation für fremde Kriegsdienfte abgefchloffen 
werden. Pa 

14. Jeder Staatöbürger kann in einer andern Gemeinde des Cantons 
dad Bürgerrecht, erlangen, wenn dieſe einmwilligt und die gefeglichen Bedin⸗ 
gungen erfüllt werden. | EEE 

15. : Der Bürger des Cantons ‚Bafel: Landfchaft genießt, unter Beach: 
tung dev gefeglichen Vorſchriften, das Recht freier Niederlaffung und freier 
Berufs: oder Gewerbstreibung in allen Gemeinden des Staats. 

Auch den Bürgern anderer Schweizercantone iſt diefes Recht eingeräumt, 
unter Borausfegung des Gegenrechts. 

46. Die annoch auf Liegenfhaften ruhenden Gewerbsvorrechte find 
nskäuflich, Ä 

Das Gefeg beftimmt das Nähere hierüber. | 

17. Alles Eigenthum ift unverleglih. Wenn das Gemeinmwohl die 
Aufopferung - eines Gegenftandes deſſelben erfordert; fo ſoll fie blos unter dem 
Vorbehalte vollſtaͤndiger Entſchaͤdigung erfolgen. F 

Ueber die Rechtmäßigkeit der Eutſchaͤdigungsforderung und der Ausmitt: 
lung der Entfhädigungsfunme entfcheidet im Streitfale ein von beiden 
Theilen gewaͤhltes Schiedsgericht. 

18. Die Verfaſſung gewaͤhrleiſtet die Befugniß, die noch beſtehenden 
dehnten, Grundzinſe und Weidrechte loszukaufen. | 

Das Gefes fol den Loskauf, die Art der Entrichtung der Grundzinfe, 
ſo wie die Ummandlung diefer Gefälle in Gapitalien beſtimmen. 

19. Kein: Grundſtuͤck fol künftig mehr weder durch Vertvag, noch 
buch legten Willen unveräußerlich gemacht, oder einem Zins oder einer ſonſti⸗ 
gen derartigen Laſt unterworfen werden, welche nicht loskaͤuflich ſey. 

20. Lebenslaͤngliche Dienftverpflichtung iſt unzuläffig. 

21. Auflagen für Beftreitung der Staatsausgaben follen moͤgllchſt 
ſeichmaͤßig auf alles Bermögen, Einfommen und allen Erwerb der Einwohs 
Merihaft des Landes verlegt werden; auch Liegenfchaften im Lande nicht ans 
gleffener Eigenthümer fallen unter diefe Beſtimmung. 

22. Der Staat führt die leitende Oberauffiht über das Armenweſen. 

23. Die Landesprodustion ſoll moͤglichſt befördert werden, 

24. Die Weitweiden und Allmenden, fo wie die. Waldungen, melde 
nicht dem Staate, Corporationen oder Particularen gehoͤren, find Eigenthum 

Gemeinden, welche auch die darauf ruhenden Laften und Verpflichtungen 
übemehmen. . Der: 'Gefeggeber wird ein Reglement feſtſtellen, nach weichem 
Ne Gemeinden das Forſtweſen zu beforgen haben, Rz 
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40 - Jagben- und — in — men Umfange find! Benörfem 
der Gemeinden, 7 n | 
25. Dem, Bezirke Birsec werben: die durch den Wiener Ca zuge⸗ 
ſicherten Rechte gewaͤhrleiſtet. u 
Alle Lehen und Erbzinsgefaͤlle, — rhemais tem Für: ifiek un) 
den abgefchafften Corporationen zu entrichten waren; und: bis anhin midt in 
die Staatscaffe gefloffen, ſind und bleiben demnach saufgehöben,« 5; :; | 
26. . Die Verwaltung des Kirchen: und Schulvermoͤgens in den | 
Gebirtstheilen und dem Bezirke. Birseck bleibt mie bis: dahin : getrennt, un | 
jeder Theil hat feine: Kirchen: und: Schulnuslagen inoteſonderr zu tragen. 
* Geſetz wird das Naͤhere beſtimmen. 
Die Gebietseintheilung des Cantons BafıLandfgaf ik dem Or: | 
ſetze — 


DEE | Abſchnitt. 2 
— Staatsbehoͤrden im Allgemeinen. 


28. Jeder Staatsbeamte vertritt in ſeinem Wirkungskreiſe das ge | 
fammte Volk. 

"29, Seder Beamte ift perfönlicy für feine Amtsführung Mechenfit | 
ſchuldig, und foll wegen Ueberfchreitung oder Mißbrauch der ihm anvertrautn 
Amtsgewalt zur Verantwortung koͤnnen gezogen werden. | 

Das Gefeg verordnet das Mähere hierüber, 

30. Den Bürgern ift das freie Petitionsrecht an alfe Behörden zuge 
fihert, ebenfo die möglichft freie Einfiht in den gefammten Staatshaushil. 

31. Die Trennung ber gefeggebenden, tichterlichen und vollziehen | 
Gewalt ift im Grundfage anerkannt. 

—Das Geſetz wird das Nähere hierkber beftimmen. | 

32. Die Verhandlungen und Sigungen der gefeggebenden, fo wie bie 
Verhandlungen der richterlichen Behörden find in der Megel öffentlich. | 
Die nothwendigen Ausnahmen wird das Gefeg beftimmen. 

33.  Zede Behörde handelt im Namen des fouverainen Volks, und tm 
laͤßt daher ihre Beſchluͤſſe und Verfügungen unter ausdrüdlicher Berufung 
auf daſſelbe. 

34. Jede Beamtung wird nur auf eine gewiſſe Zeit erteilt. | 

Das Befeg beftimmt das Mähere hierüber, _ | 

35. Seder Activbürger ift ämterfähig. | 

Dem Gefege bleibt jedoch vorbehalten, für Stellen, beren Bekleidung 
befondere Kenntniffe oder befondere Bähigteiten erheifchen, Bedingungen dt 
Mählbarkeit vorzufchreiben, 

36. Kein Beamter kann feiner Stelle entfegt werden ohne richterliches 
Urtheil, eben fo wenig abberufen oder eingeftellt ohne ‚gehörig —— 
(motivirten) Beſchluß der zuſtaͤndigen (competenten) —— 

37. Jeder Staatsdiener ſchwoͤrt: 

„Treue dem Volke des Cantons Baſel⸗ Landſchaft und Gehorſam der 

„Verfaſſung, dem Geſetze und den ihm uͤbergeordneten Behoͤrden.“ 

38. Wer in Zukunft von einer fremden Macht Orden, Titel odet 
mr ionen annimmt, iſt unfähig, ein. Staätsamt zu bekleiden, | 

39. Mit Xusnahme der: oberften Landesbehörde duͤrfen in einer Staat: 
Behörde zu gleicher Beit fich befinden: Vater und Sohn, ‚Schwager, Schwaͤ⸗ 
mm und Tochtermann und in Free en. — und 

Neffen. 
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nd ni oꝛner J wi hie. , 
u lengehende und auffehente Gewalt. 
yo. 9 un. Baia 


20, Der Landrath m die! oberſte Behörde des Cantons -Bafel: Lande 
* und übt‘ he ſolcher bie gefeggebende Gewalt und bie Dberaufficht über 
alle Behoͤrden au 
ns Ein Gefſetz — jedoch erſt dann Guittigkeit wenn nicht innerhalb 

14 Tagen von der Publication an gerechnet, wenigſtens zwei Drittheile des 
ouveta inen Volks inter Angabe der Gründe, in Zufcheiften an den Landrath 

Rn verwerfen. (Veto.) 

Die Landräthe find‘ Stöllvertretet det Gefammtbirrgerfchaft und 
ncht 5 Theile derfelben ; fie ſollen daher nach freier Ueberzeugung für 
das Geſammtwohl ſtimmen, und dürfen Leine Weifungen (Inſtructionen) an⸗ 
nehmen. Sie find für ihre Aeußerungen und Anträge in den Sigungen nur 
Bu Landrathe ſelbſt verantwortlich. 

In und bei amtlichen Vertichtungen iſt ihre Perſon unverletzlich, un 
—5 gegen ſie ein Staatsverbrechen. Waͤhrend der Dauer der FA 

koͤnnen fie’ ohne — des Landraths weder verfolgt noch verhaf⸗ 

werden 

42. Der — behandelt, außer der Geſetzgebung und Beaufſi St 

der Behoͤtden, noch folgende Gegenftände: 

Die Abſchließung und Gmehmigung aller Verträge mit andern Eanide 
7— nen und auswärtigen Staaten; 

Bde Ertheilung der Standesſtimme in allen eidogenoͤſſtſchen Angele⸗ 
genheiten; 

“e) die Wählt der Gefandtſchaft auf die Tagfagung ; 
.d) die Wahl der Beamten, welche nicht durch die Verfaſſung ober daB 

BGefetz dein Volke oder andern Behörden uͤbertragen wird; | 

€) Feſtſetzung der Münze, Maaß: und Gewichtsverhaͤltniſſe; 

4 f) die Oberaufſicht über die Verwaltun uns des Staatsvermoͤgens, mebeſon— 
dere die Verfuͤgung uͤber Ankauf, Verpfaͤndung oder Veraͤußetung von 
Staatögütern, fo wie Uber allfallſige Staatsanleihen; 

g) die Prüfung und Genehmigung. der Staatsrechnung, welche durch den 

Drud bekannt zu maden iſt; 

h) gänzlide und ee eilweiſe Eiafjüng Re Umwandlung von Strafurtheis 
- ten über Berbrechen amd: Vergehen 
ie Beurteilung. von ——— zwiſchen TE 

— und Gerichtsſtellen; 

4* Em Beftirmmung oder Genehmigung des Gehalts der öffentlichen Beamten; 

ld, bie Beftätigung aller Verträge für Salzlieferungen. 

43, Der Landrath forgt. für jährliche Unterfuhung (Bifitation) der 
—— aller Behörden und ſaͤmmtlicher Schreibereien (Kanzleien); 

+ Das; Mühere bleibt dem Gefege vorbehalten. 

- 43,19. Der Landrath iſt befugt, bei zu befürchtenden oder eingetretänen 
gefahrvollen Ereigniffen, aus feiner Mitte einen Ausfchuß zu beftellen, zur 

dor Verfaſſung, der Freiheit und der Nechte des Volks. 

Diefer Kusayuß iſt jedoch dem Landrathe Rechenſchaft ſchuldig und ver⸗ 


4A45. "Die Wahl der Landrache findet in beſonders zu beftimmendeh 
Wabıtifen Past. m 


N 
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Zandrath. u A Du ı ee - „A 

46. Jeder Randrath Tehtoört bei dem Antricke feines Amts: 

„Die Religion zu ehren und zu ſchuͤtzen, die ihm Eraft — 
uůberttagenen ‚allgemeinen zund, beſondern Verrichtunge 
„gewiſſenhaft nad, Kräften und Faͤhigkeiten aus zuͤben * t 
moch Gaben zu nehmen oder die Seinigen nehmen, zu..laffen; un 
rn nmamentlic bei vorkommenden Wahlen,; ohne Ruͤckſicht auf E 
9... 3105, „Derkommen und Vermögen, ‚nur, für denjenigen zu. ſtimmen 
‚mac beften Wiſſen zınd Gewiffen. als ber Rechtſchaffenſt un! 
„Tauglichſte erachtet wird,” 
47: ‚Der. Landrath, yerfammelt. fidy alle, drei, Monate eiumat 
—* Pröfident ,,. fo. wie die Regierung, koͤnnen jedoch außerordentl 
n veranſtalten, was quch ae muß, wenn zwölf. — 
‚Angabe der Gründe eine ſolche verlangen. 

— Der Landrath beſtimmt ſeine Gefchäftsorbnung (Reglement) ff 
eo, 49. Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von Iſt 
ücher Mitglieder erforderlich. 

50. Die Sibungen des Landraths ſind oͤffentlich, wofern nicht 
Mehrheit von 4 der anweſenden Mitglieder das Gegentheil im einzelnen 
Sſchatgen *8* — 

Die Amtödauer der Landräthe ift auf ſechs Jahre Fefigefeit, 

* Bag alle zwei Jahre 4 austritt und durch neue, Wahlen werfegt 
oh * Austretenden wieder waͤhlbar ſind. | 
Wer ‚ohne: wichtige Gründe drei auf einander. folgende Sig 
— entſagt dadurch ſeiner Stelle. 

53. Alljaͤhrlich waͤhlt der Landrath in ſeiner letzten Sim dm Mi 
fidenten und den Vicepräfidenten, — 4 

Vom Zeitpunttz ihres Abtretens an gerechnet, koͤnnen dor Berfluß 
nes Jahres der Prajil De und: der. Viceprafi dent. in dieſen Eisenſchaftm ni 
Diem. ewaͤhlt pa 


— Die Land beziehen Taggelder von 1, 2 und 3 
* Dane = Entfernung , vom Sigungsorte. 














Abſchnitt“ 4. | 
:r Moltgicdendr., Gewalt, cu shilän Äh 
A. Regierungérath. ne 


55, Ein aus fünf Mitgliedern beftehender Negierungsrath, Kt 
Zandrath frei aus der gefammten VBürgerfchaft des Gantons ermählt, iſt 
hoͤchſte Vollziehungs- und Verwaltungsbehoͤrde. 

Er hat auf das Guütfinden und die Einlaͤdung des Landrathes den 8 
Aungen deſſelden ſammthaft oder durch Ausſchuͤſſe beizuwohnen, und on. 
chen betathunäsroeife ohne Stimmrecht Theil zu nehmen. 

56. Der Regierungsrath. beforgt alle Theile der Verwaltung‘, Sorj 
‚alle Gefege und Beſchluͤſſe des Landraths, fo wie bie in Rechtstraft * 
ſenen richterlichen Urtheile. 

Seine. Maaßregein zu- Vollziehung ber Gefege duͤrfen aber. niemals — 
aͤnderte oder neue Beſtimmungen uͤber die Hauptſache enthalten. 

57. Er entwirft Vorſchlaͤge zu Geſetzen oder Beſchluͤſſen des Landrathe 
und begutachtet. diejenigen; melche. ihm von-demfelben uͤberwieſen werben. 

58, Der Regierungsrath ii: die — dinmaſ⸗ An 
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re MONA ber‘ im⸗g. 42. ndhaliehen Obllegenheiten des | 
Landraths ⸗ ) Ze} Fe: 

59, Er — mittel⸗ und —* das gefammte Staatsver⸗ 
mögen‘, legt; alljaͤhtlich; mit Beifügung des Inventars über däflelbe, dem 
Landrathe Rechnung ab, fi wie er diefem einem annähernden Voranſchlag 
Budget) über die Einnahmen.rundriiftsgaben: des: künftigen Jahres eingiebt, 

6er wacht uber: die. öffentliche Sicherheit und: Drdnung, und fann 
—— dringender Gefahr militairiſche Sicherheitsmaaßregeln ans 
wenden;nfolli:aber _denm Yandrathe alfogleich davon: Kenntniß geben, und feinen 
Entſcheid überdie Meitern Vorkehrungen abwarten. 

61. Die Mitglieder des Regierungsrathes theilen unter fi $ ie diefer 
— zukommenden Geſchaͤftszweige. 

Das Geſetz wird daruͤber das Naͤhere feſtſetzen. 

Ueber alle: ihre Verrichtungen ſind ſie jederzeit dem kandrathe peföni 
breantwortiich. 

62er hat. die Yufficht übir alle ihm untergeordnete Behörden, uns 
taſucht ihre Amtsverrichtungen und / uͤberweiſe Amtsvergehen nn bie Gerichte, 

Er verfichert fich gefeglicher Verwaltung ded "Gemeindsvermögensy: forgt 
dafür; daß letzteres niemals unter. die Gemeindsbürger: zu Eigenthum vers 
theilt und Liegenfchaften: nie ohne feine. Genehmigung veräußert oder verpfän- 
det. werden) ‚Er: führt die Uuffichtcuber das Steuerwefen in den Gemeinden, 
ald welches ducch ein Geſetz nähenigur beſtimmen ift. 

Er genehmigt polizeiliche und oͤkonomiſche Duiäreglemente, welche ohne 
kine Genehmigung unflatihart find. 

Er entſcheibet über Coinpetenäftieitigkeiten dert intern verwaltenden und 
vollziehenden Behoͤrden. | 
63. Die Amtsdauer der Regietungsraͤthe ift auf 4 Jahre feſtgeſetzt. 

Es treten Hy: — zwei oder drei Mitglieder, aus; ‚die Austretenden 
find wieder wahlba 

62Wenn eine! Stelle im Regierungsrath durch Abſterben oder Ent: 
uſſing ledig wird; fo 'erfogt'der: Neugewaͤhlte den’ Adgehenden in Begiehung 
auf Amtsdauer und periodiſche Etneuerungswahl, 

65.07 Der Landrath Lernennt den Präfidenten des Regierungsrates je⸗ 
weilen auf ein Jahr aus der Mitte deſſelben; der Abtretende iſt erſt nach 
Verfluß eines Jahrs wieder waͤhlbar. Der Praͤſident hat nur berathende 
nme, außer im alle gleichgetheilter Stimmen, wo er den Ausfchläg giebt. 
66, Kein .—. * —— darf- ‚greichgeitig ein — 
Anti Bekleiden. ' 


. BL Untere‘ Boüziehünge und Wirrialtungsßshärhen 
674: DaB. Geſetz wird die Aufſtellung und. Organiſation aller "untern 
Beumatung6- und [Re beffimmen. 
Pa Abſchnitt 5. 
ea a Richsertiche Gewalt., 
N Kılgemeine Seundfäge. 


68. , Jedes urtheil kann nur auf Thatſachen gegruͤndet werden, welche 
zut amtlichen Kenntniß des. Richters gelangt find. 
An jedem Urtheile ſollen auch bie Beweggründe beffelben angegeben fepn. 
A. Obergericht. 
60. Ein Dbergericht, beftchend aus. fichen Re, beutthellt in 
2 


20 Baſel-⸗Landſchaft, ja! 


hoͤchſter Inſtanz alle bürgerliche, - Verwaltungs» und Steaffälle: und fuhr 
innerhalb gefeglicher Schranken bie Auffi Hr Kb alle untere —— 
das Notariatsweſen. 

Verbrechen wird es mit — von dier c Beifigern au — Inſtan 
beurtheilen, unter Vorbehalt der Beſtimmung des $: 42, Lit. h. — 

Das Geſetz wird das. Nähere beſtimmen. 

70. Diefe obigen vier Beifiger,, welche vom ——— pe 
mes abfolutes: Stimmenmehr gewählt werden, dienen uͤberdieß im allen ans 
dern bei dem Dbergerichte obſchwebenden Rechtsfällen. als. Erſatzmaͤnner 
’ 71. - Die Amtsdauer der Oberrichter und ihrer Beiſi iger: iſt — 

Jahre feſtgefebt. | 

Der Austritt gefchieht von zwei zu zwei Jahren, und zwar ‚fo, Def sun 
den Mitgliedern und Beifigern nah Verfluß der. erften zwei Jahre drei, nach 
den erſten vier Jahren vier, und nach 6 Jahren vier austreten. 

Die Austretenden find fogleich wieder wählbar, 

72. Der Borfis (das Präfidium) im Obergericht wird —*8 durch 
den Landrath einem Mitgliede auf die Dauer eines Jahrs übertragen; nach 
welchem es wieder waͤhlbar iſt. 

: 73. Die Oberrichter und Beiſitzer find zu jeder Zeit dem Landrathe 

für ihre Verrichtungen verantwortlich. Alijaͤhrlich erſtattet das“ Obergeticht 

über den Buftand des Gerichtsweſens und der in a — 
Gerichtsſtellen einen Bericht an den Landrath. 


B, Untere hee— 


74. Die Erxrichtung und Drganifation. der untern Gerichre. mich Mr 
Geſetz anordnen. | ft. 
Abſchnitt Bun x 


leer. Befimmiengen 


75: : Alle dermalen gültige, mit. ber Verfaſſung nicht im Widetſpruch 
ſtehende Geſetze und Verordnungen bleiben ſo lange in — big fie ducch 
fünftige Verfügungen förmlich aufgehoben, ſeyn werden, . 

76. Sofort nad) Annahme der Verfaſſung wird ee durd) de Gr 
ſammtduͤrgerſchaft beſchworen. 

77. Jeder Bürger und Beamte. befchmoört, bie, von ber Dre de 
Volks angenommene, Verfaſſung folgendermaßen 
„Ih ſchwoͤre, die chriſtůche Religion und; Tugend zu hen, die Be 

„faffung in allen ihren Theilen zu handhaben, wenn es ‚die, Math m 

„beifht, Leib und Leben, Gut und Blut für deren Aufrechthaltung 

„hinzugeben, jede Verlegung det Verfaffung und jede ihr drohende Ge 

„fahe. fogleich zu. verzeigen, den verfafjungse: oder gefesmäßigen Berfuͤ⸗ 

„gungen mic ohme Widerſtreben zu untertverfen, dusbefondere and; 

„wenn ein Gefeg oder eine Beamtenwahl verfaffungs = und gefegmäßig | 

„buch die Mehrheit angenommen und in Kraft erwachfen ift, * 

„das Geſetz als dieWahl unbedingt‘ und ohne Dawiderhandeln, in 

„Wort und That anzuerbennen, bei; allen. oͤffentlichen und geheimen 


„Abftimmungen, an denen ich als Bürger Theil nehme, nach, beftem | 


„Wiſſen und Gewiffen und mie ich es vor Gott und Vaterland ver⸗ 

„antworten kann, zu ſtinmen, — das ſchwoͤte ich, jo waht ne | 

„Bott helfe 1” * 

78. Die Verfaſſung wird den Volks in’ Gemeindsverſammlungen zut 
Genehmigung oder Verwerfung votgelegt. 
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tem bier Mehrheit der ſtimmenden Activbürger aller Gemeinden fi ſih 
en die — der. Verfaſſung erklärt; fo tritt dieſelbe ſofort in Kraft. 
— Reviſion der Verfaſſung. 


9, Nach. Verflug von 6 Jahren, vom Tage der Annahme an * 
rönet, ift die Verfaffung einer Kevifion zu unterwerfen. 

780, Wenn jedoch fhon vor Verfluß dieſer Zeit eine Mehrheit von 
‚nenigfens, zwei Drittheilen der Yetivbürgerfcaft die Abänderung, eines „oder 
mehrerer Paragraphen der Verfaffung : in einer Zuſchrift an „den. Landrath 
begehrt; ſo folk diefe Abaͤnderung, jedoch .erft nach einem Zwiſchenraum v von 
wenigſtens 6 Monaten, vorgenommen werden. 

81. Jede Reviſion oder Abänderung der Berfaffung geht von einem, 
duch das Volk aufgeſtellten, Verfaſſungsrath aus, und ſoll dem Volke zur 
Genehmigung oder Verwerfung vorgelegt werden. 

Alſo befchloffen und einhellig angenommen durch den Verfaſſungsrath 
in Biefia, dan.27. April 1832. 

In deffen Namen der Präfident: 
Stephan Gusmiller, J. U. D. 
Der Bicepräfident: 
Emil Frey, J. U D, 
Die Secretaire: 
3.3. Hug, J. U. D. 
Benedikt Banga. 


Wocichende Verfaſſung iſt am 6. Mai 1832 an die ſaͤmmtlichen Buͤr⸗ 
*8 des getrennten Cantonstheils zur Abſtimmung gebracht und 
mit großer Mehrheit angenommen worden.) 


H) Berfaffung des Gantond Schafpaufen vom 4. 
Suni 1831. Ä 


Allgemeine Grundfäse. 


1. Der Canton Schafhaufen bildet einen Beftandtheil des fchmeizeri- 
(hen Bundesftaates. 

2. Die evangelifchy=reformirte Neligion ift bie herrfchende im Ganton, 
Der paritätifchen Gemeinde Ramfen find ihre bisherigen Religionsverhälts 
niffe gewährleiftet. 

3. Die Souverainetät beruht auf der Gefammtheit der Activbuͤrger, 
und wird durch diefelben in verfaffungsmäßigen Qerfammlungen ausgeübt: 

a) dadurch, daß die Gantonsverfaffung, fo wie jede Abänderung derfelben, 
ihrer Genehmigung oder Verwerfung unterlegt werben muß ; 
b) duch Erwählung ihrer Stellvertreter in den großen Rath, 

4. Alle Bürger des Gantons find vor dem Gefege gleich, und haben, 

ſo weit fie vie durch bie Verfaffung oder durch das Gefeg vorgefchriebenen 

Eigenfhaften befigen, Zutritt zu allen Öffentlichen Aemtern und Stellen; es 
findet-demnach Eein Vorrecht des Orts, der Geburt, der Perfonen, oder der 
damilien Statt. 

5. Die perfönliche Freiheit iſt gemährfeiftet; Eein Angeklagter barf bem 
ordentlichen Richter, welchen das Gefeg anmeifet, entzogen werden. Ein Ber: 
haſtetet ift binnen zwei Mal 24 Stunden dem erſten Verhoͤt zu — 



















422 1%, ’ Schafhauſen. 


6. Das) Eigenthum iſt unverletzlich, und kann nut in Faͤllen in des 
nen der allgemeine Nutzen ſolches nothwendig erfordert, in Anſptuch genonk 
men werben. Wenn wegen der Entfchädigung fein. gütlicyes Uebereinkoms 
men Statt finden kann; fo foll durdy einen civilrichterlichen Ausfprud über 
die Nothmwendigkeit der Abtretung des Eigentums und das Mäaf der dem 
Eigenthümer zu leiftenden Entſchaͤdigung entfehieden werden. 1° ul 

7. Die BVerfaffung gewährleiftet die Freiheit der Preffe:- Das Bes 
beftimmt die Beftrafung des Mißbrauchs derſelben, und bezeichnet das in'fok 
hen Fällen: zu beobachtende Verfahren. | BELEG ZI 57m 
00 8. Sie gewaͤhrleiſtet ferner jedem Bürger, jeder Gemeinde,’ oder von 
dem Staate anerkannten Corporation das freie Petitionsrecht an den kleinen 
und großen Rath; eine Beſtimmung, die an die Stelle des Geſetzes vom | 
22. Dec. 1815 tritt. Zeit und Korm der- Beantworturig folcher Petitie⸗ 
nen foll das Geſetz beftimmen. BEE Ei 09 08 

9. Das Gefeg trifft: für den öffentlichen Unterricht jede nothwendige 
Anordnung. Die Sorge für defien Begünftigung und Vervollkommnung 
ift Pflicht der Bürger und ‚ihrer Stellvertreter, 

10. Die Berfaffung gerährleiftet die - Fortdauer der Befugniß, nad 
gefeglicher Borfchrift Zehnten und Grundzinfe loszukaufen. 

Liegenfchaften können mit unloskäuflichen Befchwerden weder belegt ſ 
noch belegt werden. | 

11. Die VBertheidigung des DWaterlandes ift allgemeine Buͤrgerpflicht; 
daher foll jeder Bürger des Gantons und jeder in demfelben wohnende Schweiz 
zerbürger, der die gefeglichen Eigenfchaften befigt, Militairdienfte leiften, Mi: 
litaitcapitulationen mit auswärtigen Staaten find nicht weiter, zufäßig. 

12. Die Verpflihtung, nah Verhaͤltniß des Vermögens, Cinktt 
mens oder ded Gewerbes zu den üffentlichen Laſten beizutragen, erfttedt fi 
auf alle Einwohner des Cantons und auf alles in demfelben befindliche Ei 
genthum. Ueber Berabgabung des Eigenthums milder Stiftungen wird dei 
Geſetz verfügen. dr N 

Das bisherige Abgabengefeg foll einer -beförderlichen Reviſion untere 
fen werden. 

13. Jeder Cantonsbürger kqun das Ortsbuͤrgerrecht im jeder andem 
Gemeinde nach gefeglicher Vorſchrift erwerben, ſich gemäß derſelben überall‘ 
haushaͤblich niederlaffen, und jede Art von Beruf oder Gewerb in gleicher Au 
und Ausdehnung, wie ſolches den Bürgern der Gemeinde, in welcher er ſich 
anſiedelt, geftattet ift, ungehindert treiben. 


14. Da, wo Handwerksinnungen beftehen, bleibt die Aufnahme it 
diefelben und die Ausübung des Meifterrechts dadurch bedingt, daß ein Je 
der, der ein Handwerk treiben will, ſich über deffen vollftändige Erlernung 
und feine perfönlihe Fähigkeit, felbiges zu betreiben, auszuweiſen hat. Die 
nähern Beftimmungen hierüber und die Fürforge, daß die Erlernung eine 
Handwerks und die Aufnahme in daffelde nicht durch läftige Gebühren und 
Förmlichkeiten erfchwert, noch die freie Thätigkeit der einzelnen Meiſter durch 
enge Schranken gehemmt merde, bleiben dem Geſetze vorbehalten. 

Die Meifter der Handwerksinnungen, die Bürger des Cantons find, 
werden einander in Hinſicht des Rechtes der Ausübung ihres Berufes ge 
genfeitig gleichgeftellt. — Das Gefeg wird die Ausführung diefes Grund‘ 
fages und die Art der Anwendung defjelben auf einzelne Fälle näher be 
flimmen. 


15. Das bisherige Syſtem des Erforderniffes obrigkeitlicher Bewilli⸗ 


#8 ‘u 
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zu Exrichtung· meuer ehrhafter: Gewerke ‚mit: Auwendung des Grund: 
es ſteten Berückſichtigung der rfordeniffe des Gemeinwalue⸗ und 
oͤrtlichen Beduͤrfniſſes, bleibt in Kraft; no: 

46. Die unmittelbare Ausfuhr der Bandesergeugguiffe iſt —— 
onsbuͤrgern geſtattet, und kann ſelbſt in Faͤllen der Theurung gegen die Eids⸗ 
genoffenfchaft nicht. erſchwert noch gehemmt werden... \.ı:. RT 2 
H. + Zum Verkauf san: Jahrmaͤrkten, Viehmaͤrkten und — RR 

wiftehe jedem: Bürger des, Cantons die. völlig, gleiche Berechtigung, wie) 

tn Dünger derjenigen Gemeinde :zu,: in. welcher oder Markt abgehalten wird. 

Jeder Einwohner des Gantons iſt berechtiget, ſeine Beduͤrfniſſe ans 
Sandwerksärtikeln,, gegen Beitellung, im: Umfange des Cantons von en 
zu beziehen , wo er es. feinem Vortheil angemeſſen findet. ..-- 

Das Recht, mit eidgenöfjifhen Ständen oder auswärtigen Stacuen 
Vertraͤge uͤber gegenſeitigen freien Verkehr abgufhllefen; wird durch dieſe Be⸗ 
ſtimmung nicht beſchraͤnkt. ABER 823 
47. Mein oͤffentlicher Beamter darf pofitife: oder militafrifche Stelm; 
Titel, Orden, Befoldungen und »Penfionen von einer. fremden Macht anneh⸗ 
men, ohne vorerft die Bewilligung des großen Rathes erhalten zu haben. nisı 

' 18, Diejenigen Landſtraßen, auf denen: der Staat‘ eim Weggeld zu 
beziehen berechtiget: iſt, muͤſſen von ‚beimfelben auch) unterhalten werden.) Dev: 
gleiche Grundfag kommt auch bei Anlegung neuer Landftraßen in Anwendung. 

19. Die Trennung der voliependen und der richterlichen Gewalt ift 
ald Grundfag angenommen! ' 

20. Die Zulaffung ‚von ‚Apyocatın bei ‚allen „Serichtsftellen bleibt auch 
für. die_ Zukunft unterfagt. 

21. Alle durch bie‘ Verfaffung vorgefchriebenen Ernennungen “gefche: 
ben durch geheime Mahl," und es wird zur Gürtigkeit derfelben abſolute 
Stimmenmehrheit erfordert. WBewerbungen für erledigte Stellen find unter: 
fügt. Wer fich derfelben für fich felbft, oder für Andere ſchuldig macht," 
wird für vier Jahre in ber Ausübung feines Uctivbürgerrethtes ſtill geftellt. 
Einfache Anmeldungen bei ‘den’ Präfidenten der Behörden, die zu mählen has 
ben, find nicht ald Bewerbungen zu betrachten. 

22. Bei Beltimmung der Befoldungen aller öffentlichen Beamten und 
Angeftellten ift republifanifche Sparſamkeit als Grundfag zu beobachten. 

23. Bon vier zu vier Jahren findet eine volljtändige Erneuerung al: 
ler Behörden des Cantons Statt. 

Die Austretenden können aber wieder neu gewählt werben. 


Stimmfähigfeit der Bürger. 
24. Seder Gantonsbürger erlangt das Stimmrecht mit zuruͤckgelegtem 
zwanzigſten Altersjahre, und übt. dafjelbe in derjenigen Gemeinde aus, der 


er durch fein Ortsbürgerrecht angehört. 

25. Solche, die mehrere Ortsbürgerrechte befigen, haben ſich bei jeder 
allgemeinen Erneuerung der oberften WBehörden zu erklären, in welcher Ge: 
meinde fie ihre Activbürgerreht bis zur nachiten DPSUFONGERSHIENE aus: 


ben wollen. 
26. Bon dem Stimmrechte und der“ Wahlbatkeit ſind auegeſchloſſen: 


a) die Almoſengenoͤſſigen; 

b) die Volljaͤhrigen, welche unter Vormundſchaft ſtehen; 

c) bie in Criminalunterſuchung Befindlichenz ae 
d) die Verauffallten, Falliten und Accordirten ; ee 


1 
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e) biejenigen: Buͤrger, welche, durch Urtheil und ‚Recht ihres Attivbůcher 
rechtes verluſtig erklaͤtt, oder ſuspendirt worden: find? 

Die beiden letztern Claſſen jedoch nur — al deren Repabiliitie 
wi Statt gefunden hat. - Ic Bi 

27. Eidsgenoffen oder Ausländer, bie ein:  Gemenwsshugeiseiht:imilin 
ton erfauft haben, genießen das Stimmrecht gleich den’ übrigen Buͤrgern der 
Gemeinde, die ſie angenommen hat. Eidsgenoſſen treten aber erſt nach Ber: 
fluß von Kuhn, und Ausländer erft nad Verfluß von. zwanzig Fahren; dem 
Beitpuncte der Erwerbung des Buͤrgerrechtes an gerechnet, im dem Genuß 
bes vollen Actlvbuͤtgerrechts. Der große Rath ift jedoch befugt Neubüuͤtgern, 
die: fich durch Verdienſte und Nuͤtzlichkeit auszeichnen, fofort . bei. Erwerbung 
eines Ortsbuͤrgerrechtes auch die Sähigkeit, gewählt zu rg BB 
zu laſſen. 

Solche Söhne von: Neublirgern , bie zur. Zeit: des Einfaufes: ihres, Br 
ters das fechszehnte Altersjahr noch nicht angetreten: hatten, find den gebor 
nen Buͤrgern des Cantons gleich. zu: achtens Waͤren ſie Hingegen 'älterz ſo 
.. auf fie. die naͤmlichen ge ihre —— * —— 
ren Vater. | | 

» Bürger des Cantons, bie ſich in: einer. ae Gemeinde: kaufen) find | 
nad Art. 25. benjenigen. gleich zu flelten, die — Bingerad era 


B e h d r v e n. * er $ irn 4% 
A. Großer Rath :. Er 
Rechte und Pfliten’deffelben. 5 


28. Die Ausübung der höchften Gewalt. nach Vorſchrift der Pr 
fung ift einem großen Rathe pon 78 Mitgliedern übertragen. . 

Die. 78 Mitglieder, aus benen der große Rath beſſebt, werben RM fol 
gende Weife gewaͤhlt. 

Es waͤhlen naͤmlich: 

a) jede der zwölf Geſellſchaften und Zünfte der Stadt Soaſba gh 
Mitglieder in den großen Rath, und zwar das eine aus ihrer —* 
und das andere Mitglied nach freier Mahl, entweder aus ihrer Mitte, 
ober aus der Mitte der übrigen Buͤrgerſchaft der Stadt Schafhaufen 

Ferner waͤhlt jede Gefellfhaft und Zunft aus ihrer Mitte ziwei.Can- 
didaten. Diefe 24 Gandidaten treten mit den 24 unmittelbar ge 
wählten Mitgliedern zufammen, und alle 48 ermählen aus der. Mitte 
der 24 Gandidaten noch ſechs Mitglieder in den großen Rath, 

b) Die Wahlverfammlungen der Landfchaft wählen zufammen 48 Dit 
glieder, theild unmittelbar aus ihrer Mitte, theils nach freier Wahl, 
entweder aus ihrer Mitte, oder aus der Mitte der Übrigen Bürger 
der Landfchaft, 


"Unmitelbar Nach freier 
und zwar wählt aus Wahl, mie oben 
‚bie ihrer Mitte. angegeben, 
Wahlverfammlung Mitglieder 

Schleitheim und Beggingen . ET 
Unterhallau ; } 3 . 2 
Beringen, Löhningen, Gundmadingen . AI re 

Neunkirch und Oberhallaun . & — .2 

Gächlingen und Siblingen ", — — ee I 


— 


BVerfaffung wom 4. 3uni 1831. 425 





WVilchingen, Dfterfingen, Traſadingen ea Er 
Dirfingen," Buch ,. nn —ã* „2 I: Fr; 
En . . : 22— E 4 
Weyngen, Barzheim e.j0 er a . ie 41 (5 
Das Kichfpiel Lohn mit Gerblingen ” FE ee BE — 
Meishaufen, Bargen, Hemmenthal — RA — 
Neuhauſen und ee en = = 
Ridtingen und Bachberg 2. 2. 1 10 
4 EEE 


9051291: Jeder ſtimmfaͤhige Buͤrger des Cantons, der das 2öfte, Altersjahr 
äuhägelegt hat und dem weltlichen Stande angehört, ift fähig, in den gro= 
bin Rath gewählt zu ‚werben. 

br Bon diefer Beftimmung machen RR bie Vorſchriften der. Verfaſſung 
übe die Waͤhlbatkeit der Neuburger eine Ausnahme. 

30. Es können: weder Vater und. Sohn, noch zwei Brüder zugleich 

glieder des großen Nathes fepn. 

31. Einzelne Stellen [ollen innerhalb acht Tagen nach eingetretener 

digung wieder beſetzt werden. 

32. Ein’ von mehrern Wahlverſammlungen zu gleicher Zeit in den 

ßen Math gewaͤhltes Mitglied hat ſich binnen 24 Stunden nad erhalte 

officieller Anzeige zu erklären, welche der auf ihn gefallenen Wahlen dafs 
. anzunehmen Willens ift. 

33. Die Genfur der Wahlen in formeller Beziehung wird bei. allge: 

en Erneuerungen durch ben abtretenden großen und bei einzelnen Wah⸗ 

M duch den Keinen Kath ausgeübt. 

34. In allen öffentlihen Acten führt der große Kath ben Titel: 

ifident und großer Rath des eidgenöffifchen Standes Schafhaufen.* 

\ 35, Der große Rath verfammelt. fi) in. der Regel jaͤhrlich zweimal, 

zwar [päteftens 14 Tage vor Eröffnung der ordentlichen eidgenoͤſſiſchen 
igjagung und binnen zwei Monaten nach Beendigung derſelben. 

Bei den Einladungen in die Sitzungen iſt den Mitgliedern des großen 
es jedesmal von den zu verhandelnden Gegenſtaͤnden Kenntniß zu geben. 

36. Außerordentlich kann derſelbe zuſammenberufen werden, wenn der 

ine Rath eine ſolche Zuſammenberufung nothwendig findet, oder dieſelbe 
zwanzig Mitgliedern des großen Rathes durch eine ſchriftliche Eingabe, 

Anfuͤhrung der Gruͤnde, verlangt wird. 

37. Dem großen Rathe ſteht das ausſchließliche Recht der Geſetge⸗ 
fung und die Oberaufſicht über die Erhaltung und Vollziehung der Verfaf: 
fang und der Gefege zu. 

8) Er erhält daher vom Eleinen Rathe die erforderlichen Vorfchläge zu Ge- 
fegen und Beſchluͤſſen, und hat die Befugniß, biefelben anzunehmen, 
oder abzuändern, oder an dem. Kleinen Rath zurüdzumeifen, oder zu 
verwerfen. | 

b) Jedes Mitglied hat das Recht, durch Anträge Gefege ober Belchlüffe 
in Borfchlag zu bringen, und es muß darüber. abgeftimmt werden. 
Wenn die Mehrheit der anwefenden Mitglieder des großen Rathes ei- 
nem ſolchen Antrage beiftimmt; fo ift der kleine Nath- verpflichtet, in 
der nächften Sigungsperiode den verlangten Vorfchlag vorzulegen. 

Sollte ber Eleine Rath in diefer Frift dem Begehren nicht entfpre: 
chen, oder fich über die Gründe der eingetretenen Verzögerung nicht 
genügend ausweifenz fo kann der große Rath einem Ausfhuffe aus 
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re Mitte die Entwerfung eines Befſchtußborſchluges übertragen und 
ann daruͤber in der nichſton — PERS — 


nahme eintreten. 


c) Er beſtimmt die. — — u Aug * a; in 
Erhebungsmweife, Vertheilung und Vervendung. ** 


d) Er beſtimmt alle vom Staate abzureichende Gehalte... PR RE 
e) Die Veräußerungen und bet Taufc von — wie — 
aufnahmen, die fur Rechnung des Staats gemacht werden muͤſſen, 
koͤnnen nur mit feiner Bewilligung Statt finden. 
if) Deffentliche neue:Bauten. und- —— — nur. dur fei 
u. Beſchluͤſſe bewilliget werden. » i 
2 Er uͤbt das —— in allen Fätten at, 1 banen ein Ber 
brecher zum” Rode verurtheilt worden iſt. "Die Austbüng diefes Be 
| ‚gnadigungsrechtes findet in Abftand “der Mitglieder der Behörden, bie 
"über den Fall, von dem es ſich handelt, geſprochen "haben, Statt. 


» Er laͤßt ſich jährlid vom Eleinen Rathe über die Vollziehung‘ der Ge 
ſetze und Beſchluͤſſe und über den Zuftand der öffentlichen Verwaltung 
und von dem Appellationggerichte uͤber den Gang feiner Verrichtungen 
"im Allgemeinen fchriftliche Berichte, erſtatten, prüft dieſelben, und er 
theilt die nöthigen Weiſungen. 

> Gr laͤßt fi) ferner vom kleinen Rathe uͤber die Verwaltung des ge⸗ 
ſammten Staatsvermoͤgens Rechnung ablegen, genehmigt ‚oder verwirft 
sobiefelde „. oder. erläßt die nöthigen Meifungen an den kleinen Rath... 

Bei der Berathung der Berichte des kleinen Rathes und des = 

Pellationsgerichtes begeben. fich bie Mitglieder beripalgen, Rache, v 
wen Bericht berathen. wird, in den Abſtand. ) 

. k) Die vom großen Rathe genehmigten: —— ſollen in ihren | 
Hauptbeftandtheilen. und in angemeffener Form durch den Drud N 
fentlich bekannt gemacht merbden. fi 

H Der große Rath laͤßt ſich alljährlich. in: der. Spätjahrfi itzung über bie 

wahrſcheinlichen Ausgaben des fünftigen Rechnungsjahres einen anna 
hernden Boranfchlag. geben, und enticheidet darüber, Unvorhergefehem 
‚außerordentlihe Ausgaben follen, ehe fie gemacht werden bürfen, fie 

\ ner Genehmigung unterworfen werben. | 

m) Er genehmigt oder verwirft die von dem kleinen Nathe mit anden 
eidgenöffifhen Ständen und auswärtigen Staaten eingeleiteten Verträge, | 

n) Er empfängt die an. ihn gerichteten Bittſchriften und Vorftellungen der 
Bürger unmittelbar und verfügt darüber. 

0) Er ernennt die Abgeordneten zur Tagſatzung, ertheilt denfelben bie 
nöthigen Aufträge, und entfcheidet über die Frage der Zufammenberw 
fung außerordentlicher Zagfagungen. 

p) Er trifft die verfchiedenen duch die Verfaffung ihm übertragenen Wah—⸗ 
len, ernennt ferner die weltlichen: Beifiger des Kirchen: und Schul 
raths, den Antiſtes aus dem dreifachen Vorſchlage des Kirchenrathes, 
fodann die Finanzcommiffion. Endlich 

q) wählt der :große Rath den Staatsfchreiber und Rathsſchreiber, melde 
das oberfte Ganzleiperfonale des großen und Kleinen Rathes bilden, fo 
wie auch den Acchivar. 

| Dem Geſetze iſt vorbehalten, auch die Befegung anderer Cantonal- 
fielen dem großen Rathe zu übertragen. 
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. 188. Derngtoße Rath — feinen: Praͤſidentemn und Wicepraͤſidenten 


aus ſeiner Mitten ni ie). 5 2.2 f 7 115 dandıos ana 11% 2 Sigg 
Nach Verfluß der jährlichen Amtabaner: iſt jeber derſelben für dus naͤchſte 
folgende Jahr Zu detıimämlichen Stelle micht wieder waͤhlbar NE 


39. Die Vertichtungen bei. — des großen Rath, als ſolcher⸗ 
ſind unentgeldlich. F 220 
Dad Geſetz beſtimmt Be, Gutfehädigungeis, — die, Mitglieder: der 
Landſchaft von derfelben: als Wergůtnag ihrer Reifen! und. Behtungẽkoſten F 
bezlehen haben. CH INIRSERE ME ‚| 
40, Es wird als Grundſatz — daß Se Verhanblaugen bes 
großen. Rathes zur Kenntniß des Publicums gelangen’ follen. : Die. Act, toie 
diefed am: zweckmaͤßigſten gefchehen,. und. die Bezeichnung der Fille,Timideg 
nen die Bekanntmachung der Verhandlungen - Statt — — ‚wirds 
ber: re große: Rath beſtimmen. 1 
Die Mitglieder, des. : großen Rathes, jene bes ci; inbe 
— — in: den Sitzungen ihren Rang. und ihre Plaͤtze nach der Dies 
fimmung des; Looſes ein. Nur; für ‚den Praſidenten und Viteptaͤſidenten 
find. beſondere Plaͤtze notbehalten. - Poynsdi zud 
WUeber die Form ider Berathung wird dad Reglement das Nähere, feftfegenn? 
Mr Jedes Mitglied des großen Rathes hat, dier Pflicht, feinen: Mach 
und feine Stimme nad) freier Ueberzeugung fo zu geben, wie we ſoues Fi 
dag a. des::gefammten GCantüns: zuträgtich erachtet... 3 - 
Dies Gültigkeit, eines, Beſchluſſes des großem Nathes, iſt Bud: die 
Um wonsfünf und. vierzig Mitgliedern bedingt. n.u©.: lee 
Die Sanzlei iſt verpflichtet, ‚die: Mitglieder: des großen. Rathes, 
— PR Verſammlungen ohne. zufeichende: Entfhuldigungen nichtZbeigen 
wohnkihaben:;: aufzuzeichnen. Das Vetzeichniß derjenigen: Mitglieder;; Dort 
auf ſolche Weiſe während! eines Jahres, den. Dritten Theil der Sigungemsders 
jaumten, wird ihren Wahlverſammlungen und N — bezeichne⸗ 
ten —28 einer neuen, Wahl zu unterwerfen. 


"BB feiner Rarp. 


45. Ein Heiner Rath, welcher aus eilf Mitgliedern : kan if mi 
der Vollziehung der Gefege und. mit der Staatsverwaltung beauftragt, ‘Er 
entwirft die Etandesinftruction auf die ordentlichen, und außerordentlihen 
Tagſatzungen, und die Geſetzesvorſchlaͤge, die er nothwendig erachtet, oder 
deten Vorlegung ihm von dem großen Rathe aufgetragen worden. 

Dem kleinen Rathe liegt die Führung ſaͤmmtlicher Regierungsgeſchaͤfte 
ob. Er beſorgt die innern und aͤußern Angelegenheiten, wacht über die Er— 
haltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, beauffihtigt und leitet die 
Polizei und alle Zweige der Verwaltung, und erläßt innerhalb der verfafz 
funggmäßigen und gefeslichen Schranken die zur Erfüllung feiner Obliegen⸗ 
heit nothwendigen Verordnungen. 

Nach Art. 37. Lit. h, und i. der Verfaſſung legt er dem großen Ras 
the jährlich Rechenfchaft ab, und ift demfelben für feine ganze Verwaltung 
verantwortlich. 

46. Mit Ausnahme der dem großen Rathe vorbehaltenen Ernennung 
des Antiſtes, beſetzt der kleine Rath die ſaͤmmtlichen Pfarreien des Cantons 
und ernennt die Lehrer an den Cantonalſchulanſtalten; erſtere auf den dreifa= 
hen Vorfchlag des Kirchenrathes, Iegtere auf jenen des vereinigten Kirschen: 
und zn 


Er beftellt die zur Fuͤhrung der Gefchäfte nothwendigen Berwaltungde 


- 
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ſtellen/ beren Belegung nicht dem ‚großen! Mathe: vorbehalten Dder. auf an: 
dere Weiſe angeordnet iſt. Die organifchen Geſetze — ‚die Wahibrfuz 
niß des Heinen Raches noch näher beftimmen.:. 

47. Seiner Aufſicht unterliegen : —— Beböchen, die nit in. di 
Giaffe: der von ihm unabhängigen Juſtizſtellen gehoͤren. 

48. Der kleine Rath entſcheidet in letzter Inſtanz über alle Verwab 
tungöftreitigkeiten, und es ‚gilt. der allgemeine Grundſatz, daß als ſolche die 
jenigen Fälle zu betrachten, find, die nicht durch ui ins ober d66: 
feg den Juftizftellen zugemwiefen werden. 

Eine befondere: gefegliche Verfügung: wird: bie Einrichtung. Feigen, nad 
welcher die Vorberathung wichtiger Gefchäfte. und die Erledigung: dringende 


Faͤlle durch GCommiffionen, bie. der. — Rath aus feiner Mitte wählm 


wird, Statt finden foll.. :. 

49. Ueber Anftände, welche ſic — Verwaltungebehoͤden ya 
Suftizftelten in Bezug auf Competenzbefugniffe erheben; entfcheidet eine be 
fondere: Gommiffion, . welche dergeſtalt zufammenzufegen‘ iſt, daß der Arie 
Kath und das Appellationsgeriht, und. zwar jede Behoͤrde zwei Mitgliehr 

aus ihrer Mitte, und jede zwei Mitglieder des großen Rathes, außer ih 

Mitte, bezeichnen. Diefe acht Mitglieder waͤhlen aus der Mitte des grofm 
Raches ihren Präfidenten, der jedoch weder dem lleinen — ur dem 
Appellationsgericyte angehören darf. 





50. Die eilf Mitglieder des Eleinen Roathe⸗ Bw duch De Htofe | 


Rath aus feiner Mitte. nach freier Auswahl, jedoch fo gewählt, daß das zu 
wählende Individuum das Softe Alteesjahr angetreten habenmmuß,. 


Vater und Sohn, zwei Brüder, Schwiegervater und Zochtermann, und | 


zwei Schwaͤger koͤnnen nicht zugleich Mitglieder des kleinen Rathes ſeyn. 

Die Mitglieder des kleinen Rathes behalten Sitz und Stimme in dem 
großen Rathe, ‚mit Ausnahme des duch $. 37, Lit, i. der Berfaffung Dr 
zeichneten alles, 

Die Stelle eines Mitgliedes des Eleinen Rathes iſt · mit Bekleidung d 
nes richterlichen Amtes, oder einer mit Rechnungsſtellung verbundenen Can 
tonalvermwaltung unverträglich. 

51. Bmei Bürgermeifter führen abwechſelnd, jeder ein Jahr lang, den 


Vorfig im kleinen Rathe; derjenige, der nicht im Amte iſt, vertritt möth | 


genfalls die Stelle des andern. Beide werden durch den großen Nath au 
der Mitte des Eleinen Rathes für die Dauer von vier Jahren gemählt. 

Beide Bürgermeifter find verpflichtet, in der Hauptſtadt, oder in dem 
nächften Umgebung, zu wohnen. 

52. Sn allen öffentlichen Acten führt der Eleine Math den Zitl: 
„DBürgermeifter und Rath des eidgenöffiihen Standes Schafhaufen.” 

53. Die Ganzlei hat die Obliegenheit, diejenigen Mitglieder des. Hi: 
nen Raths, melde den Sigungen deffelben ohne zureichende Entfchuldigun 
gen nicht beigewohnt haben, aufzuzeichnen. Das Verzeichniß derjenigen Mit 
glieder, welche auf ſolche Weife während eines Jahres den vierten Theil der 
Sigungen verfäumten, wird dem großen Rathe zugeftellt, und find diefe br 
zeichneten Mitglieder einer neuen Wahl zu unterwerfen. 


C. Appellationsgeridt. 


54... Für ben ganzen Canton befteht ein aus eilf Mitgliedern zuſam 
mengefegtes Appellationsgericht, welches die legtinftanzliche Behörde für Rechts 
ſachen, ſowohl in formeller, als in materieller Beziehung, bildet. 
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F die Appellationen uͤber Civilſtreitigkeiten, über Cri⸗ 
onialfaͤlle. 

Se * —A— Mich unter der Kuffichk, des Wpellahnege 
ce ſe Für ihre Vertichtungen verantwortlich· Im glefs 
7 hält > aber auch diefes Tribunal 2 dern grobe MR 

 Dermfelbe Hals rlich über den Zuſtand des G bringen und bie 
äfsführung jämmtlicher Gerichtsftellen Bericht zu erftätten 
Den e Ku % —— den —— des — 
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d ar Rx — Falls — wird. 5 haben das 
den — jeder Zeit beizuwohnen, jedoch ohne ‚allen Antheil an 
han 1,.,fo.. fern ſie ‚WAR: als —— in die Sceuen be⸗ 
Ft ——A Ir 
Die Mitglieder ah Supplenuten eh Xppellstionsgerichtes —* 

großen Rathe aus ‚der Zahl derjenigen, Mitglieder. gewählt; die 

te Altersjahr angetreten haben. , 

rt Präfident des Anpellationsgerichts wird von dem großen Rathe 

— Ken des Tribunals für die Dauer von vier Jahren ernannt. Ders 
fr Arad in Der Deuptfladt) oder in deren nahen a va 

elättontgertät wählt feinen Vicepräfidenten flir die Dauer don 

2* feiner Mitte. Daſſelde beſtellt feine Canzlei ſelbſt. 

Vater und Sohn, zZwei Brüder, Schwiegervater und Tochter⸗ 

Ba Schmäger Farmer, nicht, augleich Miguedar des Appehapionee 

Res vn BR Pad 
3. Die, Ganzkei hat die Obliegenheit diejentgen Mitglieder bes Ap⸗ 

htes, welche den Sitzungen deſſelben ohne zureichende Entſchul⸗ 

* beigewohnt haben, aufzuzeichnen Das) Verzeichniß derjeni⸗ 

2 Mi glieder, welche auf ſolche Weiſe. waͤhrend eines Jahres den vierten 

Si ungen verſaͤumten, wird dem großen Rathe äugeftellt, und 

Bo ri en einer neuen Wahl ‚u a a * F 


** 
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| 2% efnflnnfihe Beuttheilung und Entſche dung aller Pen 
el ferner die Beurtheiling und Beftrafung von Zuchtpolizeiberges 
Ber — Geſetz“ deren Beſtrafung nicht dem Richter erſter Inſtanz, 


‚der ualrichter uͤberweiſet, iſt einem, aus Präfidenten und ach er 
nt eſte —— uͤbertragen. 


62 * ‚De. Präfi dent und die Mitglieder des Gapsensgeichtes meiden 
| gemeinen. Negierungserneuerung durch den großen Rath aus ‚eis 
Borfchlage gewählt, den das Uppellationsgericht, mit: Aug: 
2 Mitglieder, aus den mahlfähigen Bürgern des Cantons, bie- 
f %fte Attergjahr ausgelegt haben, zu bilden hat. Einzelne ‚in. ber 
wilhengeis erledigte Stellen werden ebenfalls durch dem großen. Rath aus 
m dreifachen Vorſchlage des Appellationsgerichtes befegt. - | 

Aus einem von bem Gantondgerichte einzureichenden hoppelten Votſchlage 
nennt der größe Math * Suppleauten des Cantonsgerichtes. 


* 





430 1ER aufn: —* 
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63. Einem gerichte, 1 die" ftiftangel e Bel Au iind 
Biffeihing aller” alte 0 Bi eh f # on ir 
. Btefe Behörde‘ biſtehl ka den Präfdenk, A IN Gier "eye 
* ect uud ber Eanzlelbes Gantonsgerichted, uf bi vn tät enfälls, durch 
did beiden übtigen!"Deitglieder und Die, Suppteanien” det ik ki ‚Beh 
ergänzt, 
"64, Ein Aus "inet im Simihlifae tfähtenen‘ — auf ſammenzu 





Aufttage bes” Criminalgerichtes "zu vollſiehen. e eihes. Verhör⸗ 
richters iſt mit der Bekleidung eines richterlichen Pr ine‘ eb 
Boch kunn ein folcher an der Beürtheilung eines’ Falles; der’ “feiner - -Unterfu: 
chung unterwotfen geweſen, als Richter nie Theil nehmen/ Tompeen Ruf u 
dieſem Behufe durch einen Suppleanten erſetzt werden. Mulnin Fr 
Die Befugniſſe des Cktiminalgerichtes, die Einrichtung! und aha 
des DVerhöramtes, der dem Griminalverfahren zu gebende Grad von Oeffent 
lichkeit und die. Art und; Weile, wie im Namen des Staates). bie, — 
in: fotmeller Beziehung. zu: fuͤhren iſt, wird das. ee fliegen. 


N u F,_ sKichineath. EEE mE 


Kanes —— hat in peinlichen er hi — — zu und 


: Eh Die Aufficht ber das, Kicchenwefen,, die Unterhaltung. einer ‚mb 





mäßigen Verbindung - mit, der. Synode, . bie. Prüfung ; und „ufnahme it 


Gandidaten für das Predigtamt, und die Bildung der Borfchläge zur De 
eu ‚aller ‚geiftlichen . Stellen ift- einem. Kirchenrathe —— dur 
—— und le das Geſeb bejtimmen, wird. | 


br Ge Jain“ es >30} u lot rra thx , frz wirt 


arg ' Die ——— ORTEN eher) die Beäuffichtigim 
deſſelben, die Beranftaltung oder Einleitung alles deffen, was zür refigidfen, 


fertlichen umd geiſtigen Ausbildung der Jugend beitragen kann, iſt einem aus 
Mitgliedernodes weltlichen und! geifllichen Standes‘ zufansmengefegten "Schul 


rathe — deffen“ ‚nähere Organifatiom "dem Gefege: — pet, | 


a Rnittoirnechätden. Bi 


em 


67. Eine, ainfacıe und. zweckmaͤßige "Einrichtung, hey. —— 


wird durch die Organiſation bewerkſtelligt wetden. Sn Recursfaͤllen bildet 


der kleine Rath die zweite und legte Iuſtanz. Deiuſelben ſteht auch die E⸗ 
nennung zu den hoͤhern Officiersſtellen und ER —— uͤber alle wie⸗ 


a ‚das m betreffende‘, ‚ Werflig gen und ‚Au —x 
* al 


nf ss KB hmm Behr h) End Zion.‘ 


u 68; EM gg Wwirb beſtimmen Yadj' welchet a Borferfft 
die Beauffichtigung und Leitung’ ber’ "Finanzsekwalug des‘ Kantons dttfu 
ordnen ft; doch fall dabei von folgenden Grundſaͤtzen austegakgen werden: 
a) Vereinfachung U der - Einrichtung durch Unterordnung" der ’verfchtedenen 
Bermaltungegtoeige unter eine dem kleinen En verantwortliche Sons 
gs, mifften 
— Ausfefießtiche" Benutung der aͤff entuichen Gerber zii Wäften derjeni⸗ 
zum ‘gen Verwaltungszweige, denen ſie beſtinimt find, — der — 
führung einer ſtrengen And wohlgeordneten Conteöke. 
) je nen für‘ jede öffentliche Verwaltung. ra. m: .‘ 
d) Begünftigung .der freien Concurrenz zwiſchen —— —— bei 


Berfaffung pm k. Muni 1831. ' 484 


Bauten und andern: : Unterhehnmuugen SB: de für 

1 Behmung Beh, Cantonscgemocht werden ins). Sic u ale 

6%: Organiſation der Poligei⸗ und Sowinäesbehärde,, ho. wie der⸗ 

jenigen Behörden ;idie: in meitenm:gır ‚einer wohlgeordneten Führung: und: Er⸗ 

ledigung der Geſchaͤfte erforderlich: er Anger dem Geſetze porbehalten. 
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Hin da 


ER Bedürfnifie; der Gemeinden, durch bie — ehörde Statt 


Een Bezirk hat ein xigenes Baitogiät, des aus u hm dk 

Pt, be Sn liedern. und vier, Suppleanten b eht. —8* 
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ig Dede —— welche bisher, eine für ſich —* — 
a eignem Gemeindavermoͤgen und mit Gemeindsrechten gebildet hat, ht 
aud) fernerbin sine Gemeinde. 

Die Beftimmung der Zahl, der Beiſitzer des Stadtrathes von Schafe 
haufen und der Ernennungsweife derfelben, fo wie die Art der Controlirun 
dieſer· Behörde und deren. Verbindung mit dev Gefammibtigerfchaft,, bleibt 
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7 Im Allgemeinen ſind die Dbstegerheiten'desiStubtraihes die mähhlichen, 


ſolche für die Gemeindsbehoͤrben des Cantons ausgeſprochen worben fin, 

Die uͤbrigen Gemeinden des Cantotis ernennen tee Geimeindräthe je 
vorne: nach ſtattgefundenet Regierungserneuerung fuͤr die 1: Dauer” von vin 
Jahren wollſtaͤndig, Fo doch, daß dier Aubtretenden wieder waͤhlbar ſlad 
fie beſetzen auch einzelne Stellen, ‚Die jn, der Zwiſchenzeit erlediget werden 
Die Zahl der Mitglieder bleibt, „mit Nüd t auf die, „oeyölterung, die 
#raktitidge, wie big duhin a VD an 


Od Werrtniguikgen mehrerer" Se haften "are! Bidung FEN oe | 
eines Gemeinds dder Fertigungsg tichteß "önnen "hut mit Bewitgung da 


gſehgebenden Behoͤrde neu gebildet, über de, wo fie beſtanden aber, mir 
bee ER werben. “ 


ANZ Die -Präfidertet det "Gimeinbeäche: — bir kleine ai ii Ä 


Baht der gewählten Mitglieder, 


Jeder Gemeindrath waͤhlt den Schreiber und Maibel aus feiner it 


74. Die Gemeindsptäfidenten und Geriemdreäthe find verpflichtet, die 


Geſetze und obrigkeitlichen Verotdnungen theils unmittelbar zu vollziehen 


eig auf deren Befolgung ab Seite ni Gemeindsgenoſſen und auf 
haltung der Ruhe und” Ordnung „im Allgemeinen zu wachen / beſondez 


aber: Für die gute Verwaltung der eindsguͤtet zu ſorgen z die Gliteſci 


zungen, Kauf- und, Binefertigungen zu bewerkftelligen; die Annahme von | 


Bürgern und Bürgerinnen, bie Ertheilung von Heimathfcjeitien und aͤhnli 
chen Urkunden nach dem Geſetze zu bewilligen die Genteinde ?'; Commun⸗ 
kaͤtions⸗ und Guͤterſtraßen und das Marchenwefen zu beauffi tigen, und die 
‚Angelegenheiten ber Wittwen, Waifen und, Bedormmmbdeten, "und die Beſui 
bungen und Abtheilungen von Hinterlaſſenſchaften zu beforgen. 
Die Gemeindräthe führen, gemeinſcha aftlich mit den Ortsgeiſtlichen, die 
Aufſicht über die gute‘ Verwaltung der Kirchen⸗ und Armenguͤter, und to 
„entweder vollſtaͤndig oder durch Kirchenſtaͤnde ebenfalls gemeinſchaftlich 
mit den Ottsgeiſtlichen, uͤber die Sitten und den öͤffentlich Unterricht 
75. Bei allen von Lit. D. bis L. genantten Behoͤtben "findet der fi 


den kleinen Math "und das‘ Appeflattondgericht vorgeſchriebene Yusfland Statt, 


imd es gilt ber allgemeine Grundfag, daß intkeiner Behörde bes Cantonẽ 


Bater und —— odet zwei Bruͤ "zugleich" die Steite des ‚Peäftdenten | 


imd des Schreihere'bekleiben koͤnnen. v 

+76. Die ſhezirksweiſe Beaufſi — bes‘ Vormundſchaftoweſhe ah 
der’ Theilungsangelehenheiten wird einer’ aus’ der Mitte eines jeden Beil 
zu ‚beftellenden Behörde übertragen, welche ben — bet Be 
forgung dieſer Angelegenheiten mit Rath‘ und That an die Ha — 
die in Beziehung auf dieſelben entſtehenden ſtreitigen Rechtsfrage 

den Civilrichter zur rechtlichen Entſcheidung zu weiſen hat. 


| 


‚Das ‚Gefeg wird die Bildung und, Obliegenheiten diefer Behörde ns 
her Heftimmen, Big dahin Fiegen bie —a— derſelden dem. Prüftben 


ten der’ EIN ob. 
Hau EZ | "gttedemsrihteramt. 
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„A 


477, Dos Amt: des Friedenorichters zum Veriuche der wenmticum ab 


ler bürgerlichen SOtkeitigkeiten: bleibt: beibehalten. 

A Nach erfolgter Aufſtellung der Gemeindraͤthe wahlt jede der abeien 
Gemeinden ihren Friedensrichter nach freier Wahl, ohne daberan en Stelle 
gebunden zu ſeyn. 
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n Der Gemeindspraͤſident datf, mwofern die Wahl eines Friedensrichters 
auf ihn faͤllt, dieſe Ernennung nicht ausſchlagen. 


Annahme und Reviſion der Verfaſſung. 


76. Durch Annahme der Verfaſſung von der Mehrheit der Activbuͤr⸗ 
ger erhält diefelbe. vollgültige Kraft, und wird in ihren Vorfchriften durch die 
Thatſache der Annahme für alle Bürger des Cantons verpflichtend. 

79. Bei jedesmaliger Regierungserneuerung. leiftet der neu gewaͤhlte 
große Rath folgenden Eid: 

„Der große Math fchroört, des fchweizerifchen Vaterlandes und ind« 

„beſondere des Gantons Schafhaufen Nugen, Ehre und Wohlfahrt zu 

„befördern, Schaden und Nachtheil von demfelben nad beften Kräften 

„abzuwenden, demfelben Treue und Wahrheit zu halten, fein Amt 

‚nah Snhalt der Verfaſſung und der Gefege zu führen, von deren 

Vorſchriften nicht abzuweichen, Religion, Freiheit und Recht zu ſchir⸗ 

„men, bei allen Wahlen feine Stimme nur demjenigen zu geben, den 

„er nach veiflicher, unbefangener Prüfung für den Rechtſchaffenſten und 

„Wuͤrdigſten hält, und überhaupt alle Obliegenheiten, die das Zus 

„trauen der Bürger in feine Hände gelegt, aufrichtig, unparteiifch, 

„ohne Mieth noch Gaben zu nehmen, mit Gewifjenhaftigkeit zu er 

„füllen.” 

80, Eine Abänderung ber gegenwärtigen Verfaffung darf innerhalb 
der nächften vier Zahre, vom Rage der Annahme bderfelben an gerechnet, 
nicht eintreten. 

Ein Jahr vor Ablauf dieſes Zeitraums ſoll die Frage wegen Reviſion 
det Verfaſſung zur Entſcheidung gebracht werden, damit im bejahenden Sale 
die erforderlichen Einleitungen getroffen werden Eönnen, 

Die Revifion foll Statt finden, entweder 

1) wenn die Mehrheit der auf gefegliche Art verfammelten flimmfähigen 
Bürger des Cantons den Wunſch einer ſolchen Revifion auf gefegliche, 
MWeife ausfpricht und an den großen Rath gelangen läßt, oder 

2) wenn der verfaffungsmäßig verfammelte große Rath mit abfoluter Mehr: 

„Heit die Vornahme derfelben befchließt. 

Im Halle einer Revifion und nach Vollendung derfelben muß die abge= 
Inderte Verfaſſung den ftimmfähigen Bürgern des Cantons zur Annahme 
der Verwerfung vorgelegt werden, 


Anhang zu der Verfaffung. 


Die in nachfolgenden Artikeln enthaltenen Beflimmungen, zwelche, fo: 
bat fie in Ausführung gefommen find, größtentheils wegfallen, und daher 
nicht in die bleibende Verfaſſung gehören, werden derfelben in gegenwaͤrtigem 
Anhange beigefügt, und haben diefelben verbindliche Kraft, tie die Verfaſ⸗ 
fung ſelbſt. 


Proviforifher Hortbeftand der bisherigen Behörden und Re: 
vifion der Öefege. 


1. Die bisherigen Behörden des Cantons fegen ihre amtlichen Ver 
richtungen ſo lange fort, bis fie in ihrem Wirkungskreife durch andere, in 
Gemäßheit der Verfaſſung oder ber. organiſchen Geſetze aufgeſtellte, Behoͤrden 
etſetzt ſeyn werden. 

n Alle — beſtehende Geſetze und ern folen mit 
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Befoͤrderung revidirt werben, bleiben aber, ſo weit ſie nicht mit der Vetſaß 
ſung im Widerſpruche ſtehen, bis nach gefchehener ausdrücklicher Aufpebung 
oder Abänderung in Kraft. 

Damit diefe Revifion mit Beförderung und nad uͤbereinſtimmenden 
Grundſaͤtzen vorgenommen werden koͤnne, wird der neue große Math fofort 
nach feiner Gonftituirung eine Commiſſion mit dem Auftrage niederſetzen, 
alle beſtehende Geſetze zu durchgehen, über die Art und Weiſe, wie dieſel 
ben zu revidiren feyen, und über die dabei, nach Maaßgabe des Grades dr 
Dringlichkeit einer baldigen Mevifion der einzelnen Gefege und Berordnus 
gen, zu beobachtende Reihenfolge dem großen Rathe gutachtliche -Vorfhläg 
einzugeben. Diefe Commiffion wird auch die erforderliche Einleitung treffen, 
damit, fo lange nicht ein befonderes Criminalgeſetzbuch für den Canton ein | 
geführt feyn wird, dasjenige eines andern eidsgenöffifchen Standes als Nom ' 
zue Beurtheilung peinlicher Fälle angenommen werden könne, \ 

Der künftige Eleine Rath wird dafür ſorgen, daß, dem Beſchluſſe de 
Verfaſſungsrathes vom 24. März 1831 gemäß, im: Canton gleiches Mad; 
und Gemwicht eingeführt werde, fobald diefes in Uebereinftimmung mit an | 
dern benachbarten Cantonen gefchehen fann, und, wenn fich binnen vie 
Fahren keine Möglichkeit einer folchen Uebereinftimmung ergeben follte, die 
ferhalb von fi) aus die nöthige Fürforge treffen. 


Ausfheidung des Vermögens der Stadt Schafhaufen. 


3. Die Nothwendigkeit der Trennung des Vermögens der Stadt Schaf 
haufen von demjenigen des Gantons wird ald Grundfag anerkannt. 

4. Sobald die Fünftige Behörde dee Stadt Schafhaufen aufgeſtlt 
ſeyn wird, iſt dieſe Trennung durch eine, aus zehn Mitgliedern zufammen 
gefegte, Commiſſion vorzunehmen, bie zur einen Hälfte durch die Stadtte ' 
hörde und zur andern Hälfte duch die Mitglieder des großen Rathes von | 
der Landfchaft, mit Berudfihtigung der Bezirke, zw ernennen ift. | 

Die Commiffion ift verpflichtet, das Ergebniß ihrer Berathungen, ver | 
dem endlichen Abfchluffe, denjenigen, die fie aufgeftelle haben, zur Prüfung | 
und Genehmigung vorzulegen. 

5. Sollte die Commiffion ſich über die Grundfäge, nach welchen bie 
Trennung bes Cantons und Stadtvermögens zu bewerkftelligen ift, niht | 
vereinigen Eönnen, oder ihre Anträge die Zuſtimmung entweder der Stadthe | 
hörde oder der Mitglieder des großen Nathes von der Landfchaft nicht erhab 
ten; fo merden die zur Sprache gekommenen Rechtsfragen unparteiiſchen 
fchweizerifhen Schiedsrichtern zur Entfheidung vorgelegt, und tritt dann da 
in eidsgenoͤſſiſchen Werhältniffen beobachtete fchiedsrichterliche Verfahren ein. 


Rangordnung und Zitulaturen, 


6. Die Rangordnung der Präfidenten: der oberften Behörden: des Eur 
tons wird auf folgende Weiſe feftgefegt. 

Es gebührt nämlich : 
dee erfte Rang dem Präfidenten ded großen Rathes; 
der zweite Rang dem Präfidenten des Eleinen Rathes; 
der dritte Rang dem zweiten Bürgermeifter ; 
der vierte Rang dem Präfidenten des Appellationsgerichtes. 

7. Ein Reglement wird die bisherigen —— vreinfechen und 
den gegenwaͤrtigen Verhaͤltniſſen anpaſſen. RT, er 

8. Die mit der Einleitung der Reviſion der Sefege zu: beauftragende 
Commiſſion wird den von den Gliedern der untergeordneten Behoͤcden Mi lei: 
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finden: Amtseid mit Weruhfichtigung der denſelben obliegenden Werrichtum- 
gen und der Verfaſſung im Allgemeinen, entwerfen, 


Mittheilungen ber Verfaffung an bie Bürger des Cantons 
on zur Annahme oder Verwerfung derfelben, 


9, Die Entſcheidung der Frage: ob die Verfaffung als angenommen 
oder ald vertorfen zu betrachten fey, hängt ab von der Mehrheit. der bejahen: 
den oder verneinenden Stimmen der Activbürger, die ihr Stimmtecht aus— 
geübt haben. — Diejenigen Bürger, welche nicht geftimmt haben, kommen 
dabei durchaus nicht in Betrachtung. | 

10. Jedem Aetivbürger wird ein Abdruck der Verfaffung, in Beglei: 
tung eines Aufrufes des Verfaſſungsrathes, zugeftellt, und acht Tage nad 
diefer. Austheitung Über. Annahme oder Verwerfung der Verfaffung abge: 
ffimmt, und zwar in der Hauptſtadt auf den Gefelfchaften und Bünften, 
und auf der Landfchaft in Gemeindsverfammlungen. 

11. Nah Maaßgabe der dem Berfaffungsrathe vorzulegenden Zuſam— 
menftellung der Ergebniſſe diefer Abftimmungen entfcheidet derfelbe endlich die 
Trage: ob die Annahme oder die Verwerfung der Verfaffung Statt gefun: 
den habe. | 

* Ueber die Art, wie dieſe Abſtimmungen zu veranſtalten ſind, wird 
eine beſondere Verordnung die noͤthigen Anleitungen ertheilen. 


Won der Buͤrgerſchaft des Cantons angenommen, ben 2, Brachmonat 
und durch den Verfaſſungsrath als in Kraft erwachſen erklaͤrt den 4. Brach⸗ 
monat 1831.) 


D Berfaffung des Canton: St. Gallen vom 
1. März 1831. 


Abfhnitt 1. | 
Allgemeine Beftimmungen und Gewährleiftungen. 


1. Die Bürger des Cantons St. Gallen bilden einen Staatsverein 
zu. Behauptung der Freiheit und Selbftftändigkeit des eigenen Cantons, und 
um als Glied der Eidgenofjenihaft auch die Freiheit und Selbſtſtaͤndigkeit 
des gefammten fchmweizerifhen Waterlandes nach Pflicht zu fehügen und 
vertheidigen. | 

2. Das Bold des Cantons iſt fouverain. Die Souverainetät, als 
Inbegriff der Stantshoheit und der oberften Gewalt, ruht in der Gefammt- 
beit der Bürger. 

3. Das Bolt übt in Folge deffen das Gefepgebungsrecht felbft aus, 
und jedes Gefeg unterliegt feiner Genehmigung. Das Recht der Genehmi: 
gung übt das Volk dadurch aus, daß es nach Erlaffung eines Geſetzes die 
Anerkennung und Vollziehung defjelben, vermöge feiner fouverainen Gewalt, 
verweigern kann. Ä ei 

4. Die Berfaffung. anerkennt weder Vorrechte des Ortes, noch der 
Geburt, noch der Perfonen, noc dee Familien, noch des Vermögens. Da: 
ber iſt aller Gebrauch von. adeligen Titeln und Bezeichnungen in öffentlichen 
Acten und Berhandlungen. unzuläßig. | 

Das Kragen von Orden oder andern rg? — Auslande, 

* 
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bei amtlichen Verrichtungen, in amtlicher Stellung und’in geſetlchen Bir 
ger: oder Militairverfammlungen, ift ebenfalls unterſagt. 

5. Keine Liegenfhaft kann unveraͤußerlich erklärt twerdem;, weder fir 
Gemeinheiten oder :Körperfchaften, noch für eine Familie. Eben‘ fo wenig 
kann Vermögen an Liegendem oder Fahrendem zum Zweck ‚erblicher Ueber 
tragung als bleibendes Erbgut einer Familie verfchrieben werden, 

Milde Stiftungen, infomweit fie nach diefem Artikel zuläßig find, unter: 
liegen jederzeit, gleich anderm Vermoͤgen, der Befteuerung, fofern fie nicht, 
vermöge befonderer Zwede, duch das Gefeg ausdrüdlid davon ausgenen 
men werden. 


Saͤmmtlich vorftehende Beſtimmungen haben feine ruckwirkende Kraft, 

6. Die Berfaffung fichert den Zehnt: und Grundzinsloskauf m. 
Geſetzen des Cantons. 

7. Die Verfaſſung gewaͤhrleiſtet den Gemeinden das Recht des Pk 
kaufs und den Gollatoren das Recht der Abtretung der Collaturen. Dis 
Geſetz wird über die Bedingungen des Loskaufs und der Abtretung, mil 
Beruͤckſichtigung der Rechte und Pflichten beider Theile, der Gemeinden ſo⸗ 
wohl als der Collatoren, das Naͤhere feſtſetzen. 


8. Die Verfaſſung ſichert die freie und uneingeſchraͤnkte Ausübung 
des Eatholifhen und evangelifhen Glaubensbekenntniſſes und Gottesdienſtes 


9. Die Verfaffung gemwährleiftet das Recht der Eingehung gewiſch 
ter Ehen. 

10. Die Verfaſſung gewaͤhrleiſtet die Freiheit dee Preſſe; darin if 
begriffen, daß nie die Genfur eingeführt werden darf... Gegen den Wik 
brauch der Preſſe ſchuͤtzt das Gefes. 

11. Jeder Bürger und jede Gemeinheit des Cantons hat das Redt, 
der oberften Behörde - defjelben Wünfce, Anliegen und Beſchwerden ſchrift 
lich einzugeben (Petitionsrecht). 

12. Die Berfaffung fest als Grundfag feft: die Deffentlichkeit des 
gefammten Staatshaushaltes und die Deffentlichkeit der Verhandlungen der 
oberften Behörde des Cantons. 

Gleichmaͤßig wird die Deffentlichkeit der Gerichtsverhandlungen als Grund 
ſatz aufgeftelltz die nähere Beſtimmung ift Sache des Geſetzes. . 

13. Niemand darf feinem ordentlichen Richter entzogen werben. Dit 
ordentlichen Gerichte find einzig die, welche, fey es für bürgerliche oder mb 
litairiſche Verhaͤltniſſe, die Verfaſſung ſelbſt aufſtellt. Andere außerordent⸗ 
liche Gerichtsſtaͤnde ſind unzulaͤßig. 

14. Niemand kann verhaftet oder in Verhaft gehalten werden, aw 
fer in den von dem Geſetz beftimmten Fällen und auf bie von dem Get 
beftimmte Art. 

15. Das Privateigenthum iſt unverleglich; die Verfaſſung gewahtlei 


ſtet aber dem Staate das Recht, in Fällen, wo es das Staatswohl unum⸗ 


gänglich erheifcht, das Opfer eines unbeweglichen Beſi tzthums von Privaten 
oder Gemeinheiten: fordern zu Eönnen, gegen volle, im ftreitigen Falle durch 


den Richter zu beftimmende, Entfcpädigung, und einzig nach Anleitung des 


Geſetzes, das auch die einfchreitenden Behörden zu. bezeichnen hat. 


16. Jedem Bürger fieht das Recht zu,: durch jeden beliebigen Ge 
werb ſich rechtlich zu ernähren. Beſchraͤnkungen, in wie weit ſie nach die 


ſem Grundſatz und im Intereſſe der Geſammtheit der Bürger zulaͤßi gi * 
fuͤr den ann des Cantons wünfchbar: ſind, beſtimmt das 
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Der Niedergelaſſene genießt: "am Mieberlaffungsorte die Gewerbsfreiheit 
‚in gleichem Maaße, wie ber. Gemeindsbuͤrger. | | 

Jeder Cantonsbewohner ift bei feiner Gewerbstreibung außerhalb feines 
heimäthlichen Wohnortes und feines Niederlaſſungsortes jederzeit den allge: 
‚meinen und örtlichen, gefeglicy fanctionirten, Polizeiversrdnungen unterworfen, 
“ Ob und in wie weit es Denjenigen, welche ohne gefeglihe Miederlafs 
fung fi im Canton aufhalten, erlaubt fey, ein Handwerk oder fonftige Ges. 
werhe zu treiben, beftimmt das Gefeg im Sinne möglichjter Beförderung 
des eigenen Gewerbsfleißes, und, fo viel als zuläßig, des Gegenrechtes. 

17. Alle Monopole, das heißt, alle Gewerbebetreibungen, in deren 
Defig ausfchließtich einzelne Perfonen, Familien oder Gemeinheiten ftehen, 
find von nun an aufgehoben. Jedoch bleiben oberpolizeiliche Vorſchriften 
und Verfügungen vorbehalten. Me | 

18. Seder Gantonsbürger, fo wie jeder im Canton wohnende Schwei: 
jerbürger, ift militairpflichtig.. Ob und in welchen Fällen. und in wie weit 
Erfag durch Andere oder. gänzliche Ausnahme Statt finden mag, wird dag 
Geſetz beftimmen. 

Die: Verfaſſung gemährleiftet Erleichterung und gleihmäßige Verthei— 
lung der Mititärlaften. Die Art und Weiſe diefer Erleichterung und gleichs 
mäßigen Vertheilung wird ebenfalls das Geſetz beftimmen. 

19. Die Bürger find pflihtig, diejenigen Beamtungen, melche durch 
unmittelbare Volkswahlen bejtellt werden, anzunehmen; diefe Pflicht bes: 
ſchtͤnkt ſich jedoch auf ein Amt und eine Amtsdauer, | 

Amtöftellen in den Gemeinden müffen aber in jedem Falle, ſelbſt bei 
Bekleidung anderer Aemter, für eine Amtsdauer angenommen werden. 

Mit dem Antritte des fechzigften Altersjahres hört jede Verpflichtung 
für Annahme von Aemtern auf. | 

Eben fo fallt die Verpflichtung allgemein von feldft weg für Stellen, 
welche Laut Abfchnitt 9. ‚neben andern Aemtern nicht von ber gleichen Pers 
fon beffeidet werden dürfen, | | Ä 

20. Bürger, welche von nun an Xitel, Orden, Befoldungen und _ 
Sahrgehalte von’ auswärtigen Mächten annehmen würden, fo wie folche,. 
welche politifche oder militairifche Stellen in ausländifhem Dienſte bekleiden, 
ſind von Öffentlichen Aemtern im Canton ausgefchloffen. 

Bürger, welche in öffentlichen Aemtern ftehen und entweder politifche 
oder militaitifche Stellen, oder Titel, Orden, VBefoldungen und Sahrgehalte 
von auswärtigen Mächten annehmen, verzichten duch diefe Annahme auf 
hte Aemter und haben von denfelben abzutreten, Ser 

21. Der Ernennung zu allen öffentlichen Anftelungen und Bedien: 
fungen fol freie Bewerbung vorangehen. | 

22. Jede Religionspartei beforgt gefondert, unter der höhern Aufſicht 
und der. Sanction des Staates, ihre religiöfen, matrimoniellen, kirchlichen 
und kloͤſterlichen Verwaltungs: und Erziehungsangelegenheiten. Das Gefeg 
vitd diefe Aufjicht beftimmen und die File für die Sanction feftfegen. 

23. Mit der Aufficht über die Haupt: und Handelsftraßen übernimmt 
Canton auch deren Unterhalt als Obliegenheit des. Staats. Das Ge: 
5, dem die Bezeichnung diefer Straßen anheimgeftellt bleibt, wird aber zu: 
Örderft die Vorſchtiften, nach deren Erfüllung der Staat die Uebernahme 
weführen kann, die Bedingungen, unter welchen fie gefchehen fol, und den 
%eitpuniet -feftfegen, in. welchem fie, jenen Vorfchriften und Bedingungen ges 
naͤß, erfolgen wird. _ Ausgleihung der Sutereffen des Staats und. der bes 
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theiligten einzelnen Gemeinden, nad ben, Srundfägen: bed Rechts, Toll Haupt 
geundlage des Gefeges feyn. Bis zu erfolgender Uebernahme haben aber 
fämmtliche Gemeinden ihre bisherigen Straßenpflichten vollftändig zu erfüllen, 
In Verbindung mit diefer Uebernahme und Behufs. der Ausgleichung 
wird der Canton zugleich die Weggeldsberechtigungen der einzelnen Gemeinden 
an ſich ziehen. Auf gleichem Fuße wird er die bisher beftandenen Waaten⸗ 
zölle einlöfen, ; 
Fuͤr künftige Funftverftändige Leitung umd Beauffihtigung des Waſſer 
bau⸗ und Wuhrweſens im Canton bat die Landesverwaltung von Staats we 
gen zu forgen. 


24. Der Gefeggebung bleibt vorbehalten, Gteichförmigkeit von Mad 
und Gewicht im Ganton einzuführen, 
25. Der Münzfuß ‚des Cantons St. Gallen iſt die Reichswaͤhtung 
im vier und zwanzig Guldenfuß. 
26. Ein auf Uebergabe zu gebundenen Haͤnden ausgefaͤllter ſchiedstich 
terlicher Spruch hat dieſelbe Rechtskraft, wie ein gerichtliches Urtheil der kt 
ten Inſtanz, und foll gleich einem folchen vollzogen werden. =. 
27. Alten, ſowohl erfts als legtinftanzlichen, Urtheilen follen die Cr 
mägungsgründe beigefügt. werden, ® 
28. Vor Gerichten zweiter Inſtanz dürfen Feine Rechtsfragen und Be 
mweismittel angenommen werden, die nicht ſchon in erfter Inſtanz vorgebradt 
wurden. Bi 
‚29. Urtheile in Criminalfaͤllen Eönnen nur in. Folge ftattgehabter. Un 
Elage und DVertheidigung gefällt merden. Für Aufftellung eines Anktägers un 
eines Vertheidigerg forget das Geſetz. 


30. Alle und jede Militaircapitulationen des Cantond mit’ fremden 
Mächten find unzuläffig. De 


Abſchnitt 2, Ä rin 
Politifher Stand der Bhrger. — — 


31. Wer nad dem Geſetze dag Bürgerrecht in einer, Gemeinde dr} 
Cantons St, Gallen befigt, ift auch Bürger des Gantond. Br 

32. Cantonsbürger wird man durch eheliche Abſtammung von. einem 
Bürger, ober außereheliche von einer Bürgerin, Er 

33, Man erwirbt. das Cantonsbuͤrgerrecht durch einen Beſchluß did 
großen Raths. Der Berlangende muß ſich aber vorläufig qusweiſen, daß 
ihm auf den Fall der Ertheilung ein Gemeindsbuͤrgerrecht zugeſichett if 
Hingegen kann keine Gemeinde ihr Buͤrgerrecht an einen Nichtcantonsbuͤtget 
ſchon wirklich ertheilen, und die Zuſicherung von Gemeindsbuͤrgerrechten bleidt, 
ſofern nicht das Cantonsbuͤrgerrecht wirklich ertheilt wird, ohne alle rechtliche 
Folge. Das Geſetz hat ſowohl über die Aufnahme in das Gemeindsbuͤtger 
recht, als über die Ertheilung des Cantonsbürgerrechts das Erfotderllche zu 
ordnen. 

Ausländer dürfen nur alsdann in das Cantonsbuͤrgerrecht aufgenommen 
werden, wenn ſie auf ihr auswaͤrtiges Staatsbuͤrgerrecht verzichten, und ihre 
Entlaffung aus demfelben urkundlich nachweifen. 

34. Das Tantonsbürgerrecht verliert: | 

a) wer mit Beurkundung feiner anderwärtigen Aufnahme darauf verzichtet; 
b) wer, abwefend, «8 in einer feitzufegenden Berjährungsfrift nicht ernenett 
Fuͤr beide Faͤlle treten naͤhere Beſtimmungen des Geſetzes ein, jedoch 
* 
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greift der Verluſt nie aufi'fene Kinder zuruͤck, welche vor ber Verzichtleiftung 
oder Verjährung ſchon erzeugt waren. 

Im Verlufte des Gantendbürgertadite iſt der. Verluſt des Gemeindsbürs 
gerrechts einbegriffen. 

Verzichtleiſtung bei den Beſi itze mehrerer Gemeindsbuͤrgerrechte auf eines 
derſelben/ mit Beibehaltung bes Cantons⸗ und eines andern Gemeindsbuͤr⸗ 
getrechtes im Canton, kann nur nach den Vorſchriften des Geſetzes ſtatt 
finden. 


35. Die politifchen Rechte tönnen ausüben alle Cantonsbuͤrger, welche 

a) das ein und zwanzigſte Jahr angetreten haben; 
b) in bürgerlichen Ehren und Rechten ſtehen; 
doch nut da, mo fie haushaͤblich angefeflen find. 
Ausgefchloffen find dagegen nebſt denjenigen, bie BERN Eigenſchaf⸗ 
ten nicht haben: 
a) jene, die gerichtlich bevogtet ſind; 
b) welche Armenunterſtuͤtzung genießen; 
e) Falliten und Accorditen, worunter auch Einftige außergerichtliche Ac⸗ 
corditen veritanden find; 
d) erwieſen fi ttenlofe Bürgerz 
e) folhe, die in einen Criminalunterſuch verflochten find. 

36. Stimmfähig in den Gemeindsgenofjenverfammlungen find alle jene 
Ottsbuͤrger und Antheilhaber am. Gemeindegute, welche in der Ortsgemeinde 
kbft wohnen, fofern fie auch die für Ausübung der politifchen Rechte erfors 
derlichen Eigenſchaften beſitzen. 

37.Die Buͤrger üben bie ihnen zuftehenden MWahlrechte, infofern fie 
nicht auf bloße Gemeindswahlen Bezug haben, in Beʒitksgemeinden aus. 

38. Jeder Cantonsbuͤrger iſt befugt, feinen Wohnſitz in eine andere 
Gemeinde des Cantons zu verlegen und dort ſich niederzulaſſen. 

Bon diefem Rechte find ausgefchloffen: 

a) wer überhaupt: nicht in bürgerlichen. Ehren flieht; Ä 
b) Falliten und Uccorditen ohne Ausnahme; 
c) erweiglich fittenlofe und berufslofe Bürger. 

Wer nad vorftiehenden Beltimmungen das Recht zur Niederlaffung 
nicht -anfprechen kann, darf, wenn er im eine ber drei vorfiehenden Claſſen 
fült, aus einer Gemeinde, in welcher er.niedergelaffen ift, weggewiefen werden, 

Die Verfügung wegen der Falliten und Accotditen hat aber keine ruͤck⸗ 
wirkende Kraft. 

Allfaͤllige Gebühren wird das Gefes beftimmen. 

39, Unter vorfiehenden Beſchraͤnkungen wird das Recht der freien Nies 
berlaffung auch den Bürgern der übrigen Schweizercantone gewährt, doch 
mit der ausdruͤcklichen Bedingung, daß die Bürger des Cantons St. Gallen 
im andern Cantone, ſowohl in Bezug auf die Niederlaffung im Allgemei⸗ 
nen, als auch in Hinficht auf damit verbundene unbefchwerte Gewerbstrei- 
bung und Güterankauf, und zwar ohne Rüdfiht der Confeffion, alle jene 
Veguͤnſtigungen genießen, die der Schweizer nad) ‚den St. Galliſchen Gefegen 
im Cantone St. Gallen genieft. | 


Abfhnitt 3. 
GebietsSeintheilung. 


40. Der Canton ift in 15 Bezirke abgetheilt, nämlich: 
1) St. Gallen, 2) Tablat, 3) Rorſchach, 4) Unterrheinthal, 5) Ober - 
theinthal, 6) Werdenberg, 7) Sargans, 8) Gafter, 9) Seebezirt, 10) Ober: 
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toggenburg, 11) Neutoggenburg, 12) Alttoggenhurg, 13). —— 
14) Wyl, 15) Goßau. ver. Sa 

Die Stadt.St. Gallen ift der Hauptort des, Gantons. ie 

Die Bezirke find zugleich) Amts:, Wahl: und Gerichräbesinfn = abe F 

41. Jeder Bezirk wird in poütifch⸗ Gemeinden getheilt. Dem 
Gefege bleibt vorbehalten, die Anzahl und den, Umfang diefer: —* 
nach Beduͤrfniß zu vermehren oder zu vermindern. 

42. Ein politiſche Gemeinde kann aus mehreren Drtögemein 
beftehen. Die Ortögemeinden bezeichnet das Gefeg. 4 

43. Jeder Bezirk hat ein oder mehrere Verfammlungsorte fuͤr bie Be 
ziresgemeinde und das Bezirksgericht. 

44. Der Bezirk St. Gallen befteht. in der Stadt mit ihren, u 
bungen, nach bisheriger Einmarchung, doch, mit Ausſchluß des ehemali 
Stiftseinfangs. Werfammlungsort für a und. Bezirksgeriht 
Stadt St. Gallen. 

Zum Bezirk Tablat gehören die dermaligen politiſchen Gemel 
Zablat (welcher der ehemalige Stiftseinfang nebſt feinen ſaͤmmtlichen Be 
nern im jeder Beziehung zugetheilt wird), Wittenbah, Haͤggenſchwyl 
Muhlen. VBerfammlungsort für die Bezirksgemeinde: Wittenbach; für 
. Bezirksgericht: St. Fiden. | 
Zum Bezirk Rorſchach: Moͤrſchwyl, Goldach, Steinach, Unter 
Eggersriet, Norfhacherberg und Rorſchach. Verſammlungsort für. Bay 
gemeinde und Bezirksgericht: Rorſchach. 

Zum Bezirk Unterrheinthal: Thal, Rheineck, St. Margrethen 
Berneck, Balgach und Diepoldsau. Verſammlungsorte für Bezirksgemeih 
und Bezirksgericht: abwechſelnd Rheineck und Berneck. 

Zum Bezirk Oberrheinthal: Rebſtein, Marbach, Altſtaͤtten, i 
berg, Oberriet und Ruͤthi. Een für Bezirksgemeinde un 
zirksgericht: Altftätten. 

Zum Bezirk MWerdenberg: Galeg, Gams, Grabe, Buchs, 
velen und Atzmoos. Verſammlungsort fuͤr Ventehemeinde und Bez 
gericht: Werdenberg. | 

Zum Bezirk Sargans: Sargans, Ragatz, Pfäfers, Vilters, 4 
ums, Wallenftadt und Quarten. Verſammlungsort für die Bay 
meinde: Mels; für dad Bezirksgericht: Sargans. 
Zum Bezirk Gafter: Amden, Weſen, Schaͤnis, Benken, er 














lin! 


und. Rieden. Verfammlungsort für Bezitkegemneinde und Bezirksge 
Schaͤnis. 

Zum Seebezirk: Gommiswald, Utznach, Schmerikon Rapperſch 
Jona, Eſchenbach, Goldingen, St. Gauemn⸗ Kappel und Ernetſchwyl. 
fammlungsort für die Bezirksgemeinde: Eſchenbach; Berfammlungsort 
das Bezirksgericht: abmechfelnd Utznach und Rapperſchwyl. 

Zum Bezirk Obertoggenburg: Wildhaus, Alt St. Johann, N 
lau, Krummenau, Ebnat und Kappel, Verfammlungsort für Bezitt 
meinde und Bezirksgericht: Neu St. Johann. 

Zum Bezirk Neutoggenburg: Wattwyl, Lichtenfteig, — 
ſchwyl, Brunnadern, Hemberg, St. Peterzell und Krinau. Berfammlunge 
ort für die Bezirksgemeinde: Wattwyl: für das Bezirksgericht: Lichtenfteß 

Zum Bezirt Alttoggenburg, Buͤtſchwyl, Lütisburg, Mosnang und 
Kirchberg. Berfammlungsort für. die — und — 
Mosnang. | | 
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dum Bezitk Unt er to ggemburg:: Mogelsherg, Ganterſchwyl, Jon⸗ 
ſchwyl, Oberutzwyl, Henau, Flawyl und Degersheim. Verſammlungsort ji 
Brirhsgemeinde -und..Bezicksgericht: Flawyl. 

Zum Bezirk Wyl: Wol, Beonfhhofen, Bugppl, Dberbüren , Niedet⸗ 
hiten und Niederhelfenſchwyl. — fuͤr die —R 
Dirbüren;. fur das Bezirksgericht: 

um Bezirt Goßau: Gofau, ——— Waldkirch Gaiferwald unb 
— Verſammlungsort für Bezirksgemeinde und Paten 

hau. | —D 


Afgnitt 4: ET in 
Beſtand und Befugniſſe der Ba | 
' A2 . Großer Kath.) 


6. die oberſte Behörde der Cantons iſt ber große Mitt, 6 vV 
ft aus den Abgeordneten des Volks, welches Diefelben, als feine Slellver⸗ 
‚unmittelbar von ſich aus wählt. 5 

8, Der große Rath wird aus 150 Mitgliedern beſtellt. ". —— 
Hievon ernennt der Bezirk St. Gallen 15; drei von dieſen 15 fetten 
Er feyn, die nicht. Gemeindsbürger von St. Gallen find, und 
4 diefen dreien iſt wenigſtens 1 Bürger katholiſcher Gonfeffion zu Säpten, 


J T...b8t 


Die übrigen 135 Mitglieder werden in genauen Verhaͤltniß zur Zahl 
Im übrigen Canton befindlichen Cantonsbuͤrger und der daſelbſt niederge— 
nen Schweizer, mit Beobachtung der Paritat nad) gleicher Verehrung, 
die andern 14 Bezirke vertheilt. 
| Mitglieder Mitglieder | Ä 
£atholifcher evangelifcher Bufammen, , 


| Confeſſi ion. Sonfeffion. 
bi Zablat wählt ° 6 6 
% Rorſchach ⸗ 8 — 8 
Unterrheinthal 4 7 9 
Oberrheinthal ⸗ 9 5 14 
-Werdenberg ⸗ 1 10 12° 
' Sargans ⸗ 13 — 13 
⸗Gaſter ⸗ 6 — 0 
Seebezirk 10 — 10 
2 Obertoggenburg 2 g 11. 
b. Neutoggenburg ⸗ 9 11 
:  Wttoggenburg ⸗ 8 1 9 
Untertoggenburg ⸗ 5 6 11 
Wyl ⸗ 7 — 7 
Gofau ⸗ 7 — 7 


m Der große Rath verfammelt fi — Weiſe zweimal im 
Sabre; am erſten Montage im Brachmonate und am — Montage im 
intermonat. | 
48. Er’ verfammelt ſich außetordentlicher Weiſe: 
a). ſo oft es der Praͤſident des großen Rathes nothwendig erachtet; 
b) wenn dreißig Mitglieder des großen Rathes bei deſſen Praͤſidenten es 
verlangenz 
c) ſo oft der sEleine: Rath ſelbſt ſich durch Umſtaͤnde zur Einberufung ber 
mwogen findet. .. 
Die Einberufung geſchieht i in ‚ber Regel durch ben Heinen Rath, Im 


Me Gallenonufe ſtd 


den unter a und 5’ bezeichneten Faͤllem ſtellt der Praͤſident des Froßen Rathes 
um den kleinen Rath das ſchriftliche Wegehten um Einberufung, welchem det 


Eleine Rath, zu entfprechen pflichtig iſt. Die Einberufung kann jedoch -aud 


durch den Praͤſidenten des großen Rathes geſchehen, der ſich dazu feines Bi- 
reau's bedient.” — Sin dem unter € bezeichneten Falle hat der Efeine Rath 
von der gefchehenen Einberufung dem Präfidenten des großen’ Rathes gleich 
zeitige Anzeige zu machen. u — 
Wenn die Einberufung des großen Rathes durch deſſen Praͤſidenten ge 
ſchieht, hat dieſer ordentlicher Weiſe der Einladung das Verzeichniß der zu 
behandelnden Gegenſtaͤnde beizufuͤgen. | 
| 49. Der große Rath giebt ſich felbft das Reglement für Behandlung 
feiner Gefchäfte und Uber die Polizeiordnung in feiner Sigungen. 
50. Die Kanzlei des großen Raths wird von ihm felbft und aus fr 
ner & enen Mitte beftellt, ! Bi ci 
94. Er entfcheidet über die Gültigkeit von Wahlen feiner Mitglieder, 


’ 


52, Die Sigungen des großen Rathes find öffentlich. Die Falk, in | 
welchen ausnahmsweife für allgemeine Intereffen des Cantons oder der Eidk | 


gemofienfchaft die Sigungen geheim gehalten werben müffen, bejtimmt di \ 


Reglement. 


33Das im Art. 11 gewaͤhrleiſtete Petitionsrecht wird nur in Bu: | 


ſchriften an den Praͤſidenten des großen Raths, zu Handen deſſelben, auf | 


euͤbt. Wie dieſe Zuſchriften und Begehren zu behandeln und zu berathen 
Find ‚ beftimmt das Gefeg.. — an et 
“54 Der große Rath vertagt ſich oder Löfet ſich auf' nach eigenem Gut 
finden. e SR 5 
55. As oberfte Behörde des Cantons erläßt und erläutert der große 
Kath die Gefege und führt die Dberauflicht über die Landesverwaltung. 


56. Er rathſchlagt demnady Über. die Vorfchläge von Gefegen und Be | 


ſchluͤſſen, welche der Eleine Rath vorlegt, und befchließt darüber duch An: 
nahme, beliebige Abänderung oder gänzlihe Werwerfung, ſo wie gleichfalls 
über diejenigen Vorfchläge von Gefegen und Beſchluͤſſen, welche aus feine 
eigenen. Mitte hervorgehen. | | 
Sedem einzelnen Mitgliede fteht das Recht zu, wirkliche Worfchläge zu 
machen, oder Gefege und Beſchluͤſſe in Antrag zu bringen. 
Wie in allen diefen Fällen die Vorfchläge und Anträge zu berathen 
find, beflimmt das Reglement. | 
57. Dem großen Rathe fteht. das ausfchließliche Verfuͤgungsrecht übe 
folgende Gegenftände zu: 
a) Darleihen für den Staat aufzunehmen und Bürgfhaften für denſelb 
einzugehen. " | 
b) Ueber Ankauf und Verkauf von Staatsgütern. 

0) Ueber Ausführung von Staatsbauten. 

Idch Meber Gehalt, Gepräge und Benennung eigener, und bleibende Anord⸗ 
nungen über den Tarif fremder Münzen, 

e) Feftfegung oder Abanderung des. Gehaltes. aller öffentlichen Beamteten 
und Angeſtellten, die vom Staate befoldet find, fo wie die Errichtung 
ober Aufhebung. aller folcher . öffentlicher Anftellungen und Bedienſtum 
gen, die nicht durch die Verfaſſung felbft aufgeftellt find, Ä 

f) Ueber alle Verkommniſſe und Verträge mit andern Eantonen, und 
Staaten. Sie unterliegen feiner Genehmigung. 


58. Er beſtimmt alhjaͤhrlich den Voranſchlag der Einnahmen und 
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Ausgaben: des Staats, und erlaͤßt gleichzeitig die Geſetze fuͤr Erhebung ' det 
Abgaben und eig welche —* — der — — erforder⸗ 
cp ibn" N" on N 

59;: E 1äße ſich jahrlich vom; Meinen Rathe Aber. bie —— des 
Staatsvermoͤgens und über Einnahmen und Ausgaben Rechnung ablegen, 
genehmigt dieſe oder verfuͤgt daruͤber nad) Gutfinden. Die genehmigten Rech⸗ 
nungen werden amtlich durch ben: Druck bekannt gemacht. Desgleichen laͤft 
er ſich jaͤhrlich uͤber alle uͤbrige Theile der Staatsverwaltung und uͤber die 
Vollziehung der Geſetze treuen und vollſtaͤndigen Bericht erſtatten. mn 

In Commiffionen, welche fuͤr Prüfung der Staatsverwaltung. im All 
gemeinen und bes Rechnungsweſens im Befondermibeftellt werden, koͤnnen 
biejemigen Mitglieder des großen Rathes nicht gewählt wetden, die zu Mit⸗ 
gliedern des kleinen Rathes in Verwandtſchaftsgraden ſtehen, — von ber 
gleichzeitigen Wahl in den einen Rath ausfchließen. 

60. Wegen Verlegung ber Verfaſſung oder ber. ‚Gelee, a 
wegen Veruntreuung oder pflichtwidriger Verwaltung . des Staatsvermoͤgens 
kann ‚dev: große Rath) den Kleinen Rath oder einzelne: Mitglieder deſſelben 
Fr verſetzen. Die nähern Befimppaigen — tut das 

eſetz. 

61. Der große Rath; beſtimmt alle und jede an. m. ‚Stönt, fr Ge: 
meinden und an Öffentliche Beamtete zu entrichtenden Amtsgebühren (Sporteln). 

62. Er ernennt den Staatsfchreiber und. den. Cantonskaſſiter, en be⸗ 
ft dag Verhoͤrrichteramt. ns 
63.Er wählt die Abgeorbneten des Cantons an die; RR und 
außerordentlichen Tagfagungem frei aus allen feinen Mitgliedern, ertheilt ih⸗ 
nen die ‚erforderlichen "Aufträge und empfängt .Bericht und Met rafhafk abe⸗ 
ihre Verrichtungen. Er ſtimmt im Namen des. Cantons: : 

+ 64 ‚Er: berathfchlagt über. die Zufammenberufung:. außen Bay 
ſatungen, wo bie Bundesverfaffung nicht felbft verfügt, BR: 

265, | Er estheilt bas ‚Cantonsbürgersecht nah. den: Beftimmungen m 


hes. 

66. E uͤbt bdas Begnadigungsrecht uͤber lebtiuſtanzlich beuitheifte Ver⸗ 
kr aus,” und das Recht der Wiedereinſetzung im die buͤrgerlichen Ehren. 

B7. Er verfuͤgt uͤber dien bewaffnete Macht zur Handhabung der aͤu⸗ 
“cn Sicherheit und innern Ruhe. — 

68. Die Mitglieder des großen Rathes ſtimmen einzig nad „Eid und 
eigener Ueberzeugunng. Arnd 

69. Sie ſind fuͤr ihre in den Berathungen geaͤußerten Beinungek 
und Anfichten nur dem großen Rathe ſelbſt verantwortlich. 

70. Die Mitglieder des großen Nathes erhalten angemeffene Entſchaͤ⸗ 
digung aus der Staatscaſſe. 


B. Kleiner Rath. 

71. Ein kleiner Rath, von ſieben Mitgliedern, uͤbt die vollzlehende 
Gewalt aus. 

72.. & beforgt, mit Berantwortlichkeit gegen ben großen Kath, die 
gefammte Landesverwaltung, und ift demnach die vote Berwaltungs:, = 
lei: und Vormundſchaftsbehoͤrde. 

73. Er ernennt die. untergeordneten Behörden; Beamteten und. Ange 
fellten, deren’ Wahl nach der Verkfaffung oder. laut Sees nicht andern: Be⸗ 
— 28 oder den Bürgern ſelbſt zuſteht. 

2 me 2 entwirft Vorſchlaͤge zu Geſetzen oder Beſchluͤſſen des großen 
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Rathes, und begutachtet. Sienigen, — vom gran 
fen. werden... ° — 9 du m 
75. Er erftattet dem großen Rathe sähetich Bericht und Auswei⸗ über 
bie ganze; Staatsverwaltung, fo wie uͤber befohlien:. — ibm‘ Vewaluu 
fo. oft es der große Math fordert.. ab 
76. Saͤmmtliche Borfchläge zu Gacba, ſo wie — Berzcichif be 
zu behandelnden Gegenftände; - überfendet: er ordentlicher: Weiſe, nachdem tt 
das Praͤſidium des großen Rathes: zuvor davon in Kenntniß ‚gefegt hat, vier 
zehn Zage vor Berfammlung des großen Rathes am alle Mitglieder deſſelben 
77. Der kleine Rath legt dem großen Rathe jaͤhrlich in der zweiten 
ordentlichen Verſammlung einen: annaͤhernden Voranſchlag (Budget) über di 
Einnahmen. und Ausgaben des künftigen Rechnungsjahres vor. | 
„1.078. Er iſt gehaltem,. alljährlich ins der. erſten ordentlichen Verfammlun 
die Rechnung über die Verwaltung des Stertvantögnd;: mit Beifügun 
des Inventars uber sleßteres, abzulegen. 5.‘ | 
79. Er hat:unbedingt alle Gefeke und Befchlüffe des — Rathe 
fo wie deſſen befondene Aufträge zu vollziehen. ; Mie dürfen aber Maßregen 
zus Vollziehung der Geſetze veränderte ‚oder. neue Beltimmungen. über di 
Hauptfache enthalten, 

80. Er vollzieht unbedingt .die in Rechtskraft erwachſenen Urtheik, 
Andere Einwirkungen in Rechtsfachen ſtehen ihm nicht zu, die Handhabung 
gefeglicher Vorſchriften uͤber das Organifche und Polizeiliche im Gerichtöwe 
fen vorbehalten. 

81. Er hat: die: Aufſicht und Leitung aller untergeorbneten Behörden; 
unterfucht ihre Amtsverrichtungen ; uͤberweiſet Amtsvergehungen: an; die Gerichte; 
er. verſichert fich ‚gefeglicher Verwaltung des Gemeinde: und Ortävermögend, Mi 
in feinem Falle unter: die Antheilhaber zu Eigenthum 'vertheiltimwerden kant, 
und. wovon. Liegenfchaften ohne feine Bewilligung nie veräußert! werden ‚dürfen; 
ihm fteht zu die Aufſicht und Sanction über allgemeine. Verfügungen: der-Ör 
meinden in ihrem Steuerwefen; er. genehmiget polizeiliche und oͤkondmiſche Drtt 
teglemente, welche ohne diefe Sanction unftatthaft find; er entſcheidet ur 
Competenzftveitigkeiten zwifchen untern verwaltenden. und vollziehenden Behörden, 
8%. Er kann, nach Erforderniß der‘ Umftände, vorlibergehende Verfi⸗ 
gungen über den Tarif‘ ‚fremder Münzen, « * Bericht hin an ben yon 
Rath, erlaſſen. 

Zu. Handhabung, der aͤußern Sicherheit. mb innen. Ruhe — er vor 
Käufig über die bewaffnete Macht verfügen, beruft aber ſofort den großem 
Kath, dem darüber die weitern Anordnungen laut Art. 67 — 


C. Bezirksammaͤnner. 


In jedem Bezirke uͤbt ein Bezirksamman die Verrichtungen 
der — Gewalt aus. | 


D. Gemeinds: und Detsbenäcken 


85. Sm jeder politifchen Gemeinde ift ein Gemeinderath von We 
aigftens fünf, höchitens funfzehn Mitgliedern, den Vorſteher indegriffen, det 
den Titel Amman führt. | 

Der Gemeinderath ift örtliche Wollziehungs: und Yolizeibehärde, auch 
Verwaltungsbehoͤrde, inſofern er gleichfalls ais Verwaltungsrath bezeichnet wird. 
Das Geſetz wird feine Verrichtungen und Befugniſſe beftimmen.  , 

86. Jede Pfarrei, Ortsgemeinde ober Genoſſenſchaft, die ein beſon⸗ 
deres Eigenthum beſitzt, beſtellt zu Beſorgung deſſelben unter dem Namen 
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Verwaltungs rath, eine Verwaltungsbehoͤrde von beliebiger Anzahl Mit⸗ 
— F | MRS 


ww KFeRich terlich e Behörden. 


87, in Lantonsgericht von eilf Mitglitdern und ſechs Supplean⸗ 
ten iſt die hoͤchſte Inſtanz in ‚bürgerlichen, FOL, criminellen und 
adwiniſtrativen Rechtöfällen,<. _ 

Um ein Urtheil auszufällen, müffen. wenigftens neun Glieder gegenwaͤr⸗ 
tig, und ‚zu Beurtheilung von Verbrechen, die die Todesftrafe nach fich ziehen 
konnen, muß das Gericht vollſtaͤndig feyn. 

88. Die criminellen Rechtsfälle behandelt in erfter Sinftanz ein Cris 
minalgericht, beftehend aus fünf Mitgliedern und vier Suppleanten. Um 
ein Urtheil auszufällen, muß das Gericht vollzählig feyn. 

89, In jedem Bezirke befteht ein Bezirksgericht von fieben Mit: 
gliedern und vier Suppleanten, zur Behandlung der bürgerlichen und correctio— 
nellen Rechtsfaͤlle. 

Die Bezirfögerichte fprechen erftinftanzlich über die Fälle ab, welche die 
Gompetenz der Untergerichte überjteigen, und legtinftanzlich über jene, welche 
von den Untergerichten an die Bezirksgerichte gezogen werden. 

Die Bezirksgerichte find die erſte Inſtanz für die adminiſtrativen Strei⸗ 
tigkeiten. 

90. In jedem Bezirke werden je nach der Groͤße ein oder zwei Un— 
tetgerichte von fuͤnf Mitgliedern und drei Suppleanten aufgeſtellt. 

Die Untergerichte ſprechen, ohne Weiterziehung, uͤber alle Streitfaͤlle 
ab, wo der Hauptgegenſtand 40 Gulden nicht uͤberſteigt; erſtinſtanzlich, mit 
Vorbehalt der Weiterziehung uͤber alle Faͤlle, wo der Hauptgegenſtand den 
Werth von 400 Gulden nicht uͤberſteigt. 

91. Alle uͤbrigen Beſtimmungen uͤber die Competenz der Bezirksge⸗ 
tichte und der Untergerichte bleiben dem Geſetze vorbehalten. 

Bezirks- und Untergerichte duͤrfen nur in vollzaͤhliger Verſammlung Ur⸗ 
theile faͤllen. 

92. Der Bezirk St. Gallen hat 1 Untergericht; Sigungsort: Stadt 
St. Ballen. 

Der Bezirk Tablat: 1 Untergeriht; Sigungsorte: abwechfelnd St. Fi⸗ 
den und Haͤggenſchwyl. 

Der Bezirk Rorſchach: 1 Untergericht; Sigungsort: Rorſchach. 

Der Bezirk Unterrheinthal: 2 Untergerichte, das eine für die po— 
litiſchen Gemeinden Thal, Rheine und St. Margrethen; Sigungsorte: ab: 
wechſelnd Rheineck und Thal; das andere für die politifchen Gemeinden Au, 
ne Balgah und Diepoldsau; Sigungsorte: abwechfelnd Berned und 

Valgach. 

Der Bezirk Oberrheinthal: 2 Untergerichte, das eine für bie poli⸗ 
tiihen Gemeinden Rebftein, Marbach und Altſtaͤtten; Sigungsorte: abwech⸗ 
nd Alcftärten und Marbach; das andere für Eichberg, Oberriet und Ruͤthy; 
Sigungsort: Oberriet. _ 

Der Bezirk Werdenberg: 2 Untergerichte, das eine für Sales, 
Cams und Grabe; Sigungsort: Gams; das andere für Buchs, . Sevelen 
und Atzmoos; Sigungsort: Sevelen. 

Der Bezirk Sargans: 2 Untergerichte, das eine für Sargans, ‚Ras 
aa, Pfäfers, Vilters und Mels; Sigungsorte: abmwechfelnd Ragatz und 
Mes; das andere für Flums, Wallenftadt und. Quarten; Cigungtarte abs 
wechfeind Flums und Wallenſtadt. 
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ſen und Kaltbrunn. alla. 
Der Seebezirk; 1 Untergerricht; ‚Sigungsorte: abwechſelnd Ugnad 
‚ und Rapperſchwyl. 

Der Bezirk Obertoggenburg? ZUntergerichte, das eine für Mit: 
Haus, Alt St: Johann und Neßlau; Sitzungsort:“ Alt St‘ Jehann; daB 
andere für Krummenau, Ebnat und Kappel; Sitzungsort Ebnat. 

Der Bezirk Neutoggenburg: 2 Untergericite, das eine für Matt 
wyl, Lichtenfteig, Oberhelfenſchwyl und Krinau; Sigungsort: Wattroyl; da} 

andere für Brunnadern, St. Peterzell und Hemberg ; Sitzungsott: &t. Pe 
terzell. 

Der Bezirk Alttoggenburg: 1 Untergericht; Sitzungsotte: abmed 
felnd Buͤtſchwyl und Kirchberg. 

Der Bezirk Untertoggenburg: 2 Untergerichte, das eine fir Mr 
gelöberg, Degersheim und Ganterſchwyl; Sigungsort: Mogelöberg; das ar 
dere für Jonſchwyl, Henau und Flawyl; Sigungsort: Oberugwpf. 

Der Bezirk Wyl: 1 Untergeriht; Sigungsorte: abmechfelnd Nieberhk 
fenſchwyl und Zutzwyl. 

Der Bezirk Goßau: 1 Untergericht; Sitzungsorte: abwechſelnd Mal 
kirch und Abtwyl in St. Joſephen. 

93. Fuͤr letztinſtanzlich abgeſprochene Faͤlle, wo uͤber Verletzung geſch 
licher Formen oder eines beſtehenden Geſetzes Klage geführt wird, wird, ie 

doch ohne Koften für den Staat, eine Gaffationsbehörde von fünf 
Mitgliedern und zwei Suppleanten aufgeftellt. Die Organifation derfelhen 
wird durch eim eigenes Gefeg beſtimmt. 

94. Jede politifche Gemeinde hat einen Vermittler für die big 
lichen und adminiftrativen Nechtsfälle, 

95. Im jedem Mititaicbezirke des Cantons wird ein Mititairgerit 
aufgeftellt, welches über geringe Militairvergehen erft= und Iegtinftanlid, 
über ſchwere Vergehen aber erflinftanzlich abzufprechen hat. Die Bezirk: 
militairgerichte beflehen aus fieben Mitgliedern, Offizieren, Unteroffizier 
und Gemeinen, nebft drei Suppleanten nach der gleichen Abftufung. 

Zur (egtinftanzlichen Beurtheilung ſchwerer Militairvergehen nid ei 
Gantonsmilltairgerihet aufgeftellt, beftehend aus neun Mitgliedern, 
Offizieren, Unteroffizieren und Gemeinen, und vier Suppleanten nad de 
gleichen Abftufung, nebft einem Berichterftatter. 

Die nähere Organifation diefer Militairgerichte, fo wie ihre Gompein; 
und Verrichtungen, beftimmt das Geſetz. 


Abfhnite 5. 
MWahlart der Behörden. 


96. Zur Wahl der Mitglieder des großen Mathe. treten ſaͤmmtliche 
ſtimmfaͤhige Bürger am Verſammlungsorte des Bezirks in eine Bezirk 
gemeinde zufammen, und wählen bie dem Bezirke angerwiefene Zahl dt 
Mitglieder, frei aus allen wählfähigen Bürgern des Cantons, doch mit als 
feitiger Beobachtung der Bedingungen und VBorfchriften bes Artikels 46. 

97. Den Präfidenten des großen Raths wählt der große Kath 
frei aus feinen Mitgliedern; Ausnahme hievon macht bloß die Vorſchrift 
des Art; 125, 

98. Die Mitglieder des Beinen Raths wählt der große Rath. aus ſei— 
nes eigenen Mitte, und aus ber Mitte des Kleinen Rathes wählt er deſſen 
Präfidenten, der den Titel Landamman- führt, 
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99, Die, Mitglieder; des Gantonsgerichts; die Mitglieder des Geiminals 
gerichts. und die Mitglieder der Caffationsbehörde wählt der große Math frei 
aus allen wahlfähigen Bürgern. Aus den Mitgliedern jeder diefer. Beh 
wählt er den Präfidenten derfelben. 

100, Den Bezirksamman wählt die. Bezirksgemeinde frei aus allen 
mahlfähigen Bewohnern des Bezirks. 

101. Die Mitglieder der Bezirksgerichte und die Mitglieder der Unterge: 
richte werden von der Bezirksgemeinde gewählt. In den Bezirken, welche 
2 Untergerichte haben, theilt fich die Bezirksverſammlung nad) den Gemeins 
den, die zur nämlichen Gerichtsabtheilung gehören; jede Abtheilung waͤhlt 
dann geſoͤndert ihr Untergericht, nach vorheriger Wahl eines Vorſtandes zu 
dieſem Geſchaͤfte. Die Praͤſidenten der Bezirksgerichte und der Untergerichte 
werden, mit Zuziehung der Suppleanten, vom Gerichte ſelbſt gewählt. 

102. Die Bezirkögemeinden zur Wahl der Mitglieder des großen 
Rathes, dev Bezirksammaͤnner, der Mitglieder der Bezirksgerichte und der 
Untergerichte werden in ‘den eintreffenden MWahljahren am erften Sonntage 
im Mai gehalten. Der Bezirksamman ift Vorftand an der Bezirksgemeinde. 

103. Die Gemeinderäthe (und aus ihnen der Amman) und der Vers 
mittler werden ermählt von der Verfammlung der flimmfähigen Bürger jeder 
politifchen Gemeinde, die Verwaltungsräthe durch die fimmfähigen Bürger 
an den Genoffenverfammlungen., 

104. Die Wahlen der Gemeinderäthe und der. Vermittler werden am 
zeiten Sonntage im Mai, die Wahlen der Verwaltungsräthe am dritten 
Sonntage im Mai vorgenommen. 

105. Die Schreiber des Cantonsgerichts, der Bezirksgerichte uud ber 
Fr werden mit Zuzug der Suppleanten von diefen Gerichten ſelbſt 
gewaͤhlt 

106. Das Bezirksmilitairgericht wird von der geſammten militairpflich⸗ 
nr Mannſchaft des Bezitks, das Cantonsmilitaitgeriht vom großen Rath 

lt. 


107. Die Suppleanten der Be werden auf gleiche Weife erwaͤhlt, 
wie die Richter felbft. 


— | Asfonite 6. 
Amtsantritt und Amtsdauer der Behörden, 


108. Der Amtsantritt der Mitglieder des großen Rathes findet, nach 
ben jedesmaligen: Wahlen, am erften Brachmonate ftatt; der Amtsantritt aller 
übrigen Behörden am erften Heumonate. 

109. Die Mitglieder des großen Rathes bleiben zwei Jahre, die Mit: 
glieder des Kleinen Mathe vier Sahre, die Mitglieder des Cantonsgerichts, des 
Gtiminalgerichtd und der Caffationsbehörde ſechs Sahre, die Mitglieder der 
Bezirksgerichte und der Untergerichte vier Fahre, die Mitglieder des Cantons- 
miitairgerichts und der Bezirksmilitairgerichte zwei Jahre, die Bezirksammaͤn⸗ 
ter zwei Jahre, die Mitglieder der Gemeinde: und der Verwaltungsraͤthe 
zwei Jahre, tie Vermittler ein Jahr im Amte. 

„. 110. Die Amtsdauer des Prafidenten des großen Raths geht von ei 
ner ordentlicden Verfammlung zur andern. Der abtretende Präfident iſt für 
wächftfolgenden zwei Amtsdauern nicht wieder wählbar. 

441.. Die Amtsdauer des Landammanns, Präfidenten. des kleinen 
Rache, ift ES Monate. Der abtretende Landamman ift w die folgenden 
zwei Amtsdcuern nicht: wieder wählbau, . _ 
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442, Wenn ein Mitglied des kleinen Raths bei der petiodiſchen Ex: 
—— des großen Rathes aufhoͤrt, Mitglied dieſer Behörde zu ſeynz fo 
hat es auch, ſelbſt vor erfuͤllter Amtsdauer, aus dem kleinen Rathe aus⸗ 
zutreten. 

113. Alle durch Abſchnitt 4 aufgeftellte Behörden treten nach erfüll: 
ter Amtsdauer in ihrer Gefommtheit ab; ihre Mitglieder find aber wieder 
wählbar. Eben fo find bie Beziekömännet und die Vermittler nad) erfüutte 
Amtsdauer ſtets wieder waͤhlbar. ' 

114. Die vor erfüllter Amtsdauer abgehenden Mitglieder de3 großen 
Raths können auch vor dem periodifhen Austritte des geſammten so 
Rathes von der betreffenden Bezirksgemeinde wieder erfegt, werden, 

115. Die vor erfüllter Amtsdauer abgehenden Mitglieder des —E 
Rathes werden laͤngſtens binnen einem Monate an einer außerordentlichen 
Verſammlung des großen Rathes erſetzt, ſofern nicht im Laufe des naͤchſten 
Monats ohnehin eine ordentliche Verſammlung ſtatt findet. 

Die vor erfuͤllter Amtsdauer abgehenden Mitglieder des Cantonsgeri 
des Criminalgerichts und der Caſſationsbehoͤrde werden vom großen Ra 
jidoch ohne deſſen beſondere Einberufung, an feiner naͤchſten Verſam 
lung erſetzt. 

116. Die vor erfuͤllter Amtsdauer abgehenden Mitglieder der Bez 
gerichte und dee Untergerichte werden an der nächften ordentlichen Bezir 
meinde erſetzt; abgehende Bezirksammaͤnner aber follen ohne Verzug - 
werden. a 









Abſchnitt 7. 4 
Grundfäge über Parität in den Behörden. | 


117. Sm Eleinen Rath, im Gantonsgeriht,. im Griminalgericht ı 
in der Gaffationsbehörde foll derjenige Confeſſionstheil, welcher die Meh 
ber Bevölkerung befigt, ein Mitglied mehr erhalten, als ber andere Got 
fionstheit. 

118. In den Bezirken Obertoggendburg, Neutoggenburg, Atlttoge 
burg, Untertoggenburg , Unterrheinthal, Oberrheinthal und Werdenberg u 
ben bie Bezirksgerichte, die Untergerichte, die Gemeindraͤthe und die Ver 
tungsräthe im Verhaͤltniß der fih im Bezirke oder in’ der Gemeinde aufl 
tenden Gantonsbürger jeder Confeffion gewählt. Wenn ein Confeſſionst 
unter dem Zehnttheil der Bevölkerung, nach obiger Berechnung, fteht; fo 
ee keine Anſprache auf ein Mitglied. Ä 

Die Wahl der Präfidenten und ber Schreiber diefer Behörden bleibt fi 


Abſchnitt 8. 
Waͤhlbarkeitsbedingniſſe und Ausfäliehungsgrände 


119. Wahlfähig in die Behörden find alle Bürger ohne Unterfcii 
welche die für die Stimmfähigkeit geforderten Eigenfchaften beigen; binfid) 
lich des Alters jedoch wird für den kleinen Rath, für das Gantonsgericht u 
für. die Gaffationsbehörde das amgetretene 3Ofte Jahr, für ale übrige 2 
hoͤrden das angetretene 2dfte Fahr. gefordert. 

Für Ausländer, welche in das Bürgerrecht des Cantons wfgenomm 
worden, beginnt, unter den gleichen Bedingungen, die Mahfäpigeeit e 
fuͤnf Jahre nach Erwerbung des Cantonsbuͤrgerrechts. | 

120. In ben Eleinen Rath, in bas Cantonsgericht, in die: Bayiii 
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und Untergerichte, in die Caffationsbehörde und in: die Militairgerichte find 
nicht zugleich wählbar: Blutverwandte bis und mit dem vierten Grade, naͤm⸗ 
ich: Vater und Sohn, Großvater und Enkel, Brüder, Oheim und Neffe, 
ferner: wirkliche Schwäher und Zochtermann, und wirkliche \ 
Shwäger 

121. Im die Gemeindräthe und in die Verwaltungsräthe find nicht 
neben einander wählbar: folgende Blutsverwandte: Vater und Sohn, Groß: 
vater und Enkel, und. Brüder; ferner: wirklihe Schwäher und Tochtermann, 
und wirkliche Schmäger. > 

122. Pater und Sohn, zwei Brüder, Oheim und Neffe, wirkliche 
Schmwäher und Tochtermann, und wirkliche Schwäger dürfen bei. feiner der 
in den Artikeln 120 und 121 benannten Behörden zugleich Präfident und 


Schreiber feyn. 
Abſchnitt 9, 
Vorfhriften über Trennung der Gemalten. 

123. ‘Die gefeggebende, die richterliche und die vollziehende Gewalt find 
als ſolche grundfäglich getrennt. 

124. Die Bekleidung von richterlichen oder vollziehenden Stellen ſchließt 
jeboch nicht vom großen Rathe aus. Desgleichen haben die Mitglieder des 
einen Rathes Sig und Stimme im großen Rathe, gleich allen übrigen Mit: 
gliedern des großen Raths, geniefen aber Eeinerlei Auszeichnung oder Vor: 
techte. Saͤmmtliche Mitglieder des Eleinen Rathes verlaffen die Verſammlung, 
tenn über die Verwaltung des Eleinen Rathes abgeftimmt wird. 

125. Kein Mitglied des Beinen Raths kann zum Präfidenten des gro= 
fen Raths gewählt werden. 

126. Kein Mitglied des Kleinen Raths darf zugleich Mitglied irgend 
eine andern abminiftcativen, vollziehenden oder richterlichen Behörde ſeyn, 
wotunter auch bie confeffionellen Behörden begriffen find. 

177. Der Bezirtsamman darf zugleich weder Mitglied einer adminiſtra⸗ 
* Behörde in feinem Bezirke, noch Mitglied irgend einer richterlichen Be: 
örde fepn. 

128. Der Vermittier darf nie zugleich) Mitglied einer richterlichen Bes 


hörde ſeyn. 
Abſchnitt 10. 


Piigteid und Verantwortlichkeit der Behörden und Be: 
amten. 


129. Sämmtlihe Behörden und Beamten haben für genaue Hand: 
habung der Verfaffung und der Gefege den Pflichteid zu fchwoͤren. 

130. Der große Rath leiftet in feiner Gefammtheit den Pflichteid bei 
ſeiner etſten Verſammlung, und in der Folge bei jeder erſten Sigung nad) 
der allgemeinen periodifchen Wahl. 7m. 

131. Der Eleine Rath, das Gantonsgericht, das Griminalgericht, die 
Caffationsbehörde und das antonsmilitairgericht Ieiften dem großen Rathe 
den Eid für getreue Pflichterfüllung. 

43%, Die untergeordneten Cantonafbehörden und Beamten beeidigt der 
Heine Rath. Der Bezirksamman leiſtet den Eid an. der Bezirksgemeinde. 
Die übrigen Bezirks: und die Gemeindsbehörden werden vom Bezirksamman 
Öffentfich beeidigt. — | 

133. Die Behörden find Für ihre Verwaltung verantwortlich. Die 

ortlichteit der Mitglieder aber iſt rein perfönlich, und erſtteckt ſich nie 
a; ve Amtsfuͤhrung von Vorgaͤngern oder Gollegen. — 
29 
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434. Beamte und Angeftellte, weiche Geld. ober Geldeswerth für 
Staat ‚ober Gemeinden zu verwalten — ſind zur Buͤrgſchaftsleiſtung 
enubalten. 

Abfchnitt 11. 


Anerkennung ber Gefege duch das Volk. 


135. Das Recht der Gefegesgenehmigung, melches dem Wolke haut 
Urt. 3 der Verfaffung zufteht, befchlägt namentlich die Gefege über nachbt 
zeichnete Gegenſtaͤnde: 

a) alle Theile der bürgerlichen und peinlichen Geſetzgebung, und einfhl- 

gende Staatsverträge ; 

- b) allgemeine Abgabengefee ; 

c) Gefege über dad Gemeindemwefen; 

d) Gefege über das Militaiewefen. 

136. Sämmtliche Gefege über bie vorbezeichneten Gegenftände tretm 
45 Tage nach ihrer Erlaffung (Promulgation) in Kraft, fofern nicht bin 
nen dieſer Friſt die Anerkennung verweigert wird. | 

137. Sobald 50 Bürger einer politifhen Gemeinde es verlangen, mul 
eine Gemeindeverfammlung abgehalten werden, um in folcher zu berathen, 
ob gegen das erlaffene Gefeg Einmwendung gemacht werden wolle oder nid. 

138. Befchließt die Mehrheit der Verſammlung, Eeine Einwendung ju 
machen; fo ift das Gefeg als von der Gemeinde anerkannt anzufehen. Gt 
hingegen der Beſchluß dahin, daß Einwendung gemacht werden folle; fo mahht 
der Gemeindamman mittelft Protocollauszug dem Bezirksamman und diele 
dem Eleinen Rathe hievon unverweilte Anzeige, 

139. In diefem Protocollauszuge muß ſowohl bie Anzahl ber - 
fähigen Bürger angegeben ſeyn welche gegen Anerkennung des Geſetzes, al 
die Anzahl derjenigen, welche für Anerkennung geflimmt haben. Die bei bi 
Gemeindsverfammlung nicht erfchienenen ftimmfähigen Bürger werden zu den 
das erlaffene Gefeg Anerkennenden gezählt. 

140. Unmittelbar nad Einführung der Verfaſſung foll ein allgemeines 
Verzeichniß aller flimmfähigen Bürger im Ganton aufgenommen werden. 
Diefes Verzeichniß gilt als Regel für die ganze Dauer der Verfaffung. 

141. Beläuft ſich die Zahl Derjenigen, welche gegen das Geſetz ge 
flimmt haben, auf eine Stimme über die Hälfte aller ftimmfähigen Buͤtget 
des Cantons; fo fällt das Geſetz. 


Abſchnitt 12, 
Beſchwoͤrung und Revijion der Verfaffung. 


142. Die angenommene Berfaffung wird vom Volke in ſaͤmmtlichen 
Bezirken an den naͤchſten Bezirksgemeinden befeyworen. An jeder nadfek 
genden ordentiichen Bezirksgemeinde leiſtet die nachruͤckende jüngere Bürger 
fchaft jedes Bezirkes den Eid, 

143. Nach fehs Jahren fann eine Keeifion; und. Verbefferung biefer 
Berfaffung vorgenommen werden, inſofern ſich die. Mehrheit. der er “ 
den politifchen. Gemeinden: dafür. ausfpricht, 








— 


Die beſtehenden Geſetze und Verordnungen verbleiben fottan im Sa 
Es foll aber beförberlich . eine allgemeine: Revifion derſelben folgen. 
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Alſo abgefchloffen vom Verfaſſungstathe des Cantons Si, Satin. 
St. Bu den 1. März 1831. 
2 Im Namen: des Berfaffungsratkies, 
ber Präfident: 

Hermann Fels, von St. Gallen 
Die Mitglieder, Secretaire deſſelben: 

Jacob Baumgartner, von Alrftätten, 

Dr. Chriſtian Sriedrih Fels, von St. Gallen. 


(Borftehende Verfaffung wurde in den 44 Kreisverfammlungen mit 21,882 
gegem 11,091 Stimmen, alfo mit 2100 Stimmen über die geforderten drei 
Fünftheite aller fimmfähigen Bürger, angenommen. In der am 7. Aprif 
gehaltenen Sitzung des Verfaffungsrathes wurde befchloffen, daß felbe unver 
züglih in Wirkfamkeit trete.) 


K) Staatöverfaffung für den eidsgendffifhen 
Stand Aargau vom 6. Mai 1831. 


Abfhnite 1. 
Allgemeine Grundfäge. 


1. Der Canton Yargau ift ein auf der Souverainetät bed Volkes be- 
ubender Freiſtaat mit flellvertretender (tepräfentativer) Verfaſſung. Er bildet 
einen unzertrennlichen Beftandtheil des fchmweizerifhen Bundesſtaates. 

2. Das aargauifche Volk übt in der Gefammtheit feiner flimmfähigen 
Bürger die Souverainetät unmittelbar durch die Annahme oder Verwerfung 
der Verfaſſung, oder allfälliger Revifionsvorfchläge derfelben, und unmittelbar 
duch feine verfaffungsmäßig gewählten Stellvertreter aus, 

3. Es follen die gefeßgebende, vollziehende und richterliche Gewalt ge: 
tiennt feyn. Michterliches und vollziehendes Amt find unvereinbar. 

4. Deffentlichkeit der Verhandlungen und Sigungen der gefeggebenden, 
fo wie Deffentlichkeit der Verhandlungen der richterlihen Gewalt find im 
nacht anerkannt. Die nothwendigen Ausnahmen wird das Geſetz be: 

mmen 

5. Das Sefes fol die unzuläffigen Verwandtfchaftsgrade zwiſchen den 
Gliedern aller Öffentlichen Behoͤrden und der ihnen untergeordneten Beamten 
beſtimmen, infofern fie nicht ſchon durch die Verfaffung feftgeftellt find. 

6. Alle Titel der Behörden und Beamten, die fih auf Geburt Bes 
chen, find abgefchafft. 

Es follen keine Militaircopitulationen mit auswärtigen Mächten 
abgefchloffen werden. 

8. Jeder Staatsbeamte, welcher von nun an politifche oder. militais 
tiſche Stellen, Titel, Orden, Befoldungen und Penfionen von. fremden Maͤch⸗ 
ten annimmt, leiftet dadurch Verzicht auf den öffentlichen Dienft im Aar⸗ 
gau. Dem großen Rathe ſteht in. einzelnen Fällen das Recht der Rache 
ae (Difpenfationg:) Ertheilung zu, fo oft bie. Annehene — Stel⸗ 

lan u, fi wi dem Staatsintereſſe nicht widerſtreitet. 


9. Keine‘ zur — gehoͤrige Stelle ſoll auf Lebenchein — 
werden. 
Alle —— und von dem Staate aus dem —2 beſoldeten, 
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nicht unmittelbar durch die Verfaſſung feſtgeſetzten Aemter und Stellen folen 
vor ihrer Belegung öffentlicy ausgefchrieben werden. 

Ueber die Dauer. der. durch die Verfaffung nicht unmittelbar aufgeſtel 
ten Beamtungen ſoll das Geſetz die naͤhern Beſtimmungen aufſtellen. 

10. Alle Staatsbürger find gleich vor dem Geſetze; daher giebt es im 
Canton. Aargau keine Vorrechte bes Orts, ber Geburt, bes Standes, der 
Derfonen und der Familien. 

Es foll jedoch Niemand zu einem durch bie Berfaffung aufgeftellten 
Staatsamte gelangen können, wenn er nicht weltlihen Standes, und, ſo 
fern er kein gebohrner Schweizer ijt, das Gantonsbürgertecht nicht feit fer 
Sahren befeffen hat. 

Mer aber bei Annahme ber Verfaſſung das Cantonsbuͤrgetrecht beſit, 
iſt dem gebohrnen Cantonsbuͤrger gleich zu achten. | 

11.. Der Staat forget für die Vervollkommnung ber Jugendbibun 
und des öffentlichen Unterrichts. | | 

Das Gefeg ftellt die nähern Beſtimmungen auf. | 

12, Die Verfaſſung fichert jedem Bürger die Freiheit, feine Anlagn 
und Kräfte zu entwideln, und, den Rechten eines Andern umbefchadet, j 
gebrauchen. 

| 14. Die Gewiffensfreiheit ift unverleglih. Den Eatholifchen und ran 
geliſch- reformirten Glaubensgenoffen ift die unbefchränkte Ausübung ih 
Sottesdienftes zugefichert. 

14. Die Freiheit der Mittheilung der Gedanken durch Wort, Schrift 
und Drud ift gemährleiftet. 

"Das Gefes beftimmt die Beftrafung des Mißbrauchs diefer Freiheit 
Es darf niemals eine Genfur eingeführt werden. | 

15. Die Handels: und Gewerbsfreiheit bleibt in der Megel anerkannt, 

Das Gefeg wird im Allgemeinen und mit befonderer Beruͤckſichtigung 
derjenigen Gewerbe, welche in die Claſſe der Ehehaften gehören, fo wie mit 
Beruͤckſichtigung des Handwerksſtandes die Schranken beſtimmen, innerhalb 
welcher diefe Freiheit ausgeübt werden kann. 

Der Kleinverfauf des im Canton auf eigenthümlichem Boden gepflany 
ten Weins und Obftweins ift unter Beobachtung der darüber aufzuſtellenden 
Polizeigeſetze geſtattet. 

16. Die Verfaſſung ſichert die Unverletzlichkeit jedes Eigenthumsrechts. 
Zu Aufopferung des Eigenthums, wenn das oͤffentliche Wohl es fordert, 
kann der Eigenthümer nur durch ein Decret der gefeggebenden Gewalt, und 
gegen volle vorherige Entfhädigung angehalten werden. Die Art und Reif 
der Entfchädigung wird das Gefeg beftimmen, 

17. Jederman hat für fih und mit Andern — das Recht, 
Wuͤnſche, Geſuche und. Beſchwerden in geſetzlich beſtimmter Art und Weil 
an “alle öffentliche, Gewalten und Behörden zu bringen, 

18.. Niemand kann anders, als in den durch das Geſetz beſtimmten 
Faͤllen und in der durch daſſelbe vorgeſchriebenen Form gerichtlich verfolgt odet 
verhaftet werden. Niemand kann laͤnger als vier und zwanzig Stunden. un 
verhört verhafteti:bleiben, und Fein IIRORENIE bes en. darf Teinent get 
lichen Richter entzogen: werden. 7 

- 10. Jeder Staatsbürger: iſt berechtiget, fi in jeder Gemeinde: fr) 
Cantons niederzulaffen und nach. den Gefegen:fein: Gewerbe zu treiben. 

Das Gefeg wird das Verhaͤltniß der Einfaffen zu den Gemeinden und 

"deren sigenfeisige Dellegenheiten beſtinimen⸗ or dm ng SS 
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W. Alle Cantonsbuͤrger weltlichen Standes, fo wie bie im Canton 

mwohnenden Schweizerbürger, find anilp pflichti 2 

Die nothivendigften zur militair ſchen uüftung gehörigen Kleidungs⸗ 
ftüde liefert der Staat unentgeldlich, die: Verouffnung um einen billigen 

Preis Arme erhalten auch die Waffen vom Staate a 5 

Das Gefeg wird die nothwendigen Ausnahmen" von det Milizpflichtige 
feit, die Bedingungen‘ "unter welche Arme die‘ Waffen unentgeldlich erhalten, 
und die Bauer des Dienſtes Überhaupt, fo wie des Unterrichts insbeſondere 
beſtimmen, und hierin die moͤglichſten Erleichterungen. eintreten laſſen/ auch 
die zu liefernden Kleidungsſtuͤcke naͤher bezeichnen. 

.Alles Vermögen Lohne Ausnahme, und —* — im Staus) 
arte find ſteuerpflichtig. Diefe Steuerpflicht kann jedoch nur durch das 

; und nur dann "auferlegt werden, - wenn die ‚Einkühfte- des Staats | 

2 himeeichen, die Bedüurfniſſe deffefben zu deden; 7 - j 

"Der Steuerfüuß' fol Durch das Geſetz —— herezen web. — 

Der’ große Rath’ beſtimint den jahrtichen Senag Mr Kloͤſter und SH 
tr an die Staatsausgaben.' ’ 

RD Die Berfaffung gerväßrteifter bie“ Pithaucende Loskaͤuflichkeit der 
Grundʒinſe und Zehnten, und zwar fo, daß der trockene und ber naſſe Zehn⸗ 
tem, jeder einzeln: für ſich, losgekauft werden Können. Das Grundeigenthum 
foll mie: keiner nicht loskaͤuflichen Laſt belegt werden.’ Sobald Guͤter dutch 
Naturwirkungen weggeſchwemmt, verſchwemmt, 'oder- verſchuͤttet und’ Yänz uns 
brauchbar. und zu "aller Urbarmachung untauglich geworden find, hören fi fie 
auf, grundzinspflichtig zu fen: 

23. Die Loskäuflichkeit der ‚Pflichten, welche von Manntehen, Weiber: 
oder Kunkellehen, Erb⸗ oder ewigen Pachtlehen herrühren, und in jährlichen 
Geldzinſen / Zehnt⸗ oder- Bodenzinägefällen beſtehen Mm nach den Gefegen 

nnt. 

Der Fall, ſo wie ändere Lehenlaſten bei —E ind beherige 
—— Recognitionen oder Ehrſchaͤtze find'fin immer abgeſchafft. 

Die Gefammtzahl der Ehrſchatzpflichtigen dagegen uͤbernimmt bie Ents 
Hädigung der ehrfchagberechtigten Privaten und Gemeinden. ' 

Die nähern Beftimmungen hierüber wird das Geſetz aufſtellen. 

24. Der Staat trägt Sorge für den unterhalt der Landſtraßen und 
fir das Straßenweſen überhaupt. 

Das Geſetz wird die daherigen Leiſtungen des Staats und der betreffen⸗ 
den Gemeinden in billigem Werhäftniffe näher beſtimmen. 

- Die Errihtung einer neuen Landſtraͤße kann nur durch ein Decret des 
großen Rathes angeordnet, und es follen dazu jedesmal die Mittel zu Be⸗ 
ſtreitung der dafür erforderlichen Koſten feſtgeſetzt werden.’ 

Eben ſo wird das Geſetz das Noͤthige uͤber den Waſſerbau und die Un 
terhaltung der Flußufer und Dämme verfügen. 

25. Es follen im: Cantone Aargau, gieiches Maaß und Gewicht ein- 
geführt werben. 

26. Es ſollen die jegt beftehenden Geſetze und Verordnungen mit moͤg⸗ 
lichſter Befoͤrderung revidirt werden. Bis dieſes geſchehen ſeyn wird, verblei⸗ 
ben dieſelben in Kraft. 

Der große Rath wird die vom Voike in. feinen Eingaben aithefproche 
nen Wuͤnſche und Begehren, welche ſich nicht auf die Verfaſſung, fondern 
lediglich auf Geſetzgebung und Verwaltung beziehen, pruͤfen, und darauf bei 
diefir Revifion der Gefege diejenigen Ruͤckſichten nehmen, welche das Wohl 
Staates und das Satetiffe ber Bürger: etforbern. 
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4 ; a bſchunitt 2. —* 
Eintheilung des Gebiets und potitiſcher Stand der Büͤrget. 
2 2: Die gegenwärtige Bezirks: und Kreiseintheilung bleibt einftweiln 
unverändert, a F 
Dem großen Rathe wird jedoch eine zweckmaͤßigere Bezirks⸗ und Kreis— 
eintheilung bis zur kuͤnftigen Verfaffungsrevifion, übertragen. 
28. Aarau iſt der Sig der drei Staatsgewalten:, des geſetzgebenden 
Rathes, ber Regierung und ‚des Obergericht. 2 — 
Bei Cantonalanſtalten fol indeſſen, wo immer thunlich,, durch das Or: 
feg- billige Ruͤcſicht auf Werkegung derfelben indie verſchiedenen Bezixke ger 
ri RE TOENERREIGHEISDERTTENE REF NEN 
ur 2% Jeder, der in irgend, einer: Gemeinde des Cantons dag, Ortsbin 
gerrecht befigt, ift Staatsbürger... Das Gefeg beftimmt die Art; uud: Mi, 
wie Ortsbuͤrgerrechte und das Staatsbürgerrecht erworben. werden koͤnnen. 


#4 
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20. ‚Die Staatsbürger und die angefiedelten. Schweizerbuͤrger aus fol 
hen Cantonen, in denen dem Aargauer gegenſeitig das gleiche- Mecht einge 
Beh, fönmen allein zu den: durch die Verfaſſung eingeführten Stellm 
waͤhlen. | | dE BE, 
Das Geſetz wird die Bedingungen aufſtellen, unter welchen Staatshit 
ger, die in, einem andern Cantone oder in einem andern Staate politiidl 
Bürgerrecht ausüben, wählen und gewählt werden können. BERHR« 
31. In den gefeglich beſtimmten Angelegenheiten. der Drrsbürgerfhafl 
verfammeln ſich zu Ausübung ihrer Rechte die Ortsbürger; in denen dr Ös 
meinde, die in derfelben wohnenden flimmfähigen Bürger, und in denen bi 
Kreifes, Die in demfelben wohnenden ſtimmfaͤhigen Bürger. u 

Jedem Staatsbürger iſt frei geftellt, fein Stimmrecht in feinem Bohn 
orte, ober in feinem Heimathsorte auszuüben, anant 
332. Um in dieſen Verſammlungen ſtimmfaͤhig zu ſeyn, muß man: 

a) im Zuſtande eigenen Rechtens feyn; — 
b) das vier und zwanzigſte Jahr zuruͤckgelegt haben; Fa rn 

c) Ortöbürger, oder feit einem Jahre in der Gemeinde wohnhaft ſeyn; 

d) ſeit ſechs Jahren Feine Armenunterſtuͤtzung genoſſen, oder deren Batrid 
wieder zuruͤckerſtattet haben. | 

33. Bon den Ortsbuͤrger⸗, Gemeinde und Kreisverfammlungen find 
ausgeſchloſſen: Br | | 78 

a) wer zu einer Criminalſtrafe verurtheilt worden ift;. Zur 
b) die Vergeldstagten (Saliten), bis fie ihre Gläubiger befriedigt, und die 
fe8 gerichtlich durch das Amtöblatt. befannt gemacht worden ift; 

c) wer einem rechtskräftig über ihm verhängten Wirthshaͤuſerverbote um 


. ‚terliegt.. 
Abſchnitt 3, 
Deffentiihe Gewalten. 


A, Gefeggebende Gewalt,’ 

34. Ein großer Rath von zweihundert Mitgliedern, von dene dir 

eine Hälfte dem evangelifch= reformirten, die andere dem katholiſchen Olaw 

— d& angehören ſoll, übt im Namen des Volkes die hoͤchſte Ge— 
walt aus. oh Et ae N 

3. Bu Bildung deſſelben wählt jeder Kreis, in freier Wahl, aus de 

Zahl der wahlfaͤhigen Staatsbürger vier Mitglieder, alle Kreiſe al, hundert 


zwei und neunzig, die übrigen. acht werben vom diefen hundert zwei upd-ngunjg 
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birect gewählten Mitgliedern, mit Berudfichtiung ber Paritaͤt, aus den volk⸗ 

keichften : Kreiſen gewaͤhlt. 

B36. Von den durch jede Reeiöverfammfung Gewaͤhlten muͤſſen: 

) zwei Mitglieder, wenigſtens das ‚24fte und zwei das 80ſte Jahr zuruͤck⸗ 
gelegt haben; 

* drei Mitglieder ſich über iu Verwoͤgensbeſit in. ſchuldenfteien Biegen 
ſchaften oder hypothecicten. Schuldtiteln ausmweifen, ein Mitglied über 
jehstaufend, eines über viertaufend, und eines über zweitauſend Franken. 

vi s«Meberdieß. fol kein Mitglied. des großen Rathes in einem der Fälle fich 
Winden, in welchen der $. 10 die Wahlfähigkeit befchräntt. 

Die Unterfuchung der Protocolle über die Wahlen, feiner Mitglieder, über 
bie Ausweife für die vorgefchriebenen Wahlbedingungen;, und der Entſcheid 
über deren Guͤltigkeit ſteht dem großen Rathe zu. 

37. Die Amtsdauer der Mitglieder des großen Rathes iſt auf ſechs 
Jahre feſtgeſetzt. Derſelbe wird ‚alle drei Jahre zur Haͤlfte erneuert. Die 
erſte Erneuerung geſchieht ſo, daß die von jedem Kreiſe zuletzt ernannten zwei 
Mitglieder, ſo wie die von dem großen Rathe zuletzt ernannten vier Mit⸗ 
güeder am Ende des. dritten, die übrigen am Ende des Der Jahres auss 
treten. Die Austretenden find wieder wählbar. _ | 
"3%, Die im der Zmifchenzeit durch Tod oder auf aber Meife erledige 
ten Stellen . ‚werden, wenn Die Ernennung den Kreiöperfammlungen zulommt, 
innerhafb zwei Monaten nach der, Erledigung, menn-fie dem großen. Rathe 
jufommt, bei der nächften Zufammenfunft defjelben wieder beſetzt. Die auf 
diefe Weiſe gewaͤhlten Mitglieder treten in Bezug auf ihre Amtsdauer an die 
Stelle der Abgegangenen. 

39. Der große Rath erwaͤhlt jährlich. aus feinen eignen Mitte feinen 
Prifidenten und feinen. Vicepraͤſidenten, ehen fo zwei Secretaire und zwei 
Stimmenzählen; - Dieſe Beamten ſollen in gleicher Baht beiden Gtaubensbe: 
kenntniſſen angehören, und dürfen. nicht. Mitglieder ‚des: Beinen Rathes ſeyn. 
Sie find nach Verfluß ihrer Amtsdauer während ; der naͤchſten zwei Jahre in 
det gleichen Eigenſchaft nicht wieder waͤhlbar. 

40. Der große Rath verſammelt ſich jaͤhrlich zweimal zu feinen ordent⸗ 
ücen Sigungen, und zwar. den * — im Mai ‚und ben — Mon⸗ 
tag im November. 

Außerordentlicher Weiſe: 

a) fo. oft es die Umſtaͤnde mMelthen, san er —8* pin Prafit dium dazu 
eingeladen wird. 

Zu außerordentlicher Bufammenberufung iſt dns Dei dium ferner 
gehalten: 

b) wenn es fuͤnf und zwanzig Mitgiieder des mohen Diaches unter An⸗ 
gabe ihrer Gruͤnde ſchriftlich verlangen, und 

€) wenn der, kleine Rath. in einer Zuſchrift an das. Praͤſidium des großen 
Rathes dieſe Zuſammenberufung begehrt, 

41. a) Dem großen Rathe fteht das außfäjfießtiche. Recht der Geſetzge⸗ 
‚bung und die Dberauffiht über Erhaltung und Vollziehung der Ver: 
faffurig" und Gefege, fo wie die Aufficht über bie vollzlehende und rich⸗ 
terliche Gewalt zu. 

Das Geſetz wird die Beftmmungen. aufftellen, wie dieſe Aufſi icht 
ausgeübt weiben ſoll. | 

b) Er laͤßt fih vom kleinen Rathe die erforderlichen Sole und Decrete 

vocrſchiagen/ und hat die Befugniß dieſelben anzunehmen, oder abzu: 
ändern, oder dem kleinen Rathe zuruͤckzuwelſen, oder zu‘ verwetfen. 
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c) Jedes Mitglied hat das Recht, Gefege und Deerete dutch Arttrag in 
Vorfchlag zu bringen, und es muß darüber abgeftimmt werden. 
Wenn die Mehrheit der abmwefenden : Mitglieder des. großen Rathez | 
einem folchen Antrage beiftimmt; fo ift der kleine Rath verpflichtet, in 
der naͤchſten Sigungsperiode den gefoderten Gefegesvorfchlag -dem gr: 
Ben Rathe vorzulegen. Sollte der: Kleine Rath in diefer Friſt der Auf 
forderung nicht entiprechen; fo kann dee große Rath. einem) Ausfhuft 
aus feiner Mitte die Entwerfung. eines Geſetzes⸗ oder" Decretsvotſchlꝛ 
ges Übertragen, und er tritt darüber in ber naͤchſten Sigungsperiode in 
Berathung umd Schlußnahme ein. * Zune 
d) Er beftimmt bie erforderlichen Steuern und Auflagen: jebet Art, ihr 
Erhebungsweife und Verwendung. Zu 727 
e) Er beftimmt die Gehalte aller Beamten und Kanzleiangeftölften; 'weldt 
vom Staate befoldet find, ꝛ 
Die Beſoldungen aller Staatsbeamten werden vom Staate in firen 
Geldfummen: bezahlt, dagegen alle für ihre Verrichtungen verwöge Ir 
rifs zu beziehenden Zaren zu Danden des Staats bezogen. .: 
f) Er bewilliget die Veräußerungen von Staatsguͤtern, fo role: die Auß 
nahme eines Anleihens für den Staat. N sit, 
8) Deffentliche neue Bauten, fo wie der Ankauf von Liegenfchaften, info 
fern der Betrag bie durch das Geſetz zu beftimmende Befugniß: des fki: 
nen Rathes überfteigt, Eönnen nur durch ein Dectet: de großen Rath 
bewilliget weıde | IE ZZ u Zr Ä 
‚h). Er übe das Begnadigungsrecht in peinlichen Faͤllen unmittelbar au 
das Begnadigungsrecht in Zuchtpolizeifällen kann durch das Geſetz dem 
kleinen Rathe uͤbertragen werden. Ba | | 
i) Er laͤßt ſich jährlich vom kleinen Rathe über die Vollzlehung der Ge 
ſetze und Beſchluͤſſe, und uͤber den Zuſtand der oͤffentlichen Verwaltung 
Bericht erſtatten, pruͤft denfelben, und ertheilt die nöthigen Weifungen. 
°: k) Er laͤßt ſich ferner jaͤhrlich vom Eleinen Käthe uͤber die Verwaltung des 
Staatsvermoͤgens Rechnung ablegen; um genehmiget "oder verwirſt fir 
Die von: dem. großen Rathe genehmigten Staatsrechnungen ſollen in 
ijhren Hauptbeſtandtheilen und in angemeſſener Form durch den Drud 
Öffentlich bekannt gemacht werden. B —— 
m) Der große Rath laͤßt ſich jährlich in der Novemberſitzung über die 
wahrfcheinlichen Einnahmen und "Ausgaben des). künftigen‘ Rechnungt 
jahres einen annaͤhernden Voranſchlag geben, und entſcheidet daruͤber. 
n) Er ettheilt dem Kleinen Rathe die erforderlichen · Vollmachten zu Unter 
handlungen von Vertraͤgen mit andern eidsgenoͤſſiſchen - Ständen oder 
mit auswaͤrtigeu Staaten, und behaͤlt ſich in jedem Falle die Rat 
fication derſelben vr. | FRE); — | 
0) Er beſtimmt den "Gehalt, das Geptäge und die Benennung Ser Minen. 
pP) Er empfängt die an ihn gerichteten Bittſchriften und Vorſtellungen bit 
Bürger unmittelbar, und verfügt. barüber,., ,. aan an — 
9) Er ernennt die Abgeordneten zur. Tagſatzung, ertheilt ‚denfelben bie ni 
thigen Aufträge im Geifte einer kräftigen und für die gemeinſamen da 
terländifhen Beduͤrfniſſe befriedigenden Vereinbarung der ſchweijzeriſchen 
Cantone, und entfcheidet über die Stage ber, Zufammenberufung außer 
u 2 ordentlicher Tagſatzungen. ser, ut et « ; 
1,8) Die Poligei,feiner ‚Sigungen ſteht dem großen Rathe zu und er erlaßt 
darüber die noͤthigen Anordnungen. BE TE We ee 
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s) Ein: Reglement wird; die Art und: ag ‚feiner ' Se1päPrerfhemng be: 
ſtimmen. 
.t) Die Verichtungen der Mitglieder des großen ‚Rathe, als ſoicher, ſind 
unentgeldlich; jedoch bleibt den . die RER Dr ee 
ordneten uͤberlaſſen. . 


B. Vollziehende Sewalt. 
R 1. Kleiner Rath. 2 

| 42, Ein Eleiner Rath, beftehend aus neun Gliedern, vom — Rathe 

us feiner Mitte gewählt, uͤbt die vollziehende Gewalt aus. Die Mitglieder 

des Beinen, Rathes bleihen fortwährend Mitglieder des großen Rathes. Es 
müffen von denſelben wenigſtens vier dem katholiſchen und vier dem evange⸗ 
fih :uformirten. Glaubenshekenntniffe; angehören. .; Sie muͤſſen das dreißigſte 

— zuruͤckgelegt haben. 

Aus einem Bezirke dürfen ghbeichzeitig nicht weht nis wwet Nitgkiede 

im feinen Rathe figen. 

43. Der Eleine Rath hat einen Praſi denten, — den Titel Land: 

an führt, dieſer einen Stellvertreter mit dem. Titel Landesftatthalter. 

dde werden, mit Beruͤckſichtigung der Parität, von dem großen Rathe a 

de Mitte des Eleinen Rathes auf ein Jahr gewählt, und können fie ya 

Jeiche Stelle, nad) Beendigung ihrer Amtsdauer, vor Verfluß von A To 
in nicht wieder gewählt werden, 

44. Verwandte im Blute ober durch Heirath bis zum Gräde von 
Geſchwiſterkindern einſchlleßlich, koͤnnen nicht zu gleicher Zeit Mitglie er dep 
keinen Rathes ſeyn. 

45. Die Amtsdauer der Mitglieder des kleinen Rathes wird auf "Tech 
Jahre feſtgeſetzt. Sie werden alle drei Fahre zur Hälfte erneuert. Die erfte 
Emeuerung geſchieht fo, daß die zulegt gewählten vier Mitglieder am ‚Ende 
N dritten, die fünf zuerſt gewählten am Ende des ſechsten Jahres austreten. 
‘46. Wenn ein Mitglied des kleinen Rathes zu Folge der periodiſchen 
Emuerung des großen Rathes aus dem letztern austritt und nicht wijder 
weg wird; fo bleibt daſſeibe dennoch fo lange an ‘feiner Stelle im Kleinen 

the, big die A feine Amtöbauer ‚vorgefchriebene Zeit verfloffen iſt. 

47. fine Rath, 

a) ſiäge ber großen Rathe Gefege und Decrete vor, welche er ontweber 
von ſich aus flir angemeſſen erachtet, oder welche vom —* u he 
in der verfaſſungsmaͤßigen Form verlangt werden. 

..b) Er forget für die Vollziehung der Gefege und Deccete. 

"Er legt dem großen Rathe uͤber ale Theile der Enten Kir 
waltung Rechenſchaft ab, und verläßt bie Verſammlung, wenn daruͤber 
abgeſtimmt wird. 

d) Er iſt gehalten, aujäßrtie die Rechnung über bie‘ Verwaltung des 
Staatsvermoͤgens, unter Beifuͤgung des Inventariums uͤber letzteres, 
nach reglementariſcher Beſtimmung abzulegen. 

e) Er legt dem großen Rathe jaͤhrlich in der Novemberſitzung über bie 
wahrſcheinlichen I Einnahmen 5 umd. Ausgaben des ——— Rewaunge⸗ 
jahres: seinen aunaͤhernden Voranſchlag (Budget) vor. 27 

N Er verfuͤgt über die bewäffnete Macht zu: Erfüllung der: Buntes: 
ten, zu Vertheidigung. des Cantons ‚gegen: Angriffe von © Mußein, !: zu 
Handhabung ber ffenttichen Ordnung a * ernonnt he 
Aaͤmmitlichen DO ffigitresch 2); da] Sy bidlopamenag KM 

Senne eine) Rathi-ale: Folge ance Auftuhes —— 
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waffnete Macht — ruft, ſoll — bee große Rath. ver: 
fammelt werden. 

.g) Er ernennt die ihm unmittelbar untergeordneten Vollziehungs⸗ und Ber: 
. waltungsbeamten, fo wie fein Ganzleiperfonale. Er führt die Aufſicht 
über diefelben, und ertheilt ihnen, den beftehenden Gefegen gemäß, di 
nöthigen Weifungen. 

h) Der Eleine Rath ift in feiner Gefammtpeit, oder einzeln in feinen Blie 
dern, dem großen Rathe für die getreue Handhabung der Verfaffung und 
Vollziehung der Gefege und Beſchluͤſſe, fo mie für die öffentliche. Ber 
waltung überhaupt verantwortlih, und- kann wegen Zumiderhandlunge 
durch einen DU des großen Rathes in Antlagezuſtand verſeht 
werden. 

Die naͤhern Beftiommingen hleruiber und das Berfahren ſoll dat 
Gefet aufſtellen. 

DD: Die Geſchaͤftsfuͤhrung und innete Einticheung des kleinen —2 mr 

ben — ein — des großen Rathes feſtgeſetzt. 


:c a2 | Win 529 a Bezirksamtmaͤnner. 


gl Sin jedem Bezirke iſt ein Bezirksamtmann, welcher mit Bol 
* der Geſetze und Beſchluͤſſe des großen Rathes und der Verordnungen 
und. Verfligungen des Eleinen Rathes und der Gerichte, fo mie der gerichtl: 
SE Urtheile beauftragt if. Er hat feinen ‚Amtsjig am Hauptorte des 

ezirks. 
“49, Der Bezirksamtmann wird aus den Ortsbuͤrgern des Beyic, 
welche das dreißigfte Altersjahr zurüdgelegt haben, von dem Eleinen Kath 
ernannt. Seine Amtsdauer ift auf ſechs Jahre feftgefegt, worauf er wirt 
mählbar - ift, Er kann jedoh von dem Eleinen Rathe vor Ablauf die 
Amtsdauer, unter den Bedingungen, melde das Sefeg beflimmen wird, von 
feiner Stelle abberufen werden, 
50. .Der Bezirksamtmann hat einen Statthalter, der im Verhinde— 
tungsfalle deffen Stelle vertritt, und vom Eleinen Rathe gewählt wird, untet 
den gleichen Mapıfähigksitsbedingungen, über welche ſich der, Bezirksamtmann 
auszuweiſen hat. 

51. Dem Bezirksamtmann fommt in Zuchtpolizei: und peinlichen Faͤllen 
das Recht der Verhaftung und der vorläufigen Unterſuchung zu. Von jedtt 
Verhaftung hat er fogleich dem Gerichte und bei der Verhaftung eines Staats— 
bürgers auch der heimathlichen Gemeinde des Verhafteten Anzeige zu machen. 

52. Er wacht, über die Erhaltung der öffentlichen Ordnung und Ei 
cherheit, und führt die Oberaufſicht über die ihm im Bezirke untergeordneten 
Beamten. 

53. Er bat einen Amtöfchreiber, welcher vom einen Rathe auf fer 
nen Vorſchlag ebenfalls auf ſechs Jahre gewaͤhlt wird. — 


Cr Richterliche Gewalt. 
1. Obergericht. 


4 Ein Obergeticht beſtehend aus neun Gliedern, woven: —* 
vier dem evangeliſch⸗ reformirten und. vier. dem katholiſchen Glaubensbekennt 
niſſe angehören muͤſſen, ſpricht ber. alle. bürgerliche Mecheäftieisigteiten und 
‚Zucht si md; peinliche, Fälle, in lester ‚Inftanziab:.' 

.. ut enecheidet ‚die: Ihm: ‚vorgelegte. Berinaltingsffeeitigkiten: Fummarife 
und unentgeldlich, und führe die Oberaufficht uͤberrvas Vormundſchafts- und 
Hoparhetenwelen; unda die Kitchen⸗ und: Bruber ſchaftsgiter am Daſſelbe hat 
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jährlich dem großen ‚Mathe einen- umftänblichen: Bericht. uber dem Gang und 
den Zuſtand der Rechtspflege zu erflatten. 

Das Geſet wird die Drganifation. und bie. Gefchäftsführung. des Oben 
gerichts, fo. wie, dns „Verfahren in Adminiftrativfachen beftimmen, 
Aus einem Beꝛitka duͤrfen nie wmehr als zwei Mitalieder beichzeitig in 
Dbergericht, fügen. 

55. Die Mitglieder des Öbergerichts werben vom geim Baihe, im — 
Wahl, innerhalb oder außer ſeiner Mitte, gewaͤhlt. 

66. Um zum Mitgliede des Obergerichts Zewaͤhlt —— zu Bun 
muß der zu Waͤhlende 

a) das dreißigfte Altersjahr Auettth eg Haben 

b) während fünf Jahr Mitglied soder Actuar einer obern gerichtlichen Be⸗ 

hoͤrde oder eines Bezitksgetichts geweſen ſeyn, odet in einer Rechts⸗ 

vn ſchule die Rechtswiſſenſchaft ſtudirt haben. mia. un. won (d 
Mi. 57... Der: Prafident wird; vom großen Rathe aus der Mitte‘ des Ober⸗ 
gerichts fuͤr eine Amtsdauer von drei Jahren gewähltisih e— 
68.Das Obergericht hat vier Suppleanten, für; welche die gleichen 
Bahl: und: — wie fuͤr die — des — 
gelten. Mö — 

59. Berwanibte im: Blute ben bus. — bis zum Grade von 6. 
ſchwiſterlindern einſchließlich, koͤnnen nicht zu gleicher Zeit Mitglieder oder 
Euppleanten des Obergerichts ſeyn. 

60. Die Mitglieder 8 Sbergerichts bleiben ſechs Ighre im Amte und 
werden alle drei Jahre’ zur Hälfte errreuert, Die erſte Erneuerung geſchieht 
fo, daß die zuletzt gewaͤhlten vier Mitglieder am, Ende des ‚dritten, die „fünf 
juerft gewählten am Ende des fechsren Jahres austreten. j 

., 61. Der Amisſitz des Präfidenten und des Dbergeeiätsfhreiber muß 
am Verfammlungsorte des Obergerichts ſeyn 

62. Das Obetgericht ernennt” die Obergerichtsfchreiber auf ine Amtsl 


dauet von ſechs Jahten, fo wie ſeine Canzleibeamten frei aus alten Be 
dee Cantons. 


* 2 Bezitkagericht. I rat: 

63. In jedem Bezirke iſt ein Bartsgeiät, AR, aus einem Praͤ⸗ 
ſidenten und vier Mitgliedern beſteht. Daſſelbe hat zwei Suppleanten, fuͤr 
welche die gleichen Wahlbedingungen und gleiches Verwandtſchaftsverbot wie 
für. die Mitglieder. gelten. 

64. Die Mitglieder. des Bezirksgerichts und die Suppleanten werden 
von: dem ‚großen Rathe aus einer Candidatenliſte geroählt, ryelche durch bie 
Kteisverfammlungen eines jeden Bezirkes gebildet wird, : ) Det ‚Kreis waͤhlt 
iu dieſem Ende bier Gandidaten, in freier Wahl, aus‘ den. Olsen, — 
das vier und zwanzigſte Jahr zuruͤckgelegt haben. 

65; ‚Der. Praß dent wird: aus der Mitte der Richter. ebenfals vom. * 
ben Rathe aufs eine Amtsdauer von drei Jahren. bezeichnet. 

66. Das Gericht hat: einen: Gerichtäfchreiber, welcher: pom, Gerichte ; fie 
eine Amtsdaner von ſechs Anden frei aus allen gr des Canions gr 
wählt wird. m Bdinssdniem 0.3 3 3,0 nk iaidt 

67. Die A Amtsdauer je " Mitgfieber —* —— be Bezirlsge⸗ 
tichts iſt auf gſechs Jahre ffeſtgeſetztAlle drei Jahre iwetben· fie zur Hälfte 
erneuert, 1: Did: erſte Erneuerung gefſchieht ſo daße die tzuletzt gewaͤhlien zwei 
Mitglieder. des Bezipkägerichtd: ame Ende, des: ıbiitten/sdieishrigen) drei mit den 
Suppleanten am Ende des ſechsten Jahres austretenitindhi srdi adaizlou 


» 68, Verwemdte im — ober durch — bis zum Grad 
von Geſchwiſterkindern einſchließlich, koͤnnen nicht zugleich Mitglieder oder 
Suppleanten des Bezirksgerichts ſeyn 

69. Dis Beʒirksgericht ſpticht "über birgeeffäe® Steitigitn und 
Zuchtpoligeivergehen nach einer burch das Geſetz zu beſtimmenden Eompeten; 
endlich, und über diejenigen, bie Kin Competen; „Rberfteigen ae wie be 
alle peinlichen Fälle; in erſter Inſtanz ab. - 

Es hat ferner die Aufſicht uͤber das Vormundſhafteweſen das I 
thekarweſen und Über die Verwaltung der Kirchen⸗ und Beuderfepaftsgüt 

3. Fxtie de nsrichter. cn. 

2 90. In jedem Kreiſe iſt ein Friedensrichter, bee mn 
— als Vermittler die verſchiedenen Stteithaͤndel zu ſchlichten ſucht; 
— über Streitigkeiten von geringem Werthe, welche das. Geſetz beſtimm 
Nendlich abſpricht und bei den Kreis— und: Gemeinde ctaptofominlngs 

den Vorfig führt... © 

: 71: : Der. Sriebensrichter: hat einen: Statthalter; Er beibe Anteile 
giebt bie. Kreisverfamimtung, mit Berüdfihtigung der zum Kreiſe gehörende 
Gemeinden, einen fehsfahen Vorſchlag, aus welchem das Bezirksgericht da 
Friedensrichter und: den Statthalter .auf ſechs Jahre ermählt.:. - 

.: Die Vorgefchlagenen müffen das. dreißigfte Altersjahr zuruͤckgelegt haben 

— 4. Militairgerichte. 

1 72. Zur, Uniterfuchung und Baftrofung von Verbrechen und Vexgehen 
zelche von, Militairperfonen ‚während. des Cantonaldienſtes begangen werim, 
ollen beföndere Gerichte, nämlich ein Kriegsgericht und mehrere Disciplines 

BEE, TEN werden, 

as Kriegsgericht wird von. dem großen Rathe auf einen de: 
— zen des kleinen Rathes aus, Militairperſonen zuſammengeſeht 
| Die Mitglieder dieſes Gerichts folen für eine- beftimmte Amt 
bauer had En werden. 

75. Die nähere Organifation des Kriegsgerichts und der Disciplinarze 

— — wie die Anzahl uud a der es: 5 beRimmt das er 


Ba — 
a ne: ; 


6, In jeder Gemeinde iſt ein Gemeinderath, der Ar. einem Fig 
und wenigſtens zwei, hoͤchſtens zwoͤlf Gliedern bejteht. 
In jenen Gemeinden in welchen der" Gemeinderach tur’ uf einem 
Amman und ander Gtiedern beſteht, hat derfelbe zwei Suppfeanten. 
77, Um als Mitglied des Gemeinderaths gewaͤhlt werden“ zu koͤnnen 
muß man da$ vier und zwanzigſte Altetsjaht zuruͤckgelegt Haben. © 
Die Mitglieder des Gemeinderaths muͤſſen ſich "Überdies noch uͤbet einen 
Vermoͤgensbeſitz von wenigſtens dreihundert” bis tauſend Franken in four 
Freien Liegenfchaften oder zinstragenden Schuldtiteln nusmweifen,- je nach Dr 
flinmung der Gemeinde; welche Beftinmufig' aber der Wahl vothergehen fol. 

Zwei Derittheile dee Mitglieder des Gemeinderaths müf jet aus den 
Derebůtgern dern emeinde getoähle: werdenl? nd sun „mis 

782 Der Ammmanı ift Vorſtehet der: Gemeinde und zuigkeich Boihiefunge 
— der Regierung an derfelbeni is Er fuͤhrt den Vorfitz bei dem ‚Gemein 
da atde bes Genieindeberfammiling und der Berfarmmnhung, ek Orn bichan. m und 
vollzieht ihre Beſchluͤſſee &..nl ion, 0 nd un ms 5 


ar —— 
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79, Der Gemeinderath iſt Waltz 

a) mit der. Verwaltung der oͤrtlichen Polizei, ER 

b) mit der Verwaltung des Gemeindes, Armen, Schul: und Kirchenguts, 

c) mit dem Vormundſchaftsweſen und dem Hypothekarweſen im Alges 

meinen, | | 

d) mit denjenigen Gegenftänden der allgemeinen Verwaltung, "welche. bag 

Geſetz beftimmt, beauftragt. 

‚80. Der Gemeinderath legt jährlich dev Gemeinde über feine Verwal: 
tung Rechenſchaft und Rechnung ab, und verläßt die Verſammlung, wenn 
darüber abgeftimmt wird. — Er ift in feiner Gefammtheit, oder einzeln in 
feinen Oliedern, der Gemeinde für ſich und feine Angeftellten verantwortlich. 

81. Der. Gemeinderat und die beiden Suppleanten werden von bet _ 
Öemeindeverfammlung für eine Amtsdauer von ſechs Jahren gewählt und .alle 
drei Jahre zue Hälfte erneuert. Die erfte Erneuerung gefchieht fo, daß bie 
julegt emannte Eleinere Hälfte am Ende des dritten und Die zuerft ernannte 
größere Hälfte mit den beiden Suppleantm am Ende des fechsten Jahres 
austreten, 

82. In jeder Gemeinde ift ein Gemeindsfchreiber, welcher vom Ges 
meinderathe auf eine Amtödauer von ſechs Jahren außer feiner Mitte in 
freier Wahl ernannt wird. 

83. Verwandte im DBlute ober durch Heirath, bis zum Grade von 
Gefhwifterfindern, mit Ausfchluß dieſes Grades, Eönnen nicht zu gleicher - 
Zeit Mitglieder oder Suppleanten des Gemeinderaths feyn. 

8. Das Gefeg wird die Drganifation des Gemeinderaths näher bes 

en. 


Reviſion der Berfaffung. 


85. Innerhalb der nächften zehn Jahre, vom Zage der Annahme die 
ft Verfaffung am gerechnet, muß eine genaue und forgfältige Durchſicht (Mes 
viſion) derfelben durch den großen Rath vorgenommen werden, 

Diefe Durchſicht foll ftatt finden, fobald 

a) die Mehrheit der in gefeglicher Form verfammelten flimmfähigen Buͤr⸗ 
ger des Gantond den Wunfd einer DVerfaffungsrevifion auf gefegliche 
Weiſe ausfpriht und an den großen Rath gelangen läßt; oder 
b) wenn der verfaffungsmäßig verfammelte große Rath mit einer Mehrs 
heit von menigftens hundert und einer Stimme die Vornahme berfel- 
ben befchliegt. 

In jedem Falle muß bie revidirte Verfaffung ($. 2) dem Volke zur 
Annahme oder Verwerfung vorgelegt werben. 

Das Geſetz wird überhaupt das Verfahren beftimmen, welches bei Vor: 
nahme der Werfaffungsrevifion beobachtet werden foll. | 

(Vorftehende Staatsverfaffung des eidsgenoͤſſiſchen Standes Aargau tft 
—— Mai 1831 angenommen und am 10. gleichen Monats promulgirt 
0 en.) - | j 
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462 Va Thurgau. 
L) Staatsverfaſſung für ben eidsgenoͤfſiſchen 
Stand Thurgau vom 14. Apr. 1831. 


Abſchnitt 1, 
Allgemeine Grunbdfäge. 


4. Der Thurgau ift ein Freiftaat und bildet einen Theil der ſchwer 
— Eidsgenoſſenſchaft. 

Die Geſammtheit der Buͤrger des Cantons iſt der einzige Some: 
rain, — dem alle Staatsgewalt ausgeht. 

3. Das thurgauiſche Volk giebt ſich ſelbſt die Verfaſſung, die es für 
bie zweckmaͤßigſte hält, dem eidsgenoͤſſiſchen Verbande unbeſchadet, und huk | 
bigt dem Grundſatze, daß es eben fo dem Volke jedes andern Cantons fi 
ftehe, fich eine ihm beliebige Verfaſſung zu geben. 

. . Das thurgauifche Volk regiert ſich felbft durch von ihm gernähtt 
Stellvertreter. Diefe haben feine weitere Gewalt, als die ihmen daſſelbe in 
Folge der von ihm angenommenen Staatsverfaffung übertragen hat. 

5. Die Staatsgewalten, die gefeggebende, richterliche und voll: 
ziehende, bürfen nie vereinigt, befonders foll die gefeggebende von ber vol: 
ziehenden, und biefe von ber richterlichen ſtrenge geföndert und die Gräny 
diefer Gemwalten durch das Gefeg forgfältig gefchieden werden, 

6. Die ganze Staatöverwaltung ift öffentlih und alle Beamten fin 
für ihre Verrichtungen verantwortlich. 

7. Alle bürgerlihe Beamtungen find Aufträge der Geſellſchaft fir 
eine beftimmte Zeit und daher nicht Iebenslänglich. Sie können weder erblich 
noch zum befondern WVorrechte Derer gemacht werden, bie fie verwalten, Die 
Befoldungen derfelben müffen im Verhaͤltniſſe mit ihren gefeglichen Befuy 
niffen und Pflichten ſtehen. | 

In der Ausübung der übertragenen Staatsgewalten foll das Gr 
feg, das Recht und das Wohl des Volkes den Beamten einzig zur Ride 
fchnur dienen. _ 

9, Alle Bürger des Cantons genießen die gleichen politifchen Rehtt 
und Freiheiten. Es beftehen ſonach keine Vorrechte der Geburt, der Perfe 
nen, ber Familien, des Ortes, des Amtes und des Vermögens. Der Bir 
ger ift einzig dem Gefege unterthan, welches für Alle daffelbe ift. 

10. Sederman, einzelne Bürger und jede Anzahl von Bürgern, Ör 
meinden, Gorporationen und Behörden haben das Recht, mit Bitte und Zu 
ſchrift fih am die oberften Behörden zu menden. 

11. Jedem ſteht frei, feine Gedanken mündlich, ſchriftlich oder ge 
druct Andern mitzutheilen, unter der Bedingung jedoch, für den Mißbrauch 
diefes Rechts in den durch das Gefeg zu beftimmenden Fällen verantwortlid 
zu ſeyn. Die Genfur ift daher für immer abgeſchafft. 

12. Alle Bürger des Cantons genießen volle Arbeits:, Erwerbs: um 
Handelsfreiheit. Nur der Mißbrauch diefer Freiheit ift duch weife Polizei: 
gefege zu verhüten. Es giebt Eeine Ehehaften mehr. 

13. Der Berkehr im Innern fol £einerlei Hemmung unterliegen. 

14. Das Eigenthum ift heilig. Es kann Niemand gezwungen wer 
- den, ſich feines Eigenthums weder im Ganzen, noch theilweife zu — * 
außer in dem Falle eines geſetzlich anerkannten allgemeinen Beduͤrfniſſes, und 
auch dann nur gegen gerechte Entſchaͤdigung. 

15. Der Boden ſoll mit keiner nicht loskaͤuflichen Beſchwerde belegt 
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ſeyn ober belegt. werden, er iſt durchgehende veraͤußerlich Alte ewige Laſten 
find abloͤsbar. Die nähern Beſtimmungen find dem Geſetze vorbehalten. 

16. Die Steuern zu den allgemeinen Beduͤrfniſſen koͤnnen nur unter 
Einwilligung der Stellvertreter. bes Volkes beſtimmt und ausgeſchrieben wer⸗ 
den. Alle Buͤrger und Einwohner tragen zu denſelben nach Verhaͤltniß ihres 
Vermögens und Einkommens bei. Betruͤgeriſche Verſteueruug zu verhuͤten, 
iſt dem Geſetze vorbehalten. 

17. Niemand darf feinem ordentlichen, durch die Verfaſſung aufge⸗ 
fiellten Richter: entzogen, Niemand verhaftet oder gerichtlich verfolgt werden, 
als in Kraft der Gefege. Inner 24 Stunden muß bie betreffende Behörde 
jeden Verhafteten verhören. Auch darf im Gantone Eeine geheime Polizei 
beftehen. 
18. Der Gantonsbürger kann ſich überall im Cantone haushäblich nies 
derlaffen, fofern er in bürgerlichen Rechten und Ehren fteht, und mit völlis 
ger Gleichheit der Rechte fein. Gewerbe treiben, Auc den. Bürgern anderer 
Gantone ift diefes Recht eingeräumt, infofern foldhes den Bürgern des Can⸗ 
tond Thurgau in diefen Cantonen ebenfall® zugeftanden wird. 

19. Die Bertheidigung des Vaterlandes ift Pflicht eines jeden Buͤr⸗ 
gers. Jeder Thurgauer und jeder im Gantone wohnende Schweizer kann 
daher zu Militairdienften angehalten werden. Alle Militaircapitulationen mit 
auswärtigen Staaten find für immer unterfagt. 

20. Die Sorge, für Vervollkommnung des Öffentlichen Unterrichts iſt 
Pficht des Staats. 

21. Alle chriſtliche Confeſſionen ſind im Cantone geduldet; es herrſcht 
für dieſelben volle Glaubens- und Geriffengfreiheitz jedoch ſtehen die evan⸗ 
glich reformirte und bie katholiſche Confeſſion unter dem beſondern Schutze 
des Staates. 

Abſchnitt 2. 


A. Gebietseintheilung. 


22. Der Canton Thurgau bleibt einſtweilen, wie bisanhin, in 8 Bes 
ike, diefe in 32 Kreife, und die Kreife in Municipalgemeinden eingetheilt. 
€3 fol jedoch diefe Gebietseintheilung einer beförderlichen Revifion durch den 
großem Rath unterliegen, und dabei auf möglichft gleichmäßigen Umfang, auf 
die Bevölkerung und örtliche Lage der Bezirke, Kreife und Municipalgemein: 
den Rüdficht genommen werden. 

23. Frauenfeld ift der Hauptort des Cantons. 


B. Politiſcher Zuftand der Bürger, 


24. Jeder, der bei Annahme diefer Verfaffung in einer Gemeinde 
* Cantons auf geſetzliche Weiſe das Buͤrgerrecht genießt, iſt Cantons⸗ 

crget. 

25. Um Cantonsbuͤrger zu werden, muß der Bewerber von einer Ge— 
meinde des Cantons dad Gemeindsbürgerreht und von dem großen Rathe _ 
das Gantonsbürgerrecht erhalten, der Ausländer aber zugleidy auf fein aus: 
landiſches Buͤrgerrecht verzichtet haben; daffelbe gilt auch für den Schweizer, 
in fo fern die Verzichtleiftung in feinem Gantone auch von dem Thurgauer 
gefordert wird, — 

26. Um zu einer oͤffentlichen Stelle im Cantone waͤhlbar zu ſeyn, 
wird erfordert, nebſt dem Beſitze des Activbuͤrgerrechts: | 

a) der feſte Wohnfig im Gantone; — 
b) der Beſitz des Caatonsbuͤrgerrechts ſeit fuͤnf Jahren; 
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gt a für den naturaliſirten Schweizer die Werzichtleiftung : auf fein. frühen 

Buͤrgerrecht, in fo fern diefe: in feinem Cantone auch von dem Thut 

gauer gefordert wird; und 

d) die Verzichtleiſtung auf jeden Adelstitel, jede Penfion ‚und: jeden De 

den, außer die gefeßgebende Behörde babe bie beiden letztern * 

ten erlaubt. 

27. Die Ausuͤbung des Aellvbuͤrgerrechts wird eingeſtellt: 

a) durch die erlittene Veruttheilung zu entehrenden Strafen; 

‚b) durch ein Urtheil, welches. in den vom Geſetze — Fällen die 

Einftellung des Buͤrgerrechts verhängt; 

c) durdy gerichtliche Bevogtigung ; 

d) durch den Zuftand eines Falliten oder eines gerichtic or. ohm 

wieder rehabilitirt zu: ſeyn; | 

e) durch die Almofensgenöffigkeitz; und 

f) durch vor Behörde rechtögenüglich erwiefene unerlaubte Umtriebe, ı um j 

irgend einer öffentlichen Stelle zu mählen oder. gewählt. zu merden. 

28. Die Einftellung bes Activbuͤrgerrechts kann den Kindern Defim, 
ben fie betroffen, an der Ausübung ihres Activbürgerrechted nicht ſchaden 

29. Alte Bürger, die das zwanzigfte Altersjahe zurückgelegt haben un 
denen die Ausübung des Activbürgerrechtes duch Art. 27 nicht unterfagt if, 
find ſtimmfaͤhig. 

30. Das Activbuͤrgerrecht kann Jeder da ausüben, wo er angeleſu 
ift, oder auch, wo er ein Gemeindsbürgerrecht befigt. Iſt er in mehrem Er 
meinden verbürgert; fo darf er es nur im einer derfelben ausüben. .i“ 

31. Bei Bürgerverfammlungen, von welchen über Beſteuerung und 
andere Gegenftände der innern. Adminiftration, die nicht das ausfchlieflikt 
Eigenthum der Gemeindsbürger oder einer abgefönderten Corporation betreffen 
entfchieden wird; ferner bei Wahlen der Gemeindeammänner und der Ge 
meinderäthe hat jeder feit einem Jahre geſetzlich angefeffene Steuer 
Stimmredt. 

32. Dem Cantonsbürger fteht zu jedem ihm beliebigen Gemeindsbürgernät: 
der Weg offen, fo fern er in bürgerlichen Ehren und Rechten ſteht; er mul 
fi) aber Antheil an ben vorhandenen Gemeindd= und den betreffenden con: 
feffionellen Kirhen:, Schulz und Armengütern verſchaffen und hierfür N 
gefeglichen Beftimmungen erfüllen, 


C. Kreisverfammlungen. 


33. Ein jeder Kreis bildet eine Urverfammlung. Sie befteht aus dt 
im Kreife verbürgerten oder bort mwohnenden Cautonsbürgern, melde. dat 
zwanzigfte Altersjahr zurüdgelegt haben, und in der Ausübuug des Activbür 
gerrecht8 nicht eingeftellt find. 

34. Die Urverſammlungen fommen zufammen: 

a) zur Annahme oder Verwerfung der Verfaffung ; 

b) zue Annahme oder DVerwerfung der Verfafjungsabänderungen, welt 
ihnen nach den durch die Verfaſſung felbft vorgefchriebenen Formen vor 
gelegt werden; 

c) zur Ernennung der Mitglieder des großen Raths; 

d) alljaͤhrlich zur Erwählung der durch Austritt abgehenden iin 
biefer Behörde ; 

e) zur Vornahme der für die Stellen ber Friedensrichter und für bie Kreis⸗ 
gerichte erforderlichen Wahlen; 

f) außerordentlih, wenn eine Municipalgemeinde des Kreiſes verlangt. 
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» 35. “Die Verſammlungen werden durch ben Geiedendeicte eröffnet, 
und fi fie beftimmen durch offenes abſolutes Stimmenmehr * —* 
Serretair und bie Stimmenzaͤhler. . Bar) 


| D. Brrttswhßiberfammtungen. — 21.8 
36. Zur Wahl der Bezirksbehoͤrden, naͤmlich der Veſittoſta cha⸗ 
Bezitksrichter und Bezirksſchreiber, wird in jedem Bezirke eine Wahlver— 
ſammlung gebildet, zu welcher jede Municipalgemeinde durch offenes; abfol: 
tes Stimmenmehr auf-100 Activbuͤrger 10 Ausfhüffe für drei Jahre: waͤhlt 
Diefe, verfammeln fi am Bezirkshauptorte und ernennen durch geheimes 
abfolutes Mehr ‘die in ihre Wahl gegebenen: Veamiten in oder — ihrer 
Mitte, aus den⸗Activbuͤrgern des. Cantons. | 
37... Die Verſammlung wird ‚vom Befirksffatthalter. eröffnet; ui be= 
Rimmt ſelbſt ihren Praͤſidenten/ Secretair nund bie: N, Ananio 
F 4 san, E 17 Abſanitt 3. * — | = her * * 
5 Deffentlihe Gemalten.-. B 
A. Befeggesende uhd auffehende Gtnatt.- 
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40. Zur Mählbarkeit wird .mebft dem; im: 26. Artikel vorgeſchriebenen 
Elgenſchaften noch das 2öfte: Altersjahr, und fuͤr einen Geiſtlichen ie De 
dingniß erfordert;sihaßi:er nichts von demjenigen: Kreiſe gewaͤhlt werde, in uch 
chem er auf einer Pfruͤnde angeſtellt iſt. 

41. Die Amtsdauer der Mitgtieder iſt auf zwei Jahre feftgefegt. Al 
jährlich kommt die Hälfte) zum Austritt Die erſte Hälfte wird durch dal 
Loos beftimmt, „Dig — 357 Non Pelate wohl aber wiede 

ewaͤhlt werden. Sie werden duch, die Kreiſe, durch welche fie gemähl 
Word ab; Wh, —A—6 

2 Die größe Rath verſammolt >fich votdentticher Weiſe alhhäheit 
Iwheimal naͤmllth iin Brachmoltat zu Meinfelden, und ‘tm’ Chtiſtmonat ji 
uhr De! Dauer der Sihunhen haͤngt vom det, Zahl und MWidfir 
keit der. Gefchäfte ab. Jedoch kann der Präfident des großen Rathes, ot 
der. Heitie Rath "auch eine außetotdentliche Verfanimiung des’ großen Ratte 
veranftalten, wenn befondere Fälle es nothwendig machen. ’ Für dauer 
dentliche Sigungen wechfglt, ‚der Verfammlungsort jedesmal zwiſchen Frau 

en 
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125 Men dein⸗ WViertheil der Cantonsraͤthe oder ber Kreife unter. iv 
ftimmter Anzeigb der‘ Gtlinde:vom ‘ Präfidenten die gußerordentliche Einben⸗ 
fung des großen Rathes Verlangt; ſo muß er. denfelben inner 8 Tagen Wr 
ſammeln. Eee TE... 2 nr El 
 44.© An dem Orte, imo: ber große Rath feine Verfammlungen: bil, 
datf ohne‘ feine Einwilligung während feiner Sigungen fein Militait zulam 
mengezogen werden. 2MDagegen hab er! das Recht, zur, Erhaltung; der, Bir 
faffung nach Gutfinden von ſich aus die bewaffnete Macht zu verfammelt 

+ 45.© Die Mitglieder des. großen Rathes find für ihre, bei den Ver 
handlungen dieftr Behoͤrde gemachten: Yeußerungen und. Anträge: vor feinen 
Richterſtuhle verantwortlich; auch kommt dem großen Rathe allein die Peol⸗ 
zei in feinem Innern zu. Sole... er Dar Me 
| 46.. In ihren amtlichen Verrichtungen find die Mitglieder des geofm 
Rathes perfönlich unverleglih, und\jeber ‚Angriff gegen fie während. die 
ben ift ein Staatsverbiechen: " Keiner. kann während. der Dauer der Olga 
gen, ohne Berilligung. des großen Rathes, verfolgt oder verhaftet werden. 

- 47. DerÜgeoße Rath; mählt alljährlich. in. feiner. legten Sitzung da 
Präfidenten und Vicepraͤſidenten aus. feiner Mitte, mit. billiger Bexücſſcht— 
gung der Parität. Die nämlichen! Perfonen Fönnen. nicht zwei Jahre nach 
einander dieſelben Stellen bekleidden. u 

48. Die Mitglieder des großen Rathes ſchwoͤren folgenden Eidr: . 

- „Wie, die: Mitglieder des großen Rathes, geloben und ſchwoͤren, bir 

„uns durch die Cahtondverfaffung‘ übertragenen befondern und, allgenwi 

„nen Verrichtungen getreu und gewiffenhaft inner der dafür angemiele 
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‚men Gränzen : zum; Beſten des, Cantons und ber Eidsgenoffenfchaft 
„nah unſern ‚Kräften und Fähigkeiten auszuüben, deren. Nutzen zu bes 
„fördern, und allen: Schaden nach unferm Bermögen abzuwenden; ung 
aller Mieth und Gaben zu enthalten, und namentlich: bei’ vorkommen 
„den Wahlen nur Demijenigen die Stimme. zu geben;, den: wir mit 
„ſttengſter Gewiiienhaftigteit für den — und — 
Hhalten.“ 17 44 
„Alles getteulich und ohne Gefaͤhrde * t 
49. Die Abſtimmnng geſchieht durch Ramentaufuf, wenn. x Bier 
theil * Mitglieder ſolches verlangt. | 
50; Die Berathungen des. großen Rathes ſi nd öffenssich, —R 
51. Krieg und Frieden betreffende : Gegenſtaͤnde, ſo wie bie —8 
mit andern eidsgenoͤſſiſchen Staͤnden und mit dem Auslande, und Geſandt⸗ 
ſchaftsinſtructionen, koͤnnen auch in geſchloſſener Sitzung berathen werden, 
wenn die abſolute Mehrheit; dee. Mitglieder :folches verlangtiy :, „au 
In geheimer: Sigung. koͤnnen abet feine Geſetze abgefaßt werdem 
52. Zur Guͤltigkeit der Beſchluͤſſe wird ve eh von wenige 
Ren: drei Viextheilen füämmtlicher Mitglieder. erfordeit. :; 
Geſetzliche Beſchluͤſſe erheiſchen 5A Stimmeny. Wahlen: Bingen: hab 
* Diebr. d 
Der ı * Kach ordnet⸗ die — MPekauntachuug 
— LT.) 
644. Die "Mitgieder. des; großen. Rathes bestehen, für ihre amtlichen 
— eine Entſchaͤdigung von täglich 1 f. 21 ee, welche, die Staats 
alle bezahlt 
6656. Der große Math entfcheibet. über: en Abänderung oder 
Beberfung aller Geſetzes vorſchlaͤge, die * gemacht are, ”. er über 
die zu erhebenden ‚Steuern und Anlagen. zu ° 
660. Der. große Rath, fo mie jedes: einzeine Mitglied deffeiben;ihat 
das Recht, Sefegesvorfchläge zu machen ; ser: kann .biefelben der betreffenden 
ı Behörde, oder: einer Commiffion zur Prüfung; :zungälfen, amd; mach erklätter 
Dringlichkeit. fich noch in. gleicher Sigungäperiode einen Bericht: abſtatten »lafs 
‚Mm und darüber befchließen. Ina 
57... Ihm ſteht die. Aufftellung und Aufpebung der jenen Aem⸗ 
—* Sinne ber Berfaffung, zu. 
583. Er beftimmt die Drganifatin aller Vin innerhalb — Ver⸗ 


ung. 

ed, ; Er heftinmt, die Befolbung, ‚her, Affensichyn, Beamten, unb ‚über 
haupt aller Deren; die vom Staate einen Jahresgehait beziehen. 

60. Er berathſchlagt über die Aufammenberufing auferordentlicher 
Tngfasungen, ernennt die Abgeordneten des Cantons zu den Tagſatzungen 

aupt in oder außer feiner Mitte, und extheilt ihnen Inſtructionen 

61. Er beſchließt uͤber den Ankauf und die, Perhuferung von sr 
Balgltern und uͤber zu. machende ‚Staatsanleihen. , x * 
Be. Er empfaͤngt die an ihn — Petitionen dueh einen Pike 

ten, LE 

63. Er. beftimmt den Gehalt, das Genrege und die Benennung der 
Minen, falls dieſes ‚Recht * * — ferne u. 
tteten wird. s * | 

64. Ihm fe bad En dee Beorabiung su Einem —* 
gungsact aber muß: — 5 


a) ein vom Verhörrichteramt ausgefertigter Actenauszug vorangehen; 

bj * wenigſtens drei Viertheilen der anweſenden Mitglieder des großen 

Raths für die Begnadigung geſtimmt werden; 
ef —* der Begnadigung Nachſuchende die verfaffungemäfigen Seifen 

zen durchlaufen haben. 
ji Die weitern Beitimmungen. ſind dem Geſete — 

65. Er laͤßt ſich über die Vollziehung der Geſetze und Verordnungen, 
und über den Zuſtand der verſchiedenen Zweige der Staatsverwaltung al⸗ 
jaͤhrlich genaue Rechenſchaft ablegen. - 

| 66. Er nimmt dem Eleinen Rath “altjährlich über die Verwaltung dr 
Öffentlichen Gelder Rechnung ab. Die Hauptrechnungen werden nad) ihrer 
Bene wiging moͤglichſt ſpecificirt durch den - Druck bekannt gemacht. 

67. Ihm koͤmmit die hoͤchſte Sanction der Verordnungen der Rich 
** beider Eonfeſſionen, ſo wie des Erjiehungsrathes ‚beider Confeffionen iu 

68. Er ordnet die jaͤhtliche uUnterſuchung(Biſitation) dee Geſchaͤftw 
führung: aller Behörden sund‘ faͤmmtlicher — — Die ‚nähere Befin 
wiung; bleibt! dem Gefäße sborbehalten. 

69. Er ftimmt im Mamen des Eantons ben Krieg. und Sri 
übern Buͤndniſſe und: Handelsvertraͤge, ſo wie: uͤber alle Bundesangeagit 
heiten 

70. Die bewaffnete Macht ſteht unter dem großen Rathe. Bun 
Gefahren von Innen oder Auffen außerordentlihe ITruppenzufanmenziehus 
gen etfordern; ſo hat der kleine N den — Rath — u 
ſammenzu berufen, 35 Be | 

71. Der große Kath ernennt : | 
“ — die Mitglieder des kleinen Mathe, des Obergerichts, des — 

richts erſter Inſtanz; und des Erziehungsraths in oder aupertmt 

Mitte; und zwar für den legten. nach Vorſchrift des F. 184. vi" 
1. byndie zwei Werhörrichter aus dem Doppelvorfchlag des Obdergerichtd; 
— bie oberſten Militairbehoͤrden in oder außer: feiner: Mittez; 4 

:d) ıdew Chef der ‚Polizei aus. dem Doppelvorſchlag des Kleinen Rathe; 

Isle) den Staatsſchreiber, der zugleich: Secretair des gßen Raths if, nad 
jedesmaligem freien Concurs; 

EP) er beſtaͤtigt die vom Eleinem Rathe zu wähenden. Gangkeibeamte, | 
wie die von dem — zu waͤhlende rg und 
richteramts ·Canzlei .·. —W 

— 72. Der große Rath iſt verpflichtet, bei zu —— ie einge 

tretenen gefahrvolfen "Ereigiffen aus feiner Mitte einen Ausſchuß zu‘ ba 

len, a Feſthaltung der Verfaſſung/ der Freiheit und der Rechte des ven 

Der Heime Rath theilt dem Praͤſidenten des großen Raths il 

— des Ausſchuſſes alle wichtigen Vorkommniſſe mit, u f ich inm 
Swifchenzeit der Großrathsſitzungrn ereignen 

74. Der Praͤſident des großen Raths nimmt alle Breit 
alle Begehren und Klagen 'ab, über welche der" große Math zu entſcheiden 
bat, Er bereitet bie Sefchäfte vor, die gewoͤhnlicher Weiſe in der — 
Verſammiung des großen Raths behandelt werden ſollen. 

: 75. In der Regel geſchieht die Einberufung des großen athe ud 
den Kleinen Rath. "Zn 'außerordentlichen Fällen kann aber auch der Prüf 
dent bes großen Raths die Kinladung erlaffen. — giebt. die aus 
ſchreibende Stelle der andern hiervon Kenntnißi 5, | 

76, Vier, Boden vor der Eröffnung des großen Hathe wird jedem 
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Mitgliede gebruckt eine: genaue Ueberſicht über alle zur Verhandlung gelans 

gende Gegenftände und der: Gefekesvorfchläge in ihrem. ganzen: Entwurfe 

mitgetheilt, und leßtere find zugleich zur allgemeinen Bekanntmachung in die 

öffentlichen Blätter: einzuruͤcken. — * u 79 ET 

. B. Vollzrehende Gewalt. 
wur. Kleiner Rath. ne 


77. Ein kleiner Rath, aus 6 Mitgliedern beftehend, die vom. großen 
Rathe in oder außer feiner Mitte gewählt werden, ift die hoͤchſte Vollzies 
hung: und Wermwaltungsbehörde des Gantons. | 9 

78. Er kann nie einen Beſtandtheil des großen Raths ausmachen; 
darum hoͤren die in den kleinen Rath gewählten Großraͤthe auf, Mitglieder 
Ar Raths zu feyn, und. für die erledigten Stellen tritt eine, neue 

l ein. | j 
79, Um wählbar zu ſeyn, wird nebft dem. Activbürgerreht und ben 
m $. 26. bezeichneten Cigenfhaften das Alter von 30 Jahren erfordert. 
„80. Die Amtsdauer ift auf 3. Jahre feſtgeſetzt. Alljaͤhrlich treten 
ie Mitglieder aus, find aber wieder wählbar. - Der Austritt erfolgt in. der 
ümgefehrten Drdnung der Wahlen. — — 

81. Wenn eine Stelle im kleinen Rathe durch Tod oder Entlaſſung 
Fig wird; fo erſetzt der Meugewählte den Abgehenden in Beziehung auf 
Amtdauer und periodifche Erneuerungswahl. | SAN 

82, Der Eleine Rath ernennt feinen Präfidenten felbft,- je für die 
Diner eines halben Jahrs. Tin jeweilige Präfident hat nur berathende 
Stimme, außer im Talle , gleichgetheilter Stimmen, in welchem bie feinige 


ı 9 


4 


Aſcheidet. | | 
83. Der Eleine Rath erwählt nach jedesmaligem. freien Concurs, feine 
Sinjlibeamten ,. die der Beftätigung a großen Mathes bedürfen. , Die 
Imtsdauer derfelben ift auf 6 Jahre feſtgeſetzt; ſie I jedoch wieder wähl- 
M.— Diefe beiden legtern Beftimmungen gelten auch dem Staatsfchreiber. 
84. Zur Gültigkeit der Berathungen des einen Raths wird die An⸗ 
Kfmheit von wenigſtens 4 Mitgliedern erfordert. | | 
‚8. Er teifft alle die Verfügungen, welche die Vollziehung der Ge: 
fe nothwendig macht, und faßt zu dem Ende die angemefjenen Befchlüffe. 

8. Die Vorſchlaͤge zu Gefegen : und. Verordnungen bildet den: einen 
hientlihen Beſtandtheil feiner. Verrichtungen. ET 
J. Er beſorgt das Militaͤrweſen, deſſen Organiſation vom Geſetze 
Öhängt; er verfügt zur Aufrechthaltung der verfafjungsmäßigen Drdnung 
het die bewaffnete Macht, mit Bewilligung ‚des großen Rathe. 

88. Er führt die Gorrefpondenz mit den,andern Gantonen und mit 
m Yuslande, die er. zu Handen des großen Raths dem Präfidenten defs 
Hben von Zeit: zu Zeit mittheilt.. Br | F 
89. Ihm kommt die Handhabung der öffentlichen Ruhe und der Pos 
in ihrem. ganzen Umfange zu; er. forgt für die deshalb erforderlichen 
Peligeianjtatten. | 

Die Polizeibehörden, aber find durch ihre Imftructionen genau an bie 
deobachtung „der Gefege zw. verweiſen. Fuͤr jede; Verlegung derfelben und 
Rechte der Bürger find fie verantwortlich. c. 

"190 Er hat die Oberaufficht ͤber Die Zucht⸗ Arbeits: und Correc⸗ 
nee. ο— . ir sonne non u. 


A. Die Beforgung und Verwaltung dera Staats guͤter und aller gie 


\ 
f 
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nanz⸗ und Cameralſachen, fo wie bie Obitauffichtr uͤber das Krlego⸗ Sir 
nitaͤts⸗ das Erziehungs⸗ und Kirchenweſen ift ihm anvertraut. | 

92. Er hat die Oberauffiht im Allgemeinen über die Verwaltung * 
Richen:, Schul: und Armengüter, der Gemeindegüter, des Vermoͤgens der 
Kloͤſter und anderer geiftlichen Gemeinheiten. ‚Auch ſteht ihm diefelbe über 
das Vormundfchaftswelen zu. 6. 

93. Er legt dem großen Mathe über alle ihm anvertraute Zweige 
ber Staatsvermaltung alljährlich Nechenfchaft ab. 

94. Das Rehnungsmefen (Comptabitität) ſteht untet dem Kleinen 
Rath; er iſt daflır verantwortlich. 


95. Von ihm geht die Vertheilung der Steuern aus, und et feitet 

den Bezug der Abgaben überhaupt. | 

96. Er legt alle Fahre bei der ordentlichen Verfammlung im Brad 
monat dem großen Nathe über die Werwaltung der öffentlichen Einkünfte, 
über die Einnahmen und Ausgaben des Staats genaue und mit förmlich 
Belsgen verfehene Rechnung ab, die der große Rath, im Falle er fie ticht 
findet, genehmigt und möglichft fpecificiet durch den Druck bekannt macht. 

97. Er legt im. eilften Monat jeden Jahres, zu Handen bed gro 
Raths, dem Präfidenten befjelben die Ueberficht der Bedürfniffe jedes Haupt 
faches der Staatsausgaben für das nächftfolgende Fahr vor. Ohne dir 

Meberficht kann das Auflagengefeg für das bevorftehende Jahr nicht abgefuft 
werden. 

98. Er iſt für alle feine Verrichtungen dem großen Rathe verant 
wortlich. Daher Bann er durch Beſchluß des großen Raths, wegen Staats 
verbrechen, wohin Verlegung der Staatsverfaffung, Hochverrath und Berun 
treuung des Staatdvermögens gehören, vor den Richter gezogen werden. Di 
nähere Beftimmung hierüber und das Verfahren ftellt das Gefeg auf. 

99, Er hat auf das Gutfinden und die Einladung. des großen Rath 
hin, den Verhandlungen deſſelben fammthaft, oder durch Ausfchüffe bei 
wohnen, und an folden berathungsweife, ohne Stimmredt, Theil zu nehmen, 

100. Die Mitglieder des Kleinen Raths Legen in der Verſammlung 
bes großen Raths den durch das Geſetz zu beſtimmenden Eid ab. 


C, Richter liche Gewalt. 
| 1. Obergericht. 

401. Ein Obergericht von 11 Mitgliedern ſpricht ſelbſtſtaͤndig und 
von jeder andern Gewalt unabhängig in lebter Inſtanz über Civil-, admi⸗ 
niftrative und peinlihe Rechtsfaͤlle ab, 

102. Um guͤltige Urtheile oder Beſchluͤſſe faffen zu koͤnnen, muͤſſen 
nebft dem vorfigenden Präfidenten menigftens 8 Mitglieder zu Gerichte fiber. 
In Hätten, welche Todesſtrafe, oder mehr als fünfjährige Zuchthausftaft 
nach fich ziehen koͤnnen, muß das Gericht vollzählig feyn. 

103. Das Obergericht ift zugleich Gaffationsgericht über die von den 
Bezirksgerichten inappellabel ausgefprochenen Urtheite, in fomeit in ſolchen 

die Verlegung eines Gefeges oder der beftehenden Rechtsformen nachgewieſen 
werden fann. 

104, Der große Rath wählt die Mitglieder des Dbergerichts im ob 
außer feiner Mitte. ' Die Aus feiner Mitte Gemähtten bleiben Mitgliede 
des großen Raths. bi 
105. Sie muͤſſendas 30fte Altetojahr ‚angetreten, ſchon vorher in 


gerichtlichen Functionen — oder Mitglieder der obern et gewe 
fen, oder Rechtsgelehrte else Cs j’ 
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406Die zwei Praͤſidenten ans beiden Gonfeffieiien<werden, von: dem 
— ſelbſt, aus. ſeiner Mitte für 3 Jahre ernannt, und find wieder 
107. Die Mitglieder des Dbergerichts werden für 6 Jahre ernannt, 
Altjaͤhrlich kommen zwei, und im fehlten Jahre eines-zum Austritt. Dies 
er gefchieht in der umgekehrten Ordnung der. Wahl. Die Abdtretenden find 
wieder wählbar. | RE DE 
108. Das Obergericht wählt Telbft feinen Secretair, welcher det Des 
Hitigung des großen Rathes unterworfen iſt. Seine Amtsdauer iſt auf 
3 Jahte feftgefegt; er ift jedoch wieder waͤhlbar. BAR Sn. 

109. Die Mitglieder des Obergerichts, fo wie die Suppleanten, legen 
in “ Verſammlung des großen Raths den durch das Geſetz zu beſtimmen⸗ 
vn Eid ab. —— — 

110. gur die Faͤlle, in denen wegen Abweſenheit, Krankheit, Vers 
wandtfchaft, Betheiligung, oder aus irgend einer andern Urfache, das’ Ge: 
it nicht vollzählig wäre, beftimmt der große Rath in oder außer feiner 
Mitte 4 Suppleanten für 6 Jahre; fie find wieder wählbar, © 

Die weitere Organifation und Competenz diefer Behörde ift dem Ge: 
ſetze vorbehalten. | gt | 


2. Criminalgericht erſter Inſtanz. — * 


111. Für die peinliche Rechtspflege im Canton beſteht ein Criminal⸗ 
gericht erſter Inſtanz aus einem Praͤſidenten und 6 Beiſitzern. 

112. Die Mitglieder deffelben, fammt 3 Suppleanten, ernennt der 
große Rath in oder außer feiner, Mitte-aus den Friedensrichtern, Bezirksrich⸗ 
tem, oder aus andern in gerichtlihen Yunctionen geftandenen, ober. fonft 
whtsfundigen Bürgern, welche das Alter von 25 Jahren erreicht haben. 

413, Das Gericht wählt feinen Präfidenten aus feiner Mitte. 

114. Die Mitglieder diefes Gerichts bleiben 6 Jahre im Amte; alle 
zwei Fahre treten 2, und. im fechften Jahre 3 aus. Der Austritt gefchieht 
in der umgeßehrten Ordnung der Wahl; die Austretenden find wieder wählbar. 
r 115. Das Seeretariat wird duch die Ganzlei des Obergerichts ver: 
hen, A 

Die weitere Organifation und Competenz diefer Behörde ift dem Ge: 
ſche vorbehalten. | 


3. Verhoͤrrichteramt. — 


116. Im Canton beſteht ein Verhoͤrrichteramt aus 2 Mitgliedern, 
zur Aufnahme und Leitung der Criminalproceduren. | 

117. Die Werhörrichter werden vom großen Rath aus dem Doppel: 
vorfchlag des Dbergerihts aus denjenigen Bürgern gewählt, die das 26ſte 
Alterejahr zuruͤckgelegt haben, und im der Rechtswiſſenſchaft bewandert find. 

118, Die Verhörrichter find in das Dbergericht wählbar, treten aber 
bei Beuttheilung von Polizei: und Griminalfällen aus,‘ und werden durch 
Suppleanten erfegt.: un 2 

119. Die Amtsdauer ift 8 Jahre. Alle 4 Jahre tritt einer aus; 
dieſes geſchieht in der umgekehrten Drdnung “der Wahl, Der Austretende 
iſt wieder waͤhlbar. I St  Bau.ıl m), . 9 27" rd, 

4%. Das Gefeg beſtimmt die Verrichtungen‘ biefer Behörde, die ihr 
ten eigenen Seeretai hat, welcher dom Obergerihte auf 6 Fahre, mit Wie: 
bermählbarkeit, zu ernennen, und vom großen Rathe zu beſtaͤtigen iſt. Dis 
Geſetz trifft uͤber die Art der. Hinweifung der Umterfuchungsfäle an das Der: 
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22. und he: veihanh le le, ‚die h ae 
mungen. 10 — Far 


Abfchnitt 
Bezirksbehoörden. 
1. Bezirksſtatthalter. 


121. Ein Bezirksſtatthalter, als erſter Vollziehungsbeamter in jedem 

Bezirk, wird von der Bezirkswahlverſammlung frei aus allen ſtimmfaͤhigen 
Bürgern des Cantons gewählte. Derſelbe bleibt 3 Jahre im Amte und it 
wieder wählbar. 
+ 122. Seine Pflichten im Allgemeinen find: über Ordnung und Kuk 
in — Bezirke zu wachen, die Verrichtungen der Gemeinderaͤthe zu be 
auffichtigen, und durch fie die Geſetze, allgemeinen Verordnungen und br 
ſondern Aufträge der obern Behördern in Vollziehung zu fegen. Ihm kommt 
befonders die naͤchſte Aufficht über die Waifenämter zu. 

123. Die Handhabung der Kandespolizei, und die Einleitung, dh 
Uebertreter der Gefege zur Strafe gezogen werden, liegt ihm befonderd J 
ſo wie die Vollziehung richterlicher Urtheile. 

124, Er ift für alle feine amtlichen Berrichtungen verantwortlich, 
wird vom Staate beſoldet. 

125. Fuͤr die Faͤlle der Abweſenheit und Krankheit wird ihm von de 
Bezirkswahlverſammlung ein Stellvertreter beſtimmt. — Die weitern Be 
fugniffe beſtimmt das Geſetz. 


2. Bezirksgericht. 


126. Für jeden Bezirk ift ein Gericht aufgeftellt, welches als Cafe 
tionsgericht über die von den Kreisgerichten beurtheilten Civil und Polipl 
fälle entfcheidet, und als erfte Inftanz alle außer der Competenz der Kuik 
gerichte liegenden bürgerlichen und adminiftrativen Streitgegenftände und Pr 
ligeivergehen, theild mit, theils ohne Appellabilität, beurtheilt. 

127. Es fpriht ferner erſtinſtanzlich über Unzuchtövergehen und Al⸗ 
mentationsflagen. Es entfcheidet über Bevogtigungen, fo mie über die Zu 
läßigkeit von Fallimentsbegehren, und führt die diesfälligen Verhandlung. 
Bor demfelben find ebenfalls die MWaifenämter und Vormuͤnder fuͤr ihn 
Handlungen und die den Bevormundeten daraus entftehenden nachtheiligen 
Folgen, zu belangen, nachdem dafüt die Hinweiſung des Falls von dem 
Heinen Rath, als vormundfchaftlicer Oberaufſichtsbehoͤrde, in. Gemäßpeit det 
nähern Beftimmungen des Gefeges, erfolgt feyn wird. 

Die genauere Aysfcheidung der Gompetenz bes Gerichts iſt ebenfal⸗ 
dem Geſetze vorbehalten. 

128. Das Bezirksgericht beſteht aus einem. Praͤſidenten und 6 Nik 
tern, und wird, fo wie die vier, Suppleanten befaben, von der Begjitke⸗ 
wahlverfammlung gewählt. 


129. Der Präfident und Vicepräfident wird vom Gerichte ſelbſt auf 
feiner Mitte ernannt, . 

130. Die Mitglieder des Beuleksgetichtes Bleiben 6. Jahre an eihen 
Stelle; alle drei Jahre tritt die Hälfte derfelben, nämlich nach Umfluß de 
erften 3 Jahre drei, und im ſechſten SJahre,.niep, Mitglieder aus. Der Aut 
tritt gefchieht in der umgekehrten. Ordnung, der Wahl; .ı Die Austretendu 
find wieder waͤhlbar. 5; ia Ti Rt 


431. Das —— wird von der Vennrtoannrei — 











\ 
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132. Jeder Bezirk hat? eine —— welche von einem Veꝛicte 
ſchreiber beſorgt wird. 

133. Die Bairksſchreiber werden Pos den Beyrtawahlderſammmiungen 
für 6 Jahre ernannt, und find- wieder waͤhlbar. 

134. Sie find für ihre amtlichen Verrichtungen verantwortlich, und 
verpflichtet, für ihre Stelle genügende Bürgfchaft zu leiften: 


Das Gefeg wird die OBEN! j fo wie bie Enrfäibigung Befeßen, 
näher — | 


Asfonitt 5. 
Kteisbehärden. 
1. Friedensrichter. 


135. In jedem Kreife ift ein Friedensrichter, der von der Kreisver⸗ 
ſammlung gewaͤhlt wird. 

136. Er wird fuͤr 3 Jahre ernannt, und iſt wieder wählbar, 

137. Er ift Vermittler in allen bürgerlichen Streitigkeiten. 

138. Er führt, mit Zuzug der Bezirkscanzlei und des betreffenden 
Drtövorftehers, die Noth= und Fallimentsganten. 

139. Ebenfalls, mit Zuzug des betreffenden Ortsvorſtehers nimmt er. 
Befiegelungen (Obfignaturen), und mit Zuzug der Bezirkscanzlei Vermoͤ⸗ 
gensbefchreibungen und Zheilungen in allen den Faͤllen vor, fuͤr welche ſolche 
geſehlich angeordnet find. 

140. Ihm iſt der Rechtstrieb für Schulden uͤbertragen, nach geſetzli⸗ 
hen Vorſchriften. 

141. Die Käufe, Taͤuſche, Schuldverſchreibungen, Heirathscontracte 
und Letztewill enserklaͤrungen werden bei dem Friedensrichter eingelegt, und 
von ihm, vereinigt mit dem betreffenden Ortsvorſteher und der Bezirkscanz⸗ 
ki, gefertigt und einprotocollitt. Die zu Handen der. Betheiligten darüber 
aus zuſtellenden urkundlichen Acten find ebenfalls von der Canzlei auszufertis 
em, und vom. Bezirksitatthalter zu befiegeln. 

142, Der. Sriedensrichter ſteht unter der Aufſicht des Bezirksſtatthal⸗ 
tn, und legt demfelben jährlidy einen Bericht über. feine: Verrichtungen: ab; 
"> 143. . Er. ift für alle feine Verrichtungen verantwortlih, und für die 
Füße feiner Werantroortlichkeit verpflichtet, annehmbare Bürgfchaft zu ſtellen. 
) 444. Die, weitere Competenz und das von ihm zu beobachtende Wer: 
führen, fo mie die ihm an Befoldungsftatt anzumeifenden Emolumente, wird 
dad Gefeg beftimmen. 

‚145. In Faͤllen von Krankheit, Abweſenheit, Verwandtſchaft oder 


Vetheiligung des Friedensrichters iſt der Gemeindeamman des Kreishaupt—⸗ 
ottes deſſen Stellvertreter. 


2. Kreisgerichte. 


146. In jedem Kreiſe wird ein Gericht unter der Benennung Kreise 
gericht aufgeftellt, das aus 5 Richtern befteht, „welche fammt 3 Supple⸗ 
änten von der Kreisverfammlung aus den Activbürgern des Kreifes auf eine 
Dauer von 3 Jahren gewählt werden. Im erſten undızweiten Jahre trer 
tm 2 Mitglieder und 1 Suppleant, im dritten Jahre aber 1 Mitglied und 
1 Suppleant in der umgekehrten — der Wahl aus. Die Austreten: 
den ſind wieder waͤhlbar. u — el 
47.Dieſem Gerichte fteht: Nun adnene 190 
8) über‘ alle. außer ber: Competenz des Gemeinderathb,liegenden Zuvelfahen; 
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- b): Über bie nicht ausgeglichenen wöärtlichen: Beſchimpfungen; und 
„? über Raufs und Schlaghändel, über welche feine Criminalklage fatt: 
‚findet, und bie keine Entfchädigungsforberung ‚ die 25 fl. überfteigt, fo 
wie feine höhere Strafe als. 15 MR oder dreimal 24ftümdige ne 
‚haft nach ſich ziehen, 
das ; Stafreht zu. 
448. Es: fpeicht ferner: : 
a) in bürgerlichen nicht vermittelten Rechtshaͤndeln ab, welche, ohne In 
begriff der Unkoften, den Sachwerth von 25 fl. nicht überfteigen. 
Die nähere Beſtimmung der Competenz ift dem Gefege vorbehalten. 
149. Für alle in den- oben bezeichneten Fällen ausgefprochenn Ur: 
thyeile ſteht Recurs um Gaffation an das Bezirksgericht offen. 
150. Dem Kreisgeriht ift auch, mit Zuzug der Bezirkscanzlei, dad 
Vormundſchaftsweſen übertragen. 
151. Das Geriht wählt feinen Präfidenten aus feiner Mitte, um 
den Schreiber in oder außer feiner Mitte; — den Letztern je auf 3 Zahn, 
nad) deren Umfof er aber wieder ernannt werden kann. 


| Abſchnitt 6. 
Gemeinden und Gemeindsbehoͤrden. 
A, Drtögemeinden. 


152. Jede Ortsgemeinde des Gantons bildet einen abgefonberten Ber 
ein der Bürger und Einwohner, wodurch fich dieſe mwechfelfeitige Unterftügung 
in Fällen, welche der öffentlichen Fürforge bedürfen, gewaͤhrleiſten. 

153. Die beftehenden Gemeinden find gefeglich anerkannt. . Diefelben 
koͤnnen £einer Abänderung unterworfen werden, als ducch einen Beſchluß dit 
großen Raths. 

154. Sie beftellen durch die Verſammlung ber Ortsactivblrger bie 
Berwalter ihrer Gemeindsfonds, und laffen ſich von ihnen alljährlich genau 
Rechnung ablegen. WBetreffend die Kirhen:, Schul», Armen und ander 
Gorporationsgüter;- fo foll über die Verwaltung derfelben den Antheilhabern 

an ſolchen ebenfalls alljaͤhrlich Rechnung geftellt werden. 

‘ 155. Der Entfcheidung der Gemeinde fleht zu: Anſaͤßbewilligungen für 
Fremde und Aufnahme ins Bürgerrecht nach den beftehenden Gefegen; Ver 
fügungen über das Gemeindegut; die Beftimmung der Befoldung der Gr 
meindeamten und Angeftellten, Verwendung der Einfünfte, Voranſchlag de 
Einnahmen und Ausgaben; Käufe, Verkäufe und Taͤuſche; neue Anleihen; 
Aufnahme von Anleihen, Bauten und andere Unternehmungen in Koftn 
ber Gemeinde; Anhebung von Proceffen; alle Steuern für vie. Gemeint 
und ihre Verwendung. 

156. Jede Veräußerung, Verpfaͤndung oder Vertheilung von Gr 
meindegütern kann nicht anders, als mit Genehmigung des Heinen Raths gr 
ſchehen. Gleiche Bewandtniß hat ed mit dem Geldaufnahmen auf den Nr 
men der Gemeinde, unter Solidarverpflichtung ber Bürgerfchaft. 

‘457. . Den nicht zuftimmenden Bürgern im. den $$. 155. und 156. 
genannten Sällen ift der Recurs an den Heinen u, — 


T — —— — 


158. Jede Gemeinde hat einen Vorſteher, der die Buitherverſammlum 
gen zuſammenberuft, in denſelben praͤſidirt, das Buͤrgerregiſter rg r 
Beſorgung der Gemeindsarmen auf gefeglichem Wege einwirkt, Ruhe, O 
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nung und Geſetze under’ den Drtöberoohtteen handhabt und: de vorfa enden 
Frevel dem Gemeindeamman- leitet. Ä 

159. Diefer wird ‚von .der Drtsbürgerfihaft und den feit einem — 
geſetzlich angeſeſſenen Steuerbaren, ſowohl Schweizern als Fremden, aus den 
Ottsbuͤrgern gewählt, welche das Betiubürgernecht genießen, ‚und: daß ‚Röfle 
Sitsjahe erreicht haben. 

‚4604. Ervift zugleich Mitglied: des Gemeilnderaths und in Abſicht auf 
Amtsdauer und Austritt der m ben — beſtehenden Vorſchrift unter⸗ 
pa 


B. Municipafgemeinden. 130 


161. Die Drtögemeinden fiehen unter fih in einem Munteipatver 
bande nach der bisherigen Eintheilung; diefe abzuändern kommt einzig dem 
großen Rathe zu. — — 
Gemeinderaͤtte — DE Een Ze 

162. Jeder Municipalgemeinde iſt ein Gemeinderath vorgeſetzt beſte⸗ 
hend, aus wenigſtens 5 Mitgliedern. Woraus treten in den Gemeinderath: 
die Börfteher der einfachen Gemeinden des Municipalbezirks. Hierauf wer⸗ 
den die übrigen Glieder zur Ergänzung der von der, Municipalgemeinde verz 
rdneten Zahl frei aus der Gefammtheit. der Activs, Orts- oder Cantons⸗ 
Dünger ernannt, die das 25ſte Altersjahr erreicht haben. | 

In denjenigen Municipalgemeinden jedoch, mo die geſetzlich angeſeſſenen 
Cantonsbuͤrger am Anzahl den Ortsbuͤrgern gleich oder überlegen find, ſoll 
der Gemeindeamman als Präfident des Gemeinderaths und wenigſtens die 
Hüfte der Mitglieder deffelben aus den Drtshürgern gewählt, die übrigen 
Mitglieder aber koͤnnen aus gefeglich angefeffenen Cantonsbürgern genommen 
erden, 

163. Die Gemeinderäthe bleiben 3 Jahre im Amte. Alljaͤhrlich wer⸗ 
den dieſelben zum Drittheil erneuert. Ueber die Ordnung des Austrittd ent⸗ 
Yen unter ben Mitgliedern das Loos. Die Austretenden find wieder 

bar, 

164. Der Gemeinberath fteht als unterfte Vollziehungs⸗ und Poli⸗ 
zeibehoͤrde unter der Aufſicht des Bezirksſtatthalters, und iſt für feine Ders 
tichtungen verantwortlich. 

465... Er vollzieht die allgemeinen Gefege * Verordnungen, ſo wie 
die ihm zugehenden Auftraͤge hoͤherer Behoͤrden, und ſorgt fuͤr die a 
derfelben in dem Municipalbezirk. 

166. ‚Er vertheilt die vom Staate eingeforderten Steuern und Anla⸗ 
gen nach vorgeſchriebenem Fuße auf die Steuerpflichtigen, und beſorgt ben 
Bezug und die Ablieferung. der. Gelder an bie Cantonscaffe. 

167. Vorzuͤglich liegt ihm ob: über Ruhe, : Ordnung und Sicherheit 
zu wachen, und daher die niedere Polizei zu handhaben. 

168. Ihm ſteht gegen Fehlbare in Sachen der niederen Polizei das 
Strafrecht bis und mit 8 Fr. oder zweimal Aſtuͤndiger Arreſt zu, 

169. Molizeivergehen, über melde die Strafcompetenz den. Kreißgeriche 
tm zuſteht, weiſet er unmittelbar an.diefelden. . Wenn: aber: dad Gefeg eine 
höhere Strafe verhängt, oder bie Tomyeten; gweifelpaft ift, leitet er den Fall 
an den. nn 

170, Er Hat; alljährlich bie für. bie Munichpalausgaben beſtimmten 
Einkünfte zu erheben, und uͤber deren Verwendung: genaue und mitförms 
lichen Belegen N Rechnung der Generalverfammlung: vorzulegen. ; 
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174. Der Gemeinderath beſtellt in oder außer . fine: Mitte: feinen 
Särebe auf die Dauer von 3 Jahren. Derſelbe ift wieder wählbar. 
— C. Generalverſammlungen. 

4172. ‚So oft es nothwendig iſt, verſammelt der Gemeinderath die 
Municipalgemeinde. 

173. Außerdem find bie Vorſteherſchaften der. Municipal: und Drti: 
gemeinden bei Verantwortlichkeit gehalten, die Gemeinde zu verſammeln, jo: 
bad ein Viertheil der flimmfähigen Bürger 28 verlangt, 

174. Seder in dem Municipalbezirk mwohnende Activbuͤtger, der in 
der Ausuͤbung des Activbuͤrgerrechts nicht eingeſtellt iſt, und jeder feit einem 
Fahre gefeglich angefeffene Steuerbare ift befugt, in der Generalverfammlung 
der Municipalgemeinde zu ftimmen. 

175: Die Generalverfammlung bat das Recht, die Zahl der Mitalie 
ber des Gemeinderaths zu beftimmen, und diefelben, fo wie den Gemeinde 
amman, zu wählen. 

176. Sie fegt die Dienftentfchädigung der von: ihr gewählten Gemein 
beräthe feft. | | 

177. Sie befchliegt über die Mittel zur Dedung der Municipalver: 
mwaltungskoften, und nimmt dem Gemeinderath über die Verwendung derfk 
ben alljährlih gehörig belegte Rechnung ab, die nach ihrer Genehmigung 
duch den Gemeindeamman dem Bezirksftatthalter zur Einfiht vorzulegen if. 

178. Sie befchließt ferner auf den Vorſchlag des Gemeinderathe übe 
Errichtung öffentlicher Anftalten für die Municipalgemeinde, und über di 
Derpfindung gemeinfchaftlicher Güter, mit Genehmigung des Eleinen Rath. 

179. Eben fo befchließt fie über Geldaufnahmen, für melche die ge 
fammte Municipalitätsbürgerfchaft haften foll. 

180. Bei allen in andern Dingen vun Seite des Gemeinderathe an 
fie gelangenden Vorſchlaͤgen, dergleihen zu machen den Municipalitätsbir 
* ebenfalls zukommt, hat fie das Recht der Annahme, Abänderung odet 

erwerfung. 

181. In den Generalverſammlungen hat der Gemeindeamman den Bor b 

Abſchnitt 7. 
 Erziehbungsmwefen, 

182. Die Sorge und Aufſicht über den öffentlicjen Unterricht: im Cam 
ton wird einem, aus 9 en beider Gonfefjionen zufammengefesten, 
Erziehungsrath übertragen, in welchen 4 Geiſtliche, nämlidy 2 aus jedt 
Confeffion, wählbar find. | 

183. Der Erziehungsrath ernennt aus feiner Mitte feinen Praͤſiden⸗ 
ten und Vicepraͤſidenten; den Actuar dagegen in oder außer ſeiner Mitte. 

184. Der große Rath waͤhlt die ſaͤmmtlichen Mitglieder des Enie: 
hungsraths aus einem doppelten Vorſchlag des kleinen Raths, oder auch 
frei außer demſelben. 

185. Die Amtsdauer iſt auf 6 Jahre feſtgeſetzt; alle 2 Jahre treten 
3 aus; der Austritt gefchieht in der umgekehrten Ordnung - der - Wahl, | 
Die. Austretenden koͤnnen ſtets wieder vorgefchlagen und gewählt werden. 

‚Der Actuar wird ebenfalls für die. Dauer von 6 Jahren ernannt, un / 
iſt jedesmal. wieder: wählbar, . 

186. Der Erziehungsrath bildet und entwickelt. das Grziehungsmfa 
ſelbſtſtaͤndig nach den Befegen des großen Raths; er fieht unter ‚deri Ober 

aufſicht des kleinen Raths, dem er zu dem Ende —— — * 
on mittheilt. u 
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Die genauere Drgmnifatien biefer Behorde nebſt thten ·Vefugniſſen be⸗ 
ſtimmt das Geſetz. A | 

187. Sn jeder Schulgemeinde iſt eine Schuloorſteherſchaft, die außer 
dem’ Praͤſidenten aus 4 bie 8 uni ori beſteht, und ‚von! ‚der Schulge⸗ 
meinde gewählt wird. u 

188. Die Verwaltung den; jeder Schyulgemeinde — Schul 
guͤter bleibt, wie bis dahin, den rn beſondern Pflegſchaften an⸗ 
heimgeſtellt. 

189. Jeder Schulgemeinde ſteht von nun an, bei einttetmdeh Erle: 
digungsfaͤllen, die Erwaͤhlung der Schullehrer: an ihren Elementarfchulen aus 
den. don dem Etziehungsrath gepruͤften und fuͤr mahlfähig erklärten Schule 
männden ;. über welche‘ bie gedachte Behoͤtde jedesmal der Sewnac⸗ m ein 
mr 0 zu geben hat, zu. 

in weisen bi Sn a 

“ SiIirherwelsn. ..... 

450. Uni die Vefugniſſe und Geſchaͤfte zu beſotgen, die jedem Con» 
feſſionstheil beſonders ‚jufommen, ſtellt jeder derfelben einen befondern Kir 
& entäch Auf, u 

191, DK befderfeltigen Kiechentaͤthe, die von einander unabhängig bes 
fiheh, baß en im Augemeinen. die Oberauffii ht und Leitung alles deffen, was 
die —2— iner guten Ordnung im Kitchen: und auch im Armenweſen 

in fo "Weit dieſes Letztere Confeſſionsſache iſt. 

‚192, Ihnen kommt ferner zu: die Aufficht über die Verwaltung der 

jedem. Gonfelftonstheite eigenthümlich und ausſchließlich zugehörigen. Kirchen⸗ 
Sul: Re Armengliter, und die ‚Übrigen Fonds. 
Dabei Haben fie, noch als befondern Zweck zu "betrachten und zu 
MR "ie ‚Reifgiofität und ‚Sittlichteit des Volkes, und die, Verbreitung 
Gtiftichet Toleranz. — Zudem liegt ihnen ‚die Prüfling der Wahlfaͤhigkeit 
bet ‚Apitanten auf Pfatrftelfen ob. 

194; Jevber der beiden Kiccent dtht ef aus 7, nämlich 3 geiſtli⸗ 
hen und 4 weltlichen Mitgliedern. 

195. Die Mitglieder. ber —* werden von den betreffenden 
Großrathscollegien gewaͤhlt. 

„496, Ueber bie Einrichtung, Befagniß * Gefehäfisführung bee einen 
und andern Kirchentaths, fo wie über die Organiſation des. Kirchenweſens 
im Allgemeinen, haben die betreffen den Großtethacolegen durch ein beſonde⸗ 
1 riet, 32 re Anotdnung zu treffen. 

jeder Ricchenpemeinhe Gefepe: ein Richenfiufend ober. Site 
— aus wenigſtens 5. Mitgliedern. 

Die naͤhere Einrichtung und Befugniß dieſer Behörde zu beſtimmen, iſt 
den betreffenden Großrathscollegien uͤberlaſſen. 

198. Die geiſtlichen Pfruͤnden werden bei kuͤnftiger Erledigung von 
ben Kirchengemeinden ſelbſt aus ben, von ben betreffenden Kirchenraͤthen für 
—6 erkannten, Geiſtlichen beſetzt. Die Beſtimmung der diesfaͤlligen 

Wahlart, ſo wieder Verhaͤltniſſe derjenigen Gemeinden, wo, das Collatur: 
recht nicht dem Staate oder den Gemeinden zuſteht, iſt dem run vor 


halten. 
Abſchnitt 9, 
Berpättniffe zwifchen den beiden Sonfeffionstheilen, 
4199, Die: beiden. Gonfeffionstheife nehmen an der Staats: und Su: 
fipermaltung in folgendem Verhältniffe neben einander Antheil: 


= TER ET reed 


Me En. Rathe wird nach feiner u Der evangeliſcht Thril 
Mi; 7, und ber Eatholifche mit 23 Ditgfiebern reptaͤſentitt, amt ber 

im 8. 89. aufgeſtellten Scala. m 

"r 9 In denkleinen Rath werden + zrängeifche * 2 eatbeiffe und ih 
das Dbergericht 8 evangelifhe und 3 katholiſche Mitglieder gewaͤhlt — 

2.‘ "Der Vorſitz wechfelt in diefem letztern unter: beiden Confeſſionen 

eg: Bei Beftellung der übrigen Gerichts: und Verwaltungsbehoͤtden un) 
Beamtungen fol im Allgemeinen ein biligee Pacitätsuechäluf F 


* 


F achtet ‚metden. e BER TR 
5: » Jedem Confeſſi onstheil kommt, unter der — Auffi icht bet 
—Raths, die eigene Beſorgung feines Kirchenweſens, und — 

les deſſen, was confeſſioneller und kirchlicher Natur iſt, und die da 
herige Organiſation zu; — fo wie die Aufſicht und Verwaltung ibe 
die ihm wirklich eigenthämtich: und- ausſchließlich zugehörigen Kirch, 
Schul: und Armengüter. 
e) In diefer Beziehung fondern fi bie. "Mitgticber. bes großen 
“ nach den Gonfeffionen in, befondere Rathstollegien ab. 
4)Die Belhlüffe und Verordnungen des einen und des andern Ba 
‚ „ collegiums find der Sanction des großen Rathe untermorfen., , 

* J Bei Streitigkeiten zwiſchen paritaͤtiſchen Gemeinden oder atitatiſh 

Gemeindstheilen, welche ihten Grund in der Reli iglonsberſchieden 

Haben, "tritt ein ſchiedsrichtetliches Verfahren ein. Zu‘ dieſem 

— waͤhlt jede Partei 2. Schiedsrichter, und wenn es biefen. nicht gen, 

ſie zu vereinigen, noch ferner 1 Mitglied, des Obeigerichts ihrer Gun 
feſſion; mo fodann die beiden ‚Mitglieder, erwähnter Behörde in, 
„bindung mit, den 4 Schiedsrichtern . den Stteitgegenfland zu gi 
Beleiti gung zu bringen Bedacht nehmen, Früchtlos bleibenden all 
wird von ihnen unter dem Vorſitz eines. Obmanns, 55 von di 
Parteten felbft, und wenn fie fich, ‚darüber nicht. verft —— n Kom 
von dem Obergerichte in, oder. außer dem Canton: au wählen il, ut 
"ode — endlich abgeſprochen —* nt A 
nd int ne A en —4 
Allgemeine Beflimmungen. J 


200.Die Klöſter Capitel annd Stiftungen mit ihrem — 
* unter der Oberaufſicht des Staͤats. Ihr Eigenthum kann nicht Mi 
——— vermehrt werden, ohne Bewilligung des großen Raths. 
201.. Neue geifttiche Körperfchaften außer den hereits „Beftebende | 
Ten im Canton nicht errichtet werben. | 
„202. Die Beftimmungen über de, Aufnohme der Novigen is 
Gefege überlaffen. 
203. Mit Ausnahme ded großen Raths dürfen. in Eeiner BVehoche f 

gleicher Zeit fich befinden: Water und Sohn; Bruder, Schwager Ehni 

er und Tochtermann, und in Blutsverwandiſchaft ſtehende free und 

effen, und Gefchroifterfinder. 

204. Die fämmtlihen Behörden und Beamten, ‚fo wie bie —*— 
und Kreiswahlverſammlungen, haben den durch das Geſetz zu ef 
Eid zu leiften. 
205. Die ſaͤmmtlichen Gerlchtsbehoͤrden und Friedensrichter, ſo mis 
ber Erziehungsrath, übergeben alljaͤhrlich die Meberficht ihrer Verrichtungen 
fo wie einen umfaſſenden Beriche über dem Zuſtand bes Juſtiz⸗ und’ Eur 
dangeweſene dem kleinen Rathe s a des. großen Rathe; 
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206. Die Verhandlungen ; dev, ſaͤmmtlichen gerichtlichen Behörden find 
in ‚ber, Regel Öffentlich, und ihre Urtheile ‚müffen mit Motiven begleitet ſeyn. 
Bet der Abſtimmung Yird abgetteten. Die nothwendigen Ausnahmen von 
der Oeffentlichkeit beſtimmt das Geſetz. 

207. "Kein Verwaltungsbeamter umd kein Richter kann ohne kin uͤch 
tetliches Urtheil feines Amtes entfegt werden. 

208. Kein vom Beinen Rathe Angeftellter und, fein unter bemſelben 
unmittelbar ſtehender Voilʒiehungsbeamter kann eine Richterſtelle bekleider 

Kein vom kleinen Rathe gewaͤhlter Beamter kann ia des gro Fa 
Rache ſeyn — 

Daſſelbe gilt auch von dem Stagtsſchreiber. | R 

209. Alle Wahlen, fomwohl der‘ Behörden als der —** und Bezirks⸗ 
wahlbetſammlungen geſchehen durch geheimes und abſolutes Stimmenmehr. 

210. Im’ Canton wird nur ein Gewicht und ein Maaß eingeführt 
werden, u. air don. det eldsgenoͤſſi iſchen Bundesbehoͤrde ein gleichförmiges 
aufgefelit to 

21! — — bie —*8 eines Criminal⸗, Civil: und Polizeigeſetz⸗ 

‚fo wie eines Sefeges, „uber bie bürgerliche Peppefform,, wird * Ge⸗ 
bung befötdertich forgen. 
n 212. Det‘ beiden Gonfeffi ionscolfeglen bleibt vorbehalten, vdie Bl Ei 
det, ju beftimmen, von tmeldhen . ‚Hiagdare Ehevetſprechen und Scjeidun 
dem zu behandeln ſind. 

A3.Die ganze Adminifrrative Juſtiz des kleinen Rath⸗ iſt üben 

214. Alle Titulaturen find abgeſchafft. 

215. Alle bisherigen Gefege und Verordnungen, welche nicht mit die⸗ 
fr Santonatverfaffung im Widerſpruche ftehen, bleiben in Kraft, follen aber 
—— ein unterworfen werden, Dr 

16. Der Canton erklaͤtt ſich gegen dieſchweizeriſchen Mitftände geneigt: 

a) für gemeinfchaftliche Fe ung eines er erichtshofes ; 
2 b).füe Errichtung gemeinſchaftlicher Corrections⸗ und, Arbeitehäufer; 
| Fr für Centraliſttung alles politiſchen Ver ehrs mit dem, luslande ; 
der Poſten; “ 
e) der Münzen, des Gewichts und des Maps. ee ee 
"Sy des. Militaͤrweſens; 7.iuoſg de. 51 > 
u M Zölle und, Weghelder. an GAR? 7 u 1327 
pi ee — VBeefalſonge RITTER 

27, Die Befa ſſung ſteht ‚unter. der; Garantie; al ‚Bltger, nd 5) j 
218. Jeder ‚Bürger. ift- bei feinem. Buͤrgereide aufgefordert, jede wahr⸗ 
genommene Verletzung * Verfaſſung, oder jedes dieſelbe bedrohende Erei 
niß, bei dem Praͤſidenten des großen oder des kleinen Raths, oder bei eich 
rg Mitgliede Sie Behörden‘, ängujeigen. .·. Kur 

NRevifion der Verfaſſung. nt 

Es Nach fee Jahten, und ſpaͤter ale zwoͤlf Jahre, findet Ane 
Redlſion der Verfaſſung ſtatt, wenn ſolche von der Mehrheit der ſtimmfaͤhl⸗ 
gen Bürger des Eantens gefordert wird; wobei jedoch die der: — 
— Grundſaͤtze unverändert bleiben ſollen. 

In dieſem Falle. wählen nach ber, für die Mahl des großen 
—* feffgefegten, Weiſe die Kreife, eine Commiffion. von 100 Mitgliedern, 
welcher bie :Meviflom uͤbertragen wird.‘ N") 

224, ı Die getroffenen — werden dm m gulln dur — 

Ort Verwerfung vorgeiegt. N 


>. un 
z 


- 
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Zn . Weber bie Annahme der‘ Berfaffung. 


222. Diefe Verfaffung wird den RENT die ihren, ih 
fidenten felbft wählen, zur Genehmigung vorgelegt, Alle ‚Santonsbürger, d 
das 20fte Altersjahe zurücgelegt haben, und die nad) der neuen Vetfaſſu 
in der Ausuͤbung des Activbuͤrgerrechts nicht eingeſtellt werden, ſind dat 

ſtimmfaͤhig. 
Wenn die Mehrheit der Stimmenden aller Kreiſe ſich für 
lunahme ber Verfaſſung erklärt; fo tritt dieſelbe in, Kraft. 

Alſo einftimmig angenommen und Pie von dem zrofen Rat 
des Standes Thurgau. 


SFrauenfeld, den 14. April 18343. es 

9 Im Namen des € golen Rathes uinterjeichnet: e 

ö . | Der Präfident deſſelben, u A 
a Anderwert,, 













Die Secretaird : Stimmgähler: 5 os 
‚Keßelring -» Bachmann. 


——— —** wurde den 26. "April ben Volke in ben Kt: 
verfammfungen zur Abflimmung vorgelegt. Von 18, 888 ftimmfähigen 
gern nahmen fie 10,044 an, und, 432 lehnten fie ab. Die Abmefend 
"8336, wurden laut Beſchluß des großen Raths nicht gezählt, uch 8. 
wurde fodann die Verfaſſung in — ae De 





a gonigreich Griegentant., a 


MEHR Tor i4 

Im "Mrz 13°" begann gleichzeitig der: Aufftarid’ der — 
der Moldau und Walachei, ſo wie in Morea und auf. den griechiſch 
Inſeln gegen die Pforte;. In den beiden erſten Fuͤrſtenthummern vo 
er, nach blutiger Gegenwehr, bald wieder unterdrüdt, in Morea u 
auf den Inſeln endigte er, nach einem. vieljährigen und: zwetdeutig 
Kampfe, mit der Anerkennung der Selbſtſtaͤndigkeit und U 
abhaͤngigkeit Griechenlands ‚von der Pforte, in dem von -derfi 


pel für die Griechen, wo ; nach dem Aufſtande in. de Moldau und ® 
lachei, die Pforte die ftrengften Maasregeln und. blutigften —— m 
gen über bie daſigen Griechen verhaͤngte; ſo wurden doch (182 * 
Deputirten der: Griechen auf dem Monarchencongreſſe zu Verona, M 
fie die Hülfe der chriftlichen Mächte gegen die Pforte nachſuchen wol 
ten, nicht zugelaſſen. Ob nun gleich die einzelnen griechiſchen Flottil e 
mehrere bedeutende Seeſiege gegen die tuͤrkifchen Admirale erfochten; fi 
warb. doch die ganzer. neue- politifche Stellung. der: Griechen felbft Höchl 
bedenklich, als der von der Pforte zur Huͤlfsleiſtung "aufgerufene Bicekd 
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nig von. Aegypten, Mehemet Ali, nicht bloß eine Flotte, ſondern auch 
eine: Landmacht von 20,000 Mann, angeführt von feinem Sohne Ibra— 
him Paſcha,edem Befieger der: Wechabiten, zur Bezwingung; der Grid 
chen und zur Wiedereroberung Griechenlands abfandte. Ibrahim landete 
am 22. Febr. 1825 zu Modon. - Nach blutigen und. verheerenden Zuͤ— 
gen.eroberte Ibrahim (23. Apr. 1826) die Feftung Miffolonghi durch 
Stumm; und fpäter Athen (5. Mai 1827). Die Akropolis, die Fe: 
ſtung dieſer Stadt, mußte (5. Jun.) capituliven. . Doch bewirkte: die 
Seefhlacht bei .Navarin. (20. Oct. 1827), wo eine vereinigte: brit- 
tiich=franzöfifchzruffifche Flotte, ‚unter den Befehlen. Codringtons, 
Rigny’s und Heydens, die tuͤrkiſch-aͤgyptiſche Flotte vernichtete, den 
Abzug des aͤgyptiſchen Heeres aus Griechenland, nachdem Codrington 
mit dem Vicekoͤnige von Aegypten (9. Aug. 1828) deshalb einen Ver: 
trag abgefchloffen hatte, und. ein franzöfifches, Zruppencorps, geführt von 
dem ‚Generale Maifon, in Griechenland .(30.Aug. 1828) landete, und 
bie Feftungen Modon, Koron, Navarin. und: Patras beſetzte. 

‚Denn‘ bereits nach dem ‚Tode des Kaiſers Alerander 1. vom. Rufe 
land (1. Dec. 1825) veränderte ſich die politifche Gefinnung und Sfel- 
lung der europaͤiſchen Großmächte in Hinficht der Griechen. Der Herr 
zog von. Wellington erfchien in Peteröburg, und: unterzeichnete (4. Apr. 
1826) mit Rußland einen Vertrag, in welchem Rußland und Eng: 
land über eine verföhnende Ausgleichung der griechifchen Angelegenheit zu 
Eonftantinopel fich vereinigten, und die übrigen europäifchen Großmaͤchte 
zur Mitwirkung zu dieſem Zwede einzuladen verabredeten; . Auf Die 
Grundlage dieſes Vertrages ward — noch während Cannings Mint: 
ſteriun — am 6. Juli 1827 ein Bertrag zwifchen England, 
Rußland und Frankreich zu Kondon zur gemeinfhaftlichen 
Verwendung in’ der, griechifchen Sache abgefchloffen, worauf der Kaifer 
Nicolaus (13. Juli) die auf den Grafen Capodiftrias.(14. Apr. 1827) 
gefallene Wahl des griechifchen Nationalcongrefjes zum. Gouverneur 
von Griechenland auf 7 Jahre beftätigte. 

Bereits wenige Monate nach dem 'erften Befreiungäverfuche der Gries 
ben, im. Jahre 1821, erfchienen von den eingefegten Regierungen der 
einzelnen griechifchen Provinzen. drei Berfaffungsentwürfe für 
diefe Theile Griechenlands, So warb am 4. Nov. 1821 in Me: 
folongion die: Verfaffung des weftlichen Feftlandes von Griechenland, 
welches Akarnanien, Aetolien und Epirus umfchließt, bekannt. gemacht; 
bald darauf am 16. Nov. 1821 zu Salona in. Phocis die: Verfaffung 
des oͤſtlichen Feftlandes von Hellas, zu: welchem Attika, Böotien, Eu: 
bia, Phocis, Lokris, Doris, und bie: befreieten Landestheile von Theffa: 
lim und Macedonien gerechnet wurden; und zuletzt am 1. Dec. 1821 
zu Argos: die. Verfaffung des Peloponnes, wo an der Spige der Na: 
fen des TR der Fürft Demetrius Ypfilanti ſtand. 
31 
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Bon diefen drei Verfaffungsentwürfen waren der erfbe und ber dritte 
nur fehr unvollfommene, gleihfam blos fEizzirte Verfuche zur neuen Ge 
flaltung des innern Staatölebend; der zweite mar vollſtaͤndiger und 
umfchließender. Doch trat, bei der Zerſtuͤckelung des noch nicht vollftin 
dig befreieten Griechenlands in drei einzelne Theile, Peiner: diefer dm 
Verfaffungsentwürfe ins eigentliche Xeben ein, weil bald darauf bie ein 
weilige, Regierung des ganzen Griechenlands nah Epidauros mr 
legt, und dahin die gefammte Nationalverfammlung der Griechen ben 
fen ward. Diefe Nationalverfammlung, unter dem. Vorfige des Fürfen 
Aerander Maurofordato, ſprach am 1. Januar 1822 die politifche Ei 
flen; und Unabhängigkeit der griechifchen Nation aus, und nahm m 
15. San. 1822 die fogenannte proviforifche Berfaffung an... | 

Allein unter den Griechen und ihren Parteihäuptern, beſonders zw 
fchen dem Demetrius Ypfilanti und Kolofotroni, fehlte ed: an Einigkei. 
Es ward daher von: der. einfiweiligen Regierung im Januar 1833 cm 
zwei te Nationalverſammlung der Hellenen nach Aftro berufen, un 
eine vorübergehende Einigkeit durch die ihnen. zugefommene Nachricht de 
wirft, daß die Congreßmaͤchte zu Verona ausgefprochen. hätten, die Sie | 
chen follten ihrem: vechtmäßigen Herrn, dem Sultan, fich unterwerfer, 
und von ihm Gnade fir Recht erwarten. ‘ Gleichzeitig: ruͤſtete fid di 
Pforte von Neuem. 

&o traten am 14. Min 1823 die neuerwählten Abgeordneten Gne 
chenlands zu Aſtro zur zweiten Nationalverfammlung zufammen. 
erwählten den Mauromikhali Petrompeis zum Präfidenten, dei 
Bifchoff Prashenes zum Vicepräfidenten, und Theodor Negri zun 
Kanzler der Nationalverfammlung. Nach fechstägigen Verhandlunge 
ward die Vorfrage, ob die bisherige Regierung: anerkannt. und bie pr& 
viforifhe VBerfaffung, doch mit Mobificationen, beibehalten werdii 
folte, duch Stimmenmehrheit bejahend entjchieden. Zugleich faßte: bil 
Nationalverfammlung folgende Befchlüffe: 

1) Sie erhob die Beflimmungen der prosiforlfcheri Berfaffung von 
Epidaurod, nach einigen Berichtigungen, welche eine aus fiebn 
Mitgliedern beftehende Commiſſion gemacht hatte, zur unmanbeh 
baren Verfaffung für ganz Griechenland; 

2) fie löfete alle Provinzialregierungen mit der Beſtimmung auf, daß 
die verſchiedenen Voͤlkerſchaften Griechenlands durch die Nationab 
regierung vermittelſt Praͤfecten, die aber nicht aus ber unter 
ihnen ſtehenden Provinz gebuͤrtig feyn dürften, regiert werden fol 
ten, welchen die Nationalregierung einen Schreiber, und die Pre 
vinz zwei von ihr ernannte Regierungsräthe beizufegen. habe; 

3) fie befhloß, daß die Stellen eines Generaliffimus und Großab: 
mirald der hellenifchen Nation nicht bleibend, ſondern nur wäh 
rend eines. Feldzuges flatt finden follten; daß die gefammte Lei⸗ 


Griechenland. 483 


"tung der Land» und Seemacht ausſchließlich der Regierung zu: 
ftehe, und: daß für die Truppen ber franzöfifche Militaircoder, mit 
ben dürch die gegehmwärtige Tage Griechenlands gebotenen Veraͤn⸗ 
derungen und Zufaͤtzen, angenommen werben ſolllz 

4) fie ernannte eine Commiſſion von neun Mitgliedern, eine Auswahl 

aus den Verordnungen der griechiſchen Kaiſer als Criminalcoder 
zu veranſtalten; 

5) fie beſchloß, auf. einen Antrag über bie Drganifation der Kirche, 

daß hierliber, (nach der Einſetzung der Regierung) der. Cultusmi⸗ 

nifter berfelben einen Entwurf vorlegen folle, und diefe das Kir- 
chenwefen "danach einzurichten habe; 

6) fie ernannte die Nationalregierung Griechenlands durch die Wahl 

der Mitglieder des ee (gefeßgebenden) und vollzie⸗ 

henden Rathes. | 
Nach biefen' Beſchluͤſſen ging die zweite Natlonalverſamnmlung am 
18. April 1823 aus einander. Allein auch dieſe „unwandelbare“ 
Berfäffung Griechenlands trat/ bei “den fortdauernden Gaͤhrungen zwi⸗ 
ſchen den Parteihaͤuptern im Innen, und bei dem beginnenden maͤchti⸗ 
den Kampfe gegen das aͤgyptiſche Heer, nicht in’ förmliche Wirkſamkeit, 
wenn.gleich die eingefegte Regierung die Öffentlichen Angelegenheiten lei⸗— 
tie. In diefer Zeit der, Draͤngniß war es, daß die Regietung zu Na- 
di Romania, auf den Antrag des Maurolorvato; ‚am 26. Zuli 
8W beſchloß, dem ausſchließenden Schutze Großbritanniens auf dieſel⸗ 
ben Bedingungen, wie die jonifchen Inſeln, fich zu unterwerfen, Allein 
gen dieſen Schluß’ proteftirten mehrere griechifche Häuptlinge, und eben - 

, von den mit der Aufficht Über die den Griechen zugefloffenen Huͤlfs— 
kt Beauftragten, der franzöfifche General Roche und der Nordame— 
tikdkter Washington. Den Ausfchlag gab Großbritannien, das den Anz 
trag nit annahm, fondern Öffentlich Die Beibehaltung der ftrengften 
Neutralität in der griechifehen Angelegenheit ausfprach. Doch wurden 
kt Sahre 1826 und 1827 die bereitö oben genannten Verträge, der 
äfle zwiſchen England und Rußland, der zweite zwifchen diefen beiden 
Nähten und Frankreich abgefchloffen. 

Im April 1877 trat, unter dem Prafidenten Georg Seffini, die 
Drikte griechifche Nationalverfammlung zu Zroizen zufammen. Sie 
mähke am 14. April den Grafen Capodiſtrias zum Gouverneur 
Griechenlands, weil „das griechifche Volk erkannt habe, daß alle Unfälle, 
die es feit fieben Jahren in feinem Kampfe erduldete, allein davon herz 
tübrten, daß die ausuͤbende Gewalt zu Vielen ‚anvertraut, und dadurch 
getheilt und zerſplittert war.“ Sie erließ deshalb, an dieſem Tage, ein 
Decret*), deſſen Hauptbeſtimmungen folgende waren: 


") Neuefte Staatsacten, Th. 9. ©. 54. 
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„Der dritte Nationalcongreß, in Erwägung, daß die Re 

rungskunſt den Staaten ſehr heilſam iſt, und daß die —* * 
litik große Kenntniſſe und Erfahrungen erfordert welche die turh⸗ 
ſche Barbarei den Griechen nie zu erwerben erlaubt hat; in —* 

gung ferner, daß an die Spitze des Staates ein Mann geftlt 

werben muß, ber die Regierungsfunft aus Theorie und Erfahrung 
fennt, um Griechenland nach dem —— ſeines bürgenligen Be: 
bandes zu regieren, befchließt : 

Art. 1. den Grafen Johann Gapobiftria, im. Namen ir 
griechifchen Nation durch den Congreß zum Gouverneur. von Oft 
chenland zu ernennen, und, pen die vollziehende ‚Gewalt an 

- vertrauen. 

Art. 2. In diefer Eigenſchaft wird derſelbe Griechenland nad 
den beftehenden Gefegen regieren. 

Art. 3. Dieſe Gewalt, ‚welche ihm die Nation anvertraut, # 
auf fieben Sabre beſchraͤnkt, vom heutigeu Tage an gerecht, 
Art. 4. Es fol deshalb eine Adreffe an ihn auögefertiget il 
‚von fämmtlichen. Abgeordneten ber Nation unterfchrieben werben, IM 

ihn einzuladen, in- feinem Waterlande bie Bügel ber Regierung 2 

übernehmen. 

At. 6. Eine. Commiffi ion von drei Mitgliedern wird bie 9 

‚ gierungsgefchäfte während der Abwefenheit des gedachten Oral 
verſehen; ihre Gefchäfte aber hören auf, fo wie der Gouvemdit 
von Griechenland ankommt 2. | 

Diefe dritte Nationalverfammlung — zugleih, auf die Grum⸗ 

lage der proviſoriſchen Verfaſſung Griechenlands von Epidauros, ch ‚ 

17. Mai 1827 eine neue BVerfaffung*) bekannt, nach welcher d 

griechiſche Nepublif von dem Grafen regiert werden follte, und erklärt 

fie für das Grundgefes Griehenlands. Doch Capodiſtrias m 

nicht gemeint, nach dieſer Verfaſſung ſich zu richten. Er übernahm u 

2. Febr. 1828 die ihm übertragene Würde; allein bereitd am 25. du 

1828 machte, auf feine Veranlaffung, der Senat dem. griechiſchen Tal 

. bekannt, daß ihm der ernannte Praͤſi ident den Plan zu einer „ein 

gen" Abänderung der Regierung vorgelegt, und daß die Fortdauer de 

Krieges die Verwirklichung der zu Troizen von der Nationalverfarmlung 

angenommenen und beftätigten Verfaſſung nicht erlaubt habe , dieſe all 

für jetzt ſuspendirt bleibe. 


Zugleich legte die einſtweilige Regierung ihr Amt, und ber Sen 
dad ihm ertheilte Necht der gefeßgebenden Gewalt nieder, wodurch der 





*) Es muß bemerkt werden, daß der, aus der Münchner politiſchen Zeitung end 
lehnte, Abdruck diefer Verfaffung in den neueften Staatsacten Ih. 
©. 55 ff. viele g9. weniger enthält, als der nachftehende Abdruck. 
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täfident mit einer weit größern Macht bekleidet warb, als ihm die Ver: 
fung vom 17. Mai beftimmt hatte, Die vorläufige Veränderung der 
gierung machte der Präfident in einem Decrete* vom 3. Febr. 
28 befannt, nach welchem proviforifch, neben dem Präfidenten, ein 
ingellenion von 27 Mitgliedern (eine Art von Staatsrath) errich- 
‚ward... Doch ward in den Eid des Präfidenten und der Mitglieder 
; Panhelleniond ausdruͤcklich die Verpflichtung aufgenommen, „bie 
Brundlagen und Befhlüffe von Epidauros,: Aftro und 
roizen aufrecht zu erhalten.” 
Ob num gleich der Präfident fehr eigenmächtig regierte; fo fuchte er 
h die innere Zerrüttung Griechenlands durch Mehrere zweckmaͤßige Ver: 
ungen in Ordnung zu verwandeln, und auch die Verhaͤltniſſe deſſel— 
en zu dem Auslande feſter zu begründen. Im Juli 1829 berief er die 
ierte Nationalverfammlung nah Argos, wohin er den Sig der Re 
rung verlegt hatte, und theilte derfelben die Actenftüde mit, welche 
wegen der Bollziehung des Londoner Vertrages vom fechften 
li 1827, von den drei verbündeten Höfen erhalten, fo wie diejenigen, 
er der „Prüfung und Gerechtigkeit jener Höfe” unterlegt hatte. 
gleich wurden die Finanzen des Staates, namentlich in Beziehung auf 
zu London gemachten Anleihen, befprochen. Gleichzeitig trat an bie 
le des Panhellenions (2. Aug. 1829) ein Senat (yeoovoıa) von 
‚Mitgliedern, durch "Decret**) der vierten Nationalverfammlung. 
Hauptbeftimmungen dieſes Decrets (das der Prafident Siffini 
ferzeichnet hatte,) wurden aufgeftelt: „Ein und zwanzig Mitglieder 
Senats werden von dem Präfidenten aus einer Lifte von 63 Can- 
aten, welche die Nationalverfammlung ihm vorlegt, gewählt; bie 
hl der übrigen 6 Mitglieder wird dem Präfidenten uͤberlaſſen. Der 
mat giebt fein Gutachten über alle Decrete, die nicht rein adminiſtra⸗ 
find; in diefem Falle muͤſſen fie jedoch dem Senate vor der Bekannt⸗ 
hung mitgetheilt werden, haben aber proviforifch Gefegeöfraft. Falls 
Senat anderer Meinung, ald die Regierung feyn follte, wird das 
tet dennoch in Vollzug gefeßtz es fällt aber die Verantwortlichkeit 
fir gegen die Nationalverfammlung ganz auf die Regierung. Ausge⸗ 
men davon ift jeder Fall, wo von Verfügungen über Nationalgüter, 
von irgend einer andern Maasregel die Rede ift, die auf das Eis 
Mhum oder die Finanzen des Staates ſich bezieht. Kein Decret über 
Me Gegenftände fol in Vollziehung gefegt werden, wenn es nicht vor⸗ 
von dem Senate genehmiget ward. Mit Ausnahme der Zuftiz, blei> 
N alle übrige Zweige ber vorigen. Staatsregierung proviforifch in ihrer 
genwärtigen Ordnung. Der Prafident bat Vollmacht, die Minifterien 




























*) Es ftehet in den neueften Staatsacten Th. 11. ©. 8. 
") Neuefte Staatsacten Ih. 16. &. 280. 
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und den Senat nach der Art zu organifiren, die ee am zwedmäßigften 

findet, um ben Zeitpunet fchneller herbeizuführen, wo die Nation] 

durch verfaffungsmäßige und definitive Gefege regie 

‚werden fann, Die Regierung wird das Gutachten des Senats über 

die Revifion der Berfaffungen, über den Entwurf eineh 

Grundgefeges, und über Entwürfe zu Gefegbüchern einhohlen. . Die 

Regierung wird, geflügt auf die dem gegenwärtigen Decrete beigefüg 

Grundlagen, zu diefen Arbeiten fchreiten, und, fobald felbige beendig 

feyn werden, die gegenwärtige Nationalverfammlung wieder einberufen. 

Die Grundlage, nad welcher die Regierung bei Revifio 

ber Verfaffungsacten von Epidauros, Aftro und Zroizen 

wie auch bei Entwerfung ded Planes zu dem Staatögrund 

gefege, und andern hierzu gehörigen Geſetzen arbeiten fol, beſtand 

in feh$ Artikeln: 

Art. 1. Die Regierung fol fich bei Revifion der Verfaſſung 

an die von den Nationalverfammlungen zu Epidauros, Aftro u 

Troizen befolgten Grundfäge halten. - | 

Art. 2. Die Grenzen und Modalitäten der Ertheilung % 
Bürgerrecht fowohl für eingeborne Griechen, als für Fremde, { 

len genau beflimmt werden. 

Art. 3. Die erforderlichen Eigenfchaften der Bürger zut 

Rechte einer Wahlftimme, fo wie die Art und Weife, wie fie d 

fes Recht ausüben können, follen beſtimmt und gleichförmig feſt 

fegt werben. 

Urt. 4. Ein in zwei Rathöverfammlungen getheil 

Senat foll die gefeßgebende, zugleich mit der vollziehenden Gew— 

ausüben. Die Zahl der Senatoren, die Art, wie die Eparchit 

zur Wahl derfelben mitzuwirken haben, die Organifation der beit 

Rathöverfammlungen, und der. Antheil, welchen jede dieſer Verſam 
lungen gemeinfchaftlich mit der vollziehenden Gewalt, an ber 

faffung der Gefege haben fol, werben befonders feftgefegt werde 

| Art. 5. Die Juſtiz fol, mit Berädfichtigung der Erfahru 
welche das gegenwärtige proviforifche Syſtem an die Hand 9 

definitiv organifirt. werben. Später fol auch die öffentliche Jufl 

pflege, deren. Beamten amovibel find, organifirt werden; die RM 

ter aber follen auf Lebenszeit ernannt werden, 

Art. 6. Die vollziehende Gewalt fol nach dem Geifte, 7 

cher die Verhandlungen in Troizen leitete, mit denjenigen Modi: 

ficationen conftituirt werden, welche die Bevollmächtigten des Vol 

kes in Folge der Transactionen für nöthig finden dürften, die zu 

Vollziehung des Londoner Vertrages ftatt finden koͤunen. 
Es erhellt, daß die vierte Nationalverfammlung zu Argos ganz dei 
Anfichten und dem Willen des Präfiventen folgte. Doch faßte er felbi 
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ih Fähre: 1830.von Neuem den Gedanken an eine Verfaſſung auf, 
B er in einer Botfchaft an den Senat, „die Revifion der 
— le betreffend”, datirt aus Nauplia vom 16. Febr. 
330 *), erklärte, daß die Regierung die amtlichen Nachrichten von dem 
kusfhuffe erwarte, der mit der Berichterflattung uͤber die Nevifion 
er Berfaffungdacten beauftragt fey, wobei die vorftehenden Grundlagen” 
en Plan enthielten, welchen der Ausfchuß durch die Analyfe der Altern 

Haffungsacten auszufüllen habe. Hauptfächlich fey auf dad Stimm= 
echt zu fehen, und in jenen Verfaffungsacten nachzufuchen, unter wel 
ben Bedingungen und nach welchen Formen die Nation diefes Recht 
ven nicht eingebohrnen Hellenen und den Fremden gewähre. Den naͤm—⸗ 
ichen Gang verfolgend, werde der Ausſchuß fodann die Grundfäße ana= 
pfiren, welche die Verfaffungsacten hinſichtlich der gefeßgebenden, der 
riterlichen und ber vollziehenden Gewalt fanctionirt hätten. In eis 
nem Zufaßcapitel koͤnne er unter dem Zitel: „allgemeine Anordnun— 
gen“ alle übrigen. Grundfäge der erwähnten Acten kurz zufammen faf: 
fen. Sobald der Prafident diefe Analyfe vor Augen haben werde, werde 
er nicht faumen, die Meinung des Senats über den Entwurf eines 
dundamentalftatuts einzuholen. — Als Ergänzung diefer Botfchaft 
folgte zu Nauplia am 25. Febr. 1830 eine zweite Botfhaft**), 
worin der Prafident über mehrere Gegenftände bei der Revifion der Ver: 
ſaſſungsacten fich näher ausſprach. 

Durch die Botfchaft, welche wir ıumterm 16. d. M. an den Senat 
ttlaſſen haben, haben wir unfere Pflicht erfüllt, indem mir eurem Aus— 
Muffe ‚den Gang andeuteten, den er nach unferer Meinung befolgen folte, 
um die wichtige Arbeit der Reviſion der alten WVerfaffungsacten zu befchleu: 
nigen, — Wir haben ung, mie gefagt, felbft damit befchäftigt, und erfes. 
hen, daß die Werfaffungen von Aſtros, Epidauros und Troizen nicht for 
dem, daß die Bürger Grundbefiger feyen, um das Stimmrecht zu haben 
und auszuüben. — Wenn mir auf die Epochen zurüdgehen, wo die Na: 
tion ducch freimwillige und einhellige Anjtrengungen Alles, was in ihren Kräf- 
ten ſtand, that, um fich die unermeßliche MWohlthat einer gefeglicyen Regie— 
fung zu verſchaffen; fo werden mir einfehen, daß ihre Repraͤſentanten das 
mals unmöglicy das Stimmrecht und deffen Ausübung auf den Grundbefig 
bauen konnten, indem fie dadurch die: große Mehrzahl der Bürger von dem 
Genuffe diefes Rechtes ausgefchloffen hätten. — Das Volk hat die Waffen 
ergriffen, Es kämpfte und erfaufte mit feinem Blute die Hoffnung, ſich 
zu befreien. Konnte” e8 wohl durch das Organ feiner Bevollmächtigten auf 
diefe Hoffnung verzichten, indem es alle Theilnahme auf die Gefeßgebung 
aufgegeben häkte?- Mir glauben es nicht. Seine Gefeggebet mußten ihm 
daher abermals die Ausübung des Stimmrechte übertragen, ohne hiezu den 
Grundbefig zur Bedingung zu machen. 

° Aber, Heute ſteht die Sache ganz anders. Wenn mir jegt über die 
Sanction und die Ausübung ded Stimmrechts verfügen, dürfen wir eben fo 


7 Neueſte Staatsacten, Th. 18. ©. 281. 
N Ebend· S. 284. | | 
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wenig den Grundſatz für nichts achten, als ihn. zur ausfihließeriden Gtund⸗ 
lage nehmen. Im erſten Falle würde das Schickſal des Staates einer Daft 
von Proletarien anvertraut, im zweiten würde es in die Hände einiger ‚we 
niger Individuen gelegt werden, welche gegenwärtig ben Stand der Grund: 
befiger bilden. In beiden Fällen wuͤrde fich die Nation, anftatt die Vor 
theile, welche die erften Früchte ihrer überftandenen Drangfale und ihrer’ blu⸗ 
tigen Opfer feyn ſollen, zu genießen, zu einer langem Minderjaͤhrigkeit ver⸗ 
uetheilt fehen, die alle Mittel lähmen würde, welche die Worfehung ihr vers 
lieben bat, um ihre bürgerliche und politifche Neftauration zu befchleunigen, 
Mir wollen diefe Betrahtungen nicht weiter entwideln; denn da Ih 
mit ung die Ueberzeugung theilt, daß die Gerechtigkeit alle Bürger Gtie 
chenlands beruft, das Stimmreht auf gleiche Weiſe auszuüben, fo feod ih 
ohne Zweifel aucd überzeugt, dag fie, um dies auf eine für den Staat vo 
theilhafte Weife thun zu koͤnnen, vor allem Grundbefiger werden müffen. 
Sn der Hoffnung, euch bald unfere Ideen über die Berfaffungsflatuten, di 
ren Grundlagen der Congreß von Argos durch fein Decret vom 3. Augufl 
v. 3. aufgeftellt hat, mittheilen zu Eönnen, fühlen wir das Beduͤrfniß, zu 
vor eure Anficht über die wichtige Trage, die wir euch fo eben vorgelegt hi 
ben, £ennen zu lernen. Iſt diefe Frage einmal entſchieden; ſo ſoll Grun 
eigenthum unter die Bürger, die eines befigen, vertheilt werden, und fobı 
fie nun Grundbefiger find, fo wird das Gefeg, welches ihr politifches Red 
fanctioniren und deſſen Ausübung reguliven wird, feine Quelle von Gefa 
ten mehr feyn. Es wird das Heil des Staates ficher ftellen, und der 
tion zur Erreihung des Zieles ihrer Anftrengungen verholfen haben. - 
Um den Augenblid, wo dieje Refultate werden erzielt werden, fo of 
ed von uns abhängt, su befcyleunigen, faffen wir das Ganze noch einn 
Eurz zufammen, und wünfchen eure Meinung über folgende Puncte zu v 
nehmen : 
1) Glaubt der Senat, daß über das Stimmrecht bergeftalt verf 
werden follte, daß bie twefentlichfte der Bedingungen, welche zu deſſen At 
übung von Seite der Bürger erfordert werden, der Grundbefig fey? 


2) Theilt der Senat, wenn er fich bejahend in diefer Hinficht al 
fpricht, mit und die Ueberzeugung, daß die Regierung gegen das Vertrauß 
womit der Nationalcongreß fie beehrt hat, handeln würde, wenn fie nit 
vor Allem den Bürgern, die fein Grundeigentbum befigen, die Mittel 
Erwerbung beffelben verfchaffte ? | 


3) Würde der Senat in diefer Worausfegung geneigt ſeyn, mit | 
Regierung zu Abfaffung eines. Decrets mitzumirken, welches 


a) das Marimum und Minimum. von Verleihungen von Seite * 
gierung an Nationallaͤndereien an die Buͤrger, die kein Eige 
beſitzen, 

b) die Bedingungen, unter denen dieſe Verleihungen fiatt zu finden hit 
ten, und - 

c) die Formen, die dabei zu beobachten wären, fefifegen würde 2. 


Ein folcher Act würde dem Geifte des Art. 7. des dritten Decrets dei 
Congrejfes von Argos vom 3. Auguft gemäß ſeyn. Und. da übrigens bir 
Maasregel Eeinen anden Zweck hat, als der großen Mehrzahl der Staatk: 
bürger, unter der: heifigften Obhut, wine. politifche und unabhängige Exiſten 
zu verbürgen; fo unterliegt es feinem Zweifel, daß die zum Congreß verfam: 
melten Repräfentanten der Nation felbige einſtimmig fanctioniren wuͤrden. — 
Und indem mir von den Bürgern Griechenlands fprechen ‚werben baburd 
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weder Diejenigen. unſeter nicht eingebornen Mitnatlonalen, welche die" Maffen 
während des legten Kampfes getragen,’ und :ihren Heerd und ihr Vermoͤgen 
wegen ihres thätigen Antheild ‘an der Reftauration. des. gemeinfchaftlichen Bas 
tetlandes verloren haben, noch biejenigen Ftemden, die, nad) ehrenvollen 
Griechenland geleiſteten Dienſten, ſich in dieſem Lande niederzulaſſen wuͤn⸗ 
ſchen, noch endlich diejenigen ausgeſchloſſen, welche ſpaͤterhin ihre Kenntniſſe, 
ihre Talente, ihren Credit und ihre Capitalien Griechenland widmen werden. 

Das. Gefeg müßte jedoch. beflimmt und. fpetiell die Bedingungen feſt⸗ 
fegen, unter denen die Bürger von jeder biefer Kategorien. das, Stimmrecht 
und deffen Ausübung erwerben koͤnnen; ferner müßte es beftimmen, wie fie 
das Eigenthumsrecht, die Grundlage des Stimmrechts, erlangen. — Wir, 
fhmeicheln uns mit der Hoffnung, daß ihr ung eure Meinung über "die bier 
angedeuteten, Fragen mittheilen werdet, . Unfererfeitd werden mir mittlerweile 
daran arbeiten, den Entwurf des Decrets, das diefe Frage — wird, 
vorzubeteiten, und ihr werdet darüber urtheilen, Ä 

Nauplia, den 25. Febr. 1830, 


Der Präfident: 3. A. Capobittlag REN 
Ä Der Staatöferretair: N. Spiliadis. | ö 
Allein vor diefen Verfügungen des Präfidenten in Betreff der Mes 
bifion der drei Altern Verfaſſungsurkunden für die Bearbeitung eines 
nen Grundgefeges für Griechenland, hatte die Pforte in dem, mit 
Rußland zu Adrianopel (14. Sept. 1829) abgefchloffenen, Frieden 
in die Anerfennung der Selbftftändigfeit und Unabhängigkeit Griechen= 
lands ‚gewilligt, und ‘ihre Zuftimmung zu dem Londoner Vertrage vom 
6. Juli 1827 — in einer befondern Erklärung vom 9. Sept. 1829 — 
Higeben. In Beziehung darauf unterzeichneten die Bevollmächtigten Groß: 
britanniens, Frankreichs und Rußlands am 4. Febr. 1830 ein Confe: 
fenzprotocoll zur Entfcheidung der griechifchen Angelegenheit. Es 
folte die Regierung Griechenlands monarchiſch und erblich nach’ dem 
Rechte der Erfigeburt werden, und der Regent den Titel eineb f oudes 
feinen Fuͤrſten führen. 
Ob nün gleich diefe Würde von der Gonferenz dein Prinzen Leo— 
pold von Coburg angeboten und von ihm aud Anfangs angenoms 
men worden war; fo erließ er doch am 21. Mai 1830 ein Abſage— 
Ihreiben ‘an die Conferenz, worauf die Schreiben des Präfidenten Ca— 
podiſtrias vom 6. April 1830 an den Prinzen, fo wie des griechifchen 
Senats vom 10; April eben fo wenig, als die beabfichtigte Befchräns. . 
kung der Grenzen Griechenlands zu Gunften der Pforte, ohne Einfluß 
geblieben waren. Denn wenn in dem Conferenzprotocolle vom 22. März 
1829 die nordweftlihe Grenze Griechenlands auf die Linie gefegt wor: 
den war, welche vom Meerbufen von Volo bis zu dem von Arta fich 
erffredtte; fo rückte das Protocol vom 3. Febr. 1830 diefe Grenzen vom 
Meerbufen von Arta bis zur Mündung des Afpropotamos, von dem 
Berge Macron bid nach Artolina, vom Othryr bis zum Deta, und von 
dem Eingange des Meerbufend von Volo bid zur Mündung des Sper⸗ 
chius in den Meerbuſen von Zeitumi * 
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Nach der Reſignation Leopolds. auf den Thron Griechenlands, bad 
die Gonferenz anı den Prinzen Wilhelm Friedrich, zweiten Sohn 
des Königs der Niederlande; allein auch dieſer war zur Annahme nicht 
geneigt. Darauf meldeten bie Mitglieder der Conferenz (Aberdeen 
Laval⸗Montmorency und Matuscewicz) in einem Schreiben vom 27. Juni 
1830 dem Prafidenten Gapodiftriad, daß. das lebte Protocol (mit: deu 
polds Ernennung) nicht in Anwendung komme, ſondern ein anderes ab: 
gefaßt werben folle, welches in allen Theilen in Beziehung auf die Jr 
tereffen der griechiichen Nation, und vorzüglich auf die Begrenzung 
des Staates weit befriedigender ausfallen werde; auch wuͤrden die Sor 
veraine einen noch jungen Fürften wählen, dem der Prafident zum 
„Vormunde und Führer” dienen folle. 

Allein die ZJulirevolution 1830 in Paris und die darauf folgenden 
europäifchen Angelegenheiten, fo wie bie Veränderung der Mitglieder du 
Conferenz, wo flatt Aberdeen Palmerſt on und ftatt Laval-Montmoreng 
Talleyrand eintrat, verzögerten die Entfcheidung der griechifchen Ange 
Vegenheit, bi die Ermordung des Grafen Capodiftrias am. 
Det. 1831 zu Nauplia dur Gonftantin und Georg Mauromidalis zu 
diefer Enticheidung drängte. Denn nach diefer Ermordung wurden di 
Gaͤhrungen und Parteientämpfe in Griechenland mächtig gefteigert, wei 
bie eingefegte proviforifche Regierung, beftehend aus Kolofotroni, Aug 
ſtin Capodiſtrias und Koletti, welche bereits im Dec. 1831 ihre Gemalt 
nieberlegte, fo wenig, als der Graf Auguftin Capodiſtrias, der Bruder 
des Ermordeten, der ihm ſeitdem übertragenen Präfidentenwürde ſich ge 
wachen fühlte, daß diefer bereits im April 1832 diefelbe niederlegte und 
fi nah Corfu einſchiffte. Nach dieſer Abreife ward eine Regierungs 
commiffion von drei Mitgliedern ernannt, welche der Conferenz fo abge 
neigt war, daß fie fogar mit der Pforte in neue Unterhandlungen zu 
treten beabfichtigte. Da ward denn am 7. Mai 1832 zu London ein 
Uebereinkunft über die Souverainetät Griechenlands zwifchen Pal: 
merfton, Zalleyrand, dem Fürften Lieven und dem Grafen Matuscewig, 
und ein Vertrag zwilchen Frankreich, Großbritannien und Rußland, 
mit Getto, dem Gefandten ded Königs von Bayern, abgefchloffen, nah 
welchem ber zweite Sohn des legtern, der. Prinz Otto von Bayern, 
zum Könige von Griechenland ernannt ward; doch follte bis u 
feiner Volljährigkeit eine Regentfchaft den Staat leiten. Am 21. 
Suli 1832 ward darauf von den Gefandten der drei Mächte zu Cor 
ftantinopel ein Protocol unterzeichnet, worin die Pforte zur Erweite— 
rung der Grenzen Griehenlands vom Golfe von Arta bid 
zum Golfe von Volo bie Zuflimmung gab, und bie Unabhängigkeit 
des griechifchen Staates, gegen eine von den Griechen zu zahlende Ent 
fchädigung von 40 Miu, Piafter, anerkannte. 


Doch dauerten die Reibungen und Zwiſte auf dem, von der provi⸗ 
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forifchen Regierungscommiffionen zufanmmenberufenen (13: Jun.:4832); 
Gongreffe der Griechen zu Argos fort *), wo man dem Fünftigen Re- 
genten eine neue Verfaffung vorzulegen beabfichtigte. Da erließen 
aber (Sept. 1832) die Refidenten der verbündeten Mächte an den Staates 
feeretair der auswärtigen Angelegenheiten bei der proviforifchen. Regierung 
von Griechenland ein ernflliches Schreiben, welches dahin lautete: 


„Geehrteſter Herr! on | 

Don dem YAugenblide an, wo ber Entfchluß zur Zufammenberufung 
des Nationalcongreffes gefaßt worden mar, wurde nichts von uns verab> 
füumt, um den Mitgliedern der Regierungscommiffion, von welchen biefe 
Zufammenberufung abhing, die verderblichen Folgen vorzuftellen, welche durch 
den Zufammentritt des Congreſſes in einem Zeitpuncte, wo in Folge der 
sten Vorgänge die Leidenfchaften aufgeregt waren, und fich mit größter 
Erbitterung befehdeten, entfpringen müßten, und wo die verbündeten Mächte 
fih duch) dag Organ ihrer zu London in Gonferenz verfammelten Minifter, 
in Gemeinfhaft mit dem koͤniglich bayerifchen Hofe, damit befchäftigten, die 
Wünfhe zu befriedigen, welche die griechifche Nation zu wiederholten Malen 
gegen die befagten Mächte, denen die Nation ihre Emancipation, fo wie bie 
erforderlichen Mittel zur Befeftigung ihrer politifchen Erifteng verdankt, auss 
gefprochen hatte, \ 

Dem allen ungeachtet find unfere Worte und unfere Rathſchlaͤge nicht 
beachtet worden; im Gegentheil hat die Regierung die Zufammenberufung 
des Gongreffes, welche unter den betrübendften Aufpicien ftatt gefunden hat, 
beſchleunigt. Der Bürgerkrieg, die Anarchie verheerten ganz Griechenland. 
Die Machtgewalt der Negierung erſtreckte fich nicht über die Grenzen der 
don den Truppen der Allianz befchirmten Stadt hinaus, und die. Gefegmäßig: 
keit des Congreſſes ward durch vielfache Proteftationen aus den Provinzen 
beftritten.. Bei fo bewaniter Lage der Dinge find uns Auszüge aus den 
neueften Verhandlungen der Londoner Gonferenz zu Händen gefommen, wor= 
aus erhellt, daß die Münfche der griechifchen Nation dur die Wahl des _ 
Souverains erhört worden find. Um nun das künftige Schickſal Griechen: 
lands beſſer zu fichern, ftatuiren wir Folgendes: | 
" 4) daß bie proviforifche Regierung, fo wie fie beftand, bis zur Ans 
kunft der Regentfchaft in der Gefammtheit fort zu verbleiben habe; 

2) daß mährend der Zwifchenzeit feine Veräußerung von Nationalläns 
dereien vorgenommen, und überhaupt nichts ausgeführt werden folle, was 
dem neuen Staate finanzielle. Schwierigkeiten bereiten Eönnte; 

3) daß ohne die Mitwirkung der Eöniglihen Autorität weder eine 
prmanente Berfaffung, noch Fundamentalgefege vorgefchlagen oder fanctios 
nitt werden dürfen, weil ein folches Verfahren in offenbarem MWiderfpruche 
mit dem Acte ftände, durch welchen die griechifche Nation die Wahl ihres 
Monarchen den drei Mächten anheimgeftellt hat. 

Noch ehe uns die officiellen Meldungen zugefommen waren, haben wir 
und beeilt, den mefentlichften Inhalt derfelben dem Staatsſecretair für die 
auswärtigen Angelegenheiten mitzutheilen, um ſich den Umfländen gemäß 
damach richten zu Eönnen. 

Wir können daher nicht ohne tiefe Betruͤbniß wahrnehmen, daß fich 
die Deputicten zu Pronia (einer Vorſtadt von Nauplia) verfammelt und 


*) Bergl. Allg. Zeit. 1882, außerordentliche Beilage Nr. 464. 
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Anordnungen getroffen haben, welche mit den Acten, durch welche das Einf: 
tige Schickſal Griechenlands feitgeftellt worden ift, in fchroffem MWiderfprude 

en,. und die den wahren Intereſſen des griechifchen Volkes in hohem 
Srade nachtheilig find. Indem diefer Congreß die Berfaffungsgewalt ufur 
pirt, welche ihm von der Nation abgefprochen wird, die hinführo ohne bie 
Mitwirkung der königlichen Gewalt nicht mehr zu beftehen vermag, verfün: 
bet er dadurch nicht nur feinen Entfchluß, definitive Grundlagen für die Ber 
faffung des Staats aufzuftellen, fondern durch die Abfchaffung des Senats, 
welcher Körper einen unzertrennlichen Theil der proviforifchen Megierung auf 
macht, und deffen von der Zeit geheiligte Eriftenz jest mehr wie jemals 
nöthig ift, um den Ungeftüm der Leidenfchaften zu zügeln, und um vor bt 
Ankunft der Regentfchaft durch das Aufhören der Parteiungen die Einigkeit 
Alter herbeizuführen, hat er fein eigentliches Ziel und Augenmerk offenbart, 

Ein ſolcher in feinem Princip willkuͤhrlicher und ungefeglicher und in fi 
nen Wirkungen verfaffungswidriger Act kann nichts anders, als traurige Fol 
gen für das künftige Schidfal Griechenlands nad) fich ziehen. 

Mir erfuchen Sie daher, den Inhalt gegenmwärtiger Mote denen, bie es 
angeht, mitzutheilen, und felbe aufs Kräftigfte zu unterjtügen, weil wir ver 
langen, daß felber genau Folge geleijtet werde, und daß diefes gefchehe, die 
werben wir mit allen uns zu Gebote ftehenden Mitteln zu bewirken fucen. 
In Folge deffen proteftiren wir feierlichft gegen jede bereits ftattgefunden: 
oder Eünftig flattfindende Verlegung der vorftehenden Normen, und wir für 
nen feine andere proviforifche Negierung als diejenige, welche vor der Zuſan— 
menberufung des Congreſſes von Pronia beftand, und keine andern Refir 
men anerkennen, als die, welche der Senat duch unvorhergefehene und ge 
bieterifche Umftände genöthigt, in Gemäßheit des Protocolls vom 7. Min 
und bis zur Ankunft der Regentſchaft anzuordnen für nöthig erachten würd. 
Mir erfuhen Sie, die Verfiherung unferer ausgezeichneten Hochachtung zu 
genehmigen. 

(Unterz.) Dawkins. Rouen. Ruͤckmann. 


Am 6. Febr. 1833 erließ der König Otto feine Antrittöprocde 
mation an die Griechen. Die mit ihm angefommener Regentſchaft 
(an deren Spise der Graf von Armansperg fteht) begann bie nıt 
Drganifation des Staates nach allen Zweigen der Verwaltung; doch ward 
bis jest einer neuen Berfaffung nicht gedacht. 


— — 


Die verſchiedenen Verfaſſungsentwuͤrfe fuͤr Griechenland ſind folgende: 


a) Verfaſſung des weſtlichen Feſtlandes von 
Hellas vom 4. Nov. 1821. 


Gänzliche Verzweiflung, eine Folge des fo drüdenden Joches ber Dttomanr 
ſchen Ziyrannei, gab den Hellenen Waffen in die Hände; fie fahen ein, nicht län: 
ger koͤnnten fie in ihrem Vaterlande fo fortleben, fondern fie müßten es entwedtr 
verlaffen, oder unter der Geißel der Tyrannei und in der Finfterniß der Kerker 
umtommen, (indem fie ja unvermögend waren, die ihre Kräfte überfteigenden For 
derungen ihrer Tyrannen zu erfüllen,) oder mit einem Theile ihres Blutes das ih 
rer übrigen Brüder, ihrer Weiber und Kinder erfaufen. Sie entſchloſſen ſich für 
bies dritte, und ergriffen die Waffen. 

Die Ergebniffe diefer Eingebung ber —— waren "über Erwarten glüd: 
lich. Aber eben dies hatte zur unvermeiblichen Folge die Anarchie, ein um fo furcht 
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bareres Uebel, da das langwierige. Barbarenjoch dem’ fittlichen Zuftande der Hellenen 
hoͤchſt nachteilig geweſen war. | 5 er | 

Wenige Zeit nur war nad) der Ummälgung der Dinge in Hellas verfloffen, als 
die Eimvohner. feines weſtlichen Theiles die Nothwendigkeit fuͤhtten, daß an bie 
Stelle der verhaßten Dttomanifchen Tyrannei eine weife, georbnete und menfcherte 
freundlihe Regierung träte. ; Ä 

Doc; wegen des Zufammentreffend mehrerer, bei.einem hartnädigen, mitten 
im Lande geführten Kriege unvermeidlichen Umftände, und um ſo mehr, da ber 
Feind die ganze phufifche und fittlihe Kraft der Nation dafür in Anſpruch nahm, 
um die Mittel ihrer Selbfivertheidigung und. Befreiung von demſelben ausfindig 
zu, mahen, „war, die Erfuͤllung jenes allgemeinen. Wunfches unmöglich, und «8 
herrſchte bis „jest. eine brüdende Anarchie, als natürliche ıKolge des Hänzlichen 
Mangels an Gefegen und einer geordneten Regierung unter der frühern Ottomanis 
ſchen Oeſpotie Br Du * 

As endlich nach langen Kämpfen und großen Opfern die Bewohner des weft 
lichen Hellas glüdlich ihre Feinde überwunden, und ihr Vaterland befreit hatten, 
äußerten fie wiederum ihren ſteten Wunſch nach Einführung einer weifen Regierung, 
unter welcher fie Rettung aus ihrem langwierigen Elende finden koͤnnten. 

Nachdem fie deshalb diejenigen Männer erwaͤhlt, welche fie ihres Zus 
trauens würdig erachteten, -ertheilten fie ihnen die fchriftliche Vollmacht, eine ihren 
Bebürfnifien entfprechende Berfaffung zu entwerfen, welche ihre Ruhe und ihr: Fünfe _ . 
tiges Gluͤck anzubahnen vermöchte. I ee Mae a * 

Die erwaͤhnten Abgeordneten traten in Meſolongion zufammen, und bildeten 
der Vollmacht gemäß, die fie von ihren Committenten erhalten hatten, eine Ver⸗ 
fommlung, in welcher fie zuerſt ihr. Namensverzeichnig, mit Angabe’ der Städte 
und Orte, wohin fie gehören, in folgender Ordnung entwarfen. Herr Alerios Bla⸗ 
hopulos, Gapitain. H. Pagos Galanos und: Chriſtakes Staikos von Blochos und 
Brahorion. Herr Demetrios Makres, Capitain. Anaſtaſios Tzimpurakes, Autonakes 
Lnaſtaſios Gabaliotes, Gregorios Andreas Keraſobites von Zygos. Nikolaos Thanes, 
Stellvertreter des Capitain Georgakes Nikoles. Epaminondas Maurommates. Georgios 
Pharantos. Petros Mpampones. Johannes Mpalmpes. Panos Gulimes. Photios Ka— 
rapanes aus Xeromeron. Der Capitain Photos Mpompores, Stellvertreter der Capitaine 
aus Sulion. Anagnoftes Karajanned und Demetrios Jannes Gerothanafes aus Baltos. 
Georgios Papa Demetrios, Etellvertreter des Capitain Koſtas Zademas. Ana⸗ 
gnoftes Makryſenkunas, und Anagnoftes P. Georgios. Jannakes Plakotes und Kon= 
ſtantinos Plakötes aus Apokurion. Spyridon Kurkumeles und Konftantinos Zalas, 
Euthimios Baſilakes und Migos Phrankules aus Anatoliton. Zohannes Trikupes 
ah Demetrios Platykas, Bendrames Dilonomopulos und Johannes Baltinos aus 

olongion. 

Nach diefer vorgängigen Foͤrmlichkeit wählten. fie, damit alle ihre Verrichtun⸗ 
gen wohl geordnet von Gtatten gingen, einen Präfidenten, und einen Geheimfchreis 
ber des Synedriums, vermittelft folgender Beſchluͤſſe: * 

Die Verſammlung des weſtlichen Feſtlandes von Hellas beſchließt einmuͤthig⸗ 

Da der Fuͤrſt Alexander Maurokordatos, deſſen Eifer und Verdienſte um das 
Vaterland offenkundig find, und ber mit Recht 'allgenieiner Achtung genießt, von 
den Notabeln und Gapitainen unferer Gantone nah gemeinſamem Schluſſe fchrift: 
li aufgefordert worden, die Leitung unferer gegenwärtigen Verſammlung zu übers 
nehmen; jo wird er zum. Präfidenten des. Synedriums ernannt, und fol den Vor: 
ft bei allen unfern Berathungen führen. | a, | 


Beſchließt ferner: 


derr Nicolaos Luriotes, obgleich er nicht als Volksvertreter zu unſerer Behoͤrde 

gehört, wird dennoch wegen feines bekannten Eifers zum Geheimfchreiber des Syne⸗ 

—* ernannt, und ſoll verpflichtet ſeyn, alle Beſchluͤſſe unſerer Sigungen auf: 

zuzeichnen. | 
Nahdem diefe die Gefhäftsorbnung bezwedenden Befchlüffe erlaffen worden; fo 

Üten die Mitglieder folgende Anfichten auf: * 

In Erwaͤgung der Pflichten, denen wir ein Genuͤge leiſten ſollen, und welche 

und weſentlich beſchaͤftigen muͤſſen, weil es ſich darum handelt, daß vermittelſt ei⸗ 

a ſaſſeng das Gluͤck des gänzlich unferer Sorge uͤbergebenen Volkes befeſtigt 
e: | 


In Erwägung, daß bie Aufftellung einer bleibenden Berfaffung reifliches und 
tiefes Nachdenken, und ihre Organifation große Gefchäftgerfahrung erfordert: 
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In Grwägung ferner, daß es für einftweilen unmoͤglich tft, fefte Princpin 
—— welche zur Grundlage einer wohl eingerichteten Regierungsform bienm 
nnten: Ä 
... , In Anerkennung aber der Nothwendigkeit, daß wir den mit ber ya 
verbundenen Uebeln ein Ende machen, und-im Wunfche, eine Regierung einzuführen, 
welche Ordnung fhaffe, und bie innere bürgerliche Ruhe ſichere; 
’ . befchließt die gegenwärtige Berfammlung: " 
- 4) Es fol der unten folgenden Organifation gemäß eine proviforifche Regierung 
gebildet werden. | 
2) Diefe Regierung fol alles vorbereiten, was zur Einführung einer fortbeftchen 
den Regierung bienen mag, und während ihrer Dauer ſich in ihrer ganzm 
Botmäßigkeit mit den Bebürfniffen und Anfprücen des Volkes vertraut 


1 


machen. 
8) Die Verrichtungen der proviſoriſchen Regierung hören auf,- fobald eine fort 
beftehende organifirt ift. | | | 


| Erfies ale 
‚DOrganifation der proviforifhen Regierung. 


‘ Die Ephoven der Städte und Landbezirke, mit Zuziehung der Capitaine, 
len die Mitglieder der Örtlichen Regierung der Cantone *), welche den Namen Gi 
rufia erhält. Die dazu gewählten Mitglieder ‚verfammeln ſich in der hiegu-paf 
jendften Stadt, um die Gefhäftsführung zu übernehmen. | 
1) Sie wählt aus ber Zahl ihrer Mitglieder einen Präfidenten. 

» 2) Sie wählt einen Oberfchreiber, ımter dem die erforderlichen Unterfchreibt 


ſtehen. Baur: | 
+ 8). Sie wählt zu den öffentlichen Aemtern Männer von unbefcholtenem Charakte, 
die nicht auf ihren eigenen Vortheil fehen. ae 
4) ©ie leitet alle gemeinfamen Angelegenheiten des ganzen freien und noch u 
befreienden weſtlichen Feftlandes von: Hellas. $ 
5) —— zur bie erforderlichen Befehle: an die Gapitaine und Ephoren be 
ezirke. 

- 6) Sie ſorgt für bie innere Sicherheit aller Cantone. 

7) Bis zu der ordentlichen Organifation der Gerichte, ernennt fie proviforifd 

... Richter über Criminal: und Givilproceffe | 

; 8) Sie verfügt über eine Schaar, die ihr zur Hälfte von Gapitainen ‚der Br 

zirke geliefert, zur Hälfte von ihr in Dienft und Sold genommen wird, uM 
| ihre Verfügungen nöthigen Falles. zu vollziehen. 
9) Sie empfängt jeden Monat von den Ephoren ber Bezirke die Rechnung üb 
| die Öffentlihen Einnahmen. 
10) Aud fie legt zu beftimmten Zeiten dem Nationalfenate Rechnung ab. 
11) Die Gerufia unterzieht ſich allen Beichlüffen bes Nationalfenates. 
12) Sind . alle Mitglieder Einer Meinung; fo entfcheidet die Stimmen 
mehrheit. 
18) Stehen die Stimmen inne; fo entſcheidet die Stimme des Praͤſidenten. 
14) Das Siegel und. die Unterſchriften der Mitglieder derſelben find für die Eon: 
.,. trahirung von Staatsfchulden gültig. Bis zu welcher Summe fie ohne Gut— 
,. heißen bes Nationalfenates Gelder aufnehmen möge, bleibt ber Beſtimmuug 
des Nationalfenates nach defjen Eonftituirung. vorbehalten. 
15) Die Gerufia Eann Verträge mit dem Feinde im Umkreiſe des Vaterland 

- eingehen. Iſt aber die Nationalregierung conftituirt; fo müffen alle geſchloß 

ſene Vertraͤge von derſelben beſtaͤtigt werden. | 

16) Cs kommt der Gerufta zu, über Hochverrath gegen das Vaterland zu rid- 

‚ ten. Greignet fi biefer Fall; fo wählt fie aus ihrer Mitte fünf Mitgie 
der, mit Einfluß des Präfidenten, welche den Namen hoher Gerichts— 
bof annehmen. ‘ 

17) Da es billig und gerecht ift, daß die Capitnine und Krieger für ihre früher 
dem VBaterlande geleifteten Dienfte belohnt werden, fo wie auch diejenigen, 
welche bemfelben im Berfolge ausgezeichnete. Dienfte leiſten werden; fo wird 
die Gerufia unfehlbar. bedacht feyn, ihnen die entſprechenden Vergeltungen und 
Belohnungen auszumitteln. \, 


Rruñuce Überfept duch Bezirk, Inapyla durch Ganton. 
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18) Die Gerufia hat die Beſtigniß, jeden unter ihr ſtehenden öffentlichen Beam: 
ten zu entlaffen, ſobald er feine Pflicht nicht erfüllt. In einem folchen Falle 
wird fie feine Stelle proviforifch bis zu einer neuen Wahl befegen. .  . 

19). Die Gerufia wird durch einen befondern Befchluß die Art der Verwaltung der 
öffentlichen Finanzen beftimmen. | 

20) Damit die Prozeffe wegen Staats: und Criminalverbrechen. regelmäßig ‚ge 
führt: werden; fo wird. die Gerufia eine proviforifche Verordnung hierüber er⸗ 
geben laffen, welche bis zur Bildung ordentlicher Gerichtshöfe in Gültigkeit 
bleiben foll. — — 

21) So wie andere Theile des weſtlichen Feſtlandes von Hellas befreit werben; fo 
wird. die Gerufia bedacht feyn, ihnen: diefe Verfaſſung mitzutheilen, und einen 
Beauftragten dahin 'abzufenden, um ihnen die erforderliche Organifation zu 


geden. 7 “ 

2) Die Mitglieder: der ‚Gerufia bleiben Ein volles Iahr im Amte, ausgenommen 
ein Mitglied ‚ließe .fich ein Verbrechen zu Schulden kommen, das feine Ent: 
ſetung oder: geſetzliche Beftrafung von Seite des Nationalfenates' nach ſich zöge. 


Zweites Capitel | 


Die Gemeindevorfteher ernennen einftimmig, oder durch Stimmenmehrheit, zum 
benigften drei Ephoren des Bezirkes, welche einen pafjenden Ort zu ihrem Sitze 
md ihrer Gefchäftsführung auserfehen.,. Se a 

‚Ihre Pflihten und Rechte find folgende: . | | 
1) Die tadellofe Verwaltung, ber Aemter,- weldie die Gerufia einem jeden derſel— 

ben übertragen wird. | | | * u 
2) Sie erlaffen die erforderlichen Verordnungen an die Vorfteher der Gemeinden 

„und Dörfer, mit welchen fie ſich über Alles in Correſpondenz fegen. 

3) Zu Ende jedes Monats legen fie der Gerufia genaue Rechnung, ab. 
4) Nationalgüter im Umkreiſe ihres Bezirkes dürfen fie ohne Einwilligung ber 

Gerufia nicht. veräußern, . u ee —— 

0 Ohne Beſtaͤtigung der Geruſia dürfen fie keine Gelder aufnehmen. _ 
6) Die Bezirksvorſteher bleiben ein Jahr im Amte, ausgenommen, es ließe ſich 
einer ein Verbrechen zu Schulden kommen, das feine Entfegung oder auch 
fexnere Beſtrafung nach ſich zoͤͤiͤe ——— 
DIENSTE ap titan ‘ °, Ye 
l) —* er ‚beiden Städte, Mefolongion: und Anatoliton, wird als ein Bezirk 
etraditet. om = BölLE ee 
2) Die Pflichten und: Rechte der Ephoren diefer- Städte find bie nämlichen, wie 
die. der Bezirksvorſtehher. — Zu 


Bierted Capitel 


Der Sapitain: jedes: Bezirks ‚befehligt Die bewaffnete Macht feiner Gapitainfchaft. 
Seine Pflichten: und Rechte ſiad folgender. .1,..: «. zz 7 

1) Im Falle eines Auszuges laͤßt er mit Gutheißen der Gerufia,: außer den ihm 
fonft beigegebenen befolbeten Kriegern;, fo viele waffenfähige Einwohner. mar: 
Ihiren, als die umftände erforderns‘ 5° — 

2) Die Heerſchaar ſteht unter feinem Befehle; die Vornehmen und Angeſehenen, 
die ſich in derfelben befinden mögen, find verpflichtet, ihm während . des gan- 
zen Auszuged Gehorfam zu: leiften, + F XF De; 

3) Er forgt dafuͤr, baß feine. Heerſchaar während des Feldzuges nicht auseinan⸗ 
der gehe, und daß Feiner feiner Krieger ohne feine ſchriftliche Erlaubnig nach 


Te: td er nu ü 

4) Wenn: die Gerufa - zur Aufrechthaltung-. der bürgerlichen Ordnung, ober zu 
— —— Zwecke, Leute von ihm verlangt; ſo iſt er verpflichtet, ſie zu 
geben. | FRE | 

5) Er wird bie erforderlichen. Lebensmittel und Kriegsbebürfniffe. von ber Ge: 
ruſia begehren und empfangen. —— 

6) Er ſoll den von der Geruſia erhaltenen Befehlen Folge leiſten. | 

?) In feiner Abwefenheit fol er. einen Commiſſair bei den Ephoren des Bezirks 
laffen, fowohl zur Aufrechthaltung der innerlihen Ordnung feiner Gapitain- 

fhaft, als auch zur Vollziehung der. Beihlüffe der. Gerichte, 


J 
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In jeder Gemeinde oder Dorfſchaft waͤhlen ‚die Geronten (Aelteſten) und Ru 
tabeln einen. oder zwei Vorficher nach Maaßgabe der Ausdehnung und Volkezeh 
er Gemeinde oder Dorfſchaft. 
Idhre Pflichten und: Rechte find folgende: | | — 
1) Die Vollziehung aller von. den Bezirksephoren an fie erlaſſenen Beror: 
nungen. | n a: Ä 

2) Sie führen die Widerfeglichen zur Orbnung zurüd, vermittelft der dazu fe 
‚ -„ flimmten Leute des Capitains 5* er | 
. 8) Bu Ende jedes Monats legen fie den Bezirksephoren genaue Rechnung ch. 
4). Sie fuchen vorfallende Streithändel und Prozeſſe guͤtlich auszugleichen. Gelinzl 

es ihnen nicht; fo weifen fie diefelben an ein höheres Gericht. | 
- 5). Die Vorfteher ber Gemeinden und Dorfichaften bleiben ein Jahr im Ant 
— es zeige ſich einer etwa als unwuͤrdig, oder laſſe ſich ein be 
brechen zu, Schulden kommen. Iſt er uͤberwieſen; fo wird, er: von ber-&rrifi 
entfegt, und empfängt die gebührende Strafe. I 
Die Verfommlung .befchließt ferner: OR: 
1) Zu Mitgliedern der Gerufia des weftlichen Feſtlandes von Hellas find. a 
und ernannt: Der Fürft Alerander Maurokordatos, Panos Galanes, Ge 
kes Mauromates, Anagnoftes Karajannes, Gonftantindg Kogothetes, Anter 
Anaftafios, Chreſtakes Staikos, Johannes Trikupes, Anagnoftes, Mat 
kunas, Spiridon Kurfumeles, — fr 
+2) Dem:erften Artikel des’ erften Gapiteld obiger Organifation gemäß, wird N 
Gerufia ihren Präfidenten und einen Bicepräfidenten wählen. PR: 
8) Der BVicepräfident fol alle Gefchäfte des Präfidenten verfehen, fo .cft M 
Icgtere entweder abwefend ift, oder fonft der Sitzung nicht beimohnen kam 
4) Alle bereits befreite, zu dem. Gebiete des‘. weftlihen Hellas gehörige, Br 
zirke, welche nicht Zeit hatten, Bevollmächtigte zu der gegenmwärtigm 
fammlung abzuorbnen, fo wie auch Allg, die erſt in der Folge befreit mad 
möchten, follen durch die Gerufla von allen Verhandlungen der gegmmätti 
gen Verſammlung in Kenntnißgefest werden, damit fie die. ihnen zuſthtde 
(Mitglieder der Gerufia wählen. — | 
5) Diefe neuen Mitglieder treten ihr Amf an, und nehmen Theil an den ® 
thungen ber Gerufia, ſobald fie die gefeglichen Beweiſe ihrer Wahl wer 
vorgelegt haben. 
6) Vach dem legten Artikel des erften„Sapitels obiger Organifation, wird 
Amtsdauer der jegigen Gerufiaften auf ein volles Jahr beftimmt, von 
Tage ‚an, wo ſie die Geſchaͤftsfuͤhrung übernehmen, ‚und ihre Birke 
BIN? auf, fo wie die für das fünftige Jahr zu erwaͤhlenden Mitglier 
abloͤſen. N 
. 7) Nah dem zweiten, Artikeb des erſten Gapiteld obiger Organifation, wird M 
Geruſia ihren Oberfchreiber und die übrigen Unterfchreiber ernennen. 
Br Die Gerufia wird einen Monat vor der Beendigung: ihrer. jährigen Ameedeut 
die zur Wahl der neuen Mitglieber erforderlichen Kündntachungen und W 
m ;  orbnungen ergehen Taffen , nach ver: Schon! beftimmten Weiſe. 

Da die Berfammlung in der Anficht ſteht, das’ Obige von ihr einſtimmig di 
gefegte und Verordnete genüge zur Aufftelung einer proviförifchen Regierwig; \ 
„1) Die gegenwärtige Verſammlung ift aufgelöfet. 

2) Die Regierung wird fich fobald immer wie möglich conftituiren. — 
68) Die Verſammiung wird in der bereits angeordneten. Weiſe und Form fünf 
ges Bahr wieder einberufen werden It. | 

4) Der Oberfchreiber gegenwärtiger Verfammlung wird diejenigen Mitglieder de 

Geruſia, bie bei diefer Verſammlung nicht zugegen: waren, von ihrer End 

‚nung benachrichtigen, und die’ gegenwärtige Urkunde befanmt machen, je 

es die Gerufia verordnet. 

) Die gegemmärtige Verhandlung ift zu Ende gebracht und beftätigt worben KU 
gu Mefolongion den 4. November 1821. j 

Alcrander Maurokordatos, Praͤſident der Verſammlung. Alerios Blachopuen 
Capitain von Brachorion und Blochos. Panos Galanes. Chreſtakes Saite‘. 
Demetrios Makres, Gapitain von 8ygos. Anaftafios Tzimpurakes. Antoni 
Anaftafios. Nikolaos Thanes, Stellvertreter des Capitains Georgiakes Barnali 
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td. Epaminondas Maurommates, Georgakes Thitzones Pharaitos. Petros Mpam: 
pined. Sohannes Mpalmpes. Panos Gulimes. Photios Karapaned. Der Stell 
vertreter der Sulioten, Photos Mpompores. Anagnoftes Karajanned. Demetrios 
Jannes Gerothanafes. Koftas Zademas, Capitain von Apokurion. Anagnoftes Mas 
trpfentunad. Anagnoftes Papa Georgioe. Sannıs Plakotes. Georgios Papa De 
metriod. Johannes Trikupes. Demetrakes Platykas. Bendrames Dilonomopulos. 
Jannakes Baltinos. Gregores Andreas Keraſobites. Spyridon Kurkumeles. Con— 
ſtantinos Tzalas. Euthymios Baſilakes. Mitzos Phrangules. | 


— — — — — 


b) Berfaffung des oͤſtlichen Feſtlandes von Hellas 
| vom 16. Nov. 1821. “, 


Einleitung. 


Hellas hat die Waffen ergriffen, um mit dem Preife feines Blutes feine Loft: 
bare Unabhängigkeit zu erfämpfen; unmiderfprechlich der gerechtefte Krieg! — Be: 
vor aber jene ihr Maaß überfchreitet, oder etwa der Spielball perfönlicher Leiden- 
Thaften wird; fo laßt uns herbeieilen, einzig bedacht, darzuthun, daß wir alle der 
ae — Pflicht der Vaterlandsliebe gemäß uns beeifert haben, die Unabhaͤn— 
gigkeit zu fchügen. | 

Infer erftes Gefhäft war, in den Cantonen Urverfammlungen anzuordnen. 
Drei Monate, ihre wißt es, find feither verflojfen. Doch fiehe, heute endlich find 
wir, die Bevollmächtigten des äftlichen Feftlandes von Hellas, zufammengetreten 
und es ift Zeit, daß wir beginnen. Won allenthalben her ruft uns das Vate tand 
zu: „Sonder Verzug mwerbe eine Regierung aufgeftellt!”’ Eben deshalb beſchickt das 
weſtliche Feſtland von Hellas gegenwärtig feine Nationalverfammlung, und der Pe: 
loponneſus hat die feine vielleicht bereits zu Stande gebracht. Zwei wichtige Daupt: 
wecke haben wir heute: daß der Krieg gegen ber Tyrannen thierifhe Wuth ruhm⸗ 
voll von Statten gehe, und daß wir uns zu einem Volke geftalten. Eines ift für 
beide zwecke das entfprechende Mittel: die verfaffungsmäßige Regierung, einzig und 
allein diefe! Sie muß unfre Capitaine zu wirklichen Felbherren von Hellas erhe: 
ben, fie verfehen mit beigeorbneten Kriegern, mit regelmäßig verabfolgtem Unter: 
alte, mit allem, was fie bedürfen; muß diefelben für ihre großen Dienftleiftungen 
gebührend belohnen; muß unfre Gantone unter einander verbinden ‚, auf daß ſich 
fine mabhängige hellenifche Nation bilde; muß freimüthig, ohne weiteres Zögern, 
ihre Wuͤnſche an die chriftlichen Herrfcher richten, unfre Rechte aus einander fegen 
— unſre unbeftreitbaren Rechte! Sie foll die Thränen eines um Hülfe flehenden 

olles vor ihnen ausfhütten, und ihr Gemüth zum Erbarmen bewegen, auf daß 
wir zum Ziele gelangen, und ein wohlgeordnetes Reich bilden zum Heil der Fünfti- 
gen Sefchlechter von Hellas ! 

Bon allem, was wir vorzufchlagen gedenken, darf nidhtd angenommen werben, 
bevor wir nach reiflicher Erbaurung die Gründe für und wieder öffentlich erörtert, 
ſtets mit wahrhafter Waterlandsliebe und brüderlicher Eintracht, damit Gott in une 
erer Mitte weile. Haben wir nur Gottes Beiſtand; fo befürchten wir nicht, im⸗ 
merdar elend zu feyn. | , ö 

Doch zu gegenfeitiger Verftändigung ift es nothwendig, daß wir einen feierki- 
Gen Eid ablegen. 


Eid. 


„Wir, die wir hier zufammentreten, um der gegenwärtigen, ſich über das all« 
gemeine Vaterlandswohl berathfchlagenden, Berfammlung des öftlichen Feſtlandes von 
Dellas beizuwohnen, ſchwoͤren beim Namen der allerhoͤchſten Dreifaltigkeit und un⸗ 
fer heiligen Baterlandes, uns mit der Treue und Redlichkeit zu berathen, und bie 
fer heiligen Verfaommlung nur ſolches vorzuſchlagen, was dem Waterlande frommen 
mag, ohne je dem eigenen Vortheile oder der Ehrfucht zu fröhnen. Verflucht aber 
fyen wir, fo wir das Gegentheil thun, und unwürdig des Waterlandes !‘’ 

Hierauf ernannte die Gefammtheit der Bevollmächtigten zu ihrem Präfibenten 

heodor Negris, als deffen viele Verdienſte und echter Waterlandseifer allgemein 
a find. 5 


498 “5... Griechenland. 
| Erfier Abſchnitt 
Das Potitifhe 
Erftes Capitel. 


r $. 1. Aue jegige Einwohner Griechenlands, die an Chriftum glauben, fin 
ellenen- 
$. 2. Alle, welche von Vater, Mutter, ober beiden Aeltern ber von Hellenen 
abftammend, in einem fremden Lande gebocen find, oder fich in ein foldyes verfüg! 
haben, find, wenn fie aus eigenem Antriebe nad) Hellas zurüdkehren, Hellenen; 
eben fo find fie Hellenen, wenn fie, auf eine beftimmte Aufforderung der hellenifgen 
Regierung hin, inner ber anberäumten Zeit in bie Heimath zuruͤckkehren. Kommen 
fie Hingegen weder aus eigenem Antriebe, noch auf den Ruf hin, zu rechter Zeit zu 
ruͤck; fo werben fie und ihre Nachkommen des heiligen Volksrechtes verluftig; es fu 
denn, daß fie offenfundige Hinderniffe angeben Eönnen. 
$. 3. Ein Hellene darf in Griechenland weber fremden Dienft, noch fremd 
Schus annehmen. 
5. 4. Alle Hellenen haben zu allen Würden und Ehrenftellen in Griechenland 
das nämliche Recht; jeglihem aber ertheilt diefelben fein Verdienſt. 
8.5. Der zum Bürger aufgenommene Fremde unterziehk ſich den naͤmlicht 
Pflichten, und befist die nämlichen Rechte, wie die eingebornen Dellenen. 
8. 6. Jeder Chrift, der fünf Jahre hindurch ununterbrochen in Hellas wohnt, 
erhält das Bürgerrecht, wenn er fich nicht der Verfolgung der Gefege feines Staat 
entzogen, noch während der Dauer dieſes fünfjährigen Aufenthaltes fih Schlechtig 
keiten hat zu Schulden Fommen laffen. 
$. 7. Jeder Ehrift, der Griechenland irgend einen bedeutenden Dienft erweiſit, 
erhält unmittelbar dad Bürgerrecht. 
$. 8. Jeder Ehrift, der mit Vormwiffen des Areopagos ein Stüd Land van 
acht Zeugarien *) urbar macht, und es ein Jahr hindurch bebaut, erhält das Bir: 
gerrecht, nebft allen und jeden Rechten eines Anbauers, welche der Nationalfenıt 
beftimmen wird. 
89 Seder Nichthellene, der das Buͤrgerrecht erhält, beſchwoͤrt die gegenwaͤt 
tige gefegliche Verfaffung. 
$. 10. Der Xreopagos Fann nach 85. 6, 7, 8 und 9 das Bürgerrecht erthei: 
len, nicht aber willfürlich beftimmen, in welchem Ganton der mit dem Bürgerrecht 
Befchenkte als Einwohner aufgenommen werben folle,; wozu bie Einwilligung di 
betreffenden Cantons erforderlich ift. » 
ae} Jeder Canton hat das Recht, jedem Hellenen, auch wenn er nid! 
fein Gebiet bewohnt, eimer ganzen Familie, ober mehrern Familien zugleich, ki 
fih das Bürgerrecht zu ertheilen, entweder zur Belohnung eines befondern Xer: 
dienftes, ſey es um den einzelnen Ganton, oder um ganz Dellas, oder auf die Ueber: 
einkunft bin, daß fie Land urbar machen, oder dem Lande irgend einen anden 
Dienft leiften; gleichfalls hat er das Recht, den $$. 6, 7, 8 und 9 gemäß bu 
Bürgerrecht zu ertheilen; jedoch Fann ein Canton Eeinen Chriften von einer andern 
als der morgenländifhen Kirche ohne Einwilligung des Areppagos zum Bürger an: 
nehmen. Der Hellene, dem das Gantonsbürgerrecht ertheilt worden ift, verliert 
fein Bürgerrecht in feiner urfprünglicdden Heimath, oder in einem andern Canton, 
in welchem er allfällig das Bürgerrecht befisen möchte, deshalb nicht. 
Kar h 12. Alle Einwohner Griechenlands, die nicht an Chriftum glauben, fin) 
nfaffen. 
8. 13. Ein Anfaffe hat nur ins Kriegswefen Zutritt, jedoch Tann er niemal: 
Befehlshaber einer Heerfchaar werben, auch nicht einmal für einen Augenblid. 
. 14. Bor dem Gefege und deſſen Wirkfamkeit gilt Fein Unterfchied zwifchen 
dem Anfaffen und dem Hellenen. 
— 15. Der Anſaſſe kann in Hellas weder wählen, noch wählbar feyn. 
beſ . 16. Der Anſaſſe kann liegende Güter auf helleniſchem Boden eigenthuͤmlich 
efigen. 
$. 17. Alle in Hellas wohnende Ehriften, welche inner Hellas in frembem 
Dienfte ftehen, ober fremden Schuß genießen, find Fremde. 
$. 18. Kein Fremder kann auf hellenifhem Boden liegende Güter eigenthüm- 
lich ‚befigen, weder mittelbar noch unmittelbar. 


*) Etwa 60 Zürderifhe Jucharten. 
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$ 19, Ein Fremder kann ununterbrochen‘ oder in: Zwiſchenraͤumen, von Ge- 
Schlecht Fr Geſchlecht, in Hellas wohnen. —— | 

j $. 20, Ein Fremder hat! weder in politifche' Behörden, noch ind Kriegsmwefen 
utritt. 


$. 21. Ein Fremder kann in Hellas weder wählen, noch wählbar ſeyn. 

$. 22. Bor dem Geſetze und deſſen Wirkſamkeit gilt fein Unterfchied zwiſchen 
dem, Fremden und dem Hellenen. | 

.23. Wenn ein Fremder eine Griechin heirathetz fo wird fie von den Ge— 
ug Fremde betrachtet, ihre Kinder ala Fremde, und deren Nachkommen als 

e. | 
$. 24. Jeder Fremde (hellenifchen Urfprungs), der vor dem Areopagos auf 
auswärtigen Dienft und auswärtigen Schug in Hellas fchriftlich Verzicht Leifter, 
von demſelben ein fchriftliches Zeugniß dafür erhält, wird als Dellene an: 

annt. 

$. 25. Obgleich Hellas alle Religionen und deren Gultus, alle Sprachen und 
deren Gebrauch geftattet, und auf Eeinerlei Weife hindert; fo anerkennt es doch die 
morgenländifche Kirche Chrifti und die Heutzutägige griechifche Sprache, als bie 
herrſchende Religion und Sprache von Hellas. 


Zweites Gapitel. 
Erklärung über die Rechte und Pflichten des Hellenen. 


Jeder Hellene hat das unbeftreitbare und unveräußerliche Recht, von Hellas 
feine perfönliche Freiheit und Sicherheit zu verlangen, Hellas hinmieder von jedem 
hellenen, Gehorfam und Gerechtigkeit. Wenn ber Bürger dem gefeggebenden Gotte 
und den Gefegen nicht Gehorſam leiftet, gegen fremdes Leben und fremdes Eigen» 
—* nicht Gerechtigkeit uͤbt; ſo kann ihm das Vaterland weder Freiheit noch Si— 

erheit gewaͤhrleiſten. Wenn hinwiederum der Bürger weder Freiheit noch Sicher: 
beit genießt; fo fällt das Vaterland in Gefeglofigkeit;. und es verhaͤlt ſich mit ihm, 
als wären des Drachen Zähne in fein Erdreich gefäet worden, und Männer daraus 
entfproffen, von ihrer Geburt an gewaffnet, die einander befämpften, und wechfel: 
fitig vertilgten. In folchen elenden Zuftand gerathen die Bürger eines Volks, wenn 
fie nicht erkennen, wornach ihnen zu ftreben ziemt, welche gegenfeitige Verpflich: 
kungen fie haben, was ihnen gegen die Gefammtheit zu thun obliegt, was ber 
Einzelne von der Gefammtheit fodern darf. | 

Deshalb werden nun heute den hier verfammelten Gantonen die wahren Pflich- 
ten und Rechte jedes Bürgers alfo verkündet: x 


Rechte. | Pflichten. 
1) Der Helene ift unabhängig. | 1) Der Hellene ift den Gefegen Gehor: 
i fam fchulbig. 


2) Der Hellene ift ſchuldig, alle Helle: 
nen als feines Gleichen vor dem Ge: 
fege zu betrachten. 

3) Der Hellene iſt fchuldig, fich alles - 
beffen zu enthalten, was die Geſetze 

_ verbieten. —J 
4) Der Hellene iſt ſchuldig, alles zu 


2) Der Hellene ift vor dem Gefehe al: 
len übrigen gleih, ohne irgend eine 
Ausnahme. 

3) Der Hellene darf alles thun, was bie 
Geſetze nicht verbieten. 





4) Der Hellene darf unterlaffen. mas 

die Gefege nicht zu thun gebieten. thun, was die Gefege gebieten. 

5) Der Hellene genießt Schus für fein | 5) Der-Hellene ift fchuldig, gegen Je— 
eben und Eigenthum. derman Gerechtigkeit zu üben. 

6) Der Hellene ift für feine religiöfen | 6) Der Hellene ift fchuldig, gegen alle 
und politifhen Grundfäge nieman: religiöfe und politifche Grundfäge 
dem verantwortlich. feiner Nebenmenſchen duldfam zu 


feyn. 

7) Der Hellene ift fchuldig, die Gefege 
fhüsen zu helfen, auf diejenige Wei- 
fe, wie biefelben folches anordnen. 

8) Auf welchem Flecke der Erde der Hel: 
lene ſich befinden mag; fo ift er ſchul— 
dig, alle Pflichten eines Dellenen zu 
erfüllen. 


N Der Helle will, daß die Staatsge— 
Ite unverändert ihren Beſtand ha- 


en. 

8) Auf welchem Flecke der Erde der Hel: 
Iene ſich befinden mag; fo befist er 
alle volksthuͤmlichen Rechte eines 
Hellenen. 


’ 
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Dieſes find bie, Grundquellen, dieſes die Grundlagen eines ſtetigen Glücks dr 


Hellenen. 
Drittes Capitel. 
Politiſche Organiſation. 


8. 1. Der Rationalfenat: 
Er ift das Band des Öftlihen, des weftlihen Feftlandes, des Peloponneſu 
und aller übrigen einzelnen Beftandtheile von Hellas; der Mittelpunct von Hell, 


der Stellvertreter des Tünftigen Könige, welchen es von dem chriftlichen Euro 


verlangen, und fobald er fid) den hellenifchen Nationalgefegen, die er in ihrer & 
fammtheit annimmt, unterzieht, als feinen Monarchen anerkennen wird *). 

6.2. Der Areopagusı 

Er ift da8 Band der Gantone, ihr inappellabler Gerichtshof und das Hau 
bes oͤſtlichen Feſtlandes von Hellas. 

N: 3. Eine drtlihe Regierung für jeden Canton (Epardia), wi: 

e bat: 

Borfteher (Proeftotes) für alle Regierungsgeſchaͤfte; ein allgemeines Kanton: 
‚gericht; Untergerichte für die einzelnen Ortſchaften; einen befondern Heerfuͤhrer; ci 
befonderes Heer; einen befondern Gapitain; fo daß jeder Canton als eine für fü 
beftehende Botmäßigkäit mit eigenthümlichen, vom Areopagus beftimmten, Einrihtw: 
gen betrachtet wird. 


Zweiter Abfhnite 
Erſtes Capitel. 
Bon dem Nationalfenate. 


1. Der Nationalfenat (Ethnike Bule) ift das Einheitscentrum, und beſteht 
aud Abgeordneten ber Kantone bed gefammten Hellas. 
$. 2. Der Rationalfenat verkehrt unmittelbar nur mit dem Areopagus. 


$. 8. Der Rationalfenat. beforgt bie allgemeinen Angelegenheiten der Nation 
-$, 4 Der Nationalfenat fchließt Frieden, macht Verträge, ernennt und nimm 
Gefandte an, beruft die regelmäßigen Verfammlungen der helleniſchen Cantone, un 


loͤſet ſolche auf. 
$. 5. Der Nationalfenat prägt Münzen im Namen der Nation. * 
$. 6. Der Nationalfenat macht Anleihen und nimmt Gelder auf im Namen 


ber Nation. 


$. 7, Der Rationalfenat leitet im Allgemeinen ben Krieg zu Waſſer und jı | 


Lande. 

- $& 8. Der Rationalfenat ertheilt, theild aus eigener Vollmacht, theils auf br 
Borfchlag des Areopagus hin, diejenigen Ehrenzeichen und Rangbeförderungen, weldt 
er allein für Hellas beftimmen wird. | 


$. 9, Der Nationalfenat beftätigt, mit Zuziehung des Areopagus, bie von dam 


Cantonen ertheilten Belohnungen. 
$. 10, Der Nationalfenat empfängt durch den Areopagus bie Rechnungen üt 
Einnahmen und Ausgaben, fo wie aud das Verzeichniß der Rationalgüter in ie 
bem Gantone. 5 

8,11. Der Nationalfenat gewährt dem Areopagus jede Hülfsleiftung, ſowohl 
an Geld, als in allen allgemeinen Beduͤrfniſſen Griechenlands, endlich auch in allem, 


was das außer der Gerichtäbarkeit des Areopagus liegende Hellas betrifft; er macht | 


bemfelben und empfängt von demſelben jeder Art politifche Mittheilungen. 

$. 11. Der Nationaljenat beftimmt nebft dem Areopagus, was jeber Gahten 
an ordentlichen und aufßerordentlichen Abgaben zu leiften babe, je nach Maafgabt 
der Umftände und Bedürfniffe der hellenifchen Regierung; eben fo auch, weldt 








Summe Geldes jeder Ganton fowohl auf feine eigene Rechnung, als auch auf Red 


nung der Nation, jedoch einzig mit Vormwiffen des Areopagus, aufnehmen kana. 
$. 13. Der Nationalfenat Tann regelmäßige Truppen aufitellen. 
5. 14, Der Nationalfenat Tann weder Truppen in das Öftliche Feftland von 
Hellas einrüden laſſen, noch bürfen ohne feine Erlaubniß Truppen **) in daſſelbe 


) Bon dieſer Iegtern Beftimmung findet ſich in ben übrigen Verfaffungen keine Spur. 
") Nämlich des weſtlichen Feſtlandes, des Peloponnefud, oder ber Jnſeln. 
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einrüden, wenn ber Areopagus:nicht feine Einwilligung dazu ertheilt, und benfels 
ben Päffe zukommen läßt. Ferner kann niemand, wer es auch feyn möge, ohne 
Erlaubniß des Arcopagus den Boben feiner Gerichtsbarkeit mit: mehr: als zwölf Ber 
waffneten betreten. Wer folches unternimmt, wird von dem erſten Ganton, ben er 
betritt, daran gehindert, biß der Areopagus ſeine Maafregeln ergreift: Der Arco: 
pagus aber kann allenthalben her Truppen kommen laſſen, fowohl von innen, als 
ind) von außen ber, und ber Nationalfenat muß darein einwilligen, fobald es ihm 
vorgefchlagen wird, 
er Zweites Gapitel, 
Bondem Areopagus. 


$.1.. Der Xreopagus ift das Band des Öftlihen Feftlandes von Hellas, unb 
befteht aus zwölf Dellenen, van. welchen die Mehrern hinlänglich gebildete Männer 
ſeyn müffen. Alle der gegenwärtigen Verfammlung beiwohnende Bürger erwählen 
biefe zwölf Meitglieder für ein Jahr, nach deffen Verlauf fie entweder abberufen, 
oder auf das zweite hin beftätigt werden. Aus dieſen werben ſechs ernannt, um 
ben, änappellabeln Gerichtshof des öftlichen Keftlandes von Hellas zu bilden; fie 
erwählen *) zu denfelben noch einen Präfidenten von außen her; die andern ſechs 
bilden das politifche Centrum des öftlichen Feftlandes von Hellas; zu diefen ernens 
nen fie ebenfalls von außen her noch einen Präfidenten, und diefe beiden Abtheilun« 
gen heißen Areopagus; insbefondere aber heißt die politifche Abtheilung Areopagus, 
und die andere das Gericht des Areopagus, und diefe ift der inappellable Gerichts: 
hof des öftlichen Feftlandes von Hellas. AR 

$.2. In GStreitfachen, welche die allgemeinen Angelegenheiten bes öftlichen. 
Feſtlandes von Hellas betreffen, entfcheidet das Gericht des Areopagus vereint mit : 
dem. Areopagus; dannzumal führt der Präfident des Gerichtshofes den Vorfig, ber 
andere ap aber wohnt der Gigung als bloßes Mitglied bei. 

$. 8. Bei Beurtheilung von Staatsverbrechen, ald Hochverrath, Falſchmuͤn⸗ 
zerei, öffentlichem Treubruch, ferner bei Streithändeln zwifchen den Gantonen, ber 
Vorfteher mit dem Volke u. f. w. fpricht der Areopagus vereint mit dem Gerichtö« 
hofe des Areopagus; dannzumal führt der Präfident des Areopagus den Vorſitz, 
der andere Präfident aber wohnt der Sigung als bloßes Mitglied bei. 

$. 4. Das Giegel des Areopagus enthält bie alten Sinnbilder der Cantone 
feines Bereiches, in der Mitte die Eule **) und rings herum Areopagus; fo 
auch dasjenige des Gerichtshofes, welches zur Umſchrift hat: Inappellabler 
Gerihtshof des Areopagus. Dies Siegel befteht aus vier befondern _ 
Stüden***), von denen der Präfident eines in Händen bat, die übrigen drei durchs 
Loos an drei der ſechs übrigen Mitglieder vergeben werben. 

$. 9. Der Areopagus hat eine Ganzlei, die aus einem Oberfchreiber und ans 
den Schreibern befteht; fie werden vom Areopagus felbft ernannt. ‚ 
n J Der Gerichtshof des Areopagus ernennt ebenfalls einen Oberſchrei⸗ 
tu). w. 

$. 7. Der Areopagus iſt das Vereinigungsmittel jedes Cantons mit dem 
Nationalſenate; er ſelbſt beſchaͤftigt ſich mit allem, was die das oͤſtliche Feſtland 
von Hellas bildenden Cantone angeht; ihm legt jeder Canton Rechnung über Alles 
ab; von ihm empfängt jeber Verordnungen, in Uebereinſtimmung mit ber am ges 
genwaͤrtigen Tage entworfenen geſetzlichen Verfaſſung; durch denfelben beforgt. jeder 
Canton. feine Werbindungen und Verhältniffe mit den übrigen Gentralregierungen 
von Hellas, nämlich der Gerufia des Peloponnefus, der Gerufia des weftlichen Feſt— 
londes von Hellas, und den übrigen +5 durch denfelben verkehrt auch jeder Can: 
ion mit dem Nationalfenate.. 


1: 


Da dieſer zweibeutige Ausbruck es unbeſtimmt Lieb, ob die Meitglieber der bamali- 
gen Verfammlung (Syneleufid), oder aber die 12 Mitglieder des Areopagud bie zwei 
Präfidenten zu wählen hätten; fo wurde nach zeiflicher Ueberlegung feitgefest, daß 
bie allgemeine Verſammlung zu den zwölf nod zwei Mitglieder wählen, unb von 
2 fieben Mitgliedern beider Abtheilungen jebed 52 Tage hindurch Präfident feyn 
olle. 

Das alte Sinnbild von Athen. 

*) Diefe fonderbare Uebung beftand ſchon unter der tärkifhen Tyrannei in denjenigen 
Gemeinden, wo bie Hellenen eigene Gemeindevorſteher (Proeftoted) hatten. 

DB. dem Senate von Hydra u. f. m. 


f 
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$. 85 Der Areopagus: beftätigt oder verwitft die Wahl der Abgeordneten je 
bes Cantons zum Nationalfenatez indeß kann er nicht aus eigener Machtvollkom⸗ 
menheit einen andern Abgeordneten des Cantons dafür ernennen, ſondern, mit. 
gabe hinreichender Gründe ‚der Richtbeſtaͤtigung, weiſet er den Canton an, einemän | 
dern Abgeordneten zu waͤhlen; er ſelbſt deitet die Gewaͤhlten mit feinen Rathihlk 
gen, und verſieht fie mit befondern Beglaubigungsſchreiben an den Nationalſenat. 
38,9. Der Xreopagus ergänzt das aufeitige, Deficit deines Gantons aus dem 
Ueberfchuffe eines andern, als Schuld. Er felbft forgt für die Räderftattung‘ der 
felben, jedoch mit Einwilligung des Cantons, welcher. die Schuld contrahirt hat, 

$. 10 Der Areopagus befaßt fich mit allem, wäs den allgemeinen Nation: | 
krieg in feinem Bereiche betrifft. — ee 

F. 11. Der Areopagus fucht durch den Nationalfenat für alle Bebürfnift 
der Santone zuforgen, welche nur von Hellas, ald einer Gefammtheit betrachtet, befrie 
bigt werben Eönnen. ' ... | 


oe Der Ureopagus nimmt die dreimonatlicen Rechnungen jedes Cm: 
tons ab. | 14 
$. 13.. Der Areopagus prüft die Vorfchläge der Cantone ruͤckſichtlich der Be 
lohnungen mit Nationalgütern, Ehrenzeihen, Rangbeförderungen, um fie an du 
Rationalfenat zu weiſen, ober verwirft diefelben. | 
$. 14. Der Areopagus entfcheidet auf den Antrag eines Cantons Hin übe 
Ertheilung des Bürgerrechhtes an jeden (neuen) Dellenen, der zu irgend einer 'andern, 
als ber morgenländifchen Kirche gehört. ’ z 
$. 15. Der Areopagus ertheilt auch für fich allein das Bürgerrecht nad du 
88. 6, 7, 8, 9. Abfchnitt 1. Gapitel 1. & 
- 816. Der Areopagus empfängt die Polizeiberichte aus jedem Cantone, un 
a die allgemeinen und befondern Polizeiangelegenheiten feiner Gerichts 
arkeit. | 
$. 17. Der Ureopagus -unterfucht alle Neuerungen, welche ein Gantondrath 
bei den breimonatlichen örtlichen Zuſammenkuͤnften der Gemeindevorfteher beſchloſſu 
bat, beftätigt fie, oder macht, mit Einwilligung des Cantons, Abänderungen batit, 
oder verwirft fie gänzlich). u | 
$. 18. Der Gerichtshof des Areopagus beurkheilt und fchlichtet definitiv jede 
Zwiſt zwifchen dem Volke und einer Cantonsregierung, mehrerer Ortfchaften ober 
einer Ortfchaft mit mehrern Vorftehern oder einem Vorfteher, * 
8. 19. Waltet ein Streit zwiſchen zwei Cantonen ob; fo" ernennt ber Ar 
past | eu Schiedsgericht aus ‚drei andern, "welches einen entfcheibenden Aut 
pru It. REM IRE 5 ee 
8. 20: Wenn ein Canton die gegenwärtige gefehliche Verfaffung, nachdem fi 
freiwillig angenommen worden: und in Kraft getreten ift, im Berfolge vermirf; 
eben fo, wenn ein Canton ſich von der Gefammtheit des oͤſtlichen Feſtlandes vın 
Hellas trennen, ımd an ein anderes Centrum anſchließen will; fo ſucht ber Are 
pagus vorerft ein oder zweimal durch‘ fchriftliche “Worftellungen- diefem politifdu 
Uebelftande zu fteuern. Wird fo nichts bewirkt; fo führt er, mit Borwiffen. der 
—— vermittelſt der bewaffneten Macht der Übrigen Cantone, jenen zu— feint 
flicht zuruͤck. ne | 
Die Gantone follen in folchen Fällen dem Areopagus ohne Verzug benjenig 
Beiftand gewähren, dem er felbft beftimmt. Wenn jedoch ein Canton, verkärt 
Wege einfchlagend, und meineidig gegen das Vaterland geworben, für fid ein 
Bertrag mit dem Tyrannen eingehen wollte; fo überzieht der Areopagus denſelbet 
unverzüglich mit Krieg, und’ ruht nicht, bis alle Räbelsführer, wer fie aud fa 
mögen, gerichtet, und der Strenge der Hochverrathsgeſetze überliefert fin. 
$. 21. Der Areopagus hat das Recht, jeden der Anhänglichkeit an den a 
rannen verbäctigen Hellenen in Arklagezuftand zu verfegen, und feinem (des ne | 
yagus) Gerichtshofe zu überweifen; fo. wie auch jeben der-Abneigung gegen bie Ir 
abhängigkeit von Hellas verdaͤchtigen Hellenen, auf daß er gerichtet, und entwet 
loßgefprochen oder verurtheilt werde. Indeß ift es erforderlich, daß der Arcopazıt 
dazu vorläufig gefegliche Beweiſe und giaubwuͤrdige Zeugniffe des Cantons (in mi 
chen der Angefhudigte gehört) in Händen habe. 
$. 22. Wenn der Areopagus irgend woher eine bewaffnete Macht verlangt, UM 
das Erforderliche ind Werk fegen zu können, fol ihm diefelbe unverzüglich geliefert 
werden. 5 
$. 23. Der Areopagus hat die Obhut über alle Feſtungen feines Bereiches 
. 24. Der Areopagus fol dafür forgen, daß in allen Städten Schulen, Au 








Berfaffung vom 16. Nov. 1821. 503: 


inhäufer, Hofpitäler errichtet werben, über welche alle ex bie Aufſicht fuͤhrt. Eben 
fo ſorgt er für alles, was bie Verbeſſerung bes Nationalzuſtandes, und bie 
rn dev Landwirthſchaft fowohl,. als anderer nothwendiger KRünfte 


8.25. Dem Areopagus foll theils zu feiner Bewachung, theils zur Voll: 
bung feiner Beſchluͤſſe eine bewaffnete Macht zu Gebote ftehen; body darf bie 
Jahl-derfelben wicht über 600 Mann fleigen. Diefe Schaar befteht aus beſoldeten 
Aeniſchen Kriegern, und ihr Unterhalt und Solb bleibt noch zu beftimmen; fo wie 
wejmige der Wache des Nationalfenates. 

5%. Der: Areopagus forgt durdy die Polizeibehörben der Cantone für den 

Sefundheitäzuftand jedes Cantons. IE 

“$ Wenn die Noth es erforbert; fo ftellt der Areopagus Quarantänen 

md Sanitätswachen in feinem Bereiche auf. 

528. Der Areopagus evtheilt Päffe im Innern feines Bereiches, und außer 

emſelben, je nach dem Bebürfniffe. | 

59 ind die Areopagiten verfchiedener Meinung, fowohl im Areopagus 

aAhſt, als auch im Gerichtöhofe des Areopagus; fo fehreiten fie zum‘ Abftimmen, 

mdrdie Stimmenmehrheit entfcheidet. Stehen die Stimmen inne; fo entfcheidet bie: 

Mige des Präfidenten. Ä 

h = 30. Der Areopagus hat das Recht, in Hellas Proclamationen ergehen 

Haſſen. — 27 
Drittes Capitel. 


Bon ber innern Verwaltung jedes Cantonß. 


"1. Alle innere VBerwaltungsbehörben find von einander gefondert, und feine 
af ſich in die Befugniffe ber andern einmifchen, fondern fie machen nad $. 14, 
Erg eigen Geſchaͤfte fchriftlih unter einander ab. . 
2. Alle Leiter der Verwaltungsgefchäfte heißen. Vorſteher (Proeftotes); es 
den nach freier Wahl dazu je zwei, drei oder vier von gleichem Range und mit 
Stimmrechte durch den gefammten Canton ernannt; fie haben ihren Sitz 
Hauptorte des Kantons. | 
8.3, Es werden Borfteher. zur Abgabenerhebung (Steuereinnehmer) ernannt! 
I) Eie beforgen bie Vertheilung der. Abgaben auf alle Einwohner des Gantong, 
nach gemeinfamer Beftimmung der übrigen Vorfteher, und ber zu biefem Ge: 
ſchaͤfte von den Gemeinden erwählten Männer. | 
2) Sie forgen dafür, daß die Abgaben der gemeinfamen. Beftimmung gemäß zu 
rechter Zeit erhoben werden. Ir 

Cie orbnen.an den erforderlichen Orten Mauthbediente an. 

Sie uͤberlegen, auf welche Weiſe die Staatseinkuͤnfte vermehrt werden koͤnnen. 

9 Sie beſorgen die Einziehung aller Abgaben. und Einkünfte in: baarem Gelde, 
welches fie den Gaffenvorftehern übergeben, und von benfelben ſchriftliche Em: 

P —— erhalten, als Belege der zu gebuͤhrender Zeit abzulegenden 

" Rechnung. MAR: 

6) Bei allen Anftänden, die. fie finden möchten, wenden fie ſich an den Areopagus. 

.4. Es werden Gaffenvorfteher ernannt: 

) 8 —*——— von den Steuereinnehmern alles baare Geld, und ertheilen 

Pr eine dafür. Ä 

9 er — genaue Rechnung uͤber die Ausgabe fuͤr die taͤglichen Beduͤrfniſſe 
5 Cantons. 
Sie ſorgen dafuͤr, daß die Erzeugniſſe der Nationalguͤter ſo vortheilhaft als 
möglich Tosgefchlagen, und die Beduͤrfniſſe fo vortheilhaft als moͤglich ange: 
ſchafft werden; jeboch beides mit Vorwiſſen der übrigen. Vorſteher. 

) Sie forgen dafür, daß es den Einwohnern und Kriegern nicht am nöthigen 
Unterhalte gebreche; daß alle Kriegsvorräthe, Waffen, Pulver, Blei, Teuer: 

5 seine u. f. w. ftet8 vorhanden: feyen. 

) . allen Anftänden, die fie. finden möchten, wenden fie fih an ben Arco: 
agus. 

Mi 5. Es werden Magazinvorfteher ernannt: 

) Sie nehmen alles, was in Sammelhäufern aufbewahrt werben muß, ſowohl 
zum Unterhalte der Einwohner, als auch zum Verkaufe, ſo wie endlich auch 
die Kriegsvorraͤthe unter ihre Verwahrung, und ſorgen dafuͤr, daß nichts zu 
Grunde gehe; fie geben aus denſelben das von den Caſſenvorſtehern Veriangte 
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— auf Empfangſcheine derſelben hin, BR die Wogayarorihe über | 
Rechnung beilegen, wenn fie abgefordert wird. 
2) Bei allen. Anftänden, bie fie finden möchten, wenden ſie fih an den An 
paqus. 
$. 6. Es werden Vorſteher fuͤrs Kriegsweſen (Kriegscommiffaire) ernannt, 

1) Sie find in täglihem Verkehre mit der Heerſchaar des Gantons, oder wit 
dem Gapitaine, welcher fie von feinen Beduͤrfniſſen benachrichtigt, ruͤckſichtlich 
ſowohl ‚ber Lebensmittel, als der Kriegävorräthe , und fie forgen bafür,; daj 
ihm alles zur rechten Zeit verabfolgt werde. 

:2) &ie gehen die Gaffenvorficher um Verſchaffung der Lebensmittel an, “und; af 
einen Schein berfelben hin erhalten fie diefelben: von ben —— 

8 Sie empfangen von den Polizeibeamten: die nothwendigen Backoͤfen, -Bäd 

und Laſtthiere. un 

4) Sie find gehalten, den Capitain, von allem zu benachrichtigen, was A 
wiffen nöthig ift, fo wie er hinwiederum ihnen alle guͤnſtigen oder ungänfi 

ir. 2 gen Kriegsporfälfe ſchriftlich berichten fol, 

6) Sie ſorgen fuͤr alle Beduͤrfniſſe des Eantonsiazarethes damit die — 
Krieger die noͤthige Pflege erhalten, es nie am Erforderlichen mangle, un 
Aerzte und Wärter von der Caſſe aus durch fie befoldet werden. - 

6) Einer von ihnen befindet fich fters beim Deere in der Naͤhe des: Gapitaind. 

7) Bei aa Anftänden, bie fie finden möchten, wenden fie ſich an den Art 


pagus 
g. 7. Es werden Vorſteher fuͤr die Nationalguͤter ernannt: 

1) Dieſe haben vor allem ein genaues Verzeichniß aller in ihre ep Canton befink 
‚lihen Nationalgüter zu veranftalten ; fernet forgen fie dafür, daß der Natir 
nalboben zu: rechter Zeit, und wie eine ‚Torgfältige Landwirthſchaft es erheifdt, 

' angebaut werde; . eben fo auch in Rüdfiht anderer Rationalbefigungen, als 
Dlivenpflanzungen, Weinberge u: 1. w. 

2) Sie follen das Getreide und die übrigen Erzeugniſſe der Rationalguͤter RT 

verfteigern, theils verpachten; die Naturalien (die man aufbehalten will) 

! den Gaffenvorftehern übergeben, damit diefe fie im Berfolge an die Maga 
vorfteher gelangen laffen; das baare Geld hingegen ben Stenereinnehmern, 
damit biefe ed im Verfolge an bie Caſſenvorſteher gelangen Laffen. 

3) Sie folten über alle,öffentlichen Gebäude, Herbergen (Ghania) und. Delkeltem, 
wo. folche vorhanden find, die Aufficht führen, ‘darauf ſehen, daß fie nit in 
Verfall gerathen, und daß alle bie, fo nicht: bewohnt find, verſchloſſen 
und uur mi ihrer Erlaubniß geöffnet; werden, wenn jemand fein Quauiir 
darin auffchlagen muß. 

4) — — Anſtaͤnden, die ſie finden moͤchten wenden fie. ſ an den Ant 


v® 
* werden Polizeivorſteher ernanntı | 

1) 8 air für Erhaltung der, Ordnung: in ber Stadt zu forgen. 

2) Die Stadt in gleiche Sectionen einzutheilen, und jeber einen. Commiffair ar 
zumweifen, ber ein Verzeichniß der Einwohner verfertigt, und aus —2 
abwechſelnd eine erforderliche Zahl dazu beſtimmt, die Nachtwache zu halten, 
auf daß Alle ihren Pflichten gegen dad Baterland Genüge leijten. 

3) Sie extheilen allen Entfernenden Paͤſſe. 

4) Sie orbnen Leute an, welche am Ufer und allenthalben darauf Achtung ge 

+ ben, daß keiner ohne Paß die Stadt verlaffe, und. aus dem Cantone entflicht: 

5) Sie führen ein Zodten= und Geburtöregifter. 

6) Sie forgen dafür, daß die. Preife ber Lebensmittel von dem ſaͤmmtlichen Bir 
ſtehern beftimmt' werben. ‘ 

7) Sie halten die Poften des Kantons und die Fußboten. 

8) Sie ſorgen fuͤr gut Gewicht und Maaß. 0. 

9) Sie leiften in Allem dem Areopagus ‚Folge nad) Abfchnitt 2. * 261 
und bei allen Anſtaͤnden, die ſie finden moͤchten, wenden ſie ſich an deoſel 

ben, und benchmen ſich nad) deſſen Anleitung 
F. 9. Jeder Canton hat ein allgemeines, aus fünf Mitgliedern beftehendes 
- Gericht; der Gapitain vollzieht deffen Enticeidungen. Die Ausfpräce biefes Eur 
tohsgerichts find appellabel an: den inappellabeln Gerichtshof bes Areepagus. 


Nebengrtilel,. den Canton Salona betreffend. 
Da Galaxidi fuͤr die Fuͤhrung des Beibrieges ein Ort von beſonderer Wichthz 








— 
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tigkeit iſt; ſo foll es eine Gommiffion aufftellen, um feine Rechte dem Nationalfe- 
nate und. dem Ateopagus vorzutragen. Ä 

$. 10. In jeder. Dorfgemeinde werden mit gemeinfamer Zuflimmung ber Eins: 
wohner eim ober zwei Männer angeftellt, welche die nämlichen Gefchäfte. beforgen, 
wie in den Städten die Vorfteher; mit biefen verkehrt jeder Stadtvorfteher in den 
Geſchaͤften feines Amtes. Diefe Stadtvorſteher entſcheiden auch in den Streitfachen 
ber. Dörfer; jedoch find ihre Ausfprüdhe an das Cantonsgericht appellabel. - | 

$..11. Jeden dritten Zag verfammeln ſich alle Richter und Vorfteher gegen’ 
Abend und berathen ſich im Allgemeinen über alles Nöthige, indem jeder dag Re 
gifter feiner Gefhäfte mitnimmt. So follen aud) jeden dritten Monat die fämmt: 
lichen Dorfoorftcher in bie Stadt fommen, und ihre von. den Gemeinden unter: 
Ihriebenen Rechnungen mitbringen. Sie halten eine Sigung mit den fämmtlichen 
Stabtvorftehern, um nad din erwähnten Papieren alle Rechnungen des Gantons 
einzufehen, damit ſowohl das Volk, als jeder Vorſteher über alles in Kenntniß ges 
ſett werde. Bei dieſer VBerfammlung befchließen fie, was Zeit und Umftände zur’ 
Bollzishung der Pflichten jedes Amtes nothwendig machen: Neuerungen Eönnen fie 
nicht ins Werk fegen, ohne die Beftätigung des Areopagus. 

$. 12. Alle Vorſteher bleiben ein volles Jahr in ihren Aemtern, ‚ausgenom: 
men es treten andere Umftände ein, Doch mag der nämliche auch auf das zweite 
oder britte Jahr wieder ernannt werben, ſey es zu demfelben Amte, oder zu einem 
andern. ar | 

$. 13. Jeder Ganton hat einen Notar und einen Gerichtäfchreiber. — 

$. 14. Jeder einzelne Stadtvorſteher erfüllt die Pflichten feines befondern Ams 
ted mit Vorwiſſen der Richter derfelben Stadt; die Polizeivorfteher folgen in allem 
der Leitung der Richter. 

$. 15. Die Nationalgüter fichen unter der Auffiht der damit beauftragten 
Vorfteher 5; der reine Ertrag davon fällt in die Gantonscaffe; das Eigenthum ders 
felben gehört dem geſammten Cantone; jedoch kann er nichts davon veräußern ober 
verpfänben ohne des Areopagus Einwilligung ; auch kann der Nationalfenat nichts. 
—— veräußern, noch verpfaͤnden, ohne die Einwilligung des Areopagus und des 

antons. 

$. 16. Die Polizeibehoͤrde weiſet jeden Monat jedem Beamten zwei bis drei 
Männer (zu deffen Dienfte) an, fo auch die Dorffhaften ihren Vorftehern; fie wers 
den jenen Monat über von der Gemeinde erhalten. 

$. 17. Der Canton läßt ein Siegel verfertigen, welches fein altes Sinnbild 
enthält, und ringsum den Namen des Eantons. Diefes Siegel wird in fünf Stüde 
getheilt, welche durchs Loos an fünf der jährlichen Vorfteher gelangen. : 

$. 18. Der Canton hat das Recht, dur den Areopagus dem Nationalfenate 
fowohl Staatsmänner als Krieger zu empfehlen, welche ſich um den Ganton wefent: 
lich verdient gemacht haben, damit fie von dem Nationalfenate nad) Würbe belohnt 
werden mögen. Ä 

$.19. Der Canton hat das Recht, das hellenifche Bürgerrecht zu ertheilen, 
ſey es zur Vergeltung bedeutender Dienftleiftungen, fey es auf die Bedingung Hin, 
and urbar zu machen; doc jindet biefe Schenkung nicht Statt, noch darf der 
Beſchenkte Hand an die Erde legen, ausgenommen der Rationalfenat beftätige das 
Geſchenk durch den Areopagus. | 


$. 20. Befondere Uebungen und Gebräude, die ein Canton einführen will, 
legt er dem Areopagus zur Betätigung vor. 
8.21. Da der Nationalfenat, der ausfchließlich aus Abgeordneten der helleniz 
fhen. Santone befteht, das allgemeine Band von Hellas ift, und feine Entſcheidun— 
gen vom Willen der Cantone ausgehen, welche dort durd den Mund ihrer Abges 
orbneten mit einander verkehren; jo wird er von jedem Gantone als fein Haupt 
und von allen Cantonen al& Haupt von Hellas anerkannt. Seine Befhlüffe und 
Verfügungen für das allgemeine Beſte von Hellas find allgemein gültig; mit einem 
Worte, ganz Hellas betrachtet den Nationalfenat ald Stellvertreter des künftigen 
Hriftlichen Königs der Hellenen, welchen der Senat, fo bald er ihn erwählt, und 
derfelbe fich den Nationalgefegen unterworfen hat, nachher ald Monarchen von Hellas 
anerkennen wird. 
$. 22. Jeder Santon erwählt zu Abgeordneten an den Nationalfenak helleni: 
Ihe Bürger aus feinem‘ Gebiete, oder aus andern Cantonen; einen, zwei oder meh: 
vere, je nach feiner Ausdehnung. Er ertheilt ihnen die erforderlichen Beglaubi— 
gungsfchreiben an den Nationalfenat, und weifet fie an denfelben durch den Areopas 
gus, welcher hierin nach Manfgabe des 2. Abfchnitts. Cap. 2. $. 8. verfährt. 
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8..23.- Der Abgeordnete verbleibt ein Bahr bei dem Nationalſenate; jebod 
ann der nämliche auch zum zweiten und dritten Male erwählt werben. Auch kam 
er im Nothfalle einen Stellvertreter unter feiner Gewährleiftung beftimmen. 

$. 24. Jeden dritten Monat legen alle Vorfteher dem Areopagus ihre Red: 
nungen vor, nachdem fie in jedem Gantone nach $. 11. gemeinschaftlich unterfudt 
worben; fie übergeben ihm das allgemeine Verzeichnig der Einwohner, die Lifte der 
Rationalgüter, Zeugarien, Dlivenpflanzungen, Weinberge, öffentliche Gebäude, Werl: 
häufer u. |. w. Cie erftatten ihm regelmäßig Bericht über ihre Gefchäfte, und m: 
pfangen von ihm die nöthigen Anleitungen. 

.25.. Ieber Canton betrachtet den Areopagus als das befondere Band kr 
Gantone des öftlichen Feftlandes von Hellas, und als Mittler zwifchen jedem vor 
ihnen und bem gefammten Hellas durch den Nationalfenat. Er betrachtet und am 
erkennt. ihn als die vermittelnde Behörde, durch melche feinen Bebürfniffen von Seit 
des Nationalfenates abgeholfen wird, und gehorcht ihm in allen gemeinfamen Ange 
Iegenheiten bes oͤſtlichen Feſtlandes von Dellas. * 


Dritter Abfdhnite 
Civilweſen. 
Einziges Capitel. 


8. 1, Die Civilgeſetze werben heute noch nicht beſtimmt. 
S. 2. Einftweilen find die Givilgefege der hriftlichen Kaifer von Hellas, glu: 
reichen Andenkens, für das öftliche Feftland gültig. 

. 3. Der Ureopagus forgt dafür, daß biefer Theil der Baſiliken in bie jegigt 
griehhifche Sprache übergetragen werde, und entfcheidet die Controverfen nad dem 
jesigen allgemeinen Beften. 

Du} Der Areopagus beruft die Erzpriefter feiner Gerichtsbarkeit zufammen, 
und legt diefe Auswahl von Givilgefegen feiner Prüfung vor. ft fie beftätigt; ſe 
macht er bdiefelbe durch den Druc bekannt. | 


Vierter Abſchnitt. 
Von den Abgaben und Einfünften. 


Erites Sapitel. 


8.1. Was die Nation auf immerdar als ordentlihe Abgabe zu entrichten habe, 
bleibt der Beſtimmung der beftändigen Regierung der hellenifchen Nation bei de 
allgemeinen Nationalverfammlung vorbehalten. 

8.2. Für jest Toll auf ein Jahr hin jeder Canton bes Öftlichen Feſtlandes 
von Hellas fo viel entrichten, als der Nationalferat nebft dem Areopagus beftin: 
men wird. 

$. 3. Der Areopagus Fann dem Nationalfenate in Rüdficht der durch Abge⸗ 
ben zu erhebenden Summe Gegenvorftellungen machen; er beforgt ihre WVertheilung 
auf die Santone, indem er zu diefem Zwecke von jedem Gantone einen Bevollmaͤch 
tigten einberuft, und mit ihnen allen die erforderlichen Unterfuchungen anftellt. 

; Der Areopagus kann bei DVertheilung der Abgaben auf die Canton 
nichts von den befondern Uebungen berfelben aufheben, wenn fie beweifen, daß die 
felben mwenigftens feit einem Jahrhundert beftehen. 

$. 5. Das türfifche Steuerfyftem wird nebft allen Einrichtungen der Tyrann 
auf ewige Beiten hin abgefchafft. 

$. 6. Das Verhältniß der Abgaben wird nad) dem Privatvermoͤgen eines jeb 
beftimmt, und demfelben gemäß werden alle Abgaben bezogen, fowohl die ordentl; 
chen, als außerorbentlichen. 

.7. Alle Glaffen von Bürgern, auch die Kirchen: und SKloftergüter, di 
Kirchen felbft und alle Gorporationsgüter, überhaupt alle Hellenen tragen dieſts 
Jahr durch zur Erleichterung des Volkes und Abhülfe der bringendften Bedürfnift 
mit zu den Abgaben bei. 


Bmweites Gapitel. 
Bon den. Einkünften. 
5. 1. Die Vorficher jedes Cantons follen fich verfammeln, um bie ordentlichen 
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— * — aufzuzeichnen, Dieſes Verzeichniß wird von heute in Zeit 

von vier agen wafertigt.. — un 
 &2 es Verzeichniß dem Ureopagus zu Handen ftellen.. 
| Drittes Capitel, ——— 

J. J1. Jeder Canton kann mit Vorwiſſen des Areopagus einen gemeinſamen 

außerordentlichen) Beitrag veranftalten; © 2 — 

$. 2%. Der Areopagüs Tann die Eantone zu einem außerorbentlichen Beitrage 


— Geben die mehrern ihre Einwilligung dazuz fo’ leiſten ihn auch die 
übrigen. 


4 


FünfirrAbfrqhHnitt. 
Vom Kriegsweſen. 
Erſtes Capiteél. 


m +, Seder Canton hat feinen Eapitain, welcher zugleich hellenifcher Heer: 
uͤhrer iſt. at | - | | | 
$. 2. Der Canton kann feinen Gapitain nicht entfegen, wenn er nicht zuvor 
die Gründe dafür dem Areopagus vorgelegt hat. Diefer unterfucht die Sache, brinst 
fie vor den Nationalfenat, und bdiefer fälle den Entfcheid,' weil ber’-Capitain zus‘ 
gleich helleniſcher Heerfuͤhrer iſht. 4 ee 2 

f. — In allem, was den Krieg betrifft, leiſtet der Capitain einzig dem Areo⸗ 
pagus Folge. | U Be 

(. 4. Wenn dem Cantone ein Gapitain abgeht; fo fchlägt er durch freie Wahl 
zwei Männer vor; der Areopagus prüft die Wahl, und der Nationalfenat ents 
ſcheidet fuͤr den Einem’oder Andern. Ki; 

5. Der erftgeborne Sohn des Gapitaind erhält die Stelle feines Waters, 
mit Beobachtung von Abfchnitt 1. Gapitel 1. 8. 4. i ' 

$. 6. Für jeden Gapitain, der Capitain eines Canton war, und zufällig) 
kine Cantonscapitanie bekleidet, hat der Nationalfenat zu forgen, weil jeder —— 
helleniſcher · Heer fuͤhrer iſt | en 1J 

3. 7. Die Polizeibehoͤrde veranſtaltet durch die in den verſchiedenen Stadt— 
guartieren und Dörfern dazu Werordneten ein genaues Verzeichniß aller Einwohner, 
damit ſich daraus ergebe, wie viele Familien jede Gemeinde: und) die Stadt zählt: 
Es enthält Namen, Beruf, Vermögenszuftand der fämmtlihen Glieder jeder Fa— 
milies die Gebornen werden in daſſelbe eingetragen, ' die Verſtorbenen jedesmal 
durchgeftrihen. Der. Capitain wählt. die nöthigen Krieger, weiche er ein volles 
dahr hindurch unter fi) in Waffen hatz der. Canton giebt ihnen den vom Areapa- 
gus beftimmten Cold. Der Canton erhält und unterflügt aufıjegliche Weife die 
Samilien der im Kampfe Gefallenen bis. zur Witderherftellung dev gefammten Nas 
tion. Diefe legtere Sorge liegt den Vorftehern des Kriegsweſens ‚ob. —— 

F. 8. Außer feiner Kriegerſchaar werden alle Männer von 14 bis 60 Jahren 
in Rotten von 25 Mann eingetheilt, und einer von ihnen it ihr ‚Anführer; zwei 
Rotten machen einen Zug von funfjig und zwei Züge eine Compagnie aus.. Ein 
befonderes Verzeichniß enthält ihre Namen und Wohnorte. Sie bleiben ruhig in 
ihrer Heimath; im Nothfalle aber befehligt der Gapitain namentlich) den und den 
Rottenführer. oder den und den Dauptmann, ſich mit feinen Leuten in Bewegung zu 
ſehen; nach geleiftetem Dienfte Eehrt jeder .in feine Heimath zurüd; alles diefes in 
regelmäßigen Dienftkehr, auf daß alle dem Waterlande dienen, und feiner Grund 
habe, ſich zu befchweren. | 

. 9. Wenn der Rottenführer den Befehl erhält, ſich in Bewegung zu fegen, 
und zufällig feine Rotte nicht vollftändig ift, fey es, daß einer mangele, oder frank 
ift; fo nimmt ‘er zur Ergänzung, fo viele ihm abgehen, von einer andern; fo wie 
einer umkommt, iſt er darauf bedacht, einen andern an deſſen Stelle zu ſetzen. 
. 10. Die Rottenführer der Stadt geben abwechfelnd bie drei Mänher zum 
Polizeidienfte, und den verfchiedenen Stadtbeamtungen, und die in den Dörfern dieje⸗ 
nigen, welche den Vorſtehern berfelben erforderlich find. 

.11. Wenn eine Rotte zwei oder drei Mann zur Ergänzung bebarf, welche 

im Dorfe felbft nicht gefunden werden; ſo fest er auf fein Verzeichniß eben fo 
viele aus dem nächften Dorfe, und nimmt fie im Nothfalle von borther. 

$. 12. Das Verzeichniß der Rottenführer wird dem Nationalfenate eingehändigt. 

$. 13. Die Eapitaine berichten dem Arcopagus bie Zahl von Kriegern, deren 
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Befehligung fie für ein Jahr übernommen haben, und jener unterſucht, ob bas-gr: 
fammte Heer der Cantone mit den Kriegsumftänden im Vorhaͤltniſſe ftehe, Der 
Areopagus mittelt das. Verhältnig der Heerſchaaren für alle Cintone aus, und be— 
flimmt deren Staͤrke. — — 
$. 14. Die Capitaine correſpondiren unmittelbar mit dem Areopagus, wenn 
| | Sechſter Abſchnitt. 
Gerichtsweſen, Strafgeſetzez See: und Handelsgeſetze. 
Einziges Capitel. 


ie Aus den Bafiliten wird auch für diefe Gegenftände eine Auswahl vm 
anftaltet. 

$. 2. Diefe Auswahl wird ber Zeit und den Umftänden angepaßt. 

$. 3. Auch diefe Auswahl wird durch den Gerichtähof des Areopagus ber Pri 
fung der — unterworfen. | 

. 4 Sorgt die Nationalregierung auch hiefürz fo: hört der Areopagus auf, 

fid) damit zu befaffen. | 
85. Das dftlihe Feſtland von Hellas wird diejenigen Seegeſetze annehmen, 
weldye die Nationalregierung aufftellen wird. | 

$. 6. Was die Handelögefege anbelangt; fo hält fich das oͤſtliche Feftland ver 
Hellas an das franzoͤſiſche Handelsgeſetzbuch, vorausgeſetzt, bie Nationalcegierun 
nehme es ebenfalld an. | 


Nachtrag. 


$. 1. Der heilige Clerus bes oͤſtlichen Feſtlandes von ‚Hellas verpflichtet fi, 
glei dem übrigen helleniſchen Clerus, ſich allen dereinftigen Verordnungen zu u: 
terziehen, welche, nach Verfügung der. Nationalregierung, rüdfichtlich des heilig 
Clerus von Hellas im Allgemeinen werben erlaffen werden. 

$.2. Das Öftliche Feftland von Hellas nimmit die einftige Verfaffung, melde 
A —— Clerus von Seite der Nationalregierung erhalten wird, ohne weit 

ung an. 

$. 3, Jeder Canton verfpridt, fo fehr es nur moͤglich ift, in keinem Yunct 
von den übrigen Gantonen Griechenlands abzuweichen, in fo weit es die gegenmwär 
tige Berfaffung geftattet- 

$. 4. Alles, was in ber gegenwärtigen gefeslichen Verfaffung die Nationale 
gierung an ſich, das allgemeine Befte der Nation, die Beſtimmungen über bie An 
faffen und Fremden betrifft, erhält erft dannzumal Geſetzeskraſt, wenn die Nationab 
regierung es angenommen hat. Beigefügt werben ihre die übrigen Zufäge und Am 
derungen, weldye die Nationalregierung anordngt, und fo angefehen, als wären fi 
heute in diefe Verfaffung eingerüdt worben. 

In Folge deffen wird jenes Obige bis zum Entfiheide der Nationalregierung 
als noch nicht in Kraft getreten betrachtet. Dingegen kann die befontere Organ; 
fation des Areopagus und der Gantone, ferner die brüdeMliche Vereinigung bieder 
Santone durch die Nationalregierung in feinem Puncte — werden. Die 
bleibt unwandelbar; einzig koͤnnen unvorhergefehene Umftände hierin eine Abände 
rung durch die Urverfammlung der gefammten Nation möglid machen. 

5.5. Was die Befoldbung der verfchiedenen Beamtungen bes oͤſtlichen Feſtlan 
des von Hellas anbelangt; fo wird fich hierin jeder Canton nad) demjenigen nd: 
ten, was und wie es die Nationalregierung für das übrige Hellas feftfegt. 

5. 6. Alle Cantone Theffaliens, Maceboniens u. ſ. w., alle Infeln. des Xegeir 
fchen Meeres, welche heute oder im Verfolge ſich als frei an das dftliche Feſtland 
von Hellas, welches die Beihlüffe der Zufammenkunft in Salona für alle Canton 
angenommen bat, anſchließen, behalten das volle Recht dbannzumal, wann gan; 
Theffalien die Tyrannei abgefchüttelt hat, und die theffalifhen Städte und Sand 
fchaften einen eigenen Bund bilden werden, ſich ald Gantone mit ihren Brüdern, 
und als Volt mit Hellas zu vereinigen; eben fo die Macebonifchen, wenn ed bajı 
kommt, mit Macedonienz ferner die Infeln, wenn fie ſaͤmmtlich befreit find, mi 
dem Bunde des Aegeifchen Meeres. 

$. 7. Alle Gantone, welche verhindert wurden, ber Zuſammenkunft in Salon 
ſelbſt beizuwohnen, und im Werfolge ſich anſchließen wollen, find in den Bund auf 


— 
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unehmen ‚ als: hätten fie befagter Zufammenfünft beigewohnt und mit abgeſtimmt; 
doch follen ſie zum Voraus dieſe gefegliche Verfaſſung unterſchreiben. 

$. 8, Enduch fol nach dem Entſcheide der Nationalregierung über dasjenige, 
‚aa fie nah z. 2 und 5 des Nachtrages noch anzuorbnen hat, bie gegenwärtige 
sfegliche Verfaſſung durch den Drud bekannt gemacht werden, Ä 


Nachdem das öftliche Beftland von Hellas nebft dem anfehnlichen Vorſtande die 
egenwärtige gefegliche Verfaſſung genau geprüft und ausgearbeitet hat; fo billigt 
3 diefelbe aus freiem Willen und nad) einftimmigem Beichluffe der Stadt und Lande 
haft jeded Gantons, und nimmt fie an, wie fie in ber. gegenwärtigen Urkunde ent 
yalten if; jeder Santon verfpricht, Gott zum Zeugen nehmend, den übrigen Brite 
yercantonen und dem Panellenion *), fi einzig und allein, ohne die mindefte Ab» 
inderung nach deren Inhalt zu richten, bis jener glüdfelige Tag erfhienen ift, an 
velhem bereinft eine ftete, unmandelbare, regelmäßige Verfaffung der unabhängigen 
deilemen von dem gefammten Hellas anerkannt feyn wird. 

In Kolge deffen wird dieſe Urkunde heute bekräftigt mit dem Giegel von Gas 
ona, bad gegenwärtig für das Siegel der gefammten Cantone gelten foll; mit 
wmjenigen des Präfidenten, als dem der Verfammlung; mit demjenigen bes theſſa⸗ 
iſchen Magnefia, als Siegel der theffalifhen Cantone; mit den Unterfchriften un: 
er, der von den Städten und Landſchaften der Cantone abgeordneten Bevollmäde 
igten, und denjenigen der Capitaine ober bellenifchen Deerführer. 

Salona in Phokis, den 16. November des erften Jahres ber Freiheit 1821, 

Der Biſchof von Zalantion, Neophylos, Präfident des Gerichtshofes des Areo: 
vagus, Der Bifhof der Lisa und der Biſchof der Agraphen. Theodor Negris, 
Pröfident des Areopagos. Anthimos Gazes, Arhimandrit, Mitglied des Areopas 
908, aus Theffalien. Gregorios Konftantas, aus Thefjalien, Abgeordneter. Jo⸗ 
bannes Logothetes aus Lebadia. Baron Theochares Kephallad vom Olympos. Io: 
bannes Philanos aus Lebadia, Mitglied des Areopazas. Lampros Nakos. Dros 
ſos Manfolad. Margarites Demades. Johannes Skandalides aus Macebonien. 
Georgios Ainian, Mitglied des Areopagos. Sohannes Eirendos ebenf. Rigas Kon: 
torigas von Salona. Anaſtaſios Anagnoftes Loidorikes aus Doris. Alerandros 
Kriotes, Mitglied des Areopagos aus Eubda. Georgios Heliopulos. Janutzos 
Kontes. Lampros Alerandros. Konftantes Sapunitzes. 

Yanurgias, Capitain von Salona. Gkuras, Capitain von Salona. Obyffeus 
Andriges, Capitain von Libadia in Böotien. Manikas, apitain von Thebe. 
Miss Kontojannes, apitain von Patragition in Theſſalien. Dubiniotes, 
Gapitein von Zitunion. Plalas, Capitain von Krabareos. Skalzodemos, Capis 
tain von Loidorikion. Gioltafes, Kapitain von Karpenifion. Mpasdekes, Gapitain 
von Zagora in Theſſalien. Katzikojannes, Capitain von Zalantion. Berufes, Gas 
pitein von Athen. 





e) Berfaffung des Peloponnefus vom 1. Dec. 
1821. 


Cinleitung. 
Offenkundig ift es, daß bie ottomanifche Regierung glei von ihrem erften 


innen an-alle Völker, die ein trauriges Gefhid ihr unterwarf, tyrannifch bes 
handelte. Allein ihr Eein Gefeg mehr erkennendes, unfinniges Verfahren, welches 
in diefen Iegten Tagen durch alle von Hellenen bewohnte Gegenden Schredin ver: 

te, jene unmenſchlichen Meseleien und Einkerkerungen, welde jedes Alter 
und jede Menfchenclaffe der hellenifchen Nation von ihr erdulden mußte, jene Au 
herſte Verachtung, welche fie gegen die chriftliche Religion zeigte, indem fie bie 
Tempel dem Boden gleich machte, und alles Heilige mir Fuͤßen trat, zu biefem 
allem durch bloßen Argmwohn gereizt, hat die Hellenen gezwungen, die Waffen zu 
ergreifen, um ihre Religion und Eriftenz zu vertheibigen, welcher dieſe terannifee 
Regierung Vernichtung drohte. Umfonft bemühte fich die kirchliche Synode, und an 
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ihrer Spige der ehrwuͤrdige Greis, der Patriarch Gregorios, bie Unfchuldunfer 
Volkes darzuthun; zur Antwort empfingen fie alle’ den harten Tod der Erdroſſelung 
Beinahe‘ alle ausgezeichnetern Hellenen "in Conſtantinopei, fo wie die in den übrigen | 
Städten und Provinzen des tyrannifchen Reiches, wurden, wenn fie ſich nicht durd 
bie Flucht retteten, ermordet. Der. größte Theil der: Erzpriefter und Notabiln, dr 
Sohn des Anführers von Sparta, verfügten ſich nach Tripoiizza, um das Unkel 
zu befhwichtigen ; allein die Regierung warf auch diefe in finftere Kerker, woriı 
fie beinahe. alle umkamenz und allen übrigen drohte ein ähnlicher Untergang, hätten 
Vie es nicht vorgezogen, fi zu ihrer Vertheidigung zu waffnen. Das edelmuͤthigt 
Volk der Hellenen im Peloponnes, ſo wie der Infeln Hydra, Spezia und Plan, 
gaben vom erften Beginnen an Beweife ihrer Tapferkeit, und wie ſehr es den ge: 
pen Werth der Freiheit zu jchägen wiffe. Allein die Gefeglofigkeit und inordnun, 
welche eine ſolche Lage zu begleiten pflegt, hinderten es, von der Freiheit den gibt 
renden Nugen zu ziehen. Alle Gantone und Inſeln fühlten das Beduͤrfniß ein 

roviforiihen Verfaſſung, und deshalb wurde im Maimonat 1821 zu Keltezid eine 

etliche Gerufia gebildet. Allein der Feind, welcher damals an einem fort die Belle 
nen befehdete, jo daß der Krieg fie allenthalben befchäftigte, um bie Angriffe ie 
ruͤckzuſchlagen, geſtattete der Geruſia nicht, ihre Arbeit gehörig zu vollenden. gu 
nad) , ald die Dinge eine beffere Wendung nahmen, verfammelten ſich nad Ankunft 
bes Fuͤrſten Demetrius Dppfilantes die Notabeln der Cantone und Inſeln zweim 
zu dem naͤmlichen Zwecke, das erfte Mal zu Berbena, bas zweite Mal-zu Zur 
choba; aber auch da verhinderten es die Kriegsereigniffe, ivgend etwas zu Gtan 
. zu bringen. Doch nad) Einnahme ber feften Derter und der Stadt Zripolin 
jelbft, erging der gemeinfame Beſchluß: Es folle eine allgemeinere Rationalverfamn: 
lung zufammentreten, und nach der Wahl von Abgeordneten aller Gantone und Ir 
ſeln ſich vegelmäßiger conftituiren. Demzufolge wählten alle Cantone des Peloponneſei 
jeder für ſich nach gemeinfamer Uebereinkunft, ſechs Männer aus jedem Canton, 
bie fie Ephoren nannten. Aus diefen fechs wählten fie einen aus jedem Canton 
zum Mitgliede der Gerufia, und ertheilten ihm eine fchriftliche Vollmacht. Dit 
Gerufiafien traten am 1. December 1821 zu Argos zufammen, gaben zuerſt ein 
von ihnen unterfchriebenen Eid der Treue gegen das Waterland ein, und zeichnete 
er in diefer Urkunde ihre Namen ein, mit Angabe ihres Gantong und di 
mathortes. . 

Fuͤrſt Demetrios Dypfilantes. Petrumpes Mauromichales. Protofpngalos In: 
brofios, aus dem Cantone Arkadien, Heimath Kalabryta., Archimandrit Gregeric 
Dikaios, aus dem Canton Leontarion, dem Fleden Poliane, Theochares Rhandıs, 
von Korinth. Aſimakes Photilas aus Kalabryta. Johannes Papa Diamantopulk, 
aus Paträ. Johannes Barbates, aus dem Gantone Karitäne, dem Fliecken Bityn. 
Theodoros Kolokotrones, Feldherr. Charalampes Perukas, aus Argos. Panagie 
takes Zaphyropulos, aus dem Cantone und Hauptort Phanarion. Panagiotaks 
Janetakes, aus dem Cantone Miftra, Stellvertreter des Feldheren Panagiotes & 
trafes. Dionifios Papa Janopulos, aus Gazune. Konftantinog Zaphyropulos, aus 
dem Gantone Hagios Petros, Deimath Hagios Johannes. Jannakes Papa Kyrie 
kos, aus Kalamata. Chriftodulos Acholos, aus Pyrgos. Elias Karapautos, au 
Korone. Demetrios Ralamarioted, aus Nifion. Johannes Dilonomides aus Ni: 
kaſtron. Panagiotes Kalogeras, aus Monembafia. Panagiotes Soterios, aus Nr 
thone. Anagnoſtes Zerbad, aus Kranidion. Spyros Phangiskopulos, aus Ar 
drufe. Milianes, Stellvertreter des Papa, Anagnofted Georgios, Feldherrn au 
dem Cantone Leontarion. Anagnoftes Anaftafopulos, aus dem Gantone Nauplia, 
Heimath Ligyrion. | | 

Als diefe ſaͤmmtlichen Abgeordneten hiemit ihre Gefchäfte regelmäßig begonnen 
erließen fie, in der Abficht, daß alles mit Ordnung und Anftand vor fich gebe, fob 
gende Beſchluͤſſe: | | 

Die Nationalverfammlung des Peloponnefus befchließt erftens: | 

Der Fuͤrſt, Herr Demetrios Hypfilantes, wird durch freie Wahl zum Pröfider 
ten der peloponnefiihen Gerufia ernannt. | 

Zweitens: Der Herr Michael Schoinas wird duch freie Wahl zum Gemein: 
fehreiber der peloponnefifchen Gerufia ernannt. 

Da indeß die gegenwärtigen Umftände es nicht geftatten, eine vollftändige Ber: 
affung zu entwerfen, fondern nur eine proviforifche, jedoch dem Vaterlande tr 
prießliche, welche die Sicherheit feiner Bürger im Allgemeinen und Befonbern, di: 
Ordnung und Geſetzlichkeit unter jeber Menfchenclaffe, Stellung aus den Uebeln der 
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Geſetzloſigkeit, und eine genaue Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des Va— 
terlandes in deſſen ganzer Ausdehnung erziele; fo beſchließt die Verſammlung: 

1) Diefe Regierung ſoll zwar nur proviſoriſch ſeyn, allein feſten Beſtand haben, 
bis die Nation durch Gottes Huld eine ruhige und fchidliche Zeit findet, um 
eine volllommnere Regierungsform aufzuftellen. | 

2) Diefe Regierung foll den Namen der peloponnefifchen Gerufia tragen. 

5) Sie foll die Finanzen des WBaterlandes mit aller Genauigkeit und Reblichkeit 
verwalten, und ihre übrigen Pflichten fo vollftändig als möglich erfüllen. 

4) Sie foll die Rechte des Vaterlandes bei deffen Fünftiger Organifation unver: 
letzbar behaupten. 


Dryanifation ber proviforifhen Regierung. 
Erſtes Gapitel. 


In jeder Ortfchaft erwählen die Geronten (Volksälteften) und die angefehenern 
Einwohner die Ephoren der Ortſchaften im Verhältniffe zu der Größe jeder derfel: 
ben. Diejenigen Ortfchaften nämlich, welche von 10 bis 50 Familien beftehen, ei: 
nen; diejenigen von 50 bis 100, zwei; bie von 100 bis 200, drei; die von 200 
bis 300 vier; die von 300 bis 400 und 500, fünf *). 

Shre Pflichten und Rechte find folgende: 
1) Sie follen fi allen Verordnungen unterziehen, bie fie von ben Ephoren ber 

Gantone erhalten. 

. Sie führen die Wiberfeglichen zur Ordnung zurüd vermittelft der erecutiven 

Macht, die von den Ephoren der Cantone aufgeftellt werben wird, 

3) Sie legen zu Ende jedes Monats den Ephoren ihres Gantons genaue Rech— 
nung ab. 
4) Eie ſuchen die allfälligen Streithändel und Proceffe guͤtlich auszugleichen. 

Können fie diefelben nicht ſchlichten; fo vermweifen fie fie an ein höheres 


Gericht. 

5) Sie berichten über alle Gefchäfte an die Ephoren ihres Cantons, und nidt 
an die Gerufia. 

6) Ihr Amt dauert nur ein Jahr. Zeigt fich einer ald unwürbig, ober läßt er 
fi) ein Verbrechen zu Schulden kommen; fo wird er nach einer, durch die 
Gerufia geführten, Unterfuhung entfegt, und mit der gebührenden Strafe bes 
legt; an feiner Statt wird ein Anderer erwählt. 


Zweites Gapitel, 


Die Ephoren der Ortfchaften verfammeln fih in dem Hauptorte des Gantons, 
welcher ebenfalls im Verhältniß zu feiner Einwohnerzahl Wahlmänner aus feinen 
Notabeln ernennt. Sind diefe alle zufammengetreten; fo leiften fie einen Eid, den 
Rehtfhaffenften und Wohlgefinnteften ohne alle Leidenfchaft oder Parteilichkeit 

Stimmen zu geben, und wählen nun aus dem gefammten Gantone fünf Ephos 
ten, welche fih durch Bildung, Einfiht und Gerechtigkeit auszeichnen follen. 
Rah der Wahl erhalten die Ephoren von den Wahlmännern ein, von den—⸗ 
felben unterfchriebenes, Ernennungsdecret zur Ephorenwürbe, in deffen Wahl fie das 
einem jeden übertragene Amt verwalten, weldyes von den Wahlmännern felbft einem 
jeven angewiefen wird. Die Ephoren reichen einen fchriftlichen Eid ein, der in bie 
Protocolle der peloponnefifchen Gerufia eingetragen wird, „ihre Pflichten mit Treue 
und Eifer erfüllen zu wollen.‘ 

Eobald die Ephoren des Gantons ernannt find; fo wählen fie einen würdigen 
Mann, der nicht von der Zahl der Ephoren ift, zum Mitgliede der peloponnefi- 
[hen Gerufia, und erteilen ihm eine fchriftliche Vollmacht. 

Ihre Pflichten und Rechte find: 
1) Sie laſſen an die Ephoren der Ortfchaften die nöthigen Befehle ergehen. 

Sie legen zu Ende jebes Monats der Gerufia genaue Rechnung ab. 

3) Sie Eönnen ohne Gutheißen der Gerufia Eeine größern Anleihen treffen, als 
dad Verhaͤltniß der Bamilienzahl, wenn diefelbe verboppelt wird, es mit 
fi bringt **). 


*) &o hat. unfre Handſchrift. 
») Woͤrtlich fo; obgleich auch einem gebildeten Griechen, der zu Rathe gezogen warb, 
unverſtaͤndlich. 
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4) Eie correfponbiren über alle gemeinfame Angelegenheiten mit ber peloponn: 
ſiſchen Gerufia, | | 
5) Ale Ephoren ber Cantone follen fi den Werorbnungen der peloponnil: 
chen Gerufia unterziehen. - | 

6) Sie haben ein in fünf Stuͤcke getheiltes Siegel, von welchen jeder eines in 
Verwahrung hat, und deffen fie ſich ſowohl bei Unterfchreibung der Empfang 
fcheine für Gelder, als bei der Gorrefpondenz mit der peloponnefifhen Gr 

nn ald bei Erlaffung der erforderlichen Befehle an die Ortſchaften be 
enen. - 

7) Es foll ihnen eine erforderliche Zahl von Kriegen zu Gebote ftehen, um i 
jedem Falle das Nöthige ind Werk zu fegen, im Verhältniffe zu den Umfiie 
den und ber Ausdehnung des Cantons, und mit Vorwiffen der Gerufia. 

8) Sie haben einen Schreiber. 

9) Ihre Amtödauer ift einjährigs es wäre denn, daß fich einer ein BVerbrehen 
zu Schulden kommen ließe, das feine Entfegung nad) fich zöge; bannzuma 
wird von dem Cantone an feiner Statt ein anderer erwählt. 


Drittes Capitel. 


Die peloponnefifhe Gerufia wird aus zwanzig Mitgliedern beftehen, von 
nen jeder Canton eines aus feiner Mitte wählt, und ihm eine fchriftliche Volmak 
ertheilt. 





Pflichten und Rechte der Gerufia. 


1) Sie wählt aus ihren Mitgliedern einen Präfidenten. 

2) Sie wählt aus ihren Mitgliedern einen DVicepräfidenten, welcher die Ottlı 
bes Präfidenten verfieht, jo oft derfelbe abwefend ift, oder fonft der Eituy 
nicht beiwohnen Tann. v 

3) Sie wählt einen Oberſchreiber, der die erforderlichen Unterfchreiber une 


ſich hat. | 
4) Sie wählt zu den übrigen Beamtungen Männer von rechtfchaffenem Gparaktr, 
die nicht auf ihren eigenen Nugen fehen. 

. 5) Eie beforgt die gemeinfamen Angelegenheiten bes ganzen Peloponnefi, 

. 6) Sie forgt für die innere Sicherheit aller Gantone des Peloponnefus. | 

7) Sie empfängt jeden Monat von den Ephoren der Cantone die Rechnungen da 
Einnahmen. | 

8) Jeder Canton wird nach Verhaͤltniß feiner Einwohnerzahl der peloponneſſche 
Gerufia die zur Vollziehung ihrer Befchlüffe erforderlichen Krieger fe 
deren Zahl nicht über taufend fleigen fol. 

- 9) Sie ertheilen den Kriegern und ben Ephoren ber Gantone die erforderlichen 
Befehle. In. der Zolge follen von allen Heerführern des Peloponnefus pr 
Heerführer ernannt werden, bie ſtets bei der peloponnefifchen Gerufia blaho, 

°. um bei jedem Kriegsereigniffe ihre Anſichten mitzutheilen. 

10) Wenn bei einem Gefhäfte die Stimmen inne ſtehen; fo entſcheidet der Pr 

| fivent. 

11) Wenn bei einem Geſchaͤfte die Mitglieder verfchiedener Meinung find; fo m 
fcheidet die Stimmenmehrheit. Ä 

12) Sie legt zu beftimmten Zeiten dem Nationalrathe Rechnung b. 

13) Die peloponnefifche Gerufia unterzieht fich allen gefeglichen Verordnungen Di 
Nationalrathes. | 

14) Die peloponnefifche Gerufia kann ihre Rechte, ruͤckſichtlich der Summe X 

"+ einzuliefernden Gelder, und anderer Angelegenheiten vertheidigen, wenn M 

’ im Gtande ift, genügend darzuthun, daß etwas ihre Kräfte überfleige 

15) Das Siegel und die Unterfhriften der Mitglieder der Gerufia find für di 
Göntrafignirung von Staatsfhulden gültig. Bis zu welcher Summe fie ob 

Sutheißen des Nationalfenates Gelder aufnehmen möge, bleibt der Belle‘ 
mung des Nationalfenates nach deſſen Gonftituirung vorbehalten. 

16) Die peloponnefifche Gerufia Tann Verträge mit dem Feinde im Umkreife de 
Vaterlandes eingehen, bis die Nationalverfammlung -conftituirt ift. Nach die 
fem müffen alle gefchloffenen Verträge von der legtern beſtaͤtigt werben 

17) Es kommt der Gerufia zu, über Hochverrath gegen das Vaterland zu rich 
ten. Ereignet ſich dieſer Fall; fo wählt fie aus ihrer Mitte zwoͤlf Ritgi 
der, mit Einfchluß des Präfidenten, welche den Namen Hoher Gerigti‘ 
hof annehmen. 
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18): Die peloponnefifhe Geruſia iſt befugt, jeben Öffentlichen Beamten feiner Stelle 
zu entfegen, wenn er feine Pflichten verlegt hat. In diefen Falle ernennt fic 
* — —— Statt einen proviſoriſchen, bis zur neuen Wahl von Seite des 
WVEantons. 4 
19) Da es billig und gerecht iſt, daß die Capitaine und Krieger für ihre frühe 
dem Vaterlande geleiſteten Dienſte belohnt werden, ſo ie = —** 
Awelche demſelben im Verfolge ausgezeichnete Dieſte leiſten werben; fo wird 
die Gerufia darauf bedacht feyn, den Nationalfenat aufzufordern, hierüber 
naͤhere Beftimmungen ergehen zu'laffen. | — 
20) Da auch die drei Infeln Hydra, Spezzia und Pfara mittelbar und unmittelbar 
HNtheils Hellas im Allgemeinen, theild dem Peloponnefus insbefondere ausge⸗ 
Meichnete Dienſte erwieſen haben; ſo uͤbernimmt die peloponneſiſche Geruſia 
ndie Verpflichtung, fie für ihre bisherigen Hauptausgaben zu entfchädigen, und 
nr diejenigen dortigen Bürger, melde beweisbar dazu Beiträge geliefert haben, 
! mu eine gerechte Weiſe zu belohnen. Jedoch wird fie ſich hierüber mit bem 
Nationalfenate einverfichen. Be 
21) Keines der Mitglieder der Gerufia fann an dem Sitze ber Gerufia Bewaffnete 
Wei' ſich haben. — .> 3 — 
22) In dem Aufenthalts 
"2 nommen die Soldaten der Gerufia felbfl. 
28) Die bei der Gerufia befindlichen Soldaten find der gefammten Gerufla, und 
nicht einem einzelnen Gerufiaften untergeorbnet. 
24) Die peloponnefiihe Geruſia erwählt die Mitglieder des Nationalfenates, welche 
vom Peloponinefus dahin abgeorbnet werben. Sollte fie hiezu eins der its 
. ‚glieder. der Gerufia felbft ernennen; fo benachrichtigt fie feinen Canton davon, 
amit bdiefer an deſſen Statt einen andern Geruſiaſten wähle. 
25) Kein Subject kann zwei Aemter zugleich bekleiden. . 
26);Die Sitzungen der Gerufia find vollftändig. und gültig, wenn zwei Drittel ih: 
rer Mitglieder fi) gegenwärtig finden. —— — — 
27) Der Präfident und die Geruſiaſten haben eins und eben daſſelbe Siegel mit 
der Umfchrift: Peloponnefifhe Gerufta, und in der Mitte das Kreuz. 
Der Ober’hreiber hat es in Verwahrung. ı | 
8): Die peloponneſiſche Gerufia-beftätigt die Ertheilungen des Buͤrgerrechts, welche 
von Seite der Gantone dem Geſetze über die Erthellung des Bürgerrechtes 
gemäß gefchehen werben. Dieſes Gefeg wird. von dem Nationalfenare erlaffen 
werben. 
>29) Jeder Geruſiaſt und Abgeordnete zum Nationalfenate muß wenigſtens das fünf 
und zwanzigfte Jahr erfülit haben. | 
30). Die Amtedauer der Glieder der Gerufia und bes Präfidenten ift ein volles 
Zohr; ausgenommen, es hätte ſich eines ein Verbrechen zu Schulden fommen 
aaſſen, das jene gefegliche Beftrafung oder feine Entfegung durch den Natior 
9 0 matfenat erforderlich machte: m Ä ! 
SH) Bis zur Organifation der Geſetze follen bie vorhandenen Gefege der chriſtlichen 
Kaiſer in Konftantinopel in Gültigkeit bleiben. zer * 
32) Nach Vollendung des Jahres erhalten die ron ihrer Stelle‘ abtretenden Geru⸗ 
fiaften ein Belobungsfchreiben ihrer treuen und redlichen Dienftleiftungen, wel⸗ 
ches der Nationalfenat befräftigen wird. 01 


Viertes Capitel. 
Bon den Heerführern und Capitainen. 


4) Der Peloponnes wird für einftweiten ſechs bis acht Heerfuͤhrer haben, welche 
die peloponnefifche Gerufia aus den würdigften. Männern, bie fih um das 
- Baterland verdient gemacht haben, wählen ſoll. | 

2) Zeder Canton wird einen ober mehrere Gapitaine haben, welchen alle Solda⸗ 
ten des Eantons untergeordnet werben, fo viele berfelben die peloponnefifche 
GSerufia zu jeder Kriegsunternehmung inner ober außer bem Peloponnefus bes 
- +» Bimmti Diejenigen Gantone, welche gegenwärtig noch. feinen Capitain haben, 
Önnen einen folhen wählen; dieſe Wahl beftätigt bie Geruſia. Die Capi⸗ 
taine ſeibſt wählen ihre untercapitaine und übrigen Unterbefehlshaber ihres 

— @antond; jedoch beftätigt vie Gerufia: auch. dieſe Wahl — 
itaine des Peloponne⸗ 


fus in Kriegszeiten einen Obergeneral, den ber a san 3 
J. 


töorte der Geruſia kann Niemand Waffen tragen, ausge: 


3) Die: Gerufia wählt: mit. Zuzug, dev Deerführer uni) Cap 
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4) Der Obergeneral kann ohne Vorwiſſen der Serufia und Einwiiligung bei 

tionalfenates nicht ins Feld ziehen. ee 
5) Der Obergeneral fol ſich den ıbeftehenden Gelesen untergehen. Aal 1. 
6) Der Sold ber Heerführer, Gapitaine und Krieger wird von t nen 





















ſchen Gerufia beſtimmt werben. Be Er 
7) Die Deerführer und Gapitaine werden dafür ſorgen, daß ihr. H 
des Feldzuges niemals aus einander gehe, und daß kein Soldat, ohne 
fchriftlihe Erlaubniß nah Haufe Eehre. FIEBER 
8) Die Heerführer und Gapitaine follen ſich an die Verordnungen der «pt | 
ſiſchen Gerufia halten. id ne ri 
9) Eowohl die: Heerführer, als ‚die Übrigen Krieger find den allgemeinen: 
unterworfen, und werden nad) denfelben. in Civilfachen gerichtet; ib 
tairifche Verbrechen Sprit ein Kriegsgericht ab, — DR dem 9 
fenate aufgeftellt werben wirb. 
10) Bon welchem Stande auch ein Krieger ſeyn magz fo ſteht er. ei 
ganzen Krieges unter dem Peerführer. 
1H ‚Die Sapitaine find: bei ‚jedem. Feldzuge, den fie auf: Befehl der Gerufa 
machen, verpflichtet, der Leitung des Heerfuͤhrers zu folgen, —* bi. 
ruſia ihnen anweiſet. 
12) Die allgemeine Organiſation des Kriegswefeng Na vom. Bokol 
ftimmt werben. 


Fuͤnftes Capitel, 


Wenn der Kall eintrifft, daß außer diefer "örtlichen Regierung ud 
tionaljenat confticuict werben Bann; welcher, beſtehend aus ig 
ponnefus, der Inſeln Hydra, Spezzia und Pfara, und der übrigen € 
weltlichen und oͤſtlichen Fefttandes von ‚Hellas, die Nationalangelegenheite 
wird; ſo verfährt die ‚Örtliche — iſche Geruſia nach F. 20Cap. Sm 
genmärtigen POEGRNOAREN, j 


Fre % 











*. 





d) Büste Verfaffung von —— 
vom 15. Jan. 1822. 


Im Namen der heiligen und untheilbaren Dreie inigkeh 


Da die griechiſche Nation unter der ſchaudervollen ottomaniſchen Herrſchaft 
hoͤchſt druͤckende und beiſpielloſe Joch der Tyrannei nicht zu ertragen vermocht 
es mit großen Aufopferungen abgefchüttelt hat; fo verfündigt fie heute durch 
legitimen, in einer Nationalverſammlung zuͤſammengetretenen, Repräfentanten 
bem 55 Gottes und der Menſchheit „ihre politiſche. Exiſtenz 
Unabhängigkeit.” | 
Epidaunp u den 1. Januar, im Jahr 1822, und im erften * ber. 


abhaͤngigkeit. 
Er ſt ee eel 
Erſter Abſchmitt. 
Bon Der. Reltigiom, 


8:1: Die herrfchende Religion im: griechiſchen Staate iſt die ber morgen 

. Bifchen orthodoren Mirche Chriſti ‚Es duldet jebod) die Regierung: vun Gried 

jede andere Religion, und die Ceremonien und yeilgen Gebraͤuche einer jeden 
felben — eameee ausgeuͤbt. 


——3weiter Abſchnitt. 


Von — — Rechten der Bewohner des Staa von 
u | Griechenland. 
g. 2 "Dieenigen: —— Bewohner des Staats von Griechenland; die en 
Ehrifus glaubemin fund) ehe und· ‚genießen: ohne irgend: einen Mater ei 
bürgertiche: en 44 De sin oO nr. Ay PD, 
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S 3. Aue Griechen find; gie vor dem Wefete >: ohne iegmb oe. xasuahme, 
ober Stufe, ober Claſſe, oder Anſehen. v 

*4. Diejenigen , „bie aus der Frembe gekommen —* in ven Staate von 
Griechenland wohnen, oder ald Beifaffen einwohnen, ſind mit ben eingebornen Bes 
wohnern vor bem Gefen gleich. 

$. 5. Die Regierung wird dafür Sorge trageh, mit Umficht ein Geſetz über 
bie —— der Fremden zu erlaſſen, „ welche ‚den Wunf haben, Griechen 
gu wer — 

6. Alle Griechen haben ein und daſſelbe Reiht zu * Witten und Eh 
ten. Der Geber der Würden aber ift nur allein bie Bit keit eines jeden. 
« * Bun. Ehre und Sicherheit eines feben St echen ſtehen — dem 
et Geſetze 

$. 8. Alle Steuerhebungen ſollen unter allen Elanden und Ciaſſen der Ein⸗ 
Dei die ganze Ausdehnung des griechifchen Staates auf eine gerechte Weiſe 
a tbetden.* Keine Stehkrerhöbäng. aber geſchieht ine‘ ein ee erlaſſeno 

eſet — 

ar Al 


d 03 af “ '£ 4 * „Iın..,? 


weiter Firei. J — —X 
Dritter Abſchnitt. ae 
"Bon ber Regterungsform. 


N) En, ‚Die Regierung beftcht aus zwei Koͤrpern, dem berathenden und — 
vollziehenden. 
* 10. Dieſe beiden Körper ftehen fi gleih in. Betreff. ihrer gegenfeitigen 
Mitarbeit. an ber Abfaffung der Gefege, weil weder die Beſchluͤſſe des berathenden 
Kürperd. Geſetzeskvaft haben ohne die Genehmigung des vollziehenden Körpers, noch 
die Gefegentwürfe, bie. von dem vollziehenden Körper dem berathenden vorgefchta- 
gen werden, Kraft ‚haben ‚ wenn fie nicht von dem berathenden Körper. angenoms 
men werden. 

il: Der. beratginbe Körper befteht aus bevollmaͤchtigten, gewaͤhlten 
Nepraͤſentanten der verſchiedenen Theile von Griechenland. 

6.12. Die Anzahl der Repräfentänten ift unbeſtimmt bis: zur Erlaſſung ei⸗ 
ms Wahlgeſetzes. 

$. 15: Es wird von ber Regierung. ein proviforifches Geſetz uͤber die Wahl 
der. Repräfentanten erlaſſen werden, welches jedoch im Allgemeinen ro. zwei 
Veſtimmungen enthalten wird. 
. 14. Die Repräfentanten muͤſſen Griechen ſeyn. 
$. 15. Es wird erfordert, daß ſie ein Alter von: vollen dreißig RR oben. 
8016, Alle Repräfentanten der freien Theile von Griechenland. find; nad eis 
ner firengen Prüfung und nah Einreihung der fchriftlihen Vollmachten in Ber 
treff ihrer Sendung, der Aufnahme fähig, unb werben zu dem berathenden Körs 
per. zugezogen. 

$. 17. Der berathende Körper hat einen Präfidenten und einen Vicepraͤſiden⸗ 
ten, deren Amtsverwaitung ein Jahr dauert, deren Wahl aber durch Stimmen: 
Mehrheit geſchieht. 

.18. Er wählt auf dieſelbe Weife den erflen und zweiten Sceretair, bie 

ebenfalls ein Zahr lang im Amte find, und die nöthigen Unterfecrefaire ‚haben. 
6 — 19. Der berathende Koͤrper dauert ein volles Jahr von dem Tage ſeiner 

r ffnung an. 
$. 20. Der vollziehende Körper befteht aus fünf Gliedern, welche, aus 

din Gliebern bes berathenden Körpers von der Nationalverſammlung gewählt wer⸗ 
nn bie fich, einem befonders darüber. handelnden Gejege gemäß, eigends dazu ven 
ammeln wird. 


kt 81. Der vollziehende Körper hat, einen. Präfibenten und einen Bicepräft 
henten, die ebenfalls ein Jahr lang im Amte find und nach: Dr oben rt 
Ödegeigewählt werden. 

"22 Der vollziehende Körper wählt acht Minifter, - nutze vielen der erſte 
ber oberſte Staatoſecretair iſt, der zugleich die Leitung der auswärtigen : Aagelegen⸗ 
"nie Die übrigen fieben aber: find die folgenden: . 
un mwirgweitens, bet Miniſter des Innern; drittens, ber der Finanzen; dier⸗ 
"iR * A tens, ader der Juſtiz; fünftens ‚der des, Kriegsweſens; ſechſtens der 

Nades Seeweſens ; ſiebentens, der des Cultus; achtens, der er. Holizeiin 


5316  ...1.0.2: Geiechenland. 


4. 23. Eee: ernennt der vollziehende Körper alle untergeorbnete Citaatts 
En De Rein voliziehenden Körpers: iſt einjähria, | 
si Die bes | ers ift einjähria, von bem Tan 
einer Eröffnung an zerechnet. mnnan. 0 ar 
‘ DE uil D riet t er x ptel. 
Er AT Ber Abſchnitt. 
er Bo ben Pflichten des berathenden Körpers. 
era! Be a — —— 

4. B. Wegen der, dringenden Umſtaͤnde, in denen das Vaterland fic.befin 
det, iſt der berathende Körper für dieſes Jahr verpflichtet, feine Arbeiten ohne in 
terhrediung fortzufepen- 20. DE — — 
8. 26, Der Praͤſident hat ben Vorfig in. den täglichen Verſammlungen, br 
** * Stunden der Eröffnung. derſelben, und er allein hat das Recht, ſe 
aufzuheben. 

$. 27. Er bat auch das Recht, den berathenden Körper nöthigenfalls zu tr 
nge außerorbentlichen Verſammlung zu berufen. SR 
— 28. In Abweſenheit des Praͤſidenten erfüllt der Vicepraͤſident die Pflichten 
deſſelben. 1% j ; 

„29. Bwei. Drittel der rg ‚bes berathenden Körpers find bie erfor 
he Anzahl, um die Verſammlung als vollzählig anzufehen. | 
3.:80, Die Beſchluͤſſe des berathenden Körpers geſchehen duch Stimmen 
mehrheit. | Ä 
TIER Wenn die Stimmen zu gleichen Theilen getheilt find; fo giebt da 
Theil, bei welchen fich die Stimme bes Präfidenten befindet, den Ausfchlag. 
1 8. 32%, Alle Acte oder Decrete des berathenden Körpers werden von dem Pr 
ſidenten unterzeichnet. und vom erften Secretair contrafignirt. 
6683. Der Präfident fender die Befchlüffe des berathenden Körpers an bı 
vollziehenden, und fobald biefer fie genehmigt, haben fie Gejegesfraft. -. 
2. 84.0 Wenn der vollziehende Körper die Genehmigung‘ verweigert, oder dor 
her theilweife Ausjtellungen macht, wobei er die Gründe der Verweigerung oltt 
bder Ausftellungen. anzugeben hatz ſo wirb bie Sache, mit ben Bemerkungen di 
vollziehenden Körpers, noch einmal wieder an ben berathenden Körper zurüd ge 
-fendet, und wird in demielben von neuem biscutirt. Entweder die gaͤnzliche Bir 
weigerung oder die theilweifen Ausftelungen bes vollzichenden Körpers ‚werden dam 

genehmigt, oder im alle der berathende Körper auf feiner Meinung befteht; h 

wird die Sache zum zweitenmal im vollziehenden Körper unterfucht, und wenn die 

fer auch dann nicht nachgiebt, fo fällt das. Gefeg in-einem ſolchen Falle durd. 
5 35: Der berathende Körper nimmt über alle Arten von Gegenftänden Pr 
-titionen an und beratbfchlagt über diefelben. 

4, 8:86, Der berathende .Körper ernennt aus feiner Mitte die Commiffion, 
bie von ‚gleicher Anzahl wie die acht Minifterien find, und periodifch nad) einm 

Wierteljahre erneuert werden. un, 

+8: 87. Der Präfident des berathenden ‚Körpers beftimme. für seine jebe dieſe 

&ommiffionen die eigenthümlich einer jeden zulommenden Sachen, und eine | 

derfelben arbeitet die Geſetzentwuͤrfe über die Grgenftände aus, welche ihren beirf 

fenden Gefchäftezweig angthen. R | 
8 BB, Jedes. der Mitglieder :des.1berathenben Körpers hat das Recht, dr 

Verſammlung fchriftlih durch den Präfidenten Gefegentwürfe vorzufchlagen; de 
Praͤſident beftimmt aber, zu welchen-Gommiffionen ein jeder diefer Entwürfe gehört. 

7.8.89" Der berathende Körper nimmt diejenigen Gefegentwürfe entgegen, di 

von dem vollziehenden Körper vorgefdjlagen werben, und nimmt. fie entweder al 
ober bearbeitet fie weiter. 

40. Weber eine Kricgserliärung, noch ein Friedensvertrag wird befälef 
fen, ohne die Zuffimmung. bes berathenden Körpers; : eben fo ift es auch noͤthig 
daß die Verträge, die der vollziehende Körper mit andern Mächten abſchließt, 0% 
sher von ‚bein berathemden Körper genchmigt- werden, Davon ift aber ausgengmmin , 
das Recht zum Abfchlup von Verträgen, die keinen langen Auffchub leibenh .. 

. 541. Wenn ber berathenbe «Körper: feine völlige Ausbildung erhalten hab 
"wird; ſo genehmigt er im Anfange eines. jeden: Jahres den muthmaßlichen Rech⸗ 
nunge anſchlag der Einnahmen und ‚Ausgaben (Budget), welchen. der vollziehende 
. Körper’ ihm zur Beſtaͤtigung vorlegt. Am Schluſſe des Jahres aber unter ucht it 


derli 
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r ray Rechnung der Einnahmen und Ausgaben. Indeß für biefes erfte 
Sapr iſt der berathende Körper verpflichtet, ohne den geringften Auffchub dem volk 
sehenden Körper die den Bedürfniffen analoge 'Geldfumme im Voraus zu beforgen. 
den fowohl wegen ber noch völlig neuen Errichtung der Regierung, als auch we⸗ 
den [wer boraus zu fehender kuͤnftiger Ausgaben, kann der vollzichende Körper 
den muthmaßlichen jährigen. Rechnungsanſchlag (Budget) nicht entwerfen. Da: 
Den Äft, der vollziehende Körper am Schluffe des Jahres verbunden, ben Ent« 
urf der ganzen Rechnung vorzulegen. 
> 542, Der -berathende Körper hat das Recht, bie militairifchen Beförberun« 
im in migen, bie. von dem vollziehenden Körper vorgeſchlagen worden 2 
. Eben fo hat er das Recht, die in Ordensbändern beftehenden Beloh⸗ 
em für die ‚dem Vaterlande geleiteten Dienfte, nach dem Antrag des vollzie: 
























Körpers, zu genehmigen. 
Er wird ein neues Syſtem in Betreff der Münzen anordnen, bie burdh 
iebenden Körper im Namen der Nation geprägt werben follen. 
8. Es iſt dem berathenden. Körper ausdrücdlic unterfagt, zu irgend eir 
m Srtvage feine Zuftimmung zu geben, der die Beeinträchtigung ber politifchen. 
im; der Nation zum Zwecke hat. Wenn fich insbefondere ergiebt, baß der, 
hende Körper ſich in ſolche gefegwibrige Verträge eingelaffen hat; fo ift der 
tathende Körper ‚verpflichtet, den. Präfidenten anzuklagen, und, nach der Berurs 
dung deifelben , der. Nation anzufündigen, daß er von feinem Amte abgefegt fen. 
4%. In den ordentlichen und außerordentlichen Sitzungen des berathenden 
08 hat,der Zeitungsjchreiber. die Erlaubniß zum Eintritt. Ausgefchloffen wird 
Mer von den geheimen Gisungen, welche Statt finden, fo oft fie von fünf Mit« 
Dem des Körpers nachgeſucht werben. 


Sünfter Abſchnitt. 


Don den Pflichten der beiden Secretaire des berathenden 
| Körpers, 20 


847. Der erfte Secretair des berathenden Körpers. verfaßt alle Acte oder 
le der Sisungen, und verwahrt forgfältig die Sammlung berfelben. 

48, Er hat das Gefchäft, die Decrete und die übrigen Acte des berathens 

Nörpers vom Präfidenten in Empfang zu nehmen, und fie an den vollziehen: 

Aörper gelangen zu laffen. 

549. In Abweſenheit des erften Secretairs ‚erfüllt der zweite Gecretair alle 


iüten des erften. 
Ask Schfter Abſchnitt. — * 


5.50. Wenn ein ober mehrere Mitglieder des berathenden Koͤrpers ei⸗ 
Staatsverbrechens angeklagt find; fo wird eine Gommilfion von fieben Mits 
den aus diefem Körper niedergefest, welche, nachdem. fie unterfucht hat, ob bie 
de zuläfjig fen, fchriftlich ihren Ausfpruch vorlegt; und in dem Falle, wenn, 
ängeklagte durch zwei Drittel der Etimmen des berathenden Körpers für kan 
eeelärt iſt; fo wird vom SPräfidenten befannt gemacht, daß jener feiner. Würde 
Rat fey, und ald gewöhnlicher Bürger wird er dann dem- oberſten Gerichtshofe 
I Griechenland, übergeben, in welchem der ‚Grad des Verbrechens und bie ange: 
me Strafe beftimmt wird. ri Ä a 
8.5,  Keins von den Mitgliedern bes berathenden Körpers kann vor feiner 
Kaung: verhaftet werben. Ey 
«52. Wenn eins von den Mitgliedern bed vollzichenden Körpers.cs, 
antöverbrechens. vor dem berathenden Körper angeklagt wird; fo wird eine 
iſſion von neun Mitgliedern aus diefem Körper, niedergefeßt, welche, nad 
n.fie unterſucht hat, ob die Kla ai. ——— ihren Ausſpruch pore 
t; und in dem Falle, wenn der Angeklagte. von vier Kü fteln, der Stimmen, des 
athenden Körpers für ſchuldig erklaͤrt iftz jo macht der Präfident: des herathens . 
ı Körpers befannt, daß jener feiner Würde entfegt fey,,und dann wird er ala; 
ööhnlicher- Bit rger dem oberſten Gerichtshof von Griechenland, übergeben, in wel⸗ 
Mder Grad des Verbrechens und. die angemeffene, Strafe näher beftimmt wird. 
5,53... Wenn ‚ein ober mehrere von den acht Miniftern vor dem bevathenden 


tpen, eine Staatsverbrechens angeklagt find; fo werden fie auf.biefelbe Weiſe, 
> Ditglieder beö ee Körpers (5 30.) für ſchuldig erklärt und ger. 
bs re re) In ® —XX uf Mu 1 Fi KG Vo ji; IB ur. 


518. I 2 Griechenland. 
ee U WHerrle FTitück 
| ‚ Siebenter Abfhnitt | 
Von den Pflichten des vollziehenden Koͤrpers. 


F. 64. Der vollziehende Körper iſt als völlig unverletzlich anzuſehen. 
.65. Wenn der ganze vollziehende Körper ſich eines Vergehens wiber dir 
Geſetze ſchuldig gemacht hat; fo wird der Praͤſident nad F. 45. für ſchuldig er 
kannt und beſtraft. Nach der Wahl eines neuen Praͤſidenten aber werden auch die 
übrigen Mitglieder eines nach dem andern angeklagt und nach $: 52. ſchuldig ge 
fprochen und beftraft. l 
8. 56. Der vollgiehende Körper vollzieht die Gefege durch feine verſchiedenen 
Staatöbiener. Au 
8. 587. Er beftätigt die vom berathenden Körper vorgeſchlagenen Geſetze, ede 
er —— Beſtaͤtigung nach %. 34. Kl 
. 58. Er bat das Recht, Gefegenthvürfe dem berathenden Koͤrpor vorzufäle 
gen, welcher fie weiter bearbeitet; und zu dieſer Bearbeitung werben einer od 
mehrere von den Miniftern beftimmt, worunter ſich auch derjenige befindet, befn 
Geſchaͤftszweig das discutirte Gefeg angeht. n en 
8.59% Ale Acte und Verordnungen: der Regierung werden vom Präfidentn 
unterzeichnet, vom öberften Staatsſecretair contrafignirt- und- mit dem Siegel dr 
Regierung unterfiegelt. | 2. 
—* 60. Die ſaͤmmtliche Land- und Seemacht ſteht unter dem vollziehenden 
er. Ä Ä 
8. 61. Der vollziehende Körper hat das Recht, Weifungen zu geben, un 
Gefege, die vorher über allgemeine Dinge erlaffen worden find, auf die befonden 
Zälle — ua: | z 
5. 62. Bei allen Sadjen, welche bie, Polizei und. bie allgemeine. Sichere 
des Staats betreffen, hat der vollziehende Körper bad Recht, alle und jede net 
wendige außerordentlihe Maafregeln zu ergreifen; er ift verbunden, unmittelbar 
an den- berathenden. Körper von denfelben’ Bericht abzuftatten. | 
5. 63. Der vollgiehende Körper hat das Recht, Capitalien auf Zinfen zul 
hen, entweder innerhalb ober auch außerhalb des Staates, und dafür Nationalgi 
ter als Hypotheken anzuweiſen, jedoch mit Zuftimmung des berathenden Körpers. 
. 64. Eben fo hat er das Recht der Veräußerung eines Theils der Nations 
guͤter, der mit den Bedürfniffen analog iſt; jſedoch ebenfalls mit Zuftimmung di 
en: Körpers. ef. | 
. 65. Er ernennt die acht Minifter für die verfchlebenen Geſchaͤftszweige die 
Regierung , und beftimmt noch dazu für einen jeden derfelben die Obliegenheit Ib 
ned’ — indem es niemals erlaubt iſt, in die Obliegenheiten eines andım 
einzugreifen — | 
s 8.66. Ein jeder von den Miniftern unterzicht ſich der Regulirung alles bh 
fen, was bie Gefchäfte feines Minifteriums betrifft. Er kann Eeinen Act oder Br 
ordnung des vollziehenden Körpers’ auswirken ,- der nicht im Einklang mit denjen⸗ 
gen Rechten und Pflichten: fleht, die eben dieſem Körper durch den gegenmärtigtt 





4 ’ 


ODrganismus gegeben werden, — 
8 67, Der vollziehende Körper ernennt die Geſandten und alle diplomatiſhe 
Beamten der Regierung an fremden Höfen. 5 | 
8 68 Gr Me verpflichtet, von den Berhältniffen Griechenlands zu den fun 
den Mächten und von dem Zuftande der Dinge innerhalb Griecjenlands den br 
thenden Körper genau in Kenntniß zu fegen. | : | 
8969. Er hat! das: Recht, die Minifter zu verändern, wie auch jeden an 
Beamten’ der Regierung, der von derfelben ernannt worden: | 
. 70. Er beruft ben’ Berathenden Körper zu einet außerordentlichen Berfanit’ 
tung, fo oft es das‘ Bedürfnis. erheifcht. — | 
“Tl, Wenn das Verbrechen bes Hochverraths gegen die Regierung beganall 
iſtz ſo Hhut der vollziehende Körper das Recht, die nöthigen außerorbentlit 
Magßhregeln zu: nehnien-, welches Standes auch die Verbrecher feyn mögen: 
"Si 72 Wenn ber obige Ball eintritt fo hat er die Befughipy wofeteN 
Nothwendigkeit es’ erheiſcht, proviforifche Mitlitairbefdrderungen vorzunehmen, I 
* —— Koͤrper aͤnzuzeigen verbunden iſt, bamit ſie von dicſem Huf 
z. 73. Gr if verbunden, innerhalb zwei Tagen dem berathenden Koͤrpet 
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Hriftlich und_genau bie Urſachen anzugeben, um derentwillen er gendthigt gewe⸗ 
en, außerordentlihe Maafregeln zu nehmen. | 

8.74. Wenn der vollzichende Körper” bie Land: und Seemacht regulirt; fo 
ann er zur Zeit des Krieges die nöthigen außerordentlichen Mittel ergreifen zur 
Infhaffung der Quartiere, der Lebensmittel, der Kleidungsftüde, des Soldes, und 
ury aller Beh rfniffe für die Land und Seemacht der Nation. 

9. 76. Er wird dem berathenden Körper zur Genehmigung einen Gefegent» 
oirf über die Einführung von Verdienflörden (Chrenkreuzen), zur Belohnung ber. 
em Baterlande geleifteten Dienfte ‚ vorlegen. = 

$. 76. Er hat das Recht zur Gorrefpondenz mit den fremden Höfen, und zu 
eder Unternehmung, um. mit ihnen zu unterhandeln; aber eine Kriegserflärung 
ınd einen Friedensvertrag, ſo wie auch einen Vertrag über jeden andern Gegenr 
nu verpflichtet, dem berathenden Körper zu unterwerfen, bamit dieſer fit 
jenchinige. 

4. 77. Nur allein. die Verträge, bie keinen langen Aufſchub leiden, Tann er 
nach eigenem: Willen abſchließen, zufolge $. 40.5; aber: auch dann ift er gebunden, 
den berathenden Körper davon in Kenntniß zu fegen. 

578 Er ift verbunden, zu Anfang eines jeden Jahres ben berathenden 
Körper ‘den muthmaßlichen Rechnungsanfdhlag von den Ausgaben der Regierung 
vorzulegen, am Ende des Jahres aber eine genaue Rechnung von ben Gtatt ge: 
fundenen ’ Einnahmen und Ausgaben abzulegen. Diefe beiden’ Rechnungen werben 
von, dem Binanzminifter mit ben fpecielen Belegen aller übrigen Minifter verfehen. 
Für dieſes erfte' Jahr aber ift er verbunden, nach $. 41. zu verfahren. | 

9 79. Die Beſchluͤſſe des vollziehenden Koͤrpers geſchehen durch Stimmen⸗ 
mehrheit. | j 

‘$, 80;,. Unter keinem Vorwand und in Eeinem Falle kann der vollzichende Körs 
per Unterhandlungen vornehmen: oder Verträge abfchliegen „ welche die Beeintraͤchti⸗ 
gung der politifchen Eriftenz der Nation bezweden. In einem ſolchen vorkommen⸗ 


den Halle wird der Präfident des vollziehenden Körpers für ſchuidig erklärt, abges 
ft und gerichtet nach $. 45. 


& 81, Dev vollzichende Körper wird dem. berathenden. Körper einen Geſetz⸗ 
egtwurf über die allgemeine National: Militairuniform zu Lande-und zur See und 
bie Uniform der verfchiebenen Würdenträger und Staatödiener vorlegen. 


$. 82, Eben fo wird der vollziehende Körper einen-Gefegentwurf Über die Bes 
fildung der Armeen bes feften Landes und der See, und im Allgemeinen ber ver» 
Witdenen Staatebeamten der Regierung, im Verhaͤitniß mit ben Umfländen bes 
Daterlandes, vorlegen. | | 


Achter Abſchnitt. 


{. 83. Wenn eines von ben Gliedern des vollziehenden Körpers angeklagt iſt; 
ſo wird: von dem Augenblick an, wo die Klage zuläffig' befunden worden, ber Ans 
gellagte fo angefehen, als ob er feiner Würde entfest fey. Aber ſowohl die Ans 
lage, ais auch die Zulaſſung derfelben,. und endlich die) Fortführung des Procelr 
ſes geſchieht nah: 5A ——— | 

$: 84. Kein Glied des vollziehenden Körpers: wird verhaftet vor dem Erld: 
fen feiner Würde. So oft entweder, zufolge einer Abfegung oder wegen Abwes 
fenheit eines der Glieder des vollziehenden Körpers, die Stimmen fidy gleich find, 
und folglich zu gleichen Theilen bei den discutirten Gegenftänten getheilt find; fo 
eiebe der Theil, bei: welchem die Stimme des Präfidenten ift, den Ausfchlag- 

%.85. So oft die Anklage eines oder mehrerer Minifter zuläffig ift, werben 
der Her die Miniſter als wirklich abgeſetzt angefehen. Die Belangung derſelben 
cher gefchieht nach. d. 53. | | | 

. 86. Zur Beitrafung der Vergehungen des Hochverraths gegen das Batewe 
Ind, Eann. der vollzishende Körper, wenn die Nothivendigkeit es erheifcht, ba, wo 
ſch die Sentralregierung von: Griechenland befindet, eine befondere außevorbentliche 
Commiffion niederfegen, deren Gefchäft es ift, in ber hoͤchſten Inſtanz richten 
Far Säulvigen zu. beftvafen, bis zur. Errichtung des oberſten Gerichtshofes won 

enland. —— ——— 


20 0... 1 Griechenland... - 
Bünfter Titel 
Meunter Abſchnitt. 

Dom Jufizdbepartement. 


7 $. 87. Das Juſtizdepartement ift unabhängig von ben beiben andern Gewal⸗ 
ten, ber ie n und berathenben. | 

. 88. Es befteht aus eilf Mitgliedern, die von ber Regierung gewählt wer 
den, unb welche ihren Präfidenten wählen. — 

$. 89. Die Juſtiz wird durch Gerichte gehandhabt, Über deren Einſetzung mit 
Umſicht das nöthige Gefeg erlaffen werden fol. BR 

. 90. Der Umfang und ber Pauptfig eines jeden Gerichts, und bad Ber 
fahren bei den Proceffen, wirb durch ein zu erlaffendes Geſetz näher beſtimmt. 

$. 91. Das: über bie Gerichte zu erlaffende Geſetz wisd, als Bafis, folgendi 
fünf Artikel haben. | B 

$. 92. Das hoͤchſte Gericht ſoll ba errichtet werben, wo die allgemeine Kr 
gierung ihren Sitz hat. Es follen in demfelben die Eivil- und Sriminalpeocfi 
böchfter Inſtanz entſchieden werben. 

..93.: In denjenigen Theilen, wo bie theilweifen Gentralregierungen von 
Griedyenlend, als die Senate, der Areopagus u. ſ. w. ihren Sig haben, follm 
ähnliche Gerichte, wie der oberfte Gerichtshof von Griechenland, errichtet werben, 

nd nur allein von biefen können die Proceffe an den öberften Gerichtshof von Griv 
henland gelangen. 

$. Es follen auch Gerichte je einzeln in dem Mittelpuncte einer jeben Pros 

vinz errichtet werden, und auch nur allein von biefen Finnen die Proceffe an die 
theilweifen Gentralgerichte, als wie an bas Gericht des Areopagus u. f. w. gelan 
gen. Diefe Provinzialgerichte verhandeln jeboch Feine Griminalproceffe. x 
‘ In jeder Gemeinde oder Ortfchaft fol ein Friedensrichter angeftelt 
werden, der in Sachen bis zu hundert Piaftern zu entfcheiden und überhaupt jn 
jeder vorfallenden Streitſache einen Vergleich zu verfuchen hat. 
6. 96. Gegen die Friedensrichter der Ortfchaften koͤnnen die Provinzialgericte 
ſprechen; gegen die Provinzialgerichte aber gefhieht ein Spruch von benen ber 
theilweifen Gentralregierungen,, und gegen diefe wiederum von bem oberften Geridtk 
hofe Griechenlands. 

8.97. Der vollziehende Körper foll eine Commiffion ernennen, die aus ba 
erlefenften und einfihtspollften Bürgern von Griechenland, deren Zugend bekannt 
feyn muß, beftehen wird, um Gefegbücer von Eivil:, Criminal: und Handelsge 
fegen zu verfaffen, welche, fo wie jedes andere Gefeg, der Beurtheilung und Ge 
— des berathenden und vollziehenden Koͤrpers unterliegen. 

$. 98. Bis zur Bekanntmachung ber, beſagten Geſetzbuͤcher haben bie Civil⸗ 
und Griminalgefege zur Bafis die Gefege unferer ſtets ruhmwuͤrdigen chriftlichen 
Regenten, und bie von dem berathenden und vollziehenden Körper erlaffene Gefete 
In Handelsſachen aber hat in Griechenland nur allein das Handelsgeſetzbuch von 
Branfreih Kraft. | 

5. 99. Die Folter wirb überall abgefchaffts fo. wie auch die Strafe der Gi 
terconfiscation. 

$. 100. Nach ber Einſetzung des ganzen Juſtizkoͤrpers wirb Fein Einwohntt 
Griechenlands mehr aus dem Grunde eines Verbrechens ohne den Befehl des bu 
treffenden Gerichts verhaftet, ausgenommen, wenn ex auf der That ertappt wird 


Bufäge. 


$. 101. Die Senate und ber Areopagus und jede theilweife Gentralregierung 
von Griechenland, die vor der gegenwärtigen allgemeinen Rationalverfammlung or: 
en waren, unterliegen in gleicher Maaße völlig den Verfügungen der Re 

erung. 

$. 102, Die proviforifche Reſidenz der Regierung wirb näher beſtimmt wer 
den. Wenn bie Umftänte jebody eine Verlegung berfelben erheifchen; fo wird e 
von beiden Körpern, dem vollziehenden und berathenden, gemeinfchaftlich befchloffen. 

.$. 103. Das Siegel der Regierung enthält, als eigenthuͤmliches Regierunge⸗ 
wappen, Pallas Athene mit den Symbolen ber Vernunft. | Ä 

$. 10%, Die Karben der Nationalcocarde, ber Flaggen des Meeres und der 
Bahnen des feften Landes werben fo beftimmt: blau und weiß. 
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. 406. Der iehende Koͤrper wird bie Form der Bla und 
Ind ver en noch näher ah RE Bacon, " behres 

$. 106, Die Farben der Orden als Prämien zur. Belohnung des Verdienſtes 
und die Claſſen derſelben werden durch ein daruͤber zu erlaſſendes Geſetz naͤher be⸗ 


nt werden. 


5. 107; Die gern ift verpflichtet, auf alle mögliche Art bie Wittwen 


nd Waifen der im Kriege 


uͤr das Vaterland —— zu verpflegen. 


- 5.108. Die Regierung iſt verpflichtet, Prämien und Belohnungen für bie 
Im Baterlande erwiefenen tapfeın Zhaten und andere. bemfelben geleiftete Dienfte 


Mszutheilen. = 


5.109, Die Regierung ift verbunden, nach der Micderherftellung der griechts 
Angelegenheiten, alle diejenigen mit Prämien zu belohnen, die zur Abhülfe' 
peuniären Bedürfniffe Griechenlands beigetragen haben und noch bis zu Ende’ 


Wirogen, wie auch diejenigen zu belohnen, die offenbar für das Wohl Griechen« 


and: unglücklich geworben find. 


ganzen Gebiet von Griechenland. befannt gemacht werben. Die Originals 


um Douka. 

Manafios Kanakari. | 
andros Narios. 
8 Zimpouropoulog, 

oſti Monarchidi. 

oſti Dekonomos. 

ofti Papagionnopoulos. 
ſos Anagnofti Loͤdoriki. 

Mas Ch. Anargyrou. 

Mreos Zaimi. 

mos Gazi. 

IN. Boutouri, 

manos, Biſchof von Patrag. 

Nörgios Aenian. 

Mrgios Apoftolou. 

Worgios Boukouri. 

in Papakliopoulos. 

Mordios Pfylla. 

Wakti Piakoti. 

ouli Karamanos. 

outzos Kontes. 

Mila Botaſi. 

Ioprios Conſtanta. 

Konyfios Petraki. 


J 


theos von Lisa und Agrapha. 


ſes Manſola. 
Ferias Panagiotidi. 
Panou. 

dotos Negri. 


P 


De Das gegenwärtige organiſche Gefeg wirb im Druck herausgegeben 


Wunde aber wird im Archiv deö berathenden Körpers aufbewahrt. 
- (Unterzeichnet:) - 90... | 
Alerandros Maproforbatos, Ä tr 
Praͤſident der Nationalverfammlung. 


Sohannes Bizoula, 


Sohennes Koleti, 


Sohannes Logotheti. 

Sohannes Drlandos. 

Sohannes Papabiamantopoulos, 
Sohannes Skandalidi. Me 
K. Manoli, 
Kyriakos Tſika. 

Konſtanti Sepenzi. 

Lampros Alexandrou. 

Lampros Nakou. 

Manoli Nikolaou Toubazi. 

Neophytos Talantiou. 


Nikolaos Demetriou Lazari. 


Panoutzos Notara. RI 
Petro:Bei Movromichali. 
P. Skylisi Dom. 
Polychronios Zanetou. 
Spyriton Korkoumeli. 
Spyridon Patoufa. 
Sotiri Douros. 
Sotirios Charalimpi, 
3 Boulgari. 
otios Karapanou. 
hotos Bobori. 
baralampos Papageorgiou. 
Ch. Gianni Meri. 
Ch. Kyriazi. 
Chriſtodoulos Kougi. 


Die Nationalverfammlung - 
Weßt nach 5. 20. des organifchen Gefeges: | 2 
I. daß der Herr Alerandros Mavroforbatos zum Präfidenten bes vollziehenden 


Ütpers erwaͤhlt ift; 


II, die Herren Athanaſios Kanalari, | — 
Anagnoſti Papagiannopoulos, cr 
Sohannes Drlandos, 
* Johannes Logotheti, 
Nitgliedern deſſelben Koͤrpers; | ER: 
‚Il, der gegenwärtige Beſchiuß fol nad) der Bekanntmachung bes organijchen 
eſees durch den Druck verbreitet werben. 
Epidauros, den 15. Januar 1822, im erften Sahre der Unabhängigkeit - 


— — — — — — 


sr nee Ci Griethenland. use! 
er Berfatfurg’Stiehenlands vom 17. Mai 182. 
Im Namen der heiligen und untheilbaren Dreieinigkeit! Die griechiſche Ru 
tion proclamirt in’ihrer'dritten Natioralvetfanrmlung durch‘ ihre gefegmäßigen A 
georbneten vor Gott und. Menfchen ihre politifche Eriftenz und Unabhängigkeit, und 
ſtellt folgende Grundfäge auf, die ihr als Verfaffung dienen. follen. F 
F Sap.l.u: , 
| ET. Vbn ver Religion e 
. In Griechenland. hat Jedermann freie; Religionstibung, "und geriteßt”für feinn | 
Gottesdienft gleichen. Schuß 5: doch iſt die orthodoxe Lehre der griechiſchen Kirche du 
Staatsreligion. Wr er Se Pe u | — 
| 5 4 52 Ze | 
2. Griechenland iſt eins und umtheilbame m. 0.000. | 
3. Es foll aus Eparchieen (Provinzen) beſtehen. NG 
4. Als griechiſche, Eparchieen werden alle ‚diejenigen angeſehen, bie ‚gegen bi 
despotifche Regierung der DOttomanen die Waffen b..eits ergriffen und nod era 
fen werben. —J — 


Cap.’ $% | 
5. Staatsrecht der Hellenen, . £ | 

Die fouveraine Gewalt ſteht der Nation zu; jede andere gehe von ihr ausm 

'Hefteht nur um ihrer willen. © ! 

Hellenen find: a) Alle eingebome Griechen, die an Jeſum Chriſtum ala 
‘ben; b) Alte, die unter das Joch der Dttomanen gedgugt, und an Jeſum Er 
ftum glauben, ſich nad) den griechiſchen Staaten begeben haben oder nody begin 
werden, um bafelbft die Waffen zu führen oder zu wohnen; ec) die im Auslam 
von einem helleniihen Water Gebornen; d) diejenigen, Eingeborne oder Frank, 
und ihre vor Kundmachung ber gegenwärtigen Verfaffung naturalifirte und in fra 
den Staaten geborne Nachkommen, die nach Griechenland kommen wind dort dan 
Eid leiften; e) die nach Griechenland kommenden Fremden, die daſelbſt naturalifit 
werben. | a 

7. Alle Hellenen find vor den Geſetzen gleich. x 

8. Alle Hellenen werden nad) Maaßgabe ihrer inbivibuellen Talente zu alın 
öffentlichen, ſowohl politifchen als militairifchen, Aemtern zugelaffen. 

9. Die auf immer oder für eine Zeitlang in Griechenland wohnhaften Krim 
den find den Dellenen vor dem bürgerlichen Gefege gleich. | 

10. Die Steuern werden unter alle Einwohner bes. Staates auf eine ge 
rechte Weife und nach Verhaͤltniß des Vermögens vertheilt; aber Erine Steuer KR 
ſich ohne ein zuvor kundgemachtes Gefeg auflegen, und Fein Steuergeſetz darf In 
ger als für ein Jahr gelten. | 

11. Das Geſetz verbürgt Jedem perfönlihe Freiheit; Niemand darf and, 
ald nad) der Form des Gefeges feftgenommen oder verhaftet werden. 

12. Leben, Ehre und Vermögen aller Einwohner bes Staates ſtehen unit 
dem Schutze des Gefeges. 

13, Kein Verhaftsbefehl und Leine Beſchlagnahme darf gegen Perfonen odt 

Eigenthum verhängt werben, ohne auf zureichenden Gründen zu beruhen und chi 
ben Ort, wo die Nachſuchung gefchehen fol, die feitzunchmenden Perſonen u 
Sachen zu bezeichnen. 
14. In allen gerichtlichen Proceffen hat Jeder das Recht, Inhalt und Bo 
ſchaffenheit der gegen ihn erlaffenen Anklage zu erfragen, feinen Anklaͤgern und ib 
zen Zeugen zu antworten, Zeugen zu feiner Vertheidigung aufzuftellen, Anwält 
zu nehmen und auf ſchnelle Entfcheidung des Gerichtöhofes zu dringen. 

15. Niemand Eann vor der Verurtheilung für ſchuldig gehalten werben. 

16. Niemand Fann zweimal für daffelbe Verbrechen gerichtet, ober ohme IX 
Hängigen Proceß verurtheilt und feiner Güter proviſoriſch beraubt werben. En 
befinitives Grfenntniß unterliegt weiter Keiner Appellation:. 

17. Die Regierung Kann die Heberlaffung von Pridateigenthum: zu einem Bd 
von hinlaͤnglich erwiefenem öffentlichen Nugen vexlangen, jeboch nur gegen eine UP 
gängige Entſchaͤdigung. 

18, Zortur und Gonfiscation find abgefchafft. 
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h, 19,10 Sites kann nicht zuruͤckwirken. EEE MENT 

%. Die Hellenen Haben das Recht, Anftalten jeder Art, wiſſenſchaftliche und 
hilanthropffche, für Induſtrie und Gewerbe, zu errithten, und Echter zu rem 
aterricht zu beſtellenn % ER; —— 

21. In Griechenland iſt weder Kauf noch Verkauf eines Menſchen geſtattet; 
der Sclave, von welcher Nation er ſey, und zu welchem Glauben er ſich bekenne, 
t frei, ſobald er den Fuß auf griechiſchen Boden fegt, und kann von feinem Herrn 
icht mehr verfolgt werben. u 


3 dl 


22, Niemand kann feinen competenten Richter ausfihlagen, eben fo”wenig 
ber —— — ſich an, ihn zu wenden. Ze 

233. Niemand barf über 24 Stunden in Verhaft bleiben, ohne daß ihm ber 
zrund der Verhaftnahme angezeigt. werde, und nicht laͤnger als drei Zage vor Ere 
fnung des Proceffes gegen ibn. | og | 

2. Die Geiftlichkeit fann nad) den Regeln unfrer heiligen Kirche zu feinem 
Fentlihen Amte zugelaffen werden; nur die Presbyteri Everheirathete Priefter ): 
aber das Wahlred)t. | — F 
26. Jedermann darf ſich ſchriftlich an den Senat wenden, um feine Meinung: 
ber alle öffentliche Gegenſtaͤnde zu aͤußern. —— 

%. Die Hellenen haben das Recht, frei zu ſchreiben, und mittelſt der Preſſe, 
der auf andere Weife ihre Gedanken und Meinungen bekannt zu maden, ohne eis 
we Genfur unterworfen zu feyn, jedoch mit Beobachtung folgender Befchränkuns 
un: a) die Grundfäge. der chriftlichen Religion nicht anzugreifen; b) die Schrans: 
ten des Anftandes nicht zu überfchreiten; c) alle perfönliche Beleidigungen und 
herlaͤnmdungen zu vermeiden. Ä 

7. Die grichifhe Regierung ertheilt keinen Adelstitel, und Fein Hellene darfı 
Ihner@inwilligung des Statthalters einen Dienft, Geſchenk, Belohnung, Etelle 
oder Bitel irgend einer Art: von irgend einem Monarchen, Fuͤrſten oder fremden 
Staat annehmen. j 

3, Die Beiwörter Durchlaucht, Ercellenz zc. follen hinführo keinem Helles 
nen, der Griechenland bewohnt, gegeben werden; nur der Statthalter führt- dem 
Namen Excellenz, der mit feinem Amte aufhört. — 
29. Kein eingeborner oder naturaliſirter Grieche, der Griechenland bewohnt, 
und das dortige Bürgerrecht genießt, darf fih um Schug an eine fremde Macht 
wendenz, im entgegengefsten: Falle hört er auf, griechiſcher Bürger zu feyn. 


Gap. 4 
Bon ber Naturalifation, 


30. Die Regierung wird diejenigen Fremden naturalifiren, welche Befcheiniz 
gungen von ben griedhifchen Beamten vorzeigen können, des Inhalts: a) daß fie 
drei ganze Jahre im Lande zugebracht; : b) während derfelben in Feine infamirende 
Etrafe verfallens c) im Staate unbewegliche Güter, zum Werthe von mindeftens‘ 
100 Zalaris (harte fpanifche Piaſter), bejigen. - 

. Großthaten und ausgezeichnete Dienfte dem Vaterlande geleiftet, find hin⸗ 
teihende Anfprüche auf Naturalifation. 
82. Die Regietung bat auch das Recht zur Naturalifation folder Fremden, 
die in Griechenland anſehnliche Anftalten- begründet und" das Fortfchreiten der Wils 
ſenſchaften und Künfte, des Handeld- und der Induſtrie bezwecken. Auch kann fie 
bie zur, Naturalifation erforderliche Zeit abkuͤrzen. 

83, Ein Fremder, der zwei Jahre lang in griechiſchen Kriegsdienften geftan« 
den und die noͤthigen Dienftfcheine befist, ift fchon dadurch hellenifcher Bürger. 

. Der Naturalifirte genießt unmittelbar alle Bürgerrechte, jedoch wird das 
Repräfentationsrecht in dem vom Senate zu erlaffenden Wahlgefege regulirt werben. 
35: Der Naturalifirte fol den griechiſchen Huldigungseid leiften. 
Cap. 5. 
Bon der DOrganifation der griehifhen Regierung: 
86. Die: Obergewalt der Nation beficht aus drei Gewalten: der geſetzgeben⸗ 
den, vollgiehenden und gerichtlichen. Ä 

37. Die ‚gefedgebende Gewalt macht die Gefege. — 

fe — vollziehende beſtaͤtigt diefelben, in Gemäßheit des Art, 7%. und laͤßt: 
en. | 
“89, Die gerichtliche” Gewalt wendet biefelben an. 
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40. Die gefehgebendbe Gewalt ſteht insbefonbere ber. VBerfammlung ber Ay 
orbneten ber Nation zu, die den Namen Bule (Bovln, Senat) führt. 

41, Die a Gewalt fteht einem. Alan - 2 zu, der din Titel Etatt 
Halter führt, und mehrere Secretaire unter feinen Befehlen hat. 

42. Die gerihtlihe Gewalt fteht den Gerichtöhöfen zu. 


Ä Cap. 6, 
ü | Bom Senate. 


43, Der Senat befteht aus den Abgeorbneten ber griedifäjeh Eyerchieen 

44. Jeder Abgeordnete leiſtet beim Eintritt in ben Senat“ den dieſer Ver⸗ 
ſammlung vorgeſchriebenen Eid. | 

45, Die Abgeordneten werben nach dem Bahigefete durch das Bolt gewählt. | 

46. Der Senat ald Körper ift unverleglih. | 

47. Der Senat hat einen Präfidenten, einen Bicepräfibenteh), einen erſten 
und zweiten Secretair nebſt den erforderlichen Viceſecretairen. 

48. Der Praͤſident und Vicepraͤſident werden durch den Senat mit Stimm 
menmehrheit gewählt. Der Präfident darf aus ber Mitte oder außerhalb ded-& 
nats gewählt werben; ber Vicepräfident nur aus der Mitte deffelben. 

40. : Die. beiden erften Secretaire werden durch Stimmenmehrheit auherhel⸗ 
der Verſammlung N 

50. Der Präfident führt in den täglichen Sitzungen den Vorfig, fest Sog 
und Stunde zu ihrer Eröffnung an, prorogirt den Senat, und beruft ihn nöthigen 
faus zu einer außerordentlichen Sitzung. 

51. Auf, Verlangen von zwanzig anmwefenden Senatoren muß ber Gräfe 
die Eisung eröffnen. 

52. In Abwefenheit des Präfidenten verrichtet der Vicepraͤſident deffen Fun 
—* in beider Abweſenheit nimmt der aͤlteſte Abgeordnete einſtweilen den Präft: 

entenfig ein. 

53, Wenn einer von beiden ftirbt, oder von einem natürlichen Gebrechen du 
fallen wird, foll ein andrer ihn erfegen, in Gemäßheit des Art. 48. 

54 Die Dauer der Präfidentfchaft und Vicepräfidentfchaft ift ein Jahr. 

55, Zwei Drittheile der Gefammtheit der Abgeordneten find bie erforderliche 
Bahl, um die Genatsfigung für vollkommen halten zu ’tönnen. . 

Kein Abgeordneter darf den Senat verlaffen und abreifen, ohne bie nad 
allen Kormen fchriftlich abgefaßte Erlaubniß deffelben erhalten zu haben. 

. Die Abgeorbneten find auf drei Jahre gewählt, und werden alle Jahre 
zum Drittheil erneuert. Fürs erfte und zweite Zabr wird die Veränderung durchs 
Loos beſtimmt. 

58. Niemand kann zweimal nad) einander zum Abgeordneten erwaͤhlt werben. 

Der Senat beginnt feine Arbeiten am 1ften Dctober, unb um biefe Zeit 
müffen alle Abgeordneten verfammelt feyn. 

60. Die Eigungen des Senats dauern vier bis fünf Monate. 

61. Die Stimmenmehrheit beftimmt. die Entfheidungen des Senats; im Thei⸗ 
lungsfalle entſcheidet die Stimme des Praͤſidenten. 

Wenn der Praͤſident kein Abgeordneter iſt, har er nur im Fall der Stim⸗ 
menmehrheit eine berathende Stimme. Iſt ev zugleich Abgeordneter; fo flimmt er 
— — dieſer Eigenſchaft, und ſeine Stimme entſcheidet in gedachtem Thei⸗ 
ungsfalle. 

63. Kein Abgeordneter darf ein anderes Staatsamt übernehmen, und mittel: 
bar oder unmittelbar an der Erhebung der Einkünfte Theil nehmen, bei Verlaß 
ſeiner Stelle. 

64. Die Mitglieder des Senats beziehen aus dem Staatsſchatze ihr ganzes 
Gehalt während ihrer Anwefenheit bei den Gigungen, und das halbe während ib» 
zer Abwefenheit. 

65. Die Abgeordneten können während ber Dauer der Sitzungen unb vier 
Wochen vor und nach denfelben nicht verhaftet, jedoch während diefer. Zeit vor Ge 
richt geftellt werben. 

Ri 66. Bei Verurtheilungen für ein Capitalverbrechen wird die Strafe an ihnen 
vollzogen. 

67. Die Abgeordneten brauchen von dem, was ſie im Senate fagen,. keine 
—— zu geben. 

68. Die Sitzungen des Senats ſind oͤffentlich, werden aber ‚nötigenfalls ge 
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kin gehalten boch muß die Mehrheit der Mitglieder bies erſt dieniſch erachtet 
cben ———— 4 


69. Die Mitglieder des Senats theilen fih, nad den Bebürfniffen bes Stade 
«, in permanente Somihiffionen, deren Arbeiten durch den Senat beſtimmt werben. 

70. Jeder Abgeordnete barf dem Senate mittelft des Präfidenten einen Ger 
entwurf fchriftlich vorlegen laſſen. Zu Wehe 

71. Die’ Belchläffe und fonftige Aeten bes Senats werben vom Präffdenten 
ntergeichnet, vom erften Secretair gegengezeichnet und mit dem Staatofiegel bes 
gell. _ s ‚ Pr .. . +’ . ’ % a 

72, Der erfte Secretair des Senats ift mit Abfaffung der Beſchluͤſſe und 
e. deffelben beauftragt, und bewahrt forgfältig feine Archive und die Protocolle 
we Sitzungen. | EREET TERN: en 

—— des erſten Secretairs verficht der zweite die Functionen 


74, Jedes Decret muß dem Statthalter vorgelegt werben. Erhält es teile 
Benchmigung 3 ſo ſanctionirt er daſſelbe binnen vierzehn Tagen, vom Tage ber Eins 
ihtung an, macht es fund, und aledann erhält es Geſetzeskraft. Genehmigt er es 
nt; fo ſendet er es -binnen vierzehn Tagen mit feinen Verbefferungen und Bes 
ftrlungen an ben Senat zurüd; der Genat’täßt diefe Amendements Wort fir 
Bert regiftriren und’fendet fie der competenten Commiſſion zu, um in berfelben 
rathen und einer Nevifion unterroorfen ‘zu werden. Wenn der Senat bas derge⸗ 
ült amendirte Decret nicht genehmigt; fo. wird ein zweites ebenfalls an den’ Statt: 
über gefandt. Werweigert diefer ihm abermals ſeine Sanctionz' fo geht es binnen 
czehn Tagen mit den Gründen feiner Weigerung an ben Senat zuruͤck, Her daſ⸗ 
be abermals revidirt; und wenn der Senat. in dieſem Falle mit Stimmenmehr⸗ 
it darauf beſteht "geht es zum dritten Male an den Statthalter, der daſſelbe un⸗ 
ſanctioniren und kundmachen muß, wodurch es ein — des Staa⸗ 
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75. Wenn gegen den Schluß der Verfommlung ein’ ziöifchen dem Senäte und 
m Statthalter discutirtes Gefeg noch nicht zu Stande gekommen tft; fo zählt die 
ichſte Berfammlung' des Senats bie im vorhergehenden Jahre ftattgehabten Sen: 
ungen von Geiten bed Senats fort. | — — 
76. Wenn ein vom Statthalter dem Senate vorgelegter Geſetzentwurf von 
Kr Verſammlung discutirt und dreimal nicht angenommen an feinen Urheber zu: 
idgeht; fo wird es von felbft als verworfen amgefehen. VE 
7. Nady Gröffnung der Verfammluhg wird der Boranfchlag ber öffentlicheh 
gaben von Seiten ber Regierung eingereicht‘ und biscutirt, worauf dev Senat 
der Regierung. nöthigen Summen bewilligt. sch Eu 

78. Der Senat erhält alljährlich einen umftändlichen Bericht über bie Eins 
ihme umd Ausgabe des vorhergehenden Jahres und die Staatsfchulden, die der 
Inanzfecretaie regiſtrirt vorlegen'muß, und laͤßt biefen Bericht durch bie Dreffe 
" öffentlichen Kunde bringen. * — | ee 2 
79. Er forgt für die Tilgung der Öffentlichen Schuld und für die regelmäs 
% Zahlung der fälligen Zinfen. | De Ä 

80, Er beftimmt durch cin Geſetz bie directen und indirecten Auflagen, und 
"t übrige im ganzen Umfange bes Staats‘ zu erhebende Steuern, in Gemäßs 
des Art. 10, 

8, Er befchließt mittelft eines Geſetzes eine Anleihe unter Garantie der Nas 
oder auf Verpfändung der Nationalgüter. — De ee —— 

8%, Er geſtattet durch ein Geſetz die Veräußerung ber Nationalguͤter. Der 
erfauf derſelben muß fo fehr als möglich in allen Eparchieen des Staats methos 
& vor ſich gehen, und in. allen vegelmäßig im Voraus durch die vollzichende Ge⸗ 
at angezeigt werben. TE ET 

Er wacht uͤber die nügliche Verwendung ber GStaatögelder, "und fordert, 
oft er ‚eg;,möthig findet, die Rechnungen des mit den Finanzen beauftragten 
aatsſecretairs ein, jedoch binnen einer für die Regiftrirung „erforderlichen -Krift. 

8%. Jeder Abgeorbnete hat das Recht, von den Secretariaten die nöthige 
"“Eunft über alle im Senate verhandelte Gegenftänbe zu verlangen 

85. Der Senat beftimmt Aue, was auf das Muͤnzweſen Bezug hat, und 
t eg Gewicht, Geftalt und-Naknen jeder Münze im Umfange des ganzen 
aate eſt * * J RF —* 2 iss 

86. Er wacht über dem öffentlichen Unterricht und ſchuͤtt denſelben, wie auch 
Preßfreiheit, den Ackerbau, den’ Handel und die Fortſchritte in Wiſſenſchaften, 
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Räpnfen unb; Geinprben, . Er fichert - auch: mittelſt beionberer Geſetze den Eifinden 
u Fe ein ausjchlicgliches Recht auf den aus re Erfindungen oder Saril 
‚ten —— Gewinn zu.. an. Er ee? 
S r erläßt Geſetze über. die Beute und die Prien. 3: = vi 
88: Er giebt Gefege gegen den Seeraubß. 
| 89. Er erläßt Gefege über die Anwerbung pon Soldatens =: +. Yı« 
nme 9% .; Er. fargt für, den. Bau und den Ankauf von, Rationalfifeg, 
91., Er waht über bie Erhaltung und Verbefferung ber Nationalguͤtet. 
92. Er erlaͤßt Gefege über die Verpachtung der Nationalgüter und die ink 
xecten Auflagen. ie) a et 
98. Er ſorgt für. die. Einförmigkeit ber, Maafe und Gewichte im Umfang 
bes ganzen Gtaats. 5 TE 
nnd Er beſtimmt die Gehalte des Statthalters, der, Serretarien. und Kid 
95, ’Er beſtimmt mittelft eines Gefeges die Grenzen ber einzelnen Epardid 
BT) aa. des Intereffes. der Verwaltung und, der Einwohner, 7 
* . &r- verändert. die Gefege und hebt ſie auf ‚mit. Ausnahme der Vaht 
ungsgeſetze. — * 
dr. Der Statthalter darf ohne Zuffimmung des Senats keine Krieges 
zung, vornehmen, , ober Ainen : —— Freundſchafts⸗ Allianz, Handels: 
Neutralitätspertrag. abſchließen. Ausgenommen ‚find die Gonventionen: in Pi 
‚eines Waffenſtillſtandes auf wenige Tagt; jedoch muß. ber. Statthalter den En 


u: 


ur 
U 04 


‚Anmittelbar. davon in Kunde ſetzen. — — 
988. Der Senat empfängt die Berichte über, alle Angelegenheiten; und ſoih 
bie ihm ber, Aufnahme werth ſcheinen, werden ohne vorgaͤngige Anzeige aß dir 
treffende, Commiſſion verſandt. Be: TE" 
., 99, Sn allen Gigungen bes Senats ift den Sournaliften freier: Eintritt 0 
ſtattet; gux bei, den, geheimen find fie ausgeſchloſſie. 1. 
en Senat erläßt alle für die Erhaltung der bürgerlichen Ordnung a 
ig .crachtete Ordnungen, - +... ; TR —— 
* 101. Der ‚Senat hat. für die Abfaſſung eines buͤrgerlichen, peinſhen us 
Militaiv s Geſetzbuchs Sorge zu fragen, wobei vornaͤmlich die franzöfiige Geltar 
bung zum Grunde gelegt werben fol. | Er 
.- . »102....Zeder Abgeorongte jtimmt nach der Eingebung feines eigenen Grin 
ohne bei feinen Committenten. zuvor Beſcheid ober „Snitructionen. einzuhoien. 
1038. Im Fall der Statthalter, mit Tode abgeht, feine, Dimiffien einrtßh 
ober von einem natürlichen Gebrechen befallen wird, ernennt der Senat aus für 
Mitte eine Vice Regierungsgommiffion von drei Mitgliedern. Dieſe Commil 
forgt vorläufig, in Uebereinſtimmung mit ben Gecretairen, für Vollſtreckung Bir or 
fee, bis zur Ernennung: eines neuen Statthalters in Gemäßheit der Wahlgeth 
Solite jedod ‚der Senat nicht beifammen feyn;., fo, bilden die Secretarien einher 
„ten einen Vice-Regierungsrath, der ſogleich den Senat zu einer außerordentide 
Sisung berufen muß; doc müffen ſich die Mitglieder des Iegteren, auch obnt 
‚Berufung abzuwarten, ‚dazu «infinden. In beiyen Säulen iſt der Senat ok! Mt 
Regierungsrath verpflichket, die Eparchieen zur Einfendung ihrer Apgeorbnetea I 
bie Wahl eines Statthalters aufzufordeen. 1." 1 rum. neaniel 
—W 7} —* CA p. T. Fa aa nd 173 
Bon dem Statthalter . 


104. Die vollziehende Gewalt iſt dem Statthälter uͤberkragen. 
105. Der Statthalter iſt unverletzlich. | * J 
106, Seine Secretarien find für ſeine oͤffentlichen Handlungen weranfwerti 
2. .307. Ex bringt die Geſehe im ganzen Umfange des Staakes durch die Ein’ 
tarien zur — | BEL 
"108. "Ale Befehle werden von dem Statthalter unterzeichnet; von dem 
‚eretäie bes betreffenden -Verwaltungszweiged g-gengezeichnet, und mit dem Ei 
eben des Secretariats beſiegelt. Be EEE 2 830%) | 
“109, Er feßt die Lands und Seem aicht in Bewegung. z 
s 110. Er Schlägt. Geſetzentwuͤrfe in, Gemaͤßheit des Art. 76. vor, und * 
‚einem, ober mehreren  Staatsjecretavien ‚den, Auftrag, den im Senate darüber ge” 
tenen Debatten beizumohnen. Bei diefen Discuffionen muß unter andern der [ f 
ſecretait des Departements, worauf der Vorfchlag; Bezug hat, unfehtbar. zugegen I" 
ke traͤgt Sorge für die innere und aͤußere Sicherheit. - 


! 
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fen fr anne unboucaändert; Nik: Be en — 
anni ‚mit,b 








ellen ‚und beſtimmt die gniſſe eines Jeben 
Rn Mähtenarıi: mut: 1.5 9 mr sd 
Krieg und, ſchließt Friedens «und —— x. in 6 


niß 
—— (hit ah, "Sonfuln und Gefefisträgee mach sa tremden 
ne fängt. fie von ‚deufuben.- re 3; 
et den . Senat zur auferordentlihen Sitzung oder; Berfammlung 
in, wenn. bie. Bexhältniffe e6, erfordern, und, mach: Manfonke: der Umftände, 
ve —8 auf a oder fünf Monate werlängeum. .· are 39, * 
her 1,6, t,.über ‚die ftrenge Ausführung, der. ‚Gelege 
| 18. 6 ER für bi Vollſtreckung der Erkenntniſſe — 5—— Pe 
+ Gesöt. verpflichtet... &inen ‚-Gefsgentwurf., Aber die Drganijation ber Eis 
> in Borſchlag zu. bringen. 
— J— * Statthalter ‚hat, nur: bei. Gröfinung und heim Schluß der Berfaums 


Be. Bei Eröffnung ber Berfammlung. fol, er den Stand. ber, äußern, Ver⸗ 

die —* a Angelegenheiten ‚und beſonders der Einnahmen und Ausgaben, 

N **— x Lünftigen Staatsbeduͤrfniſſe und der möglisgen: ———— * 

& er a einreichen. -; 

Die Wahl des Statthalters, fol durch ein: von dem Senate bes gegen. 

igen Sahres zu erlaffendes Gefes regulirt werden. 

1. Die Dauer ber Yunctionen des-Statthalters ift fieben Sahre. 

E* Der erwählte Statthalter ſchwoͤrt öffentlich vor dem Senate, bie arie= 

8 beſchuͤtzen und bewahren guhpollen. 

Er ſanctionirt und macht. die -Gefege in Gemäßheit des Art. 74, £unb. 

- Den Statthalter hat, um der Menſchlichkeit und wichtiger Gründe wos 

a) due Recht zur Milderung dem Todesſtrafen, iſt aber verbunden, die in Form 
N ibu 18 verſammelten Staatsſecretaire zu Rathe zu ziehen. 

s iſt dem Statthalter, wie „dem: Senate unterſagt, zu irgend einem 

de feine Einwilligung zu geben, welcher die Aufhebung ber politifchen Eris 

—* Nation und ihrer Unabhängigkeit: bezweckt. 


Cap. 8. 
- Bon den Staatsfecretarien. 


18. Die vollziehende Gewalt hat ſechs Secretarien: 

ber auswärtigen Angelegenheiten; 

‚der innern — rm. I Hin ei 

8 Finanzen; 

# des Krieges; 

ber Marine; 

der Gerechtigkeit, der Rıliaion und des öffenttichen Unterricht, 
Em Diefe machen alle Verordnungen bes Statthalters Fund und bringen fie 
Er Aſtreckung, und jeder contrafignirt. die zu feinem. Departement gehörige Vers 
u. 

1.5 Jeder Secretair muß auf Berlängen des Genats ihm die nöthige Aus⸗ 
Kınft über-die ‚zu ‚feinem Departement gehörigen Angelegenheiten geben; bloß der 
Secretair der, auswärtigen AÄAngelegenheiten darf die, Mircheilung ber Gegenftände, 
bern. Geheimahaltung im: Augenblicke von Belang fh, aufſchieben 

131. Sie haben; zw allen Senatsfigungen ‚freien Suteitt, 'und muͤſſen wenn 
ſie das Wort werlangen, gehört werben. 

182. Keinem Secretair wird geſtattet, mittelbar ober: unmittelbar an der 
em der Staatseinnahme Theil zu haben, bei Gtrafe des Verluſtes ſeiner 

t n. Ma 

183. Die Staatsfecretaire fi nb verantwortlich, und fönnen vor dem — 
des Hochnerraths, des Unterſchleifs und der Verlegung. der' Srumdgefege mittelſt eis 
ner Unterfchrift zu einer Verordnung, belangt werden. 

134, Der Senat hat das Recht zur —— der gegen bie Staatsfeeres 
iin. erhobenen Anklagen. Wenn dieſe Anterſuchung mit N be⸗ 
cloſſen wird, ernennt er eine Commiſſion von. ſieben Mitgliedern zu dieſem Be⸗ 
fe; ‚Rad Leiſtung bes. Eides erwäßltdie. Bötumiifam: iyom Pehfventen und ſchrer⸗ 
et dann. zu ihren Beſchaͤftigungen. — 4 Ai 

185, Wenn bie Eigung eifammen ik, um über * Bericht * urterſu⸗ 
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‚gm unabhängig. 


„ber griehifhen Regierung kundgemachten Geſetze den ‚älteren vorgezogen we 


funden werben: 
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chungs commiſſion einen Spruch zu Fäden‘, kann der Senat Senf 
men oder vermerfen.- An er Ne an; (67 e er. einen Sitzungẽ 
deffen er fi zum Tribunal bildet. Dee Pr at des hod 
im Senate während der unterfuchung; aber weder der Speäfent me 
bie BRUCE der Hafer [udgungärommaiff: on ‚dürfen an der ‚Anklage —* 
mung Theil nehmen.) BT 
136. Der Praͤſident laͤßt die Gene le Eid auf folgt 
nt Schwoͤrt ·ihr vor Bott md dor den Menfchen, die vom 
terſuchungẽcommiſſion vorzuleſende Anklage in gehörige ‚Erwägu 1, pt 
die Rechte des DVertheidigers, noch des Staats zu verlegen, atık &) keine 
feinen perfönlichen Gröl, weder durch Furcht noch Mitleiden ten"; 
und euren Spruch" mit fo unparteiiſcher Prüfung der Anklage SE dt 
"gung des Angeklagten: zu Fällen, “als dem! gereöhten und’ freien Me ! 
187. Nach Leiſtung des Eides und Abhaltung des vg’ | 
benten allein, ' beginnt der Proceß, ohne daß ein Senator weder für, no 
reden darf. Der Präfivent, ober ein andre Mitglied ber e—— 
verſi eht die Functionen eines Actuars 
‘Stimmenmehrheit reicht: als Bitpeig des Verbrechens win⸗ De 
arm dann den Angeklagten nur mit’ Verluſt feines Minifterrums beſtrafen 
Angeklagte aber einmal überführt; fo kann er ale bloßer Burger vo 
tenten Gerichtshoͤfen belangt und mit ‚der STE, Strafe Be: herht 
btlegt werden. ru 
a —X "9, 3 UI e\ 


* Ey, Bon den, PREIS AR Wr nut 
189. Die richterliche Gewalt iſt von‘ den beiden andern in rn auf 1 



































140. Sie urtheilt nach Sin —— Prem * Ratlon 5 
141. Die Gerichtehdfe verwalten die Rechtepfiege im Namen der 
142. In Griechenland, giebt· es nur vrti ALrien anerlannter ——— 
‚a die Friedensrichter; WE. 
2) die der Eparchieen (Hräfteturen);.n UIGRDR ; ou MAR 
8) das Appellationsgericht. 

143. Abgefehen von .diefen brei Gerichtshöfen oll noch ein hoͤchſtes © 
oder ein Caſſationshof ernannt werden, und an demſe Orte, wo die Regiet 
reſidiren. 4 Ha 

' 144. Das Gefhmornengeriht ift eingeführt; und for dur ben 
einem eignen Gefege näher beftimmt werben. zn 3 

145. Die gerichtlihen Gommiffionen oder auferordentiichen»@ richteh 
hinfuͤhro verboten. ara HE 

146. Es ift den Hellenen erlaubt, Schiedsrichter zu wägten, mei 
tigfeiten mit oder ohne Appellation auszumachen. 20 
147. Die Debatten finden Öffentlich ſtatt; fo oft jedoch ie Sefeneiä 
gern, se zumwiber ift, ſoll der Gerichtshof dies durch einen Eutſche 


imm 
Mi 148. Die Entfcheidungen der Gerichtehöfe muͤſſen jederzeit sffentih, fa 
149... Bis zur Bekanntmachung der Gefesbüder, in Gemäßheit be: 
find die. Gefege der Autolraten von Byzantium, bie Eriminalgefege, der zu 
lenifchen Nationalverfammlung und die von ber Regierung kun 
In Handelsſachen hat: das franzöfifche Handelsgeſetzbuch Gejegeskraft, 
150. Gegenmwärtige conftitutionelle Gefege,follen allen; übrigen, 


Er 


k « 


nr 


151. Die Richter können des Betruges, der. Beftehhung 'und-allen i n:deni 
fege über bie — der Gerichtshoͤfe namhaft gemachten 5* ch 


152, Die unteren Gerichtshoͤfe ſind ihren Oberen — 


oͤchſte Gericht dem Senate. ———— 
* 153. Das Geſetz uͤber die Organiſation ber Tribunale, das dem Art. 3 
Geſetzbuchs zufolge kund gemacht worden, iſt gültig ; — ve 


bemfelben gemäß organifirt werden: — “—— 
154. Der Senat ſoll noch in dieſem Sabre eine Cor 10 —— 
ſie ihre Bemerkungen uͤber dieſes — —* und. rear fel Ermagtr 
borlege 3 u * RL" 
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Anhang. 


Die Regierung ſorgt fuͤr Unterſtuͤtzung der Wittwen und Waiſen der fuͤr das 
Baterland gefallenen Soldaten, um allen ſich etwa einſchleichenden Mißbraͤuchen 
ızuhelfen. Sobald bie Angelegenheiten Griechenlands in Ordnung find, wird die 
Regierung alle diejenigen entfhädigen, bie fortwährend zu Griechenlands Geldbes 
yürfniffen beigetragen haben und beitragen werden, und biejenigen, bie für daſſelbe 
yilitten haben, unterftügen. ; | 

Die Nationalfarben zu Lande und zu Waffer find blau und weiß Die Geftalt 
ver Bahnen foll der bereits von Seiten der Regierung erlaffenen Verfügung gemäß. 
fun; die Hellenen dürfen au Bunde und zu Waffer Feine andere Bahnen führen. 
Das Siegel Griechenlands trägt ald Wappen bas Bild der Minerva mit ben Sym: 
bolen der Weisheit. 


Griechiſche Eidesformel: 


„Ich ſchwoͤre im Namen des Allerhöchften und des Vaterlandes, fortwährend 
zur Vertheidigung der Freiheit und bes Wohls meiner Nation beizutragen, wie 
auch nöthigenfals mein eigenes Leben dafür zu opfern. Ich ſchwoͤre überdies, den 
Geſetzen meines Waterlandes getreuli zu gehorchen, bie Rechte meiner Landsleute 
wm achten, und die Pflichten eines Bürgers ſtreng zu erfüllen.‘ 


Eid des Senats: 


„Ic Shwöre im Namen des Allerhöcften, die Grundgefege der griechifchen 
Regierung unverlegt zu erhalten, und weder davon abzuweichen, noch zu dulden, 
daß in irgend einem Balle, oder unter irgend einem Vorwande davon abgemichen 
werde; immer als eifriger Vertheidiger der Unabhängigkeit meiner Nation und der 
allgemeinen und befondern Freiheit meiner Landöleute aufzutreten, und mit allen 
Kräften zur Erhaltung und Vermehrung ber politifchen und individuellen Freiheit 
der Hellenen beizutragen. Ueberdies fchwöre ich, weder mittelbar noch unmittelbar, 
von irgend Jemand unter irgend einem Vorwande, irgend eine Gabe oder ein Ges 
fhent zu dem Behufe anzunehmen, daß idy meine Stimme nad) dem Willen eines 
Andern und gegen mein eigenes Gewiffen geben folle.’ 


Eid des Statthalter. 


„Ih ſchwoͤre im Namen des Allerhoͤchſten, die Grundgefege der griechifchen 
Reoierung unverlegt zu erhalten, und fie weder abzuſchaffen, noch zuzugeben, daß 
fie in irgend einem Falle, oder unter irgend einem Vorwande abgefhafft werben. 
Ih ſchwoͤre überdies, mit allen meinen Kräften die Unabhängigkeit der griechifchen 
Nation und die allgemeine und individuelle Freiheit zu vertheidigen, die Rechte als 
ler und Jeder zu achten, und fein mir gefeglich Übertragenes Mittel zur Erhaltung 
und Vermehrung des allgemeinen und befondern Wohlſtandes zu unterlaffen. 


Eintheilung der griehifhen Vermaltung. 


1. Griechenland ift zum Behuf der innern Verwaltung in Themata (Abthei- 
lungen) getheilt. 

2. Ein Thema ift eine Gefammtheit von Epardieen, welche ungeachtet diefer 
Eintheitung die ihnen gefeglich bewilligten Rechte beibehalten. 

3. Sedes Thema foll einen Dioiketen (Verwalter) haben. 

: Nr Ale Städte, Flecken und Dörfer follen einen Demogeronten (Volksaͤlte⸗ 
en) haben. 

5. Die Demogeronten werden im Berhältnig der Anzahl der Familien er: 
wählt, d. h. wenn die Familien ſich auf 100 belaufen, wählen fie einen daraus; 
aus 200, zwei; aus 300, drei; aus 400, vier; überfleigen fie aber bie Anzahl von 
400, fo dürfen fie nicht mehr als vier wählen. 

6. Jede Eparchie fol allgemeine eparhifhe Demogeronten haben, von zivei 
bis fünf im Verhältnig zum Umfange der Epardjie. 


Bon den Dioiketen. / 
7. Der Dioikete des Thema’s wird unmittelbar von ber Regierung ernannt, 
darf aber nicht Bewohner bes naͤmlichen Thema's feyn. 


8. Er flattet durch den Etaatsfecretair des Innern der Regierung Bericht 
ab. Die übrigen Staatscanzleien werden tm erforderlichen Balle ebenfalls mittelft 
des en des Innern mit ihm correfpondiren. o 


% 
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9. Er wacht über die innere Ordnung des Thema’s. 

10. Er läßt die Verordnungen der Regierung durch bie eparchifchen Demoge 
vonten im ganzen Umfange des Thema's vollftreden. 

11. Er wacht über die Handlungen der Demogeronten. 

12. Die von der Regierung ihm anzumeifende, nöthige Militairmacht foll ihm 
zu Gebote ftchen. 

13. Er läßt die Entfcheidungen der Gerichtshoͤfe mittelft der unter feinen Br 
fehlen ftehenden Militairmacht vollftreden. 

14, Er ift der allgemeine Aftynomos (Stadtrichter) des Thema's. 

15. Er foll möglichft genaue Unterfuchungen und Beobachtungen über dieDrt: 
befchreibung des Thema's anftellen und der Staatscanzlei des Innern einfenden. 

16. Die Chorographie (Drtbefchreibung) wird hauptſaͤchlich folgende Gegen 
ftände umfaffen : 

1) Umfang des Landes, Anzahl der Städte, Flecken und Dörfer und ihr 


Däufer ; 

2) Betrag des den Privatperfonen und der Nation zugehörigen Bodens; wie bil 
davon angebaut und wie viel unangebaut iſt; welche und wie viele Erxuz; 
niffe er bervorbringt; welcher Werbefferung er fähig; ob er Weiden, Bid, 
Mineralien, Salzgruben, Jagbreviere, Fifchercien 2c. enthält; | 

3) Anzahl der Bewohner, und wie viel Menfchen außerdem’ darauf leben könn; 
ihre Sitten und Gebräude und Induftrie; ob fie nach fremden Ländern u 
wandern pflegen, und welche Gewerbe und Handwerke die Meiften unter it | 
nen treiben; ihre Schulen und die Mittel, wodurch diefe unterhalten werden; | 
ob deren Beibehaltung räthlid ift; ob das Land zur Anlegung von Arkits 

aanſtalten, Manufacturen, und welcher Art derfelben fähig ift;! | 

4) Ein» und Ausfuhr; ihr Betrag; ob beide im Gleichgewichte ſtehen; melde | 
Handelsbetrieb vorherrfcht und Betrag deſſelben; ob er ſich vermehren laͤßt; 

5) wie viele Waffenfähige fich dafelbft befinden ; | 

6) Belauf der Nationaleinkfünftez ob fie in den Nationalfhag auf gefesliche un | 
regelmäßige Weife einlaufen, und die etwanigen Mittel zur Ausrottung dr | 
Mißbraͤuche. | 

Der Dioikete fol auch dafür forgen, daß die Alterthümer nicht mehr verkauft, 
ober aus dem Staate weggefchafft werben; fein Gehalt wird aus dem Nationdl; 
ſchatze entrichtet. 


Bon ben Demogeronten. 


Rh Die Demogeronten werben von den Einwohnern durch Stimmenmehrhäi 
erwählt. 

18. Die Demogeronten müffen die von ber Regierung erlaffenen Berorbnun: 
gen vollftreden laſſen. 

19. Sie führen genaue Rechnung über Einnahme und Ausgabe. 

20. Sie ftatten dem Schage mittelft des Dioiketen regelmäßig Rechenfchaft a. 

21. Sie verrichten das Amt von Friedensrichtern. 

22. Sollten ein oder mehrere Demogeronten der Verlegung ihrer Pflichten 
überführt werden ; fo wird dies von dem Dioiketen zur Kunde des Volkes gebradt, 
damit es einen anbern an ihrer Stelle erwähle.. 

23. Ein befonderes Geſetz wird die Grängen jedes Thema's und die Art, din 
Demogeronten zu erwählen, bejtimmen. J 

24. Der Statthalter kann dem Senate einen Geſetzentwurf mit den Mobir 
cationen vorſchlagen, deren das erwähnte Geſetz feines Erachtens bedürfen möge 

Für den Augenblid werden die Notarien von den Gemeinden erwählt, bis ta 
befonderes Gefes in biefer Hinficht fund gemacht feyn wird. 

No. 15 der Decretenfammlung enthält uoc folgende. nadhträgige Befin 
mungen: 

Die dritte griechifche Nationalverfammlung hat, nach ftattgefundener Revifioa, 
Berbefferung, Vermehrung und Genehmigung bes Gefeges von Epidauros oder MI 
proviforifchen Organifation Griechenlands, Folgendes becretirt: 

. Dbige Organifation,, die hinführo den Namen einer politifchen Berfaflung 
Griechenlands führen fol, wird, zum Behufe ihrer treulichen Beobachtung, der Zreut 
ded Senats, bes Statthalter und der Gerechtigkeit, wie auch dem Wohlwollen 
des Volkes und der Waterlandsliebe jedes einzelnen Griechen, zur Ausführung all 
ihrer einzelnen Beftimmungen, anvertraut. , 
2. Unter keinem Vorwande und keinen Verhältniffen darf der Senat ober dit 
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tegierung irgend etwas verorbnen oder vollfiredien laffen, was ber gegenwärtigen 
jerfaffung zumiber läuft. | 

r Diefe Verfaſſung wird in ganz Griechenland mittelft der Preffe Fund: 
ma t. 

4. Das Original wird in den Staatsarchiven aufbewahrt. 

5. Gegenwaͤrtiges Decret ſoll in die Decretenſammlung aufgenommen und 
iittelſt der Preſſe kundgemacht werben. 

Gegeben zu Troezen im Maimonate des 1827ſten Jahres der Erloͤſung, und 


er Unabhaͤngigkeit im Sten. 
(Folgen 17 Unterſchriften.) 
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Anhang. 


A) Fuͤrſtenthum Hohenzollern- Sigmaringen 


Im erften Bande biefer Sammlung ©. 1072. befindet fih w 
Entwurf der DVerfaffungsurkunde für dad Fuͤrſtenthum Sigmaringa 
und die fürftlihe Verordnung vom 20. Mai 1832 (©. 1091), 
Jetzt folgt die vertragämäßig angenommene neue Verfaffung, 
vom 11. Juli 1833, mit der ihr vorausgehenden fürftlihen Ber 
ordnung. . 


a) Verordnung des Fürften von Hohenzollern-Gig 
maringen vom 11. Juli 1833. in Betreff der gefeß: 
lihen Bekanntmachung der Berfaffungsurfunde. 


„Wir Karl von Gottes Gnaden, fouverainer Fürft zu Hohenzolletn 
Sigmaringen ꝛc. Wir haben fchon in Unſrer Verordnung vom 28, Dt, 
1831 die fefte Abficht erklärt, daß die endliche Erfüllung des Artikels 13, 
der teutfchen Bundesacte auf dem Wege der Vereinbarung mit den Abye 
ordneten des Landes bemerkftelligt, fonach die völlige Ausbildung der Lam 
desverfaffung mittelft einer gegenfeitigen Uebereinkunft erreicht werben möge, 
Diefe Unfere Hoffnungen find bei dem jüngften Landtage in glüdtliche Ev 
füllung gelangt, indem ein feierlicher Verfaffungsvertrag abgefchloffen wor 
den, welchen Wir in einer der Ständeverfammlung ausgeftellten Vertrag 
urkunde eigenhändig vollzogen, und dagegen ein ganz gleichlautendes Ber 
tragseremplar, von fämmtlichen Mitgliedern dee Ständeverfammlung unterjeich⸗ 
net, in Empfang genommen haben, Auch Unfer Sohn und Erbprinz if 
biefem Vertrage mittelft einer von ihm ausgeftellten Urkunde beigetreten. 
Mit freudiger Empfindung und dem offenften Vertrauen verfündigen Wir 
Unfern getreuen Unterthanen diefes Ereigniß, indem Wir, mit Beziehung auf die 
obige Vertragshandlung, verordnen, daß bie dem abgefchloffenen WVertrage 
ganz gleichlautende Berfaffungsurkunde in allen Gemeinden des Fürftenthums 
Öffentlich befannt gemacht, und als allgemein verbindliches Landesgefeg in 
allen ihren Beftimmungen unveränderlich befolgt werden fol.” 

Schloß Krauchenwies, den 11. Juli 1833, 

C. Fürft zu Hohenzollern: Sigmaringen. 








Verfaffungsurfunde vom II. Juli. 1833. 533 


BD) Berfaffungsurfunde für das Fürftentbum Ho- 
benzollern- Sigmaringen, ‚vom 11. Juli 1833, 


Wir Katl von Gottes Gnaden, ſouverainer Fuͤrſt zu —— 
igmaringen ꝛc. ꝛc. thun hiemit kund, daß Wir, in Folge der von Unſern 
jetreuen. Ständen Uns ‚vorgelegten Wünfche und Anträge, und mit Ruͤckſicht 
surf bie in andern, tentfchen Bundesftaaten bereits bejtehenden Beftimmund 
zen, die VBerfaffung Unferes Fürftenthbums mit Beirath und vertragsmaͤßiger 
Zuſtimmung der zu Vollendung des Berfaffungsmwerkes: einberufenen Ständer 
— in nachfolgender Maße geordnet haben: | 


Erfter Titel, 
Bon dem Fuͤrſtenthume und deffen Regierung. 


$. 1. Das Fuͤrſtenthum bildet in der Vereinigung feiner aͤmmtlichen 
— Gebietstheile einen Beſtandtheil des teutſchen Bundes. 

§. 2. Die organiſchen Beſchluͤſſe der Bundesverſammlung, welche die 
verfaffungsmaͤßigen Verhaͤltniſſe Teutſchlands, oder die allgemeinen Verhaͤlt⸗ 
niſſe teutſcher Staatsbürger. betreffen, haben auch für das Fuͤrſtenthum ver— 
bindende Kraft, nachdem fie von dem Landesfuͤrſten verkuͤndet worden find, 
Jedoch tritt in Anfehung. der Mittel zu Erfüllung der. hiedurch begründeten 
Berbindlichkeiten die verfaffungsmäßige Mitwirkung der Stände ein. 

Y 3. Saͤmmtliche Theile des, Fuͤrſtenthums mit allen Zugehörungen 
bilden ein untheildares, unveraußerliches Ganzes. 

Alter Eünftige Territorialerwerb bildet einen Beftandtheil des Fürftenthums. 

$. 4. Der. Landesfürft ift das Oberhaupt ‚des Staats, vereinigt in 
ſich alle Rechte der Staatsgewalt, und übt fie unter den in gegenwärtiger 
Derfaffungsurfunde feftgefegten Beftimmungen aus. 

Die Perfon des. Landesfürften ift heilig und underlegtic. 

$. 5. Die Regierung ift erblih in dem Mannsftamme des fürftlichen 
Haufes nah dem Rechte der Erftgeburt und der Linentfolge, vermöge Ab: 
Im 6%: aus ebenbürtiger, mit Bewilligung des Familienhauptes, gefchlof- 
ener Che 

‚Nach, gänzlicher Ertöfhung des fürftlih Sigmaringifhen Mannsftams 
mes gelangt die Regierung an das erbverbruͤderte Haus Hohenzollern-Hechin⸗ 
gen, ‚oder. bei früherer Erloͤſchung diefer Linie, an Se. Majejtät den. König 
don Preußen, in der durch die Erbverträge begründeten Ordnung. 

So lange ein ſucceſſionsfaͤhiger Abkoͤmmling in dem Geſammthauſe Ho⸗ 
henzollern vorhanden ſeyn wird, find die Prinzeſſinnen von der Regierungss 
folge ausgefchloffen. 

$. 6. Die Vormundfhaft und Regierungsverwefung hat einzutreten: 

a) wenn ein tegierender Fürft des Haufes mit Zurüdlaffung minderjähris 
ger Kinder verftirbt, oder wenn 
db) ein’ regierender Fürft durch Geifteszerrüttung, ober ein fonfliges dau⸗ 
erndes Hinderniß, der Negierung vorzuftehen unvermögend ift. 

Die Vormundfchaft und Regierungsvermwefung ift zunaͤchſt von der vd= 
terlichen Dispofition abhängig. In Ermangelung einer folchen Anordnung 
ſoll nebſt der Fürftin Wittwe derjenige volljährige Agnat, melcher nach der 
Erhfolgeordnung zur Succeffion der Naͤchſtberufene it, die VBormundfchaft 
und Megierungsverwefung übernehmen. Auch wenn ein Vormund und Res 
gierungsverweſer durch - Zeftament des legtverftorbenen regierenden Fürften ers 
nannt ift, foll der zur Succeffion zunächft‘ berufene Agnat an der Vormund⸗ 
ſchaft und Regierungsverweſung Theil nehmen. 


* 
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In: den ad b. bezeichneten Fallen kann nur; dann ‚eine Vormundiaft 
und a Urea: eintreten, wenn bie Geiftesverwirrung oder dad 
fonftige Hinderniß an Ausübung der Regierung über ein Jahr dauert, bi 
fen. Eriftenz durch undermeifliche Zeugniffe dargethan ift, und die Beftellun 
einer Bormundfchaft von Str. Königlihen Meajeftät von Preußen als 6 
des Gefammthaufes und den fürftlichen. Agnaten, insbefondere von ein: 
jeweilig regierenden Fürften von Hohenzollern : Hechingen, für unausweidli 
erkannt wird, 

Die erften zwei. NRäthe ber Regierung, oder biejenigen Käthe, w 
der legtverftorbene regierende Fürjt in feinem Zeftamente dafür benennt, 
den den Vormundſchaftsrath, deſſen Gutachten in allen wichtigen Fi 
einzuholen ift. 

Die Vormundſchaft hat fo lange zu beftehen, bis die fürftlichen Ki 
der großjährig find, und die Regierungsverwefung bis zu erlangter Volhe 
tigkeit des Erbpringen, oder ruͤckſichtlich des regierenden Fuͤrſten bis zu 
Pr der bie Vormundſchaft und Regtecungerceneſung veranlaſſenden U 

nde. 

$. 7. Der Anfang der Großjaͤhrigkeit wird fer den Erbprinzen 
den Antritt des 21. Jahres feſtgeſetzt. 
88 0 Me übrige Verhältniffe der Mitglieder des fürftichen Hau 
fi ind durch ein befonderes Hausgeſetz beftimmt. 

$. 9. Der Sig der Regierung kann nicht außer Landes -verlegt ter 


Zweiter Titel. 


Bon den allgemeinen Redhten und Pflichten ber kandein 
gehoͤrigen. 


$. 10. Der Aufenthalt innerhalb der Grenzen des Fuͤrſtenthums bi 
pflichtet zu Beobachtung der Gefege deffelben, und begründet dagegen ben 
feglihen Schug. 

$. 11. Der Genuß aller flaatsbürgerlichen Rechte ſteht nur den’? 
besangehörigen zu. 

$. 12. Das Staatsbürgerrecht wird theils durch Geburt, wenn jit 
Zeit derſelben bei ehelich Gebornen der Vater, oder bei Unebelichen die Mut: 
ter das Staatsbürgerreht hat, theild durch Aufnahme erworben. Legtr 
fegt voraus, daß der Aufzunehmende von einer beftimmten Gemeinde dr 
vorläufige Zuft icherung des Bürger: oder Beiſitztechtes erhalten habe. Au 
Berdem erfolgt duch bie” Anftellung eines Auständers in dem Staatsdienſe 
die Aufnahme in das Staatsbürgerrecht, jedoch nur, wenn ſolcher mit. wich 
licher Wohnung im Lande verbunden iſt. 


$. 13. Der Verfaſſungs- und Huldigungseid ($. 198.) muß von ie 
dem Landeseingebornen männlichen Gefchlehts nach erreichte achtzehnten 
Altersjahre, und von jedem neu Aufgenommenen, nad erfolgter Aufnahm 
in das Landesunterthanenrecht abgelegt werden. 


$. 14. Ale Staatsangehörigen haben gleiche Rantöbürgerliche Recht, 
und find vor dem Gefege gleich; eben fo find fie zu gleichen ftaatsbürgeli 
chen Pflichten und zu gleicher Theilnahme an allen Staatslaften, ſoweit di 
gegenwärtige Berfaffungsurkunde Feine Ausnahme beſtimmt, verbunden. 
Insbeſondere find alle Befreiungen von directen und indirecten Abgaben auf 
gehoben. Auch darf Fein fortan fteuerbares Object anders, als mit der dar 
auf haftenden Steuerlaft veräußert werden. 


Sn wie fern diejenigen, welche durch) das bisherige Steuerverhältni 


.. 
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verlegt ſind, die Entfhädigung aus der Hauptlandescaffe erhalten, ſoll durch 
ein Geſetz geordnet werden. | 

$..15. Die fürftlihen Standesherren treten in bie gleichen ftaatsbür- 
gerlihen Rechte und Verpflichtungen ein, jedoch mit den Worzügen, welche 
ihnen die teutfche Bundesacte zufichert. 

$. 16. Jedem fteht die Wahl feines Berufes und Gewerbes nad ei: 
gener Neigung, und mit Beobachtung der gefeglichen Ordnung frei. 

Unter Beobahtung der für die Vorbereitung zum Staatsdienfte beftes 
henden Gefege ift es jedem überlaffen, fich für feine Beſtimmung im Sn: 
odet Auslande auszubilden. | 

$. 17. Alle Staatsangehörigen haben ohne Unterfchied zu allen Civil-, 
Militair- und Kirchenftellen bei gleicher Befähigung gleiche Anfprüche, 

$. 18. Ueber. das Recht zu Begründung eines Samilienftandes- mit: 
telft einzugehender Ehe foll ein Gefeg zur Verabſchiedung mit den Ständen 
gebracht werden. | 

$. 19. Jeder, ohne Unterfchied der Religion, genießt im Fürftenthume 
ungeflörte Gewiffensfreiheit. Diefe kann jedoch niemals zum Borwande ger 
braucht werden, um ſich irgend einer nach den Geſetzen obliegenden WVerbind: 
lichkeit zu entziehen. | 

Den vollen Genuß ber faatsbürgerlichen Rechte, und das Recht der 
Öffentlichen Ausübung des Religionscultus gemähren die‘ anerkannten chriftlis 
chen Glaubensbekenntniffe. 

Andere Glaubensgenoffen Eönnen zur Theilnahme an bdiefen Rechten nur 
in dem Verhaͤltniſſe zugelaffen werden, als fie dur die Grundfäge ihrer 
Religion an der Erfüllung der bürgerlichen Pflichten nicht gehindert werden. 
Die beftehenden Verträge und Edicte über ihre Aufnahme in den Staats: 
verband können nur durch die Gefeggebung abgeändert werden. 

$. 20. Die Freiheit der Perfon und des Eigenthums ift in dem 
Sürftenthume Keiner andern Befchränfung unterworfen, als welche durch 
Recht und Recht und Gefeg beftimmt wird. 

Die Freiheit der Preffe und des Buchhandels findet mit Beobachtung 
der gegen den Mißbrauch beftehenden, oder fünftig zu erlaffenden Gefege ftatt. 

$. 21. In dem Umfange des Fürftenthums darf keine Leibeigenfhaft 
beſtehen. Ueber die Ablöfungsart der daraus hervorgehenden Abgaben ſollen 
die nähern gefeglichen Beſtimmungen erlaffen merden. Alle ungemeffene 
Ftohnen follen nach zu treffenden gefeglichen Beſtimmungen in gemefjene 
umgewandelt werden, und auch diefe ablösbar fern. Ueber die Ablöfung an 
derer Kaften und Grundabgaben foll die Gefeggebung ebenfalls das Erforder 
liche beftimmen. 

, 522. . Das Eigenthum Eann für öffenttiche Zwede nur gegen vor 
gangige volle Entfchädigung, und nachdem in adminiftrativem Wege zuvor 
ber die Nothwendigkeit entfchieden ift, in Anſpruch genommen werben. 
Entfteht noch ein Streit über die Summe der Entfhädigung, und will ſich 
der Eigenthümer mit dem feftgefegten Betrage nicht beruhigen; fo ift die 
Sache im ordnungsmäßigen Rechtswege zu erledigen, jedoch einftweilen die 
feftgefegte Entfhädigungsfumme auszubezahlen, wogegen aber die Abtretung 
betreffenden Gegenftandes ſogleich zu gefchehen hat. 

$. 23. Jedem Kandeseingebornen fteht das Recht der freien Auswan: 

berung ohne Bezahlung einer Nachfteuer unter Beobachtung der gefeglichen 
heſtimmungen zu, fobald er feine Schulden und andere Dbliegenheiten be: 
üchtiget, und hinreichende Werficherung ausgeftelt hat, daß er Inner Jahres: 
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feift, hinſichtlich der vor feinem Wegzuge ermwachfenen Anfprüce vor dm 
diesfeitigen Gerichten Recht geben wolle. Durch den Wegzug verliert der 
Auswandernde das Staatöbürgerrecht für fid) und feine mit ihm wegziehende 
Gattin und Kinder, | | 
$. 24. Mer in auswärtigen Staatsdienft ohne einen auf fein Anfı- 
hen. zugeftandenen Vorbehalt des Staatsbürgerrechtes eintritt, wird defjelben 
verluftig. Iſt hingegen mit landesherrlicher Bewilligung bei dem MWegzug 
in einen fremden Staat das Stantsbürgerreht in dem Fürftenthume vorbe‘ 
halten, und zugeftanden worden; fo muß der Wegziehende allen ſtaatsbit 
— Pflichten bei Verluſt der Bewilligung in jeder Hinſicht Genügt 
leiſten. 
$. 25. Jeder Landesangehoͤrige männlichen Geſchlechtes iſt verbunden, 
ſoweit nicht eine geſetzliche Ausnahme für ihn beſteht, an der ordentlichen 
Kriegsdienftpflicht Antheil zu nehmen, und der Mititairauswahl fich zu um 
terziehen. Die Stellvertretung wird unter Beobachtung der gefeslichen Ver 
fhriften geftatte. In außerordentlihen Mothfällen ift jeder Maffenfühig 
zus Bertheidigung des Vaterlandes verpflichtet. 
$. 26. Niemand foll feinem gefeglichen Richter entzogen werden © 
$. 27. Alle Vermögensconfiscationen find aufgehoben» Es kann je— 
body die Gonfiscation einzelner Sachen, welche als Werkzeug oder Gegut 
> eines Vergehens gedient haben, oder dienen koͤnnen, auch kuͤnftig ſiat 
nden. g° 
$. 28. Kein Landeseinmwohner darf anders, als im dem durch das Recht 
und die Gefege beftimmten Fällen und in den gefeglichen Formen vwrhaftt 
und beftraft werden. Keiner darf länger als 24 Stunden über: bie Urfaht 
feiner Verhaftung in Ungewißheit gelaffen werden, und dem ordentlichen id: 
ter ift, wenn die Verhaftung von einer. andern Behörde verfügt wurde, in 
möglichft kurzer Zeitfeift von derfelben Nachricht zu geben. 
$. 29. Ausfchließlihe Handels und Gemerbeprivilegien koͤnnen mit 
in Folge eines Gefeges, oder mit befonderer, für den einzelnen Fall gulti 
gen Beiftimmung der Stände, ertheilt werden. Dem Ermeſſen der Rule, 
tung bleibt überlaffen, nügliche Erfindungen durch Patente zu deren au, 
ſchließlicher Benugung bis auf die Dauer von 10 Jahren zu belohnen. 
$. 30. Jeder hat das Recht, uͤber gefeg: und ordnungswidriges Ber’ 
fahren der Landesbehörden, über Verzögerung der Entfcheidung bei der u 
mittelbar vorgefegten Stelle fchriftliche Beſchwerde zu erheben, und nöthiget 
Balls ftufenweife bis zur hoͤchſten Behörde zu verfolgen. Wird die ange 
brachte Beſchwerde von der vorgefegten Behörde ungegründet gefunden; I | 
ift letztere verpflichtet, den Beſchwerdefuͤhrer über die Gründe ihres Erkenne | 
niſſes zu belehren. 
$. 31. Jeder Einzelne ſowohl, als ganze Gorporationen find beräft | 
get, fchrifttiche Beſchwerden und Gefuche an die Ständeverfammfung zu briß } 
gen, wenn fie fih in ihren Rechten verlegt oder bedroht halten. Im galt | 
einer Befchwerdeführung muͤſſen fie fich jedoch über die vorgängige for 
gung des $. 30. ausweifen. | | | 
$. 32, Geſuche und Anträge einzelner ober ganzer Corporationm I | 
den Landtag, hinſichtlich folcher Intereffen, welche nicht die innern Bande 
angelegenheiten betreffen, find unzuläffig. 


Dritter Titel, | 
Bon den Kirchen, Stiftungen und Unterrichtsanſtalten. 
$. 33. Die geiftlihe Gewalt darf im rein geiſtlichen Gegenftänden de 
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Brligiondiehre nicht gehemmt werben, als in fo weit das oberhoheitliche Schutz⸗ 
und Auffichtörecht des Landesfürften eintritt, wonach feine Verordnungen und 
Gelege der Kirchengewalt, ohne vorgängige Einfiht und Genehmigung bes 
Bandeöherren verfündet und vollzogen werden dürfen. 
634 Bu erledigen Kirchenſtellen koͤnnen nur diejenigen gelangen, 
beldhe die ftaatsgefegliche und kirchliche Befähigung ausweifen. . 
» Die Ausübung der Patronatrechte ift an diefe Vorfchriften gebunden, 
umd unterficht der Landesherrlihen Beftätigung. Die vorgefegten Behörden 
ierden zuvor mit ihrem Antrage hierüber gehört werden. 
$ 35. Die Geiftlichen find in Anfehung ihrer rein bürgerlichen Hands 
hngen und Verhältniffe der- weltlichen Obrigkeit untergeben. 
" %36. Die Beſchwerden über Mißbrauch der Amtsbefugniffe der Geift: 
lchteit können bei der meltlihen Behörde. angebracht werden, welche fich 
darüber mit dee Kirchenſtelle benehmen wird. Dagegen gewährt der. Staat 
3 Geiſtlichen jede zu ihren Amtsverrichtungen erforderliche gefegliche Un. 
üsung, 
$. 37. . Der Eatholifchen Kirche im Fuͤrſtenthume wird ein Kirchen: 
md zu Beftreitung ihrer nothmwendigen Auslagen. für kirchliche Anftalten 
Ihigefehieden werden. 
\ 8.38. Das Khchengut und das Vermögen der Stiftungen für Relis 
Nons:, Unterrichts: und Mohithätigkeitsantalten Tann unter feinem Bor: 
Bmde und Feiner Bedingung eingezogen werden. Ueber die Verwaltung foll 
Wi Geſetzgebung verfügen. - ı 
539 Das gefammte Vermögen der Kirche und der Stiftungen wird - 
mau nad) den Anordnungen ‚der Stiftungsbriefe, und in deren Ermanges 
Ung nad) ihren urfprünglichen Zroeden verwaltet werden. Nur in dem alle, 
denn der Zweck nicht mehr erreicht werden Eann, ift mit Zuflimmung ‘det 
Betheiligten, und in fofern allgemeine Landesanftalten in Betracht kommen, 
dr gar keine Betheiligten mehr vorhanden find, mit Einwilligung der Land: 
Kinde, die Verwendung zu ähnlichen Zecken geftattet. 


$. 40. ‚Für die Unterrichtsanitalten und den Unterhalt: der öffentlichen 
eehtet wird zweckmaͤßig geſorgt werden. 


Vierter Titel. 
Von den Gemeinden. 


.$. 41. Die Gemeinden find. die Grundlage des Staatsvereins. es 
« Staatsbürger muß daher, ſofern nicht bisher eine Ausnahme beſtanden 
at, oder kuͤnftig geſetzlich beſteht, einer Gemeinde als Buͤrger oder Beiſitzer 
ngehören. Die Ertheilung des Buͤrger- oder Beiſitzrechtes ſetzt die vorgäns 
ige Erwerbung des Staatsbürgerrechtes voraus. Sämmtliche zu einem Amte 
thörige Gemeinden bilden den Amtsverband, 

Die Veränderung der Amtsbezirke ift der Staatsregierung vorbehalten, 
dody nur in fo weit, daß fein einem andern Amte zuzutheilender Ort von 
em neuen Amtsfige mehr als vier Poftftunden entfernt feyn darf. 

$. 42. Die innere VBerfaffung der Gemeinden wird duch ein befon> 
etes Gefeg geopdnet werden, welches auf folgenden Grundlagen beruht: 

.a) freie Wahl der Vorſteher, vorbehaltlich des Beftätigungsrechts der Re: 
gierung; 

b) felbftjtändige Verwaltung des Vermögens und ber örtlichen Einrichtuns 
gen, unter Oberauffiht der Regierung, in Beziehung auf Gemeinde: 
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haushalt, Schuldentilgung und Goncurrenz zu Schulen und Drtepef: 
zeianflalten; 
c) das Recht der Gemeinde, Bürger “und Beifiger aufzunehmen, mi 
Vorbehalt der gefegmäßigen Entfcheidung der Staatsbehörden in fleeit: 
‚ gen Fällen; | 
d) das Rechtsverhältnig der. Gemeinden ald moralifche Perfonen. 
$. 43. Das Vermögen und Einkommen der Gemeinden kann un 
"einer DVorausfegung zu dem Staatövermögen eingezogen werden. 
$. 44. Keine. Staatsbehörde ift befugt, über das Eigenthum ber Gr 
meinden mit Umgehung oder Dintanfegung der‘ Ditsbehörden zu verfügen. | 
$. 45. Weder der ganze Amtsverband, noh einzelne Gemeinden tl | 
len mit Leiftungen und Abgaben beſchwert werden, wozu fie nicht vermig 
allgemeiner Gefege, oder befonderer Nechtstitel verbunden find. | 
$. 46. Was nicht auf. örtliche Beduͤrfniſſe der Gemeinden oder ii 
Amtsverbandes, fondern zu Erfüllung allgemeiner andesverbindlichkeiten u 
verwenden ift, kann nur auf das gefammte Land vertheilt werden. 


Fünfter Titel, 


Von den Staatsdienern und von Ausübung ber Staat: 
- gemalt. 


847. Die Staatsdiener werden von dem Landesfürften ernannt, un 
zwar nad) eingeholtem Antrage der. vorgefegten Gollegien, wobei jebeimi 
alle Bewerber aufzuzählen find. Wo befondere Rechte eine Ausnahme fir 
die Emennung begründen, fteht dem Landesfürften das Beftätigungsreht zu 
| $. 48. Niemand kann ein Staatsamt erhalten, ohne zuvor gefegmi 
Big geprüft und für tüchtig erkannt zu feyn. Landeseingeborne find bei gli 
cher Züchtigkeit vorzugsweiſe vor Fremden zu berüdfichtigen. 

Die Mitglieder der höchften Yandesbehörde ernennt der Laudesfürft nad 
eigener freier Entfchliefung, ohne hiebei an vorftehende Beſchraͤnkungen ge 
bunden zu feyn. 

G. 49. Kein Staatsdiener, ber ein Richteramt bekleidet, kann aus it 
gend einer Urfache ohne richterliches Erkenntniß feiner Stelle entfegt, entlaß 
fen, oder auf eine geringere Dienftftelle verfegt werden. Durd ein befonde 
tes Gefeg foll feftgefegt werden, in wiefern diefe Beſtimmung hinſichtlich it 
übrigen Staatsdiener Ausnahmen erleidet, und welche Normen in Beziehung 
auf. die fonftigen Verhältniffe der Staatsdiener in Anwendung kommen. 

$. 50. Alle von dem Landesfürften ergehende Verfügungen, weldt 
die Staatsverwaltung betreffen, müffen von einem ber oberften Staatsbeam 
ten mit unterzeichnet feyn, welcher dadurch für ihren Inhalt verantwortlich 
wird. | 

$. 51. Auf gleiche Weiſe find auch alle übrige Staatsdiener um 
Behörden in ihrem Wirkungskreife, ſoweit er die Staatsverwaltung betrifft, 
verantwortlih; fie haben bei eigener Werantwortlichkeit nur die ihnen don 
den geeigneten Stellen in der ordnungsmäßigen Form zufommenden Anwei— 
fungen zu beobachten. 

Sind fie im Zweifel, ob die Stelle, welche ihnen einen Auftrag er 
theilte, dazu competent fey; fo haben fie daruͤber bei ihrer vorgefegten Br 
hörde anzufragen, fo mie ihnen auch obliegt, wenn fie bei dem Inhalte er 
ner höhern Verfügung Anftände finden, folche auf geziemende Meife, um 
unter Vermeidung jeder nachtheiligen Verzögerung, der verfügenden Stel 
— im Falle eines beharrenden Beſcheides aber die Verfuͤgung zu 
efolgen. 


— 
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$ 52, Der. Landesherr wertritt den. Staat: in..allen feinen Verhaͤlt⸗ 
aiffen ‚gegen: auswärtige Staaten... Es: kann jedoch durch Verträge mit Aus: 
vaͤrtigen Fein: Theil des Siaatsgebietes und des Staatseigenthums veraͤußert, 
keine neue Laſt auf das Fuͤrſtenthum und: deſſen Angehoͤrige uͤbernommen, 
und kein Landesgeſetz abgeändert oder aufgehoben, ‚auch Beine Verpflichtung, 
welche. den Mechten. der Staatsbürger Eintrag thun würde, eingegangen wer⸗ 
den, ohne daß. die Zuftimmung der Sandftände vor dem Abfchluffe: einge⸗ 
holt und gegeben worden iſt. Von dieſer Zuſtimmung ſind aber die bereits 
mit auswaͤrtigen Staaten geſchloſſenen Vertraͤge fuͤr ihre verragenigu⸗⸗ 
Dauer ausgenommen. 

8. 53. Alte Subſidien und Kriegscontributionen, fo wie andere ahn⸗ 
liche Entſchaͤdigungsgelder und: ſonſtige Erwerbungen, welche dem Landesfür- 
ſten zu Folge eines Staatsvertrags, Buͤndniſſes, Krieges, und uͤberhaupt in 
ſeiner Eigenſchaft als Landesherr zu Theil werden, ſind Staatseigenthum. 

$.. 54Ohne Beiſtimmung der Ständeverfammlung kann kein Geſetz 
gegeben, aufgehoben, abgeändert,’ oder: authentiſch erläutert werden. Diefel: 
ben Biftimmungen finden 4 bei den Sufrgen ar das Landeeponei⸗ 
fen Statt. — 
$. 66.. Der Landesherr hat das Richt, ohne Mitwirkung der Stark 
deverfammlung die zu Vollfitedung und Handhabung der Gefege erforberlis 
hen Verordnungen und Anftalten zu treffen, und: in dringenden Fällen zur 
Sicherheit des. Staats das Möthige vorzukehren. Durch folche Workehtun- 
gen darf jedoch keine Verfaffungsbeftimmung abgeändert oder aufgehoben wers 
den; auch bfeibt der contraſi gnirende Staatsbeamte dafür verantwortlich, daß 
das Staatswohl die Eile geboten habe. - Wenn die Vorkehrungen noch fort» 
beſtehen, müffen fi fie der naͤchſten Goinbenefammmlang zur Beiftimmung vor: 
gelegt werden. 

$. 56. Die Gerichte find innerhatb der Grenzen ihrer gefeglichen Wirk: 
ſamteit unabhaͤngig von aller Einwirkung durch die Regierung. 

28 6710. Der Fiscus hat vor den ordentlichen Gerichten Recht zu ges 
ben und zu nehmen. 

$. 58. Keinem Bürger, der fich durch einen Act der Staatsgewalt 
in ſeinem auf einem beſondern Titel beruhenden Privatrechte verlegt glaubt, 
kann der. Weg zum Richter verſchloſſen werden. 


$. 59.* Die Berufung an den oberſten Gerichtshof, oder an eine aus: 
waͤrtige Juriſtenfacultaͤt darf unter Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften 
Niemandem erſchwert oder gehindert werden. 


$. 60. Dem Landesherrn ſteht das Recht der Begnadigung und Abo: 
lition, mit Ausnahme der im Tit. 12. 8.195. beftimmten” Fälle, zu; ber: 
felbe wird aber bei Ausübung diefer Rechte darauf Nüdfiht nehmen, daß 


dem Anfehen und der MWirkfamkeit der Strafgefege nicht zu nahe getreten 
werde, 


$. 61. Ale Gerichtöftellen haben ihren Entiheidungen und Urtheilen 
Grunde beizufügen. 


%. 62. . Dem Banbeöberen fteht — der bundesmaͤßigen Verpflich⸗ 
tung die Verfuͤgung uͤber das Militair, uͤber die Formation deſſelben, uͤber 
die Disciplinarverwaltung, und das Recht zu, alle den Kriegsdienſt betref: 
fende Anordnungen zu erlaffen. “Die Zahl der zur ordentlichen Ergänzung 
des Bundescontingents jährlich erforderlichen Mannfchaft wird mit den Stän- 
den verabſchiedet. Die zu diefer Ergänzung erforderlichen, umd nach den 

undesgefegen jährlich vorzunehmenden, Aushebungen £önnen von ben Stän: 
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ben auf erfolgenden Ausweis nicht verweigert werden. Aushebungen zu Ver: 
mehrung des Militairs über ‘das bundesbeſchlußmaͤßige Erfordernig hinaus, 
die Auswahlordnung, die übrigen Landesvertheidigungsanftalten, die bürger: 
lichen. Verhältniffe ‚der. unter dem Militair befindlichen: taateanhica 
ſind Gegenſtaͤnde der Geſetzgebung. 

6. 63. Fuͤr die Regulirung der ——— und. Invalidenge⸗ 
halte wird durch ein Geſetz geſorgt werden. 

$. 64. Veraͤnderungen in der Organiſation ber Staatsbehörden, wor: 
unter Dienft» und Gefhaftserdnungen, auch Disciplinarverfügungen nicht 
gehören ($. 55.), können nur auf dem Wege der Gefeggebung vorgenom: 
men werden. 

Sechster Titel 


Von dem Wirkungskreife der Landftände, 


$. 65. Die Landftände find das. gefegmäßige Organ. der Gefammt 
heit der Staatsbürger, und als ſolches berufen, deren Rechte im Verhaͤltnij 
zur Regierung nah den Bejtimmungen der, Verfaffungsurkunde geltend zu 
machen, und das allgemeine Wehl des Fürften und des Landes mit treu 
Anhänglichkeit an die Grundfäge der Verfaſſung möglichft zu befördern. 
866. Die Wirkſamkeit der Stände hat ſich vorzüglich auf folgend 
Segenftände zu erſtrecken: | 

a) auf die verfafjungsmäßige Mitwirkung zur Gefeggebung, 

b) auf die Steuerbewilligung, 

c) auf die Mitwirkung bei der Militairaushebung (Zit. 5. $- 62. ), 

d) auf die Mitwirkung bei. der Landesfinanzverwaltung, 

e) auf das Recht ter WBefchwerden und Anträge, in Beziehung auf 
Staatsverwaltung überhaupt und im Einzelnen, ‚und auf. das Recht 
der Anklage wegen Berfafjungsverlegungen, 
$. 67. Die Gefegesentwürfe werden nur von dem Landesfuͤrſten an 


die Staͤndeverſammlung gebracht. Verweigert dieſe die Beiſtimmung; ſo kann 


der Entwurf auf demſelben Landtage, ohne ——— Abaͤnderung, nicht 
mehr in Antrag gebracht werden. 

Den Staͤnden ſteht es zu, im Wege der Vorſtellung auf neue Geſetze, 
fo wie auf Abaͤnderung oder Aufhebung der beſtehenden anzutragen. 

8. 68. Ohne Beiftimmung der Stände können weder direste noch in- 
directe Steuern, noch irgend eine fonftige Kandesabgabe oder. allgemeine Lei; 
ftung, fie habe einen Namen, welden fie wolle, ausgefchrieben und erhe- 
ben werden. Diefer Beiftimmung ift bei dem Steuerausfchreiben ausdrüd- 
lich zu erwähnes. 

Auch die Art der Umlegung und Vertheilung aller öffentlichen Abga— 
ben und Leiftungen auf Perfonen und Gegenftände, fo wie die Erhebungs: 
weiſe, erfordern die ftändifche Beiftimmung. 

Die Bewilligung der Abgaben und Leiftungen darf nicht an Bedingun: 
gen geknüpft werden, welche nicht das MWefen oder die Verwendung derfelben 
unmittelbar betreffen. Abgaben und Leiſtungen, welche zu Erfüllung allge 
meiner Bundespflichten erforderlich, und in diefee Beziehung genuͤglich aus— 
gewieſen find, dürfen nicht verweigert werden. 

Wenn die Steuerbewilligung in folchen Fällen vertweigert, oder nur be 
dinge gegeben werden mollte; fo bleibt der Landesfürft zu Ausfchreibung der 
erforderlichen Steuern, ohne andere Mitwirkung, berechtiget, und es iſt al 
lein deren zwedmäßige Verwendung in der Folge nachzuweiſen. 

Die Steuerverwilligung gefchieht in der Negel von einem ordentlichen 


.n » 
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Landtage zum- andern, wenn nicht wegen eines: zeitlichen außerorbentlichen 
Bedürfniffes eine Abgabe auf kürzere Dauer bewilliget ift, oder folche Auf: 
lagen mit Staatsvertraͤgen in ‚Verbindung flehen, die auf längere Dauer 
gefehloffen find, in welchem Falle fie vor Ablauf des Vertrags nicht geaͤn⸗ 
dert werden koͤnnen. | t- ! 

$. 69. In Beziehung auf die. Landes: Finanzverwaltung ift den Ständen 

a) für die nachfolgende Finanzperiode ein Voranſchlag über ſaͤmmtliche 
Einnahmen und Ausgaben mit möglichfter Volftändigkeit und Genau: 
igkeit zue Prüfung und Beiflimmung zu übergeben, mit welchem der 
Antrag auf die zu erhebenden Abgaben zu verbinden ift. 

b) Bezüglicd der vergangenen Finanzperiode ift eine genaue Nachweifung 
über die nad) Maßgabe des Boranfchlages gefchehene Verwendung der 
bemwilligten und erhobenen Abgaben von der Regierung mitzutheilen, 
‚vorbehaltlich der nachträglichen Genehmigung von gerechtfertigten, und 
des Nüdgriffs gegen die Schuldigen bei nicht gerechtfertigten Webers 
ſchreitungen. | 

e) Die Stände haben, in Uebereinftimmung mit dem Landesfürften, uͤber 
die Activen der Landescaffe zu verfügen. | 

d) Cie haben das Recht, mit landesherrlicher Genehmigung zu. Dedung 
außerordentlicher Bedürfniffe die Aufnahme von Anleihen auf die Lans 
descaffe. zu bemwilligen, fo daß ohne ihre Bewilligung feine die Staat: 
fhuld vermehrenden Darleihen aufgenommen, noch andere die Landes: 
caffe befchwerende, und nicht durch den bereitd genehmigten Etat her: 
beigeführte Berpflihtungen und Verträge eingegangen werden ſollen. 

Bei Rüftungen zu einem Kriege und während der Dauer eines 
Krieges kann der Landesfürft zur fchleunigen und wirkſamen Erfüllung 
feiner Bundespflihten, auch vor eingeholter Zuftimmung der Stände, 
gültige LZandesanleihen mahen, oder Kriegsſteuern ausfchreiben. Kür 
biefen Fall wird jedoch ungefäumt eine Nachweifung über die Verwen⸗ 
bung der Gelder der Ständeverfammlung mitgetheilt, und diefelbe in 
außerordentlihen Wege, fobald nur immer möglich, einberufen werden, 

e) Zu Befegung der Kandescaffirerftelle werden von den Ständen dem Lans 
desheren geeignete Perfonen zur Auswahl und Ernennung vorgefchlas 
gen. Die Inſtruirung gefchieht gemeinſchaftlich. 

-$. 70. Die Stände find berechtiget, in Beziehung auf Mängel und 
Nißbraͤuche, die fih in der Landesverwaltung oder Mechtspflege ergeben, ig, 
dolge Beſchluſſes Worftellungen und Beſchwerden dem Landesfürften vorzus | 
gen, und auf deren Abftellung anzutragen. Die in folhen Fällen verlange 
ten actenmäßigen Auffchlüffe werden niemals verweigert werden. - 

Sie find befugt, Beſchwerden und Vorftellungen einzelner oder ganzer 
Corporationen wegen widerrechtlicher Verlegung ihrer Intereſſen und Bes 

Fung anzunehmen, und an den KXandesfürften zu bringen, (Tit. 2. 
J. 31. und 32.) wenn nachgemwiefen ijt, daß die Belchwerdeführer die ges 
ſehlichen Wege bei den Landesftellen vergeblich eingefchlagen haben, und bie 
Beſchwerde ſelbſt nach eingeholter Auskunft bei der oberften Landesbehörde 
als begründet erfcheint. 

Auch jeder Abgeordnete kann folhe Beſchwerden annehmen, und ber 
Ständeverfammiung zur Befchlußfaffung vorlegen. 

Beſchwerden gegen einzelne Staatsdiener, namentlich wegen Verlegung 

der Berfaffung (Tit. 12. $. 192., Tit. 5. $. 51.), Veruntreuung öffentlis 

® Gelder, Erpreſſung, Beſtechung oder gröblicher Hintanfegung ihrer Amts: 
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pflichten, koͤnnen die Stände entweder unmittelbar an den Landesfuͤrſten bein 
geri, oder an die competenten Gerichte im Wege foͤrmlicher Klage gelangm 
laſſen. Die erfolgte Abftelung der Beſchwerden, oder das Ergebniß der Un: 
terfuchung wird der Ständeverfammlung oder dem Ausfchuffe” eröffnet mer 
den.“ Eben fo werben der Ständeverfammlung aud die Entſchließungen über 
die von ihr vorgelegten Münfche und Anträge: mitgetheilt. | 
$. 71. Die Mittheilungen zwiſchen der Ständeverfammlung und de 
Megierung gefchehen durch die oberfte Landesbehörde, oder deren Commiſſaite 


Siebenter Zitel, 


Bon den landesfürftlihen Domainen und dem Staatöhaut 
halte. | | 
$. 72. Die zum Fürftenthume gehörigen Domainen” des jegt wgir 
renden fürftlichen Haufes werden ald wahres Stamm: und Fideicommiöwt 
mögen bdefjelben unter nachfolgenden Beftimmungen anerkannt. 
$. 73. Der Ertrag diefer Domainen und ihrer Zugehörben foll vr 
zugsmeife für die Bedürfniffe des fürftlihen Haufes und Hofes verwende 
werben. 
$. 74. Durch, eine Uebereinkunft mit den Ständen foll feftgefegt werden: 
a) was ald Beftandtheil des Domainenvermögens zu betrachten iſt, 
b) welche Ausgaben aus dem Ertrage deſſelben zu beftreiten, 
c) welche Leiftungen auf die Hauptlandescafje zu übermeifen find, und 
d) was, bei der Unzulänglichkeit des Domainenertrags, für die Beblrfnifl 
088 fürftlichen Haufes und Hofes aus den Mitteln des Landes ber 
tragen werden foll. | 
$. 75. Der Ertrag der Hoheitsrechte wird der Hauptlandescafle je 
gewieſen. | | 
$: 76. In foweit die Bedürfniffe der Landescaffe nicht aus andım 
Einnahmen berfelben beftritten werden koͤnnen, ift der weitere Bedarf durd 
— oder indirecte Abgaben, welche zu dieſer Caſſe bezogen werden, ju 
decken. 
8.77. Die Veränderungen in der Finanzverfaſſung des Landes, I 
wohl hinfichtlih der Einnahmen, als der damit verbundenen Ausgaben, tr 
ten vom 1. Mai d. 3. an in Wirkfamkeit, und die diesfaltfige Kiquidalen 
zwifchen der fuͤrſtlichen Hoffammer und der Hauptlandescaffe hat, unruͤchicht 
lich auf den Zeitpunct des endlichen Abfchluffes der näheren Webereinkunf, 
von diefem Zermin an Statt zu finden. 
Die Hoftammercaffe bleibt aber bis zum Abſchluß der Webereinkunfl 
($. 74.) im Befig von drei Viertheilen des reinen Ertrags der Zoll: un 
Salzgefälle, und beftreitet hieraus auch in fo lange die bisher geleifteten Aut 
gaben auf die öffentliche Verwaltung. | 
$. 78. Bei Veräußerungen oder Belaftungen des fürftlichen Stamm 
und Fideicommisvermögens, wozu nad) ben Hausgefegen der agnatiſche Cor 
fens eingeholt werden muß, ift auch die Zuftimmung der Stände erforderlid. 
Die Mitwirkung der Stände in Betreff der Verwendung und Bermil 
tung ber Domaineneinfünfte, welche jedoch nur fo lange, als ein Zuſcth 
von dem Lande vertragsmäßig vorbehalten bleibt, einzutreten hat, wird DU 
die befondere Uebereinkunft ($. 74.) näher beftimmt werden. 


Achter Titel. J 
Beſtellung der Abgeordneten durch Ernennung, oder Wahl 
$: 79. Fuͤr das Fuͤrſtenthum beſteht eine allgemeine Ständeumfamm 
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ung, an welcher alle Theile beffelben nach Maaßgabe der Verfaffung Theil 
ehmen. 

. 80. Die Staͤndeverſammlung wird zuſammengeſetzt. 

a) aus den fuͤrſtlichen Standesherren oder ihren Abgeordneten; 

b) aus einem Abgeordneten der Geiſtlichkeit Ä 

c) aus 14 Abgeordneten dev aus fämmtlichen Gemeinden des Fürjten: 

tbums gebildeten fieben Wahlbezirke. | 

$. 81. Jedem der beiden fürftlihen Standesherren fleht das Recht 
1, the Stimmrecht auf dem Landtage perfönlich auszuüben, oder einen Ab: 
sordneten in ihrem Namen zu dem Landtage zu fenden. 

Der Abgeordnete muß jedoch die nämlichen perfönlihen Eigenfchaften 
igen, welche durch gegenwärtige Verfaffung $. 95. von einem Abgeordne⸗ 
m gefordert werden. 

$. 82. Der Geiftlichkeit fol das Recht zuftehen, einen Abgeordneten 
ı mählen. Die: Ernennung bdeffelben gefchieht durch die Wahl ſaͤmmtlicher 
ı den drei Ruralcapiteln Sig und Stimme führenden Geiftlihen nad) der 
h ergebenden relativen Stimmenmehrheit, wobei jedoch wenigſtens ein Vier: 
eil aller Stimmen erforderlich if. Der Gemwählte muß im Befige einer 
indigen Kirchenpfruͤnde inner Landes und fonft mit den Eigenfchaften be 
— ſeyn, welche die gegenwaͤrtige Verfaſſung von einem Abgeordneten 
tdert. 

$. 83. Die Wahlſtimmen der Stimmberechtigten find in Stimmzet—⸗ 
m, welhe aus Rüdficht auf die Stelvertretung zwei Namen enthalten 
Üffen, verfchloffen und mit einem Umfchlage verfehen, auf welchem der 
ame des Stimmenden fteht, an den Decan des Nuralcapiteld einzufenden, 
d von dieſem an den, dem natürlichen Alter nad) älteften, Decan als 
dahlcommiſſair, nebft einem Verzeichaiß aller ftimmgewährenden Kirchenftel: 
%, und der zur Zeit beftehenden Vacaturen im Gapitel, zur Vergleihung 
it den eingegangenen Stimmzetten, zu befördern. 

Im Kalle der Verhinderung tritt der naͤchſt Altefte Decan als Wahl: 
mmiffair ein. e 

$. 84. Die drei Alteften Geiftlichen, wovon jedes Kuralcapitel einen 
fiellen hat, find bei der Eröffnung der Stimmzettel ald Urkundsperfonen 
itig. Im Halle ihrer Verhinderung treten diejenigen ein, bie in dem na= 
Hihen Alter ihnen zunaͤchſt folgen. 

Die Eröffnung der Stimmzettel wird von den Urkundöperfonen in Ge: 
nivart des Wahlcommiſſairs in der Art vorgenommen, daß die mit dem 
amen der Stimmenden verfehenen Umfchläge eröffnet, und die Stimm;zet- 
‚ohne fie einzufehen, in eine Urne geworfen merden, wobei der Name 
3 Stimmgebers aufgezeichnet wird. 

Die fo aufgezeichneten Stimmgebungen werden mit ben Verzeichniſſen 
t Decane und den Umſchlaͤgen verglichen, und ſodann wird zur Eröffnung 
eigentlichen Stimmzettel gefchritten. 

Wer hiebei die meiften Stimmen erhält, ift Abgeordneter, und derje— 
ige, der nach diefem die meiften Stimmen, welche jedoch gleichfalls ein 
iertheil betragen müfjen, erhalten hat, ift Stellvertreter. Bei Stimmen: 
ichheit entfcheidet das Loos. Das Wahlprotocoll, welches ber betreffende 
witelsſecretair führt, enthält die Stimmenzahl mit Aufführung ber einzel: 
n Wahlſtimmen, und wird der Regierung vorgelegt, welche das Ergebniß 
: Mahl, wenn derfelben fein gefegliches Hinderniß entgegen ſteht, durch 
> Wochenblatt befannt macht. | 
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Zugleich wird. dem Gemählten: von der MWahlcommiffion eine Urkunk 
über das. Nefultat der Mahl ausgefertiget, und von dem Wahlcommiſſa 
den Urfundsperfonen und dem Protocollführer. unterzeichnet, Ä 

Wird die Wahl nach 8.106. für nichtig und ungültig erklaͤrt; ſo min 
ungefäumt eine zweite Wahl vorgenommen, Wenn aber der Gewählte di 
Wahl nicht annehmen ann. oder will, oder fein Austritt während des Lam 
tags erfolgt; fo tritt der Stellvertreter ein. J 

$. 85. Die Abgeordneten der einzelnen Wahlbezirke werden durch Wh 
männer ernannt, welche theils aus ber höchfibefteuerten Claſſe der Ortöbir 
ger, theils durch die freie Wahl der gefammten Bürgerfchaft beftellt mr 
den. Se auf zehn Bürger einer Gemeinde, wobei auch die ruhenden Bir 
gerrechte in Anfchlag kommen, wird ein Wahlmann berechnet, fo daß uf 
120 Bürger 12 MWahlmänner aufzuftellen find. Hiebei wird jede Zah, 
welche 5 überfteigt, für vollftändig, und jede nicht uͤber 5 betragende dr 
zahl als gar nicht vorhanden angenommen, fo daß auf 16 Bürger 2, ul 
25 Bürger aber auh nur 2 Wahlmänner zu ernennen find. 

$. 86. Die Hälfte der aus einer Gemeinde zu ftellenden Wahlmit 
ner wird aus denjenigen Bürgern zufammengefegt, welche zur ‘Zeit der vr 
zunehmenden Wahl die hoͤchſte directe Staatsfteuer, fey es aus eigenem ot 
nugnießlihem Vermögen, an die Landescaffe zu entrichten haben ; die and 
Hälfte wird durch Wahl ernannt. 

Bei unyerader Zahl der Wahlmänner wird die größere Hälfte aus Im 
Höchftbefteuerten genommen. 

$. 87. Alle einzelnen Höfe und Ortfchaften, welche eine eigene Mr: 
ung bilden, ftellen auch eigene Wahlmänner auf. Sind nicht mehr 
drei flimmfähige Bürger, oder deren weniger vorhanden; fo tritt entmdt 
der einzige Hofbefiger al8 Wahlmann ein, oder e8 beſtimmt unter Mehee 
freie Uebereinfunft, oder das Loos den Wahlmann. | 

Mehr als drei ftimmfähige Bürger flellen einen Wahlmann, und ji 
das einemal den Höchftbefteuerten, das andremal einen Gewählten. Dh 
a. Bürger ſtellen 2 Wahlmänner, den Höchftbefteuerten und einen be 
wählten. a 
$. 88. Die Ausfcheidung der Höchfibefteuerten gefchieht durch den In 
vorfteher in Vereinigung mit dem Ortsgerichte und Ausfhuffe auf die Grunk 
lage der Steucrrodel, und wird vor Eröffnung des Wahlacts der Gemeint 
befannt gemadht. 

Jedem Betheiligten bleibt im Falle vermeintlicher Benachtheitigung W 
Berufung an die betreffenden Gerichtsftellen vorbehalten, welche zu befandr 
rer Befchleunigung ſolcher Proceffe verpflichtet find. 

Zur Beit der Wahl ift fi) an das zuletzt erfolgte Erkenntniß zw halt. 

8. 89. Die Ernennung der duch die Mahl zu beftellenden Wal 
männer erfolgt mittelft Abftimmung fämmtlicher hiezu einberufener Ottsbit 
ger. Hiebei find ohne Unterfchied fowohl flimmfähig ald wählbar alle Di* 
bürger, welche | 

a) das 25fte Lebensjahr zurückgelegt haben, 

b) im Wohnorte ald Bürger angefefjen find. 
Nur allein flimmfähig, nicht aber wählbar find: 
ce) Wittwen und MWaifen, welche im Befige eines Activbuͤrgerrechtts 9 
befinden; Exftere durch ihre Söhne, Lebtere aber durch Brüder, me 
beide das vorfchriftsmäßige Alter befigen (Lit. a.) | 
Weder ftimmfähig noch wählbar find: 
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a) die fhon durch den 7 uerbetrag zu Wahlmaͤnnern Berufenen, 

b) bloße Hinterſaſſen / & tzzgenoſſen und dergl. 

J dicjenigen / welchen bie freie Vermoͤgensverwaltung wegen Verſchulden 
nicht zuſteht, oder welche wegen Verſchulden von der Ausübung des 
Stimmrechtes bei Semeindsverſammlungen fuͤr beſtaͤndig, ober zur Zeit 
der Wahl ausgefchloffen find. 

Wenn Jemand in mehreten Gemeinden Büuͤrgerrecht und beſteuertes 
VLamoͤgen biſitzt; To iſt er in allen dieſen Orten wählbar, darf aber fein 
Stimmtecht nur in reiner Gemeinde nach eigener Wahl ausüben. 

$. 90, Die Abflimmung über die zu ernennenden Wahlmaͤnner gez 
ſucht unter der Leitung des Ortsvorſtehers ‘mit Zuziehung von 2 Urkundss 
Pefonen, "Wehen "die eine ‚aus dem Gerichte, bie andere aus dem Buͤrger⸗ 

auſq zu wählen iſt· 8 

eStimmen werben “ir Durchgänge von jeden Ortsbuͤrger einzeln, 
PM ſogleich für ſo viele Wahlmaͤnner abgegeben, als durch die Wahl auf⸗ 
zuſtellen find; Bevollmaͤchtigung darf keine Statt finden. 

LM. Far die Wahl entſcheidet relative Stimmenmehrheit, und ‚bei 
Stinmiehhteidbgit‘ das Lone." — 

Die Liſte der ſaͤmmtlichen MWahlmänner, fokont‘ derjenigen, welche we⸗ 
gm der" Groͤße des Steuerantheils eintreten, als der Gewaͤhlten, wird von 
km Ortsvorſteherlund den Urkandsperfonen unterzeichnet, ſogleich nach dem 
Vahlacte der verfammelten Gemeinde bekannt gemacht und dem Agite vor-· 
ent welches Beticht datuͤber an die Regierung‘ erſtättet, wenn fumwtliche 

Vahlmaͤnner ſeines Amtsbezirkes beftelle find. © 

8.92,: "Der Wahlkoͤrper ermeuert fich ber’ jeder neuen Baht, welche 
ht in demfelben Etatsjahre geſchieht, ‚ua ‚nicht blos als Sortfegung einer 
het "SAD, erſcheint. ° 

9** 93. Si die Werhandtimgei wegen Aufſtelung der Wahlmaͤnner 
In dem Wahlbezirkeꝰ ganz bereiniget; fo wird zu der Mahl der ab eorbneteu 
inter Keicung eineß von der Regierung zu ernennenden Commiffairs, wel 
hen bie Vechtnis lungen über Aufitellung der Wahlmaͤnner zugeſtellt werden, 
durh die verfammelten, in einen Amtsort des zn Sl einen beſtimm⸗ 
tm Bag: einzutufendem Wahlmünnet geſchritten. * 

- Die? a Wahlmanner ergeht drei Zage vor ber Wehl mit 
Belfügung des Tags und"der Stunde ‘der. Wahlhandlung. 

Die Weh handlung Hann nur dann ſtatt finden wenn wenigſt Eng ‚Drei 
Ne gr Wahlmaͤnner des Wahlbezirkes gegenwaͤttig find. Würden an 
ym biftinmten Tage mehr, als ein Viertheil ſaͤmmtlichet Wahlmannet ‚nicht 
heinen "fo haben die Husbteibenden, ſoweit ſie nicht duch lednle# Dinber> 
üß, d. i. wegen ärztlich befcheinigter Krankheit, oder wenn häusliche Ver: 
Niaffe nach dern Zeugniſſe der vrgeſetztenũ obrigkeitlichen Behoͤrde ihre pers 
onliche Gegenwart zu Haufe weſentlich ‚und unentbehrlich machen, abgehal⸗ 
en worden, die Koſten des zweiten Wahltags zu tragen. Keinem Wahl: 
nanne ift verftattet, feine Stimme * einen andern‘ zu uͤbertragen⸗ oder die 
loſtunmuugſcheiftlich·einzuſenden · DEE TE ze 
ug Die‘ Wahlmanner * in! Anſehün —— Ab⸗ 
rorbneten nicht auf ihten Wahlbeirk befchtämft ; fie "Eönnen 'A dj fine, ‚du: 
jer dem Wahlbezirke wohnenden, Staatobůrger Ihe Stinime”geben. 
3 KÄTHENÜ Mer Tee Abhtordneter wählbar, und zu dem Grfcheiiten auf 
em Landtage ie feyn foll, muß folgende Eigenſchaften beſitzen? 

ie A Stiſatsbuͤrger -feyn; = 

i 3 
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2) bus 26fle Altersjahe erreicht haben, -... - — 

3) er muß ſich zu der chriſtlichen Religion befennen, ur, Sal 
4) ex darf weder in eine Criminalunterſuchung verfiochten, no. *4 
richtliches Erkenntniß zur Dienſtentſetzung, ober zur Zuchthausſtrafe 
urtheilt worden, oder wegen eines angeſchuldigten Criminalvechtechen 
blos von der Inſtanz entbunden ſeyn; auch ſoll er 
5) in dem freien Befite feiner Vermoͤgensverwaltung ſich befinden, 
... - Weder in einem Concurſe, Schuldverfahren, oder Bevogtung ſtehen, u 
6) inner Landes entweder ein befterertes. Vermögen oder Mndian N 

einkommen beſitzen. or 

89%. Die Nüthe und flimmgebenden Mitglieder. en ‚geheimen Car 
fereng und der Regierung können. micht zu, Adgeprdneten „gewählt werd. 
Wirkliche ſtaats⸗ und fandesherrliche Bezirks-, Ober und Unterbegmte in 
nen nicht Tann. des Wahlbezirks, zu. welchem ihe Amtsbezitk ganz aber th: 
weiſe gehört, Geiftliche nicht in dem Vahldeꝛitke ki ihr Wohngt ir 
gehört, zu ne gemählt werden. 

Unter dem 14 Abgeordneten der Wahlbezirke darf. die, Baht im pP 
im Geiſtlichen und Beamten aus allen Dienſtclaſſen fuͤnf nicht uůberſteign 

Wuͤrden mehrere Abgeordnete aus dieſen Claſſen gewaͤhltz ‚fo fo: hat 
diejenigen den Vorzug, für welche das Vexhaͤltniß ihrer Stimmenzahl zu M| 
Anzahl der, Wahlmänner des Bezirks fih, am. —— Ki 
‚gleichen. Berhältniffen entſcheidet das Loos. , 

‚Ein in zpoei ‚oder, mehreren Bezirken, Gemählter. fehtießt. * einfıc 
Gewaͤhiten nue dann aus, wenn , feine Stimmenzahlen,.. ‚za fanumengend 
net, um zwei Drittheile mache betragen, ale bie ‚Stimm. bes — 6: 
waͤhlten. 
Erföige die Ernennung eines Abgeordneten zu einem. — air 
„wird einem: Ybgeordneten, welcher zugleich Staatsdiener geifklichen ‚oder mil‘ 
ticpen Standes. it, Beförderung, Gehaltszulage, Titel oder andere. Autpit⸗ 
nung verliehen, „welche ‚nicht. durch ein Geſetz begruͤndet ſind ſo iſt eine ment 
Mahl. — wobei jedoch der Austretende wieder gerät, Aut: 
‚den kann, Be PL ET? BER US PLTER I ETERU- 

$. 97. Jeder Wahfbegick darf nur: einen‘: Staatäbiener: aber. Seit 
hen: zum Abgeordneten wählen, ., IE ‚wegen Nichtigkeit eine‘ zweite Wehl 
notwendig; fo kann hierbei. nur dann ein geiftlicher oder weltlicher Beamm 
gewaͤhlt werden, wenn die geſetz iche Zahl noch wicht voll ift, den sing 
Fall en, wenn det bei der zweiten Wahl zu waͤhlende Beam 
obet "Geiftlic e ſchon bei, der erſten Wahl gewaͤhlt war, und dieſe nur wegen 
formelle Angel für ur erklärt wurde; in biefem Falle concuttitt dire 
ſelhe m mit den früher Gewaͤhlten. 

Die kei Partialerneuerungen gewählten, Keiſllichen ober Beamm/ f 
‚fern Durch fie die ‚gefegliche Zahl. ‚überfchritten werden follte, concurxriten mu 
unter ſich ſelhſt, und ſchließen keinen ſchon in Dar Verſammlung A 
Auaanen anf, dieſer Gtaffe aus u 3 A ce 

.98, En jedem Mahlbezicke wird zugleich. ‚ein. —— —— ja 








EIER Ein ee in, — in —7 Wahlack gu 
f e e ſe ewaͤ a Abgeorön: 
ten, abfe f0 ee —— fee bar > IK ir -- 


u,  BÜ 6 ich allein, ‚ohne, daß zugleich sin Yobartonnr: B 
keine Stellverttterswahl ſtatt finden. 
Der Stellvertreter tritt ein, wenn ein. Gewählt, vr wir am 
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nimmt, oder während des Landtags feine Entlaſſung erhält, mem er fticht, 
oder die $. 95 gefoderten Eigenfchaften verliert, und endlich, . wenn er auf 
fingere Zeit bei dem Landtage zu: erfcheinen gehindert iſt; im letztern Falle 
* nur auf die Dauer des Landtages 

SeStandeverſammlung entſcheidet über die Einberufung des Stell⸗ 


—* 

Bei Nichtigkeit einer Wah ($. 106.) iſt dieſe zu erneuern. | 

4:86:99. An der für. bie Wahlhandlung ausgefchriebenen Tagfahrt ver 

ein fich die einberufenen Wahlmänner an dem ihnen zu bezeichnenden Wahl⸗ 
Me. Die Wahlhandlung wird, ſalls die Wahlmänner in gefeglicher Anzahl 

et. find, von dem Megierungscommiſſair mit einem angemeffenen, 

och nur im Allgemeinen abgefaßten Vortrag uͤber die Eigenſchaften eines 

Abgeordneten und mit wirklicher Beziehung auf die Anordnungen 

* gegenwaͤrtigen Grundgeſetzes eroͤffnet, ſodann aber zu der handgeluͤbdlichen 
ng der anweſenden Wahlmaͤnner geſchritten. 

Dieſelben geloben mit Handſchlag, ihre Stimme nach eigener Ueberzeu⸗ 

N für dns Beſte des Landes bei der vorzunehmenden Wahl eines Abges 

zu. dem Landtage abzugeben, und daß fie hiezu weder uͤberredet, noch 
irgend jemand beauftragt worden, auch ſonſt hiewegen weder etwas (er: 
kn haben , noch annehmen werden. 
$. 100. Das MWahlgefhäft wird durch den Regierungscommiſſair un⸗ 
x Veiziehung des Amtsactuars als verpflichteten Protocollfuͤhrers und dreier 
Wh das Loos zu heflimmenden Wahlmaͤnner aus verfdhiedenen, Grmeinben 
u Untunböperfanen vorgenommen, 

Feder Wahlmann giebt feine Stimme einzeln, ohne baf er von ben 
igen gehört werden kann, in das Wahlprotocoll, und beſtaͤtiget die gege⸗ 
me Abſtimmung mit feiner Unterſchrift. 

ni zwei Abgeordnete zu wählen. find; fo geſchieht es in einem 


Bhlact 

x % bleibe dem Abftimmenden undenommen, flatt der mündlichen Ab: 
nmung einen Stimmzettel offen oder verſchloſſen zu Protocoll abzugeben, 
velches aber in dem Protocolle ausdrädtich anzumerken, und die gefchehene 
Yu durch den Abgebenden in dem Protocolle unterſchriftlich — 


F die Wahl ſelbſt darf keine Behörde, befonders nicht diejenige, welche 
hie der Leitung des Wahlacts beauftragt iſt, durch Empfehlung oder Vor: 
lag einer beffirhenten Perſon oder fonft ſich einmifchen, und bie Uebertte⸗ 
ung dieſes Verbots iſt als Verlegung der Verfaſſung zu beſtrafen 

Der Regierungscommiſſair hat einzig die Erhaltung der Ruhe und Ib: 
ung, auch die vorſchriftmaͤßige Beutkundung des Wahiacts wahrzunehmen. 

$. 1061... St die, Abſtimmung vollendet; fo wird der Erfolg derſelben 
uch. Maßgabe der Stimmanzahl ben verfainmelten Wahlmaͤnnern durch den 
Ylrungcomm air wre, gemacht. Die abfolute Stimmenmehrheit ent: 
leidet bei der Wahl des Abgeordneten. Hat fich bei der erften Abftimmung 
ne abfoltıte Stimmenmehrheit nicht ergeben; fo muß zu einer zweiten Wahl 
xſchtitten werden. 

$. 102. Bei ber zweiten Abſtimmung, wobei nur unter den bereits 
—— gewaͤhlt werden darf, entſcheidet relative Stimmenmehrheit, 
nd im Falle der Stimmengleichheit zwiſchen zwei Gewaͤhlten das Loos. 

Die Loosziehung erfolgt in Gegenwart ſaͤmmtlicher Wahlmaͤnner, und 
venn die Betheiligten nicht perſoͤnlich anweſend ſind; ſo — durch den 
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Regierungscommiſſair die At * —— als Stelloerteter für bie 
Biehung beſtimmt. — 

Kann eine Wahl nicht am — Tage‘ wellendet weiden; fo: iſt fie 
am nächftfolgenden fortzufegen und zu ’fchließen. - 

$. 103;... Der zum Abgeordneten Gewählte kann die ‚Sci abtchnen, 
muß aber binnen 10 Zagen von erlangter Kenntniß ſich hierüber an:die Re 
gierung erklären, : Etfolgt keine Erklärung; fo ift"die Wahl angenommen. 
Wer eine Wahl angenommen hat, kann nur in Sorge von Grunden von 
der Staͤndeverſammlung entlaſſen werden. - '- 

Der Urlaub für: Staats diener, ſo welt fie nach 6. 96, Pr einher 
gewählt ‚werben. fönnen, wird, wenn nicht fehr erhebliche Gründe entgegen 
Stehen, von dem Fandesfürften: bewilligt werden. Die Gruͤnde der. Verwei 
gerung, wenn..folthe erfolgen muß, werben: um er der nm 
ſammlung mitgetheilt werden. | 

Wenn einem Stantsbiener. der Urlaub: —** wi; ß iſt init 
Int zu einer neuen Wahl berechtiger. - Smd. © 

8. 104. Würde der Fall eintreten, bi doerſelbe Akgesihners von mi 
reren Wahlbezitken gewaͤhlt werden ſolltez ſo⸗“ hat er ſich abenfalls binn 
10 Tagen zu : erklären, «aus. welchen Wahlbezirke er. die: Wahl annehma 
wolle. Im den andern —— — du Stelloettreter nach $. 8 
a ro . 

Sboilte ſich — daß Vater und Sehn ſadleich zu —— in 
—*28 Wahlbezirken gewaͤhlt werden; fo wird, wenn der Water nik! 
aus eigener. Entſchlie ßung zuruͤcktreten will, der Sohn durch denſelben ar 
Sefetoften, md muß in dem Bezirke, ob‘ dieſer Sohn gewaͤhlt touch, de 

ellvertreter ſtatt deſſelben eintreten. 


| $..105. Sobald ‚der Wahlact vollendet fe witd das Wahlpiotoiol 
it kurzem VBeiberichte an die Regierung eingeſchickt, dem Gewählten abı 
zu. feiner, Nachweifung eine Wahlurkunde ‚mit, der Unterſchrift ſaͤmmtlicher ju 
Leitung und Beurkundung der Wahl zuͤgegen "gewefenen Perſonen ausgefet 
tigt," worüber derſelbe wegen Wahrung‘ der. Friſt ($. 103.) einen Enmpfanz: 
Hein, abzugeben DaE: ©... 
$. 106. Sollten bei der Wahi die vorgefchtiebenen — nicht be 
‚achtet worden ſeyn, den Gewaͤhlten die geſetzlichen Eigenſchaften fehlen, ge 
ſehwidrige Einwirkungen und ſtrafbate Umtriebe ſtatt gefunden haben; fo il 
die Wabl ungültig, und nichtig. Haben ein „oder ‚mehrere Nichtbefugte alt 
Mitftimmende an der Wahl Theil. genommen; fo ‚bleibt letztere demungead⸗ 
tet.gültig, wenn die dadurch, entfiehende Differenz in der Stimmenzahl ki 
ren Einfluß auf die Stimmenmehrheit für den Gewählten hat. Iſt dieſcs 
‘aber der Fall; fo iſt die Wahl nichtig. ‚Bei Partialeineuerungen er Erin 
deverſammlung prüft der zuruͤckbleibende Theit als Commiffion’ die Wahn 
ber neu Eintreienden, fo fern wenigſten drei der’ ältern ‚Mitgtieder sg 
waͤrtig find, unter Vorſitz des Vorſtandes des Ausfchuſſes — 


Fan eingr "Sutsgralgneberung, ‚werben, Die Wahlen“ a Apefinge 
geprů t 
Die Ständeverfammlung, welcher das Erkenntniß über die Sintgket 
und Unguͤltigkeit der Wahlen zukommt, verantaßt'nöthigen Falle wegen Um⸗ 
triebe und geſetzwidriger Einwirkungen eine untekſuchung dutchdie ordent 
lichen Gerichte,’ welch: e „Recht auch der Regierung, ſo wie ey Betheilig⸗ 
ten, zuſteht. 

d. 107. Die Rigierung hat eine neue Rp ſogleich anjuordnen 
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Ka) wenn ‘eine Wasthandfung;:amı.folchen — ‚Görmfehktn. leidet, 
welche ihre Nichtigkeit unzweifelhaft machen... 9? 

b) wenn der Gewaͤhtte fetoft erttien,, daß er — ———— Enfgaftm 
& „nicht beſitze. 

4 108: Die: Kofler. ben: Wohlhandlung waden — der Landescaſſ⸗e 
—*8 fie haben ſich allein auf ein angemeſſenes Taggeld fuͤr die Wahl⸗ 
nner, ſo ſern ſolches verlangt: wird, ſedann auf die Reife: umd Verpfle⸗ 
gekoſten des Commiſſaits und uͤberhin bei denjenigen, welche uͤber A Poſt⸗ 
den don dem Wahlortte entfernt" wohnen, auf mäßige Reiſekoſten zu be⸗ 
aͤnken. Das Taggeld für jene Wahlmänner, die nicht in dem Wahlorte 
ſt wohnen, wird vorerft auf vierzig Kreuzer, und auf waniz Kerugen 
die in dem Wahlorte ‚felbft: wohnenden..beftinmt. 

Wird. die Wahl wegen. eines Verfhuldens nichtig erflärt; . fo- iſt hin⸗ 
Ali des. Koſtenpuncts ſich an den ſchuldigen Theil zu. halten. 
109. Der Gewaͤhlte iſt als Abgeordneter, nicht ſeiner Committen⸗ 
oder des einzelnen Wahlbezirkes, ſondern des ganzen Landes anzuſehen. 
kann ihm daher auch feine Inſtruction, an welche er bei ſeinen — 
Abſtimmungen gebunden waͤte, zugeſtellt werden. 












Neunter Titel. 
Bon bem Landtage. 


$. 110. Die Verfammlung der Ständemitglieder auf vorgegangene ge⸗ 
mäßige Einberufung bildet den Landtag. | 

$. 111. Der Landesherr allein hat das Recht, - bie Ständemitglieber 
u einem ordentlichen oder. außerordentlichen Kandtage zu berufen, den ‚ordents 
ihen oder auferordentlihen Landtag zu. fchließen, ‚denfelben aus befondern, 
w Ständeverfammlung mitzutheilenden, ‚Gründen bis ‚auf drei Monate zu 
tagen, oder aufzulöfen. 

$. 112, Der Landeshere wird bie Zufammeneunft ber Ständenerfomm: 
* verordnen, ſo oft, er ſolches wi Ertedigung m und BEE 


Aal ae aen 


rn ——— doch ſoll eine Verlaͤngerung * Termins bis auf weitere 
Wochen nicht verweigert werden, falls ſich die ie er⸗ 
uͤt, daß ihre Geſchaͤfte noch nicht beendigt ſeyen. 

113. Nach erfolgter Aufloͤſung des Landtags ſoll eine nene Wahl 
ageordnet, und die neuermählte Ständeverfammlung wieder einberufen mer: 
m. Auch die ſtandeshertlichen Vollmachten ſind zu erneuern. 

Wird aber eine neue Wahl binnen drei Monaten nach Aufloͤſung des 
andtags, und in ſolcher Zeit vorzunehmen, nicht angeordnet; ſo gelangen die 
Yollmadten der Mitglieder der. aufgelöfeten Ständeverfammlung wieder in 
Nüttigfeit, und die Auflöfung ift als nicht gefchehen zu betrachten. 

In jedem Falle hat die Einberufung der Stände auf einen Zeitpunct 

werfolgen, welcher von dem Tage der Aufloͤſung ns über vier und einen 
ben Monat entfernt iſt. 

$. 114. Im Falle der Vertagung findet keine befonbere Einberufung 
statt, fondern die Staͤndemitglieder babım fi fich auf den vorher zu beſtim⸗ 
Inden Zeitpunct zu — 
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6445. Ein auferordentlicher Landtag: iſt jedesmal nöthig: bei-einem 
Regierungswechſel, dergeftalt, daß die. Mitglieder ber Staͤndeverſammlung drei: 
fig Tage nach. eingetretener Regierungsveränderumg eingerufen werben follen. 

—9— Ai Kai vorhergegangen; fo find die Wahlen fo zu beichleu: 
nigen, daß Einberufung längftens auf bem ſechzlgſten Tag nad) eingetre: 
tener ——— zu erfolgen hat. 

$. 116. Durch einen außerordentlichen Landtag kann bie —*7 
Reihenfolge der — Landtage nicht unterbrochen werden. 

8.117. Außer dee in dem gegenwaͤrtigen Verfaſſungsgeſetze bezeichne⸗ 
ten Ordnung kann ſich der Landtag nicht conſtituiren, und auch keine guͤlti⸗ 
gen Beſchluͤſſe faſſen. 

$. 118. Alle dee Staͤndeverſammlung zufommtenden Rechte Eönnen nur 
auf bem Landtage im gefeglich georbnetee Verſammlung und unter den Br 
dingungen ausgeuͤbt werden, welche in dem gegenwärtigen Grundgefege aus⸗ 
gefprochen find.. 

$. 119... Alle Anfoderungen am die Stänbeverfammlung, welche von 
ihrer Bewilligung abhängen, follen nur auf dem Landtage und nie auf eis 
nem andern Wege gemacht werden. | 

$. 120. Die Wahl der Abgeordneten gefchieht auf ſechs Jahre. Die 
Hälfte der Abgeordneten der Wahlbezirke wird jedoh nad drei Jahren er: 
neuert, und durch neue Wahlen erfegt. Diefer Austritt wird das Erſtemal 
duch das Loos, in der Folge aber durch die Reihenfolge beftimmt. 

Jeder Yustretende ift wieder wählbar. 

$. 121. Die Wahl der Abgeordneten foll nicht früher als ſechs Wo⸗ 
chen vor der Einberufung der Ständeverfammlun ung gef gefchehen. 

Die Einberufung der Stänbemitglieber zu einem Landtage erfolgt mit 
telft einer landeshettlichen Verordnung in dem Gefegblatte, und bezeichnet den 
Tag und Ort, an welchem ber Landtag fich zu verfammeln hat. Es wird 
flatt eines befondern und förmlichen Einberufungsfchreibens jedem Mitgliede 
der Ständeverfammlung ein Abdruck diefee Verordnung gegen Empfungsbe- 
ſcheinigung zugeſchickt. 

$. 122. Auf die ergangene Einberufung haben die Ständemitgfieber 
perfönfich zu erfcheinen, 

Eine Uebertragung ihrer Stimme an Andere darf nicht Statt finden. 

Im Falle gefeglicher Verhinderung hat das betreffende Staͤndemitglied 
an die Ianderherrlihe Commiſſion Anzeige zu machen, und zwar mo mög: 
lich noch vor Eröffnung des Landtages. Iſt das Hinderniß bleibend; fo muß 
der Stellvertreter einberufen werden. (Tit. 8. $. 98. 

$. 123. Der Landtag wird von dem Landesfürften in eigener Perfon, 
ober durch einen Bevollmächtigten beffelben mit angemeffener Feierlichkeit cr 
öffnet, wobei fämmtliche neueintretende Staͤndemitglieder folgenden Ei) 
ſchwoͤren: 

„Ich gelobe, die Staatsverfaſſung zu halten, und in der Staͤndever⸗ 
„fammlung das unzertrennliche Wohl des Landesfürften und des 
„Baterlandes ohne Nebenrüdfi ten nad) meiner eigenen Ueberzeu: 
„gung zu beobachten.” 

„So wahr mir Gott helfe.” 


Die erft nah der Eröffnung eintretenden Mitglieder der Ständenen 
fammlung werben auf diefen Eid von dem Director verpflichtet. 

$. 124, Die einzelnen Gefegesvorfchläge: werben während der Dauet 
bes — ‚ und ſobald fie die indesherruche Beſtaͤtigung erhalten: haben, 
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aach — — Anjeige art die Staͤndeverſammlung, in dem Gefetzblatte, 
mit der Unterſchrift des Landesfürften und eines verantwortlichen Beamten 
verſehen, verkündet, ohne daß diefe Bekanntmachung bis zum Schluffe des 
kandtags verſchoben wird. Am Falle der nicht gewaͤhrten landeshertlichen 
diſtinmmung werden die Beweggruͤnde der Ständeverfommlung mitgetheift 
werden, 
0’. Der vor Beendigung der Sigungen det Ständeverfammlung zu eröffe 
hende Fandesherrliche Landtagsabſchied wird eine Zufammenftellung ‘aller mit 
dem Landtage genonimenen Abſchlüfſe enthalten, 
Oie Landtagsabſchiede werden doppelt gefertigt. Eiu Erempfar wird 
der Regierung, das andere der Staͤndeverſammlung mitgetheilt. 
"Die Bekanntmachung der Geſetze wird mit Anfuͤhrung der vorausgegan⸗ 
ri dev Regierung und der Zuflimmung des Landtags ger 
ehem, — 

225. Der Landtag wird von dem Landesfuͤrſten in eigener Perfon, 
Pal eirien Iandesherrlihen Gommiffair, auf eine feierliche Weile ger 

en. 

SF. 126. Bei der Aufloͤſung eines jeden Landtags und bei der Entlaſ—⸗ 
hing eities- ordentlichen Landtags muß ein Ausſchuß gewählt werden, wobei 
Dfien vorige Mitgfieder, foferm fie im der Staͤndeverſammlung verbleiben, 
Mieber waͤhlbar find. Ä | 

Zu dieſer Wahl wird der Staͤndeverſammlung jedesmal, auch bei der 
Iflöfung , Die erforderliche Sitzung noch geftattet. 

Sollten außerordentliche Umftände ihre unmöglich machen, biefe Sitzung 
wch zu Halten; fo haben die bisherigen Mitglieder oder deren Stellvertreter 
die Gefchäfte des Ausichuffes fortzufegen. 

6. 127. Kein Mitglied der Staͤndeverſammlung kann während ber Dauer 
"8 Landtages ohne Einwilligung der Ständeverfommlung verhaftet werden, 
Di Fall dev Ergreifung auf frifcher That: wegen eines peinlichen Verbrechens 
asgenommen. In letzterm Falle ift aber die Ständeverfammlung mit Ans 
“ des Grundes von dev gefchehenen: Verhaftung amverzüglih in Keuntniß 

chen. 
Wird ein Abgeordneter während ſechs Wochen vor Eröffnung des Land⸗ 
8 in Verhaft genommen; fo iſt dem Ausſchuſſe, mit Angabe des Grundes, 
migeſaumt davon Kenntniß zu geben. | 
„8.128, Die Ständemitglieder erhalten aus der Landescaſſe, neben 
Erfattung billiger Reifekoften, während der Dauer dis Landtags angemeſſene 
Diaten nach der Beſtimmung des $. 177. der Gefchäftsordnung- 

Die ſtandesherrlichen Bevollmächtigten haben, fofen die Standesherren 
don der Stellvertretung Gebraudy machen, hierauf feinen Anſpruch. 

Zehnter Titel. 

Geſchaͤftsordnung für die Landtage. F 
$. 129. Zu den, in ber Verfaſſungsurkunde feftgefegten, Landtagen, 
geichtoie auch zu den befonders angeordneten außetordentlichen Landtagen, verſam⸗ 
Men fich nach vorher erfolgter Iandeshertlicher Einberufung ale Ständemit: 
Heder an dem hiezu beftimmten Orte und zu dee beftimmten Zei. 

$. 130. Die Stelle des Landtagsdireckor vertritt, Bis zur landeshertli⸗ 
m Smenmung deſſelben, das aͤlteſte rechtskundige Mitglied der Ständever: 

Die Stelle des Secretairs uͤbernimmnt, bi zu Wahl deffelben, das juͤngſte 
techtekundige Staͤnbemitglieed Zu 
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Menu eine rechtskundigen Abgeordneten vorhanden: ſind ; fo werben dieſe 
Stellen beziehungsweife von dem dlteften und, jüngften TE 
fammlung eingenommen. 

$. 131. Jedem Mitgliede ber Stänbeverfummtung, iſt bei Dan 
Eintritte von dem Director ein Abdru der Verfaffungsurkunde mit, ſammt⸗ 
lichen Beilagen zuzuſtellen. 

Neugewaͤhlte Abgeordnete weiſen ſich durch Uebergabe ihrer Wahlurkunde 
nah Tit. 8. $. 105. und die ftandesherrlichen Abgeordneten durch; eine. von 
den fürftlichen Standesherren vollzogene und auf die ganze Dauer. des Land⸗ 
tags lautende Ernennungsurkunde (5. 81.), der Abgeordnete. der- Geiftihteit 
aber gleichfalls durch feine, Wahlurfunde (F. 84.) aus, . -- 

$. 132. Zur Gültigkeit. der. nur auf dem angewiefenen Sisungsfanie 
vorzunehmenden Landtagsverhandlungen wird die Anmelenheit von; — 
zwei Drittheilen der Staͤndemitglieder erfordert. r 

. $. 133. Die Ständeverfammlung hat vor Allem die Eegitimationdue 
Eunden, die Wahlen und die erforderlichen Eigenfchaften . ber, neueintretenden 
Ständemitglieber, mit Bezugnahme auf die Vorfchriften $. 105. und h. 106 
zu pruͤfen. 

Die Pruͤfung geſchieht bei Partialerneuerungen der Ständeverfammmliag 
durch den zurückbleibenden Theil als Commiſſion, ſofern wenigſtens drei., 
nicht ausgetretenen Mitglieder gegenwaͤttig find, außerdem und bei. einer 
tegralerneuerung der Ständeverfammlung in fogfeich zu beftimmenden Abthei⸗ 
lungen, welche uͤber den Erfund in den allgemeinen Sibungen wiguat 
zu berichten haben. 

Keine Abtheilung kann mit der Legitimation ihrer eignen Min 
beauftragt werden. Streitige Fragen, Zweifel und Anftände, welche fi is 
die Gültigkeit der Wahlen, über die Wahlfähigkeit der Abgeordneten,» und 
über die Bulänglichkeit der Legitimation ergeben, hat die Ständeverfammlüng 
zu entfcheiden. Zur Abftimmung. wird aber erft ıgefthritten, wenn . über) alle 
der Ständeverfammlung bereits. zugefomimenen Wahlverhandlungen und Ur— 
Funden ‚ein erſter Vortrag erſtattet, und die Zulaffung der Abgeordneten. au: 
gefprochen worden ift, deren Legitimationen als richtig befunden, und deren 
gefegliche Eigenfhaften nicht beanſtandet wurden. Eine WVerfchiebung ber 
Entfeidung bis nah Eröffnung des Landtags: kann. nur dann ſtatt fin 
ben, wenn bie Legitimation der erforderlichen Anzahl: von zwei : Deistheilen 
bereiniget iſt. 

Die Abgeordneten, deren Bulaffung beanftandet vird, wohnen den 
Sitzungen nicht mehr bei, bis uͤber die Guͤltigkeit ihrer Mahl. entſchieden ift. 
Jedem Mitgliede ftcht das Recht zu, die Wahlacten und Urkunden einzu: 
fehen, und Anträge darauf zu gründen. 

$. 134. Der Landtagscommiffair wird dem Director am erften Tage 
der Verfammlung fämmtlihe Wahlverhandlungen und Protocolle zuftellen, 

$. 135. Ueber die Wahlen und Ernennung der Ständemitglieder wird 
nach erfolgter Berichterftattung ſogleich discutirt und abgeflimmt. Zugleich 
unterfucht die Ständeverfammlung die Entfhuldigungen der nicht erfchienenen 
Mitglieder, und hat diejenigen, deren Urfachen nicht gegrlindet gefunden wer: 
den, unter Anberaumung eines beftimmten Termins fogleich einzuberufen. 

$. 136. Wenn einer oder mehrere Abgeordnete ohne alle, ober doch 
ohne gegründete Entfhuldigung der von der Ständeverfammlung an fie er: 
gangenen Einberufung keine Folge leiſten; fo find bie anweſenden Stände: 
mitglieder, ohne Ruͤckſicht auf ihre Anzahl, jedenfalls, berechtiget -und ver: 
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ſichtet, aach entweder auf Kaſten ——— il 
Sommunkcation mit Ren; Regierung nene Wahlen zus —— — auf 
emſelben Wege dien Stellpertteter einzucufen nex is lan dr 
Waͤre die Anzahl der ungehorſannnelusbleihenden ſo groß —* die An⸗ 
wienden nicht einmal zwei Britcheitesare » Ständemicgfieden betragen wuͤrben 
dann haben die Nichterfchienenen ‚unbitnichtii gehörig Entſchuldigten auch 
noch die Diätem’der sanpelenden Mitgliedes fü lange gu erſetzen/ bis ſich eine, 
u den: Landtagsverhandlungen hinteichende, Anzahl eingefunden haben void; 
437. Sobald zwei Drittheile aller Staͤndenitglieder ſich gehoͤrig ler 
gitimitt haben; waͤhlen biefelben ı.nady "abfotuter : Stimmenmehrheit. für‘; die 
Stelle eines Landtagsdirectors „Drei, Eandidaten, aus: welchen der Landesfürſt 
den Director und deſſen ; Stellveftreten fuͤrz die Dauer des Landtages ernennt. 
Der · ernanute Londtagsdirector iſt zugleich — Aiptäifcjen Au⸗⸗ 
ſchuſes bis zum naͤchſten Landtage. in⸗ hip ARWR N. 
‚Für jeden Candidaten findet neine —* Woebi durch Stinapnzettel 
it, welche. ders proviſoriſche Landtagsdirector, unter Beiziehung- von zwei aus 
Kt Ständeverfammlung, durch das Loos zu ernennenden Urkundsperſonen, ex⸗ 
üfnet, und nach vorgaͤngiget Vergleichung und Reviſion das Echebniß — 
ei Abſtimmung der Verſammlung -fogleich ‚bekannt mad. 1; -ı 
Wenn, nad dreimaliger. Abſtimmung keine abfolute Mehrheit: für —* 
—28* ſich ergiebt; ſo kann nur noch unter denjenigen, omelche bereits 
Stimmen erhalten. haben, gewaͤhlt werden. Ergiebt ſich hierauf nach drei⸗ 
miliger, Abſtimmung abermal feine: abſolute Stimmenmehrheit für einen ein⸗ 
nen Candidaten; fo -entfcheidet, nach der ſechſten Abßimmung Die, relative 
Stimmenmehrheit und bei Stimmengleichheit das Looe. 
— dieſe Art ok die Gtünbenerfenmmlung einen seiten, und ‚diweisen 
tair,,. Ar 
Der peovilonifche Bandtagspirgeipr übengiebt ber Iandesfüeftfichen: Com⸗ 
miffion das Wahlprotocoll für den Vorſchlag der drei Candidaten, und macht 
nah. die Iandesfürftliche Ernennumg bekannt, - womit ſich ſoweb * als 
die Function des proviſoriſchen Secretairs beendigt. in 
6. 138; Die Ordnung der. Pläge, welche ‚die Ständeraitglisber Sn den 
Verſammlungen — und — haben, wird durch das Loos 
beftimmt, rn ER © °4 BR, 
Wenn die Stanbesbersen in Perfon auf * — feinen, * 
mm fie die erſten Plaͤtze nach dem Landtagsdirectaär Re 
Die Secretaire haben ihre er in: ‚der! Mietern. ee 


$. 139. Sobald zwei * der *8* und 
Ihre Legitimationen von der Verſammlung fuͤr unbeanſtandet erklaͤrt ſind; fh 
muß die Landtagscommiſſion mit dem Bemerken davon in Kenntniß gefeist 
werden, daß zur feierlichen Eröffnung der re: geſchritten 
werden koͤnne. 


Die Berichtigung einzelner Wohlhandlungen und mangẽchafter Legiti⸗ 
mation kann die Eroͤffnung nicht hindern. Der Landesherr wird hierauf an 
dem beſtimmten Tage den Landtag in hoͤchſter Perſon oder "durch einen Bes 
vollmaͤchtigten eröffnen, und hiebei fammtliche neueintretende Ständemitglies 
der zugleich. den in 6.123. vorgefchriebenen Eid. ablegen laſſen. ‚Später: ans 
tommende Mitglieder werden von dem Landtagsbdirector beeidigt.. - 

$. 140. Die Antwort auf die landesherrliche Eröffnungsrede wird von 
der Ständeverfammlung auf den Antrag «inet dazu. erwaͤhlten ‚Commifflon 
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nach vorgängiger Berathung in geheimer Sitzung — 
bung einer Deputation durch den Landtagsdirector dem 


und verleſen, oder, wenn die Annahme‘ — Depuadan nie Kae fm 


kann, der Landtagscommiffton Überfendet; 0»; 

§. 141. Der Landtagsdirector leitet die: —2 ber Standevetam 
lung und ‚führt den Vorſitz in detſelben. 9’ 

Er beftinmmt , wenn ' die Grinörnerfäkännteng teinen Beſchluß darkır 
gefaßt hat, die Zahl und Zeit der ordentlichen Sitzungen nach Maaß, Ma 
und Dringlichkeit der Gefchäfte. Bei den Discuffionen, Berathungen un 
Abſtimmungen/ forgt ee für Aufrechthaltung der Ordnung. Gr eröffnet um 
ſchließt jede Sisung, wobei er zugleich den Tag der: folgenden anzeigt. 

Bu auferordentlichen nicht angefägten Sigungen "ladet ee durch Cirm 
lare, wo möglich" am Tage vor der Sitzung ein, worin dw“ vorkommenden 
Gegenftände verzeichnet feyn müffen. 

Er laͤßt die Tagesordnung abfaffen, und im ——“ oͤffentlich ande 


ten: Er eroͤffnet alle Eingaben und Schreiben an den Landtag, und Mi 


diefelben im ein beſonderes Eingangsprotocoll eintragen. 
Auch ſind die Wuͤnſche, Vorſchlaͤ * und Antraͤge einzelner Staͤndemi⸗ 
glieder, wozu nicht die Berathungen in den Sitzungen Anlaß geben, hu 
ſchriftlich zu uͤberreichen. Er unterzeichnet mis den Secretakren alle Berauif 
Protocolle und Ausfertigungen bei dem Landtage. — 
149% Die Secretaire führen bie Siyungeprötikonte bei dem’al 
meinem Berfammlungen, erhalten unter Dberauffidyt des Landtagsdirectois I 
Didnung in ber Ganzlei, "bemerken die Meldungen: zum Vortrage und m 
Tagesordnung, und machen die Entwürfe zu allen Actenſtuͤcken, 
und Beſchluͤſſen, wenn damit nicht andere Staͤndemitglieder beauftragt fi. 

Sie leiften die Zahlungen, wozu fie aus den betreffenden Gaffen die tr 
forderlichen Zuſchuͤſſe erhalten, und ftellen am Schluſſe des Landtages bare 

Rechnung. 

Sie forgen für Aufbewahrumg der Aeten, für die Drömemg: in vr nn 
giſtratur und für die Anſchaffung der Camzleirequifiten. 

Sie teilen: unter ſich die Geſchaͤfte und Urbeiten Im Gier 
mit dem Landtagodirector 


$. 143. Im Berhinderungsfalle des Landtagsdirectors tritt der Erb 





vertteter, welchem Davon zeitig Kenntniß zu geben, in: die Stelle und al | 


Dbliegenheiten deffelben ein 


Die Secretaire vertreten ifich bei Vewinderungen gegenfeltig, bet Längen 


oder gämzlicher Verhinderung: aber. wird. ein. Stellvertreter: gewählt. 


$. 144. Das erforderliche Ganzlei: und Dienerperfonat wird, nah vr 


nehmung der Staͤndeverſammlung, vom Landtagsdirestor für die, ‚Dauer di 


Verfommlung angenommen, verpflichtet, und am Schluffe * Landtage wis | 


bes entlaſſen. 


$. 145. Mährend der Dauer des Landtags gebührt bie Poli i in dem 


für die Stänbeverfammlung beftimmten Locale nur der Ständenerfammlun. 
Sie wisd vom Landtagsdivector nach einer beſondern Jnſtruction ausgeübt, 


$. 146. Die Ständeverfanmlung wählt, fa oft fie es für noͤthig m 


achtet, zur Prüfung, Ausarbeitung amd zum Vortrage der: vorkommenden 


Geſchaͤftsgegenſtaͤnde befondere Commiſſionen, mobei fe jedesmal auch dit 
et der Mitglieder beſtimmt. 


der Commiſſionen gefchieht durch gehem⸗⸗ Abſtimmen 


— Zettel nach relativet Stimmenmehrheit, 
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Dem Landtagkdirretot und deſſen Stellvertreter: iſt es austahmsmweife 
ſeſtattet, einzelne Mitglieder als beſonders für die-Prüfung und Ausarboei⸗ 
ung des Gegenſtandes geeignet zu bezeichnen. Zwiſchen ſolchen, torlherseine 
leiche Zahl von Stimmen. erhalten haben, entſcheidet das 0 — 
sicht ohne dieſes guͤtlich mit einander uͤberrinkommen . sd 

Auch; ſteht der exwaͤhlten Commiſſion frei,. noch den Beitritt gene 
derer Mitglieder. aus der Ständederfammlung zu’begehum; «° 

Streitige Fälle hieruͤber entfcheidet. die Ständeverfamtilung, 

Die Namen aller erwaͤhlten Sommiſſionsmitglieder werden * An 
ſchlaͤge im Sitzungsſaale befannt; gemacht; -: 

6147,30 den Gommiffionen, werben bie Vorfiger, bie Bprichtesftats 
ter und. Secretaire nach Ermeſſen der ‚Mitglieder gewählt. Wenn her- Dis 
tector einer Kemmiſſion zugetheilt mied, führt ar den Vorfig von Amtswegen 

Um die an ſie vorwiefenen Gegenftände gehörig. zu bearbeiten, haben, die 
Commiffionen» allg, hiezu erforderliche Aufſchluͤſſe, Aeten und Urkunden gu 
ſammeln, und ſich mit der Landtagscommiſſion in ſchriftliches oder mundli⸗ 
ches Benehmen zů ſetzen, um die noͤthigen Ertiuprungen, eo 
attenmaͤßige Belege: — ar BeTE 

‚Verweigerungsfalle machen fie Anzeige und Vortrag an bie Stine 
deverſammlung, welche hierauf die weitern Auskünfte und die Actenvorlage 
unmittelbar bei der Regierung oder dem Landesfürſten nachzuſuchen berechtiget 
iſt. Die Gruͤnde fuͤr und wider den Gegenſtand ſind genau zu entwickeln, 
und der Vortrag mit allen Meinungen der Commifftonsmitglieder umftänds _ 
lid zu enttverfen. Der Landtagsdirector hat vermöge feines Amtes bei all 
Commiffionen den Zutritt. Er benachrichtigt die Ständeverfammlung au 
die von dem Berichterſtatter erhaltene Anzeige von der Vollendung des Be— 
ne und fegt in Uebereinftimmung mit ihr den Zag zur Anhoͤrung deſſel⸗ 


& 148. Findet die Ständeverfammlumg den erftatteten Vortrag nicht 
erfhöpfend; fo kann fie dem Gegenftahd zur weiten Ausarbeitung wieder 
— Commiſſion zuruͤckweiſen, und dieſelbe mit noch einigen Mitgfieberg 
verſtaͤrken. 

§. 149. Jedes anweſende Mitglied iſt verbunden, ſowohl den allge⸗ 
meinen als den Commiſſioneſitzungen beizuwohnen, und im Falle der Ab: 
haltung, diefe mit Angabe der Urfache dent Landtagsdirector vor der Sigung 
Ühriftlich anzuzeigen. Denfelben Beftimmumgen unterliegen auch die ftandes: 
hettlichen Bevollmächtigten. Ä | 

Wenn aber die Standesherren. in Perfon bei dem Landtage erfcheinen ; 
fo ſteht ihnen der Beſuch der Sigungen frei, und fie find an * Uclaubes 
ertheilung gebunden. 

$. 150.. Kein Mitglied darf ſich während ber Dauer des Landtags 
ohne Urlaub auf einen oder mehrere Tage entfernen. 

Den Urlaub ertheilt die Staͤndeverſammlung und nur in beſonders drin⸗ 
genden Faͤllen kann ihn der Landtagsdirector auf zwei Tage allein ertheilen, 
wovon er jedoch in der naͤchſten Sitzung die Verſammlung in Kenntniß zu 
ſchen Hat. Wenn die Staͤndeverſammlung Urlaub über 4 Tage geſtattet, ber 
nachrichtiget der Landtagsdirector auch die Regierung bavon. Begehrt ein 
Commiffiongmitglieb Urlaub; fo wird der Director vor der Bewilligung fidy 
Immer zuerft mit bem Commiffionsvorfiger darüber benehmen. 

$. 154. Alten Staͤndemitgliedern fteht die Einficht im die Eingaben 
m den Landtag, in die Acten, tkunden und — Werke und Schriſ⸗ 
tem jeder- Zeit zu. 


* 
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Ya. en 192.15 Die Landtagsſitzungen beginnen mit der Vorleſung des Pr 
——* ‚der vorigen: Sitzung, welches: ſodann von dem Landtagsdirecter mit 
einem der beiden Secretaite, und von einem Mitgliede der Staͤndeverſammlum 

nachader Reihe der Sitze abwechſelungsweiſe zu unterzeichnennäft, und gegın 
deſſen Inhalt ſpaͤter keine Einwendung mehra ſtatt finden darf Werdin ad: 
gegen den Inhalt, oder gegen die Faſſung deſſelben Erinnerungen votgebrach 
fo werden dieſe erforderlichen Falls ſogleich durch Abſtimmung 
ſeitiget oder das Protocoll darnach ergaͤnzt und verbeſſert / Pc 

> Hierduf folge‘ die Bekanntmachung Ber’ feit' der letzten Sitzung eingefau: 
fenen Eingaben und Schreiben mittelft Vorleſung der diesfallſigen 
im Eingangsprotocolle, nebft der hierin’ vom" Landtagsdirector efchehmn 
Ueberweiſung an die Commiffien, weiche zu Bearbeitung deſſelben an⸗ 
des bereits niedergeſetzt worden "if: Beſteht "fie den Ge vd Ein 
laufes noch keine Commiſſion; ſo wird derfelbe einem oder mehtern Di 
gliedern" zur Berichterftattung übergeben. :! In unbedeutenden oder 
genden und unvetſchieblichen Faͤllen kann jedoch ber’ | 
news det Secretaire über die Eingabe fogfeich einen han ftellen, "® 
werden die Referenten für die Einläufe zum —— und de 
Staͤndeverſammlung - befchließt, nad) Anhoͤrung derf .. u 
Berathung über jede Eingabe, das Erforderliche, als: ' (NZ 


Die bloße Abgabe an, die zuftändige Bepdide, die, Ein i 
Vorſtellung an die Regierung, ‚die Ueberiveifung an eine, I | u, 
* nt 














beſchaͤftigte, oder dazu noch zu mählende Commiſſton, iederleg N j 
den einfhlägenden Acten, bie Zuruͤckgabe an Die Bit it, gecigm 
Befheldung, die Verroerfung durch den Uebergang ‚sur Tagesordnung IL 
Die Zagesordnung, zu welcher nun gefchritten wird, 2 ich 
dem im Sitzungsſaale anzuheftenden Verzeichniſſe derjenigen Gegenſtaͤn 
welche in der, Sitzung zu verhandeln oder abzuſtimmen iſt. Den J 
nes Gegenſtandes vor dem andern entſcheidet die Ständeverfammlung. 
8.153. . Die allgemeinen Sigungen werden in der Regel oͤffentlich im: 
Sie können jedoch auf den Antrag 'der, für die Prüfung des betreffenden Gr 
genftandes beftellten, Gommilffion, oder auf Verlangen der Mebtheit, in geheim 
Sitzungen verwandelt werben, ſo wie es überhaupt der Staͤndeve 
frei ſteht, durch einen vorgaͤngigen Beſchluß zu beſtimmen, * eine Ga 
bei verfchloffenen Thüren fiatt finden foll. (bi 
Die fürfttichen Landtagscommiffarien find befugt, "bei Geöfniumgeiar 
Berathungen, für welche fie eine * Sitzung noͤthig — seine fo 
zu verlangen, ! 9 ie 
Es fteht auch heben Ständemitgtiebe das Recht zu, die Entwiclı 
feinee Gruͤnde für eine geheime Sigung bei verfchloffenen Thüren vorzutragen. 
$. 154. Bei geheimen Sigungen werden befondere Protocolle gefüht, 
welche nur im Cinverjtändniffe der Regierung durch den Druck bekannt ge 
macht werden dürfen, 
8. 155. Die Doffentlichkeit der Sigungen befteht darin, daß einer dem 
Raume angemeſſenen Anzahl von etwachſenen männlichen Zuhörern der Bu 
tritt zu den für fie beſtimmten Plägen geflattet wird, Einem jeden Stir— 
demitgliede werben einige Einlaßkarten zur Verfügung zugeſtellt, und die Ubi 
a Einlaßkarten werden nach einer, von dem Landtagsbirector und ben li 
eöherrlichen Commiſſarien gemeinfhaftlic zu treffenden, Anordnung vertheil. 
Alle Zuhörer wuͤſſen fid) aber auf den jedesmaligen Befehl des Landtagk 
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dleectors und en ſich die. Sting: In old — darwandeit —8 
lich entfernen ; Duni 7 ‚ u} 3906 30m.“ nd 
$. 156, Ides fiörende Zeichen von Belt ober — — 
teefagt, og ER Zuwiderhandetnden · wordon f fortgewieſen. Soltte ſich 
Jemand beigehen : Laffen, die Ruhe da S —2 das immer für me 
auffaltende Att zu ſtoͤren, oderdie Berathungen zu —R ſo ſt Dork 
ſede der betreffenden Behoͤrde zur Beſtrafung Fu tuͤbergeben. . ' spnz 
$. 157. Die landesherrlichen Berathungsgegenftände (Vropoficionen), 
wache durch landesfürſtliche Gommiſſaite am! die mn, gelañ⸗ 
gen, müſſen je desmal zut —— an eiare Gonniiffion:: woewd 
en — 8506 33*. u ade A 
Die landesherrlichen Gommiffarlen * bei der Verſammlungt freien 
itt, und muſſſen bei allen Discuſſidnen) 'wenniend verlangen‘) Fgehört 
Reden 15:166.), find aber nicht befugt den Abſtimmungent anzuwohnen? K 
en fie Sich wegen der? Abſtimmung entferne’ haben, datf Nach· ihrer 
—— die Discuſſion nicht wieder. aufgenoemmen Werden > t 
Zu Befoͤrderung des Geſchaͤftsganges werden die Commiſſairen wichtige 
Deathungsgegenſtaͤnde in der Berſammlung note beſonders muͤndlich erhrtern; 
auch haben ſie auf Berlaugen (re Staͤndemitglieder.jede angemeſſen⸗ 
weiſung und Erläuterung übern. einzelae · Geg euſtunde / ab zugeben. born inte 
Imdesherlichen Commiffaire ihren Vortrag über din Inhalt den Propoſinon 
undotıber. die Beweggrlinde dazus beendigt/ haben/ erfolgt die Uebefgabe An den 
Umdtagsdirector, die etwa begehrte Empfangsbeſcheinigung unddin der Regt 
die unverzuͤgtiche Vertheilung· unker ſaͤmmtlichẽ Standemitglleder durch Aborünke 
un Abſchriften. niit ninsan.se ns nes nungen X PL). 
4.158. 2So oft die landeshterlichen Commiſſaire Tarfcyekmen; rum aum 
Omen des Landesfürften dem: dar) Megieruug ster Gtändererfariihlung Ber 
5* zw machen , Ibleiben die in der Tagesordnungeeſtehendon Brad 
Im Ausgefegt, undrıdiefer werden erſt nach. geſchloſſenen Vortrage ans lan⸗ 
rue Commiſſairs, Fülle a nothwen⸗ 
machen ſollte/ wieder aufgenommen... bin Bmatımid« Et Bm 
8.159. Wenn’ die Gommiffiomy; weche — — 
dom Landesfuͤrſten mitgetheilten Entwduſes chrauftragt: Aſt z0auß weſentliche 
ndetungen in demſelben antragtz arhateſieninmer vor· demuchluſſerahtſft 
Tebeit den mit der Verthridigung des Entwurfei: becuftragten landesfuͤrſtlichen 
Cemmiſſair zu einer gemeinſchaftlichen Sitzung einzuladen, ihm wo möglich) 
Uber die wichtigſten Aonderungen wenigſtens einen Tag zuvor Kenntniß zu 
geben und die ———— —* undo Zuſaãtze ** demfelhet sgu 
störtern, ; en | 1177 Bu ui u Ki I ton 
, Wird dagegen erft im Laufe der Ditcuffi ion in * Ständeverfathinfig 
von einen "Mitgliebe ber Vorſchlag gu einet weſentlichen Ändetun gemacht 
und derſelbe nicht nach der Eniwickelung und Beleuchtung der Gruͤnde "but 
die Vorfrage beſeitiget; fo’ kann die rk BER Ständeverfamimtung: die 
Frl ‚gn die Commiſſion verlangen. und lat, neh 
In diefem. Falle wird "le ——— Ang und uͤber die 
betteffenden Patagtaphen went ens bis zur —— ng verfehlen. 1° 
$ 160. :, Selbftftändige. Antraͤge einzelner Stön mi lieber wer N 
fo, — Aa fi Hi een \ 
— * abgefaßt. 
Sie werden als Entwurf ‚dem. Banbeagkhleaips, Yhrifsfich übgrgebam, Hnb 
durch denſelden alsbald Ihrem. Inhalte nach befanntigemaht; anr = 
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Die Staͤndeverſammlung beſchließt hierauf, ‚ob ber Antrag 
bie Tagesordnung zu fegen, ober bin geheimer Sigung — zu sn = 
— 161. —*— ausfüheche Bortrd Aber: landesherrü 
Dis: em ge iti 
And über ſelbſtſtaͤndige Vorſchlaͤge von Staͤndemitgliedern ride 9 — 
beſonders bei Gegenſtaͤnden von Wichtigkeit, alsbald mit oder nach. dem Bor 
trage der Verichterſtatter in Me .. unten, ſaͤmmiliche Pit 


vertheift, 

In der Regel⸗ wird bie allgemeine: Beratkung über bie Annahme ode 
Pati bet ber. Paopofition oder des Vorſchlags im Ganzen erſt nach Der 
Fluß von brei . (vom Zage der — des Berichts ausfifi 
— eroͤffnet. 14 

Ausnahmen TR koͤnnen min bir. eine "Stimmenmehrheit von dr! 
Biertein der: ammefenden:. Mitglieder beſchloſſen werden. Am: dem Zage:vı 
der zur Discuffion. beflimmten Sitzung wird‘; die: Meldung sder Mitoliee, 
welche über ben. .. fprechen wollen, tel dem Secretaire angenommm 
und; aufgegeichnet;: 

6; 162 Niemand tann — * zuvor vom: Landtagsdirectot du 
Bor erhalten zu haben, welcher: daſſelbe mark :den rin. dieſer Gefchäftsorbnun 
enthaltenen Beſtimmungen und im Augemeinen nach der Meipenfolge, wie ts 
—“ worden iſt, extheilt. 

4163. Die, Mitglieder Haben‘ ſich ſowohl in ihren Reden ala [uf 
— Aeußerungen und Vorträgen aller ungehoͤrigen Perſoͤnlichkeiten, aller ur 
geriemenden und beleidigenden Ausdruͤcke, aller Schmaͤhungen ohne Auenahm 
fo wie aller Abſchweifungen von dem vorliegenden Berathungsgegenfandt I 
enthalten zawidrigenfalls fie der Landtagsdirector zur Drdnung zu termin, 
ab bei Miderfegtichkeit oder - Wiederholungen die Ständenerfammiung um 
Entziehung des Wortes gu befragen: hat. Wuͤrden in. Folge ſolcher Borile 
oder aus andern Anlaͤſſen die Discuſſihnen einen ordnungswidrigen und fir 
multuariſchen Charakter annehmen/ und; die Ruhe auf wiederholte Erinnerur 
gen des Landtagsdirectors nicht hergeſtellt werhen; fo hat — das Rech 
die Situn⸗ auf der Stelle · aufzuheben. 

Sollte wider Ermartennein Mitglied gegen dieſe Vorſchriften handeln h 
ii Idaffelbe: Sur nein der Staͤndeverfammlung hierwegen · verantwortlich, Pi 
vatverletzungen ausgenommen, welche ‘vor die ordentlichen Gerichte gezegen 
verden koͤnnen. Dies Staͤndeverſammlung wird auf den. Antrag des kand⸗ 
tagsdirectors oberi: eines’ Ständemitgliedes;, oder auf die Beſchwerde dei de 
eheitigten. nach Ermeſſen anf Rüge. und: Mißbilligung, welche imit: der Ein 
tragung in das — verſchaͤrſt werden — und auſ Bi! 


"Bel Wiederhobfungen: ſolcher Vaehen gegen. bie. "Beftimmungen bie 
. Paragraphen kann die Ständeverfammlung mit „einer Mehrheit von drei 
Vierteln das ſchuldige Mitglied mit dem Ausſchluſſe aus der Verſammlung 
auf die Dauer des Landtags beſtrafen. 

F. 164. . Wenn fämmtliche, Mitglieder, welche fi zur Rede gemeldet 
—— haben, ſteht es jedem Mitgliede frei, nach der Reihe ber Pike 
noch feine allenfalifi igen Bemerkungen vorzutragen, fo wie es aud dem Br 
richterſtatter der Commiſſion und den landesherrlichen Commiffarien vorbehab 
ten bleibt, noch einmal das Wort zu nehmen‘, worauf die allgemeine Dit: 
cuſſion geſchloſſen wird, und der Uebergang zu den einzelnen Varagttyhen 
rũ tweder ſogleich ober in der naͤchſten Sitzung erfolgt. 

$. 165. Die Abändetung der Patagraphen und die Zufäge zu Dir 
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hen, welche einzelne Mitglieder worfchlagen wollen, find vom ihnen nicht 
los der. Staͤndeverſammlung bei der Berathung Über. den betreffenden. Punet 
otzutragen, fo:.dern auch dem Landtagsdirector zeitig, vor, oder beie der Her 
hun ſchriftlich zu übergeben. 7 ar ——E 

Die, Aenderungen und Zuſaͤtze, ſo wie die Unterabänderungen, zu wel⸗ 
vn die Discuffion Anlaß giebt, können auch im Laufe derfelben borgefchlas 


en — 3 Te TUT AR, fen se a 
Bei jebem Paragraphen wird; zuerſt über bie urſpruͤngliche Faſſung und 
m Inhalt des, —— ferner. über bie Anträge der Commiſſion, und 
Dann ‚Über, die Vorfchläge. ber Mitglieder der Verfammlung discutirt, und 
dezmal dem Lcheber des Antrages zuerſt das Most zu deſſen Brgrandung 
geben, „Hierauf aber daſſelbe den übrigen Staͤndemitgliedern nach der Drdr 
ung, in welcher fie e8 verlangt haben, ertheilt. ein 
5,466, „Keim Redner darf während, ſeiner Rede unterbrochen werben. 
uch iſt die in obigen Beftimmungen fejigefegte Foige der Redner genau zu 


robachten, a ee F ser ei eher hi 4 De F 

Indeſſen kann , der Landtagscommiſſair nach dem Schluſſe einge, jeden 
ide oder, ſonſtigen Aeußerung, uͤber ben Gegenſtand das. Wprt verlangen, 
ride ihm ſodann auch außer der: Ordnung zu ertheilen Üh,; a. un 
Eben fo, hat. jedes. Ständemaitglied, welcheq bei giner, zur Erwähnung g 
mmenen Thatſache ‚perfönlich betheiliget, ober. neumägg „feiner Stellung dapon 
ſonders unterrichtet iſt, * An ſpruch foglsih mit, einer Berichtigung oder 
im nähern Au luſſe „gehört: ‚zn werden. 1:21 aut 462 mil 

8167; Wenn. die Discuffion uͤber einen Gegenſtand, ;;üher ‚einen 
titel oder Paragraphen, über. bie. vorgeſchlagenen Aendeungmn Unterabün- 
ungen und. Zuſaͤtze geſchloſſen, und dieſe mr Abſticzmung vorbereitet find; 
entwirft der Lgnhtagsdirector entweder ſogleich, odet bis zur folgenden Sitzung, 
Kane Entſcheidung vorzulegenden Fragen in der Art, daß hierdurch ber 
une Gegenſtand aichoͤpft wird, und die Abſtimmung, nur mit Ip mut Nein 
teen Aria > an sad ar rn dh red NZ 
© Die, Fragen⸗ werden zwei, Tage vor der Abſtimmung in ber Ständen: 
mmlung vorgeleſen und den Mitgkisbern: in: Abſchriften mitgetheilt, auch 
lich im, Sigungeignie angeheftet. EKrinnerungen dagegen koͤnnen von jes 
im Mitgliede entweder mündlich vorgebracht, oder binnen des Zeitraum 
m Ip ‚wagen kr Landtagsdisect or ſchriftlich raee werden. 

m Falle, daß gegen den Inhalt, gegen die Faſſung, oder gegen ‚bie 
rung ‚In. ber Zufammpnftellung der Fragen Erinnerungen gemacht worden 
nd, Werden biefe vor der Abſtimmung ‚Irhmer zuerfl buch einen Beſchluß 
jitiget oder berichtiget Be a —— * 
Itt die Faſſung der Fragen bereiniget; fo. werben fie. vom Sectetalre 
Sich in das Protocoll eingettäge 6 

"8.168: In der Regel wied "bel jedem Attikel ober Patagraphen zuerſt 
der die von den Ständemitgiledern voigeſchlagenen "Unterabänderungen und 
enderungen hierauf, fo weit es nothig erſcheint, Über die Anträge der Com: 
"ffiöh, und ſodann über die urſptüngliche Faffung des Entwurfes, zuledt 
ber über die Bufäge abgeflinme; ai ⏑ , 
826% Wenn die Abftimmling Hißee bie einzelnen Paragraphen ober 
tel >auif iefe Art gu Ende’"gebrüthe*imd bie Faffung in Germäßheit beb 
167, bereiniget worden ift; fo wird zur Abftinimmng über die’ Annahme 
der Werwerfun ber 'Propofitiöh odere des Vorſchlages in'tber ganzen berma⸗ 
F Faffung, mie ſich dieſelbe aus der Abſtimmung uͤber die einzelnen Punch 

Tg te like 


n 


Paragraphen ergeben hat/ gefcheitten, 


GER LET Boßerhölleens Gipnintingen; ‘2 


bis KALI; Die Abftähamung: forscht: über: idiei elnzelnen Puucte und Pa; 
vagrliphen/ leer das Gange des⸗ Entwurfes geſchieht ohne aweitere Moti 
virung oder Etlaͤuterung üdffenttichrickun: ind ou .3 cn mmanaet eenm 
Dagegen hat jedes Mitgikd, das Recht, eine geheime Abſtimmung in 
Antraͤg si Birnen, Woruͤbero ſobann die’ Mehrheit der’ Vetſammiung ent 
ſcheidet! nid un! mi en nd tu —— ra as 1% 
Die Öffentliche Abftimmung, findet Statt bei minderwichtigen" Gegen 
fränden" durch Aufftehen (Welches fir Bejahmg gilt)) oder buich. Sigenhii 
Beh Wire Verneitiungoᷣgilt), im Ztoeifel mit Probe und Gegenptobt 
Bir Gefehentlbuͤrfene td’ Gegenſtaͤnden von Wichtigkeit durch: Mämendaufrr 
mittelſt Nunblicher Beſahung ober IR chin ach het Re der Pidke, I 
vaß der Mirage ee, Lidedie!Sectetaite Armirtelbir‘ vor’ din 
abftimmen. a 0079 N d 1234358 2 ia. Man 
DR ehe Abſtimmimig erfor bas Abgeben von Stimmzetiin 
mit Ja oder Hein Mach bollſt andiger · Sammiung dr“ Miſchungwethn 
die Stimmzettel vom Landtagsdirector und einem Secretaire, ndelähen 
Ständeßerfanimnkung noch end oder uiſehrete Urkunds detſonett Fatis ihr Mit 
beigeben? Erin geßffhel iR · nach· det Siyunig"in Gegenwart des” Lindtirs 
director und der UEERHÖGB«HönEH" Nike en e 
rag Das Etgebniß beb Aoſtiſamung wird? fedesmar‘ ſogleich vom 
Steam, Ad deim Niimens aufrirfe jeher 
Skimme auf Verlangen namentlich birelit bemerktẽ > Mama. © 
. Der, Landtagsdirectoe macht bdasReſulthitder Abſt mnung für um 
Wwider bie Fade der Stanbeberſanimlung fogllſch Verantir, X ſpricht am CaN 
die Seiner und" darnach den Befchluß des Laudtageb ad 
an ger Zur A eo Gegenwatt bon ver 
Dee DE geſehlich ei An ahl des ·Stande berſammlüngitich 8 19% um 
gi deren Bere Dre ae ee ea 
Mitegkiederherfirbert "mit Ausnahmoeber beſondets inaefirhretkleinisenn Ki 
Tritt Stimmengleichheit ein, und wird diefe nach-einer dreimaligen Abi 
Ortner zwei? Tagen dere oe aubnahn 
weiſe die Serie wir Morſitzenden⸗ ig elauzon am 
1. euere ee RL Miiimgdern Rigtean 
ungezeigk; vöndenpmmid 2 bnsunpzon bildnkm cam ED 22 | 
ie Vikdandluingeir werdenit graſtee MIT RL RN 
| Her iaphemen be Ki En —— A a 
nn Y 3 J R —X de. to at yon‘ a — 
Deret —— g rat en * HR Bulk, J 
Folge dieſe Beh e nöthi en, Aufſaͤe itgetheilf, Ton 
——6 Ahnahnie oder Vetwerfungg, im, Ganzen vorgelefen, und ” 
Erinnerungen gegen bie Saflyng. den, entw 
enden Cieungen Put, Pelchtüffe. ettcbiget. 


4 


. Kind in den arsdtagsbefchlaffene Anträge; Emtlirungen tdi 
Geſuchen an am Landesfuͤrſten oder au de Megierung enihalten; ſardeiden T 
ſagleich nach genehmigter Faſſung entweder mit.) einem Begltitungeſchi he 


. 
# 
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welches das Geſuch um bald moͤglichſte Erledigung enthalten wird, durch 
den Landtagscommiſſair an die Regierung übergeben, oder durch eine ſtaͤndi— 
fe Deputation dem Landesheren felbft überreicht. Der Ständeverfummlung | 
fteht, fo oft fie es für nöthig hält, das Recht zu, nad) vorgängiger Anfrage 
und erfolgter Bewilligung, Deputationen an den Landesfürften abzuordnen., 
andeöherrliche Nefolutionen und Beſchluͤſſe der Regierung an ben Lundtag 
werden ſtets ſchriftlich erlaffen. s 

$: 176. Die Mittheilung der Befhlüffe an die betheiligten SPrivats 
perfonen gefchicht durch Protocolldauszüge, an die Landtagscommiffion und 
die Regierung in der Form von Communicationsfchreiben, und an die Per: 
fon des Landesfürften in der Form von Votftellungen. Die Ausfertigungen 
werden jedesmal vom Luandtagsdirector und Secretair unterzeichnet, und mut 
dem Landtagsfiegel verfehen oder verfchloffen. 


8177. Die Ständemitglieder erhalten mährend der Dauer bes ‚Land: 
tages, mit Einfchluß des Tages ihrer Ankunft und Abreife, vorbehaltlid der 
durch die folgenden Beitläufe etwa nothmwendig erfcheinenden Abänderungen, 
eine tägliche Diät von drei Gulden, die Secretaire von vier Gulden, und dir 
Landtagsdirector von fünf Gulden aus der Landescaffe. 

Den Ständemitgliedern, mit Ausnahme der ftandesherrlihen Bevoll: 
mächtigen, werden auch die Neifekoften nach einem billigen Anfage erfegt. 

Sie legen ihre diesfallfigen Koftenverzeichniffe der Ständeverfammlung 
jur Genehmigung vor. | 

Die an dem Orte der Ständeverfammlung wohnhaften Ständemitglies 
der beziehen im jeder Abftufung einen Gulden am Zaggeld weniger, als dies 
jenigen, welihe außer demfelben wohnen, 

Die ftnndesherrlihen Bevollmächtigten empfangen im Falle der Ueber: 
tragung eines Amtes in der Ständeverfammlung nur die betreffende Erhöhung 
des Taggeldes aus der Landescaffe. 


-$. 178. -Die Verhandlungen des Landtages werden möglichft bald 
duch den Druck zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. Die Beſorgung der Bes 
kanntmachung wird unter Mitwirkung der Secretaire einer Commiſſion über: 
tragen. | . | 

In ſoweit von der Ständeverfammlung nicht eine Geheimhaltung be: 
(hloffen wird, find zum Drude beftimmt: 
1) die. Sigungsprotocolle, 
2) die Eröffnungsrede, die Dankadreffe und Antwort darauf, 
3) die. fandesherrlihen Propofitionen und die zur Berathung gezogenen 
Anträge einzelner Ständemitglieder fammt den Beweggruͤnden, 
4) andere Actenftüde, deren Drud von der Ständeverfammiung befonders 
angeordnet wird. | j 
$. 179. Die Ständeverfammlung ift berechtigt, die obigen Beftim: 
mungen, wenn fie blos ihren inneen Gefhäftsgang beteffen, auf den Antrag 
Ihrer Mitglieder, welcher aber nach der in diefer Geſchaͤftsordnung feftgefegten 
* vorgebracht, und berathen werden wuß, ſelbſt zu ändern und zu vers 
eſſern. | | 
Wenn dagegen die vorgefchlagenen Abanderungen das Verhaͤltniß bes 
Landtags zur Regierung und zum Landesfürften berühren; fo koͤnnen diefels 
ben nur im Einverftändniffe mit der Regierung ftatt finden. 

Diejenigen Beſtimmungen, welche die Gültigkeit der Landtagsverhand⸗ 
er fo wie der Abſtimmungen und Beſchluͤſſe betreffen, dürfen nur auf 
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die In Tit. 42. 8. 190. vorgefchriebene Weiſe — oder erläutert 


werben. 
Eilfter Titel 
Bon dem Landbtagsausfhuffe. 


$. 180. Während des Zeitraums von einem Landtage zum andern be 
fteht ein Ausſchuß aus den Staͤndemitgliedern für diejenigen Geſchaͤfte, deren 
Beforgung in der Broifchenzeit zur ununterbrochenen Wirkſamkeit der Landes: 
vertretung nothwendig iſt. 

$. 181. Der Ausſchuß beſteht 

1) für die ordentlichen Geſchaͤfte 

a) aus dem Director, 

b) aus zwei Abgeordneten, 

2) für außerordentliche Geſchaͤfte ($. 182. eit. £ und $. 185.) 

c) aus noch zwei meitern Abgeordneten, welche zugleich Stellvertretn 

der ordentlichen Ausſchußglieder find. 

Für diefe zwei weiten Ausſchußglieder werden noch zwei Stellverttetu 
gewaͤhlt. 

Die Wahl faͤmmtlicher zu waͤhlenden Ausſchußglieder und der Stil; 
vertreter gefchieht nach der Art der Wahl der Gandidaten für das Direct: 
rium ($. 137.). 

Die Reihenfolge in der Wahl beftimmt den Eintritt des Stellyertteters 
eines Abgehenden. In Berhinderung des Directors hat der Wicedirector der 
Ständeverfammlung in deſſen Verrichtungen für die Dauer der Berhinderun 
einzutveten. 

$. 182. Der Ausfhuß ift beredhtiget und verpflichtet: | 

a) darauf zu dringen, daß bie Verfaffung aufrecht erhalten; die Landtı:: 
abfchiede vollzogen umd der feftgefegte Voranfchlag (Etat) nicht über: 
Schritten werde; 

b) mitzuwirken bei der Abnahme, Pruͤfung und Berbefcheidung der Kar: 

« bdescaffensechnung, zu deſſen Behufe ihm die Rechnung nacy erfolgt 
Nevifion mit dem Entwurfe des Nechnungsbefcheides zu meitern Cr 
innerungen oder zur Mitanerkennung zu übergeben ift ($. 185.); 

e) bie auf bie- Landescafle mit Beziehung auf den Beſchluß einer vorher: 
gegangenen Ständeverfammlung auszuftellenden Schuld: und Hppotbi 
verfchreibungen mit. zu unterzeichnen ; 

d) einftweilige Vorkehrung bei Erledigung der Landescaffi rerſtelle im Ein⸗ 
verſtaͤndniſſe mit der Regierung zu treffen; 

e) in dringenden Fallen Anzeige an den Landesherrn zu erſtatten; bei Be 
drohung und Verlegung verfaffungsmäßiger Rechte an die oberfte Staatt: 
behörde Vorftellungen, Verwahrungen und Belchwerden zu bringen ; 

f) nad Erforderniß der Umftände, befonders wenn «8 ſich von. einer An: 
lage im Falle des $. 50. Tit. 5. handelt, die Einberufung einer au: 
Fevordentlichen Ctändeverfammlung zu beantragen, welche legtere ni 
wirb verweigert werden, wenn der Grund und die Dringlichkeit der An: 
lage gehörig nachgewieſen ift. 
$. 183. Der Ausſchuß kann fih auf folche Gegenftände, welche ver: 

füffungsmäßig eine Berabfchiedung mit der Ständeverfammlung erfordern, 
nicht einlaffen. 

$. 184. Der Ausfhuß kann feine. bleibende Verbindlichkeit für das 
Land eingehen und iſt dem naͤchſten Landtage hinſichtlich feiner Geſchaͤfts 
führung verantwortlich: „Er hat diefem über feine. Verhandtungen Rechen: 
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ſchaft abzulegen, und ſolche find nur fo weit für das Land verbindlich, als 
fie von dem Landtage wirklich) anerkannt werden. 

$. 185. Der Ausſchuß hat ſich zu Beſorgung der ihm obliegenden 
Geſchaͤfte alljaͤhrlich im Monat December an dem Sitze der Regierung zu 
verſammeln. Außer dieſem regelmäßigen Zuſammentritte kann eine weitere 
Verſammlung ſowohl auf landesherrliche Einberufung, als auch dann Statt 
finden, wenn der weitere Ausſchuß die Einberufung einer außerordentlichen 
Staͤndeverſammlung zu verlangen für nothwendig erachtet. ($. 182, Lit, f.) 

Ueber die Nothwendigkeit eines folhen Zuſammentritts entfcheidet bie 
Stimmenmehrheit: des weitern Ausſchuſſes. Die Stimmgebung geſchieht 
duch ſchriftliche Mittheilung an den Director. 

$. 186. Die Verrichtungen des Ausfchuffes hören mit der Eröffnung des. 
neuen Landtages auf, und werden nach einer bloßen Vertagung deſſelben, oder 
nach Beendigung einer außerordentlihen Staͤndeverſammlung wieder fortgefegt. 

Die Wahl des Ausfhuffes gefhieht nach Worfchrift des $. 126. 

-$. 187. Die Mitglieder des Ausfchuffes beziehen während ihrer Wer: 
fammlung ohne Unterfchied die nämlichen Diäten und Reiſekoſten, welche. 
$, 177. für die Abgeordneten beftimmt find, 


Zwölfter Titel. 
Bon der Gewähr der Berfaffung. 


$. 188. Das gegenwärtige Landesgrundgefeg iſt für alle Bandesange: 
hörige nach feiner Verkuͤndigung durch den Landesfürften verbindlich. 

$. 189. Alle Sefege, Verordnungen und Obfervanzen, welche mit ei: 
nee ausdrücklichen Beſtimmung der gegenwärtigen Verfaffungsurkunde im 
Miderfpruch ftehen, find in fomeit ungültig. 

d. 190. An dem Landesgrundgefege darf ohne Webereinftimmung der 
Regierung und der Ständeverfammlung nichts, weder durch Hinmegnahme, 
noh durch Hinzufügung, geändert werben. 

Anträge auf Abänderungen oder Erläuterungen in den Beflimmungen 
der Berfaffungsurfunde Eönnen fowohl von dem Xandesfürften an die Stän: 
deverfammlung, als von ber Staͤndeverſammlung an den Landesfürften ge: 
bracht werden. 

Zu einem gültigen Befchluffe in Diefer Angelegenheit wird eine Stim⸗ 
menmehrheit von drei Viertheilen fämmtlicher Ständemitglieder erfordert; auch 
kann ein folcher Antrag nicht eher vom Landesfürften genehmiget werden, als 
bis derfelbe auf zwei unmittelbar nach einander folgenden ordentlichen Lund: 
tügen von der Ständeverfammlung angenommen worden ift. 

Jede, während einer Regierungsverwefung verabfchiedete, Abanderung einer 
Beſtimmung der Verfaffung ift auf die Dauer der Negentfchaft gültig. 

$. 191. Wenn über die Auslegung einzelner Beflimmungen der Ver: 
faſſungsurkunde Zweifel entfteht, und derfelbe nicht Durch Uebereinkunft zwi— 
[hen der Negierung und der Staͤndeverſammlung befeitiget werden kann; fo 
ſoll unter beiderfeitigee Darlegung der für und wider flreitenden Gründe die 
Entſcheidung darüber, falls man nicht zu Niederfegung eines Compromifge: 
tichts fich vereinbaren wird, dem Ausfpruche einer teutfchen Juriſtenfacultaͤt 
unterftellt werden. 

Zu diefem Ende wird die Regierung der Ständeverfammlung drei Uni: 
verfitäten aus drei verfchiedenen teutichen Bundesflaaten in Vorſchlag brin- 
gen, von welchen die Ständeverfammlung duch abfolute Stimmenmehrheit 
eine Suriftenfacultät zu wählen hat, an die alsdann die Sache zur Ent: 
ſcheidung in- der Ordnung des gewöhnlichen Re gelangt. - 

v 
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Der hierauf. ertheilte Ausſpruch fol als authentifche Interpretation an 
gefehen und befolgt werden. 


$. 192. Jede Berlegung der Verfafjung und ihrer einzelnen Beftim: 


mungen durch Entgegenhandlung ober Unterlaffung foll bei den zuſtaͤndigen 
Gerichten verfolgt und nad) dem Grade der Verfchuldung beftraft werden, 
Geſchehen ſolche Werlegungen von Seite eines verantwortlichen Mitglieds der 
oberften Staatsbehörde (Tit. 5. $. 50.) oder des ftändifchen. Ausſchuſſes 


(zit. 11. $. 184.); fo hat allein die Ständeverfammlung das Redt un 


die Pflicht, den Schuldigen bei dem oberften Gerichtshof des Fürftenthums 


zu belangen, welcher auf die Klage der Ständeverfammlung die Unterfuhung 


vornehmen und das Erfenntniß fällen wird, 

$. 193. Die Strafbefugniß des oberften Gerichtshofs erſtreckt fid nur 
auf ausdruͤckliche Mißbilligung des Verfahrens oder Entfernung vom Amtt, 
auf zeitliche oder immerwährende Ausfchliegung von der Landftandfchaft. 
| Wenn derfelbe die höcyfte, in feiner Competenz liegende Strafe erkannt 
hat, ohne eine weitere ausdruͤcklich auszufchließen; fo wird er die Sache un 
den ordentlichen Gerichtsſtand des Verurtheilten zu weiterm Berfahren zu 
—— 

. 194. Gegen den Ausſpruch des oberſten Gerichtshofes findet kein: 
Appellation Statt, fondern nur das Rechtsmittel der Revifion und der Wir 
derrinfegung in den vorigen Stand. 

8. 195. Unterfuhungen gegen Staatsdiener wegen Berfaffungever 


letzungen oder Dienftverbrechen, melche entweder auf die an. den Landeifle 


jten gebrachte Beſchwerde oder auf gerichtliche Klage verfügt worden, Eünnn 
nicht niebergefhlagen, und das Begnadigungsrecht nie dahin ausgedehnt nur: 
den, daß ein durch gerichtliches Erkenntniß in die Entfernung vom Ant 
verurtheilter Staatsdiener in feiner bisherigen Stelle gelaffen, oder in einem 
andern Staatsdienite wieder angeftellt würde; es wäre denn, daß in Rud: 
fiht auf Wiederanftellung das gerichtliche Erkenntniß einen ausdrüuͤdlichen 
Vorbehalt zu Gunſten des Verurtheilten enthielte. 

$. 196. Jeder Regierungsnachfolger wird bei dem Antritte feiner Re 
aierung den Ständen bei fürftlihen Ehren und Würden die unverbrüdlic 
Feſthaltung der Verfaffung in einer fchriftlichen Urkunde zufichern; um bil 
noch vor der Huldigung von dem neuen Landesfürften in Empfang ju 
nehmen, wird eine außerordentlihe Ständeverfammlung einberufen mir 
den. ($. 115.) 


$. 197. Im Bulle einer Negierungsverwefung wird, bei dem Antritt 


derfelben, der Negierungsverwefer in der deshalb zu veranftaltenben Ständer 
fammlung (Titel 9. $. 115.) den Eid ſchwoͤren, daß er das Fuͤrſtenthum 
in Gemaͤßheit dee Verfaſſung und Geſetze regieren, die Integritaͤt deſſelben 
und die landesfuͤrſtlichen Rechte erhalten, und an den Landesfuͤrſten die Gr 
walt, deren Ausübung ihm zeitlich amvertraut ift, vollftändig und gefwu 
übergeben werde, 

$. 198. Ale Staatsdiener und angeftellte Beamte, alle Magiftrat: 
und Ortsgerichte ſchwoͤren dermal und fünftig bei dem Dienft= oder Amts 
antritte folgenden Eid: 

- „Sch fchrodre Treue dem Landesfürften, Gehorfam dem Gefege und 
„Beobachtung der Sandesverfaffung. e 

Sie find alle ohne Ausnahme für die genaue Beobachtung der Ber 
faffung in ihrem Wirkungskreife verantwortlid). 

Den gleichen Derfafjungseid abzulegen, find alle Randesangehörige bi 
ihrer. Huldigung oder bei ihrer bürgerlichen Aufnahme. verbunden, 
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© 199, Gegenwaͤttiges Verfaſſungsgeſetz wird unter die Garantie des F 


teutſchen Bundes geſtellt, und bei dem Bundestage der erforderliche Antrag 
eshalb gemacht werden. 

Indem Wir die vorftehenden Beſtimmungen in Folge der, mit ber 
Ständeverfammlung getroffenen Vereinbarung als das Landesgrundgefeg Uns 
ers. Fürftenthums hiemit erklären, wiederhohlen Wir zugleich Unfere ‘bei Un: 
terzeichnung und Uebergabe des Verfaffungsvertrags gegebene landesfürftliche 
Berfiherung, daß Wir diefelben nicht nur genau erfüllen, fondern auch ges 
gen alle Eingriffe und Verlegungen Eräftigft fchügen wollen. 

Zu befjen Beftätigung haben Wir gegenwärtige Verfaffungsurkunde ei: 
genhändig vollzogen, und Unſer fürftliches Siegel beidruden laffen. 

&o geſchehen Eu Krauchenwies, den 11. Juli 1833. 

Kart Fürft zu Hohenzollern» Sigmaringen. 
v. Huber. 
* 


B) Koͤnigreich Hannover. 


Der erſte Band dieſer Urkundenſammlung enthaͤlt (S. 317 ff.) den 
„Entwurf eines Staatsgrundgeſetzes für das Koönigreich 
Hannover‘, wie derſelbe am 16. Nov. 1831 der niedergeſetzten ſtaͤndi— 
ſchen Commiſſion von den landesherrlichen Commiſſarien zur Berathung 
vorgelegt ward. Nach der Beendigung dieſer Berathung, und nach der 
Aufloͤſung (13. Febr. 1832) dieſer Commiſſion, wurden die neugewaͤhl⸗ 
ten Stände des Königreiches — getheilt in zwei Kammern — zum 
30, Mai 1832 zufammen berufen. Die Eönigliche Declaration an diefe 
Ständeverfammlung vom 11. Mai 1832, und die Eröffnungsrede derfel: 
bein am 30. Mai von dem BVicefönige, Herzoge von Cambridge,  ftehen 
gleichfalls im erften Bande (©. 334 u. 346). — Die wichtigen Ver: 
bandlungen der Ständeverfammlung in. beiden Kammern über den vorge: 
Isgten Berfaffungsentwurf theilte die Hannoverfche Zeitung in den Jah— 
ven: 1832 und 1833 mit. Am 13. März 1833 nahm die Ständever: 
fammlung, mit den von ihr beantragten und befchloffenen Veränderungen, 
den vorgelegten Entwurf als kuͤnftiges Staatögrundgefeß an; darauf 
ward — nach einer faft zehnmonatlichen Diät — am 18. Mär; 1833 
die Ständeverfammlung gefchloffen. | 

Das Ergebniß diefer Berathungen ging ab nach London zur Ent: 
ſcheidung des Königs. Diefe erfolgte am 26. Sept. 1833. An diefem 
Tage unterzeichnete der König Wilhelm €: 

1) das koͤnigliche Patent, die Publication bes Grundgefeges des Kö: 
reiches betreffend (in welchem die Veränderungen im Allgemei: 
nen angedeutet und motivirt find, welche der König in dem, von 
der Ständeverfammlung berathenen, Gefeßesentwurfe verfügte) ; 

2) dad Grundgefeg felbft; 

3) dad — die a ie des Herzog5 von Gambridge als Stelle 
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vertreterd ded Königs. und Vicekoͤnigs, ingleichen die Contrafignatur 
ber Föniglichen Refcripte betreffend; ‚N 28 
(Diefe drei Urkunden find in Folgendem enthalten.) 
4) die Proclamation, wodurch die jegige allgemeine Staͤndeverſammlung 
aufgelöfet, und eine neue Verfammlung der Stände des Koͤnigrei⸗ 
ches berufen ward. 


a. Patent, die Pırblication des Grundgefeges bei 
Königreiches betreffend, dom 26. Sept. 1833, 


Wilhelm der Vierte von Gottes Gnaden, König des vereinigten 
Reichs Großbritannien und Irland ꝛc., auch König von Hannover, Hrn 
zu Braunfhweig und Lüneburg ıc. ıc. 

Da durdy die Auflöfung der vormaligen teutfchen Neichsverfaffung, dur 
die Errichtung eines teutfchen Bundes und durch die Vereinigung aller ſo— 
wohl ältern als neu erworbenen teutfchen. Befigungen Unfers Königlichen 
Haufes zu a unabhängigen Königreiche, in der Verfaffung deffelben mehr: 
fache mwichtige Veränderungen hervorgebracht worden find,” andere Theile in 
Verfaffung aber einer neuen Befeftigung oder nähern Beſtimmung bedürfen; 
fo haben Wir auf den Antrag Unferer, getreuen allgemeinen Ständeverfamm 
lung befchloffen, die innen Berhältniffe Unferes Königreichs‘ Hannover dus 
die Erlaffung eines neuen Staatsgeundgefeged genauer feftzuftellen, und de 
halb in der an: Unfere getreue allgemeine: Ständeverfammlung. erlaffenen De 
claration vom 11. Mai 1832 die, Grundfäge zu demfelben vorgefchrieben 


Nachdem Uns nunmehr die MRefultate der danach Statt gehabten au 
führlihen Berathung Unferer getreuen Stände tiber das Grundgefeg vorge 
find, und Wir dann deren Anträge in allen der Zuftimmung derfelben be: 
dürfenden Puncten zu beftätigen Uns bewogen gefunden haben, folde auf 
übrigens zum größten Theile den von Uns ertheilten Vorfchriften entſprechen, 
und nur in einigen wenigen Puncten zur. Sicherftellung. Unferer Iandeshuw 
lichen Rechte und zum Beften Unferer getteuen Unterthanen von; Ups ein 
Abänderung, bedürftig gefunden find; fo fehen Wir Uns veranlaßt, in Br 
ziehung auf die deshalb nothwendig gefundenen Veränderungen des aus din 
Berathungen Unferer getreuen allgemeinen Ständeverfammlung hervorgegan⸗ 
genen Grundgefegentwurfes, fo weit fie nicht blos Berichtigungen der Maut 
faſſung betreffen, Folgendes. zu erklären. 5 | 

1. So ſehr Wir auch durch Unfere Erklärung vom 14. Mai, 183 
die Aufrichtigkeit des. Munfches bethätigt haben, die für die Wohlfahrt Un 
ſeres Königreichs von Uns für angemeffen erachtete Vereinigung Unferer lan 
besherrlichen Caſſen und der Landescaffe zu erleichtern; fo iſt es uns gleich 
wohl nach forgfältiger Erwägung allet Verhaͤltniſſe nicht ausfuͤhrbar erſchit 
nen, den von Uns feftgefegten, auf! den nothwendigſten Bedarf bereits be⸗ 
ſchraͤnkten, Betrag der Krondotation noch weiter herabzuſetzen und dem dieſet⸗ 
halb gemachten Antrage Unſerer getreuen Stände Folge zu, geben. Dagegen 
haben Wir, um. das Land gegen Anfprüche zu. fichern, melde in Zukunft 
gemacht werden Eönnten, wenn in dem Kalle des Ueberganges bes Landes an 
die jetzige herzoglich braunfchweigswolfenbützelfche Linie, den Erben Unfered 
jegigen koͤniglichen Haufes, eine Entfhädigung von dem Thronfolger in Ge 
mäßheit der frühern Haußverträge geleiftet werden müßte, Uns bewogen 9" 
funden, dieſe eventuelle “ntfhädigung: auf. Unfere Schatulltaffe, zu uͤberneh 
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und die in dieſer Beziehung in ben Entwurf arfgenommene Beſtim⸗ 
ung in dem jetzigen Staatsgtundgefege weggelaſſen. 
2. Der Antrag Unferer getteuen allgemeinen Staͤndevetſammlung, daß 
n Regent, wenn er aus einem fremden teutſchen Fuͤrſtenhaufe etidaͤhlt mer: 
n müßte, mindeftens fein fünf und zwanzigſtes Jahr zuruͤckgelegt haben 
fe, findet Unfete volle Genehmigung, weshalb Wir diefen Grundſatz auch 
e den Fall der Wahl des Regenten durch die allgemeine Staͤndeverſamm⸗ 
ng vorzuſchreiben für. angemeſſen gefunden haben. Dagegen haben Wir 
ns nicht bewogen finden koͤnnen, die Beſtimmung, nad) welcher der 
sent den ihm obliegenden Eid im verſammelten Minifterio abzufeiften hat, 
‚ahyuändem; und wenn gleich Wir geneigt find, den Megenten in ſeinen Be: 
‚fıgnffen nicht fo weit zu befchränfen, daß er in der Einrichtung der allge: 
‚meinen Ständeverfammlung eine Aenderung überall nicht vornehmen, not) 
geftatten dürfte; fo müffen Wir doch für nothwendig halten, eine Aenderung 
3 Grundfpftemsd der allgemieinen Ständenetfammlung durch einen Regenten | 
"gänzlich zu unterfagen. 

3. Wir verkennen überall nicht, daß bie vielfach, imsbefondere auch 
durch die Ablösbarkeit der gutsherrlichen Rechte veränderten Verhaͤltniſſe im 
„mehrfacher Beziehung auf das Lehnsweſen zuruͤckwirken, und find um fo mehr 
N 2 den hierunter bezeigten Münfchen Uns mwillfährig zu beweifen, als 

ir die Opfer nicht überfehen, welche die Befiger von Lehnsgütern durch Auf! 
‚Bebung oder Mobdification beftehender Worrechte der öffentlichen Wohlfahrt und 
Un Beften des Landes bereitwillig gebracht haben. Wir werden daher, in 
Gemaͤßheit des Antrages Unferer getreuen Stände, den Entwurf’ zu einent 
Gefege über die Lehnsverhältniffe und deren Abloͤsbarkeit ausarbeiten und zur 
vefaffungsmäßigen Mitwirkung unverzüglich an Ddiefelben gefangen iaſſen. 
Indeß haben Wir, zumal ehe die Folgen alle genau erwogen ſind, welthe 
die Aufhebung eines fo tief in die Öffentlichen Verhaͤltniſſe eingreifenden In— 
fituts begleiten müffen, Bedenken geträgen, den Grundſatz unbedingt feſtzu⸗ 
ftellen, daß der Lehnsnerus in jedem Falle auf den Autrag des Bafallen ut: 
(ösbar feyn fol, und haben nothwendig erachtet, dem von Unſerer getreuen 
allgemeinen Staͤndeverſammlung in Antrag gebrachten Paragraphen⸗ ‚eine bis 
nach erforderlich gewordene veränderte Faſſung geben zu Laffen. 

4. Da e8 und nidje entgangen wär, daß eine zit große —— 
der Befreiungen von der Gerichtsbarkeit der Untergetichte Beſchwerden und 
Nachtheile für -Unfere geliebten Unterthanen herbeiführte; fo haften Wir: be 
ſchloſſen, dieſe Befreiungen thunlichſt zu beſchraͤnken und die beizubehaltenden 
Ausnahmen in dem Geſetzentwurfe angeben laſſen. Dagegen würde es eiiten 
gleichmäßigen Juſtiz Eeinesrärges förderlich feyn, wenn alle Gerichte des. Lan— 
des ohne Ruͤckſicht auf die beſondern Verhaͤltniſſe der ihrer Gerichtsbarkeit un⸗ 
terworfenen Perſonen und Sachen eine gleichmaͤßige innere Einrichtung erhal⸗ 
ten ſollten; und wenn gleich Wir geneigt find, auch in dieſer Hinſicht etwa 
nicht mehr paſſende Inſtitutionen zw verbeſſern und zu befeitigen, ‚konnte: es 
doch Unfese Abſicht nicht ſeyn, deren gamzliche Aufhebung: durch das Grund—⸗ 
geſetz im Voraus zu befimmen, Wir: haben daher, Um: die dieſerhalb vor— 
gekommenen Zweifel zu befeitigen, der in das Grundgeſetz aufgenommenen 
Vorfchrift eine ſolche Faſſung geben laſſen, melde geeignet ift, irrigen De 
tungen vorzubeugen und FOREN zweckmaͤßigen — nicht * 
gegenſteht. 

5. Eben ſo kann es der nechwendigen uaabhaͤngigkeit der Juſtiz nad; 
theilig feyn, wenn die Uebertragung der Gerichtsbarkeit von einem ordentli⸗ 
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hen Gerichte. des Landes auf ein anderes zu fehr erſchwert oben: gar ummoy 
li gemadht wird, Wenn Wir daher auch nichts dagegen zu. erinnern fir 
den, daß nach dem Wunfche Unſerer getreuen allgemeinen Ständeverfamm 
lung die Fälle, wo eine folche Uebertragung Statt finden kann, in einem 
Geſetze näher feftgeftellt werden; fo erklären Wir doch hiemit ausdrüuͤdlich, 
daß gerade zu dem Zwecke, um die Juſtiz von flörenden aͤußern Einflüfen 
unabhängig zu erhalten, der Grundfag niemals aufgegeben werden kann um 
darf, daß der König ald Quelle aller Gerichtsbarkeit unabhängig von den 
Anſichten der Gerichte eine folche Webertragung der Gerichtsbarkeit in einem 
einzelnen Falle anzuordnen hat, und daß daher diefer Grundfag aud bei ı: 
nem foldhen Geſetze ſtets aufrecht zu erhalten if. Damit aber über Unſen 
Abſicht in diefer Hinfiht ein Zweifel nicht obwalten. koͤnne, haben Wir du 
in das Geſetz hierüber aufgenommenen Beſtimmung die geeignete Faſſunz 
geben laffen. ea 

6. So wenig Wir übrigend.den Lauf der Juſtiz, mo er den Gelesen 
gemäß Statt findet, hemmen, oder Unfern Vermaltungsbehörden ſolches pu 
thun geftatten werden; eben fo- wenig Eönnen Wir die Ausübung Unfere, 
Hoheitsrechte jemals den Urtheilen Unferer Gerichte unterwerfen, oder die von 
Unfern Verwaltungsbehoͤrden innerhalb. ihrer Competenz getroffenen Verfuͤgun⸗ 
gen der MWiederaufbebung von Seiten der Gerichte ausfegen. Wir habın 
daher hierher das Noͤthige in das Grundgefeg aufnehmen laffen, und übi: 
gend duch die in demfelben getroffenen Brftimmungen den Schug ber Or 
richte für die wohl erworbenen Mechte Unferer geliebten Unterthanen fo wit 
ausgedehnt, als es mit einer wohlgeordneten Verwaltung ‚irgend zu verin 
bıren iſt. | | 
| 7. Wenn gleich Wir die Freiheit der Preffe unter Beobachtung der je 
gen, deren Mifbrauch zu erlaſſenden Geſetze und der Beflimmungen des tut 
ſchen Bundes geflatten wollen, und deshalb einen Gefegentwurf an Unſure 
getreuen Stände, deren. Antrage; gemäß, ‚baldthunlichft gelangen laſſen werden 
wenn. nicht zuvor. von. dem. teutfchen ‚Bunde ein allgemeines - Preßgefes br 
fhloffen wirden follte;,fo ergiebt doch. der Umftand, daß die über den Mi: 
brauch der Preſſen zu erlaffenden Gefege mit Unſern getreuen Ständen noch 
nicht haben veradredet werden, koͤnnen, bis dahin aber ein gefeglofer Zuftend 
nicht geduldet werden Eann, die Nothwendigkeit des von Uns angeordneten 
Zufages, daß bis zur Erlaſſung diefer Geſetze die bisherigen Vorſchriften in 
Kraft bleiben, € | 


8. Indem Wir den Städten, Fleden und Landgemeinden in der Ber 
waltung ihres Vermögens die mit ihrem Wohle: vereindare Selbftftändigkeit 
zugefichert haben, und deshalb auch die von Unſerer getreuen allgemeinen 
Ständeverfammlung in diefer Hinficht gemachten Anträge beftätigen und nur 
beftimmen, daß das Armenwefen nad) Mafgabe der örtlichen Verhaͤltniſſe 
eignen Verwaltungen: übertragen jmerden kann, haben Wir zugleich der Re 
Hierung die Aufficht auf das Gemeindewefen, fo weit fie zum Seile des Gar: 
zen und zum eignen Beſten ber Gemeinden erforderlich ift, ausdruͤcklich vor 
behalten. Zu diefer Aufficht der Regierung gehört ed nothivendig, daß dir 
‘ felbe ſelche Gcmeindebeamten, welche ‚ihre Pflichten verfäumen oder verlegen 
würden, gleich Unferer übrigen Staatsdienerfchaft, durch Strafen zur Er 
fuͤllung deſſen, was ihnen obliegt, anhalten oder. felbft vam Dienfte entfer: 
nen kann. Da diefes in der landesherrlichen Oberaufſicht weſentlich begrün— 
bete und zum Beſten der Gemeinden, durchaus nothwendige Recht der Re 
gierung durch den von Unſerer getreuen allgemeinen Ständeverfammlung IN 
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lutrag gebrachten Vorbehalt: einer ;befondern Geſetzgebung Uber die, Staats 
imftwerhältniffe der -Gemeindebeamten zweifelhaft. werden Eönnte; fo haben 
Bir diefem Vorbehalte Unfere Genehmigung nicht ertheilt und. benfelben in 
5 Gtundgeſetz nicht aufnehmen laſſen. 

9, Wenn Wir auch kein Bedenken haben, bie Erklärung, daß das 
xet, da es nicht aus geworbener Mannſchaft beſteht, ſondern feine Ergäns 
ing in Folge der allgemeinen Militairpflicht erhält, für ein Unfern Königs. 
ühe fremdes Intereſſe nicht verwandt werden fol, biemit ausdruͤcklich zu, 
men; fo hat doc die Betrachtung, daß es Fälle geben, kann, mo der, 
drund, auf welchem das Intereſſe beruht, nicht zu Jedermanns Einſicht 
ofiegf umd auch nicht ſogleich bei den Vorbereitungen zu, einem Kriege ober. 
in zu deffen Abwendung nothwendigen Mafregeln erklärt werden kann, bei 
em Heere felbft aber niemals Zweifel irgend einer Art über deffen Berbinds, 
keiten eintreten dürfen, Uns bewogen, dag Wir die ven Unferer getreuen. 
Igemeinen Ständeverfammlung in Antrag gebrachte Beftimmung über die, 
Jetwendung des Heeres in das Grundgefeg nicht haben aufnehmen laſſen. 

10. Den wegen der innen Drganifation fowohl der Provinziallande, 
haften als der allgemeinen Ständeverfammlung gemachten Anträgen, haben 
Bir, wenn. gleich fie infonderheit ‘in Hinſicht auf. die letztere mit Unferen, 
pofitionen nicht uͤbereinſtimmten, Unfere landesherrlihe Beſtaͤtigung nicht 
lage, indem Wir die Ueberzeugung hegen, daß das, was höher fteht, als 
de äußere Form, der gute Geiſt und das Vertrauen, die Stände. jederzeit 
{telen werden, um Nügliches zu wirken. Dagegen ijt die Beftimmung, daß; 
e Regierung das Recht haben foll; wenn, fie es möthig findet, Commiſſarien 
x Theilnahme an den fländiihen Verhandlungen abzuordnen, vorzüglich: 
u aus Rücjicht auf den befondern Antrag. der allgemeinen Ständeverfamms, 
ing in das. Grundgefeg aufgenommen worden; Wir; halten es aber. der 
tellung Unferer Regierung: durchaus nicht für angemeffen, ihr aud damit 
leih dem Antrage Unferer getreuen Stände gemäß eine Verpflichtung. auf: 
legen, auf das Verlangen der Stände ſolche Commiffarien : abfenden zu. 
üffen. Wir haben daher den dieferhald in Antrag gebrachten. Zufas nicht. 
nehmige und behalten vielmehr der Megierung allein vor, zu ermaͤßigen, ob 
nd unter welchen Umftänden diefelbe gerathen hält, landesherrliche Commiſ— 
in an den ftändifchen Verhandlungen, ſoweit ſolches uͤberhaupt zulaͤſſi ig. 
t, Theil nehmen zu laffen, 

11. Da duch die für einen Kronpringen : auszufegende Apanage für. 
8 flandesmäßige Auskommen einer verwitweten Kronprinzeffin nach. Maß: 
ide des für Unfer Königliches Haus zu erlaffenden, zur Mitberathung Uns‘ 
ter getreuen Stände baldthunlichſt zu bringenden Apanagegefeges, nicht hin- 
ihend gefergt werden Eann, und daher, nah Maßgabe der im. Grundgefege. 
thaltenen Beſtimmung für das Auskommen einer verwitweten Kronprinzeſ⸗ 
1, eben fo wie für das Auskommen einer verwitweten Königin, jedesmal - 
ſonders geforgt werden muß; fo haben Wir es angemefien gehalten, dies 
eich beſtimmt auszudrüden. 

12. Hiernaͤchſt haben Wir bedenklich erachten muͤſſen, den von Unſerer 
treuen allgemeinen Staͤndeverſammlung in Antrag gebrachten Zuſatz, imo: 
ich den von den Ständen zur Prüfung der Rechnungen der Generalcaffe 
ıf Lebenszeit zu erwaͤhlenden Commiffarien die Erhaltung einer fortlaufenden 
berficht über den Gang des Staatshaushalts mit aufgetragen werden ſolle, 
ſeiner großen Allgemeinheit in das Grundgeſetz aufnehmen zu laſſen, weil 
zuvoͤrderſt ein Gegenftand reifliher Erwägung ſeyn wird, ob und in wel: 
er Maße eine Einrichtung diefer Art getroffen werden kann, ohne zu einer 
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Einmifhung in.die Verwaltung Beranlaffung zu geben, welche, wie vn 
Unferer getreuen allgemeinen Ständeverfammlung felbft anerkannt worden, fir 
das allgemeine. Beſte nur nachtheilig feyn wuͤrde. 

Bei diefer Lage ber Sache haben Wir ben hierauf gerichteten Zuſat in 
das Stantsgrundgefeg nicht aufnehmen laſſen Eönnen. 

13. Wir haben ferner auf den Antrag Unferer getreuen Stände burd 
das Grundgefeg verordnet, daß der Dienfteid der  Civilftaatsdienerfchaft au 
die getreuliche Beobachtung des Grundgefeges ausgedehnt werde. Da Wi 
es indeß nicht angemeffen finden, Unſere gefammte gegenwärtige Dienerfhif 
einen Dienfteld nochmals ableiften zu laſſen; fo verweilen Wir diefelbe hir 
‚mit auf den von ihre bereits geleifteten Dienſteid, und erklaͤren, daß fie i 
jedem Betracht fo angefehen werden foll, ald wäre fie auf die treue Beobate 
tung bes Grundgefeges ausdruͤcklich eidlich verpflichtet. 

14. Endlich haben Wir es für angemeffen erachtet; unter bie in 
Grundgefege angeführten Gründe, weshalb einer Unferer Givilftaatsdiener ju 
Strafe gezogen, oder felbft vom Dienfte entlaffen werden kann, auch greh‘ 
Öffentliches Aergerniß aufnehmen zu laſſen, indem hiedurch das nothwendie 
Anſehen der Staatsdienerſchaft, wie der oͤffentliche Dienſt mehr, als du 
fonftige VBernachläffigungen oder Vergehen benachtheiligt werden Fönnen, 


Nachdem hienach die von Uns nothwendig erachteten Veränderungen bi 
vor Unferer getreuen allgemeinen Ständeverfammlung vorgelegten Geſchen—— 
wurfes gemacht. worden find; fo ertheilen Wir demfelben nunmehr Unit 
Iandesherrlihe Beſtaͤtigung, und befehlen, daß das auf ſolche Weiſe zu Stun: 
gebrachte Grundgefeg Unferes Königreichs Hannover, vom Tage der Bali 
digung an, und zwar fo weit es dabei auf eine Abänderung verfaffungsmi 
Big beftehender organifcher Einrichtungen anlommt, nah Maßgabe ber nd 
den Vorfchriften des gegenwärtigen -Grundgefeges weiter zu teefferiden Aneth 
nungen und zu erlaffenden gefeßlichen Vorſchriften für alle Theile Unfers $i: 
nigreichs in Kraft. treten ſoll. 
> Was aber die Finanzen anbetrifftz fo follen die dieſerhalb vorgefhri 
benen Grundfäge von dem Eintritte des neuen Rechnungsjahre, mithin ven 
4. Zutius 1834 an, in Kraft treten, und die fürmliche Bereinigung Unler 
landesherrlichen und ber Landescaffe zu einer einzigen. Generalcaffe vom cm 
diefem Zeitpuncte an Statt finden. 

Uebrigens verorbnen Wir, um jede Ungewißheit über dem beftchende 
Rechtszuftand zu vermeiden, hiemit noch ausdruͤcklich, daß die bisher beftch: 
den Gefoge, Anordnungen und Verfuͤgungen der Behörden deshalb, weil Wi 
nunmehr vorgefchriebenen Kormen bei denfelben etwa nicht beobachtet fin 
ihre Guͤltigkeit nicht verlieren follen, fondern daß die Gültigkeit lediglich dr 
nach; zu ermeflen iſt, was zu dee Zeit ihrer Erlaffung ber Verfaſſung ot 
dem Herkommen gemäß war, 

Gegeben Windſor-Caſtle, den 26. ——— des 1833ſten Jahren 
Unferes Reichs im Vierter. j 

William K. 
2. v. Ompteda. 
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) Grundgeſetz des Koͤnigreiches Hannover vom 
26. Sept. 1833. 


Wilhelm der Vierte, von Gottes Gnaden König des — 
deichs Großbritannien und Irland ꝛc., auch König von VON, Herʒog 
u Braunſchweig und Lüneburg ıc. ꝛc. 
Unter Bezugnahme auf Unfer unter dem heutige Tage alaffenes Pa⸗ 
ent wegen Publication eines Grundgeſetzes fuͤr Unſer Königreich zn 
wingen wir dieſes Geſetz hiemit zur Öffentlichen Kunde. Ä 


Erftes Capitel. 


Allgemeine Beftiimmungen, 


$: 4. Das Königreich) Hannover. bildet unten der Souberainetaͤt bes 
Könige ein in allen feinen Beſtandtheilen durch daſſelbe Grundgeſet verbuns 
ums Ganzes, 

Beftandtheile des Königreiches Eönnen nur unter Zuffimmung- ber all⸗ 
emeinen Stände abgetreten. werden. Friedensſchluͤſſe und Berichtigungen 
keitiger Grenzen begeimden hievon eine Ausnahme. 

$. 2. Das Königreich theilt in feiner Eigenfchaft als Glied bes teut: 
den Bundes alle aus diefem herfließenden Rechte und Verpflichtungen. 

Die Befchlüffe dee Bundesverfammlung werden für das Königreich ver⸗ 
ndlic, ſobald fie vom Könige verkuͤndigt find. Die Mittel zur Erfüllung 
ve hiedurch begründeten Verbindlichkeiten werden unter verfaffungsmaͤßiger 
Mitwirkung der Stände beſtimmt. 

$. 3. Die Regierungsform des Königreiches iſt die erblich⸗ monarchiſche. 

Der König ertheilt dem Lande die feierliche Zuſicherung, in der Aus: 
übung Seiner Königlichen Nechte die Rechte Seiner Unterthanen, die Rechte 
der Gemeinden und Körperfchaften im Koͤnigreiche, die: Mechte der Kirchen, 
die Rechte der Provinziallandfchaften und der allgeminen Ständeverfammlung 
nah Maßgabe: des gegenwärtigen Grundgefeges ungefchmälert aufrecht zu er: 
halten und gegen alle Eingriffe zu ſchuͤtzen; 

die Anordnung der Finanzen des Königreiches und feiner einzelnen Pro— 
vinzen nicht ohne die. verfaffumgsmäßige Mitwirkung der Stände zu treffen; 

umd bei der Eintichtung dev Landesbehörden, fo wie bei der Beſtallung 
der Stuatsdienerfchaft dahin zu fehen, daß der öffentliche Dienft in allem 
Zweigen jederzeit verfaffungsmäßig verwaltet wird, und feinen ungehinderten 
Fortgang zum Beſten w Landes hat. 

$. 4. Der Sig der oberften, dem Könige unmittelbar untergeordneten, 
Regierungsbehörde kann nicht außerhalb des Königreiches verlegt werden, drin⸗ 
gende Nothfaͤlle ausgenommen. 

$. 5. Der König hat das Recht, bei längerer Abweſenheit eine Stell: 
vertretung anzuordnen und deren Befugniffe zu beftimmen. 

Würde die Stellvertretung Einer Perſon anvertraut; fo kann diefelbe 
nur aus: der Zahl der Agnaten gewählt werden. 

Es können jedoch keinem Stellvertreter ausgedehntere Mechte übertragen 
— als einem Regenten nach den Beſtimmungen dieſer ee 


kunde zuſtehen. 
Zweites Capitel. 
Vom Koͤnige, von der Thronfolge und der Regentſchaft 


$. 6. Der König, als Oberhaupt bes Staates, vereinigt in ſich bie ges 
ſammte Staatsgewalt, und uͤbt ſie auf verfaffungemüfige Meife aus. 


Yı 
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Die Perſon des Königs: ift heilig und unverleglich. 

8. 7. Der König verteitt das Königreich in allen Beziehungen zu dm 
teutfhen Bunde, zu ben einzelnen Bundesftaäten und in allen ausmärtim 
Berhältniffen. Er ordnet die Gefandtfchaften und: fonftigen  Miffionen en, 
fchließt mit, andern Mächten Verträge und - erwirbt dadurch Rechte für dai 
Königreich, fo wie Er daſſelbe Jauch zur Erfüllung der vertragsmäßigen Br: 
bindlichkeiten und zwar für die Gap. 6. $. 92. bezeichneten Falle nach 
‚Maßgabe, der dafelbft getroffenen Beftimmungen verpflichtet. 

$. 8, Ebenmäfig ‚geht. auch im Innern alle Regierungsgemalt von 
dem Könige aus, und wird durch die Landesbehörden, diefe mögen unmittt: 
bar beftellt feyn oder nicht, vermaͤge der vom Könige verliehenen Gewal 
ausgeuͤbt. 

Kein Landesgeſetz tritt in Gültigkeit , bevor es vom Könige verkün: 
digt iſt. 

Dem Koͤnige ſteht vermoͤge der Staatsgewalt die Kirchenhoheit fu. 
(Siehe Cap... 3. $. 30: und Cap 5.) 

Die bewaffnete Macht und deren Einrichtung, fo wie: alle -fie betr: 
fende Anftellungen, Anordnungen und Befehle find allein -vom Könige ab 
bängig. 

$. 9. Die Gerichtöbarkeit geht vom Könige aus und wird Durch di 
ordentlichen Gerichte des Landes geuͤbt, uͤber welche Demfelben die Aufitt 
zufteht. Der König verfpricht, den Lauf der Nechtspflege nicht zu hemmm 
und Straferkenntniffe nicht zu: fchärfen, hat aber das Recht, Straferknt: 
niffe im Wege der Gnaden aufzuheben oder zu mildern, auch das Berfahut 
gegen den Beſchuldigten einzuftellen und niederzuſchlagen. 

$. 10, Der König verleiht Rang, Titel und Würden, und hat bit 
Recht, Standeserhöhungen vorzunehmen. 

8. 11. Die Krone des Königreiches Hannover vererbt ohne Theilun 
ber Lande, 

Sie gebührt sundchft dem Mannsftamme bes Königlichen. Haufes auf 
rechtmäßiger, ebenbürtiger und hausgefeglicher Ehe. Die Ordnung der Thron: 
folge wird durch die Linealerbfolge nach dem Rechte der Erſtgeburt beftimmt. 
Erlifcht der Mannsftamm der jegigen Königlichen Linie; fo geht die Thrm 
folge nach Maßgabe der Hausgefege auf den Mannsftamm der jegigen Her 
zoglich Braunſchweig- Wolfenbüttelfchen Linie, und, nad) deffen Erloͤſchen auf 
die weibliche Linie über, 

$. 12. Der König ift voljährig, ſobald Er fein. achtzehntes Leben 
jahr ‚vollendet hat. 

‘8. 13., Der König wird den Antritt Seiner Regierung durch ein Pr 
tent zur Öffentlichen Kunde bringen, worauf, nad) den von Ihm für das gan! 
Land ‚gleichmäßig zu ertheilenden Vorſchriften, die HYuldigung erfolgt. 

Im Patente, welches in Urfchrift unter des Königs Hand und Siggi 
demnächft im ftändifchen Archive niederzulegen iſt, verfichert der König bei Sit 
nem Königlichen Worte die unverbrüchliche Feſthaltung der Landesverfaſſung 

§. 14. Eine Regentichaft tritt ein, wenn der König entweder mind 
jährig,,. oder. ſonſt an der eignen Ausübung der Regierung verhindert iſt. 

$. 15. Die Regentfhaft gebührt dem nach der Meihe ‚des Erbfolge 
rechts zunaͤchſt ſtehenden Agnaten, welcher das 18te Lebensjahr vollendet bit. 
' Soltte ein fähiger Agnat nicht vorhanden feyn; fo ‚geht die Regentiärt 
auf die Königin, Gemahlin des Königs, nach diefer auf die Mutter und m 
ch auf die Großmutter väterliher Seite Über; anderweite Vermaͤhlungen 
fchließen diefelben jedoch von der Megentfchaft aus, 
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$. 16. Wird die Regentfchaft vom: Könige ſelbſt angeordnet; ſo ſteht 
om Könige zu, einen regierungsfähigen Agnaten, und, wenn deren nicht 
orhanden feyn follten, oder wenn ber König Gründe hätte,-von ‚dem Sei- 
om Agnaten gebührenden Vorzuge abzumeichen, einen nicht regierenden Prinz 
m aus den zum teutfchen Bunde gehörenden Fürftenhäufern zum Regenten 
u ernennen, welcher Legtere wenigfiens das 2õſte Lebensjahr vollendet ha⸗ 
en muß. | h. 

$. 17. Der König beftellt die Negentfchaft entweder für Seine Per: 
on oder für den Zhronfolger, auf den Fall, daß dieſer zur Zeit des Unfalls 
er Krone minderjährig oder fonft verhindert waͤre. 

$. 18. rmangelt es an einer folhen Anordnung; fo tritt im Falle 
er Minderjährigkeit die gefegliche Regentſchaft von felbft ein. Bei anderer 
Berhinderung ift das Minifterium verpflichtet, entweder auf eignen Beſchluß, 
der auf einen Antrag der verfammelten allgemeinen Stände des Königreichs, 
ine Zuſammenkunft der Agnaten zu veranlaffen. Zu diefer find alle voll: 
ihrige Agnaten zu berufen, um, wenn mindejteng drei derfelben in Per: 
zn, oder durch gehörig VBevollmächtigte erfchienen find, innerhalb drei Mo: 
aten auf eritattetes Gutachten des Minifterii nach abfoluter Stimmenmeht: 
eit einen Beſchluß daruͤber zu faflen, ob eine Regentſchaft nothwendig ſey. 

Das zur Negentfchaft ftehende Mitglied des Haufes, und die weder in 
derſon noch durch Bevollmächtigte erfchienenen Agnaten, haben feine Stimme. 

8. 19. Ueberzeugt fi die Verſammlung der Agnaten von der Noths 
vendigkeit einer Megentfchaft; fo wird diefer Befchluß durch das Minifterium 
en allgemeinen Ständen des Königreichs, welche von demfelben außerordent: 
ch berufen werden müffen, infofern fie nicht bereits verfammelt find, mitge: 
heilt, um ihre Zuftimmung zu erklären. 

$. 20. Sind feine Agnaten vorhanden, oder erfcheinen diefelben nicht 
n gefeglicher Zahl; fo richtet das Minifterium, nach vorgängiger Unterfuchung 
md Berichtserftattung an die Königin, einen Antrag an die allgemeinen 
Stände des Königreihs. Die Negentfchaft tritt ein, wenn in Gemäßheit 
ieſes Antrages die Stände die Nothwendigkeit derfelben. anerkennen. 

8. 21. Iſt in diefem Falle feine zur Regentichaft berechtigte Perſon 
orhanden; fo beitimmen die allgemeinen Stände des Königreiches, auf den 
Borfchlag des Minifterii, unter den nicht regierenden Prinzen aus den zum 
eutfchen Bunde gehörenden Fürftenhäufern den Regenten. Derfelde muß 
venigftens das 2öfte Lebensjahr vollendet haben, und feinen Aufenthalt im 
Lönigeeiche nehmen. | | 

$. 22. Der Regent leiſtet bei Uebernahme ber Regentfchaft im ver: 
immelten Minifterio in Gegenwart des Erblandmarfchalls, der Praͤſidenten 
nd DVicepräfidenten der allgemeinen Ständeverfammlung, einen Eid auf die 
(ufrechthaltung der Verfaffung, und bringt hierauf den Eintritt der Regent: 
haft zur Öffentlihen Kunde. 

8. 23. Der Regent übt im Namen des Königs die volle Staatöger 
alt, wie fie dem Könige felbft verfaffungsmäßig zufteht. | 

Der Regent darf jedoch eine Schmälerung der verfaffungsmäßigen Rechte. 
es Königs, fo wie eine Aenderung in dem Grundfpfleme und in den. ver: 
affungsmäßigen Rechten ber allgemeinen Ständeverfommlung überall nicht 
ornehmen noch geftatten. 

Auch darf der Negent Feine Standeserhöhungen vornehmen. 


824 Die Regentſchaft hört auf, ſobald der König das Alter ber 
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Volljaͤhrigkeit erreicht hat, oder das anberweite Hinderniß * 
tung der Regierung gehoben iſt. | 

$. 25. Die Erziehung des minderjährigen Königs sähe, x 
vorhergehende König deshalb Beine andere Verfügung getroffen hat * 
ter, und nach dieſer der Großmutter von vaͤterlicher Seite, ſofern die? 
anderweit vermählt find, und in Ermangelung auch biefer, dem R 
ter Beirath des Minifterii. 

Auf gleiche Weife ſteht der Regent den zur Erziehung —— 
fonen zur Seite, und hat, wenn deren Anſichten über —* 
zieher oder uͤber den Erziehungsplan von den ſeinigen at 
fcheidung. 

Die Aufficht über die Perfon des duch Krankheit amder Auiı 
der Regierung verhinderten Königs und die Sorge für denfelben Bu 
gent niemals übernehmen. 

$. 26. Die innern Verhaͤltniſſe des Königlichen Haufe ı 
Könige ald Dberhaupte der Familie duch Hausgefege beſtimmt. & | 
doch das vom Könige zu erlafjende und dem ‘allgemeinen Ständen a 
Ionde Hausgefeg, infomweit dafjelbe die Erbfolge angeht, nicht oe: } 
nung der Stände abgeändert werden. 
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Drittes Capitel. 


Von den Rechten und Pflichten der Unterthanen Im 
gemeinen. 


$. 27. Den vollen Genuß aller politifchen und bürgerlichen 9 f 
Königreiche kann nur ein Hannoverfcher Unterthan haben. 

Die Eigenſchaft eines Hannoverſchen Unterthans wird nad 1 
ber Gefege durch Geburt oder Aufnahme erworben, und dauert fo lan 
fie auf rechtliche Weife verloren wird. 

Die mit diefer Eigenfhaft verbundenen Rechte können durch ein 
erkenntniß befchränkt werden. ) 
| $. 28. Alte Landeseinwohner find gleihmäßig „zum Kriegsdienf 

zu Zragung der allgemeinen Staatslaften verpflichtet, 

Zu diefen von allen Unterthanen nach gleichmäßigen Grundfägen- 
genden allgemeinen Staatslaften gehört auch die Unterhaltung des Deet 
irgend eine hinſichtlich der Gavallerie oder anderer Waffengattungen 
findende Ausnahme, einſchließlich der Kriegerfuhren. 

Fuͤr die bisherigen Befreiungen von dieſer Staatslaſt erfolgt ei 
ſchaͤdigung nicht. 

Jedoch verbleibt denjenigen, welchen nad) dem an bie prall 
beverfammlung erlaffenen Königlichen Referipte vom 18. Januar 18 
Befreiung von dee Cinquartierung und Verpflegung zugefichert ift, 
aber nunmehr nach obigem Grundfage zu diefer allgemeinen Staatslafl 
mäßig beizutragen haben, die Befugnis der Nichtannahıne der ordinaite 
tu t.aleinquartierung. Eben fo foll e8 audy mit der Naturalleiſtung 
din airen Kriegerfuhren gehalten werden. 

Die nach dem oben genannten Reſcripte außerdem noch beſtehende 
exemtionen von allgemeinen Staatslaſten ſollen zwar ebenfalls wegfall 
doch verbleibt den bisher Eremten das Recht, die kuͤnftig auf fie ſe 
Neturalleiftungen duch billige Geldbeiträge zu reluiren. 


-Die Vorrechte und Befreiungen von allgemeinen Staatslaſten, 
den Mitgliedern der Königlichen Familie und den Standesherren zuſte 
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die Ausnahmen, welche zu Gunften der Königlichen und jtandesherrii 
n Schlöffer und Gärten und in Anfehung der Güter der: Kirchen, Pfars 
1, "Pfarrwitwenthümer, Schulen und Armenftiftungen: bewilligt worden, 
en in der bisherigen Maße und wie fie duch die betreffenden Geſetze be 
nme find, beftehen bleiben, 

Die Befreiungen vom Mititairbienfte find von den Beſtimmungen der 
ilitairgeſetze abhaͤngig. 

8. 29. Ueber die Lehnsverhaͤltniſſe und bie zu geſtattende Abloͤsbarkeit 
felben foll ein befondered Gefeg erlaffen werden. 

Durch dies Geſetz ſoll zugleich für eine zweckmaͤßige Erhaltung der groͤ⸗ 
nn Güter bei den Vafallenfamilien, fo wie für Erleichterung der Stiftung 
FMajoraten und Fideicommiffen geforgt, audy über die Rechte der Agna= 

und Erfpectivirten und über die dem Heimfall nahe ftehenden Lehne Be: 
umung getroffen werden. 

* $. 30. Allen Landeseinwohnern gebührt völlige Glaubens: und Ge: 
ſſensfreiheit. Daher ift audy Jeder zu Religionsübungen mit den Seini⸗ 
3 in feinem Haufe berechtigt. 

Die Mitglieder der evangelifchen und der römifch: kathotifchen Kirche 
neßen —* buͤrgerliche und politiſche Rechte im Staate. Beat 
p. 5. 

Dem Koͤnige gebuͤhrt das Recht, auch andere chriſtliche Confeſſio ionen und 
deten anzuerkennen. Den Anhängern folder anerkannten dhriftlihen Con: 
fionen und Secten wird der Genuß bürgerlicher Rechte und der Privat: 
ttesdienſt geftattet. Ihre politifchen Rechte bangen jederzeit von einem be: 
idern Gefege ab; zur Öffentlichen Religionsübung it die befondere Bewilli: 
mg des Königs erforderlich. 

Die Rechtsverhältniffe der im Königreiche wohnhaften jüdifchen Glau— 
nsgenoffen follen durch ein befonderes Geſetz beftimmt werden. 

$. 31. Die Gerichte erfter Inſtanz find für alle Landeseinwohner 
efelben. 

Die von diefer Regel beftehenden Ausnahmen follen durch ein baldigft 
ı erlaffendes Geſetz, 

hinſichtlich des perfönlich. befreieten Gerichtsſtandes auf die hoͤheren Koͤ⸗ 
niglichen Behörden, die Beſitzer landtagsfaͤhiger Ritterguͤter, den lands 
ſaſſigen Adel, die hoͤheren Staatsdiener, die hoͤhere Geiſtlichkeit, ſo 
wie die jetzt canzleiſaͤſſigen Magiſtrate und Staͤdte, und die Officiere, 
hinſichtlich des dinglichen Gerichtsſtandes aber auf landtagsfaͤhige 
Guͤter und die zu ihnen gehoͤrenden Grundſtuͤcke 
fchränft und alle übrigen Ausnahmen aufgehoben werden. 

Bis zu erfolgter Publication dieſes Geſetzes beſteht jedoch die jegige 
ompetenz der Gerichte ungeändert. 

Auch die Aufhebung der verbleibenden Ausnahmen foll bei tünftiger, 
erſelben entfprechender Veränderung der Gerichtsvrrfaffung erfolgen. 

Bis zu anderweiter Beftimmung bleiben die für gemwiffe Sachen ober 
laſſen von Unterthanen angeordneten. Öerichte in ihrer bisherigen Wirkfam: 
sie, and die Gerichte überhaupt in ihrer bisherigen  Werfaffung. 

: Megen der Gerichtsbarkeit über die nicht regierenden Mitglieder des Kos 
igtichen Haufes: werden durch ein Königliches Familienftatut die et: 
yen Beſtimungen getroffen. 

6. 32. Die beſondern Rechte ber Stanbeöherten r namentlich bes Her⸗ 
ogs von Aremberg, des Herzogs von Looz-ECorswaaren, des Fuͤrſten von 
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Bentheim, fo wie der Grafen zu Stolberg: Wernigerode und Stolberg, ſind 
duch Verordnungen und landesherrliche Zuſicherungen feftgeftellt. 

8, 33. Die Freiheit der Perfon und des Eigenthums unterliegt fein 
andern Beſchraͤnkung, ald welche das Recht und die Geſetze beitimmen. 

Altgemeine Gonfiscation des Vermögens ift unzuläffig. 

$. 34. Niemand darf verfolgt und verhaftet werden, ald in den durd 
das Geſetz beftimmten Fällen und in der’ gefeglihen Form. Bis zur © 
laſſung der desfallfigen Gefege behält es bei den bisherigen Worfchriften fein 
Bewenden. 

Der Verhaftete muß binnen 24 Stunden verhört und. uͤber die Urſach 
feiner Verhaftung im Allgemeinen in Kenntniß gefegt werden. 

Kein Unterthan darf feinem ordentlihen Richter entzogen werben, aufe 
in den von den Gefegen im Voraus beftimmten Fällen, oder wenn de gi! 
nig aus befondern Gründen, auf den Bericht des Gefammtminifterii, de 
Gompetenz auf eine andere ordentliche Gerichtöbehörde zu übertragen ne 
thig findet, 

Das Verfahren bei Störung der öffentlichen Ruhe fol durch ein be 
ſonderes Geſetz beſtimmt werden. 


§. 35. Die Staatsverwaltung hat keinen Anſpruch an das Eigenthun 
und die Gerechtfame von Einzelnen oder Gorporationen, als aus allgemeinen 
Sefegen oder befondern Privatrechtstiteln. Ausnahmsmweife kann diefelbe jeded 
gegen vorhergehende vollftändige Entfdadigung die Abtretung von Eigenthun 
oder Gerechtſamen zu Staats- oder andern oͤffentlichen Zwecken verlange, 
wenn entweder eine dringende Nothwendigkeit ſolches erheiſcht, oder mean 
ausdruͤckliche Geſetze zu Zwecken des gemeinen Nutzens ihr dazu die rin: 
niß geben. 

8. 36. Die Frage, ob die Abtretung geſchehen ſoll, wird nah ver 
gängiger Vernehmung aller Betheiligten von der betreffenden obern Verwab 
tungsbehörde entſchieden. 

Den Betheiligten fteht jedoch wider bie Entfcheidung binnen gefegliht, 
oder in ‚deren Ermangelung achtwoͤchiger Friſt der Recurs an das Minifteriun 
zu, welches über denfelben unter Zuziehung des Geheimenrathscollegii ent 
ſcheidet. 

Der Betrag der Entſchaͤdigung wird, unter Beobachtung der geſetzlichen 
Vorſchriften uͤber deſſen Beſtimmung, von der Verwaltungsbehoͤrde fell“ 
ſetzt. Will ſich der Betheiligte bei deren Beſchluͤſſen nicht beruhigen, un 
fann eine Bereinbarung nicht bewirkt werden; fo ift die Sache im ordenth— 
chen Rechtswege zu erledigen; es kann aber ber zur Entfhadigung Bernd: 
tigte bei Abtretung des Seinigen fofort die Ueberweifung der von der Dir 
waltungsbehörde ausgemittelten Entfhädigung fordern. 

Iſt aber unwiederbringlicher Nachtheil mit dem Verzuge verbunden; 
entfcheidet die hoͤchſte zur. Stelle befindliche Verwaltungsbehörde über die U: 
tretung. In diefem Falle hält der Recurs das Verfahren nicht auf, um 
folgt die Entihädigung ausnahmsweife innerhalb möglihft Eurzer Friſt na. 

$. 37. Jedem, der fi von einer Verwaltungsbehörde durch Ueberihri 
tung ihrer Befugniffe in feinem wohlerworbenen Rechte verlegt erachtet, ſieht 
nad) den nachfolgenden Beflimmtingen der. ordentliche Gerichtsgang offen. 

Iſt die Verletzung durch einen Staatsvertrag oder durch ein verfafjung® 
mäßig erlaffenes Gefeg bewirkt; fo ann diefelbe nicht zum Gegenfimde vi 
ned Nedhtsanfpruches gegen den. Saat oder gegen ee dehoͤrden gr 
macht werden. 
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Bielmehr kann nur die unrichtige -oder unbefugte Anwendung von 
Staatsverträgen oder Geſetzen einen Rechtsanſpruch begruͤnden, ſobald in. eis 
er Ueberfchreitung der Befugniſſe der Behörden außerdem die Erforderniffe 
inee Entfhädigungsverbindlichkeit nach gemeinrechtlichen Grundfägen anzus 
offen find. 

Die Gerichte können in folhen Fällen bie einftmweilige Ausführung von 
Berfügungen der Verwaltungsbehörden nicht hemmen, und dürfen eine gegen 
olche Verfügungen gerichtete Klage nur dann annehmen, wenn von dem 
Rläger zuvor nachgemwiefen ift, daß er bei der vorgefegten höhern ober hoͤch⸗ 
ten Verwaltungsbehoͤrde bereits Huͤlfe geſucht, und ſolche innerhalb eines an⸗ 
emeſſenen Zeitraums nicht gefunden habe, 

Miederaufpebung von Verfügungen der Verwaltungsbehörden burch rich: 
erlihen Sprudy kann nur in dem Falle Statt finden, wenn auf verfaffungs: 
naͤßigem Wege (ſ. Cap. 8. $. 156) entſchieden iſt, daß eine in Frage ber 
angene Angelegenheit. zur Competenz der Verwaltungsbehörde nicht erwachſen 
gewefen fey. 

$.. 38. Wenn Anfprüche aus einem wohlerworbenen Privntrechte. gegen 
den Fiscus, ſowohl des Königs als des Staats, oder von demfelben geltend 
zemacht werden follen, gehört die Verhandlung und Entſcheidung der hieraus 
entſtehenden Rechtsſtreitigkeiten auf gleiche Weiſe, wie andere Privatrechtsſa⸗ 
den, zur Competenz der ordentlichen Gerichte, und zwar, fomweit dies nad) 
bisherigen Gefegen noch nicht der Fall gewefen, ruͤckſichtlich der nach dem 
age, der. Publication des Stantsgrundgefeges entftehenden Forderungen. 

Die Vollziehung des gerichtlichen Erkenntniſſes findet gegen die in dem⸗ 
felben bezeichnete Behörde oder Caſſe Statt. 

$. 39. Den Unterthanen fteht das Recht zu, in ———— Form 
und auf: gefegliche Weiſe Bitten an den König, an die allgemeine Stände: 
verfammlung, fo wie an: die Yandesbehörden zu bringen. fr 


Auch hat Jeder das Recht, in- feiner Angelegenheit über geſetz⸗ * 
oxdnungswidtiges Verfahren einer Behörde oder uͤber verzögerte Entſcheidung 
beider unmittelbar vorgeſetzten Behoͤrde Beſchwerde zu führen und dieſe big 
zur hoͤchſten Behoͤrde zu verfolgen. 

Mehrere Gemeinden oder Corporationen duͤrfen uͤber Angelegenheiten, in 
Anſchung deren ſie nicht ohnehin in einem verfaſſungsmaͤßigen Verbande mit 
einander Nehen ‚ keine gemeinfchaftlichen. Geſuche übergeben, 

Die Freiheit der Preffe foll unter Beobachtung der gegen deren 
Mijbrauch erlaſſenden Geſebe und der Beſtimmungen des teutſchen Bun: 
des Statt finden. 
a zur Erlaſſung diefer Geſetze bleiben die bisherigen Vorſchriften 
in raft 
.$ 41. Jedem Landeseinwohner ſteht das Recht zu, unter Beobach⸗ 
tung der gefrslichen Vorſchriften über die Militairpfligt auszumandern. 


Viertes Capitel, 
Bon den Gemeinden und Körperfhaften. 


$, 42. Jeder Landeseinwohner muß in Beziehung auf die öffentlichen 
Berhältniffe einer Gemeinde oder, einem Verbande mehrerer Gemeinden des 
Königreichs angehören und zu deren Laften, bis auf die unten vordehaltenen 
perfönlichen Ausnahmen, verhältnigmäßig beitragen. Nicht minder ſoll jedes 
Gut, Haus oder Grumdftiik einer Gemeinde zugerechnet werden. 


* 43. Exemtlonen von Gemeindelaſten follen nicht ferner Statt An: 
37 . 
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den. Rechtlich keffihende Eremtionen koͤnnen gegen vorgaͤngig auszumĩtelnde 
Entſchaͤdigung aufgehoben werden. 

Gleichzeitig mit Aufhebung der Exemtionen tft auch die derſelben ent: 
ſprechende Regulirung des Gemeindewefens in den betreffenden Gemeinden 
vorzunehmen. Bei Ausmittelung der Entſchaͤdigung fol zu Gunſten der ju 
deren Leiſtung Verpflichteten auf die Beſchaffenheit und den Zweck der zu 
übernehmenden Laft, fo wie auf deren in neuerer ‘Zeit durch polizeiliche Ein 
eichtungen etwa eingetretene Vermehrung billige Rüdficht genommen werden 
Auch find dabei die von den Befreiten zu Gunften der Gemeinde getragenen 
Kaften nebſt den in Rüdfiht auf eine getragene Laft von den dazu Berpflit: 
teten genofjenen Bortheilen zur Ausgleihung zu bringen. Die zu weitem 
Ausbildung dieſer Vorfchriften erforderlichen Beflimmungen über die Grund 
fäße und das Maaß der Entſchaͤdigung, fo wie über diejenigen Berhältnilt, 
bei welchen ausnahmsweife eine Eremtion aud ohne Entſchaͤdigung abge 
ftelft werden kann, bleiben ber provinziellen Gefeggebung vorbehaften. m: 
gleichen follen diejenigen Fälfe, in denen ein perfönliches Recht auf Befreiun 
von Gemeindelaſten aufrecht zu erhalten ſeyn möchte, geſetzlich befimm 
werden. 

$. 44. Die Bildung neuer Gemeindeverbände, fo wie die Zufammr 
legung oder Abänderung beftehender, kann, nach vorgängiger Bernehmung dr 
Betheiligten, unter fleter Berudfichtigung ihrer befondern Intereffen amd ir 
Provinzialverhältniffe erfolgen. 

$. 45. Die bisher feiner Gemeinde angehörigen Domainen, Güte 
und Befisungen follen auf eine den Provinzial: und Localvechältniffn ur 
gemeffene Weife in einen bereits vorhandenen oder neu zu bildenden Gemin 
deverband eingefchloffen werden. 

Bis ein ſolcher Anfchluß erfolge iſt, wird, in deren Beziehungen zu In 
Gemeinden, durch vorftehende Beſtimmung nichts verändert. 
| Snfofeen Lage und Berhättniffe die Vereinigung. einer Domaine edet 
‚eined Guts mic einer Gemeine. nicht angemefjen erfcheinen laſſen, kann ein 
ſolche Domaine, oder: ein ſolches Gut eine abgefonderte. Gemeinde: bilden. 

$. 46. Die Art und Weife, mie die in einen Gemeindeverband tik 
tretenden Grumdbefißer am den Gemeindeangelegenheiten Theil zu nehmen un) 
zu den Gemeindelaſten beizutragen haben, ſo wie die vorgängige angemeſſen 
Entfhädigung der von folchen Laſten bisher rechtlich befreit Gewelenen;, fl 
durch gütliche Vereinbarung zwifchen den Gemeinden und den neu Eintretu: 
“den, unter Leitung der Regierungsbehörde- oder. der. von. ihr: zur ernennenden 
Commiffarien, in Ermangelung einer ſolchen UWebereinkunft aber, unter Dr 
'thdfichtigung der gegenfeitigen Verhaͤltniſſe, nach folgenden Grundfägen fell 
geſetzt werden: 

1) Die Vereinigung fol ſich allein auf die Öffentlichen, nicht aber auf 
die privatrechtlichen Verhaͤltniſſe der Gemeinde beziehen, fofern nid 
von beiden Theilen eine Vereinigung auch in der letztern Rüdjicht ge 
wünfcht wird, 

2) Das Beitragsverhältniß der Eintretenden zu den Gemeindelaften, fol 
nad) Maafgabe des, den Eintretenden zu Stätten kommenden, Antheils 
an den biefen Laſien zum Grunde liegenden Zwecken feſtgeſtellt werden. 

Die Naturalleiſtungen der neu Eintretenden koͤnnen mit Geld reluitt 

werden, mit Ausnahme ber Falle, wo Gefahr im Werzuge ift, um 

x „ber Paften, melde von den Kintretenden fhon vorher in matura ju 
| leiten waren, Ä 
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. Liegen ben Eintretenben Laften ob, welche zum Nuten ber Gemein: 
den gereichen,. in welche fie eintreten; ſo iſt ruͤckſichtlich ſolcher Laſten 
eine Ausgleichung zu bewirken ee 
3) Den Eintretenden fol ein, der Concurrenz zu ben Laften der Gemein: 
den, ihrem Intereffe an den ‚Gemeindeamgelegenheiten, und ihren Vers 
hältnifjen zu anderen Mitgliedern der Gemeinden’ entfprechendes, Stimms 
recht . beigelegt werden. Auch follen die Befiger ganzer Güter befugt 
ſeyn, folches durch Bevollmächtigte auszuüben. 
$. 47. Die Aufnahme neuer Mitglieder in eine Gemeinde, welche 
nicht aus einem. in den befiehenden oder noch. zu erlaffenden Gefegen be: 
flimmten Grunde ein Recht darauf. haben, fo wie die Zulaffung neuer An: 
und Abbauer, hangt, unter Vorbehalt. des Recurſes an. die vorgefegte Regie: 
sungsbehörde, von der Gemeinde, in welche fie eintreten follen, ab. 
$. 48. Das Vermögen und Einkommen der Gemeinden und ihrer 
Anftalten, fo wie der Gorporationen,, darf nie als: Staatsvermögen behandelt 
oder zu, den Staatseinnahmen geſchlagen werden, jo wie auch ihre Verbind⸗ 
lichkeiten dem. Staat nicht verpflichten. s 
F. 49. Keine Gemeinde kann mit Leiftungen oder. Ausgaben befchwert 
werden, wozu fie nicht durch Gefege oder andere Rechtstitel verbunden ift, 
Daffelde gilt von mehreren in einem Verbande flehenden Gemeinden. 
$. 50. Ausgaben und. Laften, welche für die Zwecke und Beduͤrfniſſe 
von Gemeinden oder Verbänden mehrerer Gemeinden erforderlich find, müffen 
von den Mitgliedern der Gemeinden oder Verbände verhältnifmäßig getragen 
werden, und follen daher, wenn Einzelne zur Beſtreitung einer folchen Aus: 
gabe oder Laſt nach befondern Nechtsverhältniffen bisher allein oder vorzugss 
weife verbunden waren, auf’ deren Antrag, infoweit die Werhältniffe nad) 
dem Urtheile der  vorgefegten Megierungsbehörde ſolches geftatten, gegen 
eine von ihnen zu leiſtende angemeſſene Entfhädigung abgenommen oder bei 
Uebernahme anderer Gemeindeldften angerechnet werden. 
$. 51. Die Oberaufſicht ‘der Negierungsbehötde auf die Bermögensvers 
maltung aller Gemeinden, fo wie auf die Vertheilung und" Verwendung der 
Gemeindeabgaben darf fi nicht weiter erftreden, als dahin, daß das Vermoͤ⸗ 
gen erhalten, deffen Einkünfte ihrer Beftimmung gemäß verwandt und bei An- 
ordnung und MWertheilung der Gemeindeabgaben angemeffere, auch die Rechte 
der uͤbrigen Landeseinwohner und dus allgemeine Wohl nicht verlegende, Grund: 
füge befotgt werden. Auch ſteht der Regierungsbehoͤrde die Entfeheidung von 
Belchmerden zu, die, gegen die Gemeindeverwaltung erhoben werden möchten. 
9:52. Den ftädtifchen Obrigkeiten und deren Mitgliedern, wie auch 
den Beamten der Landgemeinden ,- liegt außer der Verwaltung der Gemeinde 
ſachen, auch die Beforgung der ihnen. durch Gefeg, Verfaſſung oder Her: 
kommen, oder von den. .höheren. Behörden übertragenen Landesangel-senheiten 
in ihrec Gemeinde ob, 


reiches, ſoll nach vorgaͤngiger Berhanbluns, SUN benfelben durch oͤffentlich bes 
—* zu machende, vom: Könige. ode 
den ee 33..2 it —— 
—J——— follen folgende Grundfäge zur Anwendung kommen» 
4) Die, Bürgergaften ernennen durch freie Wahl ihre Vertreter, welche 
nicht auf Lebenszeit gewählt werden koͤnnen. ar * 
Die Staͤdte haben das Recht, ihre Magiſtrate und uͤbrigen Gemein⸗ 
bdeibemien ſaoſt zu waͤhlen. An den Wählen nehmen die Bürgerſchaf— 
} te, mit den Magifttaten.’ erftere bucch ihre — 
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:2) Die höhere Beftätigung ift nur. bei den Wahlen der ſtimmführmmden 
Mitglieder des Magiſtrats und des Stadtgerichts erforderlich. 

3) Die Vertreter der Buͤrgerſchaften nehmen Theil an den Yngelegenhe 
ten, welche das. Gemeinmefen. der Stadt, deren Vermögen, Rechte und 
BVerbindlichleiten betreffen, namentlich auch an der Veranlagung und 
Vertheilung der Communalabgaben, Laften und Leiſtungen. 

4) Die Verwaltung des. ftäbtifchen Vermögens und bie Rechnungain 
uͤber dieſelbe iſt ihrer Controle unterworfen. — 

5). Gemeinfchaftliche Beſchluͤſſe des Magiftrats und * — ver 

— gerſchaft Über die Verwendung dev "laufenden Einnahme des Gemein: 
devermoͤgens bedürfen der hoͤhern Genehmigung nicht; jedoch hat der 
Magiftrat- zu Anfang eines jeden: Rechnungsjahrs einen von’ den Va- 
tretern der Buͤrgerſchaft genehmigten Haushaltsplan, fo wie nad Ab 
lauf des Nechnungsjahre einen Auszug der’ von den Vertretern der Bir 
gerfchaft abgerommenen ftädtifchen Rechnungen der Buͤrgerſchaft bekam 
zu machen, und der. die Oberaufſicht führenden Regierungsbehürde ein: 
zufenden, welche die Borlegung der volftändigen Rechnungen verfügen kımn, 

6) Der Magiftrat iſt in allen ſtaͤdtifchen Gemeindeangefegenheiten bie ein: 
zige ausführende und verwaltende Behoͤrde; inzwifchen hat, mas dir 
Ausübung der Polizei betrifft, bie Regierung dad Recht, unter im 
Mitgliedern des Magiſtrats die ‚Perfo n zu” bezeichnen; welche die ſtoͤl⸗ 
fche Polizei‘ zu beſorgen bat, "tu, "wo befondere Umſtaͤnde ſolches w 
forderlich machen, eine eigene "Potizefbehörde anzuordnen: a 

Das Armenweſen kann nad) Maßgabe der oͤrtlichen Berhätcnfe # 
ner eigenen Verwaltung uͤbertragen werden. 

Es ſoll jedoch in den Faͤllen, wo die Verwaltung der Polizei niät 
dem gefammten Magiftrate verbleibt oder uͤbettragen wird, der Gr 
ſchaͤftskreis der ftädtifchen Polizei. in ben ‚einzelnen Städten durch Ver⸗ 
handlung mit .denfelyen genau feſtgeſtellt, und dabei der Grundſatz br: 
folgt werden, daß dem Magiftrate die. ‚Deforgung alles desjenigen wi 
bfeibt, was die Gewerbsberhältniffe, die. Einrichtung, und Beauffichti 
gung der ftädtifchen Güter und Anftalten, fo wie der für gemeinjamt 
ſtaͤdtiſche Zwecke beflimmten Privatanftalten zum Gegenftande hat. 
Schon beftehende Verfaſſungsurkunden einzelner Staͤdte, welche den Br 

fugniffen der Buͤrgerſchaft, ihrer Vertreters und Obrigfeit engere ———— fe 

ben, follen vevidiet und unter Beruͤckſichtigung der Localverhaͤltniſſe, ſo wie 
unter Zuziehung von Vertretern. der Buͤrgerſchaft, mit ‚den; vorſtehenden allge 
meinen Grundfägen in Uebereinftimmung ; gebracht. werden: | 

Dieſe Grundfäge finden auch auf die Verfaffung der Flecken unter den, 

— vie Verhaͤltniſſe gebotenen, Veſchraͤnkungen und: — ihre An: 

wendung. ‚It | 
$. 54. Den Landgentaten ſteht unter obrtigkeit Sum t (vergl, 

g. 51V die eigene Verwaltung en dh te uf (u 

gen ne — Fo der hnen obliegenden Gewmeindeabgaben 

und Leiſtungen, ſo wie eine * me en d 

und Feldmarkspolizei zu. ’ 7 * RnB er Si 
Das Recht der Wahl ihrer — eht de jederzeit 

zu, jedoch ſind ſelbige nicht auf Lehendjeit zu Bun sn, Sereinden * 
Auch follen, die, ‚Landgemeinde in der Nigel das Ri ben, ihre Ge 
mieindel n „une Vorbehalt Eee eg 


u 





Grundgefeg vom 26. Sept. 1833. 581 


Ausnahmen von diefer Regel können ſowohl auf den Grund beſtehender 
zerechtigungen, als befonderer Verhältniffe in den Gemeinden Statt finden. 
In den Fällen, wo Ausgaben verfaffungsmäßig von einen 
Zerbande mehrerer Gemeinden gemeinfchaftlich getragen und aufgebracht wer⸗ 
en müffen, -follen zur Prüfung der Ausgaben ſelbſt, fo wie zur Feſtſtellung 
er Repartition derfelben, gewählte, oder fonft berechtigte, Mitglieder des Wera 
andes - zugezogen, und diefen demnächft auch über die Aufbringung und 
Berwendung Rechnung abgelegt werden. Die nähere Einrichtung diefer Vers 
yinde ſoll nach Berfchiedenheit der Provinzen gefeglich regulirt werden. - 
$. 56. Die in den verfchiedenen Provinzen des Königreichs beftehen: 
ven ritterſchaftlichen Gorporationen behalten ihre ſtatutenmaͤßigen Rechte, fe 
ern letztere nicht durch das gegenwärtige Grundgefeg aufgehoben werden. 
Namentlich bleibt ihnen die Befugniß, provinziele Wereine, behuf Er⸗ 
yoltung ihrer Güter zu errichten. — 


Fünftes Capitel. 


Bon den Verhaäͤltniſſen der evangeliſchen und roͤmiſch-ka— 
tbolifhen Kirche zum Staate, von den Unterrichtsanftalten, 
[vo wie von den zw mwohlthätigen Zweden bejtimmten 

| Sonde, 


$. 57. Den Mitgliedern der evangelifchen und der römifch = katholifchen 
Kirche wird freie öffentliche Religionsübung zugefichert. | 

$. 58. Dem Könige gebührt über beide Kirchen das in der Kitchen» 
hoheit begriffene Schuß: und Oberauffichtsredht. 

$. 59. Die Anordnung der innern geiftlichen Angelegenheiten bleibt 
der, in der Verfaffung;jeder diefer Kirchen gegründeten, Kirchengewalt überlaffen. 

$. 60. Sn der evangelifchen Kirche werden die Rechte der Kirchenge— 
walt vom. Könige, und zwar ducch Gonfiftorials oder Presbyterialbehoͤrden, 
zufammengefegt aus evangelifchen Geiftlichen und weltlichen Perfonen, unter 
der Aufficht des Minifterii, fo wie unter-Aufrechterhaltung der den Gemeinden 
und Einzelnen zuftehenden Rechte ausgeübt. 


Sollen für das Königreich oder ganze Landestheile neue Kirchenordnun: 
gen erlaffen, oder in mefentlichen Grundfägen derfelben, und namentlich der 
Liturgie, Veränderungen gemacht werden; fo ift darlıber mit einer vom Könige 
zuſammen zu berufenden VBerfammlung von geiftlihen und weltlichen Perfo: 
hen, welche theils vom Könige beftimmt, theils von den Geiftlichen und 
Gemeinden im den betreffenden Landestheilen auf die fodann gefeglich anzu: 
ordnende Meife gewählt werden, zu berathen. 

Die künftige Einrichtung und der Gefchäftskreis der Confiftoriale und 
Presbpterialbehörden, der Umfang der Auffichtsrechte des Minifterii, die Ein- 
führung und Ausbildung von Spnoden und Kirchenvorfländen, fo mie bie 
Art der Ausübung der, den Gemeinden und Einzelnen zuflehenden, Rechte 
bleibt weiteren Beflimmungen vorbehalten, und folfen bei Beſtimmung bes 
kunftigen Gefchäftskreifes der Gonfiftorialbehörden zugleich in Rüdficht der 
Ueberweiſung ber von ihnen bisher ausgeübten ſtreitigen und freiwilligen Ge: 
Ahtsharkeit am die weltlichen Gerichte die erforderlichen Anordnungen erfolgen. 

... 861. Sollte der Fall eintreten, daß der König oder der Regent ſich 
nicht zur evangelifhen Kirche befennte; fo.geht die Ausübung der Rechte dev 
itchengewalt einftweilen auf die evangelifhen Mitglieder de Gefammtmi: 
nifterii über, und ſoll zue Sicherftellung des Nechtszuftandes der evangeli: 
ſchen „Kicche über die Art und Weife der Ausübung der Kirchengewalt in 
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derfelben mit Zuſtimmung ber allgemeinen Stäubeverfammiung das Noͤthige 
verordnet werden. 

$. 62. Sn ber eömifch  Batholifchen Kirche gebührt den Bifchöfen ober 
Adminiftratoren dee Diöcefen Hildesheim und Osnabruͤck die Ausübung: de 
Rechte der Kirchengewalt, gemäß ber Verfaſſung diefer Kicche. 

Die Rechte der Kicchenhoheit, zu denen auch die Dberaufficht über, bie zu 
nächft umter dem Bifchofe oder den Didcrfan:Adminiftratoren ftehende, und nad 
den Beftimmungen des $. 69 auszuübende Verwaltung des Vermögens ber 
roͤmiſch-katholiſchen Kirchen und kirchlichen Stiftungen gehört, werden vom 
Könige oder deſſen Minifterio unmittelbar, oder durch die römifc = Eatholifchen 
Confiftorien ausgeübt. 

8. 63. Alle allgemeine Anordnungen ber roͤmiſch-katholiſchen Kirchen 
behörden bedürfen der Einficht des Minifterit, umd follen ohne deſſen Geneh— 
migung nicht verfündigt oder vollzogen werden. Betreffen fie reine Glaw 
bens- oder Eirchliche Lehr: und Disciplinarfahen; fo foll deren Bekannt 
machung nicht gehindert werden, fobald nur das Minifterium duch gemom: 
mene Einſicht fich davon überzeugt hat, daß deren Inhalt für den Staat um 
nachtheilig iſt. 

§. 64. Alle amtliche Communicationen mit dem paͤpſtlichen Stuhl, 
mit auswärtigen Kirchenverſammlungen oder Kirchenobern muͤſſen dem Mi: 
nifterio zur Einſicht vorgelegt werden, und deren Befchlüffe, Erlaffe, Bullen, 
Breven, Refcripte und fonftige Schreiben an die. römifch: katholifche Kirche 
im Königreiche, an ganze Gemeinden oder einzelne Landeseinwohner, bebür 
fen vor ihrer Verkündigung oder Inſinuation des landesherrlihen Plant 
Diefes foll nicht verweigert werden, wenn fie von der am Schluffe des we 
bergehenden Paragraphen angegebenen Befchaffenheit find. 

ß Ausgenommen von der Beftimmung bdiefes $. find allein die Sonmeb 
nicationen in Gewiffensfachen einzelner Perfonen. 

$. 65. Das Minifterium ift verpflichtet, Mißbraͤuche oder Ueberſchrei⸗ 
tungen der Kirchengewalt zu verhuͤten, und dieſelben von Amtswegen, ober 
auf an daſſelbe eingegangene Recurſe abzuſtellen. 

Beſchwerden gegen untergeordnete Kirchendiener muͤſſen jedoch zunaͤchſt 
an die Kirchenobern im Koͤnigreiche gebracht werden, koͤnnen aber, wenn keine 
Abhuͤlfe erfolgt, an das Miniſterium gelangen. 

$. 66. Die Prediger und andere höhere Kicchendiener der evangeli: 
[hen wie der roͤmiſch-katholiſchen Kirche, deren Ernennung vom Könige oder 
beffen Behörden nicht unmittelbar erfolgt, fondern weldhe von Dritten erw 
nannt oder präfentirt werden, bedürfen der Beſtaͤtigung des Königs oder ber 
dazu befiimmten Behörden beffelben, und koͤnnen, fo lange fie diefe nicht er: 
halten haben, ‚weder die Amtsgefchäfte ansüben, noch haben fie ein Recht 
auf die Amtseinkünfte. 


Die Entfheiduug über die canonifchen Eigenfchaften des zu Beſtaͤtigen⸗ 
ben gebührt allein der geiftlichen Behörde. 


Die Beftätigung darf ohne erhebliche Gruͤnde nicht verweigert werben. 


Saͤmmtliche Kirchendiener find in ihren bürgerlichen Beziehungen und 
Handlungen, wie auch in Rüdfi icht ihres Dermögens, ben Gefegen des Staatd 
unterworfen. 

Der Staat gewährt ihnen jede zur orbnungsmäßigen Verwaltung und 
Erfüllung ihrer Amtsobliegenheiten erforderliche Unterftügung, und ſchuͤtzt fi 
in der ihnen zulommenden Amtswuͤrde. 

ö $. 67. Die Entlaffung der Kirchendiener von ihrem Amte und ide 


— 


en 
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uspenfion vom Amte-und zugleich vom Gehalte kann im. Disciplinarver- 
bren nur gefchehen, nachdem die Firchliche Behörde eine gehörige Unterfu- 
ung angeftellt und den Kirchendiener mit feiner: VBertheidigung hinreichend 
hört Hat. Sie bedarf in Anfehung der Prediger und übrigen höhern Geift: 
hfeit der Beftätigung des Minifterii. | | 

8. 68. Das jegige und künftige Vermögen der einzelnen Kirchen, Kir: 
yenämmter, geiftlichen und andern milden Stiftungen, Damenftifter und Kloͤ⸗ 
xt, Schulen und Armenanftalten, darf unter Eeinem Vorwande zum Staats: 
ermögen gezogen, oder zu andern, als dem gefeg: oder ‚fliftungsmäßigen. 
zwecken verwandt werden. 

Eine Abänderung der Stiftung kann von der Staatögewait nur nad) 
sorgängiger Wernehmung ber zur Verwaltung und Aufjicht etwa Berechtig: 
m und nur dann vorgenommen werben, wenn der Zweck der Stiftung auf 
‚ie vorgefchriebene Weiſe nicht mehr zu erreichen ift. Indeß muß das Der: 
nögen unter thunlichfter Beruͤckſichtigung der Wünfche der zur Verwaltung 
and Aufficht etwa Berechtigten zu gleichen oder möglichft ähnlichen Zwecken 
wieder verwandt werden. | | 

Dabei bleiben jedoch die Beflimmungen de3 8. 35 bed Reichsdepu⸗ 
tafionshauptfchluffes vom 2öften Februar 1803 in Anfehung der in demſel⸗ 
ben bezeichneten Güter, infofern darüber eine endliche Verfügung noch nicht 
getroffen iſt, ausdruͤcklich vorbehalten. _ | 

$. 69. Inſofern die Verwalter des Vermögens der einzelnen Kirchen 
und der dazu gehörenden Stiftungen und Armenanftalten den beftehenden 
Einrichtungen gemäß nicht von der Kirchengemeinde gewählt werden, und 
diefe an der Verwaltung einen größern Antheit nicht gehabt, follen den Ver: 
waltern diefes Vermögens in jeder Kirchengemeinde, nach den darüber zu er 
laffenden hefondern Verfügungen, einige von der Kirchengemeinde zu ermäh: 
lende Vorſteher, unter Mitwirkung der Pfarrgeiftlichen, zur Seite flehen, welche 
zu allen wichtigen, auf die Verwaltung ſich beziehenden Maßregeln bei Ver: 
äußerungen einzelner Theile dieſes Vermögens, wie auch der zur Dotation 

der Kirchenaͤmter und der zu Pfarrwitwenthuͤmern gehörenden Grundftüde 
oder Gerechtfame, ferner bei Werken, die zu Eicchlichen ober geiftlichen Zwecken 
unternommen, nicht weniger bei Leiftungen, bie zu folchen Zwecken ausges 
fhrieben werden, und endlich zu der Rechnungsablage zugezogen werden müffen. 

In denjenigen Fällen, in melden der Kirchenpatron die Ausgaben aus: 

ſchließlich beſtreitet, tritt die Beſtimmung diefes $. nicht ein. 

$. 70. Für die Erhaltung und Vervollkommnung der Lanbesuniverfi- 

tät und der Übrigen öffentlichen Umterrichtsanftalten jeder Urt fol ſtets nad) 
Kräften geforgt merden. 

Der Unterricht in den Volkefchulen bleibt zunächft der Aufficht der Pres 
diger anvertraut. 

$. 71. Das von den vormaligen Klöftern und andern ähnlichen Stif: 

tungen. in verfchiedenen Theilen des Königreichs herrührende, zu einem abge⸗ 
ſonderten Fonds vereinigte, Vermögen fol für immer von allen andern Staats: 
aſſen völlig getrennt. bleiben, und allein zu den erforderlichen Zufchüffen be: 
huf der Beduͤrfniſſe der Landesuniverfität, der Kirchen und Schulen und zu 
mohlthätigen Zwecken aller Art verwandt werden. 
.. Die Verwaltung dieſes Vermögens fteht unter Leitung des Minifterit, 
jedoch ſoll der allgemeinen Staͤndeverſammlung jaͤhrlich eine Ueberſicht der 

etwendungen aus demſelben mitgetheilt werden. In Ruͤckſicht der Ver: 
iußerungen einzelner Theile dieſes Vermoͤgens finden alle diejenigen Vor— 
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fehriften ihre volle Anwendung, die bei Veräußerungen von‘ Domantalvermb 
gen in der gegenwärtigen Verfaſſungsurkunde vorgefchrieben find. | 


Sechstes Capitel. 
Bon den Landſtaͤnden. 


$. 72. Zür die einzelnen Provinzen des Koͤnigreichs follen Probingie 
landſchaften, für das ganze Königreich) aber eine allgemeine Ständewerf 


“ fung befiehen. | 
Erfter Abſchnitt. 
Bon den Provinziallandfchaften. 


$. 73. Provinziallandfchaften follen beftehen nn 
1) für die Fuͤrſtenthuͤmer Galenberg,. Göttingen und Grubenhagen m 
den vormals Heffifchen Aemtern Im Fürftenthbume Göttingen und di 
diesfeitigen Eichsfelde, | 
2) für das Fuͤrſtenthum Lüneburg, mit Einfluß der diesfeitigen The 
des Herzogthums Sachfen : Lauenburg, 
3) für die Graffchaften Hoya und Diepholz, mit den vormals Hell 
Aemtern in diefen Provinzen, A 
4) für die Herzogthümer Bremen und Verden, mit dem Lande Habıld, 
5) für das Fuͤrſtenthum Osnabrüd, | | 
6) für das Fuͤrſtenthum Hildesheim nebft der Stadt Goslar, 
7) für das Fuͤrſtenthum Oftfrieeland und das Harlingerland. H 
$. 74. Wegen Einführung provinziallandfchaftliher Einrichtungen in 
denjenigen Landestheilen, wo folche noch nicht beftehen, fo wie wegen ati 
meffener Verbindung bisher getrennter Provinziallandfchaften follen, unter Mit 
wirkung von Abgeordneten der betreffenden Landestheile, Einleitnngen getrofe 
fen werben. Ä 
$. 75. In fämmtlichen Prosinziallandfhaften folen zwei Curien eiu 
geführt werden, welchen gleiche Rechte und Befugniffe zuftehen. 

Die erfte Curie fol beftehen aus den Prälaten, wo diefen eine Zhel; 

nahme an den Provinziallandtagen zufteht, und aus den Mitgliedern Di 
Nitterfchaft, deren Statuten revidirt und mit berfelben fejtgeftelt we 
den follen. 
Diie zweite Curie foll in einem näher zu beſtimmenden  angemeffmn 
Verhaͤltniſſe beftehen aus den Deputirten der mit Stimmrecht verfehenen an 
zu verfehenden Städte und Flecken und der nicht zur Ritterſchaft gehörige 
Grundbefiger. 

In denjenigen Provinzen jedoch, wo die Städte in einer zweiten und 
die nicht zur Ritterſchaft gehörigen Grundbeſitzer in einer dritten Curie WE 
treten find, follen drei Curien fortbeftehen, infofern nicht ein Andered dur 
vorgängige Verhandlungen zwifchen der Regierung und ber betreffenden Lan’ 
ſchaft feftgefegt wird. R 

$. 76. Auf den Provinziallandtagen follen bie vorkommenden Angie 
genheiten und die zu machenden Anträge in voller Verſammlung aller Stimde 
vorgetragen und berathen, fodann aber fol, ohne eine nochmalige ung 
in den Gurien auszufchließen, nach Eurien abgeſtimmt und befchloffen iperdel. 

$. 77. Die fernere innere Organifation der Provinziallandſchaſten un 
insbefondere der Eurien fol binnen drei Fahren in Gemäßheit obiger 
fäge auf verfaffungsmäßigem Wege näher feftgeftellt, umd zu dem Ente i 
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vifchen der Regierung und den einzelnen Landſchaften weltere Verhandlung 
ıgelegt werden. 

Sobald dieſe Drganifation bewitkt ft; foll allen Provingiallandſchaften 
is Recht der Zuſtimmung in der Art zuſtehen, wie ſolches im $. 79 feſt⸗ 
ſetzt iſt. Bis zum Ablauf jener "drei Jahre, inſofern die Organiſation 
icht ſchon früher eingetteten ſeyn ſollte, verbleiben einer jeden Landſchaft in 
efer Beziehung biejenigen Rechte, : welche ihr bisher zuſtanden, in fo weit 
che mit dem gegenwärtigen Staatsgrimdgefege vereinbar find. 

Nach beendigter Organifation der Provinziallandfchaften iſt zu einer 
(binderung der Verfaſſung und Rechte derfelben die Zuſtimmung der be⸗ 
reffenden Landſchaft erforderlich. 

. 78. Den Provinziallandſchaften verbleiben diejenigen ſtaͤndiſchen Rechte, 
selche nicht auf die allgemeine Staͤndeverſammlung uͤbergegangen ſind, und 
rt fo weit ſolche Rechte den Principien des gegenwaͤrtigen Staategrunbgefeges 
icht entgegen ſtehen. 

$. 79. . Die Zuffimmung ber Provinziallandfchaften fol erforderlich 
eyn zu allen provinziellen Abgaben und Keiftungen und zu dem mefentlihen 
Inhalte alfer lediglich die fpecielen Verhaͤltniſſe der Provinz betreffenden Pro: 
inzialgefege, in fo weit folche nicht allein die Ausführung und Handhabung 
eſtehender Geſetze oder die Erlaſſung voruͤbergehender Verfuͤgungen bezwecken, 
oder in Anordnungen der Sicherheits- oder Geſundheitspolizei beſtehen. 

Bei der Verkündigung fotcher Provinzialgefege ift die Zuſtimmung der 
Provinziallandfchaft zu erwähnen. 

Diejenigen beftehenden Provinzialgefege, zu deren Erlaffung bie ‚Zuftim- 
mung der Landfchaften erforderlich feyn würde, Eönnen nur mit Zuflimmung 
der betreffenden Landfchaft aufgehoben, abgeandert oder authentifch interpretirt 
werden, in fo fern deren Aufhebung oder Abänderung nicht Folge verfaſſungs⸗ 
mäßig erlaffener allgemeiner Landesgefege ift. 

$. 80. Die Anträge und Beſchluͤſſe der Provinziallandſchaften duͤrfen 
— die Ausfuͤhrung der fuͤr das ganze Koͤnigreich beſtehenden Geſetze 

indern 

F. 81. Falls Abgaben zu provinziellen Zwecken zu veranlagen find; fo 
fol der desfallfige Beſchluß der Provinziallandfchaft zunsrderft durch dag Mi: 
nifterium zur Kenntniß der allgemeinen Ständeverfammlung gebracht werden, 
damit. diefe im Stande ift, barlber zu wachen, daß durch dergleichen pro: 
vinziele Abgaben dem allgemeinen Abgabe: und Finanzſyſteme des König: 
teich® Fein Einteng gefchehe. 

Die Art der Erhebung, Verwendung und Rechnungsführung wird mit 
der Provinziallandfchaft regulirt. 

$. 82. Wenigſtens alle drei dehr ſoll ein Provinziallandtag in jeder 
Provinz Statt finden. 


Zweiter Abſchnitt. | 
Bon der allgemeinen Ständbeverfammlung. 


$. 83. Die. allgemeine Ständeverfammlung ift berufen, die grundges- 
ſehlichen Nechte des Landes: zu vertreten und deffen dauerndes Wohl möglichft 
zu befördern. 

$. 84. Ueber. alle, das ganze Königreich ober ben Bezirk mehrerer Pro: 
vinziallandſchaften gemeinfhaftlich und nicht lediglich fpecielle Verhältniffe der 
Provinzen betreffende, zur ſtaͤndiſchen Berathung gehörende, Gegenftände 
wird nur mit der allgemeinen ae des Königreichs verhandelt. 
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$. 85. Geſetze, welche das: ganze Königreich oder ben Bezirk mehr 
Provinziallandfchaften betreffen, ohne fich lediglich auf fpecielle Verhaͤltniſſe der 
Provinzen zu beſchraͤnken, können nur mit Zuſtimmung der allgemeinen Stände 
verfammlung erlaffen, aufgehoben, abgeändert oder authentifch interpretirt werden, 

Befchließen die Stände Abänderungen des ihnen vorgelegten Gefegmt: 
mwurfs; fo kann die Landesregierung denfelben ganz zuruͤcknehmen. 

Das Recht der ftändifchen Zuftimmung bezieht ſich auf den ganzen we 
fentlichen Inhalt des Geſetzes; dagegen bleibt der Landesregierung überlafer, 
daſſelbe in Uebereinftimmung mit den befchloffenen Grundfägen näher zu be 
arbeiten und zu erlaffen. 

Sm Eingange des Gefeges iſt die erfolgte verfaffungsmäßige Zuftim: 
mung der Stände zu erwähnen, 

$. 86. Die Mitwirkung der Stände ift nicht erforderlich zu denjenigen 

BVerfügungen, welche der König über das Heer, befien Formation, Discipis 
und den Dienft überhaupt erläßt. 
Die Militairaushebungsgeſetze, fo wie die Rechte und Pflichten der übr: 
gen Unterthanen in Beziehung auf das Heer und bie auf beffen bürgerlidı 
Berhältniffe bezuͤglichen Gefege, können jedbod nur mit Zuftimmung ds 
Stände abgeändert und feftgeftellt werden. 

Militairftrafgefege find mit den Ständen zu berathen. | 

$. 87. Verordnungen, welche zur Vollziehung ober ER HER be 
ftehender Gefege erforderlich find, werden von der Landesregierung ohne Mit: 
wirkung der Stände erlaffen. 

Außerordentliche, ihrer Natur nach der ftändifchen Zuſtimmung bedürfendr, 
aber durch das Staatswohl, die Sicherheit des Landes oder die Erhaltung 
der ernftlich bedroheten Ordnung dringend gebotene gefeglihe Verfügungen, 
deren Zweck durch die Verzögerung vereitelt werden würde, gehen von dr 
Landesregierung allein aus. 

Solche eilige gefegliche Verfügungen, welche jedoch eine Abänderung im 
Staatsgrundgefege nicht enthalten dürfen, müfjen im. Gefammtminijterio be 
ſchloſſen werden, und ift, daß dieſes gefchehen, im denfelben auszudrüden. 

Auch find folhe den Ständen zur Mitwirkung bei ihrer nächften Zu 
fammentunft vorzulegen; und falls während derfelben bie verfafjungsmäfig 
Buflimmung nicht erfolgt, wieder aufzuheben. 

6. 88. Gefegentwürfe gelangen von Seiten der eaglerum an die 
Staͤnde; jedoch haben auch dieſe das Recht, auf Erlaſſung neuer oder ab⸗ 
aͤndernder Geſetze ſowohl überhaupt anzutragen, als zu dem Ende Geſetzent 
wuͤrfe vorzulegen. 

$. 89. Alle Geſetze und Verordnungen werden dom Könige unter 
Beobachtung der in gegenmärtiger Derfaffungsurkunde vorgefchriebenen Form 
Öffentlich verfündigt, und erhalten dadurch für alle Unterthanen unbedingt: 

Verbindlichkeit. Alle Verwaltungsbehörden und Gerichte haban auf deren Er: 
füllung zu halten. 

Sollten Zweifel darüber entſtehen, ob bei einem gehoͤrig verkuͤndigten 
Geſetze die verfaſſungsmaͤßige Mitwirkung der Staͤnde hinreichend beobachtet 
ſey; ſo ſteht es nur dieſen zu, Antraͤge deshalb zu machen. 

$. 90. Die allgemeine Staͤndeverſammlung hat das Recht, in Be 
ziehung auf alle Landesangelegenheiten, insbefondere auf etwaige Mängel oder 
Mißbraͤuche in der Verwaltung oder der Nechtspflege, ihre Wuͤnſche, Bar 
ftellungen und. Befchwerden dem Könige: oder dem Minifterio vorzutragen. 
Ein weiteres Eingreifen in die Verwaltung fteht derfelben nicht zu. 
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$. 94:::,Die, Rechte der: allgemeinen Stänbeverfaniimlung in Beziehung 

f den Staatshaushalt find in: folgendem Capitel näher beſtimmt. 
$& 92..: Die allgemeine Ständeverfammlung - wird von den Verträgen, 

» der König mit andern Mächten fchließt, in Kenntniß gefegt, fobald es 

Umſtaͤnde erlauben. rfordert die Ausführung der Verträge die Bewilli= 

ing von Geldmitteln, oder follen: diefelben eine Einwirkung auf: die innere 

efeggebung des Koͤnigreichs hervorbringen; fo bedarf es deshalb der ver⸗ 
flungemäßigen Mitwirkung der Stände. 

$. 93. Die allgemeine Ständeverfammlung befteht aus zwei Kama 
ern, die ſich in ihren Rechten und Befugniſſen gleich find. 

$. 94. Die erfte Kammer foll beftchen aus: 

4) den Königlichen Prinzen, Söhnen des Königs, und den Haͤuptern ber 
Nebenlinien der Königlichen Familie, 

2) dem Herzoge von Aremberg, dem Herzoge von Looz-Corswaaren und 
dem Fürften von Bentheim, fo lange fie im Befige ihrer Mediats 
Territorien bleiben, | 

3) dem Erblandmarfchall des Königreichs, 

4) den Grafen zu Stolberg: Wernigerode und zu Stolberg: Stolberg mes 
gen der Grafſchaft Hohnftein, 

5) dem General: Erbpoftmeifter, Grafen von Platen- Hallermund, 

6) dem Abte zu Loccum, 

T) dem Abte von St. Michaelis zu Lüneburg, 

8) dem Präfidenten der Bremifchen Ritterfchaft ald Director des Klofters 
Neuenmwalde, | 

9) dem oder den Eatholifchen Biſchoͤfen des Königreichs, 

10) zwei auf die Dauer des Landtags zu ernennenden angefehenen evans 
gelifhen Geiftlichen, 

11) den von der Landesherrfchaft mit einem perfönlichen erblichen Stimme 
rechte verfehenen Majoratsherren, | Ä 
12) den auf die Dauer eines jeden Landtags zu ermählenden Deputirten 
der Ritterfchaften, nämlich: | | 
von der Calenberg-Grubenhagenſchen Ritterfchaft acht, 
von der Lüneburgifchen fieben, 
von der Bremen: und Verdenſchen ſechs, 
von der Hoya= und Diehholzifchen drei, 
von der Osnabruͤckiſchen Nitterfchaft, incl, Meppen und Lingen, fünf, 
von der Hildesheimifchen Ritterſchaft vier, | 
von der Dftfriefifchen (unter Vorbehalt einer Wermehrung ber Zahl, 
wenn eine verhältnißmäßige Vermehrung ber Mitglieder der Ritter 
fchaft fich ergeben follte) zwei, 
13) vier Mitgliedern, welche der König ernennt. ins dieſer Mitglieder 


wird auf Lebenszeit, die drei andern aber werden- auf die Dauer des 
Landtags ernannt. 


$. 95. Ein perfönliches erbliches Stimmrecht wird ber König nur fols 
chen Majoratsherren verleihen, bie ein Majorat errichtet haben, welches aus 

nem im Königreiche belegenen Nitterfige nebft anderm ebenfalls im Lande 
belegenen Grundvermögen bejteht, und, nad) Abzug der Binfen der auf dem— 
ſelben etwa haftenden hypothekariſchen Schulden und der ſonſtigen fortwaͤh— 
renden Laſten, wenigſtens 6000 Rthlr. reiner jaͤhrlicher Einkünfte gewaͤhrt. 
Sobald eine flärkere Beſchwerung des Majorats eintritt, ruht einſtweilen das 
erbliche Stimmrecht des Beſitzers. 


a 
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$. 96. Das Mecht ber Beilegung einer erblichen Virilſtimme ſteht, un 
ter den verfaffungsmäßigen Bedingungen, dem Könige ohne Rüdfiht auf die 
Zahl der bereits vorhandenen, und abgefehen von einer fi ich ereignenden Erle 
digung zu jeder Zeit zu. 

Die Errichtung des Majorats giebt Fein Necht auf bie. Beilegung einer 
Virilſtimme, fondern ift lediglich) die Bedingung, ohne deren. Erfüllung die 
Beilegung eines erblichen Stimmrecht nicht. Statt finden Eann. 

Uebrigens foll behuf Erleichterung der Stiftung von Majoraten die Un 
theilbarkeit und ‚die Erbfolge nach dem Rechte der Erftgeburt bei WVerleihun: 
von eröffneten Lehnen feitgefegt und bei bereit verliehenen Lehnen auf den 
Antrag der Vaſallen genehmigt werden, ſoweit nicht bereits erworbene Recht 
dritter Perfonen entgegen ftehen. 

$. 97. Bei der Auswahl der $. 94 No. 13. bezeichneten, von dem. 
Könige zu ernennenden, Mitglieder tritt zwar keine Beſchraͤnkung durch Ranz, 
Geburt und Vermögen ein. Sie müflen jedody die in den 99. 102— 1 
vorgefchriebenen Qualificationen befigen. 

$. 98. Die zweite Kammer foll beftehen aus folgenden auf bie Daun 
des Landtages zu erwaͤhlenden Deputirten: 

1) drei Deputirten der Stifter St. Bonifacii zu Hameln, Cosmae et 
Damiani zu Wunjtorf, St. Alexandri zu Einbed, Beatae- Mariae 
Virginis dafelbft, des Stifts Bardowiek und des Stifts Rameldloh, 
. welche von bdiefen Stiftern unter Zuziehung von höhern Geiftlichen und 
Mredigern aus der Zahl der proteftantifchen Geiftlichen oder folcher Mär: 
ner, welche dem höhern Schulweſen im Königreiche angehören, in der 
Maße zu ermwählen find, daß fich mwenigftend zwei ordinirte proteſtaui⸗ 
ſche Geiſtliche unter denſelben befinden, 

2) drei Mitglieder, welche der König wegen bed allgemeinen Kloſterfonds 
ernennt, 

3) einem Deputirten der Univerfität Göttingen, 

4) zwei von den evangelifhen Königlichen Confiftorien zu ermählenden 
Deputirten, | 

5) einem Deputirten des Domcapiteld zu Hildesheim, | 

6) aus —— und dreißig Deputirten nachfolgender Staͤdte und Steden, 

naͤmlich: 

zwei Deputirten der Reſidenzſtadt Hannover, 

einem Deputirten der Stadt Goͤttingen, 

einem Deputirten der Stadt Northeim, 

einem Deputirten der Stadt Hameln, 

einem Deputirten der Stadt Einbeck, 

einem Deputirten der Stadt Oſterode, 

einem Deputirten der Stadt Duderſtadt, 

einem Deputirten der Städte Moringen, uelar, Hardegſen, Dransfıld 

und Hedemuͤnden, 
einem Deputirten der Stadt Muͤnden, 
einem Deputirten der Staͤdte Münder, Pattenfen, Neuftadt am 
Nübenberge, Springe, Wunftorf, Eldagfen, Bodenwerder un) 
Rehburg, 

einem Deputirten der Staͤdte Clausthal und Zellerfeld, 

einem Deputirten der uͤbrigen fuͤnf nl einſchließlich Herzbetg 
Elbingerode und Lauterberg, 

einem Deputirten der Stadt Luͤneburg, 
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einem Deputixten der Stadt ‚Uelzen, 

einem Deputitten der Stadt Gelle, 

einem Deputirten der Stadt Harburg, 

einem Deputirten der Städte Lühom, Dannenberg und Higader, 

einem. Deputicten der ‚Städte Soltau, ‚Walsrode, Buster, und 
Gifhern, NN 

einem Deputirten der Stadt Stade, . oe 5 

‚einem „Deputirten der Stadt Burtehude, 

einem "Deputicten der Stadt. Verden, 
einem Deputirten der Stadt Nienburg, — 
einem Deputirten der Hoyaiſchen Flecken, ee 
einem Deputirten der Diephokiihen Zleden,- | 
einem Deputicten der Stadt. Osnabruͤck, 

nem Deputirten der Staͤdte Quakeubruͤck und Fuͤrſtenau und des 

Fleckens Melle, 
einem Deputirten der Staͤdte Meppen, — und Hafelünne, 
einem Deputirten der Stadt Goslar, — | 
einem Deputirten der Stadt Hildesheim, 
einem Deputirten der Städte Alfeld, Peine und Bodenem, 

‚ einem Deputirten der Städte Elze, "Gronau, Sarftede und Daffel, 
einem Deputirten der Stadt Emden, 

eiuem Deputicten der Städte Aurich und Eſens, 
einem Deputirten der Stadt Norden, 
einem Deputirten der Stadt Leer, 
einem Deputitten ber Staͤdte EIER, Vonhem und Reuenhaus ı uns 

des Fleckens Bentheim; 

T) aus acht und dreißig Deputirten der Fämmitlichen Geundbeſiher aus den 
unter No. 6 nicht aufgefuͤhrten Städten und Flecken, aus den Freien 
und aus dem Bauernſtande, naͤmlich: 
von den Fuͤrſtenthumern Calenberg, Goͤttingen und rubenhagen fünf, 
von der Graffhaft Hohnftein einem, 
von dem Fürftenthume Lüneburg fünf, 
von den Bremiſchen Maifchen fünf, | 
von der Bremiſchen Geeſt und dem Herjogthume Verden drei, 
vom Lande Hadeln mit Einfchluß der Stadt Otterndotf zwei, 
von den Grafſchaften Hoya und Diepholz drei, = 
‚von dem Fürftenthume ' Deanabrük drei, 070707 
von dem Herzogthume Aremberg: Meppen und der see Ein: 

gen zwei, DENE j 
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von dem Fuͤrſtenthume Hildesheim det, Te a 

von dem Fuͤrſtenthume Oſtfriesland fünf, * 

von der Grafſchaft Bentheim einem. ' — 

$. 99. Somoht die don den Ritterſchaften, als bie von ben. uͤbriger 
Irundbefigern zu waͤhlenden Deputirten muͤſſen ſelbſt Grundbeſi iger in ben 
rodinz feyn, aus welcher fie gewählt werden. 

Dagegen find die übrigen Corporationen in ‚der Wahl ihrer Deputirten 
ht auf Mitglieder aus ihrer Mitte beſchraͤnkt 

$. 100: Die Deputicten der. Ritterfchaften sıcfken aus, im Königreiche 
legenem Grumdvermögen ein veines Einkommen befigen, welches, nach Abs 
'9 der Zinfen der auf demifelben etwa haftenden hypothekariſchen Schulden 
1 dev: fonftigen fortwährenden: Laſten, jährlich ſechshundert Thaler beträgt. 
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Bei den Deputicten ber übrigen Grundbeſitzer iſt ein ſolches reines Einkom 
men von 300 Kehle. erforderlich, welches entweder ererbt, ober aber min 
deftens Ein Jahr, vor der Wahl erworben feyn muß. 

Die Übrigen Deputirten müffen entweder ein folches reines Einkommen 
von dreihundert Thalern, fey ed von ländlichem und feädtifchem Grundbeſte 
oder im Lande vadicirten Gapitalien haben, oder eine jährlicye Dienſteinnahme 
von 800 Rthlr. oder als Gemeindebeamte von 400 Rthlr. gemiehen, che 
aus ihrer Wifjenfhaft, ihrer Kunft oder ihrem Gewerbe ein jährliche Ein 
kommen von 1000 Rthlr. beziehen, und ſolches ſchon drei Jahre vor ihrem 
Eintritte in die allgemeine Ständeverfammlung genoffen haben.” 

$. 101. Die Wahl der ftädtifchen Deputicten gefchieht nach abfelutt 
Stimmenmehrheit gemeinſchaftlich duch bie Magiftratsmitgljeder, Vuͤtgervor 
ſteher und MWahlmänner, die hiezu nach Maßgabe der Werfafjung jr 
Stadt aus den zu Bürgervorftehern qualifichtten Buͤtgern beſonders erwihl 
werden. 

Mehrere Städte, welche zufammen einen Deputirten abfenden, will 
gleichfalls nad abfoluter Stimmenmehrheit entweder nach einem tumus, mn 
nicht mehr als drei concurriren, oder gemeinfchaftlicy nach einem Regulatie 

Die Wahl der. Deputirten der nicht zu den Nitterfihaften gehörenden 
Grundbefiger gefchieht durch abfolute Stimmenmehrheit von Wahlminm, 
welche durch die Bevollmächtigten der Gemeinden gewählt werden. 

Die nähern Beftimmungen über dieſe Wahlen der Übrigen Gorperatie 
nen follen, mit Rüdficht auf die verſchiedenen provinziellen Verhältnijt, un 
ger, Mitwirkung des. Stände, durch ein Geſetz feſtgeſtellt werden. 

$. 102. Die Mitglieder beider Kammern müffen einer. der. im Kit 
reiche anerkannten chriſtlichen Kirchen zugethan feyn, und das 2öjte Km“ 
jahr zuricckgelegt haben... 5. Ar I RE 

$. 103. Wer wegen eines Griminalverbrecyens entweder beſtraft iſt oder vr 
Gericht geftanden hat, ohne daß er von der Beſchuldigung völlig. losgeſprochen 
tvorden, kann nicht Mitglied der Ständeverfammlung ſeyn. Ausnahmsnit 
kann der Landeshere bei nicht entehrenden Verbrechen die dergeſtalt birkom 
Fähigkeit, Mitglied legterer zu ſeyn, miederheritellen, | 

$. 104. Perſonen, über deren Vermögen unter ihrer Verwaltung en 
Goncurs ausgebrochen if, koͤnnen vor Befriedigung ihrer Gläubiger weder j 
Mitgliedern der Ständeverfammlung gewählt werden, noch, wenn fie zur di 
des Ausbruch des Concurſes Mitglieder find, in derfelben verbleiben. Dir 
jenigen Grundeigenthuͤmer aber, welche den Concurs von ihren Vorfahn 
überfommen haben, Finnen in fo fern als Mitglieder der Allgemeinen Er 
deverfammlung zugelaffen werden, als fie Übrigens dazu qualificirt find, un 
namentlich das vorbeftimmte Einkommen befigen, wozu auch die von ihm 
zu beziehende Competenz gerechnet werden fol. a 


“ 


. 105. ‚Mitglieder der, allgemeinen S 


1) die Prinzen des Königlihen Haufes und die Standegherren, 

2) ‚diejenigen, melde: in: den Derzoglich. Braunfchweig: Wolfenbuͤtteſſchen 
Landen ihren Wohnfig. haben und daſelbſt in. Staatsdienften ſtehen, h 

lange hietunter das. Reciprocum beobachtet wird. * 

8. 106. Die Wahlcorporationen haben ſich von dem Vort handen ſern 


/ 
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Sir" den «: 99.100 und 102bis inel. 105 vorgefcheiebenen Quali⸗ 
firationen bei den zu erwaͤhlenden Deputieten gebuͤhrend zu Trberzeugen. 

$. 107. Saͤmmitliche Mitglieber der Ständeverfammlung haben fich 
als Repraͤſentanten des ganzen Koͤnigreichs anzuſehen, und duͤrfen ſich nicht 
duch eine beſtimmte Inſtruction des Standes oder der Gemeinde, von de⸗ 
nen fie gewaͤhlt ſind, binden baſſern. — 

$. 108. Jebes Mitglied hat Tor edit, für feine Derfon eine voll⸗ 
gültige Stimme: abheben kann ſotche Aber‘ nicht auf ein auderes aaa dd | 
übertragen, 

Die $. 94, "unter su > "und: 4, aufgeführten Mitglieder ber — 
Kammer koͤnnen ſich durch dazu von ihnen bevollmächtigte Agnaten ihres 
Haufes, der Erblandmatſchall des Koͤnigteichs, der General: Erhpofmeifter 
Graf von Paten: Hallermund und die Majoratsherren duch ihre voltjähris 
gen aͤlteſten Söhne, die nach 8. 94.“ Nr. 10. vom Landesheren zu ernen⸗ 
nenden angefehenen Geiſtlichen "duch gleichzeitig zu bezeichnende Subftituter 
und die katholiſchen Biſchoͤfe des Königreihs, im Falle der Behindermg, 
duch ein Mitglied ihres Domcapitels vertreten laffen. Seboch kann der 
Erblandmarſchall die ihm in dieſer —— „Auftehenden, Functionen auf 
keinen Andern uͤbertragen. 

Im Falle der Minderjährigkeit werden die ei benannten erblichen Mit⸗ 
glieder der erſten Kammer durch ihre Vormuͤnder vertreten, ſolern die letztern 
dem Mannsſtamme der Familie angehoͤren, 

9. 409. Jede Aeußerumg eines Mitgliedes in der Verſammlung uͤber 
ſtandiſche Angelegenheiten ſoll immer die guͤnſtigſte Auslegung erhalten. 

$. 110. Kein Mitglied fol wegen einer in der Verfammlung gefches 
henen Aeußerung A in.. Anſpruch Ra werben, vielmehr die - 
Kammer der. alleinige Richter über die eußerungen der Mitglieder ſeyn. 
Ausgenommen iſt jedoch der Fall, wenn ein“ Mitglied fich Aeuferungen er⸗ 
lauben ſollte / welche hochverraͤthetiſchen Inhalts find. NE. 

Außerdem verſteht es ſich bon ſelbſt daß, went beleidigende Aeußerun⸗ 
gen oder ſchwere Be chuldigungen gegen geue ein Indiblduum vorgebtacht 
Reden ſollten, dem Beleidigten der Be. Rechtens nicht verfpettt werden kann, 

.$. 111. Keim Mitglied, fol. während der. Dauer der -Kandtagsverfanms 

ung mit perſoͤnlichem Arreſt belegt werden, ed. [ey denn, daß. die Gerichte 
in dem Kalle eines” fchweren Griminalverbrecheng eine... fhleunige . Verhaftung 
gothwendig finden ſollten, welcher, Fall jedod) den Kammern. Be Auffchub 
mzuzeigen iſt. 
“...$,-1412..: Die Stänteurrfommurtung: ſteht, ‚seit ———* bei, im g. 152, 
xes achten Capitels erwaͤhnten Falles, mit keiner andern Landesbehoͤrde, als 
»em Miniſterio in unmittelbarer. Geſchaͤftsverbindung, und kann Erwiede⸗ 
ungen und ‚Anträge nur an, den. König, an deſſen Stellvertreter, oder an 
3 Minifterium gelangen laffen, und: auch nur an dieſe Deputationen- ab; 
enden,. Jedoch hat die Staͤndeverſammlung das Recht, auf. an, fie gerich⸗ 
ete Vorftellungen Befchlüffe zu faffen, und den Bittſtellern von ſolchen on 
Hüffen durch Protocollauszug Kenntuiß zu geben. | 

$. 113. Alle Anträge, welche vom "Könige oder dem Minifterio: an 
ie Stände ergehen, follen ‚jederzeit an die geſammte allgemeine Ständever: 
ammlung gerichtet werden, fo wie auch umgekehtt Erwiederungen und An⸗ 
raͤge nur von beiden. Kammern gemeinſchaftlich ausgeben: koͤnnen. 


$. 114. Die Landesregierung hat das Recht, Commiſſarien abzuord⸗ 
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nen, welche ben Sitzungen ber Staͤndeverſammlung, jedoch als ſolche ohm 
Stimmrecht, beimohnen und an ben Berathfchlagungen Theil nehmen können, 

$. 115. Die Kammern haben das Recht, unter den im Reglement 
enthaltenen. Beftimmungen und ‚Ausnahmen, zu ihren — und Ver 
handiungen Zuhörer zuzulaſſen, 

$. 116. Die Dauer eines Landtags iſt auf ſechs Jahre feſtgeſeht 
Jedoch haͤngt es von dem Koͤnige ab, die Verſammlung auch früher zu ir 
der. Zeit aufzulöfen und eine. neue anzufeßen, auch, zum , Behufe dern 
neue Wahlen von Deputicten auszufchreiben. 

$. 117. Die mit dem Schluſſe dee Landiages abtretenben Daputit: 
ten, fönnen wieder gewählt werden. . 

$. 118. Jedes Jahr fol eine Verfammlung der allgemeinen Stänk 
gehalten werden. 

$. 119. Der König, ober in beffen Auftrage, das Minifterium, kon: 
nen die Ständeverfammlung zu jeder Zeif vertagen. Jede Kammer dell; 
ben kann ſich vertagen, jedoch auf mehr als drei Tage nur unter Genchmi 
gung des Minifterfi. 

$. 120. Der Anfang und ber Schluß der Sigungen jedes Jah 
wird von dem Könige, oder, iin deffen Auftrage, dem Minifterio verfügt, 

.$. 121. Die übrigen, Verhaͤltniſſe der allgemeinen Ständeverfammiun 
und der Mitglieder derfelben, des Erblandmarſchalls, det Präfidenten, 6: 
netalfpndifen und der‘ Generalfecretarien, die Borfehriften über das En 
ren in den Sigungen der Verfammlung und bei Verhandlung der zur Di 
beration kommenden — find- "in einem ‚befondern Reglement m 
geſetzt. | 
| Sichentes: Capitel. pi: 


Bondben Sinanzen. 


3 122, Simmiticher zu ‚dem. königlichen. Domanio gehörende Gegen⸗ 
fände, namentlid) Schlöffer, Gärten, . Guͤter, Gefälle, Forſten, Betgwerh 
Salinen und Activcapitalien, machen das ‚Seinem Geſammtbeſtande nad Ir 
zu erhaltende Krongut. aus, Dem Könige und deſſen Nachfolgern an M 

Regierung verbleiben unter den nachfolgenden Beftimmungen alle diejenign 
Rechte, welche dem Landesherrn daran bis dahin zugeftanden haben. 
= *8..123: Das Krongut kann ohne Buftimmung”der Stände will 
gültig nicht verpfändet werden, mit Ausnahme des {m $ 147. bezeichnete? 
Falles einer außerordentlichen Anteihe. * 

Veraͤußerungen der Subſtanz koͤnnen nur ins Folge geſetzlicher Beſtin 
mungen, oder wegen ihrer Nuͤtzlichkeit eintreten. Das Aequivalent fol mi 
dem Krongute Wiederum vereinigt und'ideffen Arlegung oder -Werwendun 
welche jedody -für die Dauer im. Königreiche: gefhehen‘ muß, auf eine ſichen 
und eintraͤgliche Art ſofort beſchafft werden. 

Ueber Weraͤnderungen dieſer Art ſoll der algernehnen — 
tung jährlich eine Nachweiſung mitgetheilt werden. 

Freiwillige. Verdußerungen ganzer Domanlalgüter, ober Bedeutende ger 
fien, dürfen nicht: ohne vorgängige Einwilligung dev allgemeinen Ständen! 
fammlung gefchehen, und es find fofort gleich ‚einträgliche Gegenftände, DE 
zugsweiſe Landgüter oder Forſten, an deren Stelle zu ſetzen. 

$. 124: Die Aufkuͤnfte des, geſammten Kronguts follen ohne Auf 
nahme: zum. Beften des. Landes verwandt werden, und. zwar 

zun aͤchſt zur Bezahlung der Zinſen der auf dem. Domanio haften 

Schulden und zum allmähligen. Abtrage der Paſſivcapitalien; 
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ferner zum Unterhalte und der Hofhaltung des Königs, der Kb 
nigin, fo wie der minderjährigen Prinzen und Prinzeffinnen, Söhne 
und Töchter des Königs; 

fodann zu dem ftandesmäßigen Auskommen der vermittiweten 

Königin und der verwittweten Kronprinzeffin, zu ben Apanagen 

und Ausftattungstoften für ‚die Prinzen und Prinzefjinnen des £öniglis 

chen Haufes, fo wie aud zu dem flandesmäßigen Austommen der. 

Mittwen der Prinzen des Eoniglihen Hauſes; (vergl. $$. 134. u. 135.) 

endlich aber der Ueberreft, fo wie die bisher mit der Domanial- 
verwaltung vereinigt gewefenen Revenuͤen ber Negalien zur Beſtreitung 
anderweiter Staatsausgaben. 

.125. Zur Deckung der für den Unterhalt und die Hofhaltung bes 
Könige, ‚der Königin, fo wie der minderjährigen Prinzen und Prinzeſſinnen, 
Söhne und Toͤchter des Königs, erforderlichen Ausgaben dienen 

1) die Zinfen eines in den Jahren 178% bis 1790 in den englifchen 
dreiprocentigen Stocks belegten, aus Revenuͤen der königlichen Kam: 
mer erwachfenen Gapitals von L. Sterl. 600,000, welches Capital 
unverdüßerlich und unzertrennlich mit der. Krone vereinigt und veterb⸗ 
lich ſeyn foll; 

2) die Domanialgüter, fo mie die zu dem Domanio gehörenden Zehn: 
ten und Forſten bis zu dem Belaufe eines Nettoertrages von 500, 000 
Rthlr. Conventionsmuͤnze. 

Dieſe Summe kann bei ſich vergroͤßerndem Bedarf mit Zuſtimmung 
der allgemeinen Staͤnde des Koͤnigreichs erhoͤht werden. 

$. 126. Zu jenem Zwecke wird von dem im $. 122. bezeichneten 
Krongute ein vom Könige auszutählender Eompter, zunächft beftehend aus 
Srundftüden, Zehnten oder Forſten, deren im. Einverftändniffe mit den 
Ständen auszumittelnder Ertrag, nah Abzug aller darauf haftenden Ausga— 
ben und Laſten, 500,000 Rthlr. beträgt, ausgefchieden und‘ der ſelbſteigenen 
Adminiſtration vorbehalten. 

Dem Koͤnige bleibt bei der Ausſcheidung der Krondotation das Recht 
vorbehalten, einen Theil derſelben in Renten oder Baarzahlungen der Caſſen 
u beſtimmen. 

$. 127. Sollte der ſolchergeſtalt feſtgeſtellte Guͤtercomplex durch Ber: 
iuferungen oder Gapitalablöfungen demnaͤchſt vermindert werden; fo muß 
308 aus der Veraußerung oder Ablöfung hervorgegangene Capital jederzeit - 
schuf Wiederanlegung deſſelben nah Vorſchrift des $. 123. der Generals 
affe uͤberwieſen werden, und der König behält das Recht, die Dotation 
10h Seiner Wahl durdy andere Gegenjtände des Kronguts, unter Beobach⸗ 
ung der Beſtimmungen des $. 126, ergänzen zu faffen, oder aber bie Rente 

8 Capitals ald Ergänzung der Krondotation zu nehmen, 

128. Außerdem bleiben dem Könige und feinen Nachfolgern in der 
Regierung die £öniglihen Schlöffer und Gärten, die zur Hofhaltung bes 
timmten Eöniglihen Gebäude, Ameublements, das Silbergeräth nebft dem 
Silbercapitale und fonftigen Koftbarkeiten, alle zur Hofhaltung gehörende 
Inventarien, die Bibliothek und die königlichen Jagden im ganzen Umfange 
6 Königreichs vorbehalten, mogegen derfelbe die. damit verbundenen Aus: 
jaben übernimmt. 

8. 129. Die zur Dotation der Krone ausgefchiedenen Theile des 
Rronguts dürfen niemal® verpfändet, und nur unter Contrafignatur eines 
verantwortlichen Minifters und unter REN der im $. 123. enthals 
Re Beflimmungen veräußert werden. m | 

II. 
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$. 130. Die aus der Dotation der Krone zu beſtreitenden Ausgaben 
find die Koſten des Hofetats, des Marftals, die Beſoldungen und Penfic: 
nen der Hofdienerfchaft, die Koften des Hoftheaters, die gewöhnliche Unter: 
haltung der Eöniglihen Schlöffer und Gärten, und bie Koſten des Eöniglicen 
Buslphenordeng, 

Dagegen find unter den Ausgaben der Krondotation' nicht begriffen die 
Koſten der Erbauung oder Acquifition und der erften Einrichtung Königliche 
Schloͤſſet oder ganzer Abtheilungen derſelben, vielmehr erfordern dergheichen 
Koſten, im Falle des Bedürfniffes, auf den Antrag des Königs, ‚die Bewil⸗ 
ligung der allgemeinen Staͤndevetſammlung. 

5. 134. Sollte, ein kuͤnftiger König als Inhaber einer andern Krone 
aufer Landis refidiren; fo wird neben der nad) dem vorftrhenden Patagta— 
phen auf dir Einnahme der Krondotation liegenden Ausgabe von den Rev 
nüen. derſelben, jaͤhrlich eine Summe von 150,000 Rthlr, behuf der Bir: 
wendung zu anderweiten Staatsausgaben der Generaleaffe e uͤberwieſen. 

132. Tritt eine, Regentſchaft cin; fo müffen, die mit dirfelben wir 
buͤndenen Koſten aus der Krondotation beſtritten werden. Daſſilbe findet 
wegen der Koſten einer etwaigen Stellvertretung des Königs Statt. 

$,.133. Alle aus dem Krongute und aus den Rehalien aufkommende 
‚Einnahmen, mit alleiniger Ausnahme der, der unmittelbaren Admini: 
ſtration des koͤniglichen Hauſes borbehaltenen, Güter ſollen mit den Landet: 
abgaben, Chauſſeegeldern und Sporteln in eine einzige Generalcaffe fliehen, 
aus welcher Caſſe alle Ausgaben beſtritten werden, ſofern dieſelben nicht auf 
der Krondotation ruhen. 
8. 134. Fuͤr iR ‚Erhaltung die Prinzen und Prinzeffinnen des &: 
niglichen Hauſes aus ebenbuͤrtiger, hausgeſetzlicher Ehe werden, wenn es 
— das Beduͤrfniß erfordert, namentlich bei eigener Etablirung und 

Vermaͤhlung, beſondere Apanagen, Einrichtungs- und Ausſtattungskoſten 
wusgefegt, „deren Betrag auf den’ Antrag des Königs von der allgemein 
‚Ständeverfammlung. für. einzelne Faͤlle bewilligt, oder durch ein allgemeins 
Regulativ feſtgeſtellt wird. 

Ueber die Art der Vererbung der Apanagen auf die Nachkommen ht 
‚Berechtigten wird das zu erlaffende. Hausgeſetz die näheren, unter Beirath 
der Staͤnde zu treffenden, Beſtimmungen enthalten. 

G . 135. Fuͤr das ſtandesmaͤßige Auskommen der verwittweten Könl: 
gin und der verwittweten Kronprinzeffin muß auf din Antrag bes Königs 
‚und mit Bewilligung ber allgemeinen, Ständeverfammlung Sorge getragen 
erden. 

Daffelbe ſoll gefchehen bei den Wittwen der Prinzen des Pöniglichen 
Haus, wenn die bewilligten Apanayen zu_deren ſtandesmaͤßigem Unterhalt: 
„nicht hinreihen, 
$. 136. Das Privatvermögen des Königs, der Königin, der Prin: 
‚zen und Prinzeffinnen, wohin namentlidy aud dasjenige gehört, mas aus 
den ihnen zuftehenden Revenuͤen acquirirt worden, verbleibt nach Maßgabe 
‚der Daußgefege, oder ſoweit dieſe darüber nicht entfcheiden, der Landesge— 
.fege, der völlig freien Dispofition der Berechtigten. 

F. 137. Ueber die Verwendung der zur Dotation der Krone, zu Apa⸗ 
nagen oder Witthuͤmern der Mitglieder der koͤniglichen Familie ausgefegten 
Einnahmen ſteht den Ständen Eeine Gontrole irgend einer Art zu. Auch 
koͤnnen dieſelben ruͤckſichtlich dir Verwaltung der zur Krondotätion ausgelhie: 
denen Gegenſtaͤnde, ſo wie der Reſultate dieſer Verwaltung, keine Conttole 
noch Einwirkung in Anſpruch zu nehmen. 
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5.198. Das Vermögen - der jetzigen Schatullcaſſe bleibt. getvennt · von 
den Stäatscaffen und zur ausſchließlichen Dispoſition des Koͤnigs. ν 

6. 139. Ueber die Ausgaben, welche die. Verwaltung des Landes: und 
deſſen ſonſtige, aus der- Generalcaffe zu beftreitende: Beduͤrfniſſe, erforderlich 
machen; fol der! allgemeinen Staͤndevetſammlung jährlich ein nach den Haupt⸗ 
Ausgabezweigen aufgeſtelltes Budget vorgelegt, und mit den  nöthigen.auf 
Antrag det Staͤnde zu NEDRPINKEIIE Era; — Erlaͤuterungen begleb⸗ 
tet werden. + Mir | tr 

$. 140. "Die — Shimbeskrfonmiling v“ die Verpflichtung, 
für die Deckung der für den Öffentlichen Dienft: nothiwendigen Ausgaben in 
[0 weit zu forgen, als fie aus den Einkünften des Kronguts und der Der 
galten ‚nicht! beſtritten werden‘ koͤnnen. en ihr⸗ Dal Rechtzu, 
Bahpet zu prüfen und zu -beiwikigen.: 1". 

Der: Bedarf -für den Militairetat, Hi ——— die Beftimmumgen * 
g. 198; eintreten‘, und die Gamtſate welche bei WBewilligung ‚der in den 
uͤbtigen Haupt⸗ Ausgabtztorigemübegriffenem. Gehalte und: Penfionen: zu be⸗ 
fölgen’ ſind, ſollen duch 'Nögulative gemeinſchaftüch mitıden Ständen: feſtge⸗ 
ſtelt werdenDieſe Regulative dienen. bis dahin, daß. ein Anderes. zwi— 
ſchen Koͤnig und Staͤnden dusgemacht ift, dee - ftändifchen Bewilligung zur 
Norm, muͤſſen jedoch auf Anttag der allgemeinen ee Ieders 
zeit einer Nevifion untetzogen werden . 

Ausgaben, welche aufl beſtimmten ——— —— —— — 
auf privatrechtlichen Verpflichtungen beruhen, darf die ıallgemeine Staͤndever⸗ 
ſammlung nicht verweigetn. Zu ſolchen Ausgaben wetden namentlich auch 
gerechnet diejenigen Gehalte, Penſionen und Wartegelder, welche der Koͤnig 
dereitg bewilligt hat, oder einftweilen nach den “bisherigen Grundfägen, dem⸗ 
naͤchſt aber nach den mit — Brinde zu vereinbatenden —— des 
willigen: wird J 702,1 3° 

Be 5 BE Be Yaflhläge für die einzelnen Batpfoichffhnitige wetten 
dergefküe‘ ald ein Ganzes betrachtet, daß die'Verrvendung umd BVertheilung 
der für jeden Hauptdienſtzwelg im Ganzen bemilligten Summen der Beſtim⸗ 
il des‘ betreffenden Miniſterialdepartements uͤberlaſſen wird, inſofern die 

Verwending nur für diefen Hauptdienftzweig, und ohne Ueberſchreltung des 
ganzen Ctedits in Gemäßheit der mit den Ständer? pytr adarten — 
Wergl $ 140.) Statt findet. ann z 

8142. Die Erfparungen, welche bei dem — des atiegs⸗ 
miniſterii gemacht werden, ſollen fo lange baar in den Schatz niedergelegt 
werden, bis die gefammelten Summen die Hälfte 'des'gatizen Militairetats 
erreichen. Ueberſteigt die Erfparung diefen Bettüg; Fo'foil über den weiten 


Ueberſchuß, mit Einwilligung der Staiſderetſaninntung, —— ie 
werden. 


Die Vorräthe diefes Rricösfärdied" F find für die Kubgaben ı des Kriegs⸗ 
miniſterii zu verwenden, fobald 'legtere die ordentlichen Mittel uͤberſteigen. 


"8. 143.° Für außerordentliche, während der Vertagung der allgemei: 
nen Staͤndeverſammlung eintretende Landesbedütfniſſe welche bei Feſtſtel⸗ 
lung des Budgets nicht beruͤckſichtigt werden konnten, und welche gleichwohl 
namentlich im Falle eintretender Landescalamitaͤten, Kriegsruͤſtungen oder 
innerer Untuhen), ſchleunige Maaßregeln und Koftehvertwendungen erfordern, 
ſoll ein indem jährlichen Budget nicht beſonders aufzufuͤhrender Reſervecre⸗ 
dit beſtehen, welcher fünf Procent des. ganzen Ausgabebudgets ausmacht. 
Die Dispoſition uͤber dieſen Reſervecredit ſteht dem Geſammtminiſterio auf 
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deſſen Verantwortung zu; bie Verwendung aber fol ber allgemeinen Stän⸗ 
deverfammlung bei ihrer nächften Zufammenkunft nachgewieſen werden. 
144. Gleichzeitig mit: dem: Anfchlage der Ausgaben foll der allge: 
meinen: Stänbdeverfammlung ein Anfchlag ber, zu deren, Bejlteitung, erforder 
lichen, Einnahmen vorgelegt werden, welche ale ‚oben, ($., 133.): bezeichnete 
Einnahmen‘; umfaßt. 

. 145. Die zur Beſtreitung der Landesausgaben außer: der Einnahme 
von dem Krongut und den MRegalien erforderlichen Steuern und Abgaben 
bedürfen dee jährlichen Bewilligung der allgemeinen Staͤndeverſammlung. 

In dem jaͤhrlich erforderlichen Ausſchrelben ſoll der ſtaͤndiſchen Bewili⸗ 
gung beſonders erwähnt werden. 

Die Bewilligung der, Steuern darf an keine Bedingung geknüpft wer 
den, die nicht deren Wefen ober Verwendung; unmittelbar; trifft. 
| $. 146. Sollten die von der Landesregierung. in; Antrag gebrachte, 
zu den Beduͤrfniſſen bes Landes erforderlichen Steuern und Abgaben bei 
Auflöfung einer Staͤndeverſammlung nicht. bewilligt ſeyn; ſo koͤnnen bie br 
ſtehenden Steuern und Abgaben, ſo weit fie nicht zu einem voruͤbergehenden 
bereits erreichten Zwecke ausgeſchrieben worden, noch 6 Monate vom A 
lauf der letzten Bewilligungszeit an unveraͤndert fort erhoben und zu dem 
Ende: in Beziehung. auf dieſen Paragraphen ausgeſchrieben werden, 

$. 147. Anleihen behuf der aus der Generalcaſſe zu beſtreitenden Aus— 
gaben koͤnnen nur ‚mach: ‘erfolgter: Bewilligung - der allgemeinen Ständer 
ſammlung gemacht werden. 

Sollte jedoch wegen außerordentlichet Umſtaͤnde bie. ordentliche Einnahme 
dev Gaffe fo bedeutende Ausfälle. erleiden, daß die bewilligten Ausgaben niät 
beſtritten werden Eönnten, oder follten ſchleunige Kriegsruͤſtungen nothwen⸗ 
dig werden, der 5. 142. feſtgeſetzte Kriegsſchatz aber im der erforderlichen 
Größe nicht vorhanden ſeyn, oder ſollte der oben $. 143. beſtimmte Ref 
verredit benust werden -müjlen, -umd dazu die Vorräthe und Einnahmen dr 
Caſſen nicht hinreichenz fo hat der König, wenn die Stände nicht verſam⸗ 
melt find, das Recht, auf den Bericht des ganzen Minifterii und nad) An 
börung, des Geheimenrathscollegii zu beftimmen, baf eine Anleihe auf den 
Gredit der, Generafcaffe, zur. Dedung der bewilligten, oder aus dem Kirk 
ſchatze zu beftreitenden, oder auf den Mefervecredit anzumweilenden Ausgaben, 
höchftens bis zu dem DBelaufe von einer Million Thaler gemacht werden darf. 

Infofern Anteihen- für Kriegsruͤſtungen nöthig werden, ift der jedesma⸗ 
lige Beſtand des Kriegsſchatzes davon in Abfag zu bringen. 

Die Berhandkıingen über folche außerordentliche. Anleihen follen jedoch 
der allgemeinen Ständeverfammtung bei ihrer nächften Zuſammenkunft ver: 
gelegt und derfelben nachgewiefen werden, daß die gemachte Anleihe noth⸗ 
twendig gemwefen und zum Beſten des Landes verwandt ift, und foll der Be 
trag in die Landesfhulden = Etatd aufgenommen werden, 

8: 148, Die Verwendung der zur Tilgung der Landesfchulden ausge: 
festen Summen foll unter Mitwirkung von Commiffarien der allgemeinen 
Ständeverfammlung geſchehen. 

Auch - follen diefe Commiſſarien bei Ausſtellung von Obligationen übe 
Kandesfchulden zu dem Zwecke zugejogen ‚werden, um zu conftatiren, da 
bei Eingehung der Anleihe, deren vollitändige Bedingungen ihnen mitzuthei⸗ 
len find, die verfaffungsmäßigen Zuftändigfeiten nicht überfchritten worden. 

$.149, Die Rechnungen: der ‚Generalcaffe und aller. dazu gehoͤrenden 
Nebencaffen Toten, der ei Staͤndeverſammlung zur Einſicht vorge 
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legt werden. Diefe hat alsdann qus ihrer Mitte eine: Commiſſion zu er: 
wählen, welche dieſe Rechnungen zu pruͤfen und ‚ber allgemeinen Staͤndever⸗ 
ſanimlung darüber Bericht zu: erſtatten hat, ob die Einnahmen gehörig ex⸗ 
hoben und zu keinen andern. Zwecken, als den Ausgaben, zu denen fie be: 
ſtimmt worden, verwandt ſind. Zu dieſem Zwecke ſollen der Commiſſion 
die etwa erforderlichen Erläuterungen and die. Belege auf un mitge⸗ 
theilt werden. 

Auch hat die allgemeine Staͤndeverſammlang das Recht, zut Pruͤfung 
der Rechnungen Commiſſarien auf Lebenszeit zu ernennen, die ſodann als 
ſolche in der Kammer, welche fie erwaͤhlt hat, Sig und Stimme haben. 

Ausgaben zu geheimen Verhandlungen, ruͤckſichtlich deren eine Nach: 
forfhung. von Seiten der Stände nicht Statt finden darf, koͤnnen nicht an: 
ders in Rechnung gebracht werden; als. wenn diefe Ausgaben durch eine, von 
dem Könige und fämmtlihen Mitgliedern des Minijterii zu unterzeichnendr, 
Bene als zu Landeszwecken nothwendig- bezeichnet ‚werden. | 


Achtes Eapitel. 
Bon. den,oberen. Landesbehörden und der Staatsdienerfdaft. 


$. 150. Die oberfte Leitung ber Regierung unter dem, Könige und 
defien ‚etwaigen Stellvertreter wird von .dem. Minifterio „wahrgenommen, ders 
fen Mitglieder der König nach. eigener Wahl ‚ernennt, ‚und nach Gefalen 
entlaſſen kann, 

‚sur die einzelnen Verwaltungszweige beſtehen Miniſterialdepartements. 

.$. 151. Ale vom Könige, oder deſſen Stellvertreter ausgehende Vers 
fügungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Contrafignatur des Minifters oder 
Vorſtandes des betreffenden Miniſterialdepartements. 

Jeder Minifter oder Vorſtand eins Miniſterlaldepartements iſt aber 
dem Koͤnige und dem Lande dafuͤr verantwortlich, daß keine von ihm con⸗ 
traſignirte, ausgegangene oder unterſchriebene Verfuͤgung eine Verletzung des 
Staatsgrundgeſetzes enthalte. 

Die allgemeine Staͤndeverſammlung iſt befugt, dieſe Verantwortlichkeit 
durch Beſchwerde, außerdem aber wegen abſichtlicher Verletzung des Staats: 
Grundgeſetzes mittelſt einer foͤrmlichen Anklage gegen den Miniſter oder Vor: 
ftand eines Minifterialdepartements, geltend zu machen. 

$. 152. Zur Unterfuchung und Entfcheidung über eine ſolche fürm: 
liche Anklage iſt ausfchließlih das Ober: Appellationsgericht in Plenarver: 
fammlung competent. 

Die Ständeverfammlung muß dem Könige vier Wochen vor Anftel- 
fung der” Anklage von berfelben Anzeige machen. Die Anklage felbft wird 
von Seiten der Stände unmittelbar an das Gericht gebracht. Der König 
verfpricht, eine von der Ständeverfammlung befchlofjene Anklage nie zu hindern. 

Die Entfheidung des Gerichts kann nur dahin gehen, daß der Ange: 
ſchuldigte der abſichtlichen Verlegung des Staats: Grundgefeges, deren er ans 
geklagt worden, fchuldig fey oder nicht. Im erfiern Falle iſt er durch den 
Ausſpruch des Gerichts von ſelbſt feiner Stelle verluftig, und kann aud) in 
einem: anderen Amte: nicht wieder .angeftellt werden. 

Gegen die Entfcheidung des Gerichts in ſolchen Fällen finden überall 
keine Rechtsmittel Statt; auch find die Abolition - und die Begnadigung 
gaͤnzlich ausgefchloffen. 

Die Urtheile über ſolche Anklagen werden mit ihren Entſcheidungegrüm 
den durch den Druck oͤffentlich bekannt Sant 
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Hinſichtlich der gemeinrechtlichen Folgen behält es bei ber: ordentlichen 
—8* und Gerichtsverfaſſung fein Bewenden 

. 153, Alle in‘ Abweſenheit des Königs, fo wie: des Stellvertreter 
deſſelben, im Namen und Auftrage des Könige von dem: anwefenden Mit: 
gliedern des Minifterii unterzeichnete Ausfertigungen haben: die Kraft der 
vom. Könige felbft vollgogenen Verfügungen. :- 

$. 154. Zur Verathung wichtiger Landesangelegenheiten ; insbefondere 
ber zu erlaffenden Gefege und Verordnungen, : wie: auch der Entlaffung von 
Civil: Stratsdierterm; nach Maßgabe. der Beftimmungen des rg. 163. foll ein 
Geheimerathscollegium beftehen, welches aus den Mitgliedern bed Minifterii 
und andern dazu berufenen Perſonen zufammengefegt ift. 
| Daffelde hat in der Regel eine bloß. berathende Stimme. Eine Ent: 
ſcheidung fteht demfelben nut. dann zu, wenn eine Competenzſtreitigkeit zwi: 
ſchen den Verwaltungsbehörden und Gerichten (F. 156.) vorliegt... 

Die Eröffnung der: Entfcheidung erfolgt duch das: Minifterium. 

$. 155. Die rein militairifchen . Angelegenheiten, insbefondere die in: 
nere Drganifation der Armee und die Anftellung und Entlaffung der Off: 
ciere, gehen vom Könige Aus, ohne daß es dabei der Dazwiſchenkunft des 
Miniſterii bedarf. 


Bei Reduction der Armee und bei Teanslocationen de Dfficiere finden 
die Beftimmungen des $. 162. Anwendung. 


Zur Aufrechterhaltung der innern Ruhe und Sichetheit, ſo wie zur 
Vollziehung und Aufrechterhaltung der von den Civilbehoͤrden ergangenen Ver: 
fügungen kann die Militairgewalt nur auf ausdruͤckliche Requifition der com: 
petenten Givilbehörde einfchreiten. Die von diefem Grundfage eintretenden 
gefeglichen Ausnahmen follen in dem, nad Gap 3. $. 34. über das Ber: 
fahren bei Störung der Öffentlichen Ruhe zu erlaffenden, Gefege näher be: 
flimmt werden, bis zu beffen Erfcheinen es bei den bisherigen Beſtimmun— 
gen fein Bemwenden behält, 


$. 156. Die Gerichte find in den Grenzen ihrer Competenz unabhängig. 


Entftehen Zweifel darüber, ob eine Sache zur gerichtlichen Entfcheidung 
geeignet ſey, oder zur Gompetenz der Derwaltungsbehörden gehöre, und £ün: 
nen ſich diefe mit den Gerichten‘ nicht darüber vereinigen; fo follen dieſe 
Zweifel, nahdem die Gründe der Gerichte und der Verwaltungsbehörden ge: 
börig dargelegt worden, durch eine, zu diefem Zwecke befonders zu bildende, 
Section des Geheimenrathscollegii discutirt und entfchieden werden. Diefe 
Section foll aus einer unveränderlichen Anzahl dauernd, und zwar zur Hälfte 
aus den höhern Juftizcollegien zu ernennender Mitglieder beftehen.. 


$. 157. Die Ernennung, und Entlafjung der Staatsbeamten gehört, 
unter Vorbehalt der verfuffungsmäßigen Beſtimmungen, zu den Rechten des 
Königs, und mird entweder von demfelben unmittelbar, oder duch) die lan: 
desherrlichen Behörden ausgeübt, 


Die Rechte einzeiner Berechtigten oder Gorporationen auf Ernennung 
oder Präfentation von Beamten werden hierdurch nicht geändert, 

$. 158. Bei Beſetzung aller Staatsämter fol, in fofern nicht bei 
einzelnen Dienftitellen eine ausdruͤckliche, gefeglich beftimmte Ausnahme be: 
fieht, der Unterfchied. der Geburt überall fein Necht auf Vorzüge irgend ei: 
ner Art begründen. 

8. 159... Der König wird bei den von, ihm unmittelbar ausgehenden 
Eenennungen von Civil: Staatsdienern zuvor das Gutachten des Minüjteri! 
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oder des Departementö= Chefs, vernehmen. Bei Ernennung, von Miniſtern 
oder Borftänden von Minifterialdepartements iſt ‚dies jedoch nicht er orderlich. 

$. 160. . Anmartfchaften auf beftinnmte Dienftftellen follen nicht er: 
theilt werden, es fey denn, daß den Gehülfen altersſchwacher, oder ſonſt an 
der gehörigen Mahrnehmung ihres Dienftes verhinderter Staatsdiener Die 
Fünftige felbfijtändige Anftelung nad) Maafgabe. der von ihnen bewiefenen 
Thätigfeit ‚zugefichert würde. a 

$. 161. Aue Civil: Staatsdiener, mögen fie vom Könige oder beffen 
Behörden ernannt, ‚oder von einzelnen Berechtigten und Corporationen er: 
waͤhlt, prüfentirt oder ernannt feyn, find durch ihren, auf die getreuliche 
Beobachtung des Staats: Grundgefeges auszudehnenden, Dienfteid verpflichtet, 
bei allen von ihnen ausgehenden Verfügungen dahin zu fehen, daß fie Feine 
Berlegung der Berfaffung enthalten. In gehöriger Form erlaffene Befehle 
vorgefegter Behörden befreien fie von der Verantwortung, und Übertragen Die: 
felbe an den Befehlenden. 

8. 162. Bei nothwendigen Translocationen hat der, Staatödiener ein 
Recht auf feinen bisherigen Rang und, Gehalt. 

Macht eine Veränderung der Dryanifation Dienftentlaffungen nothwen⸗ 
dig; ſo hat der außer Thaͤtigkeit geſetzte Staatsdiener Anſpruch auf ein, ſei— 
nen bisherigen Verhaͤltniſſen angemeſſenes, Wartegeld oder eine billige Ent: 
ſchaͤdigung. 

$.-163. Kein Civil-Staatsdiener (vergl. $. 161.) fann feiner Stelle 
will kuͤhrlich entfegt werden. 

Wer ſeinen Dienſt vernachlaͤſſigt, und fi ch Erinnerungen und Disci⸗ 
plinarſtrafen ſeiner vorgeſetzten Behoͤrde nicht zur Beſſerung dienen laͤßt; wer 
ſich Dienſtverletzungen oder Dienſtwidrigkeiten zu Schulden kommen laͤßt; 
wer grobes oͤffentliches Aergerniß giebt, oder von der Gerichtsbehoͤrde wegen 
eines gemeinen Verbrechens mit einer Criminalſtrafe belegt iſt, kann nach 
genauer Erwaͤgung des gehoͤrig in Gewißheit geſetzten Verſchuldens, nach dem 
Gutachten des Geheimenrathscollegii, dem Befinden der Umſtaͤnde nach, auf 
eine andere geringer dotirte Stelle verſetzt, vom Dienſte und der Dienſtein- 
nahme auf längere Zeit fuspendirt, ‚oder ganz aus dem Dienfte entlaffen 
werden. Die völlige Entlaffung. vom Richteramte kann nur durch Urtheil 
und Recht verfuͤgt werden 

In Hinſicht auf bie: untere Staatsdienerſchaft kann bei, deren Anſtel⸗ 
lung eine Kündigung des Dienſtes vorbehalten, folhe aber nie anders als 
vom Minifterio angewandt werden. ;,. 

Suspenfion vom Dienfte und von der, Befoldung auf höchftens einen 
Monat, und Disciplinarftrafen ‚die. diefe Grenzen ‚nicht uͤberſchreiten, können 
von den höhern Verwaltungsbehoͤrden gegen die ihnen untergebene Staats; 
dienerfchaft verfügt werden, _ 

$. 164. Diejenigen Staatsdiener, welche wegen Altersſchwaͤche, oder 
wegen anderer Gebrechen ihre Berufsobliegenheiten nicht mehr erfüllen Füns 
nen, und daher in den Ruheſtand verfegt werden, ſollen eine- angemeffene 
Penfion nah Maafgabe ihrer Dienftjahre und ihrer Dienfteinnahme erhalten. 

: $. 165. Keinem Civil: EStaatsdiener kann die nachgefuchte Entlaffung 
verfagt werden ; jedoch muß er ſich vor feinem wirklichen Austritte aus dem 
Dienfte auf Verlangen feiner vorgefegten Behörde aller ihm a oblie⸗ 
genden Verbindlichkeiten volljtändig en. ee ee 
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und Einrichtungen merden hiemit aufgehoben und außer Kraft gefegt, und 
es fol dagegen dies Gefeg überall zue Anwendung kommen. 
Abänderungen deſſelben Eönnen, nur in Uebereinftimmung des Königs 
und der allgemeinen Ständeverfammlung des Koͤnigreichs getroffen und nur 
in’ Solge eines, auf zwei nacheinander folgenden Diäten gefaßten, gleichmäfi: 
yen Beſchluſſes angeordnet werden. | | 
| Auch it zu folhen Beränderungen, mögen fie von der Regierung oder 
von den Ständen in Antrag gebracht werden, jederzeit erforderlich, daß in 
jeder Kammer der Standeverfammlung menigftens die Anzahl von drei Vier: 
tel der zum regelmäßigen Erſcheinen verpflichteten Mitglieder anmelend if, 
und wenigftens zwei Drittel der Anmefenden für die Veraͤnderung flimmen. 


Vorſtehendes Grundgefeg foll durch die erfte Abtheilung der Gefesfamn: 
lung befannt gemacht werden. u 
: Gegeben Windfor:Caftle, den 26. September des 1833ften Jah 
res, Unfers Reiche im Vierten. Ä | 
William R. 
L. v. Ompteda. 


N 


c) Patent vom 26. Sept. 1833, die Beftätigung Er. 
K. H. des Herzogs von Gambridge, als Stellverte: 
‚ters Sr. Kön. Maj. und Vicekoͤnigs des Königreiget 
Hannover, ingleihen die Eontrafignatur der 
töniglihen Refcripte betreffend. 


Wilhelm der vierte x. 

Nachdem Wir die innern Verhaͤltniſſe Unfers Königreiches Hannow 
durch das unter dem heutigen Dato erlaffene Staatsgrundgefeg näher feſtge— 
fielle haben; fo haben Wir zugleich Uns gnaͤdigſt bewogen gefunden, beiln- 
ferer Abmwefenheit von Unferen teutfchen Landen, Unfern vielgefiebten Bruder, 
des Herzogs von Cambridge Liebden, als Unfern Stellvertreter‘ und als Bi: 
cefönig für Unfer Königreich Hannover’ zu beftätigen, und denfelben Kraft 
diefes zu bevollmächtigen, in Unferem Namen, nah Maafgabe des 
Staatsgrundgefeges und: der bereits ertheilten und ferne 
etwa nocd zu ertheilenden befondern Anmweifung, die Regierung 
in Unferen Königlicy » Hanndverfchen Landen, unter verfaffungsmäfi: 
ger Mitwirkung Unfers Cabinetsminifterii zu Hannover ji 
führen. | Ä | 

Zugleich wollen Wir die bei Unferm Minifterio jegt vorhandenen Mi 
nifferialdepartements bis auf Weiteres beibehalten, und in Beziehung auf 
die Gonttafignatur derjenigen Werfügungen, melde in Abweſenheit von Un: 
fern teutfchen Kariden, don Uns Allerhoͤchſt Selbſt werden vollzogen werden, 
bietmit beftinimen, daß dieſe Verfügungen zwar nach, wie vor, von Unferm 
bei dem hiefigen Hoflager befindlichen Minijter, oder im deſſen Abweftnbeit 
oder Behinderung von dem defjen Stelle verfeyenden Rathe, außerdem aber 
auch, in allen nad) der Verfajfung und nach den Unferm Geſammtwmin— 
fterio und den einzelnen Minijterialdepartements angewiejenen ‚Gefchafsit! 
fen dazu geeigneten Fällen, entweder von Allen Unſern in Hannover an“ 
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nden Mintftern, oder auch von dem Minifter "oder Worfkande des betreffen: 
en Departements contrafigniet werden follen 

In ſolchen Fallen haben die contrafignivenden, In Hannover anweſen⸗ 
m; Minifter oder Minifterialvorftände für die Verfaffungsmäßigkeit des Ins 
alte der Verfügung, nad) Maafgabe des Staatsgrundgefeges Gap. VI, 
. 151., zunächft zu haften, wohingegen für Unfern bei dem hiefigen Hoflas 
ev befindlichen Minifter oder deffen Gefchäfte verfehenden Rath, durch die 
sontrafignatur die Verantwortlichkeit für die Nichtigkeit des aus den an 
Ins gelangten ingaben Uns gehaltenen Vortrages, für die Uebereinftim- 
ung dee Ausfertigung mit der von Uns abgegebenen Entfheidung und für 
ie Verfaffungsmäßigkeit der dußern Form der zur Vollziehung Uns vorge: 
egten Verfüyung jederzeit begründet werden foll, 

Geſchehen Windfor : Caftle, den 26. Sept. 1833. 

Ä | William R. 
| "2, v. Ompteda. 


Ü) Spanien. 

Die Aufhebung des falifchen Gefeges in Hinfiht der Thronfolge 
m Königreiche Spanien dur die pragmatifhe Sanction vom 
29. März 1830 ift, befonderd nach dem Tode Ferdinande 7. (29. Sept. 
1833), von ſo hoher Bedeutfamkeit für Spanien, daß diefe Urkunde 
hier ihren Platz verdient. | 3 


Pragmatifhe Sanction mit Gefegeöfraft, von dem Könige 
Don Karlos 4. auf Verlangen der Cortes von 1789 decretirt, 
und auf Befehl Sr. gegenwärtig regierenden Majeftät bekannt 
gemacht. Gegeben am 29ften und publicirt in der Stadt 
Madrid am 31. März 1830 *). | 


Don Ferdinand 7., duch die Gnade Gottes König von Gaftilien, - 
Leon ꝛc. Den SInfanten, Prälaten, Herzogen, Marquis, Grafen, vicog 
hombtes, Prioren, Commandeuren der Orden und Untercommandeuren, Als 
caden von Gaftitien u. ſ. w. und allen andern Richtern und Zurisdictionen, 
Deamten und Perfonen aller Städte und Burgen Meiner Königreiche und 
Herrſchaften, thun Wir fowohl jegt als für alle Zukunft fund und zu wiſſen: 

Daß man fih in den Cortes, die im Jahre 1789 in Meinem Pas 
laſte Buen-Retiro gehalten wurden, auf den Vorfchlag Meines erlauchten 
Vaters, der im Himmel ift, mit der Nothwendigkeit und Zweckmaͤßigkeit bes 
Ihäftigte, das durch die Gefege des Königreichs und durch undenklicye Sitte 
für die Thronfolge von Spanien eingeführte regelmäßige Verfahren beobach⸗ 
ten zu machen, indem man den Altern Sohn dem jüngern, und das männ= 
liche Geſchlecht dem weiblichen in den betreffenden Linien, ihrer Ordnung 
gemäß, vorzog; und nachdem fie die unermeßlichen Vortheile, welche der 
Monatchie aus ihrer Beobachtung in. einem Zeitraume von mehr als 700 
Jahren erwachfen waren, fo wie die Beweggründe und eventuellen Umflände 


*) Aus der Madrider Hofzeitung vem 6. Apr. 1830, 
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in Gros gezogen hatten, welche zu ber. — bie Acte v— 1.40, Mai 
4.713 decretirten Reform Anlaß gegeben, legten. fie. feinen Eönigli en Händen 
eine Petition vom 30. Sept. 1789 vor, erinnerten an bie große Wohlthat, die 
für dieſes Königreih fehon vor dem Zeitpunct der Vereinigung der ‚Kronen 
von Gaftilien und Arcagonien aus der in dem 2ten Gelege, Läten Zitel, 
Den Theile fpecificirten Thronfolgeordnung entiprungen war, und baten‘ ihn 
unterthänig, er möchte, ohne Ruͤckſicht auf die durch oben angeführte Ace 
aufgeftellte Neuerung, befehlen, dag man für alle Zufunft bei der Thronfolge 
der Monarchie die befagte, feit undenklicyen Zeiten beftandene, Sitte fo. beob: 
achte und beibehalte, wie fie immer beobachtet und gehalten ward, und eine 
pragmatifche Sanction befannt machen lajfen, die, in ber Berfammlung ber 
Gortes erlaffen und gebildet, dieſe Entfüjlekung und bie IN dir 
oben angeführten Acte feſtſtellte. | 

Mein erlauchter Water faßte nah Empfang biefer Petition den Ent: 
fhluß, den das Wohl des Königreich erforderte, und antwortete auf den 
Bericht, womit die Junta ber Affiftenten des Hofes, der Gouverneur und 
die Minifter Meiner Eöniglichen Kammer von Gaftilien die Petition der Ger: 
tes begleitet hatten: „daß er einen der befagten Bittfchrift gemäßen Ent: 
ſchluß gefaßt hätte.” Er empfahl ihnen aber, für, den Augenblick das größte 
Geheimniß zu beobachten, weil er dies für feinen Dienft für nüglich erach— 
tete; und in dem betreffenden Decrete „befahl er feinem Conſeil, die für ei: 
nen folchen Fall gebräuchliche pragmatifcdye Sanction auszufertigen.” Die Cor 
tes ſchickten, mit Beruͤckſichtigung dieſes Umſtandes, auf dem vorbehaltenen 
Wege eine beglaubigte Abſchrift der oben gemeldeten Bittſchrift und ales 
fonft darauf ſich Beziehenden, und 08 ward Alles in der Verſammiung mit 
dem bedingten Vorbehalt bekannt gemacht. 

Die Unruhen, welche damals Europa heimſuchten, und diejenigen, welche 
die Halbinſel fpäter erfuhr, geftatteten die Wollziehung dieſer wichtigen Ab: 
ſichten nicht, die. ruhigere Tage erforderten., Nachdem Sch, mit. Hilfe der 
göttlichen Barmherzigkeit, den Frieden und bie Ordnung gluͤcklicherweiſe wie: 
der hergeftellt habe, deren Meine geliebten Voͤlker fo fehr bedurften, nadı: 
dem Ich diefe ernfte Angelegenheit geprüft- und die Anfiht eifriger Miniſter 
für Meinen Dienft und für das Stagtswohl angehört habe, befahl Ich 
duch Mein Eönigliches Decret vom 26. diefes Monats, daß in Bezug auf 
bie Originalpetition und bie in diefer Hinfiht von Meinem vielgeliebten Ba: 
ter: getroffene Entſchließung, und die Certification der erſten Secretaire der 
Cortes, welche dieſe Urkunden’ begleitete, das oben befagte Gefeg unverzüg: 
lich und pragmatifch in der gehörigen Form bekannt gemacht werde. 


Nachdem Ih e8 in Meinem Generalconfeil unter dem Beiftande Mei: 
ner beiden Fiscalen befannt gemacht hatte, die in voce am 2’7ften beffelben 
Monats angehört wurden, entfhloß man. ſich darin, ihm Vollendung ba: 
durch zu geben, daß man es mit Gefegeßfraft und pragmatifcher Sanction, 
al& in der Verſammlung der Cortes gefchehen und promulgirt, ausfertige. 
Sch befehle demnach, daß man für alle Zukunft den buchftäblichen Inhalt 
des zweiten Geſetzes, 15ten Titels, ten Theils, der Petition der in Mei 
nem Palafte Buen:Retiro im Jahre 1789 verſammelten Cortes gemaͤß, de 
ren woͤrtlicher Inhalt hier folgt, beobachte und vollziehe: 

„Der Vortheil dir Erſtgeburt iſt ein ſehr großer Beweis der Liebe, die 
„Gott den Söhnen der Könige erweiſet, die noch andere Brüder haben ſol— 
„len. Derjenige, dem er diefe Ehre erweifen will, beherrfcht die andern, die— 
‚ihm gehorhen, und ihn als ihren Vater und Herrn anfehen muͤſſen. Die 
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Wahrheit dieſes Satzes beweiſen drei Gruͤnde: der exſte entſpringt aus der 
Matur, der zweite gus dem Geſetze, der Brite aug dem Herkommen 
1) Aus der Natur; denn. der Vater und die Mutter wünfchen fehnlichft, 
„Seſchlechtsabkunft zu haben, die das, mas ihnen gehört, erbt, und der Erft: 
„ge borne, der. früher zur Erfüllung ihrer Wuͤnſche gekommen ift, muß de$: 
„wegen auch mehr von ihnen geliebt werden, und, kann darauf Anſpruch 
„machen, 2) Aus dem Gefege; denn unfer Here Gott fagte zu Abraham, 
als er ihm, um ihn auf die Probe zu ftellen, befahl, Iſaak, feinen einzi: 
„gen Sohn, den er zärtlich fiebte, zu nehmen, und ihn aus Liebe zu ihm 
„u. opfen, und fagte dies aug zwei Gründen: 1) weil diefer der Sohn 
„wWar, den er aus dem oben angeführten Grunde, wie fich felbft liebte, und 
„,2) weil Gott. ihn ald Heiligen auserwählt hatte, als er mwollte,.daß diefer 
„‚zuerft auf die Welt kommen follte, und deswegen auch das Opfer deffel- 
‚ben, verlangte; denn nad dem, was er in dem alten Gefege zu Mofes 
„ſagte, follte jede männliche Erſtgeburt als eine. Gott geweihte Sache ange: 
„ſehen werden. Daß die Bruͤder den Erſtgebornen als ihren Vater anſehen 
„ſollen, geht daraus hervor, weil er aͤlter als ſie und zuerſt auf die Welt 
„gekommen iſt, und daß man ihm wie ſeinem Herrn gehorchen ſoll, geht 
„ebenfalls aus den Worten Iſaaks an Jakob feinen Sohn hervor, als er 
„ihm in der Meinung, daß er fein ältefter Sohn fey, den Segen gab: 
„Du toirft der Here.deiner Brüder feyn, und die Kinder. deines Vaters mer: 
„den fih nady dir menden, und derjenige, den du frgnen wirft, wird gefeg- 
„met feyn, auf denjenigen aber, dem du fluchen wirft, wird der Fluch fal⸗ 
„ten. Man giebt demnach durch alle dieſe Motte zu verſtehen, daß der 
„Erſtgeborne Gewalt Über die andern Brüder hat, ald Vater und Herr, und 
„daß fie ihn. als ſolchen anzufehen haben. Da ferner, dem alten Herkom⸗ 
‚men zufolge, die Väter gemeiniglih Mitleiden mit den andern Kindern has 
„ben, und nicht,mwollten, daß das Aelteſte Alles habe, fondern daß jedes ei- 
„men Antheil Haben follte; fo erkennen gleichwohl weile und. gelehrte Männer 
„in Sachen der Nachfolge an, daß die Vertheilung in dem, was die Kö: 
„nigreiche . betrifft, nicht ftattfinden £önne, wenn man biefe nicht zerftören. 
„wolle, nad dem, was unſer Herr Jeſus Chriftus gefagt hat, daß jedes 
„Königreich, das. vertheilt. würde, der Verheerung ausgeſetzt ſey, indem -er 
„als ein. Recht anfah, daß die Herrtſchaft oder das Reich allein dem ‚älteften 
„Sohne, nah) dem Tode feines Vaters zukommen follte. Und. dies ward 
„nun auch immer gebräuchlich in allen Rändern der Welt, wo die Herrfchaft 
„in der Nachkommenſchaft blieb, und insbefondere in. Spanien. Um größes 
„res Unglüf zu vermeiden, das. eingetreten iſt und noch ferner eintreten 
„eönnte, war man der Anficht, daß die Herrſchaft des Königreihe immer 
„das Erbtheil derer feyn follte, die in gerader Linie abflammten, und aus 
„dieſem Grunde fegte man feft, daß, wenn Eeine männlichen Kinder vorhan= 
„den todren, die ältefte Tochter das Königreich erben follte; und fo befahl 
„man aud), daß, wenn ber ältefte Sohn verftorben feyn follte, ehe er in bas 
„Erde eingetreten waͤre, und. von feiner gefegmäßigen Gemahlin einen Sohn 
„oder eine Tochter hinterließe, der erftere und dann die zweite, und fanft 
„keine andere Perfon daffelbe haben follten. Würden aber diefe Alle ſter— 
„ben; fo follte das Königreid) “als Erbtheil dem nächften Verwandten zu.fals 
„ten, wenn er ein fühiger Mann fey und nichts gethban habe, um biefe 
„Erbſchaft zu verlieren. Durch alle diefe WVerhältniffe ift demnach das Wolk 
„„oetpflichtet, zum wahren Beſten des, Königreichs den älteften Cohn des Kb: 
„nigs als feinen Souverain anzuſehen. Es mußte daher Jeder, der gegen 
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„das Obengefagte handeln würde, als Verräter behandelt werden, umd au 
„folder die Strafen empfangen, denen, dem Gebrauche "zufolge, diejenigen 
„ausgefegt find, melde die Gewalt des Königs hintanfegen.” 

Diefem zufolge befehle Ich nun euch Allen und Jedem insbeſonbere ir 
euren Bezitken und Jurisdictionen, dieſe pragmatiſche Sanction überall un 
in Allem, was fie enthält, befiehlt und anweiſet, zu bewahten, zu erfuͤllen 
und zu vollziehen, und bei dieſem Anlaß alle Maaßregeln, die der-Zal w 
fordert, zu treffen, ohne daß eine andere als die gegenwärtige Erklärung ni 
thig feyn ſollte, die ihre WVollziehung von dem Zuge an erhalten ſoll, wı 
fie zu Madrid und in den Städten, fo wie an allen andern Oertern untı 
Meinem Gehorfam bekannt gemacht werden wird, indem bied die Wohlfahrt 
Meines Eöniglihen Haufes und den Staatsvortheil aller Meiner Vaſallen 
betrifft. Dies ift Mein Wille, und Sch verlange, dag man den Abſchriften 


diefes Befehls, mit der Unterzeihnung D: Valentin de Pinilla, des älteftn 


Secretairs Meiner Kammer und der Regierung Meines Conſeils, denſelben 
Glauben und daſſelbe Vertrauen ſchenke, wie dem Original. 
Gegeben im Palaſte, den 29. März 1830. 
(Untez.) Ich, der König. 

SH Don Miguel de Gordon, Secretaic des Königs, habe dies auf 
feinen Befehl gefchrieben. — Don Sofeph: Maria Puig; Don Franz 
Maria; Don. Zofeph Hevin und Noviega; Don Franz Xavier Adel; 
Don Sofeph Gavanilles. inregiftrirt: (Unterz.) Don Salvador Ma 
ia Granes; der Vice: Großkanzler, Don Salvador Maria Granes. 


Befanntmadhung. 


„Sn der Stadt Madrid, am 31. März 1830, vor den Thoren des 
Palaſtes des Königs und an dem Thore von Guadalarıra, two fich das 
Publicum, die Handelsleute und Beamten verfammeln, ward mit dem Bei: 
ſtande des Don Antonio Maria Segovia, u. f. w. Alcaden des Eöniglichen 
Haufes und der Refidenz Sr. Majeftät, vorftehende Eönigliche pragmatifhe 
Sanction, bei Zrompetens und Pofaunenfhall und durch den Ausruf des 
Staatsherolds, in Anweſenheit verfchiedener Alguafild des befagten Eöniglichen 
Haufes und verſchiedener anderer Perſonen, bekannt gemacht; dies wird be⸗ 
zeugt von mir Don Manuel Antonio Sanchez de Escariche, von dem Gon 
feil Sr. Majeftät, deffen ſchreibender Secretaie der. Kammer derer, die darin 
ihren Sig’ haben. 

Dies ift die Abſchrift der pragmatiſchen Sanction und ihrer Original: 
befanntmachung, wie-ich hiermit: beglaubige. 

(Unter) D. Valentin de Pinilta.” 


* Preußen. 

(gehört zu Th. I. ©. 86.) 
Geſetz, wegen Anordnung der Provinzialftände in 
| der Provinz Sachſen, vom 27. März 1824. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaben, "König von Pru: 
'Berr 2c. ac. ertheilen, in Folge des wegen Anordnung der Provinzialſtaͤnde in 
Un ſerer Monarchie am 5. Juni v. J. erlaſſenen allgemeinen Geſetzes, für 
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en ftändifchen Verband in der Prod, Sachſen, nachſtehende beſondere 
Borfcriften. 

$. 1. Diefer Verband umfaßt, mit alleiniger Ausnahme der. in ſtaͤn⸗ 
ala Beziehung zur Mark Brandenburg gemwiefenen Altmark, alle diejeni= 

en Tonträtbeile, welche nach der Verordnung vom Zoſten April 1815 die 
— Sachſen bilden. 

$- 2, ‚Die Stände biefes Verbandes beſtehen und zwar; 7 


1. Der erfte Stand: 
9 aus dem —— zu: Merſeburg; 
Daus dem Domcapitel zu: Naumburg; 
3) aus dem Grafen zu Stolberg- Wernigerode; 
: #) aus dem Grafen zu. Stolberg» Stolberg; . * 
5) aus dem: Grafen zu Stolberg-Roßlaz Bun di 
7. aus: dem ae de3 Amts: Watenienbung- a BE Ä 


Der zweite Stand: © 5 
aus der — J Ba ur 


II. Ri — Stand ; 
nk den Städten, —8 


IV. Der vierte Stand: | 
aus den Übrigen Gutöbefigern, Gehpächtern: 'und Wanıen, 


Es : Auf dem Kandtage erfcheinen die beiden Domcapitel zu Merſe⸗ 
burg und Naumburg, jedes durch einen aus feiner Mitte zu ermennenden 
Bevollmächtigten, und die Grafen zu Stolberg: Wernigerode, Stölberg: Stolz 
berg, und Stolberg : Roßla, ſobald fie die Majorennitaͤt erteicht haben, in 
der Regel in Perfon, mit der Befugniß, fih in erheblichen Verhinderungs⸗ 
faͤllen durch ein Mitglied aus ihrer Familie, oder einen ſonſt geeigneten Be⸗ 
bollmaͤchtigten aus dem zweiten Stande vertreten zu laſſen. 

Megen des Arts Walternienburg, welches von dem herzoglichen Hayle 
Anhalt: Deſſau beſeſſen wird, findet aber unbedingt die Vertretung, duch. ei⸗ 
nen Bevollmaͤchtigten aus dem. ätveiten ‚Stande. ſtatt. 

Alle übrige Stände erfcheinen durch Abgeordnete, welche von ihnen 
duch Wahl beftinmt werden. . 

8. 4. Die Anzahl-der Mitglieber eines jeden der im $. 2 ‚benannten 
= re Mir: 

für den erften Stand af  6., wie ſolche .2 bereits nament⸗ 
lich aufgeführt 

MH. für den zweiten Stand auf 20. Fe 

III, für den dritten Stand auf 4 

IV, für den vierten Stand auf 13, 

Hieraus ergiebt fich die Geſammtzahl von 72 Migtem für biefen ganzen 
ftändifhen Verband. 

Die fpeciellere Vertheilung * Abgeordneten des Item‘, 3ten und 4ten 
Standes, fo mie die Bildung der hierzu erforderlichen Wapibezirke, wird 
eine befondere Verordnung feftfegen. 

6. 5 Bei der Waͤhlbarkeit der Abgeordneten aller Stände zum Pros 
vinziallandtage werden folgende Bedingungen vorausgefegt: . 

) Grundbeſitz, in aufs und abfleigender Linie ererbt, oder auf andere 

Weiſe erworben, und zehn Fahre lang nicht unterbrochen, Im 

., Vererbungsfalle wird die Zeit. des Befiges des Erblaffers und des - 
Erben zuſammengerechnet; 
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2) die Gemeinfchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen; 
‚3) die Vollendung des dreißigſten Lebenejahres; 
4) dee unbeſcholtene Ruf. 

8. 6. Bon der Bedingung des xhnſaͤhtigen Beſitzes zu — 
behalten Wir Uns Allerhoͤchſt Selbſt vor. Im Anfıhung der übrigen Be 
dingungen findet feine Dispenfation ftatt... _ - 

$. 7. Das Recht, zu dem zweiten Stunde als Abgerdneter gewaͤhlt 
zu werden, wird durch den Beſitz eines Ritterguts in der Provinz, oh 
Ruͤckſicht auf die adelige Geburt des ‚Befigers, begruͤndet. Mir behalten 
Uns jedoch vor, den Befig bedeutender. Banilin « Sidekömmiggäne auf an: 
gemeffene Weife hierbei zu bevorrechten; Ä 

$. 8. Der Befig eines Ritterguts im einer andern linferer Provinzen 
wird auf die beftimmte Dauer von zehm Fahren angerechnet. ‘ 

$. 9. Wenn Geiftliche, Militait:>und Givilbeamte, die, durdy den mit 
den vorftehenden Bedingungen verknuͤpften Beſitz eines Nittergutg dem jini: 
ten Stande angehören, ald Abgeordnete‘ deſſelben gewaͤhlt werden; ſo bedir: 
fen fie der Beurlaubung ihrer Vorgeſetzten. 

10. As Abgeordnete des dieitten Standes koͤnnen nur ſtoͤdtiſche 
Grundbeſi iger gewaͤhlt werden, welche entweder zeitige Magiſtratsperſonen fu), 
oder ein bürgerliches Gewerbe ‚treiben, j., -- 

Bei den Letztern muß. der Gpundbsfii itz mit dem Gewerbe zufammen di: 
nen nach der Verſchiedenheit der Staͤdte abzumeſſenden Werth haben, mi 
‚hen die $. 4. vorbehaltene befondere Verotdnuag beſtimmen wird. 

11,. Bei dem vierten Stände wird. zu det Eigenſchaft eines Kun: 
tagsabgeordrieten det Beſitz eines als Hauptgewerbe ſelbſt — 
Landguts erfordert, deſſen Groͤße ebenfalls die beſondere ‚Verordnung ($. 4) 


feſtſetzen — 

Die vorbemerkten Bedingungen der Waͤhlbarkeit treten auf 
für die 54 jur. Wahl ein, mit‘ dem. Unterfchiede, daß füc die Wih⸗ 
lenden ober Waͤhlmaͤnner, die Vollendung des Hierundzwanzigften Lebensiuhts 
genugt, und nicht zehnjähriger, fondernd nur eigenthuͤmlichet Befig, ein 
Ruͤckſicht auf die bei dem vierten Stinde nach $. 11. zu I 
des Grundbefiges, erforderlich‘ iſt. 

Bei den ‚Städten ſteht das „Wohleeht benjenigen u, die dm Mi: 
ſtrat waͤhlen. 

.$. 13... In denienigen Städten, wo, bie Beitellung. der Magifteit: 
mitglieder Unſern Regierungen oder einem Dominio zuſteht, wird das Bat‘ 
recht von den mit J— angeſeſſenen Buͤrgern ausgeübt. Dir 
Wahl des Landtagsabgeordneten iſt aber auch bei diefen Städten immer on 
die Bedingungen der Waͤhlbarkeit gebunden, welche der $.,D. für al but 
Stände und. der $.,10, fürsdie- Städte feſtſetzt. | 

S. 14. Das Wahlrecht und die Waͤhlbarkeit ruhen, wenn über di 
Vermoͤgen „heilen... beim dieſe Befugniſſe⸗ zuftehen, der Concurs eröffnet il 
ingleichen während ‚eines nicht einer. moxaliſchen Deiſon Auſtaͤndigen gell: 
ſchaftlichen Beſitzes. 

Bei dem zweiten Stande hoͤren Wah lbarkeit * Wohlrecht auf, wenn 

durch Zerſtuͤckelung die Eigenſchaft eines Ritterguts vernichtet wird, 
A $- 15. In mehreren Wahlbezirken Angefiffene' können in jedem detrſel 
ben, in welchem fie anfaffig find, waͤhlen und gewählt werden. In letzterm 
Falle bleibt es dem Gewaͤhlten ——— gar welchen Beuirt er ein 
ten will. 
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$. 16, “Ein Abgeordneter kann aud) Mitglied des Landtags einer an⸗ 
een Proving ſeyn, wenn die Belt der Verfammlung es zufäät. 

$: 17° Wer durch Mahl beſtimmt ift, als Abgeordnete auf dem 
andtage zu erſcheinen, kann feinen Andern für ſich bevoltmächtigen. * 
818 Auch das Wahlrecht muß in Perſon ausgeübt werden. : 

$. 19. Die Wahlen der Abgeordneten zum Lafldtage erden von’ vb 
meiten Stande nad den, duch die Verordnung ($. 4.) zu beſtimmenden, 
heſirken detheſtaͤt vollzogen, daß aͤlle in einem Beſltke begtiffene ältere, sans 
vstheife gegenfeitig am. der Wahl der Abgeordneten Theil nehmen, 

230. Iede einzelne derjenigen Städte, welche durch die befondere 
Derorörtung ($. 4) Viritftimmen erhalten, wählt“ ihre Abgeordneten zum 
andtage in ſich; alle übrige Städte ohne Untsrfhied, ob. fie Immediat⸗ 
dr Mediatſtaͤdte find, wählen in’ ſich Waͤhler. Diefe treten collectiv in 
Wahlberſammlungen nad) Bezirken zuſammen, ünd waͤhlen die xandtau gah⸗ 
eotdneten. =. 

Die Zahl der Wähler wird die bemerkte Verordnung nad) ber Seife 
it wer beſtimmen. 

"Bon den Dorfgemeinden wählt jede nach ihrer. für an 
J——— hergebrachten Weiſe, einen » Wähler; die Wähler 
eiſammeln ſich mit den Beſitzern der ‚einzeln liegenden, zu keiner beſtimm⸗ 
en Dorfgemeinde gehoͤtenden, Guͤter des vierten Standes, welche aber das 
Maaß der Wahlfaͤhigkeite (Fu 14) haben. muͤſſen, bezitksweiſe zur Wahl des 
ſezickswaͤhlets; die Bezirkswaͤhler treten dann ins und. wählen den 
landtagsabgeordneten. | 

.$.:.22, Die Zufummenfegung. der Beziche, fowopl. für, die coltestioe 
vihlenden Städte, als für den vierten Stand, wird die beſondere Vaon⸗ 
ung ($. 4), feitfegen, ; 

$. 23, Die Wahlen der. Abgeordneten zum. Lanotog gefchehe auf 
echs —— dergeſtalt, daß alle drei Jahre die Hälfte, der Abgeordneten ei⸗ 
ws jeden "Standes ausfcheidet, md alte drei Jahre u neuen Wahlen, ge⸗ 
chtitten witd 

$. 24. Die fr das aſte Mal ueſcheibenden ab⸗ nach drei Juht 
on durch das Loos beſtimmi Alle Ausſcheidende ſind wieder waͤhlbar. 

$. 25. Für jeden — wird — eh "Stunpeniikt 
wähle. 

$. 26. Wenn bei den Woblen zu Wähtern; e7 —— un ans 
agsabgeordneten gleiche Stimmen entſtehen; ; fo giebt € e RE — Ste 
ten der Waͤhlenden den: Ausfchläg. © 

$. 27: Ale Wahlen fichen unter ber Aufſicht "des daubratho. in wn 
m Kreife fie vorgenommen werden. Die Wahlen ber Bezirkswaͤhler und 
er Landtagsabgeordneten leitet er unmittelbar, oder dutch einen von’ ihm zu 
imennenden Stellvertreter; die Wahlen in den einzelnen Städten und Dorf⸗ 
emeinden aber werden zunaͤchſt von der Ortsobrigkeit geleitet. 

In den Grafſchaften Mernigerode, "Stolberg und. Roßla wird das Wat: 
efhäft von den dortigen Behörden beforgt. | 

$. 28. Die gefchehene Wahl der Wähler iſt dem Landrathe, die Wahl 
er Bezirkswaͤhler und Landtagsabgeordneten aber dem Landtagscommiſſarius, 
ait Einſendung der Wahlprotocolle, anzuzeigen. Letzterer hat zu ptuͤfen, ob 
alche in der Form, und nach den Eigenſchaften der’ Abgeordneten, der Por 
hrift gemaͤß, gefhehen find. Nur wenn derfelbe in diefer Beziehung Min 
1 findet, ift et berechtigt, eine andere Wahl zu vetlangen. | 
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$. 29. Den Vorfigenden auf dem Lanbtage, welchem Mic den Che 
rakter als Landtagsmarſchall beilegen, fo ‚wie deſſen Stellvertreter, wollen 
Wir für die Dauer. eines jeden Landtags aus, den Mitgliedern des erfien 
oder zweiten Standes Selbft ernennen. 

$. 30. Zür bie erſten ſechs Jahre werden Wir die Staͤnde zum Pre 
vinziallandtage alle zwei Jahre berufen, nad) Ablauf diefeg Zeitraums abır 
ferner hierüber beftimmen. 

ha 31. Die Dauer des Landtags wird jedesmal nach den Umſtaͤnden 
von Uns feſtgeſetzt werden. 

. 32, Die Ladung der Mitglieder zu dem, für die Eröffnung des 
Landtags beftimmten, Tage geſchieht zu gehöriger Zeit durch Unfern Com: 
miſſarius. 

u‘ 33. Die Abgeordneten müfjen ſich fpäteftens an dem Tage ter 
der Eröffnung bes Landtags einfinden, und ſich ſowohl bei. dem Commiſe 
"ring, als dem Landtagsmarſchall, melden. 


8.34 Der Provinziallandtag wird nach gehaltenem Gottetdienſ⸗e bin 
- Unferm Commiſſarius eröffnet. 
— 6. 35.  Derfelbe. ift die Mittelöperfon aller — an ihn 
allein haben ſich daher die Stände wegen jeder Auskunft, oder wegen dr 
Materialien, deren fie für ihre Geſchaͤfte behuͤrfen, zu wenden. Er theit 
den Staͤnden, in Gemaͤßheit Unſerer Inſtruction, die Propoſitionen mit, und 
empfaͤngt die von ihnen abzugebenden Erklaͤrungen und Gutachten, ſo wie 
ihre ſonſtigen Vorſtellungen, Bitten und Beſchwerden. 

$. 36. Den Berathungen wohnt er nicht bei; er kann aber dm kir 
tritt” zu muͤndlichen Exoͤffnungen verlangen, oder cine Deputation zu Ib 
entbieten; fo wie die Stände Deputationen an ihn abfenden koͤnnen. 
| $. 37. Er fchließt den Landtag, reicht Uns die Verhandlungen deſſe 
ben ‚ein, und publiciet den hierauf zu ertheilenden Landtagsabfcheid den Ständen. 
$. 38. Bei Eröffnung des Landtags ſowohl, als zu Faſſung gültiger 
Belhlüffe, müffen tenigftens drei Viertheile der Gefammtheit der, Abgent 
neten auf bemfelben ‚gegenwärtig feym. | | 

$. 39, In der Berfammlung nehmen bie. Mitglieder ber vier Ständ 
ihren Sig nad) ‚der $. 2. beftimmten Reihenfolge. | 

$. 40. Sobald die Propofitionen mitgetheilt find, ernennt der Lan) 
tagsmarfhall in. der -Pienarverfammiung, mit Berhekfichtigung des Stim 
menyverhaͤltniſſes, nach Werfchiedenheit der Gegenftände, befondere Ausihält 
welche die an den Landtag gelangenden Angelegenheiten zur Berathung un 
Belhlußnahme gehörig. vorzubereiten haben. Das Directorium diefer ger 
ſchuͤſſe führt dasjenige Mitglied aus dem erſten oder zweiten Stande, m 
ches der Landtagsmarſchall dazu beftimmt, 
-.:& 41. Den Gelcäftsgang auf. dem Landtage leitet uͤberhaupt der 
Landtagsmarfchall, Don. feiner. Anordnung hängt auch zunaͤchſt alles ab, 
was auf Ruhe und Ordnung in den Verfammlungen Beziehung hat. Br 
fonders hat er darauf zu fehen, daß die Berathungen umd Arbeiten da 
Stände möglichft befchleunigt werden. 

$. 42. Ohne guͤltige Urfachen und Vorwiſſen des Landtagematſcal 
darf kein Mitglied aus der Verſammlung wegbleiben; Verhinderung der fr 
neren Theilnahme an dem Landtage durch. Krankheit oder andere dringen! 
Urſachen fordert die Anzeige des Landtagsmarſchalls ‚bei dem Landtagscm 
miſſarius, welcher. alsdann ‚beim erften Stande ‚die erforderliche Bevollmaͤcht⸗ 
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gung veranlaßt, bet’ dem zweiten dritten und vierten "Stande aber den 
Stellvertreter fofor einberuft. a 

$. 43. Wenn ein Mitglied über einen beſondih Glgenſtand einen 
Antrag an die Verſammlung richten will; fo hatdaſſelbe folhes vor der 
BerfammlungÄhröftlidy,; mit Bemerkung bes Gegenſtandes, dem Landtags: 
marſchall anzuzeigen. ' Letzterer ruft dann ben Abgeordneten zur Haltung 
des. Vorträge auf. Der Inhalt deſſelben muß ſchriftuich sum Protocolt ger 
geben rs 

Die Abfaffung ' der" ftändifchen Schriften trägt der Landtags: 
BEP den: hierzu geeigneten Mitgliedern des Landtags auf. Jede folche 
Schrift wird in der Verſammlung verleſen, und nach" der Vereinigung über 
die —— die —— von dem N. und den’ en 
valgogeh3 ıı 

"846, Au⸗ Sthaften ar nicht —* Artiag an * Comtaiſe 
rius enthalten, ſind an Uns zu echten, und beinfefben Bu eine ‚fänbijige 
Depütation: zu uͤbergeben 2 moi; 

. 46 Die Mitglieder Aller Stände bleſes Hrodimaloelh andes bilden 
eine ungetheilte Einheit; fie” verhandeln die Gegenſtaͤnde gemeinſchaftlich. Zu 
einem guͤltigen Befchluffe uber ſolche Gegenſtaͤnde, welche von Uns zur Bes 
rathung an ſie gewieſen, oder ihrem Beſchluſſe mit Vorbehalt Unſerer San⸗ 
etion überläffen;; oder ſonſt zu Unſerer Kenntniß zu bringen find, wird eine 
Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen erfordert. Iſt biefe bei‘ ehher Sache, 
toorüber von den. Ständen das Gutachten: erfordert: worden, nicht - vorhanden ; 
fo wird 98 mit Angabe ber Verſchiedenheit der Meinungen TERN 


bemerft, 
Ale anbere Befcplüffe Können bucch bie einfache Mebrheit ihre Beſtim⸗ 
— erhalten. 

‚47. Bei Gesenftinden, dei denen das Sntereffe ber. Stände gegen 
— den 17 findet Sonderung in Theile flatt, ſobald zwei. Drit⸗ 
theile der men eines Standes, welcher ſich durch einen Beſchluß der 
Mehrheit verlegt ‚glaubt, darauf dringen. 

In einem ſolchen Sale verhandelt die Verſammlung nicht mebr in der 
Sefammtheit, fondern nad) den $. 2. beftimmten Ständen. Die auf dieſe 
Meife heruorgehenbe Verfchiedenheit der Gutachten der einzelnen Stände 
roird dann zu Unferer Entfcheidung vorgelegt. | 

Gegen Belchlüffe, welche bie befonderen Rechte der einzelnen, zum er⸗ 
ſten Stande gehoͤrigen, Mitglieder beruͤhren, bleibt ihnen der Recurs an Uns 
vorbehalten. 


$, 48. Wenn Gegenftände, welche das provinzielle Intereffe eines 
einzelnen, in dieſem ftändifchen Verbande begriffenen, Landestheils betreffen, 
in der Gefammtberathung verhandelt werden, und die Stimmenmehrheit fid 
gegen dajfelbe erklärt hatz fo find. die Abgeordneten des Wahlbezirks, zu 
welchem dieſer Landesbezirk gehört, berechtigt, ihre abweichende Meinung mit 
Berufung auf Unfere Entfheidung zu den Landtagsverhandlungen zu geben, 
worauf fie dann jederzeit befonderen Befcheid erhalten werden. 

$. 49. Bitten und Befchwerden der Stände können nur aus dem 
Befonderen ntereffe der Provinzen und dee mit ihnen verbundenen einzelnen 
heile hervorgehen. Individuelle Bitten und Beſchwerden hat der Landtag 
gleich an die betreffenden Behörden, oder an Uns unmittelbar zu verweifen. 
— aber Mitglieder des Landtags von Bedruͤckungen einzelner Individuen 
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beftimmte Ueberzeugung erhalten; ſo können fie bei dem Landtage, mit ge: 
hörig conftatirter Anzeige, darauf antragen, daß berfelbe fi für die Abſtel 
lung bei Uns verwende. 

$. 50. Alle bei dem Landtage eingehenden, fo mie die von demfelben 
ausgehenden Anträge müffen fchriftlich eingegeben werden. Sind die Ießte: 
ren einmal zurüdgewiefen; fo dürfen fie nur alsdann, wenn wirklich neue 
Veranlaffungen,. oder neue Grunde eintreten, und immer nur eit: bei künf: 
tiger Berufung des Landtags, erneuert werden. 

8. 51. Die Stände ftehen, als berathende Verſammlung, eben ſo we⸗ 
nig mit den Staͤnden anderer Provinzen, als mit den Communen und 
Kreisſtaͤnden ihrer Provinz, in Verbindung; es finden daher keine Mitthei⸗ 
lungen unter ihnen ſtatt. 

$. 52. Die einzelnen Stände innen ihren Abgeorbneten £eine bin: 
denden Inſtructionen ertheilen; es ſteht ihnen aber frei, fie zu beauftragen, 
Bitten und Beſchwerden anzubringen. 1* 

$. 53. Sobald der Gommiffarius den Landtag ‚gefchloffen hat, iſt das 
ſtaͤndiſche Amt des Landtagsmarſchalls beendigt, die landſtaͤndiſchen Bera— 
thungen hören. auf, und die Stände gehen aus. einander; auch bleibt kein 
fortbeftehender Ausfhuß zuruͤck. Für folche Gegenftände der laufenden ſtaͤn⸗ 
difchen Verwaltung aber, welche Wir den Ständen Eünftig übertragen wer: 
den, fönnen fie die. geeigneten Perfonen waͤhlen und beſtelen, inſeſern die 
Geſchaͤfte ſolches fordern. | 

$. 54. Das Refultat der Ranbrgeorhonbtungen wird. — den Oruck 
bekannt gemacht. | 

$. 55. Zum Verſammlungsorte — Landtags seftimmen Mir die 
Stadt Merfeburg, 

$. 56. Die Kandtapeabgrorneten ſollen angemeſſene Reiſekoſten und 
Tagegelder erhalten. 

Das Weitere hierüber, fo wie wegen der allgemeinen, durch den Land» 
tag veranlaßten, Koften, wird die befondere Verordnung ($. 4.) feftfegen. 

$. 57. Die in jedem ber einzelnen Landestheile diefes ftändifchen Ver— 
bandes beftehenden Sommunalverhäftniffe gehen auf die Gefammtheit deffel: 
ben nicht über, wenn ſolches nicht durch gemeinſchaftliche Uebereinkunft be: 
ſchloſſen wird. | 

Bis dahin dauern daher die bisherigen Communalverfaſſungen dieſer 
einzelnen Landestheile in ihren obſervanzmaͤßigen Einrichtungen fort, und 
Mir geftatten, daß für diefe Angelegenheiten, auf vorgängige Anzeige bei 
Unferm Landtagscommiffarius und deſſen Bewilligung, auch fernere Ver: 
fammlungen, jedoch mit verhältnigmäßiger Zuziehung von Abgeordneten al: 
ler Stände, welchen das gegenwaͤrtige Geſetz die Landſtandſchaft beilegt, ge: 
halten werden. 

Die Beſchluͤſſe uͤber Veraͤnderungen in den Communaleinrichtungen, und 
neue Communalauflagen beduͤrfen Unſerer Sanction. 

Zur Feſtſetzung der deshalb noͤthigen näheren Beſtimmungen und Orb: 
nungen erwarten Wir die WVorfchläge dee naͤchſten Landtags. 

$. 58. Mas bie Freisftändifhen Verſammlungen betrifft; fo fellm 
folhe, wo fie bis jegt noch ftatt finden, bis auf weitere Anordnung fer: 
ner beftehen, und da, wo fie früher beflanden haben, wieder eingeführt 
werden. 
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Von dem erften Landtage, zu welchem biefer ‚ftändifche Verband berus 
fen werden wird, erwarten Wir die. Vorſchlaͤge, wie die Ereisftändifchen 
Berfammlungen mit den Mobificationen, welche ber Zutritt allee Stände 
erforbert, einzurichten feyn erden. 

Urkundlih unter Unſerer Höchfteigenhändigen unterſchrift und Bei⸗ 
druͤckung Unſers großen koͤniglichen Inſiegels. 


Gegeben Berlin, den 27. Maͤrz 1824. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
von Schuckmann. 


39 * 


+. 


- 
5 
ae 
1* 
“dr 
» 
. 
’ 
4 
m 
. 


—V 


„a0. 
er RETTET IE “ 
BEE a 
x 45,2 1714) LEST Pr — — er y 
I r 
.... de 2 ” R 
. . 7. —133. 1 2424 Mil. 
* * 
ul, ı Bar) |} ALT | 5: Po TEL Ze ec a Pau zu 
Ir x r e „+ 
— SEE D N BE EURBT 1.8 N 
%. F 
I .“ f} 
⸗ 
s 
Eu 
— 
* 
* 
ı 
To 
’ 
* 
-. 


k " . Digitized by Google 


' 
a Re . ”r r a  \ \ .. 42 — 
4820. 3. DOCH 210 


a DEREN BEA ⸗ ——— — — —— — —— — —— — — — — rn DE a i— 


7 |, 
* 0 R p u. oe 
2 Be * if .ı% us J 4J MEN 3 I 
| J 
ei 
| * “4 rt 1 
an 
— — — —— — — — —— ——— —— — — 
> ( f ‚lo \ f # H — 27 139 ge 


Ebronolosiſo ueberſict 
„alter 
in ‚den. drei Bänden diefer Sammlung entpaltenen 


ed Urkunden. | | Ri 
— 
Tag 
Staat. Urkunde. | ihrer Befatini: Band dieſer Samm⸗ 
machung. lung, wo ſie ſteht. 


— — —r — —r —r — — — —— —— — —— — 


Braunſchweig. Geſammter Landfchaft| 9 Apr. 1770. Bd. 1. S910. 
Privilegia und Be: Ä 
fugniffe. 

Schweden. Fundamentalſtatut. 21. Aug. 1772. Bd. 3. S. 59. 


Schweden. Vereinigungs- und Si-| 21. Febr. und 8. Bd. 3, ©, 69, 


cherheits⸗Acte. Apr. 1780. 
Polen. Freiheitsbrief der Eönigl.| 14. Apr. 1791. Bd. 3. S. 4. 
Staͤdte. 
Polen. Verfaſſung. 8. Mai 1791. Bd. 3. S. 8. 
Frankreich. Erſte Verfaſſung. 3. Sept. 1791. Bd. 2, ©, 2. 
Frankreich. Zweite Verfaſſung. 24. Sun. 179. IBd. 2. S. 71. 
Frankreich. Dritte Verfaſſung. 23. Sept. 1795.Bd. 2. ©. 30. 
Cisalpiniſche Verfaſſung. 30. Sun. 1797. Bd. 2. ©, 350. 
Republif. 
Schweiz. Verfaffungsentwuf |15. März 1798.19. 3, ©, 117. 
(Bafeler). 
Schweiz. Verfaſſung. 12. Apr. 1798. Bd. 3. S. 126. 
Niederlande. Erſte Verfaſſung. 23. Apr. 1798. Bd. 2. S. 120. 
Frankreich. WVierte Verfaffung. 18, Dec. 179. |8b, 2. &,58. 
Schweiz. Grundzüge der Verf. | 29. Mai 1801. |Bb. 3. ©. 137. > 
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— — — ñ— — 1 
Zag | 
Staat. Urkunde, ihrer Bekannt: and diefer Saum⸗ 
machung. | ng, mo fie ſuht. 





| 
Niederlande. |Berfaffung. 16, Oct. 1801. Bd. 


2, ©. 161. 
Schweiz. Verfaſſung. 24. Oct. 1801. Bd. 3, S. M. 
Lucca. Verfaſſung. 26. Dec. 1801. Bd. 2. ©, 39, 
Stal. Republik. Verfaffung. 23. Ian. 1802. Bdo. 2, &, 377. 
Schweiz. Verfaffung. i 27. Febr. 1 Bd. 3, S. 188 
Schweiz. Derf. der Motablen. | 20, Mai 1802. |Bd. 3, S. 155, 
Genua. Verfaffung. 26. Sun. 1802, |Bb, 2, SH 
Frankreich. organ. Senatusconfulta.| 2. u.4.Xug.1802,|Bd, 2, S. 67. 
Wallis, Berfaffung. 30. Aug. 1802. |Bd. 3, ©, MR. 


Schweiz. * | Mebdiationsacte (mit den 19. Zebr, 1808. Bd. 3, S,162 
Verfaſſungen der ein=} 
zelnen Gantone). 


Sranfreich. org. Senatusconf, 18, Mai 1804, Bd. 2, ©, 


Niederlande. |Verfaffung. 15. März 1806. Bd. 2, ©, 113, 
Königr. Italien. | Conftitutionelle Sta= | 27. März und Bd. 2. ©. 386, 
tute. 5. Jun 1805, AN 
Lucca. Berfaffung, 23. Jun. 1805. |BH, 2, &, AM. 
Mürtemberg. | Organifationsdecret. | 18, März 1806. Bd. 1. ©. Bi. 
Holland. —— mit Sranf:| 24. Mai 1806, Bd. 2. ©. 181. 
reich. | 
Holland. Conftitut, Gefeg. 10, Zun. 1806. Bd. 2, S. 183, 
Rheinbund. Gonföderationgacte. 12, Zul. 1806. Bd. 1, ©. 3, 
Holland. Verfaſſung. 7. Aug. 1806. Bd. 2. ©. 185. 
Frankfurt a. M. Organiſation. 10. Oct. 1806. Bd. 1. ©. 1125. 
Herzogth. Warz| Verfaffung. 122. Zul. 1807. Bd. 3. ©. 17. 
fchau. 
Könige. Weft: Verfaſſung. 15. Nov. 1807. Bd. 1. ©. 3. 
phalen. | | 
. Bayern. Verfaffung. 1. Mai 1808, B. 1. ©. 2. 
Bayern. Org. Edict die Bildung] 4. Jun ısos. Bd. 1. ©. 10. 


des geh. Rathes betr. | 
Neapel. Berfaffung. 20. Zun. 1808. 18h. 2. & 482. 
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Tag 
ihrer Bekannt: 
machung. 





Band dieſer Samm⸗ 
* wo ſie ſteht. 





Urt in De, 





























































































; Spanieno .ı —* 8.Jul. 1808; ®. 2. 8.2520 
| pre 5° org. Edicte. a. 3 Ben Bd. 1. S. 109%" 
265 re. nu u RE | 1808, „um - HI 

Beth. * —— 28. Dec. * Ion. 1. Si 4a NE 

T Schweden ! Merfaſſung. 7. Juni 1809,18. 3. 8. 

Weimar) .U Berfaffung..n „u | 20, Sept. "1809.|Bd. 1. 8.73 

f a — Verfaſſung. 16. Aug: 1810 Bd. 1. S. 43. 
Goſbh. Sranff Beilage dazu. , | ,|40, Sept,.1810.1B8, 1. ©, 49, 
"Köthen. Berfaffung. 28. Dec. 1810. Bd. 1. S. 1057. 

ohen © NOrganifation, 19. Febr 18i1.] Wh. 1. ©. 1058,% 
Köthen. .. ‚\WVerwaltimgsordnung:)() 99, debr 1811. Bd 1. ©. 1061. 

{ Spanien. Verf. (d. Cortes). | 19, März 1812. Bd. 2. ©; 263, 

Sicilien. R Grundzuͤge der (Benz| 1812. ‚Bd. 2. ©. 437. 

ER Ä tinck ſchen) Verf. | 

Schweiz. uebereinkunft. 29, Dec. 1818. |8d. 3. S 190, 

Waldeck. Verfaffungss und Dr] 98, gan, 1814. |Bb. 1. ©. 1107, 

! * „| ganifationsdecret, ‚BANN ‚reihe 

| Baſel. Werfaſſung. Ei 7: März 1814 |Bh, 3. S. 214 
Niederlande. Entw. d. Verf. 28. März 1814.|8b, 2, ©, 192, 

Lucern. Verfaffung. 1.189, März 1010Bd. 3. ©. 217. 

\ Frankreich. (Senats:) Verf. 6. Apr. 1814. , Bd. 2, ©, 85, 

ı Freiburg. Berfaffung. 4—10.Mai1814.|Bb. 3. S. 221. 
Norwegen, : |Berfaffung. 31. Mai 1814. .|Bd. 3. ©. 92, 
Frankreich. Charte Ludwigs 18, 4. Jun. 1814, Bd. 2. S. 89. 
Zuͤrich. Verfaſſung. 11. Sun. 1814. Bdo. 3. S. 227. 
Neuenburg. Verfaſſung. 18, Sun. 1814, Bd. 3. S. 231. 
Appenzell d. Au: Berfaffung, 28. Jun. 1814, |Bd. 3. ©, 236. 

Bern Rhoden. 
30. Sun. 1814. |®d. 3. ©, 240, 





Appenzellderin-! Verfaſſung. 
nern Rhoden. 
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CEhronologiſche eberſicht. 


ekändei 





Glarus. 
Aargau. _ 
Schafhauſen. 
Thurgau. 
Waadt. > 

‚ Solothurn. 
Genf.- . 
St. Gallen. 
Naffau. 


Sug.ul .O 
Naffau. 


Naffau. 


Norwegen. 


Graubindten. 


Teſſin. 
Neuenburg. 


Churheſſen. 


Frankfurt a. M. 


Wuͤrtemberg. 
Wuͤrtemberg. 


Wuͤrtemberg. 


Wuͤrtemberg. 
Schweiz. 


u wi 


PVerfaſſung. .u° | 


Verfaffung. 


Patent, die Berfaffung 
enthaltend, 


Berfaffung. 


Patent, die Wahl ber 
Stände betr. 


(Patent, die Bildung 


der Herrenbank betr, 
Derfaffung. 
Vetfaſſung. | 
Veifaſſung. 


Organiſationsedict für 
die Landſtaͤnde. 


Verordn., d. Wiederher: 
ſtellung d. Staatsverf. 


Ent. der Verf. 
Koͤnigl. Manifeft. 


Rede des Königs im 
Staatsr. 


Rede des Koͤnigs bei 
Eröffnung der Stände: 
verfammlung. 


Grundzüge der Verf. 


Erklärung des Miener 
Gongr. über die ſchweiz. 
Angelegenheiten. 


3. Zul, ‚181%, 
4. Sul. 1814 
12. Jul. 1814. 


28. Jul. 1814 
4. Aug. 1814. 
17. Aug. Aſs1a 
24. Aug. 1814. 
31. Aug. 1814, 
1/, Sept. 1814. 


5. Sept.11814. 
Nov. 1814. 


4. Nov. 1814. 


11.Rov. 1814 (u. 
, 19. Jun. 1820). 


17. Dec. 1814, 
%6. Dec.)1814, 
27. Dec. 1814. 
1814, - 


11. San: 1815. 
11. San. ‘1815. 


15. März 1815, 


15. März 1815. 
20. März 1815, 


BI, 
3. 


3.6.26. 
3.60. 


3. 
3. 
. 3, Sb 
3:0. w 
‚3.6, #. 


„ie 
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— r Tag 
—— ihrer Bleannt⸗ Band dieſer Samm⸗ 
———— | machung. lung, wo fie ſteht. 


Frankreich. Napoleons Zufagartikel| 22. Apr. 1815. |Bh, 2, S. 94. 
jur Aten Verf. 


Lombardiſch⸗ Verfaſſung. 2. Apr. 1815. |Bb. 2. S. 394. 
Venet. Königr. | 
Cracau. Werfaſſung. 3. Mat 1815. Bd. 3. ©, 48. 
Wallis. Werfaſſung. 12. Mai 1815. Bd. 3, ©, 319. 
Churheſſen. Promemoria d. Staͤnde. 12. Mai 1815. Bd. 1. S. 555. 
Sicilien. WVBetfaſſungsentwurf. 416. Mai 1816. Bd. 2. S. 444, 
Preußen. Koͤn. Decret. 22. Mai 1815. Bd. 1. ©. 55. 
Schweiz. :' Beitritt der Eidsgen.| 27. Mai 1815. Bd. 3. S. 205. 
uden Befchlüffen des 
x ‚4 Wiener Congreſſes. 
Zeutfchland. Bundesacte. 8. Suni 1815. Bd. 1. ©. 10. 
Niederlande, WVerfaſſung. 124. Aug. 1815. Bd. 2. ©. 205. 
Bern. Urkundl. Erklärung. | 21. Sept. 1816. Bd. 3. ©. 324, 
‚ Polen. Berfaffung. 27. Nov. 1815. Bd. 3. ©. 24. 
Schwarzburg- Verordnung. | 8, San. 1816. Bd. 1. S. 1064. 
Rudolitadt. 
Schaumburg |Verordnung. 15. San. 1816, Bd. 1. ©. 1104. 
tippe. 
Meimar. Großherz. Verochuung,| 80 San. 1816. Bd. 1. ©. 751. 
die Bildung einer ftänd. 
Berathungsverfammi, 
zur Verf. 
Churheſſen. Entw. d. Verf. Febr. 1816. Bd. 1. ©. 559. 
Coburg. Herzogl. Decret. 16. März 1816. Bd. 1. S. 794. 
Tyrol. Staͤndeverf. 24. März 1816. Bd. 1. S. 51. 
Walded. Verfaſſung. 4419. Apr. 1816, Bd. 1. ©, 1115. 
Unterwalden ob 
dem Walde. Verfaſſung. 28. Apr. 1816. Bd. 3. ©, 332, 
Weimar, Berfaffung. 5. Mai 1816. Bd. 1. ©. 758, 
Kirchenftaat. WVerfaſſung. 6. Zul. 1816. Bd. 2. ©. 408. 
Srankfurt a. M. Ergänzungsacte. 18. Zul. 1816, Bd. 1. ©. 1155. 
III. 40 


nn... 
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Staat. 
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Urkunde, 


Unterwalbennid Berfaffung. 


bem Kernwalb. 


Bern. 


Beide Sicilien. 
MWürtemberg. 


Wuͤrtemberg. 
Wuͤrtemberg. 
Wuͤrtemberg. 


Wüuͤrtemberg. 


Churheſſen. 


Galizien und 
Lodomerien. 


Medlenburg: 


Schwerin. 


Hildburghaus 
— 


Joniſche Inſeln. 


Hildburghau⸗ 
ſen. 


Bayern. 
Bayern. 


Bayern. 
Bayern. 


Altenburg. 


Ausz. aus d. Verfaſ— 
ſungsgeſetzen. 


Geſetz uͤber das verei: 
nigte Koͤnigreich. 


Geſetz über bie Preß— 


freiheit. 


Verfaſſungsentw. 


Adelsſtatut. 


von den Kirchenguͤtern 
und Stiftungen. 


von der Univerſitaͤt Tuͤ⸗ 


bingen. 


Haus: u. Staatsgeſetz. 
Patent, die ſtaͤnd. Verf. 


betr. 


Bekanntmachung bes 
Großherzogs. 


Manifeft des Herzogs. 


Verfaffung. 


Verfaffung. 


Verfaffung. 


Edict über die aͤußern 
Nechtsverhältniffe in 
KRüdfiht auf Rel. und 
kirchl. Gefellfchaften. 


Edict über Freiheit der, 


Preſſe. 


Edict uͤber die Staͤnde— 


verſamml. 


| Tag 
ihrer. Bekannt: 


madung. 
12, Aug. 1816, 
26.Xug. 1816. 


12. Dec. 1816, 


30. Ian. 1817, 


3. März 1817. 
3. März 1817, 
3., März 1817. 


3, März 1817. 


4. März 1817, 
13. Apr. 1817; 


23. Nov. 1817. 


27. Nov. 1817. 


23. Dec.1817 (be: 
kannt gemadt 1, 


San.. 1818.) 


19. März 1818. 


26. Mai 1818. 
26. Mai 1818. 


26, Mai 1818. 


26. Mai 1818, - 


Erklärung des Herzogs. | 5. Jun. ‚1818, 


Band diefer Samm⸗ 


lung, wo fie ſteht. 


Bd. 
Bd. 


Bd. 


Hass 


— — 
aa 
—* 
SR 


— 
R 
J 


⸗ 
8 
* 


ui 
G 


16.167. 


Bo. 1. &15% 


RR 
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Urkunde 







Baden. Verfaſſung. 

Eiechtenſtein. Verfaſſung. 

Baden. Wahlordnung, 

PBürtemberg. Organiſ. des Gemein⸗ 
| deweſens. 

Baden. Edict, die ſtandesherrl. 


u, grundherrl. Rechts: 
verhältniffe betr. 


Lippe⸗Detmold. Verfaffung, 
Wuͤrtemberg. 1Verfaffung. 
MWirtemberg. Manifeſt des. Königs, 


Hannover. j Patent, die Stände: 
verf. betr. 
Hannover. Mede des Herzogs von 


Cambridge bei Eröff: 
nung ber Ständeverf. 


Großh. Heffen. Ediet über die landftänd, 
Verf. 

Braunfchweig. |Verordnung, bie er: 

neuerte Landſchaftsord⸗ 

nung betr. 

Uri. Verfaffung. 

Teutſchland. Schlußacte der Wiener 
Minifterialconferenzen. 

Coburg. Herz. Decret, welches 
die neue Verf, ankuͤn— 
diget. 

Coburg. Herz. Edict wegen der 
Wahlform. 

Coburg. Herz. Edict wegen der 
Geſchaͤftsordnung. 


Großh. Heſſen. Verfaſſung. 
Beide Sicilien.Koͤn. Decret. 
Churheſſen. Organiſationsurkunde. 


Tag | 
„ Band diefer Samm⸗ 
ihrer Bekannt Lina, 100 fie fiehe. 


16, 


machung. 


8. Jun. 1819. 


25. 


26. 


. Apr. 


Sept. 1819. 
Sept. 1819. 
« Dec. 1819. 


. Dec. 1819. 


. März 1820, 


1820, 


. 188. 





d. 1. S. 461. 


‚1.6, 1092. 
.1. ©. 470. 
1. ©. 426. 


‚1. ©. 491. 


.1. © 1097. 
.1. ©. 434. 
.1. S. 458. 
4. ©,.268, 


. 1.:©. 268, 


.1. ©. 671. 


.1. ©, 914. 


3. ©. 339. 


2 


— ©7986, 


. 1. ©, 880. 
.1. ©. 803. 


1. ©. 677. 
2. ©. 449. 
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Tag 
ihrer Bekannt⸗ 
machung. 


Band dieſer Samm⸗ 
lung, wo fie fteht, 


| 


Staat. Urkunde. 











Coburg. Verfaſſung. 


8. Aug. 1821. Bd 4.6.9006, 
Hellas (weftl. Verfaſſung. 4. Nov. 1821. Bd. 3,6, 40, 
Feſtland.) 
Hellas (oͤſtl. WVerfaſſung. 16. Nov. 1821. 8d. 8. ©, 497, 
Feſtland.) 
Peloponnes. Verfaſſung. 1. Dec. 1821. Bd. 8. &,50. 
Bayern.  ° 1Verorbnung wegen Er:|1. San. 1822. Bd. 1. ©, 119. 
richtung der Landräthe. 


15. San. 132, /80.3 Sl | 
23. Sept. 1822.|BH.1. ©, M. | 
12, Oct. 1822. Bd. 1. S. M. 


Griechenland. proviſ. Verfaffung. 
Portugal. Verfaſſung. 


Hannover. Edict, die Staatsver⸗ 
waltung betr. 


Hannover. Verordnung, die Land⸗ 
droſteien betr. 


Hannover. Verordnung, die Do⸗ 18. Apr. 1828. Bd. 1. S. W 
mainen betr. 


Hannover. Edict, die neue Amts: 
ordnung betr, 


18. Apr. 1823. |BH, 2, &M, 


18. Apr. 1833, Bd. 1. ©. W. 





Preußen. Gefeg wegen Anorbn. |5. Sun. 1838. IH, 4, &; 56. 
der Provinzialftände, 

Preußen. Gefeg für die Mark 1. Jul. 1823. Bb. 1. ©. 57. 
Brandenburg und bie 
Niederlaufig. 

Preußen. Gefeg für das Könige.|t. Zur. 18%, Bd. 1. S. 68. 
Preußen. | 

Preußen. Gefeg für Pommern |1. Zur. 1833, 1Bd. 1. &. 69. 
und Rügen. 

Preußen. Geſetz für die Rhein⸗⸗27. März 1824. Bd. 1. & 7. 
provinzen. 

Dreußen. Geſetz für die Provinz|27, März 1824, 18H, 1. SH. 
Weitphalen. 

Preußen. Geſetz für die Provinz 27. März 1824. Bb. 3, ©. 604. 

Sachſen. 

Preußen. Sefeg für das Groß: 27. Maͤrz 1824. 1Bb. 1. ©. 87. 


herzogthum Poſen. 


—- 
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Tag 
Staat. urkunde. ihrer Bekannt: ¶Band dieſer Sayım 
uuuhnr machung. Lang, wo fie ſteht. 





Holen, . 


Bayern, 
Baden. 
Spanien. ' 
Polen, 


Portugal. 


Griechenland. 


Bayern. 


Bayern. 


Meiningen. 
Meiningen. 
Spanien. 

Frankreich. 
Frankreich. 


Frankreich. 
Frankreich. 


Frankreich. 
Churheſſen. 


Geſetz, die Veränderung 


























Deecret Aleranders 1, die 18. — 1835, 


Beſchraͤnkung der Def: 
fentlich£eit der Reiche: 
verhandlungen betr. 


Edict über die Geſchaͤfts⸗ 
ordnung d. Kammer Di |. 
Abgeordneten, 


















14, Apr. 1325. 


der $$. 38. u, 46, der 
Verf. betr. 


Decret, wegenErhaltung 
d. unumfchränften Ge⸗ 
walt. 


Rede Alexanders 1. bei 
Eröffnung des Reichs: 
tages. 


Verf. (Don Pedeo’s).|19. Apr. 1826. 
Berfaffung. 17. Mai 1827. 


Geſetz, die Bildung der]9. März 1828, 
Kammer d.Reichsräthe 
betr. 


Gefeg wegen Einfüh:[15. Aug. 1828, 
rung d. Landräthe, 


19. Apr. 1825. 


135. Mai 183. 


23. Aug. 1829, 
23, Aug. 1829, 
Pragmat, Sanction. 
Koͤnigl. Ordonnanzen. |25. Zul. 1880. 


Proteftat. der Deputir: 
ten dagegen. 


das Volk, 


Erklärung der Depu⸗ 
tirtenfammer. 


7. Aug. 1330, 


Sonftitutionelle Charte. 


Verordnung, die Beru: 
' fung d. Stände betr. 


7. Aug. 1830, 


23, Febr. 1825. 


29, März 1830, 


27. Zul. 1830, 


Proclamat. derfelben an 31. Zul. 1830, 


Bd. 


Bd. 


Bd. 
Bd. 


Bd. 
19, Sept. 1880. Bd. 1. ©. 606, 


1 
1 
.3. ©. 601. 
2 
2 


Bh. 3. S.134” 


1. & 175. 


1. ©. 492. 


.2. S. 29. 
. 3. ©. 35. 


2. ©. 323, 
.3. ©, 52, 
. 4,8, 197. 


‚1. ©. 1185. 


. ©. 833. 
.©. 822. 


. &.8; 
. ©. 107, 


2. ©. 103. 


2. ©. 109. 


2 ©, 112, 





Belgien. 


Churheſſen. 
Belgien. 
Preußen. 


Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen. 


Solothurn. 
Churheſſen. 
Lucern. 
Churheſſen. 
Belgien. 


Koͤnigreich 


Sachſen. 


St. Gallen. 


Zürich. 
Holftein. 


Zhurgan. 
Altenburg. 
Altenburg. 
Aargau. 
Holftein. . 
Holftein. 


Dänemark. 


Schafhaufen. 


Chronologiſche Weberficht, 


Urkunde, 
madung. 








Beſchluͤſſe der proviſo⸗ 
riſchen Regierung. 


Verfaſſungsentwurf. 
Entw. d. Verf. 27. Oct. 1880. 


Verordnung wegen derlis. Dec, 1830, 
Provinzialftände in 





Poſen. 
Verfaſſung. 28. Dec. 1830 
Berfaffung. 29. Dec. 1830 
Verfaffung. 15. San. 1831, 
.1Berfaffung. 15. San. 1831. 
Wahlgeſetz. 16. Febr. 1831. 
| Verfaſſung. 28. Febr. 1881. 
Entw. d. Verf. 11. Marz 1881. 
Verfaſſung. 11. März 1831. 
Verfaffung. |10. März 1831. 


Adreffe d. Praͤl. ic. an 


7. Apr. 1881, 
den König. Ä * 


14, Apr. 1831. 


Verfaſſung. 
PVerfaſſung. 29. Apr. 1881, 
Wahlgeſetz. 129, Apr. 1831. 
WBerfaſſung. 6. Mai 1831. 


Koͤnigl. Reſolution. 127. Mai 1831. 


Koͤnigl. Decret wegen|gg, ai 1831 
© ,..] d. Provinzialftände in] — 


Schleswig-Holſtein⸗ 
Lauenburg. 

Koͤnigl. Decret, die An: 
ordn. der Provinzial: 
ftände in Dänen. betr. 


Verfaſſung. 4. Sun. 1831. 


28. Mai 1831, 


4.u,6.0c1,1830, 


7. Dct. 1830, 


Ta Ä 
ihrer Befnunt: | Band diefer Samms 


lung, wo fie fteht. 


Bd. 


Bd. 


Bo. 








1. ©,607. 


a ner 


3. 


. ©. 230, 
G. 92, 


S. 1067. 
©, 406. 
©. 613. 
©. 678. 
©. 635, 


©. 237. 
©. 205. 


©. 435. 
©. 351. 


. ©. 726. 


. S. 462, 


©. 856. 
©. 900. 
©. 451. 
©. 728, 
©. 729. 


©, 112. 


©, 421. 
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Ta 


a: — g 
Staat. Urkunde. ihrer Bekannt: Sand biefer 
00 ‚pi | | machung. lung, wo ſie X 





Bern. Berfaſſung. 6. Jul. 1831. Bd. 3. S. 3658. 


Koͤnigreich WVerfaſſung. 4. Sept. 1831. Bd. 1. S.220. 
Sachſen. —— 
Königreich Wahlgeſetz. 24. Sept. 1881. Bd. 1. ©. AT. 
Sachſen. 1 nz. ' 
DBraunfchweig. |Entw. einer revidirten 80. Sept, 1881. Bd. 1. ©. 927. 
Landſchaftsordnung. | 
Braunſchweig. Entwickelung der Mo:|30. Sept. 1831. 186. 1. S. 951. 
Re N tiven X. Ä 1 ‚Mpitiininpi 
Naſſau.. Edict, die Vermehrung 29 ‚Det. 1831. Bd. 1 ©, 1017. 
d. Herrenbant betr...) ln 173 u 
Hannover. Ent. d. Be. 115. Nob. 1831. 190. 1. ©. 317. 


Oldenbürg. Verordn. wegen Verf u. W. Dec. 1881, 180. 1. S. 10%, 
Verw. der Landgez| en 
| Imeinden. Bu, 
Dldenbürg. Inſtruction der Aemter|2g, Dec. 1831. Bd. 1. S. 1055. 
wegen der Wahlen. | Br 


Baden. 34 Weſetz über d. Polizei 28. Dec. 1831. | Bd. 1. 6. 492. 


d. Preſſe. | 
Baden. , Geſetz über die Ehren⸗ 28. Dec, 1831. Bd. 4. S. 503. 
kraͤnkungen. un | — 
Frankreich. oc: Geſeh über die Pairie. 20. Dec. 1831. ’ Bd. 2. ©. 116, 
Baden. Geſeh uͤber die Verf. u. 31. Dec, 1881. Br, 1, ©. 511. 


Verw. d. Gemeinden. 


Baden. Gefeg über Erwetbung 31. Dec, 1831 BD. 1. ©. 539. 
we d. Bürgerrechts, 


Freiburg. Berfaffung. Aea. San. 1882. Bb. 3. 397. 

Baden. Bollziehungsordn. zum|ı3. Febr. 1832, Bd. 1. ©. 506. 
1 Preßgefege. 2 

Baden. Inftruction, den Voll] 17. Febr. 1832. Bd. 1. ©. 508. 


zug des Gefeges uber 
die Ehrenkränf. betr. 


Polen. Organiſches Statut. , |26. Febr. 1882. Bd. 3. ©. 36. 
Baden. Minifterialerlag. 29. Febr. 1832. |Bd. 1. ©. 508. 
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| Ta 
Stra — Urtunde. ihrer Bekannt⸗ 
machung. 


and dief s 
= ee fh. 


s— 27. Apr. A882, Sn 3. 6, 











Baäfel- Land: . 

ſchaft. | | 

Schwyz (dufe: — 7. Apr. 1882, 4 3. & 388, 

res Land), | 

Hannover. Declarat. d. Königs, bei 11. Mai 1832. Bd. 1. 6. W 

| Eröffnung der Stände: | 

verfammilung. Er 

Sigmaringen. Entw, der Verf. (opne Tag) 1832. Ds, 1.6, 1072, 

Sigmaringen. |Fürftl. Verordnung. 20. Mai 1832. B.1. ©. 4091. | 
ede des Herzogs von Rn 1882. Bd. 1. © 36. 


Hannovet. 
| Cambridge, bei Eroͤff⸗ 
‚ hung ber Ständeverf. 


Großh Heſſen. Edict, die Org. d. Be⸗6. *— 1832, 
hötden fuͤt die ev. Kir! 
chenangelegenh. betr. 


Großh. Heſſen. Ediet, die Org. der Kitz\6, Jun, 1832. 
henvorftände evang. u. 
Kath. Conf. betr. ° ’ 


Großh. Heſſen. Edict, das Volksfhul:|6. Sun. 1882. 
weſen betr. 









Großh. Heſſen Inſtruction für den 120. Sun. 1332, Bd. 1. ©. M. 
Oberſchutrath. iu 











Churheffer. TGefeg, die Bürgergat: 23 3. Sim. 1882. |Bb. 1. ©. Mb, 
1 .D .ı .cH ben vetr. i % 
ZTeutfchland. Die 6 Artikel der Bunz|ag, Jun. 1832. |Bd. 1. ©. 3%. 
= desverſamml. ' Kr: 
Berordn., wodurch das |28, Zul. 1832, 185. 1. ©. 50. 






Baden. 
SUB, Preßgefeg für unwirk⸗ 
fam erklärt wird. 


Braunſchweig Entw. einer neuen Land: |27. Aug. 1832, Bd. 1. S. %. 
ſchaftsordnung. 


Braunſchweig. Entw. e. Wahlgeſetzes. 27. Kg. 1832.. Bd. 1. ©. 9%. 
Braunfchweig. Berfaffung. | 12. Det. 1882 Bd. 1. ©. 1102. 


Dolen. Berotdn,, die Org: des 24. Det. 1832, ige 3. eh. 
Adminiftationsrathes nt 
betr, 
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Tas | Band diefer S 
S t a at. u r k un b ®. ihrer Bekannt: and dieler Damme 
mahung. lung, wo fie ſteht. 






Bayern. Abaͤnderungen im Land: |1832 (ohne Zag). Bd. 1. S. 1192. 
tathögefege, r 
Sigmaringen. Verfaſſung. 11, Sul. 1833. Bd. 3. ©. 532. 
Hannover. Patent, die Public. d.|26. Sept. 1833.13. 3. S. 566. 
Verf. betr. 
Hannover. Verfaſſung. 26. Sept. 1888. Bd. 3. S. 573. 


Hannover. Patent, die Beſtaͤti-⸗ 26. Sept. 1888. Bd. 3. ©, 600. 
gung des Vicekoͤnigs 
betreffend. 
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